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Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
der Aerzte, Wundärzte, Apotheker und 
Hebammen 
wegen 
Kunſtfehler oder anderer Handlungen 
oder Unterlaſſungen in Bezug auf Aus⸗ 
übnng ihrer Kunſt, 
erläutert durch merkwürdige Nedtsfälle, 


von 
Mittermaier. 
Erſter Beitrag. 





Die Frage: in wieferne Aerzte, Wundaͤrzte, Apotheker, 
Hebammen wegen des von ihnen eingeleiteten Heilverfah⸗ 
end, wenn baffelbe einen unglüdlichen Ausgang hatte, oder 
wegen Unterlafiungen verantwortlich nach Strafgefegen ge 
macht werden fönnen, ift in neuerer Zeit in allen Ländern 
Gegenftand großer Streitigkeiten vor den Gerichten gewor⸗ 
ben, während verhältnißmäßig wenige vechtswifjenichaftliche 
Erörterungen fi darauf beziehen. Eine 1811 in Berlin 
eingeleitete Unterfuchung gegen den befannten Medicinalrath 
Dr. Hom in Berlin wegen Anwendung eines befonderen 
Berfahrens gegen ein geiſteskrankes Mädchen in ber Cha⸗ 
rite veranlaßte bie Erfcheinung von Schriften zweier bes 
deutender Juriften, Schmidt in Jena und Sfalley in Bers 
In Der vorgelommene Fall wurde forgfältig geprüft, und 
Die Frage über Die gefegliche Zurechnung bes Erfolge eines 

Ariv d. Er. R. 18853. I. St. 
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‚Heilverfahrens erörtert. Der Verfaſſer des vorliegenden Auffa- 
bes hatte in diefem Archive 1819 bei Gelegenheit der Anzeige ) 
beider Schriften die Fehler, welche in ber bamaligen Unterfuchung 
vorgefommen find, bervorgehoben und verfucht, leitende Grund⸗ 
füge in Bezug auf die Beurtheilung bes unglüdlichen Er; 
folg8 ärztlicher Sunftfehler aufzuftellen. Die Hoffnung, daß 
ber Gegenſtand von Juriften genauer wifienichaftlich gepruͤft 
würbe, ift nicht in Erfüllung gegangen. Nur wenige bars 
auf bezügliche Abhandlungen deutſcher Juriſten koͤnnen an- 
geführt werben. Eine furze aber gute Erörterung verban- 
ten wir in biefem Archive Heren Gelb). Mehr oder min- 
der ausführlicher erörterten dagegen bie Berfafler ber Werke 
über gerichtliche Arzuieilunde die Trage; vorzüglich thaten 
Dies Kahner?), Henker), Siebenhaar?), Schürmayer 9), 
Friedrich I, Siebold 8), Güntner 9, Krahmer 1%, Neuhold 19). 
Nur ein Schriftfteller, Herr Iäger Hat in neuefter Zeit in 
feiner gut gefchriebenen Abhandlung über das Berhäliniß 

zwiſchen Arzt und Kranken 1%) auch die Frage erörtert, wie 
weit ftrafrechtliche Werantwortlichkeit der Aerzte und: aͤhn⸗ 
licher Perſonen begründet fei. 


4) Archiv des Criminalrechts III. Bd. S. 346 — 358, 

2) Archiv des Criminalrechts Jahrg. 1838 ©. 684. 

3) Fahner, Syflem der gerihtl. Arzneifunde II. ©. 161. 

— Abhandlung aus dem Gebiete der gerichtl. Medicin IV. 
. 61. 


5) Siebenhaar, Handbuch ber gerihtl. Medicin IT. S. 124. 

6) Schürmayer, Lehrb. der gerichtlichen Mebicin S. 436, unb 
Schärmayer, die Kunftfehler deu medie. Perfonen. Freib. 1698. 

7) VSriedrich, Handb. der gerichtl. Medicin. S. 849. 

8) Siebold, Lehrb. der gerihtl. Mebicin. S. 374, 

9) Guntner, Handb. der gerichtl. Medicin. S. 300. 

10) Krahmer, Hanbb. der geritl. Medicin. S. 382. 

108) Neuhold, Verſuch einer Darftellung ber jurid. Beurtheilung der 
medic. Sehler. Wien 1834. 

- 40b) De vinculo juris inter med et negrotentem. Amsteled 

1850. Bon pag. 55— 72 findet ia die Erörterung über die ſtraſ⸗ 
rechtliche —— — 
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Bir maffen noch daran erinnern, daß bie Frage: in 
wieferne Aerzte für den Ausgang des Heilverfahrens vers 
antwortlich feien, fchon im 16. Jahrhundert von ben Juri⸗ 
ſten in Italien verhandelt wurbe, insbeſondete bei Gelegen⸗ 
beit ber Prüfeng, ob auch dann die Töbtlichkeit einer Vers 
letzung angenommen werben bürfe, wenn durch bie fehler 
hafte oder nadyläflige Behandlung bes hinzugerufenen Arztes 
der Tod berbeigeführt wurde. Man bemerkt, daß bie Ver 
antwortlichkeit drs nachläfligen Arztes anerkannt, aber im⸗ 
mer beigefügt wurde, daß es Biel brauche, bis man bem 
Arzte den unglüdtichen Ausgang zurechnen bürfe.12) Aus 
ben Ausführungen fpäterer Italienifcher Juriſten bemerkt 
man !9), daß Strafen der Aerzte wegen Nachläffigfeit, we⸗ 
gen ber Weigerung, Hülfe. dem Kranken zu leiften, wegen 
grunblofen Verlaffens des Kranken, vorzüglich auch wegen 
gewagter Kuren erkannt wurben, Inden man vorzüglich es 
tobelnswerth fand, wenn Aerzte nova medicamenta, quo- 
rum vis incera est, moti spe quadam inanis glorio- 
lae, immanique explicandi cupiditate anwenden; zugleich 
aber ergiebt Ach, daß fchon bie damaligen Juriſten es er- 
kannten, wie ſchwierig nach dem Tode einer Perfon es ſei, 
herzuſtellen, ob ber ſchlimme Musgang wirklich dem Arzte 
zuzuſchteibden fd. Die beutichen Suriften behandelten unfere 
Trage vorzüglich bei Gelegenheit ber Auslegung der Art. 
134 CCC.; namentlich erklärt ſich darüber Böhmer, befons 
ders mit Unterſcheidung 19), ob ber Vorwurf einem Pfu⸗ 
ſcher ober gehörig beftellten Arzt gemacht wird, macht aber 
auch darauf aufmerffam, daß bei ber rohen Verſchieden⸗ 


A, barüber befonderd im Clarus rec. sent. $. homicidiam 
Nr. 43 ou, Baiardas ia den Anmerkungen hiezu. 
12) Beſondets find die Meinungen der Schriftkeller angeführt in 
de jure crimin. vol. 3 ber 80, vol. Il ‚eis. 241 und 
Ursaga a. Bosco instit, crim. lib. pag. 5 -- 1885, 
13) Med. ad CCC. art. 194. 
42 


‘ 
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Beit ber Anfichten der Aerzte felten zu hoffen ift, daß eine 
angeftellte Unterfuchung zum Ausfprechen einer Strafe füßs 
sen werde. 

Bon den neueften Strafgefeßgebungen Deutſchlands !*) 
Bat die badifch® von 1845 Cin das Leben getreten 1851) 
bie Nothwendigkeit erfannt, ber Vorſchrift 1%), daß wenn 
ben Aerzten, Wundaͤrzten, Hebärzten, Apothekern, Hebam⸗ 
men der Vorwurf gemacht werden kann, daß ſie unter den 
geſetzlichen Vorausſetzungen der Strafbarkeit der Fahrlaͤſſtg⸗ 
keit, den Tod oder die koͤrperliche Verletzung eines Men⸗ 
ſchen bei Ausuͤbung ihrer Kunſt verſchuldeten, die Strafe 
fahrlaͤſſiger Toͤdtung oder Koͤrperverletzung leiden ſollten, 
einen Zuſatz beizufuͤgen, durch welchen die Einleitung grund⸗ 
loſer Unterſuchungen wegen Kunſtfehler vorgebeugt werden 
ſollte. Es heißt daher: Iſt die Toͤdtung oder Koͤrperver⸗ 
letzung Folge eines bloßen, auf irriger Anſicht beruhenden 
Kunſtfehlers, ſo wird der Angeſchuldigte, inſoferne er inner⸗ 
halb den Grenzen ſeiner Kunſtberechtigung gehandelt hat, 
aon keiner Strafe getroffen. Das Preußiſche Strafge⸗ 
ſetzbuch von 1851 enthält in $. 199 nur eine Strafdrohung 
gegen benjenigen, welcher ohne vorichriftsmäßig approbirt zu 
fein, gegen Belohnung, oder einem befonbern an 
ihn erlaffenen polizeilihden Verbote zuwider 
Die Heilung einer Außeren ober inneren Krankheit 1%) oder 
eine geburtshülfliche Handlung unternimmt, daß jeboch 
eine Beftrafung nicht eintreten foll, wenn bie Handlung in 


414) Wir ichen die nur auf einige Punkte ſich bezichenden Vorſchrif⸗ 
ten des Balerifhen, Würtembergifchen Strafgeſetzbuchs als bes 
Tannt voraus, 

45) Badiſches Strafgeſetzbuch Art. 543. 

16) Man bemerft, daß eine aus Befälligkelt und ohne Belohnung 
vorgenommene ärztliche Hülfe nicht befiraft wird, wenn nicht ein 
befontere® Berbot vorausging. Man erficht aus Goltdammer 
Materialien 1. &. 431, daß die Frage: ob ein gegebenes Ges 
ſchenk als eigentliche Belohnung anzufehen ſei, der Cutſcheidung 
des Gerichte überlaflen werben ſollte. 


wegen Kunſtfehler ıc. 5 


einem!Falle vorkam, in welchem zu dem dringend nothwen⸗ 
- digen Beiftande eine approbirte Mebicinalperfon nicht her⸗ 
beigeholt werben fann. Cine andere Vorfchrift (der $. 200) 
bezieht ſich auf Medicinalperfonen, welche in Fällen einer 
dringenden Gefahr ohne  Hinreichende Urſache ihre Hülfe 
verweigern, während früher bie Strafe der Verweigerung 
nur für den Hall gedroht war, wenn Schaden entftand, und 
andere neue Gefegbücher 17) gleichfalls die Strafe davon 
abhängig machen, wollte das preußiiche Geſetzbuch allge- 
meine Strafe im Falle ber Weigerung eintreten laſſen. Eine 
beiondere Strafvorichrift (8 201) bezieht fich auf Hebam⸗ 
men, welche verabfäumen, einen approbirten Geburtshelfer 
berbeirufen zu laflen, wenn bei einer Entbindung Umftände 
fich ereignen, die eine Gefahr für das Leben der Mutter 
‚oder bed Kindes beforgen lafien, oder wenn bei der Geburt 
bie Mutter ober das Kind das Leben einbüßt. Auf biefe 
Weife find eigentlich zwei Falle mit Strafe bebroht, der, 
in welchem nach den eingetretenen Umftänden eine Gefahr 
für daS Leben der Mutter oder des Kindes zu beforgen if 
(aljo wenn auch Fein Nachteil in dem Kalle eintrat) 18), 
ber, wo (ungeachtet feine Gefahr da war), ber Tod ber 
Mutter oder des Kindes eintrat, weil man hier die Her- 
beirufung des Arztes deswegen vorichreiben wollte, bamit 
ſchnell conftatirt werde, ob der Tod durch Schuld der Heb⸗ 
amme eingetreten if 19). Uebrigens läßt die Fafſung bes 
$. 201 manche Zweifel entftchen, 3. B. wenn es heißt: 
Berabfäumt, einen Geburtshelfer herbeirufen zu 
lafjen: demnach würde es nicht genügen, wenm bie Heb- 


17) 3. B. Würtembergiihes $- 460 (allein das Poltzeiftrafgeieh: 
buch Art. 37 droht Strafe, wenn auch fein Schaden eintritt) fer 
ner Braunfchweig. Gefebb. $. 287. 

18) Darnach fann alfo auch eine Hebanıme geftraft werten, weldhe 
duch Ihre Geſchicklichkeit gluͤcklich Mutter und Kind rettet. 

19) Goltdammer Materialien II. S. 434, 
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amme mir bie Herbeirufung verlangt; man feägt: was 
foll denn die Hebamme nach dem Willen bed Geſetzgebers 
thun 20)7 Soviel darf man als entichieden amehmen, daß 
der Geſetzgeber doch nicht fordern wollte, daß bie Hebamme 
das Herbeirufen des Arztes wirklich bewirfte?); es 
muß gemügen, wenn ſie nur in ſolchen Fällen alles anwen⸗ 
bet, was nach den vorliegenden Umftänben des Falles (alfo 
auch mit Ruͤckſicht auf Ihre eigene Lage) vernünftiger Weiſe 
von ihr verlangt werden Fonnte, um ‚bie Herbeirufung bes 
Arztes zu bewirken. Auch kann in bem erſten alle nur 
dann eine Strafe die Hebamme treffen, wenn fie die Ges 
fahr für das Leben der Mutter oder ded Kindes wirklich 
erfannte, oder nach den Regeln der Kunft, fo weitdie Kennt⸗ 
niß derſelben von ihr verlangt werden fonnte, Hätte erken⸗ 
nen müffen. Ueber die Zurechnung der eigentlichen Kunſt⸗ 
fehler der Aerzte enthält das neue Strafgeſetzbuch Feine 
Vorſchrift. Schon früher hatte Church Reſkript vom 7. 
Auguft 1820) das preußiiche Yufkigminifterium bie Anficht 
wuögeiprochen??), daß eine wirkliche Eulpa vor das 
Forum bed Eriminalrichterö gehöre, nicht aber der Fall, wo . 
ber Arzt aus Unwiſſenheit fehlt. Ein Fehler des Willens 
(agt das Refkript), infoferne man hierunter auch den Fall 
der unterlaftenen Aufmerfiamfeit, zu welcher das Geſetz und 
fein Beruf ihn verpflichtete, begreift, worauf ſich das Ges 
biet des Criminalrichters beichränfen muß, ift in dem letz⸗ 
ten Falle um fo weniger vorhanden, als der Arzt durch 


/ 


20) Denfe man fi den Fall, wo durch die lange Geburtsarbeit 
die Hebamme ganz erfchöpft ift, auf dem Lande, entfernt nıchrere 
Stunden von dem Wohnorte eines Arztes, ploötzlich den Tod ber 
Gebährenden fieht, im Haufe vielleicht nur eine Berfon ift, die mit 
der Verflorbenen beihäftigt, oder durch den Todesfall ſchwer 
erfhüttert ift und nicht Luft bat, dem Befehle der Hebamme zu 
folgen und den Arzt zu holen. 

21) Temme, Gloſſen zum Preuß. Strafgeſetzbuch S. 256. 

22) Mannkopf des Preuß. Strafredht. S. 351. 
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Die nach vorgängiger Prüfung erhaltene Approbation zu ber 
Meinung bereihtigt wurde, baß es ihm an ben zur Aus» 
üßung der Heilkunſt erforderlichen Kenntniſſen nicht fehle, 
Das neue Strafgefegbuch enthält nun Im $.202 eine Vor⸗ 
ſchrift, welche zwar nur auf Baumeifter und Bauhandwer⸗ 
fer fich bezieht, aber in Bezug auf bie Verantwortlichkeit 
der Sachverſtaͤndigen einen Grundſatz aufftelt, der in ber 
Rechtsübung leicht auch auf Yehler der Aerzte ausgebehnt 
werben fönnte. Nach $. 292 teitt Strafe ein, wern ber 
Baumeiſter wider die allgemein anerlannten Regeln ber 
Baukunſt bergeftalt gehandelt Habe, daß Hieraus Gefahr 
für Andere enifieht. Auf dieſe Weile wird bei Sachver⸗ 
ſtaͤndigen auch bie bloße Unwiſſenheit der Culpa gleichgeftellt, 
Wir werden unten nachweiien, baß eine ſolche Anficht mit 
Gerechtigkeit nicht auf bie Kunftfehler der Aerzte, Wund⸗ 
ärzte auögebehnt werden fann?9. Das neue öfterreichhs 
ſche Strafgeſetzbuch ftellt in dem zweiten Theile von Ver⸗ 
gehen und Uebertretungen unter bem Geſichtspunkt 
von den Vergehen gegen die Sicherheit bes Lebens in $$. 
343 — 59 eine Reihe von Vorfchriften auf, welche ſich anf 
Aerzte, Wundärzte, Apotheker u. A. beziehen. Nach $ 
343 ift Strafe demjenigen gedroht, welcher, ohne einen Arzt- 
lichen Unterricht erhalten zu haben, und ohne geſetzliche Des 
techtigung zur Behandlung von Kranken ald Heil» ober 
Wundarzt dieſe gewerbmäßig ausübt oder insbejondere fich 
mit der Anwendung von animalifchen oder Lebensmagne⸗ 
tismus ober Aetherbämpfen befaßt. Die Strafe richtet fich 
nach der Länge ber Zeit, im welcher er dad unerlaubte Ge⸗ 
häft getrieben Hat und nach der Größe des zugefügten 


23) Soltdammer in Materialin S. 435 bemerkt nur, Daß eine 
folge Ausdehnung nicht unbedenklich iR. 
Diefen im Bol von 4803 bi 
, 98 u — — * —————— im 
neuen Gefeßbuqhe vor. 


q 
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Schadens; im Falle bes durch fein Berfchulden ers 
folgten Todes eines Menichen wird er wegen bes Vergehens 
nach $. 335 beftraft?5). Eine Reihe von 88. (334 — 55) 
bezieht fich auf die Vergehen, welche Apothefer in Bezug 
auf die Ausübung ihrer Kunft verüben. — Nach $. 356 
fol ber Heilarzt, welcher bei Behandlung eines Franken . 
folche Fehler begangen hat, aus welchen Unmiffenheit am 
Tage liegt, wenn daraus eine ſchwere Förperliche Beichäbis 
gung entftand, wegen einer Uebertretung, und wenn Tod ers 
folgt, wegen Vergehens beftraft werben, und es. ift ibm bie 
Ausübung der Heilkunde fo lange zu unterfagen, bi8 er in einer 
neuen Prüfung die Nachholung der mangelnden Kenniniffe 
nachgemwiefen hat 2%). Nach $. 357 tritt dieſe Strafe ein, 
wenn ein Wundarzt bie erwähnten Folgen buch ungefchidte 
Dperation eines Franken herbeigeführt hat?). Rad 
$. 113 foll der Arzt oder Wundarzt, welcher einen Fran, 
fen übernommen bat, und nach ber ‘Hand benfelben zum 
merklichen Rachtheil feiner Gefunddeit wefentlich vers 
nachtäfftgt zu Haben, überführt werben kann, mit Gelbfteafe 
bis 200 fl., und wenn ber Tod ober ſchwere Verlegung ein- 
teat, mit Arreſt nad) $. 335 beftraft werben. _ 

Wir find überzeugt, die befte Grundlage für unfere 
Unterſuchung und die Aufftelung leitender Grundſaͤtze zu 
finden, wenn wir bie verfchiebenen Fälle, in welchen in Deutſch⸗ 


25) Nach diefem $. 335 wird, wenn Verſchuldung eintrat und hier⸗ 
aus der Tod erfolgte, Strafe von 6 Monaten bi 1 Jahr ers 
fannt werden. Man bemerkt, dag das öfterreichifche Geſetz rich⸗ 
tiger, als dies in andern Ländern gefchieht, nicht nad den Mes 
geln der Goncurrenz eine doppelte Strafe eintreten läßt. 

26) Nach dem Geſetzbuch von 1803 $. 110 trat die Strafe nur 
ein, wenn er nah dem Erfenntniffe der Fakultät folde 
Fehler begangen Hat, und nur wenn der Kranfe ftarb ober in ten 
Stand der Siechheit und Erwerbsunfähigfeit verfeßt wurde. 

ZI) Rah $. 112 des Geſetzbuchs von 1803 trat die Strafe ein, 
wenn bei einer unſchicklichen Operirung der Krante flarb 
ober weſentlich verunglückt wurde. 
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land und andern Ländern Unterfuchungen wegen Fehler ber 
Aerzte, Wundaͤrzte u. A. eingeleitet wurden, und die bei ber 
Beurtheilung dieſer Faͤlle aufgeftellten Anfichten näher dar⸗ 
ſtellen. Der oben beſprochene, in Berlin 1811 vorgekom⸗ 
mene Fall iſt bereits in dieſem Archive ausfuͤhrlich eroͤrtert 
worden. Wir beſchraͤnken unſere Darſtellung auf die in 
neuerer Zeit vorgekommenen Fälle 28), da darin am Beſten 
der gegenwärtige Stand der Anfichten ber Aerzte und ber 
Gerichte erkannt werben Tann. 

In einem alle wurde eine Unterfuchung gegen einen 
Mann eingeleitet, welcher mit der Kur fogenannter außerer 
Schäden fich beichäftigte. Ihm Batte fich ein Mäbchen an- 
vertraut, das an einem anfangs nur hafelnußgroßen, bald 
aber zur Größe eines Hühnereies angewachſenen Knoten 
unter der Haut an der rechten Schulter litt. Der Mann 
verſprach ihr Heilung, gab ihr Can ſich ganz unichäbliche) 
Salbe, ‚die aber nicht Half, fo daß die Geſchwulſt größer 
wurde, bald in ein Geſchwuͤr überging, das dann, nachdem 
der Pfuſcher heiße Bretumfchläge verordnet hatte, aufbrach. 
Der Ipäter herbeigerufene Wundarzt Eonnte nicht mehr hel- 
fen, und die Kranke ſtarb. Es ergab fich, daß fie an dem 
fogenannten Markſchwamm gelitten hatte. Das ärztliche 
Gutachten ging dahin, daß bie Verftorbene das Opfer ein- 
zig und alkein jener inneren, allgemein faft immer töbtlichen 
Krankheit geworben ift, welche von früheren Aerzten Krebs, 
jeßt aber Markſchwamm genannt wird. Daß gegen biefe 
Krankheit nach dem jehigen Stande ber Wifjenichaft es Feine 


28) Bon den in früheren Sammlungen vorgefommenen Fällen (wos 
rauf vorzüglich Siebold Lehrb. der gerihtl. Medicin $. 403 bie 
418 Rückficht genommen hat) führen wir befonders an: Henke, - 
Zeitfchrift für Etantsarzneifunde, 21 Bd., — Hft. S. 222, 
31. Band, ©. 111. 34. Band S. 72. 37. Band ©. 41. 288. 
50. Band ©. 405. 41. Band Seite 1. 43. Band ©. 127. Ball 
in Tertor neue Ghiron 1. Bh. 1 Stück S. 1. Fall in Siebold 
Seurmal IX. ©. 683. 
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Heilmittel giebt, daß der Pfuſcher durch ſeine allen ver⸗ 
nünftigen Heilanzeigen enigegengefegte Behandlung zwar 
nicht den Tob ber Kranken bewirkt, weil dieſer nach ber 
Natur ber Srankheit ımvermeidlich war, aber wahrſchein⸗ 
lich durch feine Behanblung ben Tob beichleunigt hat. Das 
Gericht ſprach Hierauf den Pfuſcher von dem Verdachte, 
‚ ben Tod bes Mädchens verſchuldet zu haben, frei, es wurbe 

aber polizeiliche Beftrafung wegen Bfufcherei ausgeiprochen 2°), 
In einem andern Falle war eine Unterjuchung gegen eine 
Hebamme wegen verurfachten Todes einer Kreifienden ein- 
geleitet, Die Hebamme war zu einer mit Zwillingen hoch⸗ 
fehwangeren Yrau um 7 Uhr Abends gerufen, fand ihre 
Hülfe noch nicht zeitgemäß, Fehrte um 10 Uhr auf wieder 
holten Ruf zuräd; ein lebendiges Kind wurde nun zur Welt 
gefördert; bald darauf ftarb die Mutter, bevor bie zweite 
Frucht geboren war. Die Hebunme hielt die Herbeirufung 
eines Geburtöhelfers für überfläffig, legte auch Feine Hand 
an, um das zweite Kind aus dem Mutterleibe zu entfer 
nen. Der erft 4 Stunden nad) dem Tode der Mutter zus 
fällig dazu kommende Wundarzt machte den Kaiſerſchnitt, 
konnte aber Das todte Kind nicht wieder beleben. Die vor⸗ 
genommene Unterſuchung ergab das Reſultat, daß der Tod 
ber Mutter die Folge ploͤtzlicher Erſchöpfung war, daß die 
Emibindung bie Momente geliefert haben muͤſſe, aus denen 
bie tödtliche Erichöpfung hervorging, und biefe die Wirkung 
wirklicher Verblutung war und daß ber Tod des Kindes 
als Folge bes Ablebend ber Hutter angeſehen werben müffe. 
Das Gutachten prüfte umftändlich, ob Fehler von Seiten 
ber Hebamme vorlagen, fand 6 folche Kunſtfehler (grunds 
Iojes Sortgehen, nachdem die Geburt als nahe bevorftehend 
angezeigt war, Unterlaſſung ber Sorge, bag ausreichendes 


28) Schäffer (Preuß. Sanitätsrath und Kreisphuflfus) Sammlung 
gerichtsarztlicher Butachten, Berlin 1852) S. 190 — 204, 


wegen Kunſtfehler ıc. 11 


ba war, Geſtattung, daß bie Geburt im Ste⸗ 
hen geſchah, Unterlaſſung der nothwendigen Huͤlfe, um die 
Blutung zu ſtillen, und Unterlaſſung jedes Verſuchs, um 
das nach dem Tode der Mutter zuruͤckgebliebene Kind 
zu retten) Mit guten Gruͤnden weiſt aber das Gutachten 
nach, daß nicht. nachzuweiſen if, daß bie von ber Hebamme 
begangenen Fehler den Tod ber Mutter und ihres Kindes 
oder eines von beiden bewirkt haben, indem nicht zu ers 
weiſen ift, baß der Tod mit Wahricheinlichkeit abzınvenben 
geiveien wäre, wenn jene Fehler nicht gemacht worden. Auf 
den Grund dieſes Gutachtens wurde wegen Todtung Feine 
Unterfichung gegen bie Hebamme eingeleitet, und dieſe nur 
polizeilich beftraft. 29) 

- in einem britten Falle hatte eine Hebamme!) auf An: 
trag ber Dienfiherrichaft eim junges Mädchen wegen an« 
geblichen Verdachts der Schwangerichaft unterfucht. Das 
Mädchen ſtarb dann, und die Beichuldigung Tag vor, Daß 
die Hebamme bei ber Uinterfuchung die Perſon ſehr roh 
behandelt und fo den Tod verurfacht Habe. Die Unterfuchung 
der Leiche zeigte aber, daß folche gefährliche Verletzungen 
richt zu eriweilen waren Daß, wenn aber auch bie rohe 
Behandlung vorgekommen wäre, fie fich nur auf Die Außer 
Geburtötheile erftredte, baburch aber der Tod nicht bewirkt 
werben fonnte, daß ber Tod vielmehr durch Magenent⸗ 
yindung umb Diele (wahrſcheinlich) durch verſchlucktes Gift 
verurſacht worden ſei. Bon einer Beſtrafung konnte ber 
greiflich Hier nicht Die Rebe fein. 

Eine merkwürdige Berhandlung mar durch folgenden 
Barfall veranlaft. Ein Mann, welcher buch einen Fall 
auf dem Eiſe einen Querbruch ber vechten Knieſcheibe eve 
Iitten hatte, ohne Beitziehung eines Arztes bach fo herge⸗ 


0) Shäffer Gutachten, S. 05 — 292. 
31) In Schaͤffer, ©. 292 ıc. 
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ftellt wurde, daß er am Stocke gehen konnte, wendete ſich, 
da das Bein etwas fteif wurde und das Knie nicht gut 
gebeugt werben Tomte, nad) einem Jahre an einen Wund⸗ 
arzt, welcher bie völlige Wieberherftellung dadurch zu bes 
wirken fuchte, baß er durch eine Schußwunde die Bruch⸗ 
ſtuͤckke der Knieſcheibe mund machte, und dann organiich wies 
der vereinigte, hiezu mit einem Terzerol, das er an bie ins 
nere Seite ber Knieſcheibe fegte, eine Kugel durchſchoß, bie 
jedoch nicht durchging, fondern an der Außeren Knieſcheibe 
ſitzen blieb. Der Wundarzt machte hierauf die fuhcutane 
Durchſchneidung ded geraden Schenfelmustels um bie Ans 
näherung beider Snochenfragmente zu. erleichtern. Es trat 
Entzündung ein; Aerzte wurden beigegogen, und . obwohl 
der Kranke mit feinem Zuftande zufeieden war, und, 
zwar mit fteifem Knie aber boch fchnell und ficher ger 
ben Fonnte, wurde Unterfuchung gegen den Wundarzt eins 
geleitet, nachbem ein Medicinalrat5 das Gutachten gegeben 
hatte, daß der Wundarzt nach. den Regeln und Erfahrungen 
der Wiſſenſchaft nicht in Ausficht ftellen durfte, daß das 
von ihm eingeleitete Verfahren eine Bereinigung ber gebro- 
chenen und getrennten Fragmente der Knieſcheibe zu Stande 
bringen würde. Das Mebieinalcollegium aber ging in fels - 
nem Gutachten davon aus, DaB das Ungewöhnliche jener 
‚neuen Operation feinen Grund zu einer Beichulbigung ger 
gen benjenigen gebe, ber Died Berfahren angewandt. “Die 
Wahl des vom Wundarzt angerwendeten Mittels wird zwar 
im Allgemeinen nicht ald ganz ungeeignet erklärt, allein in 
Bezug auf ben einzelnen Fall verworfen, weil der Wundarzt 
eine Operation angewendet, beren übler Ausgang bei dem 
vorliegenden Beinleiden zu dem Ruben nicht im Berhälts 
niß ftand, welchen der Wundarzt nur mit fehr geringem 
Grade von Wahrfcheinlichkeit zu erwarten berechtigt war. 
Die 4. wiflenfchaftliche Deputation für das Mebicis 
nalweſen in Berlin fam zu dem Ausfpruche, daß das von 
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dem WBunbarzi eingeleitete Heilverfahren bem Zuſtande des 
Kranken nicht angemeflen geweien, nach den Regeln ber 
Smft ſich vernänftigeriweife nicht annehmen ließ, daß ber 
verfolgte Zweck erreicht wuͤrde, baher das Berfahren allen 
Regeln der ärztlichen Kunſt zumwiberlaufe, daher der Wund⸗ 
arzt fi in Anwendung dieſes Verfahrens verwerflich bes 
nommen, jedoch einer bleibenden Beichäbigung des Kranken 
ſich nicht fchuldig gemacht Habe. Dies Gutachten iſt ein 
fehr bemerkenswerihes, weil es ben. richtigen Weg bezeich- 
net, der bei ſolchen Beurtheilungen den Sachverfländigen 
und Richter Teiten muß; es wird gezeigt, daß wenn ber 
Wundarzt den Heilverfuch machen wollte, bie getrennten 
Bruchſtũcke aufs Reue in einen Zuftand der Reizung zu 
verſetzen, in welchem fie bie plaftifche Subſtanz ausfchwigen, 
durch deren Organiſation eine neue Knochenſchicht entſteht, 
die chirurgiſche Erfahrung entſcheidet, daß hierzu verſchiedene 
Grade der Reizung als geeignet betrachtet werden können, 
baß aber bei bee Anwendung bexfelben ed auf gewiſſe Bes 
dingungen ankommt, (nämlich, daß Fein fremder Körper 
zwiſchen den Bruchtheilen zurüdbleiben barf, und bucch bie 
Behandlung im benachbarten Gelenke nicht eine Entzündung 
bervorgerufen werden darf). Nach dem Gutachten aber 
fonnte dad von dem Wundarzt- (mittelft Schufles) ange- 
wandte Verfahren biejer Forderung nicht entfprechen. Das 
Gutachten ftellt den (gewiß richtigen) Grundſaß auf: Zu 
einer Operation, deren Gefahren zu ben zu befeitigenden 
Beichwerben in feinem Verhaͤltniſſe ftehen, und wobei über» 
dieß Die Gefahren und Nachtheile mahricheinlicher find, als 
die möglichen Vortheile, ift ein Wunbarzt nie berechtigt ?9. 

Ein zweiter Fall bezieht ſich auf eine burch die De 
mmtlation eined Arztes gegen einen Andern veranlaßte Un⸗ 


er Vierteljahrsſchrift für gerichtl. Mediein. Berlin 1852. 
Br. ©. 1 — 20. 
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terſuchung ?). Es liegen hier eigentlich zwei Faͤlle vor 
In einem Falle Hatte ein Mann, welcher auf dem Eike 
ausglitt, das Unglüd, den Unterfchenfel zu brechen. Der 
berbeigerufene Arzt erflärte am 2. Februar, daß ber Bruch 
von ber Art fei, daß er unter ben eintretenden ungünftigen 
Berhältniffen die Amputation erheifche, worauf der Arzt 
den Pappverband anlegte, um die getrennten Knochen in 
unverrüdter Rage zu erhalten. Der erft nach 5 Tagen 
wieder zum Kranken gelommene Arzt fand den Fuß ge 
ſchwollen, machte den Verband Ioder und als fpäter fich 
eine Geſchwulſt bildete, wurde der Zuß mit Chlorkalk vers 
- bunden; e8 kam der Brand dazu und num erfolgte erfi am 
5. März die Amputation. Rad) dem erften Gutachten war 
der Beinbruch Feine Veranlaffung zur Bildung bes Bran- 
bes, fonbern dieſe lag in dem mangelhaften Verbande und 
in der Bernachläfligung und unzwedmäßigen Behandlung 
bed Verletzten. | | 
Das in böherer Inftanz erftattete Gutachten erkennt 
bie Schwierigfeit an, über bad Heilverfahren eines Arztes 
zu richten, ba hiezu pofttive Gefehe in der Wiſſenſchaft 
fehlen und ber einmal zur Praris zugelaffene Arzt als fein 
eigener Geſetzgeber zu erachten fei, ferner auch, daß in dem 
vorliegenden Falle die Anhaltspımfte zu ber Beurtheilung 
fehlten®. Das Gutachten ber hoͤchſten Mebicinalbehörbe 
prüft mın die Handlungsweile des Arztes, und koͤmmt zu 
ganz anderen von benen bes Medicinalcollegiums abwei⸗ 
chenden Anfichten über die Art der Anlegung des Berbans 
bes und über bie Mittel dem Fortichreiten des Brandes an 


33) Caſper Vierteljahrsſchrift. IL Bd. 2. Heft. ©. 173. 

34) Häufig fann nur der Arzt, über deſſen Verfahren gerichtet wer: 
den foll, die Materfalien der Beurtheilung angeben, da nur er al⸗ 
lein über die Folgen einer Kur und den Zuftand des Kranfen Auf⸗ 
Härung geben kann. Soll man nun hier die firengen Grunbfäge 

: anwenden, baß dem Angefchuldigten Fein Glaube zu ſchenken if? 
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bem Bliebe entgegenzuwirken. Wir erfahren, daß bie Wiſ⸗ 
ſenſchaft verſchiedene folche Mittel kennt, und merkwuͤrdig 
find die Worte bes Gutachtens (S. 169) Wenn Dr. X. 
einem biejerMittel (namlich der Kälte) den Vor⸗ 
zug gegeben Hat, fo ift Dies jeine Sache und hat 
er dies allein mit feinem Gewiſſen auszuma 
Ken, bie Mebichnaldeputation erklärt darnach, daß fie an 
der ärztlichen Behandlung von Seite des Dr. X, feinen 
Lunſtfehler finden könne; dagegen kann fie ben Arzt von 
dem Vorwurfe bes Mangeld an gehöriger Aufmerffamteit 
und Sorgfalt (da der Arzt, während er bie Gefahr, in 
welcher ber Verletzte ſchwebte, erfannte, ben Kranfen nicht 
Siter befuchte) nicht freifprechen; das Gutachten fett aber . 
Binm: obwohl wir die Schwierigfeit nicht vers 
kennen, weldye dem Arzt in der Fleinen Provin— 
ztalftadt beim -Befuche auswärtiger entfernter 
Kranken in dem Wege ftehen. 

In einem anderenalle®5) wurden dem Arzte inBezug 
auf geburtshülfliche PBraris mehrere Fehler vorgeworfen. 
In Bezug auf einige dieſer VBeichulbigungen ging das Guts 
- achten fogleich darüber hinweg, weil e8 an beftimmten Ans 
haltspunkten fehlte, 3. B. wenn der Vorwurf darauf ging, 
daß der Arzt die Wendung nicht machte, während gar nicht 
mehr conftatirt werben Eonnte, ob das Kind eine Kopf 
oder Querlage hatte. 

In einem Falle aber hatte ber Arzt, da er ben Kopf 
in ſchiefer Stellung fand, einen Tanganbauernden Verſuch 
wu Wendung gemacht, um, wie er angab, den Kopf in 
eine günftigere Stellung zum Beden zu bringen; da ein 
bedenklicher Blutfluß eintrat, und der Vorjchlag des Arz⸗ 
tes, bie Zange anzuwenden, abgelehnt wurde, fo wurde ein 
anderer Arzt gerufen, ber zur Ruhe und Abwarten rieth, 


85) Gafper Viertelſahroſchrift .e ©. 18. 
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während ein anberer Arzt für fchleunige operative Entbin⸗ 
bung ſtimmte. Es wurde eine Operation gemacht, (bie 
mit der Zange mißlang). Die Frau farb. Die Beichuls 
bigungen gingen bahin, baß ber Arzt durch den Operations: 
yerfuch einen Kunftfehler begangen, daß in Folge davon ber 
Gebaͤrmutterblutfluß und der Tod entftanden ſei; allein die 
wiſſenſchaftliche Deputation erkannte, daß zwar ber Arzt eis 
nen leichtfinnigen und voreiligen Eingriff in das Geburts: 
geſchaͤft ohne alle Indikation unternommen, zu einer Zeit, 


wo bie Ratur noch im Stande war, bie fdhiefe Stellung 


bes Kopfes bei guter Wehenthätigkeit zu regeln; allein es 
wird fein Sunftfehler angenommen, da viele Geburtshelfer 
das von bem Arzte beobachtete Verfahren billigten und bie 
Operation ohne ben Hinzutretenden Gebärmutterblutfluß 
wahrfcheinlich ohne üblen Folgen verlaufen fein wuͤrde 39). 
In einem andern alle, in welchem ber Vorwurf darauf 
ging, daß die Perforation unzgwedmäßig und nicht in ber 
funftmäßigen Reihenfolge gemacht war, wies bie wiffen- 
fhaftliche Deputation bie Vorwürfe bes Kunftfehlers auch 
dadurch zurüd, daß den meiften Aerzten auf dem Lande bie 
Gephalotripfte noch nicht genügend bekannt fei®”). 

Unter den neueren Fällen ift ein in Würtemberg vor- 
gefommener Fall bemerfenswerth, weil er Far zeigt, in 


‚ welcher mißlichen Lage Geburtshelfer fich befinden, vorzuͤg⸗ 


lich wenn ber Staat durch gewiſſe zu allgemein gefaßte 
Borichriften ben Aerzten, Geburtshelfern u. A. Pflichten 
auferlegen will, welche in manchen Fällen ganz paflend fein 
mögen, aber in vielen anderen nicht aufgelegt werben koͤn⸗ 
nen, wo dann folche Vorfchriften oft Denuntiationen neibts 


36) Darüber, ob der Arzt bu feine Handlung (theilweiſe vöfung 
der Placenta) den Blutflug berbeiführte, ließ nicht entfäeh 
den, da bie ng — nicht mehr herzuſtellen waren, 
von deren Beſchaffenheit die Beurtheilung abhing. 

37) Caſper Vierteljahrsfchrift 1. c. ©. 191. 
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ſcher, leidenſchaftlicher Sollegen und grunblsie Unterfuchum⸗ 
gen veranlaffen. Es ſpricht Vieles dafuͤr, um jede vorge⸗ 
kommene Nachlaͤſſigkeit oder Unwiſſenheit von Seiten dev 
Hebammen ober Geburtshelfer ficher zu entdecken, dieſen 
Berionen, werm ein unglüdlicher Ausgang einer Entbindung 
eintrat, ſchleunige Anzeige bei ber vorgeſetzten Behörde zu 
machen. Wir werben aber unten auch bie Bebenklichkeiten 
ſolcher Vorſchriften zeigen. Eine joldhe Vorſchrift. dieſer Art 
beſtand auch in Wuͤrtemberg. Ihre Anwendung kam im 
nachſtehenden Falle zur Sprache 3°). Ein praktiſcher Arzt wurde 
zu einer Gebährenden gerufen, er fand eine unvollftändige 
Seitenbauchlage, verfuchte dann eine Wendung, bie aber 
nicht gelang, forderte einen zufällig anweſenden aber fuss 
pendirten Geburtshelfer auf, ebenfalls die Wendung zu mas 
hen, die nicht zum Ziele führte, worauf er ber Kreiſſenden 
Rube laſſen wollte. Da ein fpäterer Wendungsverfuch wies 
ber mißlang, fo entfernte fih um 11 Uhr der Arzt, ber 
(wegen der Schlaflofigfeit in ber vorigen, in Berufsgeſchaͤf⸗ 
tn zugebrachten Racht und ber legten Anſtrengung) fehr er⸗ 
müde war; er wurde um 1 Uhr wieder gerufen, fand 
eine große Wehenthätigkeit, machte einen Wendungsverfuch, 
erfannte nach der Rage der Umftände Gefahr für die Mut⸗ 
ter, und nahm die ‘Berforation vor, die lange dauerte. In 
Folge ber Lungenlähmung trat ber Tod der Mutter ein. 
Unterfuhung wurbe eingeleitet. Nachdem das Gutachten 
bes Oberamtsarztes ſich für das Dafein von Kunftfehlern 
ousgeiprochen hatte, gelangten bie Alten an bie Kreisregie⸗ 
rung, welche von dem Medicinalcollegium ein Gutachten 
forderte, bie Akten an den Griminalfenat fenbete, welcher 
aber nicht ber Anficht war, baß die Sache vor fein Forum 
gehörte, worauf die Kreisregierung ein Exfenntniß fällte, 


38) — Annalen der Staatsarzneifunde, VIII. Bd. ©. 306 
Achio d. Grim. R. 1853. 1. St. 3 
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in welchem angenommen wurde, baß ber Arzt unter nicht 
gehöriger Beobachtung der Umftänbe der Gebährenden, ben 
richtigen Moment für die vorzunehmende Kunfthülfe ver« 
faumte, und daß er hoͤchſt wahricheinlich bei der Zerflüdes 
lung bes Kindes nicht mit der nöthigen Vorficht zu Werke 
ging und es verfäumte, zu dem -Ichwierigen Geburtöfalle 
einen zweiten zur geburtshülflichen Praris Tegitimirten Kols 
legen beizuziehen. Die erkannte Strafe war Geldſtrafe. 
Wir werben auf bie in biefem Kalle zur Sprache gefoms 
“ menen Grundfäge unten twieber zurüdfommen. 

Ueber bie Zurechnung der Yolgen der Unterlaffung 
sechtzeitigen Krankenbeſuchs von Seite des gerufenen Arztes 
Hegt aus neuefter Zeit ein fehr zu beachtender Rechtsſpruch 
bes E. E. öfterreichiichen Caffationshofs vor?Y). Ein Arzt 
wurde um 4 Uhr Morgens zu einer an ber Cholera er» 
krankten Perfon gerufen, erklärte, daß er felbft an einem 
gichtifchen Augenübel leide, und vor genoffenem Fruͤhſtücke 
einen derartigen Beſuch nicht machen könne, verorbnete 
zweckmaͤßige Mittel, erklärte, ald er um 6 Uhr wieber ges 
rufen wurbe, daß er fogleich Fommen würde, wenn er ges 
frühftüdt Hätte, Fam auch um 8 Uhr zur Kranken, was 
aber ſchon zu fpät war. Die Kranfe farb um 10 Uhr. 
Nach eingeleiteter Unterfuchung wurde ber Arzt von dem 
Gerichte wegen Uebertretung bed $. 113 des Geſetzb. zur 
Geldſtrafe verurtheilt?%). Die Gerichtsärzte hatten in ber 
öffentlichen Sitzung erklärt, daß fie Die Frage: ob ber 
Kranke duch bie VBernachläfligung einen wirklichen Rache 
theil gelitten babe, weder beftimmt noch mit Unwahrſchein⸗ 
lichkeit bejahen koͤnnten. Die Enticheidungsgründe entwi⸗ 
deln mit großer Klarheit, daß der $. 113 völlig anwend⸗ 


39) Allgemeine öferreihifhe Gerichtszeitung 1851 ©. 739. 
40) Diefer $., deſſen Inhalt oben bereits mitgetheilt wurde, finbet 
fih ebenfo im neueren Geſetzbuche von 1852. 
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bar fei, indem ber Arzt dadurch, daß er um bie Krankheits⸗ 
erſcheimmgen ber Perſon fich erkundigt, baran die Symp⸗ 
tome ber Cholera erkannt, für Diefelbe ein Rezept verfchrieb, 
bie erforderlichen Inftructionen ertheilte, gezeigt habe, daß ex 
bie Behandlung ber Kranken übernommen hätte, 
daß er aber auch einer wefentlihen Vernadläffis 
gung fhuldig fei, da er die Kranke erft nach 6 Stunden 
bericht, während er wiffen mußte, baß eben bei ber Cho⸗ 
lera die Gefahr in der Fürzeften Zeit fleige, wenn nicht fo» 
gleich die erforderliche Hülfe geleiftet würde, daß bie Sranfe 
aber auch wirklichen Rachtheil erlitten Habe, weil wenn auch 
nicht zu beweiſen ift, daß bie Kranke durch rechtzeitige Hülfe 
gereitet worden wäre, fie durch Die Zuficherung bed Arztes, 
daß er fie befuchen würde, um bie EN einer andern 
ärztlichen Hülfe gebracht worden. 

Wir wollen nın von ben ausländilchen Rechtöfpriichen 
über den vorliegenden Fall vorerft die englifchen mittheilen, 
weit in England ſchon fehr früh Darüber die Praris fich 
ausfprach und aus neuefler Zeit merkwürdige Fälle vorlies 
gen. Die früher über die Frage in England aufgeftellten 
Anfichten über die Verantwortlichkeit der Aerzte Bingen mit 
ber Einrichtimg zufammen +1), baß unter Heinrich VII, 
bem Kollegium der Aerzte, in welches nur biejenigen zuge⸗ 
laſſen wurden, welchen ber Bilchof von London nach gehoͤ⸗ 
riger Prüfung bie Erlaubniß ertheilt hatte, das Priviles 
gium gegeben war, A Benforen zu ernennen, welche jebem 
Arte, der einer malpractice ſich ſchuldig machte, und jeden 
mberechtigten Ausüber ärztlicher Kunſt ftrafen durften 
In der früheren Zeit 42) bildete fich nun bie Anftcht aus, 


in Eine gute Abhandlung über die Frage finbet fih in ber englis 
348 chrift (he Law Magazine Heft X]. p. 121. 
ee a in den alten Nedtsbüchern aus dem Kin. Jahrhundert 
im Britom cap. 5. 36 im Horn. Miror of justice c, 256 
— Beſtimmungen über Strafen gegen Aerzte vor, welche bei 
Ausübung ihrer Kunſt Fehler machen, = 
2 
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baß wenn bei Ausübung ber Arztficken Kunſt Durch Unge⸗ 
ſchicklichkeit ein Nachtheil zugefügt würbe, zwiſchen dem zur 
Praris Unberechtigten und dem gehörig berechtigten Arzt oder 
Wundarzt unterfchieben werden müfle, und baß nur der 
Erfte wegen imglüdlichen Ausgangs ober wegen feiner Feh⸗ 
ler beftraft werben fol*3). Noch bei Bladftone **) koͤmmt 
auf ben Grund ber Autorität von Loke, M. Hale eine folche 
Anficht vor. Erſt fpäter erfannte man die Nothwendigkeit 
das Publikum gegen die Rachläfligfeit aller Aerzte und 
Aundärzte, fie mochten zur Ausübung der Kunft berechtigt 
fein oder nicht, in Schug zu nehmen, und fo finden wir fett 
30 Jahren häufiger Strafverhandlungen gegen berechtigte 
Herzte und ähnliche Perfonen wegen Nachläffigkeit. Es Fam 
nur darauf an, daß die Geſchwornen gehörig über die Schulb 
ſprachen und hiezu von den Richtern bie nöthige Anmwelfung 
erhielten. In dieſer Beziehung find die Schlußvorträge 
(Charges) der engliihen Richter beachtungsmwürdig. Als 
1807 ein fehr erfahrener, 75 Jahre alter Geburtshelfer 
Williamſon angeklagt wurbe, weil er aus Unfennmiß in 
Bezug auf prolapsus uteri, nach der Entbindung ben zu⸗ 
rüdgebliebenen Theil der placenta zu heftig herauszog, 
worauf bie Frau ſtarb, erflärte Lord Ellenborough den Ges 
ſchwornen, daß um wegen Töbtung Strafe annehmen zu 
fönnen, entweber böfer Vorſatz oder die größte Unwiſſen⸗ 
heit bewieſen fein müßte. Bon dem Erften wäre hier Feine 
Mede, in Bezug auf die Zweite ließe fich bie Annahme 


43) Es ſcheint nad den geſchichtlichen Nachrichten, daß in der bas 
maligen Zeit, wo die Arzneifunde auf einer niedrigen Stufe fand, 
das Publifum, das die Verhältniffe nicht beurtheilen konnte, bei 
dem unglädlidhen Ausgang einer Kur nicht wagte, den Grfolg 
der Ungefchidlichfeit des Ärztes zuzuſchreiben, und daß das be⸗ 
rechtigte Kollegium der Nerzte, wenn eines feiner Mitglieder ans 
geflagt wurde, daffelbe aus Zuuftgeiſt in Schuß nahm. Law ma- 
gazine ]. c. p. 1285. 

44) Bladflone Comment. IV vol. cap. 14. 
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der Unwiſſenheit nicht gut mit ber langen Erfahrung bes 
Angeklagten vereinigen. Die Richter waren bier geneigt, 
das Verfahren auf Rechnung bes Schredend und der Berr 
wirrung zu Sehen, in welcher ſich bei ber gefährlichen Lage 
ber Angeflagte befand. Die Geſchwornen ſprachen Das Nichts 
jhuldig aus 6). Auf dieſen Ausſpruch beriefen ſich ſpaͤter 
oft noch engliſche Richter *%). In einem anderen berühmten 
Falle gegen van Batchell der ein Inſtrument in das reeium 
einbrachte, Died burchftach und dadurch töbtete, führten die 
Berhandlungen darauf, daß foldhe Operationen oft mißlin; 
gen, ald man vorichlug, den Beweis darauf zu richten, Daß 
der Angeklagte eine gehörige Ärztliche Bildung erhalten Habe, 
und ſonſt immer in feinen Kuren glüdlich fei, erklärte ſich 
ber Richter (Baron Hullok) gegen diefe Beweisführung, ins 
dem er feine Meinung ausfprach, daß man mit Unrecht zwi⸗ 
hen dem berechtigten und unberechtigten Arzt einen Unter 
ſchied mache, und daß wenn eine Berfon, welche bona fide 
und honestly nach beftem Wiſſen und Erfahrung ihre Kunſt 
bei Behandlung eined Kranken ausübe, und auf eine Oper 
ration der Tod erfolge, nicht Strafe der Toͤdtung eintreten 
fönse, und man daraus, daß ein Mann als unberechtigt zur 
ärztlichen Kunſt deswegen Strafe verdiene, nicht auch den 
Schluß ziehen dürfe, Daß er wegen Toͤdtung ſtrafbar fei*?). 
Unter den größten engliichen Juriſten und Aerzten fcheint 
darüber Gteichförmigfeit ber Anfichten zu berrichen, daß man 
bei der Beurtheilung des Falles immer auf die individuelle 
Lage bed Angeklagten fehen fol, und DaB man von einem 
auf dem Lande praktizirenden Arzt nicht ben hohen Grad 
von KHenntniß und Erfahrung verlangen koͤnne, weldjer von 


45) Law magazine I. c. p. 1286. 

46) Roscoe digest. of the law of evidence p. 589. Archbold 
samary of ihe law of leading p. 432. 

47) Law magazine p. 129. 
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dem Arzt in ber Stadt zu erwarten IR). Ebenſo iſt es 
anerkannt, daß, wenn über eine gewiffe Hellart oder Ope⸗ 
ration ſehr verſchiedene Anfichten unter den Sachverflänbis 
gen vorkommen, bie Geſchwornen ben Wahrſpruch zum Bes 
fien des Angellagten geben mußten. Es ergiebt fich ferner 
aus den Charges ber Richter, Daß dba wo Jemand, ber 
gar feine Fenntniß von der Arzneifunde bat, im Yalle, wo 
Arztliche Hülfe leicht zu haben ift, einen Kranken zu behan⸗ 
bein unternimmt und ihm gefährliche Arzneien giebt, bie 
einen tödtlichen Ausgang haben, er die Gefahr übernimmt 
und verantwortlich ift5%), daB auch überall wo das Be 
tragen des Arztes oder Geburtöhelfers bei feiner Behands 
lung tadelnswerth ift, und er fich in Die Lage febte, in ber 
ee nicht Herr über ſich ift, Verantwortlichkeit Die Perfon 
trifft 5). Als feftftehend darf in England angenom- 
men werben 5%); baß ber Arzt oder Wundarzt für ben Aus⸗ 
gang feiner Behandlung verantwortlich iſt, wenn ihm ents 
weder böfer Vorſatz oder große Unmiffenheit ober Rachläfs 
figfeit unzweifelhaft vorgeworfen werben farm, baß aber in 
Bezug auf ben Gebrauch außerordentlicher Mittel, oder ger 
wagten Kuren eine DBerammwortlichkeit nicht angenommen 


48) Dies war der Ausfprudh in der charge des Baron Parfe (eis 
nes der fcharffinnigften Richter) in den Affifen von Norfolk 1845. 

49) Taylor manual of medical jurisprudence p. 361. 

50) Der Angeflagte hatte dem Kranken Morrifonifche Pillen geger 
ben; der Kranke ſtarb. Roſcoe, p. 591. 

51) In einem Falle war der Gehnrtshelfer betrunken bei der Ent⸗ 
bindung und verurfachte dadurch den Tob der Perfon. 

52) Bir wollen neuere Ausfprücdhe anführen. In einer charge an der 
großen Jury (western Circuit 7. Auguft 1851) erflärte der Richs 
ter in einem alle der —— eines Arztes, daß die Regel ſei, 
daß jeder, bei dem was er unternimmt ordinary skill mitbringt 
und ordinary care and caution anwendet und ſonſt verantwort- 
lich iR. In einem Ausſpruche der Richter (30. Zan. 1852) wurde 
erflärt, daß der Arzt wegen unrichtiger ärztlicher Behandlung nur 
verfolgt werben könne wegen active abuse, ill treatment or will- 
ful neglect of a patient. 
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werden Tann, indem die Anwendung ſolcher Mittel zum Bes 
fir der Menfchheit dienen und erft zur Entdeckung Fräftis 
ger Waffen zur Bekämpfung ber Fortichritte des Todes 
führt und wir nur folchen gewagten Unternehmungen bie 
Kenntniß ber heilenden Anwendung von Giften bei gewiſſen 
Krankheiten verbanfen 3). 

Merkwuͤrdig ift bie Berwahrung der größten englifchen 
Aerzte 5*) gr ben Ausſpruch eines. norbamerifanlichen 
Richters bei Gelegenheit des Falles, als ein Arzt, ber ein 
Frauenzimmer impfte, vor Gericht geftellt wurbe, weil er 
den Impfftoff näher als gewöhnlich an ben Ellenbogen 
einbrachte, und dadurch Entzündung veranlaßt; der Richter 
erflärte, daß bei einer Baccination ber Arzt für alle Folgen 
verantwortlich fein muß, wenn er die üblichen Vorſichts⸗ 
maaßregeln vernadjläffigt ober ber Fehler daran liegt, baß 
er den Impffloff an den Theil des Armes einbringt, ber 
gewöhnlich dazu gewählt wird, wenn auch nachgemielen 
wird, daß auch ebenfo gut an anderen Theilen der Stoff 
eingebracht werben kann. Mit Recht erflärt Taylor, daß 
wenn einmal ein Gericht zu folchen Anfichten koͤmmt, eben 
fogut auch verordnet werben kann, baß ein Glied nur mit 
einer gewiflen Art von Mefler abgenommen oder nur mit 
einer Rormalfäge abgefügt werben kann. 

In Schottland55) Hat die englifhe Rechtsuͤbung 
Eingang gefunden; nur fcheint man der alten Theorie, nach 
weicher zwiſchen bem berechtigten und unberechtigten Arzt 
ein Unterſchied gemacht werben muß, noch vielfach zu folgen. 

Wir glauben den Leſern einen Dienft zu thun, wenn 
wir eine Darftellung ber neueften englifchen Verhandlung 
eines Falles mittheilen, welche am 9. Auguft 1852 im 


53) Law magazine p. 130. 
54) Teylor medical jurisprudence p. 360. 
55) Alison principles of the Criminal law of Scotland. p. 152, 
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western Cireuit weils gegen einen geachteten Arzt Statt 
fand. Ste dient, um bie Art zu zeigen, wie Fälle ber 
Art in England bebandelt werben. 

Anna Roakes, Ehefrm des Tagloͤhners, Mutter von 
11 Kindern, ſtarb am 21. Juni 1852 an ben Yolgen 
einer Entbindung. Die Frau befand fi) am 20. Juni ſehr 
übel. Der Mann fandte nach den Nachbarn, welche auch 
Samen. Man fah, daß ein bedenklicher Fall ber Entbindung 
nämlich die Armlage, vorhanden war, und ber Ehemann 
Tief, um den 2 engl. Meilen entfernt wohnenden Arzt Bourne 
zu Holen, welcher die Ehefrau Noakes ſchon früßer behan- 
delt Hatte. Bourne gab dem Ehemann den Sad mit Ins 
firumenten und eilte zur Frau, die er auch zu entbinden 
verfuchte. Die Frau ftarb aber und nun wurde gegen Bourne 
die Anklage auf Töbtung der Frau durch Nachlaͤſſigkeit ges 
ſtellt. In der Verhandlung am 9. Auguft 1852, bei wel⸗ 
der ber Aingeflagte von 2 Amwälten vertheibigt wurde, bes 
ſchraͤnkte fi, wie gewöhnlich, der Proſecutor nur auf Die 
Eurze Angabe der oben bemerkten Thatfachen und lenkte bie 
Aufmerkſamkeit der Geſchwornen auf die Beweiſe, weiche 
er vordringen würde. Der erfte von ber Anklage vorgerus 
fene Zeuge war ber Ehemann Rocket. Er gab an, daß 
er, ald er erkannt, (Nachmittags zwilchen 3—4 Uhr) daß 
feine Frau entbinden würde, nad) den Nachbarn Wilbof ges 
fendet, und daß diefer ihn wegen bes bebenklichen Falles u 
dem Arzt Bourne geſchickt Habe, zu dem er auch gegangen 
und welchem er gelagt hätte, daß es ein ſchwerer Fall ſei, 
baß Bourne in das Haus bed Zeugen gegangen, Dort 9 
Stunden geblieben und bei der Entfernung gefagt habe, daß 
es mit der Frau fo gut ginge, als es gehen Eönnte, daß 
man nun den 6 Meilen entfernt wohnenden Arzt des Kirch⸗ 
ſpiels Marſh Holen möchte, welcher die Frau Noakes ichon 
früher 3 oder 4 mal behandelt und auch um 7 Uhr Mors 
gene gefommen wäre. Zeuge Babe in ber Zwifchenzeit eine 
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waber Nachbarin, Anna Afſmann, gerufen. Gegen 3 Uhr 
Morgens habe feine Frau Wehen befommen. Auf bie Frage 
bes Bertheibigerd erklärte Zeuge, daß er nicht fagen koͤnne, 
ob er dem Bourne gefagt, daß bie Hand des Kindes zuerft 
geiommen. Bourne habe erklärt, daß er fortgehen muͤſſe, 
weil er zuerſt fchon von Barker, welcher eine Meile entfernt 
woßnt, beftellt worben fei: ber Afliftent würde das Noͤ⸗ 
thige beforgen. Zeuge giebt noch an, daß, ald er zu Bourne 
gekommen, biejer ihn gefragt, ob er ihn bezahlen koͤnne; 
worauf Zeuge verfprochen babe, dies in einem Monat zu 
thun. Die Zeugin Anna Willok erklärt, daß fle zwar Feine 
Hebamme fei, aber Häufig ben rauen bei Entbindungen 
beiftehe, daß fie am 20. Juni auch zu Noakes gerufen wor⸗ 
den; da fie Tom, fei die Frau noch nicht in Kindsnoͤthen 
geweien, allein nach Allem, was fie bemerkte, Habe fie für 
nöthig gehalten, den Bourne zu rufen und ihm zu fagen, 
daß die Hand bes Kindes fich zeige. Als Bourne gefom- 
men, babe er nad) Unterſuchung erklärt, daß ex die Wen- 
dung machen müͤſſe, daß er es verfucht, daß aber ein zwei⸗ 
facher Verfuch mißlungen fei, und darauf Bourne erklaͤrt 
Bitte, er Eönne die Frau nicht entbinden, ohne das Kind zu 
zerftüdeln. Bourne habe bis 9 Uhr Feine Inftrumente ans 
gewendet, e8 aber jpäter gethan, und einen Arm des Kin- 
des herausgeholt. Gegen 4 Uhr Morgens, ald der Wagen 
von Barker gekommen, habe Bourne die Frau verlaffen, 
ungeachtet ihn bie Frau Noakes gebeten hätte, zu bleiben, 
worauf aber Bourne erklärt, baß er zur Frau Parker müffe, 
daß er aber wieder fommen wolle und. daß man zu Marſh 
fenden follte. Von 4 Uhr bis 1 Uhr Babe die Frau Noa- 
kes große Schmerzen gehabt; um 7 Uhr fe Marſh gekom- 
men; er habe mit der Zange Rippen bes Kindes, dann eis 
nen Arm und endlich bie übrigen Knochen geholt. Dies 
bauerte etwa 20 Minuten; um 9 Uhr wäre Marſh fort 
gegangen, Habe aber der Woͤchnerin noch Arznei gegeben, 
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bie Frau wäre ſchwach unb immer ſchwaͤcher geworben, bis 
fie um 10 Uhr geflorben. Die Blutung wäre nah Ans 
gabe ber Zeugin groß aber nicht zu ftarf geweſen, wie lange 
fie dauerte, weiß Zeugin nicht; ehe ſich Marih entfernte, 
wäre Feine vorhanden geweien. Nach der Entbindung hät 
ten 3. Perſonen bie Noales zu Bette gebracht, ganz nach 
ben Anmelfungen des Marſh und hätten ihren Leib gebun- 
ben. Die Roakes habe dem Marſh gelagt, bag fie im Leib 
große Schmerzen habe. Marſh babe dem Manne aufge 
tragen, fie mit Eſſig und Waſſer zu wafchen, habe aber 
fonft Keine Aufträge hinterlaffen.‘ Exft nach dem Tode hätten 
fie bemerft, daß die Blutung bei der Noakes ftark war. 
Die Zeugin Anna Reabfon Fam zur Noakes um 61% Uhr; 
biefe habe nicht über große Schmerzen geklagt. Bourne 
habe die Wendung verfucht, aber vergeblich und dann er- 
Härt, daß er die Frau nur entbinden Fönne, wenn er Das 
Find zerftüdle. Er fei bis 4 Uhr Morgens geblieben, aber 
dann fortgegangen, ald ber Wagen bed Parker kam, beffen 
Frau fehr krank war. Als Marſh Fam, habe er einige 
Tropfen Opium der Noakes gegeben. Zeugin fah ben Arm 
bes Kindes herausnehmen, Die Frau fei fo gut gepflegt wor» 
ben, als irgend Eine. 

Der Arzt Marih (jet 1838 Arzt) fand nach feiner 
Angabe, ald ernach 6 Uhr Fam, die Frau fehr ſchwach und 
ganz erichöpft. Bei ber Unterfuchung fand er die Rippen 
des Kindes, deren Vorbringen die Bagina verlegt Hatte, an 
bem einem Ende losgetrennt, am andern noch am Körper 
Hängend ; da der Verfuch der Wendung mißlang, fo brachte 
er auch ben andern Arm heraus. Die Frau fei fo ſchwach 
gemefen, daß er gefürchtet, Die Frau würbe fterben. Er Habe 
Das Kind ſtuͤckweiſe herausgenommen, babe burch Anreiz 
mittelſt Einreibung mit Brantwein bie Zufammenziehung 
der Gebärmutter, da er fonft Eintreten der Berblutung bes 
fürchtet, zu bewirken verfucht, aber vergeblih. So lange 
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e da war, trat feine Blutung ein. Der Zeuge ging dann 
in den untern Stock, gebat Die Frau mit aller Borficht in 
das Bett zu legen, ihn aber fogleich bei eintretender Blu⸗ 
tung zu rufen, um 8 Uhr fei ee wieder hmauf, ging wie⸗ 
der hinab, fah dann gegen 9 Uhr noch einmal nach unb 
entfernte fi dann. Bei Armworlage fordere die ärztliche 
Kunſt eine Wendung zu machen. Inftrumente brauche man 
nicht; die Frau ſei geftorben an Erſchütterung bes Nerven- 
foftems, bewirkt durch lange Geburtsarbeit und Blutung. 
Es ſei unmöglich darüber zu urtheilen, was um 4 Uhr zu 
tun geiwefen wäre, ber Arzt müffe feine Handlung nach 
ben Zeitumftänden einrichten. Wann die Bagina verlegt 
worden, ließe fich nicht ermitteln. Wenn fich die Rippen 
nicht fo ſtark vorgefchoben hätten, wäre feine Gefahr für 
bie Frau geweſen. Die Wendung bes Kindes fei ſchwer, 
wenn bie Wafler ganz abgegangen find. Große Aerzte 
feien ber Anfiht, da wo die Armlage eine natürliche 
war, abzmvarten, und der Ratur Alles zu überlaffen. Als 
ee fortgegangen, fei noch Feine Blutung da geweien, un⸗ 
geachtet er genau unterfucht hätte. Die Blutung koͤnne den 
Tod ber Gebährenden ohne alle Schuld des Arztes erzeu⸗ 
gen. Die Verlegung ber Bagina jei Häufig, aber nicht le 
bensgefährlih. Das Eintreten der Blutung nach der Ent- 
Bindung könne fein Arzt berechnen und Babe auch feine Con⸗ 
trolle darüber. Nach ber Anficht des Zeugen fei das Bes 
nehmen bed Bourne nicht tabelnswerth. Auf die Frage bes 
Richters giebt Mari an, daß bei bebenflichen Fällen es 
beffer fei, Die Frau ganz unbeweglich Tiegen zu laflen, was 
er auch gethan haben würde, wenn er die Blutung vorher 
geiehen hätte. Regelmäßig bringe man die Woͤchnerin 20 
Minuten nach der Entbindung in das Bet. Man könne 
einer ehr guten Hebamme fo viel Vertrauen ſchenken 
als einem Arzte; nur ungefchieften Wärterinnen, bie fich 
Hebammen nennen, etwas zu überlaflen, fei gefährlich. Anna 
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Aehead (Hebamme feit vielen Jahren) begeugt, daß, als fie 
azwiſchen 4 und 5 Uhr zu Noales gerufen worden, die Frau, 
welche fehr übel geweſen, und oft nach Hülfe geichrieen, auf 
ben Bette gefehen habe; als Zeugin den Arm bed Kindes 
ſah, habe fie. fogleich verlangt, daß Marſh gerufen würbe. 
Als dieſer fie entbunden. habe, fei die Frau langſam in das 
Bett gebracht worden. Die rau habe Branntwein, den 
man ihr nach dem Rathe von Marih babe geben wollen, 
nicht genommen. Dan habe ihr Binden angelegt, und dazu 
etwas auflüpfen müflen. Die Blutung, die erſt nach dem 
Fortgehen des Marſh eingetreten, fei allerdings ſtark ge 
weien, allein Zeugin Babe ſchon ftärkere geiehen?‘). Nun 
wendete fich der Vertheidiger an die Geichworenen, hob her⸗ 
vor, daß ber Beweis, eine Töbtung anzunehmen, ungen, 
gend fei, daß dargethan werben müßte, daß ber Tod Durch 
bad Benehmen oder unrichtige Behandlung des Angeklagten 
bewirft worden. Da nun der Tod durch Blutung verure 
facht worben fei, fo fomme es nur auf bie Frage an: ob 
die Handlungsweile des Bourne den Tod ber Frau ober bie 
Verblutung als Urſache bewirkte oder verurfachte Unterlaj- 
fungen von 4 bie 7 Uhr die Blutung oder boch bie Nei⸗ 
gung dazu. Der Richter machte aufmerkſam, daß die An⸗ 
Hage- nicht blos auf die Behandlung gehe,. fondern es fei 
auch zu berüdlichtigen, baß die Kranfe mehrere Stunden 
ohne ärztliche Hilfe gelaffen wurde, und daß die Schmer- 
zen, bie fie Titt, ihre Kraft ſchwaͤchten und jo die Blutung 
veranlaßten. 

Die Vertheidigung fucht umftändlich jeden Vorwurf 
gegen Bourne zu zerſtoͤren und eröffnete nun das Vertheidi⸗ 
gengöserfaßoen. 


36) Ueber das Ergebniß der Sertion fommt in ben öffentlichen 
Verhandlungen nichts vor, da vor dem Goroner ſchon der Arzt 
ausgefagt hatte, und der Proſecutor in tiefem Falle nichts auf 

Ras Bygebnig der Sektion baute. 
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Als die von ber Vertheidigung gerufenen Zeugen er⸗ 
ſchienen nun: 1) Herr Parker und bezeugt, daß feine Frau 
Immer fehr ſchwere Entbindungen hatte, daß er ſchon vor 
2 Monaten den Arzt Bourne beftellt Habe, um die Frau zu 
entbinben, daß am Morgen um 2 Uhr bes 21. Juni bei 
der Frau ſich Die Wehen eingeflelt, daß er fogleich zu 
Beurne und dann in das Haus bes Noakes gefandt und 
Babe jagen Iaffen, daß Bourne fogleich kommen muͤſſe. Daß 
auch diejer 10 Minuten nach) 4 Uhr gefommen und bis 7 
Uhr geblieben ſei. 2) Zwei Zeugen (Mefter Brittanz und 
und M. Pouſe) bezeugten, daß die Entbindung der Frau 
Barker ſehr bedenklich wegen eingetretener ftarfer Blutung 
geweien, daß Bourne, als er gekommen, ganz erfchöpft ges 
weien fei, daß auch bie beiden frühern Entbinbungen ber 
Barker bedenklich geweſen wären. 3) Karl Gray bezeugt, 
daß er dem Bourne, zu welchem er gefenbet worden, gejagt, 
daß die Frau Barker bedenklich Frank ſei. 4) die Mag bes 
Bourne erflärt, daß, als ihr Herr am Morgen bes 21. Juni 
nah Haufe gefommen ſei, fo erſchoͤpft und krank geweſen, 
bag er kaum die Treppe Hinauffteigen und bis 1 Uhr kei⸗ 
nen Kranken fprechen Fonnte. 5) Hugh Maflen, Senior 
ber Aerzte von Bath, der ſchon über 9000 Entbindungen 
behanbelt, erklärt, daß die Armlage immer eine bedenkliche 
fi, und taß, wenn die Waffer fchon einige Zeit abgegan« 
gen wären, ed fchmwierig werde, bad Kind zu wenden. Das 
Benehmen bes Bourne bis 4 Uhr fei ein ganz geeignetes, er durfte 
fortgehen. Bon dem mas von 4 bis 7 Uhr geichehen Ift, koͤnne 
er nicht über das urtheilen, was vor 4 Uhr Statt fand. 
Der Drud auf den Uterus habe die Rippen des Kindes ges 
gen die Vagina getrieben, was nicht hätte vermieden wer⸗ 
den innen. Bourne fei an der Erfchöpfung der Mutter nicht 
Schuld, man müfle der Ratur Zeit laſſen. Die Todesur⸗ 
ſache jei Verblutung geweſen, daran aber trage Bourne nicht 
Schald. Wenn ein Arzt ſchon zu einem Kranken beftellt 
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war, fo dürfe er ben andern verlafien, wenn Semand ba 
ift, welcher wacht; wäre aber Blutung fchon damals ein- 
getreten, fo hätte er bie Noakes nicht verlaffen bürfen. Wo 
feine Blutung vorhanden iſt, darf man bie Gebaͤhrende 
wohl zu Bette bringen. 6) Bainbridge (Arzt feit 1820) 
bezeugt, daß Bourne den richtigen Weg einfchlug, daß er bie 
Noakes verlaften durfte, wenn er forgte, baß ein anderer 
Arzt gerufen werde, er mußte fortgehen, ba er zu Parker 
beftellt war. Der Arzt muß nach ben Umftänden handeln 
und muß feinem Gewiſſen folgen. DaBourme bei der Noales 
fhon 9 Stunden geweien, fo babe er den Ball ganz beurs 
theilen koͤmmen. Er (Zeuge) wuͤrde ebenfo gehandelt: haben 
wie Bourne. 7) Der Geiftliche des Kicchfpield bezeugt, Daß 
Bourne, befien Charakter er fehr rühmt, fehr gut gegen bie 
Armen fel. — Der Richter Blatt) reſumirt die Verbands 
lungen, erklärt, daß ber Fall in der Nachbarfchaft großes 
Aufiehen gemacht und verfchiedene Anfichten erzeugt Habe, 
fo daß die Geſchwornen alles Gehörte vergefien und nur 
an die evidence fich Halten müßten Die Anklage gebe 
barauf, daß Bourne durch Behandlung oder Unterlaffung ben 
Tod der N. verurſacht habe, und die Geſchwornen müßten 
durch evidence, welche 12 Gentlemen überzeugen koͤnne, 
bie Gewißheit Haben, baß einer jener Gründe bie Todesurs 
fache geweſen. Sie müßten freifprechen, wenn nach bem 
ärztlichen Ausipruche nicht erwielen wäre, daß die Hand⸗ 
lungsweiſe bes Bourne nächfte Urfache bes Todes war. Die 
Geſchwornen fprachen nad; 10 Minuten das Nichtſchuldig 
mus >”). 

Folgt man der franzöfifchen Rechtiprechung in Bes 
zug auf Die Verantwortlichkeit ber Aerzte u. A., fo findet 
man fchon in den alten Rechtiprüchen der Parlamente Ent» 
ſcheidungen über bie Frage in dem Sinne, baß ber Arzt nur 


57) Die Prüfung dieſes Falls gehört in den folgenden Aufſatz 
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veranhvorklich fei wegen Unwiſſenheit ober Unerfahrenheit, 
weil der Kranke fich felbft zufchreiben muß, baß er fich einen 
ſolchen Arzt wählte5S). Nur da, wo dem Arzte böjer Vor⸗ 
fab erwieſen werden kann, trifft ihn Steafe wie jeden Ans 
ben. Schon Eoffinieres 5% bemerft aber, daß alle älter 
Rechtoſpruͤche fich mır auf Faͤlle beziehen, in welchen Wund⸗ 
ärzte ungeſchickte Operationen machten, nicht aber auf innere 
Kuren ber Aerzte. Das Geſetz vom 12. Ventose bed Jah⸗ 
red XI6%) über die Ausübung der ärztlichen Kunſt giebt 
wenigftens einige Anhaltspunkte für unfere Yrage. In Bes 
zug auf die ofllciers de sante (jened Zwittergeichlecht, Das 
wit den Wundärzten in einigen beutfchen Staaten vergli⸗ 
chen werben kam) fpricht das Geſeß aus, daß biefe Pers 
fonen verantwortlich feien, wenn fie nicht unter der Auflicht 
eined Arztes große chirurgiſche Operationen unternehmen, 
indem das Gele blos deswegen, weil fie Die vorgeichriebene 
Borficht vernuchläfligten, Dad Dafein der Culpa vermuthet 81), 
in Anjehung der gehörig geprüften und von den berechtige 
ten Behörden zur Ausübung der Medicin zugelaffenen Aerzte 
aber exfennt (nach dem Ausfpruche des Rebners ber Res 
gierung bei ber Vorlage des Geſetzes), daß für ben Arzt, 
welcher innerhalb der Grenzen feiner Berechtigung Banbelte, 
bie Bermuthung fpriht. Im Geifte dieſes Redners wurbe 
daher immer in Franfreich anerkannt, baß eine unbedingte 
Berantwwertlichleit dem Arzte, welcher nach feinem Gewiſſen 
Bandelt und die Bermuthung für fich hat, nicht aufgebürs 
bet werben koͤnne, weil feine Wiffenichaft, die man eine con- 
jecturale nennt, feine feften Graͤnzen hat, und die mahre 


58) In Papon recueil des arrets lib. 23 118 und Brillon dic- 
tion des arreis voce medecins. 


) In — Auffägen in Jer encyclopedie de dreit par Sebire 
vol. Il. p. 78. 


60) Darüber Encyelopedie 1. c. p. 70. 
61) Coffinieres I. c. p. 73, 
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Beſtimmung ber Urfachen, Wirkungen und der Mittel hoͤchſt 
ſchwierig iſt, weil bie Wiſſenſchaft ohne gemachte Verſuche 
keine Fortſchritte machen koͤnnte. Vergleicht man bie in 
Frankreich in neuerer Zeit vorgekommenen Rechtſpruͤche, ſo 
bemerkt man leicht bie Unterſcheidung ꝰ), ob nur ein Kunſt⸗ 
fehler vorliegt (Daher was zur essence de la medicin ge 
hört) oder ob die Anfchuldigung auf Zufälliges, alſo auf 
Umftände ſich bezieht, weiche nur bei Gelegenheit einer 
ärztlichen Behandlung vorkommen. Einige Rechtſpruͤche 3. 
B. beziehen fih auf Hebammen (3. 3. Arret v. 18. Sept. 
1817) ober ofliciers de sante (3. B. Arret vom 1. Avr 
1833) bei welchen bie ausgeipröchene ftrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit deswegen angenommen wurbe, weil biefe Per- 
fonen gegen bie gefeßliche Verpflichtung nicht einen Arzt beis 
gerufen Haben. Es ift zwar richtig, daß in ben Entſchei⸗ 
bungsgründen einzelner Rechtöiprüche im Allgemeinen auss 
gefprochen ift, daß die Aerzte und Wunbärzte verantwortlich 
feien, fo oft von ihrer Seite culpa lata, faute grave, ober 
offenbare Nachlaͤſſigkelt vorliegt); auch der bedeutendſte 
franzoͤfiſche Criminaliſt Helie *) ſtellt den Grundſatz auf, daß, 
indem die Artikel 319, 320 des Code über Toͤdtung durch 
imprudence oder maladresse, allgemein fprechen, auch 
Herzte und MWundärzte verantwortlich fein müßten; allein 
es ift befannt, daß von jeher die franzoͤſtſchen Aerzte gegen 
diefe Theorie fich erflärten, daß bie franzöfliche Akademie 
ber Mebicin®5) 1829, die Ungerechtigkeit ber firengen 
Behandlung [der Aerzte nachwies, indem babei die Ges 
richte weder die Eigenthümlichkeit Ärztlicher Kunſt, noch 
die Schwierigfeiten der Anklage zu beweiſen, beachteten. In 
bem alle, in welchem der Arzt Thouret-Neroy zur Civil⸗ 


62) Encyclopedie 1. c. p. 79. 

63) 3. 3. Arret v. 19. Jani 1835. 

64) Helie Theorie du Code penal V vol. pas 480, 
65) ©. das Gutachten in der Encyclopedie p. 80. 
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Entſchaͤbigung verurtheilt wurde, weil er bie noͤthige Huͤlfe 
vernachlaͤffigte und den Patienten verließ, nachdem er einen 
Kranken operirt hatte, ergiebt filh aus ben Gründen und 
Berbanblungen des Rechtsſpruchs vom ‘18. Juni 1835, daß 
bie Berantwortlichfeit wegen einer nicht mit einem Kunſtfehler 
und einer mebichnifchen Frage zufammenhängenden groben 
Rachläfligleit angenommen wurde. Helie felbft erfennt bie 
Schwierigkeiten ſolcher Unterfuchungen und die Rothwen⸗ 
digkeit der Abwägung aller Umftände durch bie Gerichte, 
und Fömmt zu dem Schluß, daß bergleichen Strafverfolgun- 
gen nur avec une extreme circonspection dans le cas 
seulement, oü le fait de maladresse est notoire einge> 
feitet werben bürften. 

Wir wollen noch aus der neueften Zeit vorgefonmene 
Rechtöfprüche über die uns vorliegende Frage mittheilen. 
Dahin gehört eine mit 1848 vorgefommene Strafverfolgung. 
Da zu einem Kranken gerufene officier de sante verord- 
nete als Abführungsmittel sulfate de potasse, jchrieb auch 
dies Mittel mit Bleiftift auf ein Blättchen Bapier, welches 
mit Dinte abgeichrieben ımd zu dem Apotheker M. D. ges 
tragen wurde. Diefer gab bie Arznei, welche ber Kranke 
nahm; allein der Kranke ftarb bald darauf an ben Kolgen 
bes Erbrechens. Die Unterfuchung wies nach, baß das 
aus ber Apotheke gebrachte Mittel nicht sulfate de potasse, 
fonbern bi-oxolate de potasse (auch oft sel d’oseille ges 
nannt) war, und bied ben Tod bewirken konnte. Die Uns 
terfuchung wurbe mın gegen ben Apotheler D- gerichtet, 
welcher behauptete, daB er bie Arzneien von dem Materias 
— B. geliefert erhalten habe, daß er, als fie geliefert 

wurden, feinen Lehrjungen beauftragt habe, bie gelieferten 
Medicamente auszupaden und gehörig in bie Fächer einzus 
reifen. Aus dem Gutachten des Arztes, welcher an ber 
Leiche die Deffnung vornahm, ergab fi, daß ber 
Tod durch das beigebrachte oxolate de Pole erfolgt 
Archiv d. Er. R. 1853. I. St. 
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fei, dies aber bie nämliche äußere Geſtalt wie sulfate de 
potasse Babe. Der Apotheker M. D. geftand, daß er bie 
Arznei nach dem Rezepte abgegeben und aus dem gehoͤri⸗ 
gen Fache genommen, aber nicht vorerft probirt Habe. Das 
®ericht veruntheilte den Apotheker zu einer Geldftrafe wes 
gen Rachläffigkeit, die fich Darin ergebe, Daß er nicht vor 
ber fich über die Befchaffenheit der Subſtanz verficherte, 
ehe er fie abgegeben hätte 9%). 

Ein anderer Fall kam in Straßburg vor. Ein offi- 
cier de sante wurde zu einer Frau, bie durch mehrere 
faule Zähne fehr gequält und dadurch fehr leidend wurde, 
gerufen, um ihre Zähne auszuziehen; bie Frau machte aber 
bie Bedingung, daß Chloroform angewendet würde. Bor 
ber Operation goß der Arzt ätheriichen Chloroform auf ein 
Sadtuh, und brachte dies an bie Nafe und bie Lippen 
der Frau, die fogleich erklärte, daß fie die Wirkungen bes 
Eäloroform fpürte. Die Operation ging fehnell vor ſich; 
ber Ehemann der Kranken bemerkte eine Veränderung an 
ben Zügen der Frau, und bald bemerkte man, daß fie tobt 
war. Bei der Unterfuchung ergab ſich, daß das Chloro⸗ 
form bei einem benachbarten Apotheker geholt war, und von 
ben 10 Gran, bie im Gefäße waren, noch 6 Gran 75 
übrig blieben, aljo nur 2 Gran 23 verwendet wurden. Das 
ärztliche und chemifche Gutachten zeigte, Daß der Tod ber 
Frau durch Chloroform verurfacht wurde, daß am Körner 
alle Symptome ftch fanden, bie regelmäßig angetroffen wer⸗ 
ben, wenn ber Tod durch Ehloroform erfolgt. Es wurden 
eine Reihe Fragen zur Beurtheilung bed Falls an bie Straß⸗ 
burger mebiciniiche Fakultät geftellt. Eine Hauptfrage war: 
ob im Sinne bed Geſezes vom 19. ventose XI. bie Ans 
wendung des Chloroform als eine bebeutende chirurgiſche 


66) Annales d’Hygiene publique et medecine legale. Paris 1850 
vol, E, pag. 162. 
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Operation zu betrachten fei, deren Anwendung nad dem 
Geſehe nur in Gegenwart eines Doktord ber Medicin bem 
ofkcier de sainte erlaubt if. Diele Frage wurbe vers 
neint und die Anwendung des Chloroform nicht als ber 
deutende Operation, fondern ald Anwendung irgend eier 
andeven ſehr energifch wirkenden Subſtanz angefehen, be 
ren Gebrauch dad Belek dem officier de sante nitht ver⸗ 
Diete, obwohl bei ben von dem Geſetze nicht vorhergeſehe⸗ 
nen Kortichritten der Wiffenichaft es wuͤnſchenswerth wäre, 
daß das Gefen die Anwendung bed Ehloroformd nur 
ben Doktoren der Mediein geftatte. In ber öffentlichen 
Gerichtöverhandlung gab Profeſſor Sedillot fein Gut 
achten dahin ab, daß es in der Ratur wiſſenſchaftlicher Fort⸗ 
ſchritte liege, daß jeden Tag an die Stelle der bisher ans 
gewandten Mittel andere wirkfamere und doch minder ge 
fährlichere gefegt werden, aber eben der unglüdliche Aus⸗ 
gang ber bisherigen Methode den Weg zur Berbefferung 
bahnt, daß ber Angefchuldigte eine der bisher gewöhnlichen 
und von ihm mit gutem Erfolg gebrauchten Methoden befolgt 
habe; ber Sachverftändige entwidelt, Daß e8 zwei Methoden der 
Ampendung des Ehloroforms gebe, Eine, wo man raſch eine 
Heine Dofid anwende, um die Bervußtlofigkeit zu bewirken, bet 
andere Weg fei der, wo allmählig Chloroform (und anfangs 
gemifcht mit viel atmolphäriicher Luft) angewendet werde, 
fo daß erft nach 10 Minuten die Bemwußtlofigfeit eintritt, 
aber dabei 12 bis 20 Gran Chloroform verbraucht würden. 
Die erfte, von Bielen angerwendete Methode, habe den Bor» 
theil fchnell zu wirken, fei aber gefährlich bei fehr reizbaren 
ober an Bauftaffeftionen leivenden Perfonen, der zweite Weg 
fei fijerer. Nach dem Ausfpruche des Arztes müffe anges 
nommen werben”), daß ber Angefchulbigte den erften Weg 


67) Hier zeigte fich bei der Verhandlung eine wichtige Erfahrung. 
Ein Zeuge fagt aus, daß der Arzt das Sadtuch 3 bis 4 Finger 
von der Frau entfernt gehalten habe, während der Sachverſtaͤn⸗ 
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eingeſchlagen habe, daß er zwar eine fehlerhafte Methode 
angewendet, aber bewegen feinen Vorwurf verbiene, indem 
ee ohne ſtrafbar zu werben, nad) vorliegenden glüdlichen 
Erfolgen, nach feiner Erfahrung und nad} der Autorität bes 
beutender Heilfünftler auch bie erfte Methode habe anwen⸗ 
den koͤnnen, welche freilich als eine irrige und gefährliche 
nach den Kortichritten ber Heillunſt angefehen werben müffen, 
aber‘ feine Strafbarfeit besjenigen, ber fie anwendet, begruͤn⸗ 
ben koͤnne. Das Gericht fprach Hierauf ben Angeſchuldig⸗ 
ten von aller Strafe frei, und zwar in Erwägung, daß ber 
Gebrauch des Chloroforms nicht unter den chirurgifchen 
Operationen begriffen ift, welche dem oflicier de sante uns 
terfagt find, aber im Allgemeinen, wenn auch noch keine 
Regel darüber befteht, als foldhe betrachtet werben müffen, 
welche nicht angewendet werben follen, ohne ben Rath und 
bie Mitwirkung eines Doftors verlangt zu haben, in Ans 
betracht ber Verhandlungen und ber techniſchen Nachwei⸗ 
fungen eined Vertrauen verbienenden Sachverftänbigen, wor⸗ 
aus fich ergiebt, daß zwar von dem wiflenichaftlichen Stand⸗ 
punfte aus das Verfahren des Angefchuldigten getabelt wer⸗ 
den Tann, nach dem praftiichen Standpunfte aber er Feines 
Irrthums fchuldig iſt. 


dige nachwies, daß dies nicht richtig ſein koͤnne und der Zeuge 
taͤuſchte. 


IH. 
Ueber die Berüdfichtigung 


neuer, erft in ber Sauptnerbaudlung hervor⸗ 
getretener Thatfachen 
bei Ser Aburtheilnng. 


Dom Appellationsrathe Dr. Schwarze in Dresden. 


Die Frage, in wie weit neue Thatumftände, welche erft 
in der Hauptverhandlung vorgetreten find, bei ber Abur⸗ 
theilung der Sache noch berüdfichtigt werben koͤnnen, ift in 
der Regel mit der Frage, in welchem Berhältniffe die Ans 
Mageafte zu ber Beweisaufnahme und zu der Aburtheilung 
fiehe, erörtert worden. Dan hat ſich gefragt, in wie weit ider 
Bräfident befugt fei, dieſe Thatumftände zum Gegenftande 
von Huͤlfs⸗ oder Zufabfragen zu machen, welche, obſchon fie 
in dem Berweifungserfenntniffe nicht angeführt find, Die recht⸗ 
fiche Natur des dem Angefchuldigten beigemeffenen Verbre⸗ 
hend verändern würden. Man Bat in Erwägung ber in 
unbedingter Zulaffung folcher Zufahfragen liegenden Ges 
fährdung der Hierauf nicht vorbereiteten Vertheidigung, ges 
glaubt, einen Ausweg zu finden, wenn man geftattete, baß 
nur Thatumftände, welche eine geringere Qualification ber 
Handlung begründen würden, als wie foldhe in dem Ver⸗ 
weifungserfenntniffe aufgeftellt ift, noch nachträglich zum Ges 
genftande von Hülfsfragen gemacht werden biürfen!), an- 
bererfeitö aber nach dem Vorgange bes franzöftichen Rechts 


1) Bergl. insbef. die Straf⸗Pol.Ordn. von Thüringen, Art. 255 
u, flg., welche vorzugsweife fpezielle Borfchriften enthält. 
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erſchwerende Umſtaͤnde, welche in der Anklage nicht enthal⸗ 
ten ſind, in die Frage aufgenommen, wenn ſich Veweiſe fuͤr 
dieſelbe durch die Verhandlung ergeben haben. 

Wir können drei verſchiedene Fälle aufftellen: 

1) In der Hauptverhandlung werden neue Thatjachen 
ermittelt, welche ben rechtlichen Charakter ber angelchulbig« 
ten That ändern, 

7), Einzelne Beſtandtheile ber angeſchuldigten That wer⸗ 
ben nicht bewiefen; bie Abrigen, als bewieſen angejehenen 
Thatumftände bilden jedoch ein anderes Verbrechen, als in 
dem Berweilungserfenntniffe angenommen wurde, und 

3) Es werben neue Beweisthatfachen ermittelt, welche 
auf die rechtlicke Beurtbeilung ber Handlung feinen Ein- 
fluß äußern, aber entjcheidend find für die Feftftellung bes 
-.—. und den Beweis der Handlung. | 

Es ift bekannt, daß die engliiche Jury, ohne fpezielle 
Fragftellung Seiten des Gerichts, nur darüber enticheibet, 
ob der Angeklagte des Verbrechens fchuldig fei, worauf Die 
Anklage gerichtet if. Die franzoͤſiſche Einrichtung der ſpe⸗ 
ziellen Fragſtellung mit Bezugnahme auf’ Die einzelnen Bes 
weisthatiachen und mit möglichfter Ausſcheidung der Rechts» 
punkte ift in ben Laͤndern Deutichlands üblich geworben. 
Mit ihr Hat fih auch in praxi die Nothwendigkeit ergeben, 
ber Hauptfrage einzelne Aushülfs- und Zufapfragen anzus 
fügen, um für ben Fall einer nur theilweilen Bejahung oder 
einer Verneinung der Hauptfrage die hierdurch offen wer⸗ 
benden möglichen Faͤlle einer andern rechtlichen Beurtheis 
lung ber Sache zu erichöpfen. Es ift bem Berfaffer ein 
Sal befannt, wo die Geſchwornen einen wiederholt wegen 
Diebſtahls beftraften, im Beltge der entwendeten Sachen bes 
troffenen Menfchen, welcher über ben legteren fich auszu⸗ 
weiſen nicht vermochte, von ber Anklage des Diebftahls los⸗ 
fprachen und fpäterhin im vertrauten Geſpraͤche fich bahin 
äußerten, daß fie ben Angeklagten beshalb Iosgefprochen,. weil 
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fie ihn wegen feiner offenbaren koͤrperlichen Schwaͤchlichkeit nicht 
für den Urheber des Diebftahls, ber allerdings nach ben 
vergefegenen Umftänden nur mit großer Krafianwendung 
ausgeführt fein Eonnte, Halten können, dagegen eine Frage 
wegen ‘Bartiererei nicht geftellt worben fei. 

Man Hat die frangöfifche Einrichtung wegen ber mit 
ihr verbundenen complexite der ragen und der oft nicht 
angenehmen Streitigkeiten zwiſchen Staatsanwalt und Ver 
theidiger über dergleichen Zuſatz⸗ und Hülfsfragen getabelt 2). 
Allein man darf andererfeitd nicht vergeflen, daß man bei 
der Adoption ber engliichen Einrichtung auch unbedingt der 
Jury die Entſcheidung über die Rechtöfrage einräumt, und 
ihr neben dem Ausipruche über die. Eriftenz und Urheber« 
fhaft der Handlung und die Willendrichtung des Thäters 
auch die Enticheidung über bie rechtliche Subfumtion übers 
trägt, ohne daß man überdieß bei dem Mangel von Ent⸗ 
jcheidungsgründen zu erfennen im Stande ift, ob das Nicht- 
fhuldig wegen Mangeld an Ueberführungsbeweife oder we⸗ 
gen abweichender Rechtsanfichten ausgeiprochen worden iſt. 
Die engliihe Einrichtung war ferner mit dem Nachtheile 
verbunden, daß, wenn die Anklage nicht auch auf das ges 
ringere Verbrechen gerichtet war (was nicht allenthalben 
wiäflig), die Jury durch ihre Losſprechung den Angeklag⸗ 
ten, welcher der fchiwereren Handlung nicht, wohl aber ber 
geringeren ſchuldig war, von aller Strafe freiließ. Man’ 
Bat nad) und nach theild anfänglich durch die Praris in 
gewiſſen Fällen, theils fpäter in ausgedehnten Maaße durch 
die Gefeßgebung?) den Geſchwornen die Befugniß beiges 
legt, in den Faͤllen, in welchen nach ihrer Anficht Die in 


2) Bergl. noch neuerdings Mittermater, dasenglifche, Er und 
nordamerifanifhe Strafverfuhren. Grlungsn, 1 1851. S 

3) Bergl. Dlitterniaier, a. a. O. ©. 450. fla. in Berbind. Er dem 
Sn, age in der Zeitfchrift für ausläntifhe Gefepgebung. Bd. XXIII. 
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ber Anflagencte enthaltenen Thatſachen, ſoweit fie biefelben 
als erwiefen erachten, ein geringeres Vergehen enthalten, 
als worauf bie Anklage gerichtet war, nur wegen des ges 
eingeren Bergehend das Schuldig zu erflärn. So ift im 
Art. IV der vom Lord Campell eingebrachten BIN geſtat⸗ 
tet, das Schuldig ftatt auf Diebftahlac. auf Hehlerel, (Art. 
V) ftatt auf Ucheberichaft auf einen geringeren Grab ber 
Zheilnahme, (Art. VI) ftatt auf Vollendung auf Berfuch, 
ftatt auf Mord auf Todtichlag ober Koͤrperverletzung ꝛc. ıc, 
zu richten. Merkwürdig find Bierbei die in Vorſchlag ges 
brachten Beflimmungen, nach denen die Jury, wenn bei einer 
Verhandlung wegen Diebftahls oder bezüglich Unterfchla- 
gung ſich ergibt, daß ber Angeklagte bie fragliche Sache 
af eine Weife erhielt, welche geſetzlich nicht Diebftahl 
oder Unterichlagung, fondern bezüglich Erpreſſung ober Uns 
terfchlagung oder Diebftahl begründet, berechtigt fein ſoll, 
ihren Wahrſpruch auf dieſes anderweite Verbrechen gu 
sichten. Die Jury iſt bier geradezu angewiefen, bie geſetz⸗ 
lichen Merkmale bes Thatbeftandes eines Verbrechens auf 
die ihr vorgelegten Beweisthatjächen anzumenden und zu 
enticheiden, ob bie letzteren das fragliche Verbrechen her⸗ 
ftellen oder nicht. Dieſe Ermächtigung liegt auch in ben 
übrigen Faͤllen, da die Jury Darüber fich auszufprechen nicht 
verpflichtet und nicht berechtigt iſt, welche Thatlachen fie als 
bewieſen oder als nicht bemielen angelehen hat, und fie ſelbſt 
nicht gehindert ift, in dem Falle, wem fie fämmtliche in 
ber Anklageacte enthaltenen Thatſachen für erwieſen erach⸗ 
tet, beffen ungeachtet auf ein geringeres Verbrechen, als bie 
Anflageacte angenommen, ihren Spruch zu richten. 

Bei diefer völligen Freigebung der Entſcheidung ber 
Jury wird auch dafür Feine Buͤrgſchaft geleiftet, daß bie 
Jury nur eben bie in- der Anflageacte aufgeführten und 
feine anderen, erſt bei der Hauptverhandlung worgetretenen 
Thatfachen berüdjichtigt habe. ine Controle hierüber iſt 
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war bei der franzöflichen Einrichtung mittels fpeciefler An⸗ 
gabe ber in bie Schuldfrage aufgenommenen Thatſachen 


Die Frage, wie weit es geſtattet ſei, andere, als die 
in dem Anklageerkenntniſſe erwähnten Thatſachen bei der 
Mburtheilmg zu berüdfichtigen, ſowie bei dem Ausfallen ein- 
zeiner, in bem Anklageerkenntnifſe erwähnter Thatfachen auf 
andere Berbrechenscategorien überzugehen, kommt auch bei 
ber Aburtheilung durch vechtögelehrte Richter vor. Hier 
geben bie Entfcheidungsgründe bie bei ber Jury durch ben 
Inhalt der Frage gewährte Auskunft, ob und in wie meit 
bie Richter von dem Anklageerkenntniſſe abgewichen find. 

Eine befondere Schwierigkeit werben die Fälle erzeu⸗ 
gen, in benen bie Richter auf Grund berfelben Thatſache 
ben Angeichuldigten einer andern Willensrichtung 
und fomit eines anderen Verbrechens für ſchuldig erachten 
als in dem Verweiſungserkenntniſſe angenommen worben 
war. Hier find weder andere Thatſachen noch weniger 
Thatſachen in Frage, als in dem Anklageerfenntniffe ange 
Rommen worden find. Es kann in dieſen Fällen ebenfowohl 
eine ſtrafbarere als eine weniger ſtrafbare Willensrichtung 
in Frage fein. 3. B. die Anklage lautet auf Aufruhr 
und bie Richter finden in benjelben Thatiachen das Ver⸗ 
brechen des Hochverraths, — oder die Anklage lautet auf 
Diebftahl und die Richter nehmen Selbftbülfe an. In die 
fen Fällen ift eine völlig verfchiedene Willensrichtung, ohne 
Anderung des Thatfächlichen, in Frage und wohl benfbar, 
bag bie Bertheidigung ebenfo wie die Anklage noch befons 
bere Thatſachen anführen und befcheinigen wiürbe, wenn fle 
dieſe Wendung vorhergefehen und darauf ſich vorbereiten 
können. 

Allein andererſeits darf man auch nicht zu weit gehen, 
ba nicht felten auch bie Veränderung ber thatlächlichen Bor; 
logen einen nur geringen, und für Die Hauptenticheibung uns 
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erheblichen Einfluß auf bie Verhandlung ber Sache Außen 
wird und man fonft fchließlich genöthigt fein würde, auch 
wegen folchen neuen Thatınnftänden, welche nur aufdie Abs 
meffung der Strafe von Einfluß fein konnen, die Verwei⸗ 
fung der Sache zur nochmaligen Erörterung zu beantragen- 
Ja man könnte fobann es nicht vermeiden, in eine genaue 
Prüfung ber Zeugenausfagen der Vorunterfuchung im Zus 
fammenhalte mit den der Hauptverhandlung einzugehen, und 
Die Anklage und bie Bertheibigung würben in einzelnen Ber; 
volftändigungen der Zeugenausfagen willflommeneds “Mate 
rial zu Anträgen auf Auslegung ber Aburtheilung nnd Vers 
weifung der Sache zur nochmaligen Erörterung durch das 
Unterfuchungsgericht finden, indem fie dieſe Vervollſtaͤndi⸗ 
gungen ald die Behauptung neuer Thatfachen geltend machen 
würden. 

Erörtern wir nun zunächft die Frage: In wie weit der 
Kichter bei der rechtlichen Beurtheilung der in dem Ans 
Fageerfenntnifie angeführten Thatſachen an das lettere ges 
bunden ift? — Man hat Häufig dieſe Frage wenigſtens fo 
weit bejaht, als man nicht geftattei hat, daß ber Richter 
auf Grund derſelben Thatfachen auf ein ſchwereres Verbres 
chen erkenne, ald worauf die Anklage lautete). Es liegt 
hierin eine fehr erhebliche Beichränfung ber richterlichen Bes 
urtheilung, bie auch durch bie Natur bes Anflageverfahrens 
nicht gerechtfertigt wird. Die Höhe der Strafe kann, (abs 
geiehen hier von der Competenzfrage) keinen Unterſchied in 
der Stellung des Richterd zur Anklage Herbeiführen. Die 
Anklage verfolgt die Verletzung bes Strafgeſetzes, welche fie 
in der Handlung findet, Hat aber die Qualififation ber letzteren 
lediglich dem Richter zu Überlaffen. Der Richter, welcher 
in ihr ein anderes Verbrechen findet, ald Seiten ber An⸗ 
age geichehen, wird dadurch, wie man vielfach einge: 


4) Bergl. 3. DB. die Badenſche Straf⸗P.O. $. 246, 
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wendet, noch nicht zum Ankläger, ba er nur die angeflagte 
Handlung vor Augen bat, ımb Feine andere ihr fubftitukct. 
Außerdem müßte man conjequent felbft dann, wenn ein ges 
ringered Berbrechen ober doch mr ein gleich fchweres Vers 
brechen in der angezeigten Handlung gefunden würde, eine 
Freiſprechung eintreten laſſen, da bie Anflage auf biefes ans 
bere Verbrechen nicht ausbrüdlich gerichtet ift, und fich nicht 
in allen YAllen wirb behaupten laffen, Daß das andere ober 
geringere Berbrechen gleichfam in dem von der Anklage bes 
nannten mit enthalten fei, vielmehr die Verſchiedenheit oft 
eine generifche fein wird. — Dazu fommt, Daß die Haupt: 
verhandlung derjenige Abfchnitt der Unterfuchung ift, auf 
deſſen Ergebniffe hin, die Endentfcheidung extheilt wird und 
Daß erft hier die vollftändige Beweisaufnahme erfolgt. Man 
kam daher aus dem Anklageerfenntniffe, das auf die mehr 
Iummarifchen Erörterungen ber Vorunterſuchung gebaut ift, 
fein Praͤjudiz für die Enticheidung in der Hauptverhands 
Img ableiten, und ben Richter nicht nöthigen, feiner Rechts: 
anficht entgegen, den Spruch auf ein anderes Verbrechen zu 
richten, num deshalb, weil ein früheres, uͤberdieß bei nicht 
gleicher Sachlage ertheiltes Erfenntniß (vorläufig) dieſes Vers 
brechen angenommen. Iſt baher das Spruchgericht der Meis 
mung, daß das Einfteigen, mitteld befien ein Diebſtahl aus⸗ 
geführt worden, ein folches fei, unter deſſen Vorausſetzung 
der Diebftahl jelbft als ein ausgezeichneter zu erachten fe, 
— daß der Stod, mit welchem der Räuber verfehen gewe⸗ 
fen, als eine Waffe anzufehen fei, — daß ber Dieb bie Ge⸗ 
walt angewendet habe, al8 der Diebftahl noch nicht für 
vollendet zu Halten geweſen, — fo wird baffelbe nicht bes 
Hindert fein, auf ausgezeichneten Diebftahl, auf ausgezeich⸗ 
neten Raub und auf Raub, flatt auf einfachen Diebſtahl, 
za erkennen. In Fällen dieſer Art Handelt es fih um bie 
rechtliche Qualificirung der angeflagten und bewiefenen 
Handlung. 
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ESchwieriger geftaltet fich die Frage, wenn in denſelben 
Thatſachen ber Beiveid einer andern Willensrichtung gefun⸗ 
ben wirb, ald in ber Anklage angenommen wurde. Die 
Thatſachen ftellen z. B. nad, der Anſicht des Spruch⸗ 
gerichts den Beweis her, daß die Toͤdtung mit Vorbedacht 
und nicht — wie bie Anklage angenommen — in aufs 
wallender Leidenichaft verübt wurde, — baß bie Gewalt 
angervendet wurde, nicht um bie Duldung unzüdhtiger Bes 
taftungen, ſondern bed Beiſchlafes felbft zu erzwingen, — 
baß Die Gewalt angewendet wurbe, nicht zum Zwecke eines 
Raubes, fondern einer Rothzucht. In alten dieſen Yäls 
len handelt es ſich nicht um eine Rechts-ſondern 
um eine Thatfrage Es tft Bier ber Beweis einer — 
wenn gleich nicht Außerlich erfennbaven Thatſache in frage, 
auf welche von ben Außerlich erkennbaren Thatiachen ges 
ſchloſſen wird. Hier kamn allerdings ber Fall vorkommen, 
baß Die Vertheidigung mit befondern Thatiachen gegen bie 
Annahme der (neuen) Willensrichtung auftreten würbe, 
wenn fie auf diefe Annahme vorbereitet geweſen wäre. Ge⸗ 


nau genommen, farm es hierbei feinen Unterſchied machen, ob 


die Willensrichtung eine ftrafbarere oder gleich flratbare 
ober weniger ftrafbare if. Denn auch in den beiben letz⸗ 
‚teren Bällen kann möglicherweife die Vertheidigung eine ans 
bere fein, und mit anderen Beweiſen gegen dieſe Willens» 
richtung auftreten. 

Snöbefondere kann es vorkommen, baß bie beiondere 
verbrecherifche Abficht, welche dem Thäter beigemeffen wurde, 
in ben angezeigten Thatfachen nicht begründet ger 
funden, dagegen eine Unbedachtiamfeit für erwieſen anges 
nommen wird. Andererſeits läßt ſich auch ber umgekehrte 
Hall denken, obfchon er nur felten vorfommen wird. Die 
Vertheidigung ift vielleicht bei nochmaliger Vorbereitung ber 
Sache im Stande, auch den Vorwurf der Unbedachtſam⸗ 
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ſamfeit zu enifernen, und bie Anklage wird neue Gegen⸗ 
ſtaͤnde aufbringen koͤmen. 

Allein wie in ben Faͤllen, in denen nur die rechtliche 
Qualification ber Handlung in Frage tft, moͤglicherweiſe es 
amgemefjen exicheinen kann, ber Anklage und ber Bertheibis 
gung eine Vervollſtaͤndigung ihrer Beweismittel und Ber 
weisthatſachen nachzulaffen, und zu biefem Behufe die Bers 
handlung zu vertagen, fo wird andererſeits eine ſolche Ver⸗ 
vollftändigung in allen den Zällen, in weichen auf Grund 
berfelben Thatiachen eine andere Willendrichtung angenoms 
men wird, nicht unbebingt nothwendig fein. Was inäbes 
fondere ben Fall anlangt, wo auf Grund berfelben That⸗ 
fachen ftatt der verbrecheriichen Anſicht Fahrlaͤſſigkeit ange⸗ 
nommen wirb, fo ift kaum zu glauben, daß die Bertheibis 
gung noch befondere, gegen die Annahme ber Fahrlaͤffigken 
fpegiell gerichtete Thatfachen vorbringen koͤme, wenn mr 
überhaupt bie Urheberſchaft felbft außer Zweifel if. Die 
einzelnen Nebenumftände der That wie dieſe ſelbſt und ihr 
Erfolg find bereits erörtert und geben hierunter genügen« 
bes Anbalten. Dagegen wird zumeiſt die Ausſetzung ges 
rechtfertigt fein, wenn ftatt ber Fahrlaͤſſigkeit abfichtliche Ver⸗ 

angenommen wird. 

Aus diefen Gründen fcheint es paſſend, dem Ermeflen 
bes Spruchgerichts zu überlafien, ob es mit der weiteren 
Berhandlung vorichreiten und die Aburtheilung vornehmen, 
ober aber bie erftere vertagen und lebtere auslegen will. 
Eine Ausnahme zu Gunften der Ausſetzung Eönnte der Fall 
bieten, wenn dolus flatt der culpa angenommen werben fol. 

Bon ben beutichen Geſetzgebungen will man hier nur 
Die Badenſche StrafsBroc.sOrhn. $. 246 und das (mans 
mehr aufgehobene) Koͤnigl. Sächf. Gefeb vom 28. Novemb. 
1848, 6. 33 erwähnen. Die Erflere ertheilt folgende Vor⸗ 
ſchrift: | 


Das Gericht kann feinem Urtheile Feine anderen 
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Thatfachen, alſo auch keine ſtarbarere Willensbe⸗ 
ſtimmung des Angeſchuldigten zu Grunde legen, als ſolche, 
welche dem letzteren in dem, die Schlußverhandlung anorbs 
nenden oder die Verſetzung in den Anklageſtand ausſpre⸗ 
chenden Beſchluſſe (8. 207), oder in der Anklage des Staats⸗ 
Anmwalis (88. 216 und 230) zur Laſt gelegt find“. 

„sn Beziehung auf bie Bezeichnung bes in jenen 
Thatſachen liegenden Verbrechens oder bed darauf anzuwen⸗ 
benben Geſetzes ift dagegen das Gericht ber- erften In⸗ 
ftanz nur in jo weit beichränft, daß es auf kein Ichwere 
res Berbrechen erkennen Tann, als worauf die Anklage 
oder doch ein fpäterer Antrag bes Staatsanwalt ober 
ber Beſchluß gerichtet ift, der die Schlußverhandlung ans 
orbnete, oder die Verfegung in den Anflageftanb ausſprach; 
und wenn das Gericht in den Thatjachen, fomeit es fie als , 
erwieſen annimmt, ein anderes, weder in jenem Beichluffe, 
noch in ben Anträgen bes Staatsanmwalts dem Angeſchul⸗ 
digten zur Laſt gelegted, gleich ſchweres oder geringes 
res Berbrechen findet, fo fordert es den Staatsanwalt 
und den Angefchuldigten zur fürforglichen Erflärung, 
über das Dafein und die rechtlichen Folgen jened der An⸗ 
Hage nicht unterlegten Verbrechend vor ber Urtheilsfallung 
nachträglich auf, infoferne nicht ber Präfident ſchon während 
ber Verhandlung felbft eine ſolche Aufforderung erlafien bat.” 

Das Königlich Sächfüche Geſetz enthält folgende Bes 
flimmungen: 

„Der Präfident hat bas Recht, im Kalle ſich aus der 
münblichen Verhandlung ergiebt, daß die bem Angeklagte 
in dem Erkenntniſſe ber Anftagefammer zur Laft gelegten 
Thatſachen ein anderes Vergehen enthalten und unter eine 
andere ftraftechtliche Beſtimmung fallen, als in jenem Er⸗ 
Eenntniffe angenommen worden ift, auf Antrag bes Staatds 
Anwalts und nad) vorgängigem Gehör des Angeklagten ober 
feines Vertheidigers darüber, die an bie Geſchworenen zu 
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ſtellenden Fragen eventuell auch mit auf dieſes andere Ver⸗ 
geben zu richten. Dabei wird vorausgeſetzt, dag das aus 
jenen Thatfachen in Folge der mündlichen Verhandlungen 
ſich darftellende Vergehen nicht Arafbarer ift, als dasjenige, 
- wegen befien die Anklage zugelafien wurde und dem Anger 
klagten dadurch Feine Willensrichtung beigemeflen wird, bie 
von der wefentlich verfchieden ift, welche bei dem in dem 
Erkenntniſſe der Anflagefammer erkannten Vergehen ange 
nommen ift. Ueber Einwendungen gegen bie —— 
entſcheidet das Gericht.” 

und die Ausfuͤhrungsverordumg gab dazu folgende 
Erläuterung: 

„Die im Schlußiage- des $. aufgeftellten Borausfehun« 
gen geben an die Hand, daß ba, wo ein flrafbarered Ders 
geben: in Folge der mündlichen Verhandlung hervortritt uber 
biemach eine von dem in bem Exfenntniffe der Anklagekam⸗ 
mer erfannten Vergehen welentlich verichiebene Wil - 
lensrichtung angenommen werden muß, es einer neuen 
Anflage ımd eined neuen Verfahrens bedarf. 

Die Berichiedenheit der Willensrichtung aber muß 
wefentlich fein, d.h. ed kommt nicht darauf an, ob, wenn 
3 D. in dem Anklageerkenntniſſe ein Aufruhr angenommen 
if, dann in der mündlichen Verhandlung ſich das Vergehen _ 
ald eine Widerſetzung gegen bie öffentliche Autorität her⸗ 
ausftellt, denn die Willensrichtung bei dem einen Bergehen 
ir nicht weientlich verichieden von ber bei dem andern Vers 
gehen, da beide genexiich nicht verichieden find. Wohl aber 
würde eine Berichiedenheit ber Willensrichtung anzimehmen 
fein, wenn in dem Anflageerkenntniffe ein nach Art. 99 des 
Griminnigefegbuches zu - beurtheilendes Bergehen erkannt 
würde, und fich in ber mündlichen Hauptverhandlung dad 
Bergehn. als unter Art. 94 des Criminalgeſetzbuchs gehoͤ⸗ 
tig darſtellte, denn beibe find nach ber ihnen unterliegenben 
Willenerichtumg weſentlich verfchieben. Anch dann würde 
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eine ſolche Verſchiedenheit vorhanden fein, wenn fich fait 
eines vorausgefehten Vorſatzes ein ſtrafbares Berfchulben 
ergeben follte.” 

| Nehmen wir nun die oben unter 1 erwähnten Fälle 
Hier Handelt es fih um neue Umftänbe, durch deren Hin 
zutritt und deren Verbindung mit den in bem Anklageer⸗ 
Ienntniffe enthaltenen Thatſachen ein anderes Berbrechen con⸗ 
fituiet wird, als die Anklage angenommen hatte. 

AL Regel muß bier der Sas aufgeftellt werben, daß. 
ber Angeichuldigte der fofortigen Aburtheilung der Sache 
widerfprechen und bie Rüdverweilung an Das Unterfuchungs- 
Gericht beanjpruchen kann. Diefelbe Befugniß ift dem 
Staats anwalte einzuräumen. Wie ber Angeklagte einwen⸗ 
ben kann, daß er auf bie Verteidigung wegen dieſes neuen 
Anklagepunktes nicht vorbereitet fei, gleichviel ob er nur 
bie Unzuverläfligfeit ber für Bewahrheitung der neuen That⸗ 
face gebrauchten Beweismittel durch Beziehung auf andre, 
zur Zeit noch nicht benannte Thatfachen oder Beweismittel 
darthun oder Direct die Unwahrheit ber behaupteten That⸗ 
fache darzulegen beabfichtigt , fo wird auch der Staatsan⸗ 
walt nicht felten eine vorgängige forgfältigere Inftruction 
ber Sache in der nunmehr hervortretenden Richtung für 
noͤthig halten, damit nicht bei dem Mangel einer folchen 
fatt der außerdem zu erwartenden Schuldigerflärung eine 
Sreifprechung erfolge. 

Iſt 3. 3. dei der Anklage wegen Diebftahls bei ber 
Hauptverhandlung ein für Die Annahme bed Raubes fpres 
chendes Indicium ermittelt worden, fo wird moͤglicherweiſe 
Anflage und Bertheidigung zur befieren Vorbereitung ber 
Sache die nochmalige Verweiſung der Sache zur Boruns 
terſuchung beanfpruchen. 

Ebenfo, wenn bei ber Anflage auf Kindesmord neue 
Thatumftände dafür, daß bie Toͤdtung erft nach Ablauf ber 
für die Annahme des Kindesmords geſetzlich beftimmten 
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Friſt erfolgt ſei, ermittelt werben. Daſſelbe gilt, wenn bie 
neuen Thatumſtuͤnde das zeither als einfaches behandelte 
Berbrechen zu einem qualificirten berfelben Art erheben ober 
bie Anwendung eines höheren geſetzlichen Strafſatzes recht: 
fertigen würden, 3. B. einfacher und qualificirter Diebftahl, 
bie verichiebenen Abflufungen ber SKörperverlebung, bes 
Raudes, der Brandfliftung, der Nothzucht, der Fälichungıe. 
Hier Handelt es ſich überall von neuen Thatumftänden, 
weiche die Anklage zeither nicht berüdfichtigt Hatte. Sie 
find auch von ber Art, daß ſte die Anwendung eines ſchwe⸗ 
teren Strafgeſetzes herbeiführen können 5). 

Allein auch wem bie neuen Tihatumftände die Ans 
nahme eines geringeren Verbrechens rechtfertigen wür- 
ben, tft im Allgemeinen das Mecht der Anklage und ber 
Beriheidigung anzuerkennen, auf Ausfegung der Aburtheis 
Iung und Verweiſung ber Sache zur nochmaligen Erörtes 
rung anzutragen. Diefe Fälle werden übrigens feltener fein. 
Hierher würbe e8 3.3. gehören, wenn die neuen That. 
umftände auf das Berbrechen bed Diebftahls hinweiſen, 
während zeither das des Raubes angenommen wurde. Na⸗ 
tuͤrlich find Hier nicht ſolche Thatumſtaͤnde gemeint, welche 
als Bertheidigungsmomente gegen einzelne Punkte ber An⸗ 
flage gerichtet find, und durch welche im Falle ihrer Bes 
fheinigung bie Thatſachen der Anklage verringert werben, 
bie übrig bleibenden Thatiachen der Anklage aber das 
geringere Verbrechen conſtituiren. Weber biefe Fälle wirb 
unten noch geiprochen werden. Ebenjo, wenn bei Dem Bers. 
brechen des — zwar nicht nachgewieſen wuͤrde, daß 


5) Die — Geſetzgebung hat Hier Die Ausdehnung der Frage 
auf den höhern Verbrechensgrad zugelaflen. Ebenſo bie Thürins 
eniche eu Prozeß Ortnung Art. 256 und die unten nod anzu: 
——*— Geſetze. Die Verſchiedenheit kann eine a bedeutende 
fein Fan ‚nehme nur die verſchiedene Schwere ter Strafen bes 
gli der einzelnen Abftufungen tes Raubes, ber Körperverle- 
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ber Raub von einer Bande verübt worden — worauf bie 
Anklage lautete — aber es ſich ergeben follte, daß Die Raͤu⸗ 
ber mit Waffen verfehen geweien, indem das Sächkiche Ge⸗ 
feßbuch beide Fälle des Raubes beſonders hervorhebt und 
ben erfteren Fall mit: ſchwererer Strafe als den letzteren be⸗ 
droht. Hier .mmürden ganz verfchledene Thatfachen in Frage 
fommen und möglichermweife der Angeflagte nicht deshalb 
mit der Berurtheilung wegen bed geringeren Grades bes 
Raubes einverftanden ſein, weil er wegen des Höhern los⸗ 
gefprochen wurbe, vielmehr das Herabgehen auf die Strafe 
des einfachen Raubes beanſpruchen, weil auch bie Bewaff⸗ 
nung nicht bewielen je. 

Bon beionderer Wichtigkeit find noch bie Fälle, in 
denen eine ‚veränderte Willensrichtung durch die 
neuen Umftände indieirt wird, ohne Aenderung ber Außeren 
Erſcheinung der That, 3. B. Die neuen Thatınmftände weis 
fen auf die Annahme einer Selbfthülfe ftatt bes bisher an⸗ 
genommenen Berbrechend des Diebftahls Hin. Sie: find je- 
Doch deshalb nicht minder wichtig als jene, welche den ob⸗ 
jectiven Thatbeftand der Sache betreffen. Ber Angeſchul⸗ 
Digte, welcher, wegen Diebſtahls zur Verantwortung gezo⸗ 
gen, feine völlige Losſprechung zuverfichtlich erwartet, wird, 
nach Befinden, auch mit emer Berurtheilung wegen Selbft- 
hülfe nicht einverftanden fein und würde auch gegen bie 
Annahme einer Selbfthülfe fehr erhebliche Vertheidigungs⸗ 
mittel gebracht haben, wenn er dieſe Richtung der Unterfu- 
chung erwarten koͤnnen. 

Meniger fchroff wird diefe Benachtheiligung ber Verthei⸗ 
bigung in ben Fällen hervortreten, in benen die Willens- 
richtung, auf welche Die neuen Thatumftände hinweiſen, mit 
ber Willensrichtung, welche dem in der Anklage angeführs 
ten. Verbrechen unterliegt, verwandt ift, 3. B. Diebftahl und 
Unterfhlagung, Betrug und Erpreſſung. In Dielen, beis 
ſpielsweiſe gewählten Faͤllen würde überdies kein ſchwereres 
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Berbrechen in Frage kommen. Hier werben — wie 118 
bie en Erfahrung lehrt — in der Regel feine beſon⸗ 
bern Einwendungn der Bertheidigung zu erwarten fein. 

Wir ſetzen hier voraus, daß 3. B. Die eigenmächtige An- 
fihnahme der fremden Sache bewieſen iſt und die neuen 
Thatumſtaͤnde eben nur die ſpeziellere Fixirung der wider⸗ 
rechtlichen Abſicht, in welcher die Aneignung der Sache er⸗ 
folgte, betreffen. 

Als Regel wird man jedoch anerkennen muͤſſen, daß 
die Aenderung der in der Anklage zu Grunde gelegten Wil⸗ 
lenobeſtimmung ebenſo wie Die Aenderung ber äußeren Merk⸗ 
male der That zu behandeln iſt. Die Abſicht, welche dem 
Verbrecher zur Laſt gelegt iſt, iſt ebenfalls eine Thatſache, 
auf deren Herſtellung der Schuldbeweis gerichtet iſt. Mit 
ihrer Aenderung aͤndert ſich auch die Anklage und das in 
ihr behauptete Verbrechen, — an die Stelle des letzteren 
tritt ein neues Verbrechen. Die neuen Thatumftände find 
gleichſam die Verbeflerungen und Bervollftändigungen einer 
angebrachten und dem Beklagten zugefertigten Klage, auf 
deren Beweis bereits erkannt worden if. Das Einilpro- 
zeßgeſetz geitattet folche Ausdehnungen wider Willen des Be- 
Flogten nicht und der Grund dieſes Verbots leidet auch 
einigermaßen auf den Steafprogeß Anwendung. Ob Das 
Verbrechen, welches durch bie neuen Thatumftände indicirt 
it, ein ſchwereres oder geringeres ift, Darauf fann es im 
Prinzipe nicht anforımen. Wil man aber aus ben oben 
angegebenen praftiichen Rüdfichten eine Ausnahme geftatten, 
jo könnte fie dahin gehen, baß nad) dem Ermeſſen bes 
Gerichts mit der Aburtheilung vorgefchritten werde, 
wenn die neuen Thattachen ein anderes, jedod 
nicht ſchwereres Verbrechen begründen und da⸗ 
durch dem Angeklagtenkeine Willensrichtung bei- 
gemeffen wird, Die von derjenigen weientlich 
verfchieben ift, welche bei dem in bem Verweis; 

De 
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fungserfenntnifle enthaltenen Vergehen ange 
nommen ift. 

Insbeſondere wichtig ift Die Annahme einer veränbers 
ten MWillensrichtung, wenn bie neuen Thatumftände 
ben dolus indiciren, während zeither nur culpa dem Thaͤ⸗ 
ter beigemefien worden war. Hier fcheint bie Ruͤckoerwei⸗ 
fung an das Unterjuchungsgericht nicht vermieden werben 
zu koͤnnen. Wird ftatt des dolus auf Grund‘ der neuen 
Thatſachen culpa angenommen, fo wird aus ben obge- 
dachten ®ründen die fofortige Aburtheilung unbedenklich fein. 

Die Thuͤringenſche Straf⸗Proz.Ordn. ftelt in dem 
Halle, wenn erſchwerende Umflände zu dem in dem Ber: 
weilungserfenntniffe bezeichneten Verbrechen Binzutreten, Die 
fofortige Aburtheilung ald Regel auf, während fie in dem 
Falle, wenn die Hauptverhandlung ergiebt, daß der Ange 
Flagte „einer andernThat oder eines andernBer 
brechens“ ſchuldig ift, al8 in dem Verweiſungserkenntniſſe 
enthalten ift, die Losſprechung von ber erhobenen Anklage 
verordnet und die beiondere Verfolgung bes „anderen Bers 
brechens” vorbehält. ' 

Das Kurheſſiſche Geſetz 8. 318 fagt: „Nur was im 
Anklageacte von ſtrafbaren Handlungen des Angellagten 
enthalten, unb®) in ber mündlichen Berbandlung vorges 
fommen ift, kann Gegenftand ber Yragftellung fein.“ 

Die Hamoͤv. Straf⸗Proz.⸗Ordn. $. 188 laͤßt gleichfalls 
bie unbedingte Berücfichtigung ber „in der mündlichen Ver: 
Bandlung bervorgetretenen neuen Thatumftände zu, welche Die 
Strafe entweder erhöhen oder mildern oder gänzlich aufhes 


6) Soll tiefes und eine copulative Borausjeßung ausdrücken, fo 
daß feine Thatjache, die nicht in der Anklageacte enthalten und 
zugleich in ter Hauptverhandluug erörtert worden, berüdfichtigt 
werten darf? Das Komma vor „und“ ſpricht dagegen und bes 
günftigt die Auslegung in „oder, wodurch freilich eine fehr große 
Ausdehnung der Frage gerechtfertigt wird. 
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ben” und verorbnet noch, daß, wenn durch das Hinzu» 
treten ober Wegfallen bes einen ober bed andern That 
umflanbes eine ben Gegenftand ber Anklage oder Beſchul⸗ 
bigung bildenbe firafbare Handlung unter den Begriff eines 
verichiebenen Verbrechens fällt, der Vorſitzende des Gerichts, 
elbft wenn bie Anklage nicht auf fämptliche Verbrechen 
gerichtet jein follte, eventuelle Kragen zu ftellen berechtigt ſei. 

Der neueſte Bayerniche Entwurf beflimmt Art. 476: 
„Sind Anhaltspunkte vorhanden, nach welchen die den Ges 
genftanb der Anklage bildende That unter den Begriff eines 
andern Verbrechens von gleicher oder höherer Strafbarkeit 
oder unter ben Begriff eines höhern Grades beffelben Vers 
brechens fallen Tann, unb bat der Staatsanwalt während 
dee Berhankhing die Anklage hierauf ausbrüdlich erſtreckt, 
to ift bie Hauptfrage hiernach zu ſtellen“ (vorbehaͤltlich des 
Rechts der Vertagung, womit noch Art. 501, Abi. 2 zu 
verbinden.) 

Dex neueſte Breußiiche Entwurf läßt gleichfalls nach 
$. 366, 367 die Berüdfichtigung aller , Thatumſtaͤnde, welche 
die Anwendung einer Härtern Strafe begründen”, zu, „auch 
wenn fie erft in Dex Hauptverhandlung hervorgetreten find.” 

Man flieht aus diefen Beſtimmungen, daß die Beben- 
fen, welche gegen das Hereinziehen anderer Thatumftänbe 
als ber in dem Verweiſungserkenniniſſe enthaltenen, geltend 
gemacht werben Tönen, faft gar feine Berüdfichtigung ges 
_ fnben haben, und bie Gefehgebungen zum Theil noch wei⸗ 
ter geben, alo das franzöfiche Necht, welches mindeftens 
verbietet, daß ben in ber Anklagefchrift enthaltenen Thatſa⸗ 
chen neue Thatſachen, welche zu den Begriffserforder⸗ 
niffen („el&ments constitutiſs) gehören, Binzugefügt wer⸗ 
den,*) während die volle Geltung obiger Bedenken nur in 
ber Babenichen Straf.-Broz.-Orbn. zu finden ift. 


7) Bergl. Daniels Grundfäge ıc. ©. 187. 


\ 


54 Weber die Berüdfiäitigung neuer, erft in ber 


Dem Gerichte wird, wenn es bie fofortige Aburthei- 
Iung der Sache mit ben neuen Thatumftänben für bebenfs 
lich erachtet und die vorherige Erörterung der letztern an- 
ordnet, zu überlaffen fein, ob es rüdfichtlich des in der Ans 
klage enthaltenen Verbrechens eine Endenticheidung, welche 
ebenfowohl eine verurtheilende, als eine losfprechende®) fein 
fann, ertheilen will. Zu berüdfichtigen wird fein, daß, wenn die 
Thatumftände in eine enge Verbindung mit den früher ers 
örterten treten, eine vorherige Ausihelbung und felbfiftän- 
dige Aburtheilung der leßtern weder arigemeffen noch auch 
nüglich fein kann. | 

Inſoweit das Gericht neue Thatumftände berüdfichti- 
gen kam, wird es auch hierher folche Thatſachen ziehen 
formen, welche in der Vorunterfuchung zwar erörtert, in bem 
Verweiſungserkenntniſſe aber aus rechtlichen oder factifchen 
Gründen befeitigt worden waren. (Bergl. noch ben neueften 
preuß. Entw. $. 367.) 

Einfacher geftalten fich die Fälle, m denen einzelne Bes 
weisthatfachen nicht bewiefen oder widerlegt werben und bie 
zurüdbleibenden immer noch ber Thatbeftand eines andern 
Verbrechens — das natürlich nım gleich ſchwer oder min, 
ber ſchwer fein kam — erichöpfen. Hieher gehören insbe: 
ſondere die Fälle, in welchen bie Anklage auf ein ausge⸗ 
zeichnetes Verbrechen ober auf ein Verbrechen mit erſchwe⸗ 
renden, einen beiondern gefeglichen Strafſatz begründenden 
Umftänden gerichtet war, in der Hauptverhandlung aber bie 
Thatfachen, in melchen die Auszeichnung oder die erſchwe⸗ 
renden Umftände enthalten fein würben, nicht ermiejen wer, 
ben. Hier ift allenthalben das Minus in bem Majus ber 


8) Nur von ben legteren fpricht die Thüringenfhe Straf⸗Proc.Ord. 
Man denfe jedoch an den Fall, wo Diebflahl und Raub ıc. in 
Frage fommen und nicht zu bezweifeln ift, daß das geringere Ver⸗ 
brechen bereits völlig bewiefen if. Auch ift möglich, dag wegen 
des indicirten fehmwereren Verbrechens fpäterhin eine Freifprehung 
erfolgt und ſonach der Schuldige der Strafe entgehen würbe. 
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Anklage enthalten und Vertheldigung und Anklage können 


über Beſchraͤnlung in Geltendmachung ihrer Beweisgruͤnde 
fi) nicht beſchweren. Daſſelbe gilt von der Annahme des 
Berfuchd oder vorbereitender Handlungen, falls dieſe ſtraf⸗ 
bar find, ſtatt ber Vollendung oder bezuͤglich des Verſuchs. 
Ebenſo wird beinahe in allen Fällen eine foldhe Beſchwerde 
‚nit zu erwarten fein, wo ftatt der Urcheberichaft nur ein 
geringerer Grad der Theilnahme angenommen wird. In 
Betreff der Begünftigung fönnen zwar, nach Befinden, Thats 
umflände zur Sprache fommen, welche die Strafbarfeit ber 
Begünftigung ausichließen, 3. B. das verwandtichaftliche 
Berhältnig zum Urheber, das für ben Begriff ber in ber 
Anklage angenommenen Mitucheberfchaft oder Beihilfe nicht 
enticheibend geweien. Allein jedenfalls würden ſolche Thats 
ſachen wenigfiend zum Zwede einer milderen Beurtheilung 
innerhalb des Strafmaßes bereits vorftellig und geltend ges 
macht worden jein, und es ift Faum zu glauben, daß wirk⸗ 
lich ein thatſächlich neuer Ausichließungsgrund nachträglich 
geltend gemacht werben würde. Zweifelhafter ift Dagegen 
ber Fall, wenn bie verbrecherifche Abftcht nicht nachgewieſen 
wird und flatt berfelben Hahrläfligkeit angenommen wird. 
Man kann nicht ben dolus und die culpa wie zwei einan- 
ber verwandte Arten derjelben verbrecheriichen Richtung nes 
ben einander fiellen, wie wir es wohl objectiv mit einem 
ausgezeichneten und einfachen Verbrechen und auch felbft 
fubjectiv noch mit den verfchievenen Graben ber Thellnahme 
tun. Vielmehr fliehen ſich dolus und culpa bireft entges 
gen. Allein bier Helfen bie bereits oben geltend gemachten 
Erwaͤgungen aus. Die Üicheberichaft ber That und der Er⸗ 
folg derſelben. werben bewielen ſein Wird die Frage über 
ben dolas verneint, fo wird bie Frage, ob eine (ftrafbare) 
Sahrläffigkeit vorliege, nach den Umftänden bes Falls und 
ber Perſoͤnlichkeit bes Thaͤters entichieben werben, und dieſe 
Factoren ber. Entfcheidung beruhen in genügender Gewißheit. 


-_ 
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Die andern Geſetzgebungen ftimmen auch mit Dielen 
Grunbiägen überein. Beräl. die Strafs Prog »Orb. von Thuͤ⸗ 
ringen, Art. 256. Baben, 8.246. Hannover, 6.183, und bie 
Entwürfe von Preußen, $. 368. Bayern Art. 474. 475. 

Mir kommen nun zu ben lebten der obgebachten Fälle. 
Die Geſetzgebungen haben fie nicht befonderd hervorgeho⸗ 
ben. Auch laſſen fich Hier beſtimmte Regeln nicht aufs 
fielen. Es fönnen einzelne Thatumftände des Falls fich 
ändern, obne daß hiervon nur irgend ein erheblicher Eins 
fluß, ſei e8 in welcher Richtumg man wolle, zu erwarten 
iſt, und andererfeitö kann Die Veränderung ber ganzen Sachs 
lage eine entichieben andere Richtung geben. Nehmen wir 
ven Ball, daß bei der Anklage auf Brandftiftung das Aufs 
gehen bes Feuers auf die erften Stunden nad) Mitternacht 
gelegt worden, nunmehr aber ſich ergibt, Daß das Feuer bes 
reits vor Mitternacht aufgegangen ift, und in Betreff dier 
je Zeitpunkts ber Angeklagte fi) auf (zeither nicht ber 
nannte, weil nur unerbeblicye) Zeugen zum Beweiſe des 
Alibi beruft. In gleichem Maße kann bie Anklage bei 
der Abänderung des factiichen Verhalts der Sache intereſ⸗ 
fiet fein und eine Ausfegung ber Verhandlung Dringend 
wünichen. Man ſetzt die Verhandlung aus, wenn fich Ver⸗ 
bacht ergibt, daß ein Zeuge bie Wahrheit hinterzogen ober 
eine Urkunde gefälicht ſei, und nicht ſofort völlige Gewiß⸗ 
heit darüber zu erlangen Hi. Gleiche und ſelbſt ſtaͤrkere 
Ruͤckſichten fprechen für bie Ausfegung in Fällen der ges 
dachten Art. Der einzelne Fall muß entſcheiden. Daher 
kann bier nur auf Die allgemeine Befugniß bed Gerichts, 
die Bertagmg der Berhandlung oder wegen neuer Um⸗ 
Rande jelbſt Die Verweiſung der Sache an ben Unterſuchungsrich⸗ 
ter zur anderweitigen Erörterung anzuordnen, verwieſen werden, 
ohne daß gleichzeitig ben Parteien irgend ein Rechsmittel 
gegen eine ſolche Einwendung eingeräumt werben könnte. 





J. 
Ueber 
den gegenwärtigen Zuſtand 
der Geſetzgebung in Wordamerika, 


in Bezug 
auf die Aufbebung ber Eodesftrafe 


von 


Mittermaier. 





Seat etwa 100 Jahren war die Frage, ob die Todes⸗ 
ſtrafe beibehalten werben follte, in ben meiften Staaten von 
Rordamerifa ein Gegenftand Iebhafter Streitigkeiten. Der 
praktiiche Sinn der ameritaniichen Juriften gab biefen For⸗ 
ſchungen eine eigenthümliche Richtung. Man liebte nicht 
philoſophiſche Unterfuchungen über das Recht bes Staatd, 
einem Bürger das Leben zu entziehen. Die in folcher Bes 
ziehung in Stalien, Frankreich und Deutichland vorkommen⸗ 
den Erörterungen finden fich nur jelten in Amerika. Weit 
mehr forderte ber xeligisie Sinn ber Amerikaner die Aus; 
fprüche ber heiligen Schrift über Tobesftrafe zu berüdfich- 
tigen. Während ehrenwerthe Männer ieden Verſuch, bie 
Todesſtrafe aufzuheben fin unzuläffig erklärten, weil dies 
ben Geboten ber Bibel widerfprechen würbe, zeigten An⸗ 
bere, daß jene Stellen der heiligen Schrift, in welchen man 
ein Gebot, Todesftrafe bei Mord zu erkennen, zu finden 
glaubte, irrig verftanden feien. In ben bebeutenbiten Staa- 
ten von Rordamerifa erhielt Die Frage nur eine praftifche 
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Bedeutung. Faſt in allen Anträgen, die an Die geſetzge⸗ 
benden Berfammlungen geftellt, fowiein den Berichten, die bar: 
über erftattet wurden, bemerft man, ‚daß bie Unterjuchung 
mehr auf die Nothwendigkeit der Todesftrafe, als auf bag 
Recht, dieſe Strafe überhaupt zu erfennen oder auf das 
Ergebniß wohlmollender Gefühle fich beziehen müßte. Man 
ftellte bie Brage fo: Kann die bürgerliche Gefellichaft die 
Todesſtrafe entbehren, ohne daß die Erreichung des Zwecks 
bes Staats und der Gelee gefährdet wird. Kann fie nach 
der Aufhebung diefer Strafe auf mehr Schulbigerflärungen 
rechnen, das Gerechtigfeitögefühl ber Bürger in ber Ges 
fammtheit befriedigen und die Bürger vor ſchweren Angrif- 
fen auf ihr Recht mit Sicherheit befchüsen? 

WVon allen in Amerika erichienenen Arbeiten über bie 
- Aufhebung ber Todesftrafe verdient wegen ihrer rein prak⸗ 
tiichen Richtung Feine in fo hohem Grade die Aufmerkſam⸗ 
feit Aller, welche fich für bie Gefebgebung intereifiren, als 
ein Aufiat: Capital Punishments ın the united states von 
Herrn Bemid, einem grünblichen Iuriften in Bofton, der 
1850 in dem befannten Prozeſſe gegen Webfter Die Stelle 
des öffentlichen Anflägers mit fo vieler Energie, Rechtser⸗ 
kenntniß und ebler Würde vertrat‘). Es ift intereſſant, 
Daraus manche biftorifche Nachrichten über ben Zuftand ber 
Geſetzgebung der einzelnen Staaten Amerikas in Bezug auf 
die Tobesftrafe zu vergleichen. In Penniyivanien ſiegte zu⸗ 
erft 1682 bei der Gründung bes Staats die Anficht, daß 
Tobeöftrafe nur dem Morde der fchwerften Art gebrobt 
werde. Died dauerte bis zu bem Tode von Penn, 1718, 
fort, wo dann bie damals im. Lande herrſchende Sekte ber 
Quaͤker eine Art von Bergleich einging, und fich gegen das 
ihre zugeftandene Recht, bloße Betheuerung anftatt des Eibes 


1) Der Aufſatz iſt abgedruckt — u Zeitſchrift: Law Reporter, 
Boston 1846, March p. 481. 
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abzugeben, gefallen ließ, daß man bem Anbringen anderer 
Staaten, die Tobeöftrafe auch für andere Verbrecher einzus 
führen, nachgab. Nach‘ der Unabhaͤngigkeitoerklaͤrung war 
es einer ber erften Schritte, zum früheren milden Gelchge 
bung zurüdzufehren. Die Todesftrafe wurde 1786 für alle 
Berbrechen mit Ausnahme des Mordes in Pennivloanien 
aufgehoben. Das Geſetz erging auf 3 Jahre, wurde ſpaͤ⸗ 
ter verlängert, bis 1791 die Strafe bed Todes nur fir 
Mord des erften Grades gedroht wurde, was noch jegt 
gilt. Dies Beifpiel find Nachahmung in andern Staaten, 
und zwar in Maryland (1809), im Virginia (1819), Ohio 
(1824) indem das Geſetz bei dem Morde zwei Grade aufs 
ftellte, und nur bem erflen Grade Tobesftrafe drohte, bei 
andern bisher todeswuͤrdigen Verbrechen aber die Anwen, 
bung der Todesſtrafe bem Ermeflen des Gerichts überlieh. 
Das gilt noch außer den oben erwähnten Staaten in Maine, 
Rew⸗Hampſhire, New⸗Jerſy, Alabama, Miſſiſſippi, Teneffee, 
Miſſouri und Michigan. In Maſſachuſſets war von ber 
erſten Gründung die Steafgefeggebung auffallend hart. Man 
findet mit dem Tode bedroht Hochverrath, Aufruhr, Zau⸗ 
ber oder Bund mit dem Teufel, Mord, Brandiliftung, 
Sodomie, Nothzucht und Ehebruch. Die Geichichte lehrt 
daß man bie Todesſtrafe Hier mit Berufung auf das alte 
Teftament rechtfertigte. Aus ben von Bemis mitgetheilten 
Rachrichten ergiebt ſich, daß in Bezug auf die Todesſtrafe 
bei Nothzucht, Hauseinbruch, Raub, Brandftiftung ein bes 
fändiger Kampf in ber Rechtsübung war, daß man zwar, 
wenn ein recht Aufſehen erweckender Fall vorfam, von Zeit 
zu Zeit Todesſtrafe wegen Nothzucht, Brandftiftung vollzog, 
faft aber immer mehr bie öffentliche Stimnumg fich dage⸗ 
gen firäubte und man durch Begnadigumgen ober durch ben 
Berruch in ber Geſetzgebung die Begriffe ber Verbrechen 
mehr zu befchrämfen, helfen wollte. Im Jahre 1785 waren 
im Maffachuffets noch 9 Verbrechen mit dem Tode bedroht, 
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Dagegen ift es merkwuͤrdig, wie allmählig in allen ameri⸗ 
Fanifchen Staaten die Macht der öffentlichen Meinung wuchs 
und die Aufhebung ber Tobeöfteafe bei Nothzucht, bei Raub 
und Brandftifuung bewirkte. Die Anficht, daB man dem 
Gerichte Die Wahl zwitchen Todesſtrafe und Freiheitsſtrafe 
laſſen müffe, fand in mehreren Staaten, 3. 3. in Maryland, 
Rhode Island bei der Brandftiftung Billigung. In Bezug 
auf Hochverrath (Treason) neigte fich die Iffentliche Stimme 
in Amerifa immer mehr dahin, daß bie Todesſtrafe nicht 
zu rechtfertigen fe, nur in Zeiten großer Aufregung, wenn 
ber Hochverrath mit bewaffneter Hand den Staat angriff, 
fiegte die ſtrengere Anficht; nach den Jahrbuͤchern kamen 
im Staate Maffachuflets bei der berüchtigten Rebellion von 
Shay 16 Verurtheilungen zur Tobesftrafe vor; 9 von ben 
Berurtheilten wurden hingerichtet, die Anbern erlitten mehr 
ober minder längere Freiheitöftrafen. In Pennſylvanien wur, 
ben jedoch noch vor dem Ende des Revolutionskrieges 5 
wegen Hochverraths hingerichtet; in Vermont, Ohio, North⸗ 
Carolina, Teneſſee, Louiſiana enthalten die Strafgeſetze Feine 
Drohung wegen Hochverraths, in New⸗Hampſhire, Rhode⸗ 
Island, Pennſylvanien (in dieſem Staate wurde als Marimum 
nur Einſperrung von 6 Jahren gedroht) in Maryland, in 
Kentuky wurde bie Todesftrafe für Hochverrath aufgehoben. 
Vergleicht man die Strafgefege aller Staaten Amerika’s, fo 
ergiebt fih, daß in 16 Staaten nur der Mord mit dem 
Tode beftraft war. Die Zahl der Anhänger der Aufhebung 
ber Zobeöftrafe wuchs in ber Zwiſchenzeit in ben vereinig« 
ten Staaten immer mehr. Die Anträge und darauf er⸗ 
Ratteten Berichte in den geiehgebenden Berfammlungen von 
Maffachuflets, Newyork, Rew-Hampihire find in biefer Be 
ziehumg merkwürdig; Die Anträge find nicht auf allgemeine 
philoſophiſche Raiformements gebaut, fondern betrachten bie 
Frage von der praftiichen Seite und unter ben Männern, 
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welche für die Aufhebung fprachen, finden wir bie genchtet- 
Ren Staatomaͤnner. 

Man fing vorzüglich an, genaue ſtatiſtiſche Nachrichten 
zu fammeln; wir verbanfen vorzüglich ber oben angeführten 
Abhandlung von Herm Bemis treue Rachweilungen über 
bie von 1780 (25 Dftober, ald dem Tage der Annahme 
ber Berfaftung) bis 1846 im Staate Maflachuffetd ergans 
genen Todesurtheile. (Bon ben unter der Gerichtsbarkeit 
der Union im Staate Maflachuffets wegen Rationafverbres 
chens, alſo Seeräuberei, Mord auf dem Meere, ergangenen 
Tobeöurtheilen ift dabei nicht Die Rebe). 

In 61 Jahren ergingen 101 Tobesurtheile, wegen Hoch» 
verraths 16, wegen Mordes 37, wegen Branbftiftung 6, 
wegen Bigamie 21, wegen Raubes 11, wegen Nothzucht 8, 
wegen Seeräuberei 1. Hingerichtet wurden von diefen 101 
Berurtheilten 615 20 wurden begnabigt (nad) der amerifa- 
niſchen Gerichtsſprache bebeutet Pardon völlige Begnadi⸗ 
gung, d. h. Erlaffung aller Strafe); bei 18 wurde bie 
Strafe auf dem Wege der Gnade gemildert. Zwei ſtarben 
im Gefängmifie durch Selbſtmord. Wegen Hochverraths 
wurde Keiner, wegen Mordes 23 hingerichtet. Die Zahl 
der Hinrichtungen verminderte ſich mit jedem Jahrzehnd; 
waͤhrend von 1780 bis 1790 noch 20 hingerichtet wurden, 
finden wir von 1790 bis 1800, uud von 1830 bis 1840 
ebenſo mur A Hinrichtungen. 

Noch wichtiger iſt für Die richtige Würdigung der Wirk⸗ 
ſamkeit die Drohung ber Todesſtrafe die Sammlung ſtati⸗ 
ſtiſcher Nachrichten über das Schidfal, welches die Ankla⸗ 
gen wegen tobeöwürbiger Berbrechen vor Gericht Hatten. 
Hier teilt und Herr Bemis mır die Tabelle von 1832 bis 
1843 (1. Janıar) aus Maffachuſſets mit. 

Darnach betrug die Zahl ber Anklagen wegen derje⸗ 
nigen WBerbrechen, welche mit Tobesftrafe bedroht waren, 
im Laufe der 10 Jahre 60; bavon wurden als ſchuldig 
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nad) ber Anklage erklärt 10, das Schulbig wegen eines 
geringeren, die Tobeöftrafe ausfchließenden Verbrechens ober 
Grades wurde ausgeſprochen gegen 10; in 28 Fällen ers 
gingen Yreifprechungen, 3 wurben Hingerichtet. Das Er⸗ 
gebniß ift bebeutungsvoll und zeigt, daß die Geſchwornen 
aus Abneigung gegen die Todeöftrafe nicht Leicht zu bewe⸗ 
gen find, zur Anwendung dieſer Strafe durch ihren Wahr⸗ 
fpruch beizutragen, indem fie entweder den Aingeflagten ganz 
losfprechen, oder das ſchwere Merkmal der Anklage, deſſen 
Anwendung die Berurtheilung zum Tode nach fich gezogen has 
ben würde, befeitigen, 3.8. ftatt bed Mordes nur Tobtichlag, 
ftatt Brandftiftung des erften, mit Tod beſtraften Grades 
nur das Verbrechen des zweiten Grades annehmen. Waͤh⸗ 
rend in anderen Anklagen bie Richtübereinftiimmung ber: Ges 
ſchwornen (disagreement) felten vorfömmt, finden wir biefe 
Ericheinung in 10 Fällen während 5 Jahren, von 1835 
bi8 1840. Nach den eingezogenen Erfundigungen darf man 
auch nicht annehmen, daß biefer Unmille, ſchuldig zu finden, 
Folge der Gewiſſenloſigkeit ift, mit welcher fich Die Geſchwor⸗ 
nen, weil ihnen bie gebrohte Strafe zu hart exfcheint, gegen 
ihre Ueberzeugung zu unwahren Wahrjprüchen beftimmen lafs 
fen, weit mehr ift die Erfcheinung auf Rechnung bes Wis 
derſtrebens gegen die Tobesftrafe zu fegen, mit welchem bie 
Geſchwornen mit doppelter Strenge die Beweiſe prüfen, und 
da wo Zweifel obwalten ‚-fidh bewegen laſſen, lieber nicht 
ben härteften Wahrfpruch zu füllen. Wie tief das Gefühl 
im Volle und daher auch in den Geſchwornen wurzelt, 
zeigt fih am Beften, wenn das Schidjal die Anflagen ers 
wägt, die auf Verbrechen erfolgen, denen noch Todesftcafe 
gedroht ift, während das allgemeine Rechtsbewußtſein gegen 
diefe Strafe bei dem Berbrechen fich erklärt. Wir wollen 
nun das Beiſpiel der Anflage wegen Rothzucht hervorheben. 
Bon 9 immerhalb eines Zeitraums zu 10 Jahren geftellten 
Anklagen wegen Notbzucht zog feine eine Schuldigerflä- 
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rung nach ſich; ind Fällen wurde not guiltyausgeipeochen, in 
5 Fällen nahmen die Geichiwornen an, daß ber Angeklagte 
eines geringeren Verbrechens ſchuldig fei. In mehreren Faͤl⸗ 
len über Nothzucht konnten ſich die Geſchwornen nicht vers 
einigen. 

Es ift begreiflih, daß nach ſolchen Erfahrungen wie⸗ 
berholte Petitionen um Aufhebung der Tobesftrafe bei ber 
geſetzgebenden Verſammlung Maflachuffets geftellt wurden. 

Im Jahre 1838 brachte der damalige Gouverneur 
Everett die Sache in Anregung, und fprach fchon bamals 
feine Ueberzeugung aus, daß ohne Gefahr der Staat bie 
Todesſtrafe wenigſtens für alle Verbrechen, außer dem Morbe 
aufheben Fönnte. Achnliches geichah von dem Gouverneur 
Morton, und im Jahre 1842 erklärte der Generalanwalt 
des Staats, daß bei dem Staate alles nur darauf anfomme, 
ob bie Todeöftrafe praftiich wäre, und fprach feine Anficht 
as, daß Steafe für Verbrecher weit ficherer erfannt würde, 
wenn man bie Todesftrafe abichaffte. Im Jahre 1846 ers 
Härte ber Gouverneur Brigge, daß es zweckmaͤßig fein wuͤrde, 
bei dem Morde vier Grade zu machen, und mur bei dem 
erften Grabe die Tobesftrafe beizubehalten. 

Im Jahre 1848 am 27. April wurde von einer Eoms 
milfton ein fehr ausführlicher Bericht über Aufhebung ber 
Todesſtrafe erftattet; die Minorität forderte gänzliche Ab⸗ 
Ihaffung dieſer Strafe, allein eben weil man fo weit ging, 
fand im Volke der Antrag nicht Anklang. 

In einem Berichte, der am 11. April 1849 im house 
of representatives erftattet wurbe, hob die Commiſſion bie 
Gefahr für das Leben der Bürger. hervor, welche aus ber 
gänzlichen Aufhebung der Strafart fich ergeben würbe, fie 
bemerkt, daß durch das Surrogat der lebendlänglichen Eins 
fperrung nicht geholfen wäre, weil es fo verborbene, feiner 
Beflerung zugängliche Verbrecher gebe, welche im Gefang⸗ 
niſſe, wenn ſte an ber Arbeit mit Werkzeugen verſehen wä« 
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ven, Durch nichts zurüdigehalten würben, Gefangenwärter oder 
Perſonen, bie fie befuchen, zu morden. 

Die Eommiffton berief fich auf den Ausipruch bes Gou⸗ 
verneurs, welcher überzeugt ift, daß ber öffentlichen Stimme 
am meiften Genuͤge geleiftet würde, wenn bie Gefeßgebnng 
bei dem Morde zwei Grade machen, nur dem erften Grabe 
Todesſtrafe drohen würde, indem durch Aufhebung dieſer 
Strafe bei ben übrigen Verbrechen die Gewißheit ber Straf: 
anmendung nur gewinnen könnte Die Commiſſion eignete 
Ach diefe Anficht an, fpricht aber aus, daß ber fo große 
Theil der Bevölferung von Maſſachuſſets noch nicht fo weit 
wäre, bie oft von ben heftigen Gegnern der Todesftrafe an» 
geführte Behauptung zu unterichreiben, daß die bürgerliche 
Geſellſchaft Fein Recht habe, diefe Strafe zu erkennen, allein 
die Commiſſton erflärte, baß nur ein anf Gerechtigkeit ge⸗ 
bautes Strafgefeb geeignet wäre, bem Zwecke bes Staats 
zu entiprechen, und in dieſem Sinne legt fie mehrere Bitten 
vor, nach weichen nur für den Mord des erften Grades Los 
beöftrafe gedroht werben ſollte. 

Der Antrag wurde jedoch damald nicht angenommen. 
Im Jahre 1850 wurde der Antrag wiederholt, und bier 
wurde im Staate von Maffachuffets vom 12. April 1852. 
von ber niedergefehten Commiſſion ein Bericht erftattet, wel- 
cher wegen feiner rein praftiichen Richtung befonderer Bes 
achtung würdig if. Die Commiffion geht von der einmal 
vorhandenen täglich wachſenden Forderung der Humanität 
ber Strafgeießgebung und von ben Thatfachen aus, daß Ge: 
ſchworne immer mehr abgeneigt find, ba zu verurtheilen, 
wo Todeöftrafe die Folge des Wahrfpruchs If, daß auch 
Immer mehr anerkannt wird, wie groß bie Leiden ber Ber; 
wandten und Angehörigen eines Hingerichteten find. Ge⸗ 
fühle fohten jedoch, wie die Commiſſion bemerkt, bei einer 
fo ernften Frage nicht leiten. Die Sicherheit der bürgerlis 
chen Geſellſchaft, durch die Todesſtrafe mehr. als durch jede 
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andere Strafe gewährgeleiftet, ift Die Hauptſache; es Fan 
aber auch die Erfahrung nicht zuruͤckgewieſen werben, daß 
immer mehr die Todeöftrafe, die einft auch andern Verbre⸗ 
hen ald dem Morde gedroht war, bei dieſen Verbrechen 
aufgehoben ift, und die Zahl dieſer Verbrechen feit ber Aufs 
bebung nicht blos nicht wächft, vielmehr abnimmt; allein 
die mın einmal vielfach vorhandene Beforgniß, daß durch 
die Aufhebung der Todesſtrafe für Mord die Sicherheit 
bed Lebens jehr gefährdet würde, muß nach der Anficht der 
Commiſſion als Thatſache beachtet werben, ebenfo aber auch 
die Erfahrung, daß gerade die Vollziehung ;der Todesftrafe 
bie vermehrte Veruͤbung todeswürdiger Verbrechen verans 
laßt, weil der Anbli von Hintichtungen verderblich auf das 
Gemüth der Zuſchauer wirft. Da in Maflachuffets Feine 
öffentlichen Hinrichtungen mehr vorkommen, fo ift die Er⸗ 
Klärung der Commiſſion in ihrem Berichte doppelt bemer- 
kenswerth, Daß auch nicht öffentliche Hinrichtungen bie näms 
liche Wirkung haben, indem auch hier die Umftände, Die 
Aufregung, die mit der Hinrichtung verbunden find, tief auf 
die PBhantafie des Volkes wirken, und die Achtung vor dem 
Leben des Menichen ſchwächen. Die Commiſſion beruft fich 
auf die Erfahrungen, nad) welchen 1845 am 3. Januar 
ein Menich wegen Nothzucht und Mordes in Worcefter Hins 
gerichtet, und wenige Tage darnach, in ber Nähe des Schafs 
fots ein Mord verübt, bald darauf eine Nothzucht, im März 
zwei Todtichläge und im April wieber ein Mord, wenige 
Wochen darnach ein anderer Mord verübt wurden. Die 
Commiſſion beruft fi dann auf Erfahrungen, daß ba, wo 
bie Todeöftrafe aufgehoben wurde, die ſchweren Verbrechen 
vermindert waren! Nach dem Zeugniffe von Macintosh 
Recorder von Bombay verminderte fich, ald von 1804 — 
1811 eine Todesſtrafe mehr vollzogen wurde, die Zahl der 
Gapitalverbrechen. 

In Bezug auf Amerika führt bie —— an, daß 
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bei bem außerordentlich großen Zudrang dee Einwanderer 
man die Zunahme der Verbrechen anmehmen follte, Daß aber 
nach der Erfahrung, bei der wachlenden Neigung der Ge⸗ 
ſetzgebung Todesftrafe aufzuheben, bei den Verbrechen, wo⸗ 
fuͤr dieſe Strafe aufgehoben ift, feine Zunahme biefer Vers 
brechen fich zeigt. Die Commilfion bat nun merkwürdige 
ftatiftifche Nachrichten gefammelt. 

Im Staate Michigan wurde die Todesftrafe vollig 
aufgehoben. Es war ein gefährliches Erperiment gerabe 
in diefem Staate, der raſch nur durch Einwanderung anges 
wachlen ift, die Todesftrafe aufzuheben. Die Commiſſton 
von Maflachuffets wendete ſich an den Staatsfefretär von 
Michigan, welcher am 5. März 1851 eine merfwürdige Tas 
belle, der in dem Staate 6 Jahre vor ber Aufhebung der . 
Todesſtrafe und 4 Jahre feit bderfelben vorgefommenen, mit 
Todesftrafe bedrohten Straffälle mittheilt. Daraus ergiebt 
fih, daß in den erften 6 Jahren durchichnittlich jedes Jahr 
ein Zal des Mordes auf 705,000 Einwohner fam und in 
ben legten 4 Jahren nur 4 Anklagen auf 75,000 Eimvoh: 
ner, und daß Die Zahl der Anflagen wegen ſchweren Ber: 
brechen in ben eriten 6 Jahren 82 (1 Anklage auf 13,959 
Einwohner) und in den lebten 4 Jahren 17 beträgt (alſo 
‘4 Anklage auf 18,487 Einwohner). Der Staatsfefretär 
erflärt in feinem Schreiben, daß freilich Die Zeit feit Aufs 
hebung der Todesſtrafe noch zu kurz ſei, um Erfahrungen 
zu fammeln, daß aber angenommen werden dürfe, daß bie 
Ergebniffe nicht nachtheilige Zeugniffe für das neue Gele 
geben würden. Die allgemeine Anficht ift die, daß durch Die 
Aufhebung der Hinrichtungen im Wolfe ein milderer Geift 
verbreitet werde. 

Im Staate Maine erging 1837 ein Geſeh, nach wel⸗ 
chem jeder wegen eines todeswuͤrdigen Verbrechens als ſchul⸗ 
dig Erkannte, zugleich wenn er zum Tode verurtheilt wird, 
auch zur lebenslaͤnglichen Einſperrung mit harter Arbeit auf 
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ein Jahr verurtheilt, und nach Ablauf des Jahres nicht 
Bingerichtet werden fol, wenn nicht die vollziehende oberfte 
Gewalt nach gehöriger Prüfung des Falls die Hinrichtung 
verordnet. Nach ben von der Commiſſton eingezogenen Er⸗ 
fundigungen ift feit dem Geſetze von 1837 feine Hinrichtumg 
vollziehen zu laffen für nöthig befunden worden. Ein wohl⸗ 
unterrichteter Mann aus Portland berichtet über den Bunft ' 
Folgendes an die Commiſſion: „Die praktiſche Wirkſamkeit 
bes neuen Geſetzes in Bezug auf bie Todesftrafe ift dieje⸗ 
nige, welche mir immer die Freunde der Aufhebung dieſer 
Strafart wünschen fonnten. Während vor dem Geſetze von 
1837 es fchwierig war, Berurtheilungen bei Anklagen we⸗ 
gen todeswürdigen Verbrechen zu erhalten und 3. B. furz 
vor 1838 die Geſchwornen in dem Falle, wo ein Mann 
feine Frau und Geliebte vergiftet hatte, fiber ben Thatbe⸗ 
ftand und Die Schuld des Angeklagten nicht der geringfte Zweifel 
obwaltete, bie Geſchwornen doch das Nichtichuldig ausfprachen, 
kamen ſeit 1837 mehrere Verurtheilungen wegen Mordes vor. 

Die Commiffton zweifelt nicht, daß eine ähnliche gute 
Wirkung auch in Maffachuffets eintreten werde. Die Com⸗ 
miſſion hebt ferner die unläugbar in jedem Staate vorge: 
fommenen Sälle hervor, wo unichuldige Perſonen Hingerich- 
tet wurden und macht auf zwei Gründe aufmerffam, welche 
es erflären, warum eben bei ben mit Tod bedrohten Ver⸗ 
brechen ungerechte VBerurtheilungen häufiger vorkommen, als 
bei Anflagen wegen geringerer Verbrechen; nämlich weil 
ſchwere Verbrechen leicht Die öffentliche Stimme des Un⸗ 
willend und der Erbitterung hervorrufen, und daher leicht 
Richter und Geſchworne verblenden, und weil nicht jelten 
die wahren Urheber der Verbrechen fchlau Anftalten treffen, 
Coft ſelbſt als Zeugen erfcheinen) um die Wahrfcheinlichkeit 
der Schuld eines Andern (Unfchuldigen) zu verftärfen. Als 
Nachtrag zu den oben angegebenen ftatiftiichen Nachrichten 
über die Wirkungen bes Fortbeftehens ber Tobeöftrafe in 
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Maflachuffets theilt die Commiſſion mit, daß von 1844 bis 
1845 wegen Mordes 21 Perfonen angeklagt, nur 6 ſchul⸗ 
dig befunden, 8 nur geringerer Vergehen ſchuldig erflärt, 
4 loögefprochen wurden, in 3 Fällen die Geſchwornen ſich 
nicht vereinigten. 

Die Commilfton beruft fich noch auf einen Ausſpruch 
bes Generaladvokaten Huflin von Maſſachuſſets, welcher in 
feinem amtlichen Berichte ausfpricht, daß gute Gründe für 
die Amahme fprechen, Daß DVerurtheilungen wegen Verbre⸗ 
chen ficherer erfolgen würden, wenn bie Todeöftrafe aufges 
hoben wäre; bei ber jet beftehenden Geſetzgebung liegt die 
Wirkſamkeit des Geſetzes nur in der Drohung, aber der 
Schreden vor der Gerichtsverhandlung nimmt immer mehr 
ab und der Schuldige findet feine Straflofigfeit gerade in 
ber Härte der Strafe. | 

Die Commiſſion erklärt mm am Schluffe, Daß fie, ob» 
wohl bie Mehrheit geneigt ift die völlige Abichaffung der 
Todesſtrafe zu beantragen, ſich zu dem Antrage vereinigt 
Babe, vorerft für alle Verbrechen, die bisher mit Todesftrafe 
bedroht waren, mit Ausnahme des Mordes, ftatt der Tos 
desſtrafe Iebenslängliche Gefängnißftrafe einzuführen und 
in Bezug auf den Mord ein ähnliches Geſetz wie in Maine 
feit 1837 befteht, zu erlafien. Wenn darnach wider alles 
Vermuthen Doch Gewaltthätigkeiten wider Berfonen fich vers 
mehren follten, fo wirde der Gouverneur das Recht haben, 
nah Ablauf eined Jahres einen zum Tode Berurtheilten 
hinrichten zu laffen. 

Die Verhandlungen in ben gefeßgebenden Berfammluns 
gen fanden nun Statt, und hatten bie Wirfung, baß am 
20. Mai 1852 zwei Gefege verfündet wurden. Das Erfte 
beftimmt, 1) daß Hochverrath gegen den Staat mit lebenslaͤng⸗ 
licher Einjperrung befteaft werben fol, 2) daß jeder, wels 
her eine Frauensperſon, die 10 Jahre oder darüber alt ift, 
durch Gewalt und wider ihren Willen nothzuͤchtigt, ober 
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geſegwidrig ein Mädchen unter 10 Jahren zu feinen Luͤſten 
mißbraucht, Tebenslängliche Freiheitöftrafe leiden fol, 3) daß 
die gleiche Strafe Denjenigen treffen foll, welcher vorſaͤtzlich 
und bööwillig zur Nachtzeit das Wohnhaus eines Anbern 
anzündet, oder an ein andered Gebäude Feuer legt, fo daß 
durch den Brand ein fremdes Wohnhaus in der Nacht in 
Brand geräth. 

Das zweite Geſetz beftimmt, daß wenn Jemand eines 
mit Todesftrafe bedrohten Verbrechens ſchuldig erkannt und 
gegen ihn das Todesurtheil ausgeſprochen wird, er zugleich 
zur Einiperrung mit harter Arbeit fo lange als bis das To- 
desurtheil an ihm vollzogen wird, verurtheilt werben fol. 
Ein auf diefe Art zum Einfperrung Berurtheilter fol nicht 
während eined Jahres, gerechnet vom Tage der Verkuͤndi⸗ 
gung des Todedurthejls, und nicht eher hingerichtet werben, 
bis dem Gouverneur die Brotofolle über die Gerichtöver- 
handlung des Falles, worüber Das Tobesurtheil erging, von 
dem Gerichtsichreiber mitgetheilt wurden und ein Befehl zur 
Hmichtung nach eingeholtem Gutachten des Rathe von 
dem Gouverneur an den Sheriff erlaffen war. 

Wir müſſen unfere Mittheilungen über den Stand ber 
Fragen wegen Aufhebung der Todesftrafe in Nordamerika 
noch durch die und zugefommenen neueften Nachrichten über 
einzelne Staaten ergänzen. In Rhode⸗Island ift im Fer 
bruar 1852 Die Todesſtrafe unbedingt abgeſchafft. Nach 
den uns zugekommenen Mittheilungen war in jenem Staate 
feit 20 Jahren kein Todesurtheil ergangen und bie oͤffent⸗ 
fihe Stimme in dem Lande hatte fich entichieben gegen Die 
Tobeöftrafe ausgeiprochen und billigt allgemein Das neue 
Geſetz. Mertwürdig dagegen iſt der Ausipruch des Gou⸗ 
verneurs von Newyork in feiner Botichaft vom 6. Jannar 
1851 in Bezug auf die Todeöftrafe. Es Heißt: Eine außer: 
ordentliche Zahl von den mit Tode bedrohten Berbrechen 
und eine beträchtliche Zunahme anderer Berbredjen macht 
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das Sabre 1851 zu einem bedeutenden in den Annalen ber 
Juſtiz. Dies traurige Ereigniß muß vorzüglich der zuneh⸗ 
. menben Reigung zur Unmäßigfeit in den Städten und gro⸗ 
fen Flecken zugefchrieben werden, einem Uebel, welches hie 
Hauptquelle der Verworfenheit, Verarmung und des Ver⸗ 
brechens iſt. 

Waͤhrend 1851 ſind 17 Perſonen des Mordes, und 3 
ber Brandſtiftung bed erſten Grades ſchuldig gefunden wor⸗ 
den. Mehrere warten noch in den Gefaͤngniſſen auf die 
Gerichtsverhandlung. Von den Verurtheilten ſind 6 hinge⸗ 
richtet. Die Urtheile gegen 5 Andere ſind in lebenslaͤng⸗ 
liche Einſperrung verwandelt worden; 9 Berurtheilte warten 
bis die Zeit zu ihrer Hinrichtung angeſetzt werden wird. 
Die Pflicht der vollziehenden Gewalt (bemerkt der Gou⸗ 
verneur) in Bezug auf die mit Tod bedrohten Verbrechen 
iſt eine peinliche und mit ſchwerer Verantwortlichkeit ver⸗ 
bunden. In den meiſten Fällen werben von den Freunden 
und Verwandten der Berurtheilten die Fräftigften Schritte 
gethan, um Begnadigung zu bewirken, und wenn dies Mits 
tel nicht hilft, fo werben Die Gerichte um Abhülfe beftürmt, 
häufig in Bezug auf Punkte, die mit der Schuld oder Uns 
ſchuld des Angeklagten feinen Zufammenhang haben, und 
nur eine Formfrage oder die Regelmäßigkeit des Verfahrens 
betreffen. Bei Strafverfolgungen, wo das Leben eines Men- 
fhen in Frage fteht, follte die größte Sorgfalt angewen⸗ 
bet werben, nicht blos, damit bie Verurtheilung innerlich 
gerecht, ſondern auch, damit fie ben feftgeflellten gefeglichen 
Grundſaͤtzen entiprechend fei. Meine Beobachtungen über 
ben Gegenftand (fährt der Gouverneur fort) haben mid) 
zur Meberzeugung gebracht, daß ber Zwed ber Geredjtigfeit 
am Meiften dadurch erreicht würde, wenn man jebed Tos 
beöurtheil der Revifion des oberften Gerichts, ehe der Tag 
zur Vollziehung beftimmt wird, vorlegte. Es follte Pflicht 
bes Richters fein, welcher ber Gerichtöverhandlung präftbirt, 


in Bezug auf die Aufhebung der Tobeöftrafe 71 


über Die Beweiſe und die ganze Verhandlung dem oberften 
Gerichte eine Borlage zu machen, und das lebte Gericht 
folte dann bei ber nächften allgemeinen Sikung vers 
pflichtet fein, ben all genau zu prüfen unb über bie 
Gefeplichkeit der Berurtheilung zu enticheiben. Wenn bie 
Richter das Urtheil beftätigen, fo follen fie einen Tag 
für die Hinrichtung anfegen, und ihre Enticheidung der ober» 
ſten vollziehenden Gewalt vorlegen. Ein foldhes Verfahren 
würde auch jebem Berurtheilten, der feine Freunde hat, bie 
wefentlichen Wohltänten einer Appellation fichern , bei wel⸗ 
cher feine Rechte auf wohl überlegte und unparthetifche Prüs 
fung des Falls verbürgt wären, bie Gewalt, welche das Bes 
gnadigungsrecht Bat, würde von einer bedenflichen Verants 
wortlichfeit befreit werben, und in manchen Fällen, wo ein 
großer Widerftreit der Anfichten in dem Lande herrſcht, mehr 
Bertrauen auf bie Gerechtigkeit bed Urtheils und eine all 
gemeine Beruhigung in Bezug auf die Zwedmäßigfeit ber 
Hirrichtung fichern.“ 

Unfere Leſer werben fich überzeugen, daß eine große 
Bewegung in Bezug auf bie ernfte Frage ber Beibehaltung 
der Todesftrafe in Rordamerifa herricht; fie werden aber 
mit und einverflanden fein, daB ber neue Ausweg, welcher 
nach dem Borbilde des Geſetzes von Maine Die Geſetzge⸗ 
bımg von Maffachuffets gewählt, Feine Billigung verdient. 
Man will damit den Bortheil erreichen, daß Hinrichtungen, 
wern fie nicht als nothwendig nach ben vorliegenden Ums 
ſtaͤnden fich ergeben, vermieden werden, unb dennoch bie 
heilfame Furcht vor der Todesſtrafe fortbefteht und abichres 
dend wirkt, weil der Verbrecher doch zum Tode verurtheilt 
wird und das Schwert des Damokles über feinem Haupte 
ſchwebt und die bürgerliche Geſellſchaft in jedem Augenblide 
Gebrauch von den Waffen machen kann, welche ihr durch 
das ergangenelirtheil verliehen find. Man erwägt die Fälle 
wo entweder ber Verurtheilte in dem Gefängniffe fich jo 
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beträgt, baß er als hoͤchſt gefährlich erfcheint und feine Hins 
richtung nothwendig wird, oderwenn in dem Lande bie Zus 
nahme von ſchweren Verbrechen ed wünfchenswerth macht, 
durch eine Hinrichtung wieder den Ernſt des Geſetzes fuͤhl⸗ 
bar zu machen. Allein alle diefe Rüdfichten Förmen das neue 
Geſetz nicht rechtfertigen. Es Hat ſchon etwas Bedenkliches, 
eine ſolche Macht in die Haͤnde der vollziehenden Gewalt 
zu legen und eine Verantwortlichkeit ihr aufzubuͤrden, bie ſie 
ſchwer drıüdt und ihre Wirkſamkeit gefährdet, da ber Ent 
ſchluß, ob der Befehl zur Hinrichtung ertheilt werben foll, 
nur nah NRüdfichten der Zwedmäßigkeit und Nuͤtzlichkeit 
gefaßt werden muß, worüber aber immer ein Wibderftreit 
ber Meinungen herrichen wird. Wir halten aber auch bie 
Einrichtung für eine grauſame, da fle in dem Verurtheilten 
eine Todesangft erhält, was nicht zu rechtfertigen ift, und 
ihn immer peinigt, da er nicht ficher ift, ob nicht Doch Das 
Urtheil an ihm vollzogen wird. Es wird aber auch bie 
wirkliche Vollziehung des Todesurtheild nicht von dev Ges 
rechtigfeit ımd ber Größe der Verichuldung, fondern von 
andern, erft nach ber Verkündigung des Strafurtheils ein» 
getretenen oft ſehr zufälligen, Die Verſchuldung des Verbre⸗ 
chers in Bezug auf die Todesſtrafe nicht innerlich betreffen- 
den Umftänden abhängig gemacht. 

Um den Stand der öffentlichen Meinung in Norbs 
amerifa in Bezug auf die Todesftrafe richtig zu erkennen, 
muß noch bie Exicheinung beachtet werden, baß in mehreren 
Staaten, 3. B. in Penniylvanien, in Maſſachuſſets, Georgia, 
Indiana, Ohio, Miffiiftppi, die Gefchiwornen bei Anklage we⸗ 
gen Verbrechen, die mit Todesftrafe bedroht find, bevor ihnen 
ber Schwur abgenommen wird, befragt werden, ob fie Geg⸗ 
ner der Todesſtrafe find, und daß, wenn ber Befragte bie 
Frage bejaht, er nicht Geſchworner fein Fann, weil man bes 
fürchtet, daß er fonft, um nicht zum Eintreten bes Tos 
desurtheils mitzuwirken, das Nichtichuldig ausfprechen werde 


— 
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(Wharton a treatise on the criminal law of the united 
states. Philadelphia 1852 pag. 857). Es gefchieht nicht 
ſelten, daß 6 bis 8 Geſchworne diefe Frage bejahen, was 
die Wirkung hat, bag dann tüchtige Geſchworne entfernt 
werden. Nur zumwellen erklärt ein Gefchworner, daß er zwar 
gegen bie Tobesftrafe fei und ihre Abichaffung wüniche, daß 
er aber, fo lange das Geſetz beftehe, das Geſetz achten und 
nach feiner Ueberzeugung Iprechen werbe. Hier. ift nun Ver⸗ 
fehiedenfeit, ob man in folchen Fällen die Geſchwornen zus 
laßt oder nicht. 

Richt unerwähnt darf endlich bleiben, daß die herrs 
fchende Anficht der nordamerikaniſchen Juriften ber confer- 
vativen Partei, welche die Todesftrafe nicht überhaupt aufs 
beben wollen, dahin geht, daß das Geſetz bei dem Morde 
zwei Grade aufftellen und beftimmen fol, daß nur bei dem 
Morde des erften Grades Todesſtrafe eintreten fol. Dies 
iſt der Zah in Pemſylvania, Birginia, Maine, New⸗Hamp⸗ 
fire, Jerſy, Mabama, Teneflee, Ohio. Die Unterfcheidungen 
ſind freilich wieder verfchieben gemacht. (Wharton p. 417 
— 36), allein der Grundgebanfe ift dabei, daß es unmoͤg⸗ 
lich if, umter einen juriſtiſchen Begriff alle Arten des Mor⸗ 
ded zu umfaflen, baß unter dem Ausdruck Mord Faͤlle der 
verichiebenartigften Berfchuldungen vorfommen, und baß Durch 
die Abfonderung ber zwei Grabe den Geichwornen die Moͤg⸗ 
lichkeit gegeben ift, nur für bie Fälle der fchwerften Ver⸗ 
ſchuldung, wo fie die Todesftrafe fie gexecht Halten, ben 
Wahrſpruch auf Schuldig des Mordes des erften Grades 
zu richten. 


IV. 
Die Lehre von den Raufbandeln 
und ihre Behandlung in einem Strafgeſetzbuche 
mit befonderer Rückſicht auf den Gang der 
großherzogl. heſſiſchen Geſetzgebung. 


Bon Herrn Alexander Kraus, 
Hofgerichtsadvokat in Darmſtadt. 





Die Lehre von den Raufhändeln iſt als eine der ſchwer⸗ 
ften fchon im gemeinen Rechte anerkannt worden. Bei Bes 
rathung neuer Gelepbücher entſtand ‚vorzüglich die Frage: 
ob es barüber einer befonberen Beftimmung im Geſetzbuche 
bedürfe. In feiner Ständeverfammlung ift diefe Frage fo 
umftändlich zur Berathung gefommen, als in ber großh. 
heſſiſchen Ständeverfammlung. Cine nähere Bergleichung | 
bes Ganges ber heſſiſchen Geſetzgebung mag auch für ans 
dere Gefebgebungsarbeiten belehrenb fein. 

Ohne einen befonderen Titel über bie fog. Raufhäns 
del war fchon der Entwurf unferes StGB. von bem Mi- 
nifterium an ben Staatdrath zur Begutachtung gelangt, als 
bier in dem Vortrag des Referenten bie Frage erhoben 
wurde: „wie eine bei Raufhändeln (Schlägereien) verübte 
Tödtung oder Verwundung an ben mehreren Raufern zu 
ftrafen fei. Bei Beantwortung dieſer Frage geht der Vor⸗ 
trag insbeſondere von bem Fall aus, in welchem. „nicht ers 
mittelt werden fann, wer von ben Raufern bie töbtli- 
chen oder ſchwereren Wunden zugefuͤgt habe,“ und gelangt 
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zu dem Refultat, einen Titel in Vorſchlag zu bringen: 
‚Bon Tödtung oder Körperverlegung bei Raufhändeln.” 

Der Gang ber Strafgefebgebung machte eine auſſer⸗ 
ordentliche Behandlung nöthig. Die Berathung im Staats- 
rath wurde umgangen, zwei Mitglieder des Minifteriums 
erftatteten fchriftliche Vorträge, und Die hieraus hervorge⸗ 
gangenen Beichlüffe des Minifteriums bilden den, den bei- 
den: Sammern der Landſtaͤnde vorgelegten Entwinf, in wel⸗ 
chem ber erwähnte Titel aufgenommen worden ifl?). 

In Folge hiervon haben wir eine für ben Freund bes 
Rechts hoͤchſt intereffante Kammerverhanblung erhalten, von 
welcher wir fchon auf Die guten Bemerkungen in dem ge- 
meinfchaftlichen Bericht der Ausichüffe der deiden Kammern 
aufmerfiam gemacht worben find ?). 

Adgefehen von ben Autoritäten und juriftifchen Cele⸗ 
britäten, welche an biefer Verhandlung Theil genommen 
haben, fo führt und diefelbe in ihrem Gegenftanb auf ben 
richtigen Standpunkt bed Geſetzgebers, fie. zeigt uns ben 
ftrafrechtlichen Geſichtspunkt der verfchiedenen concreten Er: 
fheimmgen, welche als bie fog. Raufhänbel bezeichnet zu 
werben pflegen, ſie führt uns auf das Princip des Beweis 
ſes der Schuld, und bes rechten Maaßes ber in der Schuld 
verwirkten Strafe; fie begründet unfer Refultat, daß wir 
und vom firafrechtlichen Standpunkt den Begriff eines Rauf- 
Handels ‘a priori nicht bilden können, fie bezeichnet uns bie 
Rothwendigkeit ber Abänderung bed gemeinrechtlichen Be⸗ 
weisſyſtems, fie zeigt uns die aus einer Rechtsvermuthung 
der flxafrechtlichen Unterfuchung erwachjende Gefährbe, und 
führt endlich unjere Betrachtung über das Geichäft des 
Strafrichters bei der Findung des Urtheild bis an die Grenze 


4) zit, ar Bon Toͤdtung ober Körperverlebung bei Rauf⸗ 
Handeln Bergl. Dr. Breſdenbach's Gommentar S. 11—1 

Y Mittermater in der Ausgabe des Feuerbach'ſchen eefrbude 
(XIV, Aufl.) $. 228 Rot. IV. 
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ber Möglichfeit. Das Refultat der Berathung für unfer 
Strafgefepbuch müflen wir bei der Darftellung felbft mit- 
theilen, aus welcher Die Bezeichnung einer Kritif der neue- 
sen Gefeßgebungen ?) gerechtfertigt werden fol, wobei wir 
beklagen müffen, daß troß des geführten Kampf um bas 
Recht unſer Strafgeſetzbuch gleichwohl dem Schidjal feiner 
Borgänger verfallen iſt, eine Klage, welche wir noch aus 
der Anwendung bed Geſetzbuchs begründen werben. 

Indem wir in biefer Welle das Material von biefem 
Theil der Gefchichte unfered StGB. als eine Autorität 
für die Anficht benugen, daß der Standpunkt ) der Ge⸗ 
feßgebung gänzlich verändert werden muß, wenn ber bes 
Rechts unb der Gerechtigkeit bewahrt werden fol: jo glau- 
ben wir zugleich in dieſer Darftellimg biejenige befriebi- 
gende Genugthuung mit bem Lefer zu theilen, welche von 
ber Wahrheit vermöge ber ihr immohnenden "Kraft auch 
dann begleitet ift, wenn gleich zufällige äußere Umftände ihr 
den Sieg zur Zeit erfchwert haben. 


8.1. 
Der den Ständen vorgelegte Entwurf und Be 
gründung befjelben. 

Nachdem der Tit. XXX von ber Tödtung, ber Tit. 
XXXI von der Körperverlegung gehahbelt hat, fo wendet 
fi) der Entwurf in feinem Tit. XXXII. „Bon Toͤdtung oder 
Körperverlegung bei Raufbändeln” zu zwei Artikeln‘) von 
denen der eine den Erfolg der Tödtung der andere den ber 
Körperverlegung zum Gegenftand hat, weßhalb e8 gemigt, ©) 
jenen Bier feinem Inhalt nach anzugeben. 


* — meinen Aufſatz im Gerichtsſaal, Auguſtheft 1852. S. 
4 —1i 
Sa Een a. a. O. S. 148. 
Art. 252. 253. 
Protokoll der erften Kammer Nro. 100 v. 7. November 1840. 
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„die bei Raufhändeln oder Schlägereien als 
Folge vorfäglicher, ohne Borbedacht zugefügter Verletzungen 
ängetretene Tödtung wird in folgender Weife geftraft: 

1. „wenn dem Getöbteten von verichiebenen Theilneh⸗ 
mern mehrere Berlegungen zugefügt find, deren jebe für 
fih einzeln als tödtlich ericheint, fo wird jeder Urheber 
einer jolchen Verlegung, infofen”) er ‚ven Vorſatz (Akt. 
56.57.58.) zu töbten gehabt Hat, von der Strafe bes Todt⸗ 
ſchlags (Art. 235) getroffen, ober von ber in ben Art. 244 
unter Nr. 1., 245 Rr. 1 und 246 beflimmten Strafe ber 
nicht beabſich tigten durch eine vorſätzliche Koͤr⸗ 
perverletzung verurſachten Toͤdtung, wenn ſie ihm blos 
in dieſer Art zugerechnet werden kann;“ 

2. „find unter den mehreren Verletzungen einzelne töbts 
lich und andere nicht töbtlich, fo werben die Urheber 
der erfteren ebenjo wie in bem Kalle Nr. 1 geftraft, bie 
Urheber der anderen bingegen nad) ben gefeglichen Straf 
beſtimmungen über das Verbrechen ber Koͤrperver⸗ 
letung (Art. 244. 245. 246) 5" 

3. „waren bie von verfchiedenen Theilnehmern zuge⸗ 
fügten Berlegungen nicht einzeln, jondern mm durch ihre 
Zufammentreffen tö dtlich, fo wird jeder Urheber einer fols 
hen Verlegung von ber Strafe der nihtbeabfichtigten 
buch vorſätzliche Körperverletung verurfachten Toͤd⸗ 
tung (Art. 244. 245. Nr. 1 Art. 246) getröffen;” 

4. „nd im Hal Nr. 2 die Urheber ber Verlegungen 
zwar befammt, aber e8 bleibt ungewiß, wen von ihnen Die 
töbtlichen oder nicht töbtlichen zuzurechnen find, fo 


„Ganz in diefelben Diftinctionen geht der Art. 253 ein, und ich habe 
daher nicht nöthig, meine Paraphrafe auch auf dieſen Artifel auszu⸗ 
— denn was von dem Art. 252 gilt, findet auch Hier Anwen⸗ 
ung.” 
U) Der in dem für den Staatsrath beftimmten Vortrag enthals 
tene erſte Borfehlag liest: „— Verlegung, infofern fle ihm zum Vorſatz 
zazurechnen if (Act. 52, 63.)“ — 
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werben fie insgeſammt als fchulbig ber nicht beabfich- 
tigten durch vorfägliche Körperverlegung verans 
laßten Toͤdtung mit Correctionshaus oder Zuchthaus von 
6 Monat bis zu 4 Jahren beftraft;” 

5. „find die wirklichen Urheber der Verletzungen bes 
Getödteten nicht auszumitteln, oder hat er nur eine Vers 
legung erhalten, und es bleibt ungewiß von wem fte zuges 
fügt wurde, fo werben alle Theilnehmer, die erweislich mit, 
ihm gerauft, oder fich thätlich an ihm vergriffen haben, als 
ſchuldig der durch Theilnabme an Raufbändeln veranlaß- 
ten, jedoch nicht beabfichtigten Toͤdtung mit Correc⸗ 
tionshaus bis zu A Jahren?) beftraft. Sind jedoch in An⸗ 
fehung einzelner Theilnehmer Gründe vorhanden, welche 
gegen die Annahme ſprechen, daß fie Urheber einer Verle⸗ 
gung feien, fo werben dieſelben von gar Feiner oder blos 
von Gefängnipftrafe getroffen. 

Wir find Bier auf den erwähnten Staatsrathövortrag 
verwielen, welcher dad Bebürfniß eines befonderen Titels 
unter Hinweifung auf die oft vorkommende und in Ruͤck⸗ 
ficht der Ermittelung des Thaͤters fchwierige Frage vorerft 
bucch die Autorität ber bisher erichienenen Gefegbücher?) be- 
gründet. Sodann hebt er aus den Motiven zu dem bairi- 
fchen Entwurf von 1827 folgende Sätze hervor: 19) 

1) daß ISeder nad; der Vorausfegung Hand anges 
legt haben muß, 


8) Der erfte Borfchlag enthält Hier in einer Note die Bemerfung: 
„Bier Jahre Gorrertionshaus iſt die Hälfte von der Strafe, welde 
wegen ber erfolgten Tädtung nach Art. 244 ale Marimum eintreten 
fönnte.” ze den Vortrag a. a. O. ©. 247. \ 

9) Der Vortrag S. 245 citirt: CCC Art. 148. Defterreichifches 
Strafg.:B. Th. 1. $. 126. Bairifhes StGB. 153—156. Die Bai⸗ 
rifhen Entwürfe v. 1822. 1827. 1831. Hannöverfcher Entwurf Art. 
233. 245. Würtembergifcher Entwurf Art. 249. Badiſcher Entwurf 
$. 210. 211. — „Im Code penul wirb eine folde Beſtimmung — 
jagt die Note — wegen anderer Vorfchriften, beſonders wegen der dem 
ae gegebenen Bedeutung weniger vermißt.' 
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2) daß es beffer if, wenn die Legislation durchgreift, 
als wenn man zum allgemeinen Aergerniß und zum Hohn 
ber Steafjuftiz, einen Menfchen, welcher den Getöbteten ges 
wiß getöbtet oder ſchwer verwundet haben muß, mit einer 
Abſolution von der Inftanz wegfommen fieht, 

3) Daß es befler ift eine milde geſetzliche, ſei es auch 
in Abſicht auf den Geſetzgeber ſogar eine arbitraͤre, als gar 
feine Strafe feftzufegen 11). 


$. 2. 
Gemeinfhaftlicher !?) Antrag der beiden Aus» 
Ihüffe!E) und defien Begründung. 

Der Antrag geht dahin, den Titel zu ftreichen, zugleich 
in den beiden vorhergehenden Titeln ben Raufhandel als 
Erſchwerungsgrund bei Zumefjung ber Strafe zu erklären. 

Dieſer Antrag ift in dem Bericht weientlich 1%) in fols 
gender Weiſe begründet : 

Das Verbrechen Hat in den vorderen Titeln im Al- 
gemeinen feine Erledigung gefunden: die bier ausgefproche: 
nen Principien, infoweit fie finguläre Vorichriften enthal⸗ 
ten, entfernen fi von ben allgemeinen Grundiäben Des 
Rechts. Einmal fol da, wo zufällig mehrere verbreche⸗ 
riihe Handlungen durch ihre Verbindung einen gewiflen Er- 
folg herbeigeführt haben, jevem ber Thäter der Erfolg zu⸗ 
gerechnet werden. Sodann fol, wenn von mehreren Theil 


Be In Der Entwurf it ven Ständen mit einen kurzen meift allges 
berührenden no vorgelegt worden, in welchem dies 
Fra er and ie berührt ift 

12) Bergl. Kommentar von Dr. Breidenbach S. 122 fg. 

13) Sin Mitglied von 10 Hat abweichend votirt. Unter den Ichs 
ten, worauf au in der Verhandlung großes Gewicht gelegt worden 
— en Bräfident des Hoͤchſten Gerichtshofs. vergl. Breiden⸗ 

aa 

14) Bergl. air v t, erflattel von dem Abgeordneten Heße 
YA En — — 
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nehmern des Raufhandels ber eigentliche Thäter nicht aus; 
zumitteln ift, Jeder mit einer im Verhältmiß zu dem Vers 
brechen gelinderen Strafe belegt werben. 

Diele Grundſaͤtze gehören, wie eingeräumt werben foll, 
ber CCC Art. 148 an. Sie find in das Bairiſche Strafs 
gefeßbuch übergegangen und Haben in ben meiften neueren 
Gefeßbüchern und Entwürfen eine Stelle gefunden. 

Trotz dieſer wichtigen Autoritäten muß ben Grund 
füsen widerfprochen werden, in Anerkennung des Princips, 
daß die Geſetzgebung vom materiellen Recht ſich nicht ent- 
fernen und lieber mehrere Schuldige ungeftraft laſſen, als 
zur Beftrafung eines Unfchuldigen Veranlaflung geben foll. 

Die Motive ded Bairifchen Entwurfs verlegen Das 
Rechtsgefüht. Sie nehmen außerordentliche Strafe in Schuß, 
fie wollen das objektive Verbrechen an bem muthmaaßli⸗ 
chen Thäter firafen, und greifen 75) durch bis auf ben Un- 
ſchuldigen um nicht den Verdächtigen zu abfolyiren. 

Die Gemeingefährlichkeit des Verbrechens kann nur 
die Folge Haben, den überwiefen Schuldigen mit firenger 
Strafe zu belegen. Es dürfen aber nicht ſchwere außer 
ordentliche Strafen verhängt werden bei einem Sachvers 
halt, in welchem wenn er ermittelt worden wäre, eine Pos 
lizeiliche Ahndung Statt gehabt hätte. 

Wenn Richter und Inquirenten Bedenken biergegen 
erheben würden, fo kann hierauf Fein Werth gelegt werben. 
Die Grunbfäge des Entwurfs find bequem für Die richter- 
liche Anwendung. Bei einem qualificirten Inquirenten bes 
darf es diefer Grundiäge nicht, zumal bei einem neuen 
Strafprogeß, welcher den Anforderungen bezüglich der Bes 
weisführung entiprechen wird. 

Was die einzelnen Beitimmungen betrifft, fo find bie 


15) Auch der Würtembergifge Kommiflionsberiht hat fich dies 
fen Ausdruck angeeignet. 
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pos. 1. und 2. umoͤthig, weil fie aus allgemeinen Grund⸗ 
fägen folgen. Die pos. 3. 4. 5. ftehen mit Diefen in Wi- 
beripruch und find deßhalb nicht zu billigen. Zu pos. 3 
läßt fich Kein Rechtsgrund, dafür” auffinden, daß derjenige 
welcher eine nicht tödtliche Wunde beibringt, darum als 
Todtſchlaͤger behandelt werde, weil ber Verlegte zuerft Durch 
das Hinzufommen einer von ber erfteren ganz unab- 
hängigen Urfache geitorben ift. 

Bei Rro. A und 5 liegt die Abficht, den Verdächtigen 
mit dem Schuldigen büßen zu laffen und auf eine außer: 
ordentliche Strafe zu erkennen, klar vor. 

Wir haben jest noch zwei abweichende, ein modificiren⸗ 
des und ein biffentirendes Votum, mitzuteilen. 

Zwei Mitglieder erklärten fich dagegen, den Raufhan⸗ 
del als Erfchwerungdgrund zu betrachten, und hielten an- 
berenfalls für nothimendig, eine Begriffsbeftimmung über 
KRaufhändel in das Geſetzbuch aufzunehmen. 

In letzterer Beziehung war die Maiorität der Anftcht, - 
daß der Sprachgebrauch ausreiche. Unter Raufhandel vers 
flehe man ein Handgemenge zwilchen|verfchiedenen Bartheien 
d. 5. zwiſchen Mehreren mit Mehreren. 

Em Mitglied des Ausichuffes erfter Kammer erklärte 
fi für Beibehaltung des Titels, im melentlichen 1%) aus 
folgenden Gründen. 

Inſoweit von allgemeinen Grundlägen abgegangen: ift, 
wird diefe Abweichung dadurch gerechtfertigt, daß bie Theil: 
nahme an einem Raufbandel an und für fich ein Verbre- 
hen if. Der Theilnehmer Farm, abgefehen von feiner fpes 
ciellen Thätigfeit, bei einem Höchft gefährlichen Unterneb- 
men befien Ausgang im Voraus nicht berechnen und iſt 
deshalb frafbar. Die Natur aufferordentlicher Strafen liegt 
bier alfo nicht vor. Rad aller Erfahrung find fperielle 


16) Bergl. den allegirten Beriht ©. 341. 342. 
Archiv d. Er. R. 1853. I. St. % 
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Vorſchriften nöthig, wenn nicht die meiften Raufhänbel un- 
geftraft bleiben follen. 

Wenn aber in einem Falle ermittelt iſt, daß Alle auf 
ben Getödteten gejchlagen Haben, jedoch nicht bewie⸗ 
fen ift, wer gerade die einzelnen Wunden beigebradht 
hat, fo ift es mißftändig, bie Theilnehmer von der Inftanz 
zu abfolviren ober fie mit einer geringen Strafe zu belegen. 

Die Strafbeftimmungen find nicht zu hart, und incon- 
fequent ift es, ben Titel zu ftreichen und zugleich bie Theil: 
nahme am Raufhandel für einen Erfchwerungsgrund bei 
der Zumeffung der Strafe zu erklären. 


8. 3. 

Die Berhandblung in der zweiten Fammer).!?). 

Der Widerfpruch, welchen die Vorlage der Regierung 
im Ausfhuß ber beiden Kammern gefunden hatte, brachte 
ben Gegenftand zu einer gründlichen Erörterung, wozu noch 
weiter beigetragen bat, baß in ber Ausichußfigung jelbft Die 
beiden Reglerungscommifläre denjenigen Widerfpruch nicht 
entgegengeleßt Hatten, ben fie hätten entgegenfeßen Eönnen, 
weil fie im Drang überhäufter Amtögefchäfte die Ausfüh- 
rungen des Ausſchuſſes nicht genügend geprüft Hatten. Der 
eine Regierungscommiflär glaubt dadurch das Einverftänd- 
niß in dem gemeinfchaftlichen Ausichuß zu erflären, welches 
vielleicht fonft nicht Statt gefunden haben würde 18). 

Außer ben beiden Regierungscommifjären haben ins- 
bejondere zwei rechtögelehrte Kammermitglieber die Vorlage 
ber Regierung vertreten, während bie überwiegend große 
Mehrzahl, gelehrte und ungelehrte 19), für den Antrag bes 
Ausichuffes gefprochen haben. 


u 


417) Vergl. Brotofoll Nr. 142 v. 24. Sept. 1840, S. 1—61. 

18) Protokoll a. a. D. 14. 

19) Ein nit rehtögelehrtes Mitglied Hat für den Entwurf das 
Wort ergriffen. 
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Wir wollen bie einzelnen Gründe, wie fie von beiben 
Theilen geltend gemacht worben find, in einer zu unferem 
Zweck georbneten Weberficht in möglichfter Kürze hervor: 
heben. 

Fuͤr bie Borlage der Regierung: 

In pos. 4 und 5 will der Entwurf weber ben Un- 
fhuldigen, noch ohne Beweis ber Schuld, noch über das 
Maaß der Schuld ftrafen.?Y. Jeder Theilnehmer, der ben 
Getödteten verwundet Bat, resp. der mit ihm gerauft hat, 
iſt Schon deßhalb mit 6 Monat resp. 3 Monate Eorrec- 
tionshaus nicht zu Hart geftaft 2). Man muß fich an bie 
Strafbeftimmmgen und nicht an bie gebrauchten Ausbrüde 
der Töbtung halten. 

Gegen biefelbe: 

Wenn bie Handlung bed Rauferd mit dem Erfolg nicht 
in urſachlichem Zufammenhang fteht, fo darf er für Diele 
Folge nicht verantwortlich gemacht werben. Inſoweit nad 
pos. 4 und 5 Semand höher geftraft werben fann, als er 
der Wirflichfeit nach verdient haben würde, foll aljo die 
Strafe einen Richtfchuldigen treffen. 2?) 

Fuͤr die Vorlage: 

Nach dem Schlupfag foll ſchon dann Straflofigfeit ein» 
treten, wenn der Angefchuldigte, obgleich er Theilnehmer 
war, obgleich er Hand angelegt. hat, wahrſcheinlich nicht 
verlebt Bat. 

Gegen bie Borlage: 

Es reicht nicht Hin, zu fagen: es folle Feine Strafe er- 
folgen, wenn Gründe gegen die Annahme fprechen, baß bie 


20) Protofoll a. a. O. ©. 31. 
21) Vergl. Brotofoll a. a. O. ©. 42. ©. 55. 
* Protokoll a. a. O. S. 46— 47, vergl. S. 17 und insbeſondere 
So „Seben Sie, daß ber Richter nad) In et, der größeren 
eringeren Schuld bie Strafe ausmeflen fol, dann haben 
— chis gegen den Titel”. Vergl. ©. 48 — 
82 
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Theilnehmer wirklich Urheber der Verletzungen feien, es 
muß anerkannt fein, daß in allen Fällen Straflofigfeit be⸗ 
fteht, in welchen die Theilnehmer nicht ftraffällige Urheber 
find. Diefer Schlußſat wird nur ſelten anwendbar ſein, 
und dann nur wenigen Perſonen zu Statten kommen. 

ur Die pos. 3 der Vorlage iſt bemerkt: 
| Es ift vorausgefegt, daß nur durch das Zufammen- 

treffen der wirklich geſchehenen Verletzungen, welche nicht im 
Einzelnen jchon töbtlich waren, ber Tod erfolgt ift, und fers 
ner, Daß man jeden Urheber einer ſolchen Verlegung, alio 
den Urheber einer ber Berlegungen kennt, welche durch ihr 
Zufammentreffen ben Tod veranlaßt haben. Jeder auf Diele 
Weiſe ausgemittelte Verleger bat eine ſe hr ftrafbare. Hand⸗ 
lung begangen. Sämmtliche Theilnehmer haften pro indi- 
viso für Die verurfachte Toödtung. 

Gegen bie pos. 3. 

Es ift vorausgefegt, daß eine jede der Verlegungen, 
welche von ben Raufern dem Getödteten zugefügt worden 
find, an und für fich feldft nicht töbtlich if. Der Ber 
legte ift aljo an der Verletzung, welche ihm ber Einzelne 
zugefügt hat, nicht geftorben. Hier fol der Urheber jeber 
einzelnen Verlegung als der zwar nicht beabfichtigten, jedoch 
Durch vorfägliche Körperverlegung verurfachten Toͤdtung 
ſchuldig beftraft werden. Es iſt die Frage, ob ber Grund» 
ſatz ein rechtlicher iſ? Es liegt die Gewißheit vor, daß 
aus ber Handlung des Einzelnen Feine Töbtung erfolgt 
iſt; e8 Hat ſich Herausgeftellt, Daß aus ber Gombination 
ber Berlegungen ber Tod erfolgt iſt. Es ift dem Einzelnen 
nicht gleichgültig, Durch die Combination fremder Handlun⸗ 
gen beſchuldigt und beſtraft zu werden wegen eines Ver⸗ 
brechens, das in der Wirklichkeit dem Erfolge Hand⸗ 
lung nicht entſprochen hat. 

Für Die pos. 1 und 2. 

Diele Beſtimmungen enthalten bie Anwendung der all⸗ 


\ 
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gemeinen Grundſaͤtze auf Die Rauffändel. Die Zufammens 
ftellung entipricht der foftematifchen Orbnung. Das Strafs 
Geſ.⸗B. fol auch dem Volke verftändlich fein. Der Nichte 
Juriſt wird fich über die Bedeutung und Folgen der Rauf- 
Händel in dem Titel des Entwurfs beffer Rat holen, ale 
wenn er ohne Dielen Titel auf die allgemeinen Grunbfäße 
verwiefen, an irgend einer Stelle des Geſetzbuchs bie Raufs 
Händel als einen Erſchwerungsgrund bei Zumeſſung der Strafe 
zu fuchen Bat. 

Gegen bie pos. 1 und 2. 

Infoweit die Ormdfäge aus allgemeinen Rechtöprin- 
zipien folgen, reichen bie jonftigen Vorichriften des Entwurfs 
aus und es erfcheint nicht nothwendig, dieſe Beftimmungen 
im das Str.-G.-B. aufzunehmen. 

Bon den Gründen, welche über ben Titel im Allges 
meinen noch geltend gemacht worben find, Heben wir fols 
gende hervor: 

Vom criminalpofitiichen Standpunkte für die Aufnahme: 

Dieſer Titel ift ein Poſtulat, ein Fategoriicher Impera⸗ 
tin für die öffentliche Ruhe und Ordnung. Etwa 50 — 60 
Millionen Menichen leben unter Geſetzgebungen, welche im 
Prinzip mit dem Inhalte des Titeld übereinftimmen. 

Gegen den Titel: 

Wenn die Strafe wirffum fein foll, To ift das erfte 
Erforderniß, daß derjenige, welcher geftraft wird, Die Weber; 
zeugung hegt, daß Die Strafe gerecht ift, wenigitens, daß 
ihm nicht die Gewißheit beiwohnt, daß er ungerecht geftraft 
worben fei. Wer aber wegen veranlaßter Tödtung geftraft 
wird, bie er nicht verichufdet hat, in deſſen jugendlicher 
Bruft wird bis zum fpäten Alter die Ueberzeugung fich ver- 
harten, baß feine Gerechtigkeit, daß nur Willkuͤhr auf der 
Welt zu finden fei. Es wirb der Glaube erregt, daß bie 
Berimmungen blos Erleichterung und Bequemlichkeit ber 
Richter bezweckten, damit biefe, wenn es fchwer Halte, den 
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wahren Thäter auszumitteln, fo gerabehin den ganzen Knaͤuel 
mit der für bie ſchwerſte That verwirkten Strafe treffen koͤn⸗ 
nen, weil darin der Schuldige mitgetroffen fei. 

Bom ftrafrechtlichen Geftchtspunft für den Titel: 

Mir müffen, wenn wir von Raufhändeln reden, nicht 
in der Stubirftube bleiben, fondern uns Hinaus auf das 
platte Land verfeben, bort jehen wir, wie dieſe Raufhändel 
fich geftalten, woher fie kommen und wohin fie führen. In 
dem Augenblid, wo ein Raufhandel beginnt, flieht die Hus 
manität von bannen, und bie Brutalität, Die Beftialität re⸗ 
giert. Leben, gerade Glieder, Gefundheit fällt im Preis, 
ein Krieg Aller gegen Alle iſt erklärt. Jebem, ber drin ſteckt, 
wohnt ein unbeftimmter dolus bei. Draufichlagen will er, 
und er fchlägt drauf; was ihm in die Hände kommt, iſt 
ihm recht. Tifch- und Stuhlbeine, Krüge und Flafchen und 
auf gut italieniſch auch das Meſſer zieht er, und ſtich um ” 
ſich; Selten will er tobtfchlagen, aber verlegen will er, Das 
ift der Zwed feiner Handlung. Der Eennt das Leben nicht, 
der da meint, bie Raufhändel begönnen nur von ungefähr. 
Kein, fehr Häufig find fie prämebitirt und fchon Monate 
voraus für die nächfte Kirchweih angelagt 2°). 

Gegen ben Titel: 

Zuvoörderſt darf nicht überfehen werben, baß es fich 
bier nur um Berleßungen handelt‘, welche ohne Vorbedacht 
in Raufhänbeln zugefügt worden find. Es handelt fich mit- 
hin nicht von den allerdings gefährlichen Menfchen, welche 
mit kaltem Vorbedacht entweder einzeln oder im Komplotte 
Andere überfallen und verlegen. Bezüglich ihrer reichen, 
wie alfeitig anerkannt ift, die allgemeinen Grundfäge, nas 
mentlich diejenigen über das Komplott aus. Hiernäcdhft ift 
die Abficht des Raufers Hinfichtlich der Folgen allerdings 


28) Protokoll a. a. D. ©. 5. Auch iR bemerft worden: &s Fin 
bei den Raufhändeln Alles durcheinander, es werden oft die 
ter ———— S. 40. 
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eine gemeingefährliche. Indeſſen werben die Beflimmungen 
in der Regel auf Leute von jugendlichem Alter zur Anwen⸗ 
dung fommen, welche beim Tanz von geiftigen Getränfen 
erhigt, ihren Streit durch Privatgewalt zu fchlichten fuchen. 
Diefe Vorfälle werben fo wenig wie das Duell felbft durch 
bie ſtaͤrkſten Strafen befeitigt. Die Erziehung und Bildung 
unferer Jugend, das Streben nach ebler und zweckmaͤßiger 
‚ Beichäftigung, wird die Vorfälle vermindern. 

Die Zeugniffe überdie feitherige Yuslegung und Anwen⸗ 
dung der CCC Art. 148 müfjen wir ebenfall8 pro und con- 
tra eintheilen. 

Für den Titel: 

Der Art. 148 CCC. ift von vielen Richtern, ‚wen 
ach nicht ganz in ber Ausdehnung bes Entwurfs, Doch fo 
ziemlich in bdemfelben Sinn ausgelegt worden. Das hies . 
fige Hofgericht Hat in einzelnen Fällen blos darum eine Ges 
fängnißftrafe erkannt, weil Handlungen in einem Rau fs 
handel begangen worben waren, wegen beren außerhalb 
des Raufhandels Feine Strafe erkannt worden wäre. 

Gegen ben Titel: 

Der Art. 148 war ftreitig unb dieß hat den Richtern 
Beranlafiung gegeben, jederzeit dem materiellen Recht zu 
folgen, wie die theilweife reformatorifchen Erkennmiſſe des 
hoͤchſten Gerichtöhofs nachweilen. 

Ueber die Frage, wie das Beduͤrfniß der Regierungs⸗ 
vorlage in anderer Weife zu befriedigen ift, haben bie Geg- 
ner bes Titeld bemerkt: 

Bei zweckmaͤßigen Grundfägen über die Beweisführung 
wird in Folge einer mit Umficht geführten Unterfuchung 
auch bei Raufhändeln der Regel nach das richtige Refultat 
ſich herausftellen, wobei nicht zu überfehenift, daß ber Mans 
gel an Beweis weit häufiger bei denjenigen Verbrechen eins 
tritt, welche ohne Beifein von Menichen im Finftern began⸗ 
gen werben. 
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Ueber die Folgen des Geſetzesvorſchlags ift Für denſel⸗ 
ben gelagt werben: 

Das Geſetz wird bie Folge Haben, daß Zödtungen vers 
mindert werben, daß ihnen vorgebeugt wird, daß Jeder vor- 
aus wifle, was er zu erwarten hat, wenn er fich in einen 
Raufhandel einläßt. Selbft für ein materielled Unrecht ift 
Gnade zu erwarten. 

Gegen den Entwurf: 

Diefe Grunbſaͤtze find ganz dazu geeignet, offenbar ma- 
terielle8 Unrecht herbeizuführen, ben Richter in Berlegens 
beit zu bringen, und Richter und Geſchworne zur Umgehung 
des Geſetzes zu verleiten, auch die Umficht und Thätigfeit 
einzelner Inquirenten zu lähmen. 

Bei der Abftimmung ift der Antrag des Ausſchuſſes, 
den Titel des Entwurfs zu ftreichen, mit 27 gegen 13 Stim⸗ 
men bejaht worden. Der weitere Antrag, ben Raufhans 
bel al8 Erſchwerungsgrund bei Zumeflung ber Strafe zu 
erläxen, wurde mit 33 gegen 6 Stimmen verworfen, da⸗ 
gegen mit 35 gegen 5 Stimmen befchlofien, biejen Grund» 
fa auf den Urheber des Raufhandels (auctor rixae) ans 
zumenden. 


$. 4. 

Antrag des Ausſchuſſes der erftien- Kammer über 
bie von der zweiten Kammer gefaßten Beichlüffe 
und Verhandlung darüber 4), 

Der Ausichuß Bat den fchon in Gemeinichaft mit. dem 
Ausichuß zweiter Kammer geftellten Antrag, dem Titel bie 
Zuftimmung zu verfagen, lediglich wiederholt. Der Bes 
ruht erwähnt bie jehr ausführliche, die Gründe für und 
wider wahrhaft erichöpfende Discuffion und fagt: wir find 
auch jetzt noch überzeugt, daß ber Titel nicht aufrecht ex» 


24) Bellage Nr. 138 
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Balten werden kann, ohne zur Androhung außeroxbentlicher 
Strafen feine Zuflucht zu nehmen, und ohne fehr Häufig 
ſchuldloſe Individuen wiberrechtlih mit Steafe zu befaften. 
Die Eriminalpolitif kann den Titel vielleicht In Schuß neh⸗ 
men, bie Gerechtigkeit Tann es nicht, in welcher Beziehung 
im Allgemeinen auf die ausgezeichnet gründlichen Eroͤrte⸗ 
rumgen der zweiten Sammer hingewieſen werben Tann °°). 

In Hinficht des Erichwerungsgrumdes bei Zumeflung 
ber Strafe fagt der Bericht: wir finben bei dem erften Theil 
bes Beichluffes um fo weniger etwas zu erinnern, ald es 
offenbar die Geſetze ber Logik verlegen wuͤrde, ben Die Raufs 
hänbel betreffenden Titel aus ber Rüdficht, daß durch ˖ die 
Anwendung leicht ein Unichuldiger mit Strafe belegt wer⸗ 
ben fönne, zu ftreichen und zu gleicher Zeit bie Raufhänbdel 
felbft zum Erſchwerungsgrund zu ftempeln. Der zweite 
Theil des Beichluffes, welcher ſich auf ben Urheber bes 
Raufhandels bezieht, [findet in den allgemeinen Strafſchär⸗ 
fungsgründen (Art. 111 des Entwurfs) feine volllommene 
Erledigung. 

Die neuen bier gewonnenen Geſichtspunkte werben das 
Interefie des Leſers fefjeln, wenn wir und auf folgende Mit- 
theilungen beichränfen: 

1) Das bifjentirende Mitglied des Ausichuffes Hat jein 
Botum in einer praftiichen Reflerion über die Zweckmaͤßig⸗ 
feit der vorgefchlagenen Beſtimmungen gerechtfertigt und in 
einer Paraphrafe Rechenichaft von dieſen Beftimmungen ge 
geben | 


2) Don Seiten der Regierung find neue Gründe beis 
gebracht worden, welche 

3) der Referent des Ausichufles beantwortet bat, wos 
bei derfefbe den Standpunkt der Gerechtigfeit neu erichöpft 


25) Beilage a. a. DO. ©. 576 — 577. 
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und ein beachtenswerthes Zeugniß über bie feitherige Pra- 
xis der Gerichte abgelegt bat. Es find ferner 
4) Bemerkungen über die Autorität fremder Geſetz⸗ 
gebungen gemacht und endlich | 
5) ein Amendement zur Ausgleihung ber diſſentirenden 
Anfichten begründet worden, welches obwohl an und für ſich 
vom Standpunkte der Jurisprudenz von beionderem Inter⸗ 
eſſe, gleichwohl durch feine Tendenz in einem zweiten zum 
Beichluß der Kammer erhobenen Amendement untergegangen ifl. 
Zu 1) iſt weſentlich 2%) Folgendes bemerkt: Es giebt 
feinen gefährlicheren Grundſatz, und feine Eriminalpolitik, 
welche in ihren Folgen firechtbarer wäre als eine auf die Mas 
rime gebaute, nach welcher ein Unſchuldiger in Strafe ges . 
bracht, dev Minderichuldige gleich dem, welcher ſchwerer ges 
fehlt hat, behandelt wird. Darauf beruht aber nicht ber 
gegenwärtige Titel. Er will dem Schuldigen jene Schlupfs 
winfel verriegeln, welche ber Raufhandel dem ſchlanen Vers 
brecher darzubieten nur zu oft Gelegenheit giebt. Wo in 
Folge von Prämebitation ober vorausgegangener Berabres 
dung ein Mord verübt wird, reichen bie allgemeinen Grund» 
füge aus, wo aber diefe Vorausfeßungen nicht vorhanden 
find, macht die Handhabung der Ordnung befonbere Beftim- 
mungen noͤthig. Tauſendjaͤhrige Erfahrung und bas Vor⸗ 
bild fo vieler auf praftiihem Sinn beruhender Gefeßgebuns 
gen enthält eine ernfte Mahnung zur Borficht keinen unge 
bahnten Weg zu betreten. Das römifche und das canonifche 
Recht enthalten ähnliche Beftimmungen wie bie vorgeichlas 
genen, ihnen bat fich das beutiche Recht, nachdem bie Toͤd⸗ 
tung mit Geld nicht mehr gefühnt werden fonnte und ins» 
befondere Art. 148 CCC, angeichlofien — ein Geſetzbuch, 
welches zwar oft getabelt, aber mit Berüdfichtigung feiner 


26) Protofol Nr. 100 vom 7. November 1840. &. 996 — 999. 
©. 1002 — 1004. 
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Zeit bis jetzt in legislatoriſcher Hinficht nicht übertroffen 
worden if. Die meiften neueren Gefeßbücher gehen von 
gleichen Grundſaͤtzen aus. 

Es liegt im Weſen der Raufhaͤndel, daß die ſtrafbare 
Theilnahme an dem Verbrechen oft vollſtaͤndig bewieſen iſt, 
ohne daß mit gleicher Evidenz nachgewieſen werden koͤnnte, 
von wem eine beſtimmte verbrecheriſche Beſchaͤdigung zuge⸗ 
fügt worden, oder daß die beſtimmt zugefuͤgte die allein 
oder ausſchließlich wirkende Urſache geworden wäre. Der 
Atel ift deßhalb um fo notämendiger, damit die Schwies 
rigfeiten, mit welchen dergleichen Unterfuchungen nach allen 
Erfahrungen der Praktifer verbunden fein follen, vermindert 
und ſomit bie Unterfuchungen felbft abgekürzt werben. Durch 
Feſtſetzung beflimmter Strafen wird auch eine gleichförmige 
Rechtiprechung herbeigeführt werden. Im Eingang redet 
bie Beilimmung nur von vorfäßlichen ohne Vorbedacht zus 
gefügten Verletzungen. Die PBrämeditation ift fonach aus⸗ 
geichloften, fo daß überall, wo folche vorhanden ift, andere 
Grundſaͤtze eintreten. Die pos. 1 entipricht allgemeinen 
Grundfägen, wie die pos. 2; fie enthält nur einen Weg» 
weifer für den Richter, welcher allein fchon der Vollſtaͤn⸗ 
bigfeit und der erichöpfenden Zerglieberung ber möglichen 
Fälle wegen gerechtfertigt ift. Auch die pos. 3 enthält nichts 
Beiondered. Wenn es namentlich eine culpa dolo deter- 
minata giebt, fo gehört der Kal, in welchem Jemand vors 
fäglich eine Körperverlegung zufügt aber eine nicht 
beabfichtigte Tödtung bewirkt, gewiß dahin. Die pos. 3 
alfo, wenn fle nicht zum dolusindirectas, nicht zum reinen 
dotus und nicht zur reinen culpa, und auch nicht zum do- 
lus indeterminatus unb eventualis gehört, muß ganz emis 
nent zur culpa dolo determinata gezählt werben. 

Die pos. 4 und 5 erregen die eigentlichen Anſtaͤnde. 

Nach pos. 4 find tödtliche und nicht töbtliche Verle⸗ 
dungen beigebracht worden, es ift nicht ermittelt, wer biefe 
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ber jene zugefügt Hatte; es tft aber gewiß, dag Alle auf 
ben Getödteten geichlagen, alfo eine ftrafbare Hand⸗ 
lung begangen haben. Es fragt fi nur, ob bas 
Strafmaaß richtig gewählt ſei? Correctione resp. Zucht⸗ 
bausftrafe von 6 Monaten bis zu 4 Jahren kann als voll⸗ 
kommen angemeſſen betrachtet werden. 

Die pos. 5 ſetzt voraus, daß der Angeſchuldigte mit 
bem Getödteten gerauft oder fih thätlich an ihm ver 
griffen Habe. &8 liegt alfo eine ftrafbare Handlung vor, 
md das angedrohte Strafmaaß läßt dem Richter eine große 
Latituͤde. 

Der Schlußſatz ermahnt fogar den Richter zu erwä⸗ 
gen, ob nicht einzelne Theilnehmer nur mit Gefängniß zu 
belegen, oder ganz ftraflos zu belaſſen feien! 

2) Die Regierung bat von den fämmtlichen Kriminal: 
und Landrichtern der Provinzen des rechten Rheinufer Be: 
richt eingezogen, über Die Frage, ob fie nach ihren Er: 
fahrungen den Titel für nothwendig oder entbehrlich Biels 
ten. Bon 39 Perſonen haben fi nur 7 mit dem Aus⸗ 
ſchuß einverftanden erflärt, die übrigen — von einigen we⸗ 
nigen bat die Antwort noch zurüdgeftanden — haben un: 
ummunben erklärt, daß dad von der Regierung aboptirte 
Prinzip vollfommen zwedmäßig fei und wenn die Rauf- 
haͤndel nicht vermehrt werben follten, in dem Strafgefeßbuch 
durchaus nicht fehlen bürfe. 

Es ift keins dieſer Gutachten verlefen worden, weil die 
Tageszeit fchon zu meit vorgerüdt war. In einem ift auf 
das Verhältniß zu den Grenzbezirken aufmerfiam gemacht 29. 

3) Der Referent bat als ehemaliger Präftdent des Hof: 
gerichtö, an welches die Unterfuchungen über ſchwere Koöͤr⸗ 
perverlegung zur Aburtheilung eingeichiedt werben, und als 
Praͤſident des Höchften Gerichtd Gelegenheit gehabt, über 


27) Protokoll Nr. 99 vom 5. Novemb. 1840. ©. 085 — 987. 
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die Raufbändel und dern Beſtrafungen eine Maſſe von Er- 
fahrungen zu fammeln. Keinem Landrichter haben jo viele 
Unterfuchungen über in Raufhänbeln verübte Tödtungen und 
Körperverlegungen zur Enticheibung vorgelegen. Es iſt aber 
die Frage, ob das Mittel, welches Bier zur Anwendung ger 
bracht werden foll, gerecht iſt? Zu verneinen: erftend 
weil ber wirkliche Urheber Die Strafe nicht erhält, welche 
das Geſetz androht, und zweitens ift das Mittel in viel hoͤ⸗ 
herem Grab ungerecht, weil auch ſolche Perſonen mit einer 
zum Theil ſehr ſchweren Strafe belegt werden follen, von 
denen ed nicht erwielenift, Daß fie die verbrecherifche That 
begangen baden. 

Zur Ehre der Heffiichen Gerichte muß auf das Ber 
ftimmtefte widerfprochen werden, daß das, was ber Titel 
verordnet, ſchon in ber bisherigen Rechtiprechuug . befolgt 
worden ſei. Unſere Gerichte Halten feit an dem Prinzip 
ber Gerechtigkeit, nur denjenigen mit der gefeglichen Strafe 
zu belegen, von dem e8 erwieſen vorliegt, Daß er 
die mit Strafe bedrohte Handlung aud wirkflid 
verübt Hat. 

4) Das Borbild der in die Strafgeſetze fremder Staas 
ten aufgenommenen Beftimmungen müflen wir ehren, unb 
wir füchen durch bie Autorität berfelben oft unjere Anficht 
zı begründen. Wir vermögen aber biefe. Autorität dann 
nicht anzuerkennen, wenn es fich um bie Frage Banbelt, ob 
von dem Prinzip der Gerechtigkeit abgewichen und zu bem 
Durchgreifungsprinzip übergegangen werden fol. Geſetze 
find das Refultat ber Reflerion und nur dadurch, daß man 
Die Fehler bed Gegebenen zu exfennen und zu verbefiern 
trachtet, kann etwas wahrhaft Vorzügliches noch Unerreich 
tes erfirebt werden. Bloßes Nachahmen fremder Mufter 
führt zu unzufammenhängenden Kompilationen, die ben Werth 
ihrer Quellen nicht erreichen. 
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5) Ein nicht rechtsgelehrtes Mitglied Hat folgendes 
Amendement begründet. | 

Es ift Thatfache, daß Raufhändel und Schlägereien 
fehr haufig im Volke vorkommen und daß biefelben nicht 
felten zu lebensgefährlichen Handlungen, Erbitterungen und 
Aufreizungen Veranlafinng geben, welche bie gröbften Ver⸗ 
brechen zur Folge Haben. Gleichwohl laͤßt fih in keinem 
Hal anerkennen, daß dem Richter die Befugniß gegeben 
werde, ba zu ftrafen, wo ber Thäter zweifelhaft iſt. 

„Die Theilnahme an Raufbändeln an und für fich, 
infoferne fie ſchuldvoll flattgefunden hat, iſt auf eine ihrer 
Katur und Beichaffenheit angemefiene Weiſe zu beftrafen.“ 

Vielleicht läßt fich in dieſem Sinne eine Annäherung zu 
Dem vorgelegten Entwurf möglich” machen. Wenn num, was 
die rechtögelehrten Mitglieder erwägen werben, in pos. 5 
die Worte: „als ſchuldig der durch Theilnahme 
an Raufhändeln veranlaßten jedoch nichtbeab: 
fichtigten Tödtung“ geftrichen und bas etwa weiter 
Erforderliche hiernach abgeändert wird, fo fällt jene Bes 
forgniß in fo weit weg, als nie ein muthmaßlich Schuldi- 
Diger, fondern immer nur der überwieſene Schuldige zur 
Strafe gezogen werden kann. 

Im Einverftändniß diefer Tendenz bat unmittelbar bars 
auf ein andere Mitglied der Kammer folgendes Amende⸗ 
ment geftellt und begrünbet. 

Der Entwurf fpricht von Urhebern ber Berlegungen 
und Theilnehmern am Raufhandel, darauf allein find feine 
Beftimmungen gebaut. Unter diefen Perfonen koͤnnen fich 
folche befinden, welchen ihre Handlungen nicht zugerechnet 
und bie nicht beftraft werden dürfen. In der Verhandlung - 
der zweiten Kammer finden fich zwei Kategorien folcher Ber: 
fonen, weldye unfchuldig ineinen Raufhandel gerathen koͤn⸗ 
nen. Die erfte Kategorie umfaßt diejenigen Perſonen, welche 
als Vermittler bei einem Raufhandel auftreten, die zweite 
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Llaffe die im Intereſſe ihrer Berwandten ober fonft nahe 
fiehenber Individuen fich einmifchenden Perfonen. Durch 
folgenden Zufagartifel, vorbehältlih etwa zweckmaͤßigerer 
Redaktion wird die Beforgniß befeitigt, als Fönnten bie 
Ausnahmsbefimmungen bed Titeld gegen bie genannten 
Berjonen zur Anwendung gebracht werben, woburch bie 
Hauptbebenklichfeit gegen den Entwurf ihre Erledigung findet. 
Artikel 253a. 

„Auf diejenigen Theilnehmer, in Bezug auf welche. fich 
„wacch die Unterfuchung al8 glaubhaft herausſtellt, daß fie 
„gegen ihre Abficht in den Raufhandel verwidelt wurden, 
„oder baß fie blos zur Abwendung dringender Gefahr für 
‚Leib ober Leben ber im Art. 39 bezeichneten Perſonen, ſich 
„in den Raufbandel nach deſſen Entftehung eingemiicht 
„gaben, finden bie Beflimmungen der Art. 252 und 259, 
„nſoweit fich biefelben von ben fonftigen im gegemvärtigen 
„Geſetzbuch enthaltenen Grundjäben entfernen, feine Ans 
„wenbung.” 

Gegen diefen Borichlag iſt noch bemerkt worden: bie 
Worte: „wenn ſich als glaubhaft herausſtellt,“ beuten ofs 
fenbar auf einen Beweis ber Uinfchuld, während es nur auf 
den Beweis der Schuld anfommt. 

Kür den Vorſchlag der Antragfieller: 

Dieß ift weder in den Worten noch in ber Abficht ges 
legen. &8 Heißt: „wenn ſich durch die Unterſuchung 
als glaubhaft herausſtellt.“ Der Richter bat ale 
auf die Schuld mie auf die Unſchuld zu inquiriren. 

Gegen denſelben: 

Nach der FZaflung werden die Strafen des Titels zur 
Anwendung fommen, fobald die Unichuld des Angefchuls 
digten fich nicht herausgeſtellt Bat. 

Die Kammer Hat bierauf beichloffen, den Titel mit 
dem Zufabartifel anzunehmen (10 gegen 4 Stimmen) mit 
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ber zuerft zur Abſtimmung gefommenenen Modifikation, in 
pos. 5 die Worte: „als fchuldig der durch Theilnahme an 
Raufhändeln veranlaßten, jedoch nicht benbfichtigten Tod 
tung“ zu flreichen (9 gegen 5 Stimmen). 

In Rüdficht des Erichwerungsgrunds bei Zumeflung 
der Strafe ift die Kammer ben Beichlüffen ber zweiten Kam⸗ 
mer beigetreten. (8 gegen 6 Stimmen). 


8. 5. 
Schlußverbandlung in jeder der beiden Kammern. 
Zunaͤchſt hat Die zweite Kammer bei ihrem vorigen 
Beichluß (mit 28 gegen 13 Stimmen)?9) und aledam bie 
erfte Kammer ebenfalld bei ihrem vorigen Beſchluß (mit 
10 gegen 4 Stimmen?) beharrt. 

Die beiden Berichte weiſen nach, baß bie in den Be 
fchlüffen der erften Sammer gelegenen Mobiftfationen ihren 
Zwed nicht erreichen. Der Bericht ber zweiten Kammer 
hebt insbefondere das Anerkenntniß hervor, welches fich in 
dem Zufagartifel dahin findet, Daß die vorgeichlagenen Be- 
flimmungen von den angenommenen allgemeinen Rechtö- 
geundiäßen fich entfernen. Der Bericht der erften Kammer 
zeigt die Härten und Ungerechtigfeiten, zu welchen bie Ans 
wendung führen wird. Er hebt insbefondere hervor, daß 
duch die beichloflene Modifikation in pos. 5 ber in ber 
fingirten Thatſache einer culpofen Toͤdtung geichaffene 
Rechtsgrund nur befeitigt worden iſt, bie angebrohte Strafe 
alfo den Schein ihrer Rechtfertigung verloren habe; baß 
auch trotz des Zuſatzartikels in wirklich ſehr haͤufigen Faͤllen 
vollkommen unſchuldige Perſonen mit ſehr ſchweren Strafen 
belegt werden 2°). 


28) Protofoll Nr. 164 v. 9. Der. 1840 ©. 35. 
29) Protokoll Nr. 110 v. 16 Dec. 1840- 
30) Beilage Nr. 161. S. 680, 
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Bei der Verhandlung in der erften Kammer ift von 
Seiten der Regierung ein neues Moment geltend gemacht 
werben. Hiernach hat das Hoͤchſte Gericht, in Abweſen⸗ 
beit des in bie Sammer berufenen Bräfidenten ein auf dem 
Prinzip des Entwurfs baſtrendes Urtheil erlafien. 

In einem Raufhandel erhielt ein Menich eine Ber- 
legung in beren Folge er ſtarb. Nur einige Wahrichein- 
lichkeit war vorhanden, daß ein im Lauf der Unterfuchung 
Berftorbener die Berlegung veruriacht habe. Erwielen war, 
daß ein Anderer, der Urheber des Streits, auf den Ge 
töbteten geiprumgen und ihn an ber Kehle gepadt Batte. 
Dieſen hat das Hofgericht in Anwendung bes Art. 148 
CCC mit einer Giährigen, das Hoͤchſte Gericht in revisorio 
jedoch ebenfalld auf den citirten Art. geſtützt, in eine Z jaͤh⸗ 
tige Zuchthausſtrafe verurtheilt. 

Der Ausfchußreferent erwidert, daß ſolche einzelne Faͤlle 
Fein Argument zur Rechtfertigung des Titels enthalten. Es 
würde zu beflagen fein, wenn ſolche inconfequente und nicht 
notwendige Beflimmungen, wie fie ber Entwurf felbft mit 
den beichlofienen Mobififationen enthält, in das Geſetzbuch 
aufgenommen würben. 


$. 6. 
Das Strafgeſetzbuch und die Anwendung deſ⸗ 
felben. 
Im Nüdficht der Differenz zwiſchen beiden Kammern 
bat jebe derſelben auf alle Differengpunfte bed ganzen 
Entwurfs, dern 15 vorlagen, ben Beſchluß gefaßt, „ber 
Staatsregierung anheim zu geben, diejenige Wahl zu tref- 
fen, welche fie für die angemefienfte erachte und in das Ges 
ſeß aufzunehmen” 31). Zür die Regierung hat in biefem 


3) Dr. Breidenbach Gommentor I. ©. 127. Bergl. Mittermaier 
die Strafgefebgebung in ihrer Fortbilduug ©. 213. 
Archiv d. Er. R. 1853. 1, St. G 
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Votum bes Bertrauens die Aufgabe gelegen, ohne Ruͤc⸗ 
ficht auf die im Entwurf enthaltenen und in ben Debatten 
ausgefprochenen Grundſaͤtze von einem unpartheilichen Stand» 
punkt das Amt eines Schiedsrichter auszuüben 2°). 

Der uns vorliegende Differenzpumft ift nach dem Bes 
ſchluß ber erften Kammer in das Strafgeſetzbuch aufge 
nommen worben 89). 

Zunaͤchſt geben uns. die Aufzeichnungen der verſchiede⸗ 
nen Gerichte, welche namentlich) zum Zwed ber Reviſion 
bes StGB. gemacht werden, Zeugniß von deſſen Anwen⸗ 
bung. Ein befonderes Intereffe bietet uns bie folgende Auf- 


zeichnung in ihrem letzten Theil. „In ben Fällen, in wel⸗ 


chen fich mehrere Berfonen verabreden resp. verbinden, eine 3% 
oder mehrere Perfonen zu ſchlagen — iſt nicht der Tit 


XXXI., fondern der Tit. XXX. (Bon der Körperverlegung) 


zur Anwendung zu bringen. — Auch kam es babei zur 
Sprache, baß das StGB. bei Schlägereien mit Vorbe⸗ 
bacht bie Grundfäge der caedes in turba nicht anwende, 
während wohl auch in folchen Fällen eine Beitimmung zu 
befiberiren wäre, wonach unter Umftänden ber unbefannte 
Thäter geftraft werben Tönnte” 85). 


32) Dr. Breidenbach a. a. D. S. 127—128. Not. 9 a. E._ 

33) Ueber die Erledigung diefes Bertrauensvotum vergl. Dr. 
Breidenbach S. 130 Not. 10. Strafgefekbuh Art. 273. 274. 
275. (Tit. XXXI.) Der, Referent im Staaterath und der eine 
Regierungscommiffär, der eine Verfaſſer der Ichriftlichen Vorträge 
im Minifterlum zu dem Entwurf und der andere Megierungscoms 
miflär, der andere Verfaſſer diefer Borträge und das bdiffentirende 
Mitglied des Ausfchufles erfier Kammer find diefelben Berfonen, 
fo dag Höhft wahrfheinlih das Vorbild der übrigen Gefebgebuns 
gen den Glauben an eine innere Nothwendigkeit erzeugt bat, der 


19 


bis in die Entſcheidung mit aller Inconfequenz ($. 10 unten) ver⸗ 


treten worden iſt. Siehe oben im Bingang. 

34) Vergl. darüber den Gintrag in Bopp's Handbud der Grim. 
Sefehgeb. des Großh. S. 385 1. 

35) Bopp a. a. O. ©. 102. vergl. darüber meinen Auffag im Ge 
richtsſaal a. a. D. ©. 143. 14, 
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Eine andere Aufzeichnung Hat „eine Inconfequenz da⸗ 
rin gefunden, daß in den Fällen, in welchen ed erwielen ift, 
von welchen Theilnehmern an dem Raufhandel die einzel- 
nen Berlegungen zugefügt worden find, nach pos. 1 bes 
Art. 27435) auf Geldftrafe erkannt werben kann, während 
in folchen Fällen, welche die Urheber der einzelnen Verle⸗ 
sungen nicht zeigen, bie Erkennung einer ſolchen Strafe 
ausgeichloffen. und eine härtere Strafe angedroht ift 3°). 

Schließlich wollen wir noch einige wefentliche Momente 
aus einem concreten Fall mittheilen, von welchem uns bie 
bei der Aburtheilung erftatteten Borträge vorliegen. 

Bei einer Schlägerei in einer Spinnflube wurde einem 
Burichen das Auge ausgeichlagen, fo daß eine gänzliche Zer⸗ 
flörung des. Augapfeld Statt gefunden hat. Der Vorfall 
Batte jeinen Grund in einem Zerwürfniß, welches zwi⸗ 
fhen zwei Spinnfluben entftanden war. Vom Schla- 
gen war jchon bie Rebe geweien, und ein Angeichuldigter 
tagt: Als wir bed Abends in unferer Spinnftube waren, 
verabrebeten wir einmal in die andere zu gehen. 

Der Bortrag ded Referenten fügt: Hieraus ergiebt jich 
far, daß die Angeichuldigten nichts Gutes im Schilde 
führten und die Gelegenheit zum Streit aufiuchten. 

Im Bortrag des Borreferenten heißt es: die Ange: 
ſchuldigten Haben den Streit recht gefliffentlich gefucht. 

Wir fchalten hier Die Frage ein, ift mit oder ohne 
Borbedacht gehandelt worden ? 

36) Diefer handelt von der erfolgten Körperverlebung, während wir 
den von der erfolgten Tödtung (Art. 273) mitgetheilt haben. 
37) Der Eintrag — vergl. Bopp a. a. DO. S.365—366 — führt 

an, daß nad) der Derfönlifeit der Angefchuldigten und nad) den 
Milderungsgründen eine Geldſtrafe entſprochen hätte Sollten 
wohl diefe Gründe nicht haben benußt werden können, um bie 

Strafdrohung, wonach die Angefchuldigten , rt ar feiner oder 

blos von Gefängnißftrafe” getroffen werden, nwendung zu 

bringen? in weldenm all die weitere Frage —5 ob in die⸗ 


fer Latitude auch Geldfirafe rocifien if. Vergl. en Schlußſatz 
v. Art. 273 und ähnlich 274 
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Nach den Vorträgen kam nicht als ermittelt angeſehen 
werben, wer bee Urheber ber Verlegung ift, weßhalb un⸗ 
fer Titel zur Anwendung kommt und nach ber gefeglichen 
Fiction Diejenigen als Thäter betrachtet werden, welche mit 
dem Verletzten gerauft Haben. 

Der Angefchuldigte, welcher als Thaͤter dringend vers 
bächtig war, erhielt eine 5 monatliche Correctionshaus-⸗ 
fteafe. Gegen zwei weitere Angeklagte beantragte ber Res 
ferent nach Maaßgabe ihrer Schuld eine 3 monatliche Eor- 
rectionshausitrafe. Es wurde nad) Antrag bed Eorreferens 
ten gegen die beiden legten auf einen Reinigungseid dahin, 
daß fie den Verwundeten nicht geichlagen resp. getrofs 
fen haben erkannt. Der eine von Dielen Angeklagten ift 
nach ber Eorrelation überführt, mit einer Waſſergoͤlze unter 
bie ftreitenden Burfche geworfen gu haben, und es ift ber 
. Reinigungseid insbefondere auf ben Schlußfag des Art. 
274 (ähnlich wie 273) gegründet worden. 

Nach Erledigung der Unterfuchung hat der Verletzte 
eine Civilklage gegen den Verdächtigen erhoben. Im Ur: 
theil der erften umd zweiten Inftanz wurde auf einen Er⸗ 
füllungseid des Klägers erfannt und auf Die Oberappella- 
tion erkannte das Höchfte Gericht Appellationsprozefie. 

Sn ber Unterfuchung hatte ber Kläger angegeben, er 
glaube, Daß ed ber Beklagte geweſen fei, er wolle es aber 
nicht für beftimmt behaupten. 

Bei biefer Lage der Sache fam im lehten Stadium 
bes Civilprozeſſes Die Frage, ob der Beklagte dem Kläger 
das Auge audgeichlagen Babe, zu einer gründlichen Unters 
ſuchung insbeſondere deßhalb, weil ein rechtöfräftiged Bes 
weiß-Interlocut vorlag, nach welchem der Kläger Beweis 
dahin führen mußte: 

„daß der Beklagte den Kläger in der Spinnftube 

„beſchaͤdigt, fo daß der Klaͤger das Auge verloren habe,” 
und weil dad Gericht, Davon ausging, Daß durch diefen Be 
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weisfag ber fonft fir die lex Aquilia?®) gültige Grund⸗ 
fag Bier nicht mehr angewendet werden koͤnne. 

Für uns ift hiernach das Verhältniß der Beweisgruͤnde 
von Intereſſe, weiche ſchon in ber Unterfuchung vorlagen, 
und derjenigen, welche im Givilverfahren noch hinzugekom⸗ 
men find. 

Jene find in dem Bortrag bed Referenten enthalten: 

„Rach den Zeugenausfagen liegen die fchwerften Ders 
badhtögründe vor, daß X ber Urheber ber Hauptverwun⸗ 
bung iſt, indem mehre eiblich deponirt haben, daß X ben 
Verwundeten geichlagen namentlich auf den Kopf geichla- 
gen und der Verletzte fofort gerufen habe, „mein Aug,” 
mein Aug” oder „mein Kopf.“ Dagegen ift in Erwaͤgung 


sieben 

1) „daß ber Verletzte felbft angiebt, daß er von X zu⸗ 
erft auf ben Kopf geichlagen worden und nachher den Schlag 
auf das Auge erhalten Habe, und daß er nur glaube nicht 
aber behaupten könne, durch den X fein Auge verloren zu 

2) ‚daß ein anderer Burſche S. ebenfalls im Hand⸗ 
gemenge geichlagen Hat, ud 

3) „daß ein dritter Burfche R mit einer Waſſergoͤlze un⸗ 
tee die Burſche geworfen hat.” 

Auf diele 3 Punkte Hatte der Beklagte im Eivilproceß 
weientlich feine Bertheibigung gegründet und die Erfenmmg 
der Appellationsprozefle erwirkt. 

In einem den Thatbeftand in ber Spinnflube erſchoͤ⸗ 
pfenden und durch Gründlichkeit fich auszeichnenden Gut⸗ 
achten hat der Eorreferent im Höchften Gericht das Rau⸗ 
fen des Beflagten mit bem Kläger nachgewiefen, ſo baß 


38) Fr. 11 $.2. Dig. 9, 2 (ad leg. Aquil.) vergl. darüber meinen 
Auffa im Gerichtsſaal 1851. 1. S. 308—314 und ebendafelbft 
1882 Il. ©. 135—138. . 
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‚die Betheiligung bes ad 2 erwähnten S verfchwunden iſt 
Die Schwierigfeit beichränkte fich auf Die Frage, wie bie 
Wunde im Augapfel nach ihrer Beichaffenheit entſtanden 
war. In biefer Beziehung hat der Phyſikatsarzt an ben 
Anwalt des Klägerd auf befien Anfrage folgendes geſchrie⸗ 
ben: 

„Es iſt mir nicht unangenehm Gelegenheit erhalten zu 
haben mich Hinfichtlich ‘der fr. Verftümmelung auch unter 
Bezugnahme auf das weientliche Ergebniß der Zeugenaus⸗ 
ſagen aͤußern zu koͤnnen.“ 

„Meine hiernach und durch die Legalunterſuchung ge⸗ 
wonnene Anſicht iſt nämlich die, daß die Zerſtoͤrung des 
Aug's durch das während des Streits abhanden gekommene, 
nicht geöffnete Meffer und zwar durch ben Icharffantigen 
oberen Theil des Heftd deſſelben vermittelft einer Fräftigen 
Fauſt bewirkt wurde.” 

Der Arzt hat dieß Insbefondere auch im Gegenſatz ber 
MWaffergölze, bie noch andere Spuren würde zurüdgelafien 
haben, gründlich ausgeführt; wobei noch anzuführen if, 
daß ein Mädchen ausgefagt hat, fein Meffer habe auf dem 
Tiſch gelegen, dieſes Meſſer fei weggefommen und fie babe 
es nicht wieder erhalten. Der Verwundete hat feine in ber 
Unterfuchung ubgegebene Ausfage, daß er es glaube aber 
nicht behaupte, erläutert und das Höchfte Gericht hat ben 
Kläger, wie er fich erboten, auf Antrag des Correferenten 
gegen ben des Referenten, mit dem Eid über bie objective 
Wahrheit zugelaflen ?»). 


8.7. 
Die Begründung bes Strafrechts. 
Wir wollen jest verfuchen, die Theilnahme an einem 
fog. Raufbandel ftrafrechtlich zu begründen. 


39) In der Unterfuhung war er, wie ih bei dem Abgang der Ac⸗ 
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Jede Handlung, wenn fie zurSchuld zugerechnet wer- 
den muß, bedingt die Nothwendigkeit der Strafe. Es ift 
weientlich, daß ber Grund der Strafe in dem Willen 
und, nicht in dem Erfolg der Handlung liegt. Bon diefem 
Standpunkt erkennen wir in der Begründung bed aus ber 
erften Sammer mitgetheilten Amendements eine clafitiche Dars 
ftellung, in welcher Das concrete Verhaͤltniß aus dem all 
gemeinen Geſichtspunkt ſcharf und richtig hervorgehoben wird. 
„Die Theilnahme an Raufhaͤndeln an und für ſich, infos 
feen fie ſchuldvoll Statt gefunden hat, ift auf eine ihrer 
Natur und Beichaffenheit angemefjene Weile zu beftcafen.“ 
Die Strafe ift bier auf die Handlung bes Theilnehniers 
gegründet und in Die Schuld beffelben einbedungen. Ohne 
Dieje in dem Willen der Handlung liegende jubjective 
Grundlage giebt es fein Strafrecht. Wir dürfen aber mit 
biefem Grundiag nicht fragen, wie mit demielben eine Ans 
näherung zu dem StGB. und feinem Entwurf erzielt wers 
ben fönne; ed muß nur die Natur und Beichaffenheit bie- 
jer Theilnahme am Berbrechen unterjucht werden. 

Diefe finden wir in ber gegenfeitigen* Theil 
nahme, in welcher jeder Einzelne begriffen ift. 

Wir müflen vor Allem dem Gegenfat, ob Einzelne 
oder Alle mit oder ohne Borbedacht, mit oder ohne Ders 
abredung gehandelt Haben, jo ſehr dieſe Untericheidungen 


ten mit Zuverläffigfeit behaupten kann, nicht beeivigt worden. Ob 
er den Eid ausgeichworen hat, ift mir nicht befannt. 

30) Art. 148. CCC „Straf derjenen, fo eynander inn morden, 
ſchlagen und rumoren fürſetzlich oder unfürfeglih beiftand thun.“ 
„Stem fo etlih perfonen — einander Hilf und beiftand thun.” 
„So aber etlih perfonen — eynander helffen.” Diefe Stellen 
ſprechen en nur von der äußeren Hülfe, jedoch wird auch das 
Berbältniß in welchem die Gegner das Verbrechen gegenfeltig 
befördern berührt: „Aber der ander beiftender helffer und urfas 
her ſtraff halber“ — vergl. Bamb. Art. 203 „einicherley Hilf 
und beyſtandt thut urfach tröftung oder fürberung dazu gibt, 
wie Vas alles namen haben mag. 
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für die Handlung an fich ihre Bedeutung haben, inſoweit 
jebe Berechtigung verfagen, ald wir Die Natur ber Theil 
nahme an dieſer Geſtalt des Verbrechens unterfuchen. 
In der Handlung des Einzelnen findet jeder Andere wie⸗ 
derum eine Unterſtützung, Huͤlfe und Anreizung zur eignen 
verbrecheriſchen Thaͤtigkeit. In dieſem Geſichtspunkt erken⸗ 
nen wir bie Berechtigung der pos 3 des Entwurfs, infos 
weit fie begründet ift, Die wir deßhalb zunaͤchſt heraushe⸗ 
ben, weil alsdann bie vier übrigen Beſtimmmgen in ihrer 
Richtigfeit von jelbft zufammmenfallen. Wir finden Bier bie 
Vorausfegung, daß Viele auf Einen gefchlagen haben, und 
baß der Gefchlagene durch das Zufammentreffen der Schläge 
getöbtet worben if. Ob Hier die Schuld des Einzelnen 
und der erfolgte Tod in einem Cauſalzuſammenhang fteht, 
das ift die Bedingung, an welche bie Größe ber Strafe 
gefnüpft if. Unichuldig grade an dieſem Erfolg kann ber 
Einzelne nicht ſchon deßhalb genannt werden, weil jein 
Schlag allein den Tod nicht würde verufacht haben. Es 
fommt vielmehr darauf an, wie er fi an dem Gefchäft 
betheiligt hat, wonach ihn bezüglich ber erfolgten Toͤdtung 
jeder Grad der Schuld treffen fann. Was hier vom Eins 
zelnen gefagt it, das gilt von Allen, die fich betheiligt Bas 
ben. Sehen wir von ber objektiven und zu Mißverftänd- 
niffen veranlaffenden Yaflung ber pos. 3 ab, fo finden 
wir einen Fehler in derjelben darin, daß Jemand, ber an 
einem Andern auf dieſe Weile einen Todtfchlag verübt 
hut, mit der Strafe der nicht beabfichtigten buch vor, 
fägliche Körperverlegung verurfachten Toͤdtung bebroht ift; 
ja e8 fcheint, daß einem Mörder, der mit Vorbedacht ges 
handelt und die Schläge ber übrigen Theilnehmer zu feis 
nem Zweck bemügt hat, der erfolgte Tod gar nicht In Rech» 
nung gebracht werben kann. 

Das legte Refultat ift wenigftend dann begründet, wenn 
ber Titel, inſoweit er nicht Die vorher ausgeiprochenen Grund; 
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jege insbeſondere auf die fog. Raufhänbel anwendet (pos. 
1 und 2) befondere Beftimmungen für bie ohne Borbe- 
dacht zugefügten Berlegungen in Raufbändeln enthält. Das 
Brincip biefer beſonderen Beftimmungen iſt aus ber Unge⸗ 
wißheit des Urhebers einer töbtlichen Verlegung abgeleitet, 
mb ba es in ber Vorausſetzung bet pos. 3 ſtets ungemiß 
bleibt, welcher von Allen ben Tod verurfacht hat, weil eben 
die Urfache in allen Schlägen liegt; fo gelangt man mit 
Recht zu dem Reſultat, dab dem Mörder in diefem 
Raufhandel ber erfolgte Tod gar nicht, dem Tobtfchlä- 
ger nur als culpoſe Töbtung In Rechnung gebracht werben 
fom. 

Die Berechtigung ber pos. 3, infoweit fie begründet 
iR, haben wir hiernach anerkannt, und koͤnnen jeht dieBe- 
ſtimmung bei Seite fegen, um in den Zufammenhang ber 
vier übrigen Beſtimmungen einzubringen, ber fich aus Dem 
Berhältniß von pos. 1 und 2 zu pos. A und 5 ergiebt. 
Der Gedanke läßt ſich jetzt kurz zufammenfaflen. Wenn 
Mehre*!) geichlagen haben, und es wird ermittelt, wer ge- 
töbtet Hat, jo wird nach Strafrecht geurtheilt (pos. 1 umd 
2); wirb biefer aber nicht ermittelt, fo wirb nach einem 
beſonderen Recht geurtheilt (pos. 4 und 5.) Worin befteht 
dies Recht? Wir müflen annehmen, baß Allen, welche 
mit dem Getoͤdteten gerauft, welche Hand an ihn gelegt, 
weldye ihm verlegt haben, dieſe Handlung zur Schuld zus 
gerechnet werben muß, wiewohl bieß Fein nothwendiger Schluß 
iR, weil es Umftände gibt, in denen es gleichwohl an ber 
Schuld gebricht. Diefe Schuld will das Geſetz ermitteln 
und eine davon verfchiebene Strafe erkannt haben. Die 
Strafe iſt größer als die ermittelte Schuld und iſt ges 
ringer ald die vom Geſet an bie Stelle ber nicht ermit- 
teften geftellten Schuld. Sie iſt eine ımbeflimmte und 


41) Bergl. oben $. 9 Rot. 5. 
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ſoll vom Richter nach der concreten Wirklichkeit zugemeflen 
werden. 

Bei dieſer Aufgabe gelangen wir zur Unmöglichkeit 
des richterlichen Geſchaͤfts. Die Findung des Strafurtheile 
beruht auf zwei nothwendig getrennten Aufgaben. Wir 
müflen erftend aus ber Handlung bed Angellagten feine 
Schuld erfennen und erft wenn wir Diefe gefunden haben, 
fönnen wir die in der Schuld verwirkten Strafen abwägen 
Bei den Schwurgerichten ift Die Aufgabe durch die Organe 
geichieden, aber auch bei der Verfaffung mit ftändigen Rich- 
tern läßt fich die Aufgabe treımen. Wenn nun das Geſetz 
anerkennt, daß auch da, wo der Baufalzufammenhang zwi⸗ 
chen Handlung und Erfolg nicht ermittelt ift, Die Strafe 
auf der Grundlage des objectiven Erfolgs zugemeſſen wer- 
den foll,*2) jo wird fein Richter anerfennen, daß er mög- 
licher Weile im Stande fei, die Größe der Strafe nad 
der Größe der Schuld abzumägen, er müßte denn zuvor 
befennen, daß er dasjenige, was er für nicht ermittelt hält 
gleichwohl al& ermittelt in die Wagſchale dieſer Gerechtig⸗ 
Feit gelegt babe. 

Nur der als jchuldig Veberführte Fann und muß nad) 
dem Maaß der eriwieienen Schuld geftraft werben. Jede 
Anficht, die Hiervon abweicht, iſt nach ihrem Ziel und Zweck 
wie auch in der Vertheidigung des Entwurfs anerfannt ift, 
verwerflih und ſteht mit ber unfrigen fo fehr im Wider⸗ 
fpruch, daß eine Bereinigung zu einem gemeinfamen recht⸗ 
lichen Zwed nicht gedacht werben kann 8). Es ift einzig 
die objective Grundlage des StGB. wodurch dem Prin- 


42) Bergl. Etraf:G.:B. Art. 263. 264. ſ. auch 265. In unferem 
Art. 274 heißt e8 von der Strafe: „— deren Maag im einzeluen 
„Ball ſich vorzüglih nad der Art und Größe der eingetretenen 
„Belhädigungen richtet.‘ 

43) Das diffentirende Ausſchußmitglied hat in der erften Ranımer 
behauptet, daß „eine Berichiedenheit der Anfichten über das Ges 
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dp, in welchem je nachdem bie Schuld ermittelt oder nicht 
ermittelt iſt, unterfchiedene Strafen gebroßt werben, ber 
Schein einer Berechtigung gervonnen werben kann. Wer 
gerabe die einzelne Wunde beigebracht Bat, das ift in ber 
Regel weniger erheblich, als die Handlung bes einzelnen 
Theilnehmers in ihrer ganzen äußeren Ericheinung, um dar» 
aus die Schuld zu beurtheilen. Wir können dieſen Geban- 
fen hier nicht weiter verfolgen, und heben von feiner Con⸗ 
fequenz nur das hervor, daß er unmöglich zu dem Reſul⸗ 
tat führt, einem Geſetz feine gewonnene objective Grundlage 
zu entziehen, resp. an Die Stelle der nicht ermittelten eine 
willkuͤhrliche zu fchaffen. Auf der objectiven Grundlage 
bes Geſetzes Eönnen wir gerecht fein, wenn wir ben ur: 
fachlichen Zufammenhang mit einer Handlung fuchen, und 
mit dem gefundenen Refultat die Schuld beurtheilen. Un: 
möglich iſt e8 aber gerecht zu jein, wenn dieſe objektive 
Grundlage vom Geieb gefchaffen wird, weil die wirkliche 
nicht ermittelt iſt. 

Wenn es ein®erbrechen gäbe, das jeiner Beichaffens 
beit nach niemals ermittelt werben Eönnte, fo dürfte es eben 
deßhalb auch niemals geftraft werben. Das fordert nicht 
blos die Gerechtigkeit, ſondern auch die Criminalpolitik 
Das Unrecht, welches unter dem Schein bed Rechts ges 
übt wird, gleicht einem Wurm, der das Innere des Außer: 
lich gelunden Körpers zernagt ; der Verlegte wird ein Feind 
ber bürgerlichen Gelellfchaft, die er nicht achtet, weil fie 
fein Recht nicht geachtet Hat **). 

Das wirklich begründete Beduͤrfniß kann nur in dem 
fraftechtlichen Berfahren und indbefondere in Rüdficht 
bes Beweiſes der Schuld gefucht werben in welcher Be 


rechte und Nothwendige gar nicht vorliege.” Protokoll v. 7. Nov. 
1840 ©. 997. Siebe dagegen 8, 9 oben. 

44) Bergl. Knapp in Kam gedruckten Bemerfungen zu dem Ent⸗ 
wurf des StGB. $. 5 


n 
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ziehung bie jüngfte-Zeit feit unierem StGB. fo Biel *°) 
geleiftet Bat, dak bas Princip unferes Titels von ber Ges 
feßgebung nicht wohl nochmals wird anerfannt werben. 

Der Gegenſatz in unſerem StGB., jenachdem mit oder 
oßme Vorbedacht gehamdelt worden ift, beftätigt nur, daß 
fein Princip keinen rechtlichen Gehalt Bat, weil eben bie 
fes Brincip bei der Handlung mit Borbedacht nicht ans 
gewendet ifl. Die Quelle dieſes Gegenſatzes findet fich im 
der CCC, in welcher er eine ganz andere Bedeutung hat. 
Wir können davon bier nur hervorheben, daß die CCC uns 
tericheibet, je nachdem die Theilnahme am Verbrechen vor⸗ 
her verabredet worben ift, oder die Theilnahme von unges 
fähr Statt gefunden Hat; und daß die CCC an biefe Un⸗ 
terfheibung unterfchiedene Strafen fnüpft. Ein aus der 
Gefährlichkeit mit der Handlung abgeleitete Princip grade 
ba nicht anzumenden, wo die Handlung am gefährlichften 
ift, beruht auf einem unerklärbaren Widerfpruch, der außer 
halb jeden Rechtöbegriffs liegt. In biefen Fehler ift nicht 
die CCC fondern unler StGB. verfallen. 

Der Raum geftattet und nicht, bezüglich der vielen 
intereffanten Gefichtspunfte in der mitgetheilten Verhand⸗ 
lung auf eine Kritik einzugehen, die wir deßhalb ebenfo wie 
bezüglich ber mitgeteilten Anwendung bes StGB. dem Les 
fer überlaffen muͤſſen. 

Unſer Ziel ift erreicht, wenn das angefochtene Princip 
von ber Strafgefebgebung verlaflen wird. Ob ber in ber 
gegenfeitigen Unterftügung zum Verbrechen liegende Straf- 
ſchaͤrfungsgrund in ein StGB. aufgenommen werben‘ muß, 
kann nur nach ber Oekonomie eines beftimmten Geſetzbuchs 
beurtheilt werben. Außer dieſer Rüdficht Liegt Fein Beduͤrf⸗ 


45) Ueber diefen Punkt, infomweit er ſich namentlich auf die Gerichts⸗ 
organifation bezieht, hat der Berfafler einen wule für den Ge⸗ 
eiätsfanl bearbeitet, worauf hier verwielen werben darf 
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niß vor, dem fog. Raufhandel eine befondere Stelle im 
StGB. einzuräumen; es fei denn, daß dem gegebenen Zus 
flanb der bed Rechts fubftituirt werden müßte. 

Wir müflen im Strafverfahren ben Schuldigen 
auffuchen, und wenn wir die Gewißheit feiner Schuld er- 
mittelt Haben, fo muͤſſen wir nur biefen ſtrafen, und bürfen 
nicht die fehlende Gewißheit mit einer muthmaßlichen Schuld 
ergänzen, um möglichft Bielen wenn keine Strafe doch einen 
ſtraͤflichen Denkzetiel anzuhaͤngen. 

Von dieſem Standpunkt haben wir nicht noͤthig, fuͤr 
das Unrecht in ber Gnade die Hülfe zu ſuchen: ein 
Gedanke, der nur in dem Fehler der Strafgeleßgebung ſei⸗ 
nen Grund finden kann; denn bie fehönfte Seite in dieſem 
Beruf bildet die Aufgabe, Gnade für Recht*‘) ergehen 
zu laflen. 


46) Bu die Begründung der Gnade koͤnnen wir hier nicht ein- 
gehen. 


V. 
Beiträge 
zur 
vergleichenden Griminalgefeggebung 


son 
Herrn Doktor KC. Trummer in Hamburg, 
derzeit in Wiesbaden. 





Im Sabre 1848 erichien mein Entwurf eines Crimi⸗ 
nalgefegbuches für die Hanfeftädte Hamburg, Luͤbeck und 
Bremen, als Vorläufer eines Entwurfs für ein allgemeines 
deutſches Criminalgeſetzbuch. Es wurde in demſelben mög- 
lichfte Vereinfachung und Bereinigung des Strafſyſtems, 
Feftftellung angemefiener Gränzen für bie richterliche Will 
für unter Gewährung eined gemügenden Spielraumd zur 
Ermöglichung einer thunlich gleichförmigen diftributiven Ge⸗ 
rechtigfeit, Gemeinverftändlichkeit der Vorſchriften und Kürze 
(dev Entwurf zählte mit Einfchluß der Amtöverbrechen 
nur 200 Artikel, ift alſo von allen bisher erfchienenen ber 
fürzefte) angeftrebt. Zugleich wurde eine confervative Baſis 
durch Benutzung ber bis dahin erfchienenen Gefebgebungen 
feftgehalten. Es darf behauptet werben, baß mein Ent- 
wurf Die Frucht Iangiähriger Studien und Beobachtungen 
auf bem Gebiete ber vergleichenden Legislation if. Ihm 
wurde, ohne ber Selbftftändigfeit irgend etwas zu vergeben, 
zunächft das Braunfchweigifche Geſetzbuch vom 10. Juli 
1840 zum Grunde gelegt, theils wegen ber anerkannten 
Borzüge dieſer Gefehgebung, theils wegen ber Aehnlichkeit bes 
feitherigen Rechtözuftandes in Braunfchwelg und ben Hanſe⸗ 
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ftädten , theils endlich inebeſondere, weil auch dies Geſetz⸗ 
buch die flatarifche und confervative Methode, wenn auch 
nicht durchweg einhält, doch gebührend anerfennt, daß eine 
mögfichft vollendete allgemeine Criminal⸗Legislation die Bahn 
nicht verlaffen darf, welche durch den Code penal und das 
Baierſche Geſetzbuch von 1813 eröffnet und feitbem durch 
die Münchener Entwürfe und durch die Geſetzgebungen von 
Hannover, Würtemberg und Sachſen weiter geebnet war, 
ald die Braunfchweigifche eintrat, wie fich denn jeitbem durch 
diejenigen von Heflen, Baden, Preußen und Defterreich zur 
Vergleichung wichtige Momente herausgeftellt Haben. 
Mein Entwurf wurde bald nach feinem Ericheinen 
von A. S. Schwarze zu Dresden, der auch dieſes Ar 
chiv durch mehrere werthvolle Abhandlungen bereichert Bat, 
in ben kritiſchen Jahrbüchern für Deutiche R. W. 1848, 
S. 1067 ff. ausführlich beleuchtet. Beſonders merkwuͤrdig 
war ed aber, daß in Hamburg die conftituicende Verſamm⸗ 
ung am 29. Auguft 1849 und bie fpäter niebergefebte |. g. 
Kammer Commiffion Entwürfe von ſich gaben, welche, wies 
wohl im Einzelnen und befonder® wegen ber politifchen Di⸗ 
vergenz vielfach abweichend, meinem Entwurfe im Wejentli- 
hen trog ber ganz entgegenftehenden politiichen Tendenzen 
und Standpinfte folgten. Man muß mit der Brüfung bie- 
jer Projekte die Bemerkungen bed früßeren hamburgijchen, 
ſowohl im Nieder» als Obergerichte als Kriminalift viel- 
fach und erfolgreich thätigen Senator C. A. Schlüter, 
(Wiesbaden, Mai 1851) über ben Neuner Entwurf und 
Mittermoiers kurze Rotiz im Archiv 1851 Neo. 1 ©. 
153 ff. verbinden, um ein Hinreichendes Material zu einem 
ausführlichen Commentar über meinen Entwurf zu gewins 
nen. Aber die Herausgabe eines ſolchen Commentars ftößt 
in unferer für folche Verlagswerke ſehr ımgünftigen Zeit 
auf Schwierigkeiten, Die mich veranlagt Haben, mich auf 
einzelne Aufſaͤtze zu beichränfen, durch welche zu ber Wiſſen⸗ 
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ſchaft ber comparativen Geſetzgebung vielleicht einige ber 
Beachtung nicht ganz N Beiträge geliefert werben- 


Allgemeine Borfchrift — Vorſatz und Fahr 
Läffigkeit. 

Mittermaier ift ſich darin conlequent geblieben, daß 
er auch in ber erwähnten Notiz eine allgemeine Vorfchrift 
über Vorſatz und Fahrläffigkeit Hinausweift: eine auch von 
Andern, namentlid von Kitka, und, wie man annehmen 
darf, von Birnbaum vertheidigte, aber nicht von allen 
Nechtögelehrten getheilte, und von Praktikcrn (Knapp u. 
A.) fogar gemißbilligte Anficht. Schwarze Bat gegen eine 
besfallfige Vorichrift Fein Bedenken erhoben, Schlüter fie 
fogar für nothiwendig erflärt, und es fcheint in ber That 
zum richtigen Verftändniß des fpeciellen Theils unenibehr- 
lich, die allgemeinen Grundſaͤtze zu kennen, weldje die Les 
gislation geleitet Haben. Wenigftend wird man niemals 
bie Weberflüffigfeit folcher Andeutungen behaupten koͤnnen 
Eine Borfchrift der Hier verftandenen Art erfcheint aber um 
“fo bedeutender, wenn dad Geſetzbuch Kinfichtlich der Zulaͤſ⸗ 
figfeit der Analogie von dem richtigen Gefichtspunfte aus⸗ 
geht, fowie bie meiften fonftigen Bebenfen wider eine berars 
tige ſich Vorfchrift Durch "eine zweckmaͤßige Formulirung ders 
felben erledigen laflen. 

In der letzteren Beziehung Täßt es fich nicht billigen, 
baß bie beiden Entwürfe in Hamburg zu ben Braunſchwei⸗ 
giichen Beftimmungen zurüdgefehrt find, wiewohl diefe aus 
verfchiedenen Gründen von mir verworfen worben waren. 

Es lautet nämlich der Beſchluß der Braunichw. $. 26 
folgendermaßen: 

Nur wer aus boͤſem Borfab oder in ben beion- 
ders beſtiumten Fällen aus Fahrläffigkeit das Strafe 
geſetz übertritt, ift ſtrafbar, 

und gerade diefe Faſſung trifft mit Recht ber Vorwurf, daß 
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fie zu theoretifch und wenigftens ohne einen erheblichen praf- 
tifchen Nutzen if. Das praftifche daran befteht in dem Ges 
genfag, daß die doloſen Webertretungen des Geſetzes alle 
mal, die culpojen nur in beftimmten Fällen ftrafbar find, 
Es iſt daher nur erforderlich, dieſen Gegenſtand hervorzu⸗ 
heben, weil es darauf allein ankommt, wenn die Richter 
durch die Vorſchrift nicht, wie es geſchehen iſt, irregeleitet 
werben ſollen. Sodann ſtellt die Braunſchweigiſche Fafſung 
einen Grundſatz auf, den man gar nicht aufſtellen will, und 
der ſich gewiſſermaßen komiſch ausnimmt, daß es nämlich 
nur ſtrafbar iſt, Strafgeſetze zu übertreten. Endlich wird 
bier nur ber boͤſe Vorſatz hervorgehoben, während dieſer 
Ausdruck im ſpeciellen Theile nirgends vorkommt, ſo daß 
die ganze Vorſchrift dadurch refultatlos daſteht. 

Es ſchien mir daher richtiger, die Vorſchrift in meinem 
Art. 16 ſo zu formuliren: 

Allgemeiner Grundſatz. 

Die vorfäglichen Geſetzesubertretungen find alle⸗ 
mal, von den fahrläfligen nur diejenigen flrafbar, de⸗ 
ren das Geſetzbuch ſpeziell gebenft. 

Auch der Beſchluß 8. 27, welcher ſo lautet: 

Wer ſich zu einer Handlung oder Linterlaflung, . 
durch welche das Strafgefeß übertreten wird, mit Abs 
ficht beftimmt, ift als vorfäglicher Verbrecher zu bes 
firafen, 

und von der Gonftituante und der Neuner Commiſſion in 
Hamburg beibehalten ift, fchien mir unverantwortlich, weil er 
in biefer Faſſung lediglich der Theorie angehört, und für 
bie Praris ohne irgend einen erheblichen Nuten ift. Auch 
giebt der Wortlaut zu manchen fonftigen Bebenklichkeiten 
Anlaß. Die Beichluß-Motive felbft erachten es erforderlich, 
näher zu bezeichnen, worauf die Abficht gerichtet if. Der 
Ausdruf Abſicht“ ſelbſt it ferner im Eriminalvecht zu doc⸗ 
trinaͤr, um nicht, in einerfo allgemeinen ik gebraucht, 
Ardio d. Gr. R. 1853. I. Et. 
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einer Erläuterung zu bedürfen. Auch iſt es nicht einmal 
richtig, daß, wer fich mit Abſicht zu Etwas beftimmt, blos 
dadurch ftrafbar wird. Die Vorfchrift ift vielmehr dahin 
zu benugen, und außer Zweifel zu fegen, worin ber beftimmte ‘ 
Vorſatz von dem unbeſtimmten fich unterfcheibet. Diefer Un, 
terfchied befteht darin, daß dort der Thäter den Erfolg nicht 
blos mußte, fondern auch wollte Daher fcheint meine For⸗ 
mulirung welche den Beifall von Schwarze gefunden Bat, 
den Vorzug zu verdienen: 


Art. 17. 
Beftimmter Vorſatz. 

Wer ben Erfolg einer Handlung oder Unterlaſ⸗ 
“ fung, durch welche ein Strafgeſetz übertreten wirb, 
wußte und wollte, ift als ein POHRLNEr Verbrecher 
zu beftrafen. 

Mein Art. 18 lautet dahin: 
Fahrläffigkeit. | 

Wer blos aus Mangel an Aufmerkiamkeit oder 
Meberlegung ein Strafgefeß übertritt, ift, jedoch nur in 
ben ſpeziell beftimmten Fällen (Art. 16) wegen fahrs 
läfligen Verbrechens ftrafbar. 

Schwarze jchemt dieſe Faſſung zu billigen und fie 
ift auch aus guten Gründen von mir gewählt worden. Nichts» 
beftoweniger find Die mehr erwähnten hamburgiſchen Ent 
würfe zu ber Braunfchweigiichen Formel zurüdgefommen, 
welcher $. 29 fo gefaßt ıft: 

Mer ohne Abficht, aus Mangel an Aufmerkfams 
feit oder Weberlegung das Strafgeſetz übertritt, ift, je 
Doch nur in den beſonders beftimmten Fällen, wegen 
Verbrechens aus Fahrlaͤſſigkeit zu frafen. 

Diefe Formel iſt fowohl in Hinficht auf die Abſicht 
als auf das Strafgefey zu allgemein. Es fol bier aus⸗ 
gefprochen werben, wann ber Lebertreter eines beſtimmten 
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Strafgefeßed wegen eines fahrläffigen Verbrechens firafbar 
iſt. Es gerät fomit in bie Formel ein fremdartiger Ge- 
banfe, wenn barin das Strafgefeb allgemein als Gegen⸗ 
fand der Vebertretung bezeichnet wird. Auch ift es umoͤ⸗ 
thig und unrichtig, die Abficht in der Art, wie geichehen, 
auszuichließen. Der Gegenſatz zwifchen fahrläffigen und vor- 
fäglichen Verbrechen hebt ſich felbft durch Den vorherges 
henden Artikel hervor. Auch befteht das fahrläfftge Verbre⸗ 
hen nicht blos in einer abfichtlofen Gefegesübertretung, ſon⸗ 
been muß in nothmentiger Anwendung bes vorher aufge: 
flellten Grundſatzes, 

baß ber eingetretene, nicht mit beabfichtigte ſtrafbare 

Erfolg nicht zum Vorſatze, fondern zur Zahrläffigfeit 

zuzurechnen iſt, 
auch da angenommen werden, wo ein Strafgeſetz abſfichtlich 
übertreten ward, und dabei ſich ein Erfolg hervorthat, wel- 
cher nach einem andern Strafgefeg ftrafbar ift, ohne baß 
dieſer anderweitige Erfolg in der Abficht des Verbrechers 
lag. Bon biefem Falle läßt ſich nicht fagen, daß ber Vers 
brecher ohne alle Abficht eine Gefetesübertretung verichul- 
bete. Außerdem fcheint e8 mir fonderbar, eine Geſetzesuͤber⸗ 
tretung aus Mangel an Aufmerkiamfeit oder Weberlegung 
als ein Verbrechen aus Fahrläffigfeit zu bezeichnen. Die 
Sonberbarkeit im Ausdrude wird vermieden, wenn man mit 
mir dem Berbrechen das Prädicat fahrläffig ald Adjectiv 
giebt. Dabei dürfte es fich für ein Gefegbuch beffer em⸗ 
pfehlen, fich nicht mit Verweifungen zu begnügen, fons 
ben nur entfchleden auszufprechen, daß fahrläffige Verbres 
hen nur in einzelnen beftimmten Fällen ftrafbar find. Dies 
ſtimmt ſchon mit bem roömiſchen Recht, der Carolina 
und mehreren beutichen Particularrechten, namentlich mit 
ben hamburgiſchen Statuten in fo fern überein, als biefe 
ſelbſt bei culpoſen Tödtungen nur einzelne Falle namhaft 
machen, mithin keineswegs alle culpofen Berbrechen ſelbſt 
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in deren Ichlimmften Kategorie für ohne Weiteres firafbar 
erklären, und das römifche Recht nur bei zwei beftimmten 
Verbrechen, dem homicidium und incendium, von crimis 
neller culpa fpricht (vergl. Arch. d. Eriminalr. XL 209). 
Man hat längft nach dem Vorgange der franzöfiichen Pra⸗ 
xis und unferer Doctrin (vgl. Mittermater Not. 5 zu 
Feuerbach $. 55) in den deutfchen Legislationen das Baier: 
fche Princip aufgegeben, welches bei allen Verbrechen eine 
firafbare culpa annahm. Meines Erachtens kommt ed da⸗ 
ber in einem neuen Strafgeſetzbuche zunächft darauf an, 
auszufprechen, daß nicht in allen Fällen Jemand wegen 
eined fahrläffigen Verbrechens beftraft werden darf, und mas 
zu den pofitiven Merkmalen eines folchen Verbrechens ges 
hört. Dadurch verläßt die Vorfchrift das Gebiet ber blo⸗ 
Ben Theorie, wird praftiih brauchbar und unentbehrlich, 
und es fällt der Vorwurf hinweg, der ihr in dieſer letztern 
Beziehung gemacht worden ift. 

Mein Art. 19 ift ferner noch in Schub zu nehmen 
gegen eine Erinmerung von Schwarze bei Gelegenheit meis 
nes von unvorfäglichen Tödtungen handelnden Art. 117: 

Wer, ohne daß ihm ber Vorſatz zu tödten bei- 
gemeflen werben fann, durch die Verübung eines ans 

dern vorfäglichen Verbrechens den Tod eines Menſchen 

verurfacht, erleidet, wenn er diefen Erfolg feiner That 

mit Wahrfcheinlichkeit erwarten fonnte, dreis bis zehn- . 

fonft ein» bis fünfjährige Zuchthausftrafe. 

Andere durch Fahrlaͤſſigkeit verurfachte Tödtungen 
find, wenn der Thäter den Erfolg feiner That mit 
Wahrfcheinlichkeit erwarten fonnte, mit Gefängniß von 
einem bis brei, fonft mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
zu belegen. 

und gegen die Bemerfungen von Schlüter bei Gelegenheit 
bes Neuner Entwurfs. 

Wenn nämlih Schwarze bie Fahrläffigkeit als eine 
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„Billensträgheit” bezeichnet, welche uns verhindert, in uns 
ferer Reflerion fo weit vorzufchreiten,. um ben Erfolg einer 
mit Abficht vorgenommenen Handlung ald möglid) 
oder wahrſcheinlich einzufehen, obſchon dieſe Einficht nicht 
als eine außergewöhnliche bezeichnet werden Tann, fo 
ift hierauf mancherlei zu bemerken, was denn zugleich zur 
Rechtfertigung ſowohl meiner allgemeinen Borfchrift über 
fahrläffige Verbrechen im Art. 19, als meiner befonderen 
über unvorfägliche Tödtungen im Art. 117 dient, welche 
von ben beiden bamburgifchen Entwürfen wörtlich aufges 
nommen worden find. 

Zuvoͤrderſt iftnämlich nicht bLo8 in dem Mangel an Refle⸗ 
zion, ſondern auch in dem Mangel an Aufmerffamfeit Fahrlaͤſſig⸗ 
Feit anzunehmen. Die Willensträgheit kann nicht blos darin 
fiegen, daß fie mich hindert, meine Ueberlegung bis zu bem 
erforderlichen Grabe auszubehnen und fortzuiegen, fondern 
auch darin, Daß ich nicht auf die Umftände ꝛc. aufmerffam 
genug bin, fie nicht gehörig von einander unterfcheibe, und 
unter den mir zu Gebote ftehenden Mitteln Feine vorfichtige 
Wahl treffe (diligentia). 

Ferner liegt Fahrläffigfeit nicht blos alsdann vor, wenn 
eine Handlung mit Abficht vorgenommen ift, von ber ein 
Erfolg eintrat, den man nicht wollte, ſondern auch, wenn 
man eine Handlung unterließ, die man vorzunehmen ver: 
pflichtet, und beögleichen, wenn man abfichtlo® au verberb- 
lichem Ausgange thätig war. 

Endlich muß bier, wie überall im Strafrecht, vor ber 
Bermifchung abfoluter und relativer Einficht des Erfolgs in 
ſolchen WVorfchriften gewarnt werden. Diele Vermiſchung 
fommt in mehreren neueren Legislationen vor. So will 
das Braunſchw. Gefegbuch im 1. Abſatz des $. 152 Den- 
jenigen, welcher ohne ben Vorſatz zu tödten, durch bie Ber- 
übung eines andern vorfäglichen Verbrechens ben Tod eines 
Menſchen verurfacht, weit fchärfer ſtrafen, wenn biefer Er- 
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folg feiner That mit Wahrjcheinlichkeit zu erwarten war 
Calfo abfolut), als fonft, dagegen im zweiten Abjage bei 
anderen durch Fahrlaͤſſigkeit verurſachten Töbtungen ed bes 
rüdfichtigt wiflen, ob der Thäter ben Erfolg feiner Hand» 
lungen mit Wahrfcheinlichfeit vorausfehen konnte (alſo re⸗ 
lativ). Daß dies Geſetzbuch die Fälle der beiden Abſaͤtze in 
Hinficht auf dieſe Vorausficht des Erfolgs als identiſch bes 
trachtet, und daher nur im Ausdrucke fehlgriff, ergiebt fich 
daraus, daß es $. 64 Abf. 7 bei fahrläffigen Verbrechen 
überhaupt den Thäter deſto ftrafbarer findet, jemehr er bie 
Gefährlichkeit feiner Handlungen einfah, ohne der abfoluten 
Erfennbarfeit der verderblichen Wirkungen einer Handlung 
auf Die Strafabftufung einen folchen Einfluß einzuräumen. 

Der Einblid des Thäters in bie Gefährlichkeit feiner 
Handlung hat ihre verichiebenen Grade, je nachdem für ihn 
die Wahrfcheinlichleit biefer Gefahr größer oder geringer, 
oder nur eine Moglichkeit vorhanden war. Aber wenn 
Schwarze darin einen indireften Dolus erblidt, daß ber 
Thäter den eingetretenen fchlimmeren Erfolg feiner That 
bei ber Ausführung derfelben als möglich erkannte, daß ex 
3. B., als er mit dem Borfag, Jemand zu verwunden, ihm 
eine ſolche Wunde beibrachte, von ber er es als möglich 
anfehen Eonnte, fie werde den Berwundeten töbten, und welche 
den Tod wirklich Herbeiführte, und wenn Schwarze biefen 
Fall unter meine Vorſchrift 

Art. 18, Abf. 1: 

Der Erfolg eined Verbrechens ift dem Thaͤter 
auch alsdann zum Vorfa zuzurechnen, wenn er nicht 
ausſchließlich biefen, fondern unbeftimmt ihn oder einen 
geringeren wußte und wollte: | 

fubſumirt, fo läßt fich ihm darin nicht beipflichten. Der 
Thäter Hatte nach den gegebenen Vorausſetzungen ben ſtraf⸗ 
bareren Erfolg, den Tod, nicht beabfichtigt, nicht gewußt 
noch gewollt; biefer Exfolg Tann ihm alfo nach Art. 18 
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Abſ. 2 nur zur Kahrläffigkeit zugerechnet, und ed muß in 
biefer SBeripherie der Strafe die Größe der Fahrläffigkeit 
nach Art. 117 abgemeflen werben. 

Die Bemerkungen Schlüter’ laſſen fih hier anknuͤ⸗ 
pfen. Es ſcheint von ihm überfehen zu fein, Daß mein Ars 
tifel 117 über einen berjenigen Fälle verfügt, wo Jemand 
wegen eines fahrläffigen Verbrechens nach den Art. 16 u. 
19 ſtrafbar ift, daß aber der Art. 117 nicht blos von dem 
Fall Handelt, wo durch die Verübung eines andern vorfäe 
lichen Verbrechens der Tod eines Menichen verurfacht wird, 
ohne daß der Borfab zu töbten vorhanden if. Der Art. 
117 umfaßt vielmehr alle Fälle, in denen diefer fchlimme 
Erfolg eintritt, ed mag berfelbe Durch ein anderes vorfäß- 
liched Verbrechen, ober durch eine „an und für fich ganz 
ſchuldloſe gleichgültige Handlung” Herbeigeführt fein. Jener 
Artikel erklärt jede fahrläffige, oder, was techniſch daſſelbe fagt, 
jede unvorfätliche, d. h. auch diejenige Tödtung ſtrafbar, beimel- 
cher ber Thäternichtden Vorſatz hatteein Strafgeſetz zu übertre- 
tn. In Beziehung auf die Strafbarfeit eines folchen Vers 
brechers werden wir Fälle unterfcheiden, je nachdem er ein 
anderes Verbrechen vorfätlich verübte, wodurch bie Tödtung 
erfolgte ober nicht, und in dieſen beiden Kategorien wieberum, — 
je nachdem er den eingetretenen Tod mit Wahrſcheinlichkeit 
erwarten Eonnte oder nicht. Daß Bier dem richterlichen Ers 
mefien beflimmte Gränzen gezogen werden müflen, um uns 
gleichförmigen Entſcheidungen in der Praris thunlichft vor⸗ 
wbeugen, barüber kann fein Zweifel fein. Eben fo wenig 
wird fich gegen dieſe Abflufungen felbft zur Begränzung bes 
Strafrahmens bei einem fo viele bisparate Fälle umfaflens 
ben Geſetze ein erheblicher Einwand aufwerfen laffen, forte 
fie denn im Princip auch die comparative Legislation bes 
- reits fanctionirt bat. Wenn unvorfägliche Toͤdtungen übers 
haupt zu ahnden find, weil der Ton eines ober gar mehr 
rerer Menfchen felbft dann, wenn er auch weder ausichließ- 
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lich noch alternativ noch eventuell noch überall in ber Ab⸗ 
fiht des Thaͤters lag, ein zu gewaltiged Ereigniß ift, als 
daß es der criminellen Sphäre entzogen werben Eönnte: fo 
fpringt es ind Auge, daß Töbtungen von biefer Art eine 
ganz beiondere Ahndung verdienen, wenn der Thäter ein 
anderes vorlägliched Verbrechen dabei verübte, fich alſo 
ſchon auf einem Abwege und zwar mit Vorſatz befand, alfo 
gerade, weil er fchon ein Geſet abfichtlich übertrat, um fo 
mehr Sorgfalt, Aufmerkſamkeit und Ueberlegung anzumen- 
den hatte, um fo weniger fich nachlaͤſſig gehen laſſen durfte, 
um nicht einen noch fchlimmeren Erfolg herbeizuführen und 
jogar Menichenleben zu wagen. 

Darin läßt fih aber Schlüter nicht beipflichten, daß 
er Jemand als einen vorfäglichen Todtichläger betrachtet, 
wenn derſelbe den Tod nicht beabfichtigte, allein mit Wahr- 
jcheinlichfeit erwarten konnte. Die Erwartung läßt ſich in 
dem Erwartenkoͤnnen nicht begreifen, weil, wenn ber Thä- 
ter die Wunde beibrachte, von welcher er den Tod erwars 
tete, diefer Erfolg, wenn auch nicht in feiner bivecten, Doch 
in feiner indirecten Abftcht lag. 

Ebenſo wenig ift es zu billigen, wenn Schlüter zwi- 
ſchen unvorfäglichen und fahrläffigen Verbrechen einen Un» 
terichied annimmt. Dorctrin, Legislation und Praris haben 
längft darüber entichieden, daß biefe beiden Ausdruͤcke cris 
minell gleich gelten. Man bedient fich in der Legislation 
des eriteren Ausdruds insgemein, um den Gegenlab gegen 
die vorfäglichen Arten derſelben Verbrechengattung hervor⸗ 
zuheben. Wer überdies, ohne den beflimmten oder unbes 
flimmten Vorſatz zu tödten, den Tod eines Menfchen ver 
urjacht, verübt eben darum eine fahrläflige Tödtung, fofern 
von einer criminelen Ahndung die Rede fein fol. „Die 
Toͤdtung von Menichen, welche in einem abfichtlich anges 
zündeten Haufe wohnten, und deren Aufenthalt daſelbſt, wie 
auch die dadurch für fie entftandene dringende Gefahr dem 
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Brandſtifter bewußt war, ohne daß deren Tod in feiner Ab- 
ficht lag, wird von Gefeßgebern und Richtern allerdings als 
beionderd ſtrafbar behambelt werden müflen. Wie groß je 
doch auch die Fahrlaͤſſigkeit eines folchen Brandſtifters in 
Hinfiht auf dieſe Tobtung war, fo fehlt dieſer Toͤdtung 
gleichwohl dasjenige Eriterium, durch welches fie eine vors 
jägliche wird; denn felbft wenn „ber Thäter die ganze Lage 
der Sache aufmerfiam erforfcht Hatte, und demnach alle 
Umftände, durch welche ber Tod eines Menichen ihm im 
hoͤchſten Grade wahricheinlich werden mußte, genau kannte,” 
fo liegt zwar eine ſehr gefährliche Brandftiftung vor, und 
der Tod muß an dem Brandftifter um jo ftrenger beftraft 
werden, da ex ihn durch ein fchon an fich fo gefährliches 
Berbrechen verurfachte; allein e8 läßt fich daraus noch im⸗ 
mer feine vorfägliche Tödtung folgen. Es if freilich 
nicht bloße Unvorfichtigfeit, welche ex verfchuldete, auch nicht 
Mangel an Aufmerkiamfeit und Meberlegung, der ihm in 
Beziehung auf die Brandftiftung zur Laſt falt. 
Allein das Strafgefeb, welches den vorläglichen Todtſchlaͤ⸗ 
ger bedroht, trifft ihm deſſen ungeachtet nicht, biefem Geſetz 
gegemäber ift er immer nur ald ein unvorjäßlicher, und, etwa 
fo fern ihn eine Strafe trifft, als ein fahrläffiger Verbre⸗ 
cher zu bezeichnen, wenn man bier Unterfchiede einmal feft: 
halten wil. Wenn ferner auch in Hinficht auf den einges 
tretenen Tod dem Branöftifter nicht ein bloßer Mangel an 
Aufmerkfamfeit oder Meberlegung vorgeworfen werben kann, 
fo bleibt darum feine Tödtung doch nur eine fahrläffige, 
und kann fo am wenigften als eine vorfägliche bezeichnet 
werden. Der Art. 19 fchließt in feiner Faffung dieſen Fall 
nicht von den fahrläffigen Verbrechen aus, fondern es ift 
dort vorbehalten, in den Vorfchriften des befonderen Thei⸗ 
les den Grad der Strafbarfeit für bie verſchiedenen Stu⸗ 
fenleitern von ber Fahrläffigfeit bis zum Vorſatz zu beftim- 
men. Wenn aber Schlüter will, ber Art. 117 hätte dem 
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Art. 19 gemäß abgefaßt werden müſſen, fo räumt er ber 
allgemeinen Borfchrift eine Bedeutung ein, welche fie nad} 
ihrem oben erwähnten legislativen Zwed für die ausdruͤck⸗ 
lichen Borfchriften des fpeziellen Theils nicht haben fol. Die 
Böswilligfeit, welche jener Brandftifter an den Tag legt, 
auch ohne weder beftimmt noch unbeftimmt den Tod eines 
Menfchen zu wollen, macht feine Brandftiftung zu einer befons 
ders ftrafbaren, aber, fals auch ein Menich wirklich um⸗ 
fam, ihn noch immer nicht zu einem vorläglichen Tobtichlä- 
gr. Man kann Schlüter Höchftens einräumen, daß es 
in Hinficht auf Diefen Erfolg einen Grad der culpa giebt, 
welcher nahe an ben dolus heranftreift, allein will man 
nicht zu der verworfenen Methode zurückkehren, welche felbft 
dem Römifchen Rechte unbekannt geweſen fein dürfte (vgl. 
Mittermaier Rot. 2 zu Feuerb. 8.56, Abegg Lehrb. 
©. 139. 140), fo müffen die Abftufungen gemügen, welche _ 
im Art. 117 für die fahrlaͤſſtgen Toͤdtungen ſpeciell aufge⸗ 
ſtellt find. 
I. 
Ueber Zwang und Nothſtand. 

Meine Borfchriften über Jwang und Nothſtand lauten 

folgendermaaßen: 
Art. 22. 
Zwang. 

Dasjenige, wozu Jemand durch unwiderſtehliche 
koͤrperliche Gewalt oder durch ſolche Drohungen ge⸗ 
zwungen wurde, welche fuͤr ihn mit gegenwaͤrtiger, un⸗ 
abwendbarer Gefahr fuͤr Leib oder Leben verbunden 
waren, wird ihm nicht zugerechnet. 

Art. 25. 
Nothſtand. 

Handlungen, welche zur Rettung aus einer gegen⸗ 
waͤrtigen, dringenden Gefahr fuͤr Leib oder Leben des 
Thaͤters oder ihm nahe ſtehender Perſonen begangen 
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werden, find ftraffrei, wenn ein ſolcher Rotäftand ohne 
ſtrafbares Verfchulden des Thaͤters eingetreten war. 
Es find fowohl von Schlüter ala von Schwarze 
gegen dieſe Borfchriften Einwendungen erhoben worden. 
Da das Brſchw. Geſetbuch unter ber Zurechnung, als 
einer der allgemeinen Bebingungen ber Strafbarfeit, beide 
Borichriften aufführt, und auch die zwei Hamburgikchen 
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ich es bier unerörtert laflen, warum es mir wichtiger fcheis 
nen würde, etwa in der Art, wie ed im Preuß. Geſetzb. 
von 1851 8. 38 geichieht, es bei ber allgemeinen Vorſchrift 
beiwenden zu laffen, daß nur dann wenn Die Willensfreiheit 
durch Gewalt oder Drohungen ausgefchloffen war, die an 
ſich rechtswidrige Handlung dem Thäter nicht zugerechnet 
wird, und alle Beflimmungen über den Nothſtand und über 
die damit nicht zu verwechlelnde Nothwehr und Selbfthülfe 
in dem fpeclellen Theile zufammenzuftellen, ober allenfalls 
mit dem erwähnten Preuß. Gefegbuche $. 39 im’ allgemei» 
nen Theile nur über die Nothwehr eine generelle Beftim- 
mung zu ertheilen. 

Meberbies ift es gefchichtlich nicht zu bezweifeln, daß 
feit dem der Münchener Entwurf von 1822 Art. 73 mit 
einer Borfchrift voranging, welche auch meinem Art. 22 
zum Grunde liegt, fie in mweientlich ähnlicher Formulirung 
in ben fpäteren Geſetzgebungen beibehalten ift, Hannov. Art. 
84, 8. Würtemb. Art. 101. Großh. Hefl. Art. 39, Saͤchſ. 
Art. 69. Brichw. $. 33, Bad. $. 82. 

Der Brſchw. $. 34, welchen ich meinem Art. 25 uns 
terlegte, ift von Zöpfl in einer Abhandlung über die Noth⸗ 
wehr, in welcher mir die legislative und philofophiiche Auf- 
faffung des Gegenftandes weniger gründlich und befriebis 
gend zu fein fcheint, als Die gefchichtliche, ganz befonders 
belobt worden, Arch. d. Erimr. 1843 Nr. 1 ©. 40. Auch 
biefe Vorfchrift verdankt ihr Entftehen bem Münchener Ent 
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wurf von 1822 Art. 85, und findet fich feit dem in ben ver: 
fhiedenartigften Ruaneirungen. Hann. Art. 84,7. Würtb. Art. 
102— 106. Saͤchſ. Art. 72. Großh. Heſſ. Art.45. Bad. 8. 84 ff. 

_ Wenn Schlüter zuvoͤrderſt beide Vorichriften in eine 
zufammenzuziehen vorfchlägt, fo möchte theils der Umftand 
baß bisher alle Legislationen fie von einander trennten, da⸗ 
wider Bebenfen erregen, theild fie ſich auch wirklich ganz 
weſentlich von einander untericheiden, indem der Zwang 
fih auf Drohungen und Gefahren beichränft, welche von 
anderen Perſonen ausgingen, während der Nothſtand ſich 
auf eine folche Lage erftredt, wobei die Gefahr, aus ber 
man fich retten will, Hinfichtlich der Urfache, durch welche 
fie herbeigeführt wurde, fich nicht auf Perfonen beichränft, 
fondern und namentlich wegen des hier beſonders in Bes 
tracht kommenden Falles des Diebftahls aus rechter Noth 
(vgl. Mittermater zu Feuerb. 8. 36 und Not. 2 zu $. 
321) viel weiter geht. Auch bezieht fich der Art. 22 zus 
nächft auf die ganz aufgehobene Zurechnung, oder auf die 
einer ber vorherermähnten Seelenzuftände nahe kommende 
Unzurechnungsfähigfeit, wogegen der Art. 25 an fich zuzu⸗ 
rechnenden Handlungen unter gewiffen Umftänden die Straf: 
Iofigfeit anfündigt. 

Wenigftend wollen Schlüter und Schwarze beibe 
Vorfchriften in ber Art gleichmäßig behandeln, daß auch im 
Art. 22 der Angehörigen, oder vielmehr, wie mein Ausdrud im 
Art. 25 lautet, „dem Thäter naheftehender Perfonen” ges 
dacht werben fol. Es fcheint bei dieſer Anficht das ganz 
verichiedenartige Verhältniß jener Artikel zur Zurechnungs⸗ 
frage nicht gehörig in Acht genommen zu fein. Es barf 
nicht überfehen werden, Daß, wie von Savigny Syſtem 
3, 110 bemerkt, wer duch Drohungen beftimmt wurde, ein 
Verbrechen zu begehen, frei handelt und zurechnungsfähig 
ift, die feltenen, nicht Hierher, fondern zu Art. 21 gehörigen 
Flle ausgenommen, worin die Angft in einen Zuftand 
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völliger Sinnes⸗ oder Verſtandesverwirrung verfebt. Wenn 
ihm dasjenige nicht zugerechnet werden foll, was er außer 
biefem zulegt erwähnten Zuftande begeht, da er fich durch 
bie Furcht vor der Verwirklichung einer Drohung beftims 
men ließ: jo muß man dieſe Furcht, wie ed auch überall 
im Römifchen Recht gefchieht, auf die Furcht für feine ei⸗ 
gene Perfon beichränfen, weil, wenn die Furcht vor Gefah⸗ 
ren für Andere Statt findet, wohl eine Verteidigung oder 
ein Angriff aus Noth gedacht werden kann, welche der Geſetz⸗ 
geber veranlaßt iſt unter gewiffen Vorausfegungen ftraffrei 
zu erklären, nicht aber ein pfochifcher Zwang, eine foge- 
nannte compulfive Gewalt, eine Gewalt, durch welche man 
zu jener rechtöwidrigen Handlung eigentlich genöthigt, alfo 
in einen ber Unfreiheit nahekommenden Zuftand verfeßt 
wird. 

Der Zujag fehlt mit Recht im Hann. Art. 84, 8. 
Sidi. Art. 69. Preuß. Entwurf von 1847 8. 54 von 
1851 $. 38. 

Man muß dagegen Schlüter beiftimmen, wenn ex 
für den Nothſtand auch die Gefahren in Anichlag bringt, 
welche für andere Menfchen, als grade für die Angehöris 
gen drohen. Der Münchener Entwurf von 1822 dehnt 
die abzuwendende Gefahr ganz allgemein fogar auf das Les 
ben eines andern Menichen aus. Scheint man damit zu 
weit zu geben, fo ift ber aus dem Hann. und Sädji. Ges 
ſetzbuch entlehnte Ausdrud „Angehörige, welcher im Brichw. 
Geſetzbuch noch dazu zu Folge 8. 73 auf gewiſſe Bluts- 
verwandten, Affinen, Vormund, Mündling, ꝛc. technifch 
begränzt ift, zu eng. Wer in dem Augenblide des con- 
creten Rothitandes dem Thäter fo nahe anging, daß biefer 
fich zu ber rechtswidrigen Handlung gedrungen erachten 
fonnte, um die Gefahr von jenem abzumenden, muß in Be 
ttacht Eommen, er mag ihn im Allgemeinen zu feinen An- 
gehörigen zählen, oder nach irgend einem Gelege dahin zu 
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rechnen haben. Jener ift ihm in einem foldhen Nothſtande 
recht eigentlich fein Nächfter, in dem Sinne bes befannten 
Gebots. Aber wie in biefem Gebot, fo iſt auch für ben 
Nothſtand der Begriff des Nächften relativ. Abjolute Bes 
flimmungen dieſes Begriffs reichen nicht aus. Man muß 
e8 der richterlichen Erwägung ber DVerhältnifie des befons 
beren alles überlafien zu beurtheilen, ob die Berfon, bie 
man auf Koften ber Gerechtigkeit zu retten fich gedrungen 
fühlte, dem Thaͤter nahe genug ftand, um ihm Die Deshalb 
vorgenommene rechtöwidrige Handlung ungeftraft Bingehen 
zu laffen. Daher fcheint meine Faflung dem rechtlichen Bes 
bürfniffe zu genügen, während die Brfchw. fich niemals bie 
Bolfsanftcht wird befreunden Fönnen. 

Schlüter meint endlich, ed dürfe Die den Nothftand 
begründende Drohung nicht auf Gefahr für Leib und Le⸗ 
ben beichränft,, fondern Tonne auch auf fonftige, weientliche 
Güter bedrohende Gefahren, in felbft auf Sachen bezogen 
werden. Die Drohung, ein reiches MWaarenmagazin anzu⸗ 
zünden, eine wichtige Staatsurfunde zu vernichten, ohne Ges 
fahr für Leib und Leben, Eönne unter gewiffen Verhälts 
niffen zur Begründung eined Rothftandes genügend erachtet 
werden. Wäre dieſes Raifonnement richtig, fo würde im 
Fall folcher Drohungen auch ein die Zurechnung ausfchlie- 
fender Zwang denkbar fein muͤſſen. Damit aber flehen die 
bisherige Doctrin und PBraris im MWiderfpruh. Bon Sas 
vigny Syſtem 3, 105 weift nad), daß bie Römer zur 
Annahme eines ſolchen Zwanges die Furcht vor einem be- 
deutenden Uebel erforderlich machten, und dazu nur die Bes 
Drohung des Lebens, des Leibes oder ber Freiheit genügend 
fhien. Bon der Bedrohung der Freiheit mittelft Gefaͤng⸗ 
nified oder Sflaverei kann felbftverftämdlich jebt nicht mehr 
bie Rede fein. Alle Gefepbücher erwähnen daher bei dem 
Zwang jest nur der Drohungen für Leib oder Leben, bie 
drei Münchener Entwürfe von 1822 bis 1827, Wirt. Ges 
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fe. Art. 106 und Hefien Darmft. Art. 45 haben bei bem 
Nothſtande blos der Drohungen für das Leben ‚gedacht. 
Der Sachſ. Entwurf von 1835 Art. 70 machte auch „ein 
an fi) ober unter den Umftänden unerfegliches Gut” nams 
haft, allein es iſt im Geſetzbuch weggeblieben. Das Badi⸗ 
ſche Geſetzb. gedenkt 8.82 bei dem Zwang nur bes Lebens, 
bei der rechtmäßigen Nothwehr $. 84 geht es viel weiter, 
als irgend eine andere Geſetzgebung, fteht aber mit dieſer 
Ausdehnung ganz allein. Mir fcheint eine jede ſolche Aus- 
dehnung in einer allgemeinen, alle rechtswidrigen Handlun- 
gen ohne Ausnahme ftraffrei erklären follenden Borichrift 
fehr bedenklich. Man wird fich faum einen Fall vorftellen 
fönnen, wo bie bloße Drohung eine foldhe gegenwärtige, 
dringende, fonft unabwendbare Gefahr brächte, welche einen 
wirklichen Notbftand, einen Zuftand rechtlicher Nothwendig⸗ 
Feit bedingen koͤnnte, um eine rechtöwidrige Handlung zu 
verüben. 
IH. 

Ueber Rechtsirrthum und Rehtsunmiffenheit. 

Zufolge meines Art. 24 fchließen Irrtum oder Uns 
wifienheit über die Strafbarfeit der That oder über die Art 
und Größe der Strufe, die Meinung des Thäters, ald ob 
bie gefeglich mit Strafe bedrohte Handlung nach feiner Res 
ligion oder nach feinem Gewiſſen erlaubt ſei, endlich die Bes 
fchaffenheit feines Berveggrundes oder Endzweckes die Zurech⸗ 
nung nicht aus. Die Vorſchrift ift im weientlichen aus dem 
Brſchw. $. 31 bervorgegangen, und in ben beiden Ham⸗ 
burger Entwürfen beibehalten. Der Brſchw. $. 31 ſtammt 
aus dem Baierſchen Geſetzbuch von 1813 Art. 39, und ift 
von ba in bie meiften neueren Geſetzgebungen gefloffen. 

Schwarze kam ſich mit dem erften Theil diefer Vor⸗ 
ſchrift in ihrer Allgemeinheit nicht einverftanben erklären. 
Er beruft ſich zur Rechtfertigung dieſes Widerſpruchs auf 
feine Abhandlung in den Neuen Iahrbüchern für Sicht. 
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Strafrecht 6, 1, welche mir leider nicht zur Hand if. Er 
fügt aber hinzu: 

Die Fiction, daß Jeder das Strafgeſetz kenne, weil 
er es kennen zu lernen Gelegenheit Habe, ift für das 
Eriminalrecht umftatthaft, fle fingirt den dolus. 

Died letztere Argument kann nicht genügen. Schon 
von Savigny Syſtem 3, 341 Bat nachgewielen, daß 
Rechtsirrthum und Rechtsunmifienheit im Roömifchen Recht 
nur darum unwirkſam find, weil ihnen indgemein eine große 
Rachläffigfeit zum Grunde lieg. Henke Handb. 1, 322 
feßt Die Bekanntſchaft mit einem Geſetzbuche, welches in der 
gemeinfaßlichen Art ausgearbeitet ift, wie das meinige, und 
wie alle fonftigen neueren, bei Allen voraus, welche nicht 
bie Entichuldigung eines völligen Mangels an Erziehung 
und einer gänzlichen Rohheit für fich haben. Ich wuͤrde 
aber jelbft dieſe Entfchuldigung nicht als Aufhebungsgrund 
der Zurechnung zulafien. Man geräth fonft auf den Abs 
weg, in vielen Fällen oder gar jedesmal dem Thäter erft 
bie Kenntniß bed Geſetzes nachweilen zu müflen, was bie 
Rechtöficherheit untergraben, bie öffentliche Ordnung zufäls 
ligen Umftänden, dem Unverſtande $Breis geben, und die oͤf⸗ 
fentlihe Meinung an der Nothwendigkeit irre machen würde, 
ſich mit dem Strafgefegbuche bekannt zu machen ‚Selöft j 
Ausnahmen von dem PBrincip, wie 3. B. auh Mitter⸗ 
maier Not. 2 zu euerb. 8. 51 fie zulaffen will, würden 
zu Inconſequenzen und Berwidelungen führen, wenn fie 
über die Gränze der Strafminderungsgründe, wie ich fie 
Art. 55, 1 feftgeiegt habe, hinausgehen. Das Befte, was 
in dieſem Sinne über Die Frage in neuerer Zeit gefchrieben 
ift, fcheint mir die Erörterung Breidenbachs zum Darmſt. 
Strafgeleßb. 1, 556ff. zu fein. Man wird fein rein po⸗ 
ſitives @riminalverbrechen nachweiſen fönnen, welches man 
nicht fchon nad) den Grundjägen des allgemeinen Sitten. 
geſezes und der chriftlichen Religion für verboten Halten 
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dürfte. Die Braunſchw. Motive S. 195 machen freilich 
einige Fälle namhaft, welche als ſolche rein pofitive Ver⸗ 
brechen angejehen werden folln. Allein bei genauerer Bes 
trachtung erfennt ſich das Umichtige dieſer Beilpiele. Es 
giebt in unferm Zeitalter nicht einmal das natürliche Ge⸗ 
fühl Jemand das Recht, eine lebendige Leibesfrucht zu 
tödten, wenn ihr die menfchliche Geftalt fehlt, ober kann 
dafjelbe es ftraflos finden, wenn die Mutter unnatürlich ges 
nug ift, das neugebome Kind abhanden kommen zu lafien, 
oder wenn Jemand eine feiner Obhut anvertraute Perfon 
in eine fo gefährliche Lage verfebt, daß fie dadurch zum 
Selbftmorde gebracht wird. Wenn auch nicht in jedem Cri⸗ 
minal⸗Geſetzbuche diefe und Ähnliche Fälle hervorgehoben, 
und für ſich mit Griminalftrafe bebroht find, fo bebarf es 
befien auch nicht, um darin auch ohne die Hülfe eines pofitiven 
Geſetzes, dad Strafwürbige zu erfermen, oder gar troß bes 
Geſetzes wegen Unbefanntichaft mit demſelben das Verbre⸗ 
chen nicht zuzurechnen. Es ſcheint ſich hier uͤberhaupt ge⸗ 
gen meine Anſicht nur eine moderne, weichliche und krank⸗ 
hafte Auffaſſung des Staatsrechtes zu erheben, welche nicht 
entſchieden genug bekaͤmpft werden kann. Es iſt die Oblie⸗ 
genheit eines guten Staatsbuͤrgers, ſich mit den Geſetzen 
ſeines Staates bekannt zu machen, welche mit dieſem die 
Bedingungen ſeiner ſittlichen Eriſtenz ſind, und ohne welche 
das Beſtehen des Staates nicht gedacht werben kann. Nur 
ben DBerirrungen ber Gegenwart iſt es zuzuſchreiben, daß 
man an Obliegenheiten erinnern muß, welche ſich zu allen 
andern Zeiten ohne viele Rebendarten von felbft verftanden. 
IV. 
Ueber die Regeln der Strafaus- und ber Straf 
zumeſſung. 

Der ſechſste Theil meines Entwurfs, welcher mit dem 
fechöten Titel des Braunſchw. Strafgefegbuches Diejenigen 
Gründe zufammenftellt, wodurch der Richter berechtigt wird, 

Archiv d. Er. R. 1853. 1. St. - 
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bie auf bie Verbrechen angeimohten Strafen herabzuſehen, 
(Milderungegeünde), oder innerhalb des gefeglichen Rahmens 
bie Strafe bem Verbrecher zugumefien, gruͤndet fich haupt⸗ 
fächlich auf jenes Braunſchw. Vorbild. Er iR auch m We⸗ 
fentlichen von ben Hamburger Entwürfen beibehalten wor 
den, und würde dieſer Titel im Allgemeinen Feiner Rechtfer⸗ 
tigung bedürfen, wenn nicht bie Breußifchen Entwuͤrfe von 
1845, 1847 und 1851 die Frage veranlaßten, ob ein fol 
her Titel, ſofern er Zumeflungsgründe giebt, überall legis⸗ 
lativ zu rechtfertigen, und fomit ob überall Zumeflungsgrünbe 
in dem Geſetzbuche zu erwähnen find? 

Dieje Entwürfe Haben alle Zumeffungöregeln geftrichen, 
ſowohl diejenigen im allgemeinen Theil als bei ben eingels 
nen Verbrechen (vergl. Revifton von 1847, 1, 174 und 
229). Die Methode ift freilich meines Wiſſens neu, die 
Reviſton räumt felbft ein, baß in allen anderen neueren Ges 
fegbüchern allgemeine Grundfäge von diefer Art aufgeftellt 
find, Tchrt aber dennoch zu jener Methode gurüd, welche 
ſich fchon in dem Breußifchen Entwurfe von 1830 gefuns 
ben Hatte. Die Preußiiche Legislation iſt eine zu wichtige 
Ericheinung auf diefem Rechtögebiete, als daß Hier nicht 
die Motive einer bejonderen Prüfung unterzogen werben 
follten, welche 1, 227 ff. der Revifion aufgeführt werben, 
zumal ba es fich annehmen läßt, daß viele Braftifer, denen 
überhaupt der allgemeine Theil eines Strafgefeßbuches ent- 
behrlich Scheint (man begegnet folchen Aeußerungen im ges 
meinen Leben haͤufig) wohl befonderd wegen ber Zumeffunges 
gründe, gegen welche fie eingenommen find, zu einer folchen 
Auffaflumg fich Hinreißen laffen. 

Der erfte Grund beichränft fich auf die Anfechtungen, 
welchen Die gefeglichen Beftimmungen ded Preuß. Entwurfs 
von 1843 $. 106 ff. von den verfchiebenften Seiten aus» 
geſeht geweſen find, und die fih auf ben doppelten Vor⸗ 
wurf aurüdführen laffen, die Beflimmungen wären kaſuiſtiſch 
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und uͤberfluͤſſig. Allein außer Temme werden dafür nur - 
folche Autoritäten namhaft gemacht, welche von dem allges 
meinen wiffenichaftlichen und Iegielativen Standpunkt aus 
nicht ins Gewicht fallen, am wenigften bie Rheinifchen, da 
dieſe vielleicht nur durch ihr Geſchwornenweſen und durch 
den Code penal, weicher dergleichen Beſtimmungen entbehrt, 
fich haben bewegen laſſen. 

Ferner wird .enigegnet, es würben in einem folchen Tis 
tel abfrafte Regeln aufgeftellt, während es bie Sache bes 
Richters fei, fi von jedem einzelnen Falle eine concrete 
Anſchauung zu verichaffen. Wäre diefer Einwand in dem 
Sinne, wie ex verftanden fein will, Baltbar, fo ftieße er alle 
Legislation über den Haufen. Ein Geſetzbuch fol und kann 
nur Abftraftionen enthalten, da es zunächft eine Richtichnur 
für das richterliche Ermeſſen abgiebt, hergeleitet aus ben 
gewöhnlichen, am häufigften vorkommenden Fällen. Die 
Frage, welche Bier eigentlich beantwortet werben foll, ift viels 
mehr dahin zu richten, ob es rathſam und nothmendig ift, 
bei jogenannten unbeftimmten Strafgeſetzen dem richterlichen 
Ermeſſen innerhalb des Minimums und Marimums allge⸗ 
meine Anhaltspunkte zu geben. Dieſe Frage aber muß im 
Intereſſe der diſtributiven Gerechtigkeit bejaht werden, fie 
ſteht und faͤllt uͤberhaupt mit den unbeſtimmten Etrafgeſe⸗ 
den. Dieſe verdanken ber Vorſicht ihre Entſtehung, der all⸗ 
zugroßen Difformitaͤt von Entſcheidungen analoger Fälle vor⸗ 
zubeugen. Denſelben Zweck verfolgen die Strafzumeſſungs⸗ 
regeln Es bliebe ſonſt der individuellen Anſchauungsweiſe 
der einzelnen Juſtizbehoͤrden oder der jeweiligen Mehrzahl 
ihrer Mitglieder allein uͤberlaſſen, den Schwerpunkt der 
Strafbarkeit entweder mehr in die Perſon des Verbrechers 
oder in die Umſtaͤnde der That, in ſubjektive oder in ob⸗ 
jective Thatfachen, oder mehr in dieſe ober jene perſoͤnlichen 

‚ in biefe ober jene Verhältniffe ber That zu 
legen. Hier iſt eine gefegliche Entſcheidung ber verichleben, 
32 
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artigen Zweifel um fo unerläßlicher, weil ſelbſt in ber Doc⸗ 
tein noch keineswegs auch nur Darüber eine Verſtaͤndigung 
Statt gefunden hat, wann ber Richter bei umbeflimmten 
Geſetzen auf das vorgefchriebene Minimum der Strafe, und 
warn er auf das Marimum zu erkennen habe. Das Ges 
fe muß einen Wegweifer für dieſe Gränzen und für bie 
Zwifchenräume innerhalb derfelben enthalten, und Dies kann 
mm durch Aufftellung von Zumeffungdgründen gefchehen, 
bie man daher auch eigentlich Ausmefiungsgründe, Regeln, 
um innerhalb der gefeglichen Gränzen den Umfang ber Strafe 
auszumeſſen, hätte nennen ſollen. Der Richter, welcher feine 
Stellung begriffen Bat, und hinreichende geiftige Befähigung 
befigt, fie auszufüllen, wird durch feine Freiheit in ber 
Beurtheilung des befondern Falles durch jene Regeln eben» 
fowenig als durch irgend ein ſonſtiges Geſetz ſich gehemmt 
oder gelaͤhmt fuͤhlen, ſondern ſeine Urtheilskraft wird durch 
derartige geſetzliche Fingerzeige geſchärft und geſtärkt. 

Der Richter habe, heißt es demnächft in jener Argus 
mentation, gleichlam einen moralifch juribiichen Krankheits⸗ 
fall zu würdigen, und befinde ſich dabei in einer ähnlichen 
Zage wie ein Arzt, dem man auch nicht durch Aufzählung 
aller möglichen Symptome von Krankheiten die richtige Mes 
thode für die Behandlung des einzelnen Falles vorfchreiben 
fönne. Diefer Vergleich iſt offenbar unrichtig, abgefehen 
von ben Bebenklichfeiten, welche für die Stärke eines Ars 
guments einem jeben Vergleich und befonderd einem Ver⸗ 
gleich zwiſchen der Rechtöwifienfhaft und der Heilfunde im 
Wege ftehen. Meines Wiſſens unterfcheidet man auch in 
der Medicin die Zeichenlehre von der Arzneimittellehre. Die 
Ausmeffungsregeln find nicht mit den Symptomen, fondern 
mit den Mitteln zu vergleichen, durch welche die Krankheit 
geheilt, das Verbrechen beftraft werben fol. ine Inftrufs 
tion über Die Anwendung der Mittel darf weder hier noch 
bort fehlen, befonderd wenn man zwiſchen außerorbentlichen 
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großen und Heinen Dofen ſchwankt und über die Wahl in 
Berlegenheit if. 

Wird aber weiter erinnert, die bier gemeinten Vor⸗ 
ſchriften wären als Schutzwehr gegen richterliche Mißgriffe 
weber erichöpfend noch dem Richter von Nuben, wenn er 
das Rechte nicht felbft wiſſe und wolle: fo ift es einerfeits 
niemals die Abficht der Geſetzgebung, mit folchen Regeln 
alle Möglichkeiten zu erfchöpfen, fondern nur leitende Winfe 
aufzuftelen, um baburch die Anfichten des Geſetzgebers zu 
erfennen zu geben. Es fol vom Minimum bis zum Ma 
rimum nicht eine, fo zu fagen, alle einzelnen Punkte ver- 
bindende gerade Linie vorgezeichnet, fondern nur eben ein- 
zeine Punkte als Wegweiſer für die praktifche Ziehung der 
eoncreten Linie hervorgehoben werden. Andererſeits kann 
es nicht einen Maßſtab für die Beurtheilung der legislati- 
ven Rathſamkeit oder des rationellen Werthes eines Geſe⸗ 
tzes abgeben, wenn man behauptet, es fei demjenigen Rich⸗ 
ter nicht müßlich,, der das Rechte nicht wiffe und nicht wolle, 
alſo mit andern Worten, einer Perſon, die je eher je lieber 
entfernt werben müßte. Nur in einer Zeit, ber das Ges 
ſetzemachen faft eine Epidemie geworben ift, kann ed vors 
fommen, daß einem Geſetze die magiſche Kraft beigelegt 
wird, aus Dummkoͤpfen Eluge Richter zu fchaffen. _ 

Endlih wird ($. 228) noch für Gefchwornengerichte 
ein Argument binzugefügt, welches darauf hinausläuft, Die 
fpeziellen Zumefjungsregeln enthielten durchweg factifche Mo⸗ 
mente, über welche die Fragen ben Geichwornen vorzulegen 
wären, was nicht allemal thumlich ſei. Dies Argument er» 
ledigt fh, abgejehen von allem Eingehen auf’ das Detail 
felbft, einfach durch die in der Reviſion (S. 229) vorkom⸗ 
menben Bemerkungen über das Darmft. Geſetzbuch, welches 
boch auch Juries vorausfegt, aber die fraglichen Beftim- 
mungen gleichwohl fo behandelt, wie es fein muß, nämlich 
als eine Anweifung für das vichterliche Ermeffen. Auch das 
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— Geſetß vom 15. April 1849 Kat dieſe Vorſchrif⸗ 

ten fanctionirt, und fo viel befannt, hat auch Bier das Ge- 
ſchwornenweſen keinen Mißſtand ergeben. (Endlich finden 
fih im neuen öfterreichiichen Strafgefeh vom 27. Mat 1852 
$. 43 ff. ſolche Beftimmungen, bie doch auch für Fünftige 
Einführung von Juries berechnet find. 

Das übrige Ratfonnement bezieht ſich auf bie einzel⸗ 
nen Monituren, welche gegen die in dem Preuß. Entwurfe 
von 1843 aufgeftellten Zumefjungsregeln vorgebracht worden 
waren, und freilich nichts weiter beweiſen, als daß entwe⸗ 
der jener Entwurf mancher Berbeflerung, ober die Erinne⸗ 
rungen feiner Berüdfichtigung faͤhig waren. 

Man wird daher die von mir gewaͤhlte Methode, all⸗ 
gemeine Regeln für das richterliche Urtheil innerhalb ber 
befondern Steafrahmen aufzuftellen, beibehalten müffen, fo 
wie denn Schwarze erflärt Bat, in biefer Hinficht gegen 
meinen Entwurf feine Ausftellung machen zu Tönnen, und 
in den Motiven zu bem Balerfchen Entwurf von 1831 ©. 
132 verfichert wird, daß ſich folche Beitimmungen feit einer 
langen Reihe von Jahren in Baiern als fehr wohlthätig 
. haben. Bergl. die Motive zum Würtemb. Entw. 


©. 146 
(Die Fortfegung folgt.) 


VI. 
Bericht und Betrachtung 
über 
die revibirte oͤſterreichiſche Strafgefeßgebung. 
Bon 
9. 4. Sacha riä. 





Borbemerfung. 

Am 27. Mai 1852 ift für die öfterreichiiche Monar⸗ 
die ein neues Steafgefegbuch publicirt worden, welches obs 
wohl ed im Grunde nur das Geſetzbuch Franz II. über 
Berbrechen und ſchwere Poligeislebertretungen von 1803 
IR, Doch wegen ber barin enthaltenen Juſätze, Abänbes 
sungen ınd Modifikationen, welche eine weitere Gel⸗ 
tung ber jeit 1803 erichienenen fo zahlreichen firafrechtlichen 
Berordbnungen ausfchließen, auch außerhalb Defterreich Bes 
achtung verdient, fei ed, um es zur Nachahmung zu em⸗ 
pfehlen, oder auch, um vor den babei begangenen Fehlern 
u warnen. 

Wir glauben daher auch ben Lefern des Archivs einen 
Dienft zu erweifen, wenn wir in basfelbe einen mit kriti⸗ 
hen Betrachtungen verbundenen Bericht niederlegn. Das 
bei werden wir bie fchon im Jahre 1850 zum Abfchluß ges 
brachte Revifion, deren Publication aber durch gewifle pos 
litiſche Strömmmgen verhindert wurbe, von ber 1852 Durch 
kaiſerliche Sanction zum Geſetz erhobenen Bearbeitung tren- 
nen. Denn wenn auch fehr Vieles, ja das Meifte von ben 
fräteren Reviloren beibehalten worden ift, fo haben fie Doch 
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manche erhebliche neue Beſtimmungen bazu gebracht und 
es ift überhaupt intereffant, beide Reviftonen neben einan- 
der zu betrachten, indem gerabe eine Zufammenftellung bei. 
fen, was 1852 ‚gefttichen, resp. Hinzugefügt worben ift, er⸗ 
fennen läßt, daß bie beiden Reviſions⸗Werke, namentlich was 
bie politiichen Beziehungen bes Geſehbuchs betrifft, von eis 
nem verfchiedenen Geifte dictirt worben find). Wir bes 
fchränfen uns babei zunächft auf ben 


Allgemeinen Theil 
oder die allgemeinen Beſtimmungen über Verbrechen und 
deren Beftrafung, indem wir uns eine ähnliche Behandlung 
ber Beftimmungen über bie einzelnen Verbrechen vorbehalten. 
I. Der Entwurf bes revidirten Strafgefegbudhs ° 
vom Jahre 1850. * 

Das Geſetzbuch Franz II. uͤber Verbrechen und ſchwere 
Polizei⸗Uebertretungen vom 3. September 1803 war, ab⸗ 
geiehen von der früheren Bublifation feines Entwurfs in 
MWeft-Galizien, zunächft nur für die deutichen Erbländer bes 
Kaiſerſtaats erlaffen worden. Zwar wurde es dann auf eis 
nige anbere Provinzen ausgedehnt, allein von einer Einheit 


1) Zur Vergleihung des Strafgeſezes von 1803 mit der Neviflon 
von 1852 empfehlen wir vorläufig die zu Wien bei Tendler und 
Gomp. erfhienene Ausgabe: „Das Defterreichifche Steafgeieh v. 
27. Mai 1852 und die Verordnungen über die Gerichts⸗Tompe⸗ 
tenz. Griäutert zur Darftellung der in ben bisherigen Geſetzen 
eingetretenen DBeränberungen. Won einem praftifchen Juriſten. 
Auch wollen wir jeßt ſchon auf die ausführliche Erläuterung ber 
neuen Geſetzgebung Seitens des Miniſterialrathe und Prof. Dr. 
Anton Hye zu Wien aufmerkſam machen, von welcher bereits 
drei Lieferungen (Wien, Verlag von $r. Manz) erſchienen find, 
die ſchon Treffliches darbieten und für die Kortfeßung fehr viel 
verfprehen”). 

” e Werk dee Hrn. Hye iſt für di t über» 

MENGE Tee Sr, Ban D Sebi Sertemgezrunh Be 

taterial und wegen der willenfchaftlichen Erörterungen. die es enthält ſo 
wichtia, Daß eine iche ncige des 8 von und in diefem Ar» 
chiv geliefert werden fol. Bon dem Werke find bereits 5 Abtheilungen 
(bie f‘ 3 des Geſetzbuchs) erſchienen. Mittermeier. 
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des Rechts war die Monarchie des Lothringen⸗Habsburgi⸗ 
ſchen Hauſes. auch in ſtrafrechtlicher Hinficht weit entfernt 
und eine ſolche, wegen ber beſondern Verfaſſung der durch 
ein gemeinfames Staatsoberhaupt verbundenen Königreiche 
und Fürktenthümer ſchwer, wenn nicht unmöglich, zu vers 
wirflichen, obwohl ſich der Zuftand des Criminalweſens in 
Ungarn, Siebenbürgen u. ſ. w. zum Theil noch auf einer 
ſehr niedrigen, faft mittelalterlichen Stufe der Entwidelung 
befand. Die bisherigen- Hinderniffe find aber mit ber Ber- 
nichtung der Sonder-Berfaflungen gefallen; bie Revolution 
hat für das oͤſterreichiſche Kaiſerthum eine große Errungen- 
fhaft im Gefolge gehabt. Das zum Sprüchwort gewor⸗ 
bene Gluͤck Auftrias Hat fich der innen Schranken und 
Feſſeln auf dem Wege eined großen politifchen Proceſſes 
entledigt! Die mit der Reichöverfaftung vom 4. März 1849 
verfünbdigte, bis jegt mit Erfolg durchgeführte ſtaatliche 
Einheit der Monarchie machte es nicht blos möglich, fon- 
den zugleich zu einer Sache der Nothwendigfeit, die Ges 
meinichaft gewiſſer Grundlagen bes Staats⸗ und Gemeinde 
lebens und eine Rechts⸗ und Geſetzes⸗Einheit in Eivils und 
Strafiachen ins Leben zu rufen. 

Der bamalige Juftizminifter v. Schmerling hielt es 
deshalb, nach Uebernahme des Miniftertums, mie in einem 
vor uns liegenden Bortrag an den Kaifer v. 24. Aug. 1850 
dargelegt wird, für nothwendig, „bie Ausarbeitung eines 
ganz neuen Strafgefegbuchs in Angriff nehmen zu laflen, 
welches, den) Anforderungen der Wiſſenſchaft entiprechend, 
ebenfowohl die veränderte politifche Geftaltung, als auch die 
heutige Bildung und Gefittungsftufe ber verſchiedenen Voͤl⸗ 
ter des Kaiſerthums ins Auge faffen und zugleich darauf 
berechnet fein follte, allen dieſen Bölfern Ein gemeinſames 
need Strafgeſetz zu fichern.” Allein, abgefehen von ben 
Schwierigkeiten, welche bie Zuftanbebringung eines folchen 
„egiölativen Operates” gerade vermöge der Eigenthümlidh- 
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keiten der öfterreihifchen Monarchie darbieten mochte, 
iſt es begreiflich, daß ein Öfterreichlicher Juſtiz⸗Miniſter im 
Jahre 1850, wo die Ausführung der Reichönerfaffung v. 
4. Maͤrz 1849, auch was die conflitutionellen Formen be 
teifft, noch ernfilich beabfichtigt zu fein fchien, dabei von 
der Veberzeugung geleitet wurde, baß „die Verwirklichung 
dieſes großen, fo tief in alle ſocialen und politischen Ver⸗ 
haͤltniſſe des Geſammtſtaates eingreifenden Geſetzwerkes dem 
Zuſammen wirken ber verfafſungs mäßigen Or- 
gane ber Geſetzgebung vorbehalten bleiben” muͤſſe, — 
en Grund bes Aufſchubs, von deſſen Geltung natürlich 
feit den Kaiſerlichen Patenten vom achten und vom lebten 
Monat des Jahres 1851 nicht mehr bie Rede fein Fan. 
Erkannt war aber ſchon damald (1850) vom Minifterrath 
die Nothwendigkeit, befonderd mit Rüdficht auf die Länder, 
in welchen bisher das Strafgefeh von 1803 nicht in Gel⸗ 
tung geweſen war, eine Reform bes Strafrechts mit pro⸗ 
viforifcher Gefebesfraft vorzunehmen und deshalb von ihm 
der Antrag geftellt: „daß das bisherige Strafgefeb mit Aus⸗ 
nahme aller durch fpätere Novellen verfügten Abaͤnderun⸗ 
gen in allen jenen Fronländern, mo es bisher gegolten hatte, 
in erneuerter, authentiſcher Ausgabe, in den uͤbri⸗ 
gen Kronlaͤndern aber proviſor iſch als neues Strafge⸗ 
ſetz kundgemacht werben möge.” 

Man ließ ſich dabei von der Erwaͤgung leiten, daß, 
wenn es einer Seits auch als mißlich erſcheine, ein Straf⸗ 
geſetz von 1803, welches ſelbſt einer Reform beduͤrfe und 
welchem bie Fortſchritte ber Wiſſenſchaft und die reichen 
Erfahrungen von faft einem halben Jahrhundert fremd feten, 
jest noch neu einzuführen, dasfelbe anderer Seits für 
diejenigen Länder, wo es bisher nicht gegplten, im Vergleich 
mit ihrem bisherigen Höchft traurigen Rechtszuftande, auch 
ohne wejentliche Umgeftaltung, doch noch als eine hoͤchſt 
wänfchenswerthe Reform, ein bedeutender Kortfchritt 
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am Beffern ſei und daß zur erſten Einführung einer neuen 
Strafs Eobifilation in dieſen Ländern ſich gewiß ein af 
ganz neu zu verfafiender Coder weniger eigne, ald ein Ge⸗ 
fepbuch, befien Gerechtigkeit, Milde und Weisheit in feinen 
leitenden Grundſaͤtzen und Hauptbeflimmmgen fich ſchon in 
der Erfahrung von fünf Decennien bewährt Babe, wonach 
es feiner Zeit der neuen Strafgefehgebung für ben Geſammi⸗ 
ſtaat nur zum größten Rutzen gereichen werde, mummehr 
auch aus di eſen Ländern und von zum Theile vwerichteben- 
artigen Rationalitäten und Sitten, die Erfahrungen über 
die Anwendung des bisherigen Strafgefehe® zu gewimen. 
Deshalb glaubte man fich vorläufig darauf befchränfen zu 
möüflen, in Dem urſpruͤnglichen Gejebesterte nur jene Abän- 
derungen vorzimehmen, welche bereits durch Ipätere rechté⸗ 
gültige Beflimmungen (Rovellen) eingeführt waren und 
weiche fich nach, den Erfahrımgen ber Praris als unab- 
weislich darfteliten. 

Wir fönnen biefen Erwägungen unfere volle Anerken⸗ 
mmg nicht verfagen. Schon längft haben wir bie Lichtſei⸗ 
ten ber öfterreichlichen Strafgefeßgebung, — welche aller 
dinge auch ihre großen Mängel hat und manche, auf einer 
verwwerflichen Abſchreckungs⸗Tendenz beruhende brakoniiche 
Härten, — vollfommen gewürdigt und oft genug bebatert, 
daß dasielbe bei den legislatorifchen Berfuchen, die feit bem 
2. Decennium dieſes Jahrhunderts in Deutichland und am 
deren Ländern gemacht worden find, — bejonders im Ge 
genſaß zum baierlichen Strafgefeßbuch von 1813, — nicht 
diejenige Beachtung gefimben Bat, die ed vermoͤge ſeiner 
Eimfachheit und Klarheit, feiner (zumellen freilich zu weit 
gehenden) Kürze (beſonders in Betreff der |. g. allgemeinen 
Beftimmumngen), ferner der, für die damalige Zeit großen, - 
Maͤßigung im Gebrauch der Todesftrafe, ſowie des freieren 
Spielraums für das richterliche Ermefien, der tm Ganzen 
befriedigenden Begränzung bed Strafgebietes und ber Grund⸗ 
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füge über da6 Strafmaaß u. ſ. mw. fo fehr verdient. Leiber 
ſchien aber auch in dieſer Beziehung Defterreich nicht zu 
Deutſchland zu gehören und, fo wie es fich felbft in feiner 
Rechtsentwidelung, ber Einrichtung bes juriſtiſchen Stus 
diums und der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung zu feinem eis 
genen. Schaben vom Mutterlande abichloß, fo auch von ber 
andern Seite zur Wiebervergeltung ignoriert zu werben. 

Veberbliden wir nun ben vor und liegenden, vom Jus 
ſttzminiſter v. Schmerling zur Vorlage an den Kaifer ber 
flimmten Entwurf, _welcher nach erhaltener kaiſerlicher 
Sanetion mit dem 1. März 1851 in Wirkfamfeit treten 
follte, fo reduciren fich, abgefehen von bem Inhalte bes Pu⸗ 
blications-Patentes, bie beantragten Abänderungen zwar nicht 
auf wenige Punkte; allein tiefer eingreifend find die Abän- 
derungen nicht und Tonnten es nicht jein, weil ja das Ges 
fegbuch im Ganzen bleiben folltte, wie e8 war, und mithin 
feine Beflimmungen getroffen werben konnten, bie feinen Geift 
oder feine Grundlagen modificirten 

Faſſen wir alfo, wie fchon bemerkt worden ift, zunaͤchſt 
‚bie f. g. allgemeinen Beflimmungen bes Strafgeſetz⸗ 
buches in® Auge, fo muß vor allen Dingen daran erimmert 
werben, daß das öfterreichiiche Strafgefegbuch in dieſer Be 
ziehung, fowohl was Form al8 Inhalt betrifft, weientlich 
von andern. deutichen Geſetzbuͤchern abweicht. Das öfters 
reichiſche Strafgefeg von 1803 zerfällt nämlich in zwei 
von einander abgeionberte Theile, wovon der erfte Die Vers 
brechen, ber zweite die [hweren PolizeisUebertres 
tungen oder, nach ber jetzt gewählten Bezeichnung, bie 
Vergehen und Webertretungen?) behandelt. Jeder 


2) Die neue Unterfheidung zwiſchen Vergehungen und Webertretuns - 
gen if eine hauptfählih auf die Berihtsorganifation bes 
h liche, für das materielle Strafrecht von geringerer Crheb⸗ 
(delt, wenn auch nicht durchaus bedeutungslofe. Bergl. A. Hye 
das oͤſterr. Strufgefeh v. 27. Mai 1882. 1. Lief. S. 71. Das 
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biefer Theile umfaßt wieber zwei Abjchnitte, bern erw 
fer das materielle, der zweite dad formelle Strafs 
recht oder: Berfahren behandelt. Was bei andern Les 
giölationen den Allgemeinen Theil des Strafrechts im 
engen Sinne bildet, ift formell gar nicht abgefondert, 
fondern in einer Reihe von Haupiflüden — bei den 
Berbrechen find es die erftien fünf — werben f. g. allge 
meine Beilimmungen über Verbrechen und beren Beftrafung 
überhaupt, über beichiwerende und mildernde Umftände und 
Zumefiimg der Strafe aufgeführt, worauf Dann Beflimmuns 
gen über bie einzelnen Verbrechen, nach einer vorausges 
ſchickten Claſſiſtkation derſelben folgen. Damit ift aber ber 
f. g. allgemeine Theil anderer Geſetzgebungen nicht erfchöpft 
Dam eines Theil kommen dann noch in ben beiden le 
ten Hauptftüden über Verbrechen (dem 27. und 28) bie 
Borfchriften über Beftrafung „des dem Verbrechen geleiftes 
tn Borichu be” und über Erlöichung der Verbrechen und 
Strafen dazu, theils bilden in dem zweiten, bie ſchweren 
BolizeisUebertretungen betreffenden, Theile, der auch wieder 
feine allgemeinen Hauptftüde vorausichiet, bie Beſtim⸗ 
mungen bed britten Hauptſtuͤcks über „Beftrafung ber Un 
sundigen" eine unentbehrliche Ergänzung, theils endlich find 
einige, mit wenigen Ausnahmen in ben neuern Geſetzgebun⸗ 
gen dem allgemeinen Theil zugewieſene Normen; 3.8. über 
Rothwehr, bei einzelnen Berbrechen eingefchaltet. (Erft 
das Strafgefeg von 1852 hat dem $.2 eine allgemeine Be 
fimmung über Nothwehr angefügt.) 

Sehr nahe aber lag das dringende Beduͤrfniß, gerade 
mehrere der allgemeinen Beftimmungen in Einklang zu fe 


neue dZrreſgetz hat die Abſonderung in zwei Theile beibchalten, 
dat aber tie Beflimmungen über das Berfahren ausgefchieten 
uud verbindet beide Thelle, von denen der zweite nun die „Bers 
gehen und Webertretungen” behandelt, durch fortlaufende Para⸗ 
graphenzahlen. 
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gen mit bem veränderten Rechtsbewußtſein und ben mit ber 
großen politiichen Umwaͤlzung verbundenen öffentlichen Er⸗ 
Märungen bes Kaiſers, 3. B. über die Strafen und deren 
Schärfung; ſowie auch bie inzwiſchen Ins Leben gerufene 
und durch Kaiferliche Patente verkündigte neue Juſtiz⸗Or⸗ 
ganifation und bie mit einer Beſeitigung ber beiden procde 
fualifchen Theile des Geſezbuchs von 1803 verbundene Ein⸗ 
führung ber auf das Anklage Prinzip, Mündlichkeit und 
Deffentlichfeit des Verfahrens gegründeten Strafprogeßord- 
nung vom 17. Ian. 1850 bereitö eine Regelung ber Com⸗ 
petenz-Verhältniffe und insbeſondere eine Beſtimmung über 
die Schwurgerichtöfachen nöthig gemacht hatte. 

Erflärtich iſt es Hiernach, daß bei der im November 


' 


1850 beendigten Revifion an ben Beſtimmungen bes erften 


Hauptftüds von Verbrechen überhaupt nichts geändert und 
nur ein Baar, die Beftrafung der Theilnahme und bes 
Verſuchs betreffende uud gewiſſe Streitfragen abſchneidende 


Aufäge zu 6.5 und 7 gemacht wurden ®). In beiden Bezie⸗ 


hungen weicht befanntlich das öfterreich. Strafgeſetzbuch von 
ben Grundfägen bed gemeinen beutichen Eriminalrechts und 
ber meiften neueren Strafgefeßgebungen Deutichlande ab. 
Es erklärt fchon den Verſuch einer Mebelthat für das Ver⸗ 
brechen, fobald ber Bösgelinnte eine zur wirklichen Aus» 
übung führende Handlung unternommen Bat, und macht im 
Ganzen keinen Unterfchieb zwiſchen den verfchledenen Theil⸗ 


3) Hinzugefügt iſt naͤmlich zu F. 5 der Sag: „Cutſchuldigungé⸗ 
Umftände, welche die Strafbarfeit eines Verbrechens für einen der 
Mitſchuldigen oder Theilnehmer nur vermöge perfönlicher Berhälts 
hältniffe deſſelben aufheben, find auf die übrigen Mitſchuldigen 
und Theilnehmer nicht auszudehnen.” Der $. 7 erhielt den Zus 
fa: „Es ift daher in allen Faͤllen, wo das Geſetz nicht befons 
dere Ausnahmen anordnet, jede für die einzelnen Verbrechen über 
haupt gegebene Beftimmung auch auf das verfuchte Verbrechen 
anzuwenden und der Verſuch einer Webelthat, unter Anwendung 
des $. 41 it, a.” (— wonad der bloße Berfuh WMilverungss 
grund ift, —) „mit berfelben Strafe zu ahnden, welche auf das 
vollbradgte Verbrechen verhängt If.‘ 
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nehmern des Verbrechens. Wan könnte meinen, daß bieß 
auf einer Adoption der Grundfäge bes franzöflichen Code 
des delits et des peines beruhe, wie fich offenbar in bies 
fer Berieuung das neue Preußiſche Strafgeleßbuch bem 
Code penal angeichlefien hat; allein eines Theils laͤßt es 
doch Verſuch und geringern Grab ber Theilnahme als 
Milderungsgrumd gelten, und andern Theil tritt eine be 
merfbare Abweichung von ben gemeinrechtlichen Grunbiä 
gen ſchon in der frübern öfterreichifchen Strafgefebgebung, 
namentlich in der Constitutio eriminalis Theresiana von 
1758 (vergl. Art. II. u. XIII.) hervor, wie überhaupt hins 
fichtlich vieler dem beutfchen Criminaliſten fremd Flingenber 
Auffaftıngen, Ausdrüde und Strafbeflimmumgen jene ältere 
Geſetzgebung im Steafgefegbuch von 1803 burchblidt. 
Bebdeutender follten Dagegen die für das zweite, bie 
„Beſtrafung der Verbrechen überhaupt” betreffende, Haupts 
ſtuͤck beabfichtigten Aenderungen fein. Dieſes Hauptſtuͤck 
handelt nämlich von ben zuläffigen Strafübeln und deren 
Schärfungen, den rechtlichen Folgen ber Verurthei⸗ 
ung, der Strafbeflimmung bei einzelnen und bei 
einem Zufammenfluß mehrerer Verbrechen, ſowie von 
ber Beftrafung der im Auslande begangenen Berbrechen. 
Was die Strafen betrifft, fo kennt das öfterreichiiche 
Strafgeſetzbuch für Berbrechen nur zwei Hauptarten: 
Tod bed Berbrechers und deſſen Anhalt im Kerker, letztere 
mit verfchiebenartigen Schärfungen. Die Todesftrafe 
war bekanntlich durch die Joſephiniſche Geſetzgebung von 
1787, mit Ausnahme des Standrechts, aufgehoben. Die 
Geſetzgebung von 1803 -ftellte fie wieder her, wobei ber 
Kaiſer im Bromulgationss Patente vom 3. September ers 
firte: „Bei Beflimmung ber Strafarten legten une 
überwiegende Gründe die Rothiwendigfeit auf, Die Todes⸗ 
frafen auf einige Gattımgen ber Verbrechen auch außer 
dem Standrechte wieber Herzuftellen. Sie find aber auf Die 
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jenigen Berbrechen eingeicwänft worden, welche nur mit 
voller Meberlegung audgeführt werden können und bei ih» 
rem hoͤchſt gefährlichen Einfluffe auf die öffentliche und Pri⸗ 
votficherheit der öffentlichen Verwaltung biefe Strenge abs 
nöthigen.” Wir wollen diefe gewiß nicht beſonders gelun⸗ 
gene Rechtfertigung bier nicht Fritifiren und auch nicht nis 
ber unterfuchen, ob bie dee Anwendung ber Zobesftrafe ger 
ſetzten allgemeinen Gränzen wirklich in der Geſetzgebung von 
1803 durchgängig feftgehalten worben find, was z. B. ſchon 
mit Rüdficht auf ben meiten Begriff des Mordes Th. I. 
$. 117 f., welcher auch den Todtichlag mit beflimmter töbts 
licher Abſicht umfaſſt, ſehr zu bezweifeln fein dürfte So 
viel ift aber gewiß, Daß bei der, fchon mit der Reviſion im 
Jahre 1850 beabfichtigten Ausdehnung des Strafgeſetzbuchs 
auf fämmtliche Theile des Kaiferftants felbft ein theoreti- 
ſcher Gegner ber Todeöftrafe, der aber die gegebenen Ber 
hältniffe nicht völlig ignorirt, fich ſchwerlich zu einer Ab⸗ 
fhaffung ber im beftehenden Rechte janctionirtn Todes⸗ 
firafe hätte entichließen koͤnnen, und daß die vom Juſtizmi⸗ 
nifter im Juni 1848 erlaflene, auf eine Billigung des gus 
ten Kaiſers Ferdinand Bezug nehmende officielle Erklaͤ⸗ 
rung, es ſolle kein Todesurtheil vollſtreckt werden, bis die 
conſtitutionelle geſetzgebende Gewalt uͤber die Beibehaltung 
oder Abſtellung ber Todesſtrafe entſchieden haben werde,” 
mit ber „conſtitutionellen Gewalt” ſelbſt laͤngſt weggeſchwemmt 
und durch die furchtbare Reihe politiſcher Executionen, mit 
denen man die aus den Fugen tretende Staatsordnung zu⸗ 
ſammenhalten zu muͤſſen glaubte, laͤngſt verwiſcht war. Es 
darf daher nicht. Wunder nehmen, daß bie bei der Revifion 
betheiligten Staatsmärmer und Juriſten gerabe bei ber bes 
abfichtigten Ausdehnung des Strafgeſetzbuchs auf Voͤlker⸗ 
fchaften, bie fich menigftens. nicht auf dem Niveau beuticher 
Geſittung befinden, von ber gänzlichen Beleitigung ber Tor 
beöftrafe bei der Handhabung bee ordentlichen Strafiuftiz 
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für jetzt wenigſtens abſtrahirten. Daß bamli bie große 
Frage der Wiſſenſchaft nicht entſchieden und einer andern 
Laſeng in der Zukunft nicht peatudizirt IA, verficht ſuh ven 
jeläf Durfte mar ſich wun zugleich ber. Hoffnung hinge⸗ 
ben, daß bie Maͤßigumg, mit welcher feit der Herrſchaft 
der 2egiölntion von 1803 felhR in hen gelehlicken Faͤllen 
von. ber Zobeöftrafe Gebrauch gemacht worden ift, auch ſpaͤ⸗ 
tee werde feſtgehalten werben *), jo wurde doch dadurch hie 
Frage wegen moͤglichſter Einſchraͤnkung nicht überflüffig, 
und nahe lag jedenfalls bie Erwaͤgung, daß in ben Hallen, 
wo der Erfahrung nad Die Todesſtrafe im Gelehe won 
1803 in Wahrheit nur ald leere Drofung auf ben Bar 
pter geftanden Batie, ber Vollſtrecung des. gefällin Um 
theils aber in der großen Mehrzahl, in faſt in allen 
Fallen, ſich das natürliche Rechtsgefuͤhl widerſegt und 
bie Verwandlung der Strafe im Wege der Gnade dic⸗ 
tiert Bette, fie in der That bes practifch allem recht⸗ 
fertigenden Grunde ber Nothwendigkeit zur Rechts⸗ 
ficherung entbehre. Und biefer Erwägung bat Die Reviſton 
von 41850 in fo weit Rechnung getragen, als fie die in den 
9. 94 und 95 für Zälfchung des „als "Münze geltenden 
GreditSBapterd“ dem Thaͤter, ben Mitſchuldigen und Aus» 
geben gebrohte Todesſtrafe völlig beleitigt, und die für ben 
Berfuch im 8. 96 beftimmte mildere Strafe ald Marin 
reeipiet hat. Auch ift es Schon dankbar zu erkennen, daß bie 
Neviſoren die entiegliche Strenge, mit der dad Strafgeieh 
von 1803 auf das im Begriff hoͤchſt unbeſtiumt gelaffene 


4) Mach einer aus authentiſchen Quellen geſchoͤpften Mittheilung 
des Herrn Prof. Hye im erſten Hefte der Erläuterung des neuen 
öfterreidhifchen Strafgefehes (Wien 1852) ©. 41 wurden bie 1848 
von 121 wegen Hochverrathé geſprochenen Todesurtheilen nur 2, 
von 174 wegen GreditpapiersBerfäligung 3, von 911 wegen Mor⸗ 
des 471, von 14 wegen ränberiichen <odtfchlage 4, von 84 wes 
— Brandfiftung nar 18 vollzogen; in Summa von 1304 Tos 

urteilen alfo 448 execntirt. 
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Verbrechen des Hochverrathse mit Iakonkicher Kürze Die To⸗ 
deoſttrafe — ware es auch ohne allen Erfolg, nur bei bem 
Berfuche . geblieben” — fanctioniete, durch gewiffe Unter⸗ 
flgeibungen ber Schuldgrabe zu mäßigen fuchten; — wuͤn⸗ 
ſchen darf man aber, daß fie in diefer Hinficht noch einen 
Schritt weiter gegangen und die Todesſtrafe auf bie ſchwer⸗ 
fien Fälle bes Verbrechens in folcher Weiſe eingefchränkt 
Hätten, wie es in mehrern neuern beutichen Straßgefeßen 
auf eine die Gerechtigkeit und das Staatsinterefie zugleich 
befrtebigende Weile, insbefonbere durch Ausſcheidung befien, 
was nach richtigen Grundfaͤtzen auch bier in das Gebiet 
des bioßen Verſuchs verwielen werben muß, geichehen iſt 
Abgeſehen von einer ſchon früher feftgeftellten reftrictiven 
Faffung ber Strafbeſtimmung des $.119 (Mord) Hat man 
aber von .einer weitern Einſchraͤnkung ber Fälle, in welchen 
bas Steafgefeß von 1803 bie Tobesftrafe verhängt, fo noth⸗ 
wendig auch unferd Erachtens eine folche Einjchränfung ges 
rade beim Mord, wegen bes jchon gerügten umfaffenden 
Begriffs, geweſen wäre, leider abſtrahiren zu müfjen geglaubt. 

Was die Kerkerftrafe, deven Grade und Schärfuns. 
gen betrifft, fo Hatten die besfalliigen Beſtimmungen bes 
Strafgeſetzbuchs von 1803 ſchon vor ber Revifion von 1850 
einige nicht unerhebliche Mopdiftcationen erfahren, und zwar: 
theils durch Berorbnungen, bie in früherer Zeit erlaflen 
worden find, theild durch Die Kaiferlichen Patente vom 22. 
Mai 1848 und 17. Jan. 1850. So wurbe fchen durch 
„Hoferläuterung” vom 12. April 1819 die im $. 18 zuges 
laſſene Galeerenftrafe abgeichafft5), auch die das menſch⸗ 
liche Gefühl empörende ©), durch „Ichwerften Kerker“ bezeich- 


5) Wafer, das Strafgef. über Verbrechen. Wien 1839.. ©. 31. 
6) Strafgef. v. 1803. $. 14. „Die ſchwerſte Kerkerſtrafe beficht 
darin, daß der Sträfling in einen von aller Gemeinfchaft abge⸗ 
fonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Luft und Raum, als 
zur Geſundheit nöthig iR, genießt, flets mit ſchweren Ciſen an 
Händen und Füßen, und um ben Leib mit einem eifermen Ringe, 





‘ 
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nete Kerkerſtrafe dritten Grades durch a. h. Entſchließung 
ven 11: Januar 1883 wenigſtens indirect aufgehoben ”). 
Exrklaͤrlich iſt Daher, Daß bie Reviſion von 1850 von dieſen 
Stenfarten völlig abftrahixte, und ber Entwurf (8. 11) nur 
von zwei Graben ber Kerkerſtrafe reden konnte, wobei noch 
erwähnt zu werden verdient, baß auch bei dieſen einige in⸗ 
Bumane und unnöthige Härten in. ber Behandlung ber Straf⸗ 
Gefangenen ($. 12 und 13) durch Streichung ber darauf 
bezüglichen Geſetzesworte gemilbert worden find. — Hin⸗ 
fühtlih der Schärfungen ber Kerferftrafe, von Denen wir 
mehrere im Strafgeſetze von 1803 befindliche im Entwurfe 
theils befeitigt, theils durch andere eriegt fehen®), bemerkt 
ber Bortrag bed Juftizminifter von Schmerling vom 


an welchen er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette gefchlofs 
fen wird, verwahrt, nur alle zweite Tage mit einer warmen, doch 
feiner Pleifhfpeife, genährt, die übrigen Tage aber bei Wafler 
und Brod gehalten, fein Lager auf bloße Bretter eingefchräuft, 
und ihn mit Riemandem eine Zufammenfunft oder Unterrebung 
geftattet wird”. 

7) Daraus, dag Wafer a. a. O. S. 26 nur das Datum, aber 

‚ nicht ven Inhalt angiebt, ſcheint zu folgen, daß die allerhoͤchſte 
Entfchliegung (wie früher die Aufhebung der Tortur in Sachſen 
und in Defterreich) nicht befannt werten follte. 

8) Der $. 17 des Strafgefebes von 1803 (TH. 1) lautet: „Die 
Kerkerſtrafe kann noch verfhärft werden: a) durch Anhaltung 
zur öffentlichen Arbeit; b) durch Ausflellung auf der Schandbühne; 
ce) durch Züchtigung mit Stod- oder Ruthenſtreichen; d) durch 
She; e) durdy Landesverweiſung nad) ausgeftandeuer Strafe.” 
Näher beflimmt find daun diefe Schärfungen in den $$. 11 —22, 
Die Arreſtſtrafe bei Uebertretungen follte nach Th. MH. $. 19 des 
Strafgei. von 1803 geichärft werden können durch Faſten, ſchwerere 
Arbeit, öffentliche Ausftellung, öffentliche Gemeintearbeit und förpers 
liche Züchtigung. Der Entwurf von 1850 beſtimmt in$.16 ale Schaͤr⸗ 
fungen der Kerlerfirafe: Faſten, Anweifung eines hartenLa⸗ 
gers, Anhaltungzur@inzelhaft, einfameAbfverrung 
in dunkler Zelle und Randesverweifung. Hinfihtli der 
erſten und legten Schärfung bleibt es bei den Beftimmungen von 1803; 
zur iſt der im Gefehe von 1803 $. 22 gemachte, die Brands 
marfung des Berwiefenen betreffende Zufaß, wie ſich von felbft 
verfteht, geſtrichen. Dann find aber im Entwurf von 1850 $. 18 
— 20 in Betreff der neu aufgenommenen Schärfungen zweckmaͤ⸗ 
ßige Einſchraͤnkungen gemacht, 3. B. daß bie aan uns 
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Zu. Aug. 18W: Die im 9.16 f. und 9. 239 f. vorgeſchla⸗ 
genen Verſchaͤrfungen ber Kerker⸗ fornie der Arreſtſtrafe durch 
hartes Lager, Ginzelhaft und Dunkelzelle ſtellten ſich nach 
ber übereinftimmenden Anſicht dee Wiſſenſchafi und neuerer 
Befepgebungen, ſowie nach ber Etfahrung ber öſterreich- 
ſchen Gerichtshoͤfe und Strafanſtalten von dem Augenblicke 
an als unabweisbare Nothwendigkeit bernd, wu bie Hu⸗ 
manitaͤt des &efepgeberd durch die kaiſerliche Entichtießung 
vom 22. Mai 1848 die Verſchaͤrfungsart ber, koͤrperli⸗ 
chen Zuͤchtigung abgeichafft Habe (daß man fie 1852 
wieder aufgenommen habe, werben mir fpäter bören). 6 
Habe daher das Geſetz andere Berihärfungsarten ber Frei⸗ 
Heitöftrafe zugulaffen, um ben Trotz und wilden Ungeſtuͤm 
mancher verhärteten Sträflinge durch phyſiſche Einwir⸗ 
fung brechen zu fünnen, ohne dadurch der Geſundheit einen 
Nachtheil zuzufügen. Dadurch, daß bie genannten Zuſatz⸗ 
ſtrafen nicht als felbftftändige Strafarten, fondern nur als 
Verichärfungen und bloß unter dem im Entwurfe feftgefeh- 
ten Beichränfungen in Anwendung fommen bürften, fei zus 
gleich jenen ernften Bedenken begegnet, welche noch von vier 
len Seiten ber gegen eine längere und nachhaltige 
Anhaltung von Sträflingen im Ifolirten und Dunkel⸗Ar⸗ 
tefte erhoben würden, und worüber man noch nicht zu einem 
ganz berubigenden Refultate gelangt fel. 

Können wir auch bie in Bezug genommene Ueber⸗ 
einftiimmung ber Wiflenfchafl und neuern Gefebgebung 
nicht vollig beftätigen und wird auch ber bie phuflfche Eins 
wirkung vechtfertigende „Trob und wilde Ungeftüm verhärs 
teter Sträflinge” als Feine hinreichende Motivirung ber An- 


unterbrochen nicht länger ald einen Monat dauern und erft nad 
Ablauf eines Monats wieder zur Anmendung kommen kann, und 
Dunfelzelle nit länger als 3 Tage, dann erſt wieder nach 
Ablauf einer Woche and im Ganzen nur 30 Tage in einem Jahre 
ſtattſinden fol. 
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wendung jener Gchlrfungsarten im vichterlichen Er⸗ 
kenntniß beigachtet werben koͤnnen, indem fich ihre Noth⸗ 
wendigkeit als Disciplinar-Sirafmittel erfi nach bem Ber 
wagen des Steäflings in der Strafanftalt würde bes 
urteilen laſſen, fo Haben wir bach gegen bie Aufnahme jes 
zer Schärfingsartn als Theil ber, ber verbrecheriichen 
Schuld entſprechenden Strafe durchaus nichts einzuven⸗ 
ben, und bärfen zugleich verſichern, daß wir uns nicht bloß 
über bie vohlige Verwerfung ber Eörperlichen Züchtigung, 
ſondern aush ganz befonders über das dabei abgelegte Zeug⸗ 
nis gegen bie Chimäre und die mit dem Mantel ber chrift« 
lichen Liebe umbüllte Barbarei des abſoluten Iſolirungs⸗ 
Syſtems gefraut haben. Daß auch die Ausftellung auf ber 
Schanbbühne und die Anhaltung zur öffentlichen Arbeit im 
Entvurfe von 1850 verichwunden find, ergiebt fich ſchon 
aus ber in ber lehten Rote gegebenen Zulammenftellung. 
Die Streichung diefer Schärfungsarten beruht übrigens fchon 
af der Berorbnung vom 22. Mai 1848 und dem Steafs 
milderngdPBatent vom 17. Jan. 1850, und verbient eben 
fo fehr Billigung, wie ber Zufag im $. 43 bes Strafge⸗ 
ſezes von 1803, wonach auch bei ber lebenslänglichen 
Lerkerſtrafe Feine Schärfung ftattfinden fol. 

Ein der Geſetzgebung von 1803 beigefügter hoͤchſt wich⸗ 
tiger?) Zujag tritt und dann in dem völlig neuen $. 22 
des Entwurfs von 1850 entgegen. Er betrifft die geſetz⸗ 
lichen Kolgen jeder Verurtheilung wegen eines 
Berbrehend Das Strafgeſetzbuch von 1803 hat name 
lich (Th. I. $. 23) nur mit der Verurtheilung zur Todes⸗ 
und ſchweren Kerkerftrafe den Berluft bes beiondern Ehren» 
Standes und Ranges, des Adels und der Dispofitiondfähigs 
keit (während der Dauer der Strafzeit, was legtere betrifft) 


9) Minder wichtig ift, nebenbei bemerkt, ein im $. 14 ($. 15) zur 
geſetzlichen Dauer der Kerferfirafe gemachter Zuſatz über ben Bes 
ginn der Strafzeit. 
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verbunden %. Der neue $. 22 verknüpft aber mit ber 
Berurtheilung wegen jedes Verbrechens eine ganze Reihe 
don gejeglichen Rachtheilen (unter nicht weniger ald acht 
Nummern) und ber $. 253 bed Entwurfs ſetzt feft, Daft 
dieſel ben nachtheiligen Folgen auch bei einer Berurtheis 
Ing wegen eines Bergehens oder einer Uebertretung 
ftattfinden follen, wenn eine mehr als ſechs monatliche 
Sreiheitöftrafe erfannt wurde, oder auch bei geringern Stras 
fen dad Vergehen aus Gewinnfucht hervorgegangen fei ober 
Die öffentliche Sittlichfeit verletze. Als gefebliche Folgen 
ſolcher Verurtheilungen find aber im $. 22 beftimmt: Vers 
luſt aller Orden und Ehrenzeichen, öffentlicher Titel und 
acabemijcher Würden, öffentlicher activer und paſſtver Wahl⸗ 
rechte, Aemter und Dienfte, der Advofatur und bed Notas 
riats, Ausichließung von der verantwortlichen Rebaction 
einer periodiſchen Zeitichrift, Entziehung aller aus öffentlis 
chen Caſſen im weiteften Sinme zu beziehenden Penſtonen, 
Provifionen, Gnadengaben u. |. w. mit näherer Beftimmung 
über die Unfähigkeit, folcye verlorene Rechte neu oder wie⸗ 
Der zu erlangen. 

Man muß geftehen, daß die gefeglichen Nachtheile mit 
voller Hand und in einem Umfange geſpendet werden, wie 
er ſich kaum in einer andern Gefehgebung finden bürfte. 
Die fchwierige Frage über die Scheidung zwiſchen entehren- 
den und nicht entehrenden Verbrechen hat hierdurch eine 
leichte, aber gewiß nicht befriedigende Löjung gefunden. Es 
find eben alle Verbrechen und bie Vergehen und Ueber- 
tretungen in großem Umfange für entehrend erklärt und dem 
Richter, bei der ſo abfoluten Beftimmung, gar fein Eins 


10) Es ift ein Irrthum, wenn in der oben Note 1 egwäbnten Aus⸗ 
abe des Strafgefeges (S. 27) die lit. b des neuen $. 27: „Der 
erbrecher kann, fo lange feine Strafzeit dauert, weder unter Les 

benden ein für ihn verbindliches Geſchaͤft ſchließen“ u. f.w. durch 
= nu Drud ale eine ganz neue Beſtimmung bezeich- 
ne . 
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flug auf. den Eintritt oder Richteinteitt der Ehren⸗Rach⸗ 
theile — bie überdies zum Theil auch ſehr erhebliche Ber 
moͤgens⸗Nachtheile find, und dem Geftraften ganz bie Mit 
tel für feine bürgerliche Eriftenz entziehen — eingeräumt. 
Lann und darf ber richterlichen Willführ auch in dieſer Bezies 
hung nicht Alles überlaffen werben, fo ift e8 Doch, wie in 
ber neuen Zelt mehr und mehr erkannt worden iſt, ein 
großer Fehler in ber Geleßgebung, wenn fie alles abfolut 
web unabänberlich beftimmen will. Denn unbedingt läßt 
ſich gar nicht zwiſchen entehrenden und nicht entehrenden 
firafbaren Handlungen unterjcheiden, und es ift die größte 
Härte, für alle Fälle einer leichten Strafe blos deshalb, 
weil fie 3. B. der Dauer nach über 6 Monate beträgt, einen 
folcden Cumulus von Rechtöverluften zu drohen, wie es im 
vorliegenden Entwurf in Ausficht geftellt wurde. Gluͤckli⸗ 
cher Weile ift wenigſtens der, Vergehen und Uebertretungen ber 
tseffende, 8.253 des Entwurfs nicht in das Strafgefeh von 1852 
aufgenommen worden; fonbern es beftimmt der $. 268, daß 
bie Folgen der Berintheilung wegen Vergebene ober liebers 
tretung den beſondern Geſetzen, politiichen und Firchlichen 
Borfchriften überlafien bleibe. Dagegen find die Beſtim⸗ 
mungen bed $. 26 bed Entwurfs, wie wir gleich jet bes 
merken wollen, ohne Milderung in das Strafgeſetz von 1852 
übergegangen und bamit alfo Die Verurtheilung wegen eines 
Berbrechens abfolut mit jenem Cumulus von nachtheili- 
gen Folgen verknüpft worden, den das Strafgeſchguch von 
1803 nicht kannte. Durch Berufung auf übereinftinnnende 
Auffaflung der neueften deutichen Steafgefeßgebung kann dieß 
nicht gerechtfertigt werben. Auch das neue Preußiſche 
Strafgeſetzbuch, welches wenigſtens bei der letzten Revifton 
ſchon vorlag und defien Entwürfe auch fchon 1850 berüd- 
fidhtigt werben konnten, ift in dieſer Hinficht entſchieden bef- 
fer. Nach ihm zieht nurdie Verurtheilung zur Zuchthaus- 
firafe den Berluft der bürgerlichen Ehre von Rechtswe⸗ 
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gen nach ſich; dagegen ik dieß felbſt bei der Todesſtrafe 
nicht ber Fall, fondern es muß baranf erk annt werben 
ia den gefeplich beftimmten Fuͤllen; eben fo lit die Guss 
penfion ber bürgerlichen Ehrenrechte bei andern Strafen nur 
durch Pas richterliche Etbenntniß in, und auf dieſelbe zu 
erfamen Hat ber Richter mır da das Recht, wo es und in 
fo weit es bei den einzelnen Verbrechen durch das Geſet 
vergeichrieben if. Wir glauben, daß in eimer ähnlichen 
Weiſe au die Revifion des öfterreichtichen Gefeybuche, ame 
ter Beibehaltng der Regel des $. 23 bei einer Merweiheb 
Bang zum ſchweren Kerfer, hätte erfolgen koͤnnen Berziehen 
aber möchten wir jedenfalls jenem weit ausgedehnten Bes 
ſetzes⸗Rigorismus das Syftem bed Hannvverfchen Crimi⸗ 
nal⸗Geſegbuches, welches die Beftimmung, in wie weit eine 
Verurtheilung zu öffentlicher Strafe den Berluft gewiſſer 
Rechte nach ſich ziehe, im Ganzen den bie Zuſtaͤndigkeit Dies 
fer Rechte beftimmenden Gelegen, 3. B. den Wahlgeiehen, 
Ganeinde-Statuten u. f. w. uͤberlaſſen und sur zwei allge⸗ 
meine Beſtimmungen gegeben bat, nämlich: 1) daß die Ber 
urtheilung zur Ketten⸗ und Zuchtkausftunfe mit dem Ver⸗ 
luſt der Ehrens und Dienftrechte verbunden fein fol (Miet, 
16), und 2) baß wenn eim öffentlicher Beamter ein gemei⸗ 
ned Verbrechen begeht, defien Strafe nit ohnehin den Ver⸗ 
luſt des Amts von jelbft zur Folge Hat, Der Richter uch 
auf Entlafiung zu erkennen habe, wenn bad Verbrechen nen 
ber Beſchaffenheit fei, daß ber Schuldige dadurch derjenigen 
Achtung und des Zutrauens verluflig werde, welche bei dar 
Ausübung des Amtes erforderlich fein (Art. 372). Lid 
Dabei enthält das Hannov. Crim.⸗Geſetzbuch noch einem, 
jene erfte allgemeine Beſtimmung einichränbenden Lirtikel, 
der allein fchon geeignet ift, mit manchen unerkennbaren 
Mängeln des Geſetzbuchs zu verfühnen. Wir meinen den 
Art. 23 des Hannev. Crim.Geſetzbuchs, weldger billig von 
fpätern Legislatoren mehr hätte beachtet werben follen, als 
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w geſchehen ift, iadem ex bie vortreffliche Beſtimmung ent⸗ 
Halt: Wenn nach der Perſonlichkeit bes Verbrechers und 
vorquͤglich nach ben RXuckſichten, welche aus dem ſonſtigen 
Lebenswendel deſſelben und aus ber Natur bes Verbrechens 
heworgehen, dafkır gehalten werden müßte, daß in dem bes 
ſondern Galle Die Bollztehung einer nad) dem Geſetze ver 
wickten Ketten⸗ ober Zuchthausſtrafe von einer fo außeror⸗ 
bentichen Härte begleitet ei, daß dadurch ein richtiges Vers 
hzaͤltniß zwischen Werbrechen und Strafe gänzlich aufgehoben 
werde ; fo tft flatt derſelben af Staatsgefängnig zu 
odennen. Aus gleichen Gründen Tann auch bie Arbeits: 
Haus: uud Gefängnipftrafe m Staatögefängniß verwandelt 
werben. Tritt das Staatögefängniß an die Stelle der Kets 
tens oder Zuchthausſtrafe, fo treffen zwar ben Verbrecher 
die im Art. 16 beſtimmten Folgen berfelben, der Richter 
kom jeboch nach den Umſtänden, insbefondere nad 
ber Beſchaffenheit des begangenen Verbrechens, 
von dieſen Folgen freiſprechen. — Einen ſolchen Artikel 
Saiten wir auch dem öfterreichiichen Strafrecht gewimicht. 
Er iR in der That eine wahre Berle in ber Gefebgebung 
Gannovers, bie fonft ja auch manche recht fühlbaren Maͤn⸗ 


hat. 

Gehen wir jebt in unſerer Betrachtung des Reviſions⸗ 
wertes von 1850 weiter, fo treten und allerdings auch bei 
den 96. 24 ff. des Steafgefegbuchs von 1803 über Verkuft 
bes Gewerbes zur Strafe, Ausmeffung ber Strafe, Beftras 
fung eoncurrirender, im Auslande begangener Verbrechen u. 
f. w. einige Aenderungen entgegen; fie find aber von Feiner 
Allgemeinen Exheblichkeit. Auch iſt das dann folgende dritte 
Hauptftüd von erſchwerenden Umftänden, und das vierte 
yon Milderungsumftänden, welches letztere Im Vergleich mit 
der Beichränftheit und dem Rigorismus einiger neuern Strafs 
gefeßgebungen zu ben Lichtfeiten bes äfterreichlichen Straf: 
geſetzbuchs gehört, unverändert geblieben. Dagegen tritt 
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uns in bem fünften Haupiſtuͤck: „Ben Anwendung ber 
Erſchwerungs⸗ und Milderungs-Umftände bei Veſtimmung 
ber Strafe" ein neuer $. 48 entgegen !!), welcher unfere 
Aufmerfiamfeit in Anfpruch zu nehmen geeignet ifl. 
Bekannt ift die, beſonders auch bei der Beratfung bes 
Hann ov. Eriminal-Gefegbuchs und anderer neuer Strafs 
geſetzbuͤcher To lebhaft ventifirte Streitfrage, ob dem Richter 
wegen bed Zufammentreffens mehrerer wichtiger Mil 
berungsgründe aud unter das Minimum ber ges 
feglichen Strafe herabzugehen geftattet ſei? — eine Frage, 
welche durch den Art. 97 des Hannov. Crim.⸗Geſetzbuchs 
mit dem Zufaße verneint wurde, daß ber Richter Hier 
eine Strafmilderung im Wege der Gnade zu beantragen 
Babe 12). Das öfterreich. Strafgefegbud) von 1803 $. 46 
— 49 machte nun, was das richterliche Milderungsrecht 
betrifft, beiondere Beftimmimgen für Todes⸗ und andere 
für die Kerkerſtrafe, was wir Freilich von vorn herein als 
eine durch feinen Rechtsgrund geftügte Unterſcheidung bes 
frachten müflen, wobei aber noch darauf aufmerfiam zu 
machen ift, daß biefe Beftimmungen in dem zweiten Abs 
ichnitt des erften Theile, ber das Verfahren betrifft, in 
ben 88. 430 ff. eine fehr weientliche Ergänzung und Er⸗ 
weiterung fanden, indem hier theils bei Verbrechern, die nicht 
älter als 20 Jahre feien, das Erfenntmiß auf Todes» unb 
Iebenslängliche Kerkerſtrafe ausgeichloffen 1%), und bei Ker⸗ 
11) Daß der zu dieſem Hauptflüd gehörige $. 43: Bei der Todes⸗ 
ftrafe findet feine Verfchärfung ftatt, im Entwurf von 1850 $. 44 


den bemerfenswerthen Zufaß erhielt: Bei der Todes⸗ und lebens 
länglichen Kerferftrafe ıc. wurde ſchon oben gerühmt. 


12) Vergl. darüber meinen Bericht im Archiv des Criminalrechts, 
ann er ©. 450. 458 f. und Freudentheil daf. 1839 


13) Anftatt der Todesftrafe follte nach $. 431 hier fowohl, ale im 
Falle des Ablaufs der Verjährungszeit von 20 Jahren, auf Kerz 
fer von 10 — 20 Jahren erfannt werten. Bin Dofdelret vom 5. 
Dftob. 1804 (Wafer S. 336) erflärt, daß die Beflimmung über 
Verwandlung der Tobesftrafe auch von ber lebenslänglichen Ker⸗ 
ferfirafe zu verſtehen ſei. 
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Berfirafen von beftimmter Dauer dem Obergerichte, welches 
in bee Sache zu erlennen hatte, ein weiter gehende Mil⸗ 
berungsrecht eingeräumt war. Wenn nun ber Entwurf von 
1850, nachdem er $. 46 und 47 aus der Geſetzgebung von 
1803 aboptirt Bat, tm $. 48 ausfpricht: 

„Wenn jedoch mehrere fehr wichtige Milde 
rungsumftände zufammentreffen, fo wirb bem 
Gerichtähofe die Macht eingeräumt, bei Verbrechen, 
welche nach dem Gefete mit lebenslanger oder mit 
zehn bis Amanzigjähriger Kerkerſtrafe bebroht find, 
biefelbe zwar nicht dem Grade nach abzuändern, jes 
doch in der Dauer herabzuſetzen; allein. audh in bies 
fer nicht unter drei Jahre. In Fallen, für welche bie 
Strafe im Gelege zwifchen 5 und 10 Jahren beftimmt 
it, darf ber Gerichtähof diefelbe wegen ſolcher Mildes 
rungsumftände ſowohl in eine gelindere Art verändern, 
als auch in bee Dauer, jedoch nie unter Ein Jahr 
herabſetzen; 

worauf dann die 86. 48 und 49 von 1803 als 88. 49 u. 
50 (beide mit einer Mobification) folgen, — fo ergiebt ſich 
allerdings, wern man ben neuen $. 48 mit $. 441 bes 
Strafgefeges von 1803 Th. I. vergleicht '*), daß der Vor⸗ 
ſchlag ber Reviſoren von 1850 zunaͤchſt eine mehr formell 
wichtige Aenderung enthält, indem die Anwendung fich nicht 
anf die obergerichtliche Reviſions⸗Inſtanz beichränfen follte, 
fondern das Recht dazu von vorn herein dem erfennenden 
Gerichte zugefprochen wird, was bei der neuen Juſtizorgani⸗ 
fation und der Reform des Strafverfahrens gewiß noth- 


14) Der $. 441 fagt nämli: „Doc kann in Yällen, wo nad) der 
gefehmäßigen Negel die Strafe zwifchen 10 und 20 Jahren aus⸗ 
gemefien werden mußte, biefelbe wegen Milderungsumflände nie in 
der Art, fondern nur in der Dauer gelindert, aber auch in die⸗ 
fer nie unter fünf Jahren; und auf gleiche Weife in Yällen, wo 
die gefeßmäßige Strafe zwiichen 5 und 10 Jahren beſtimmt iſt, 
nie unter zwei Jahren beſtimmt werben.” 
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werbig war. Indeſſen legt doch in ber Herabſetzuug bei 
außerorbentlicden Minimums gzugleich eine nicht uneshebliche 
matevichie Aenderung, und es ſpricht ſich im der ganzen Bes 
ſtimmung eine, wenn auch noch ungenäägenbe — 
jener Ausdehnung bed vichterlichen MWil 

für welche fo lange ſchon mit den Waffen ber —— 
gekaͤmpft worden iſt 1%.) 

Indem wir das fechste Hauptſtuͤck: Bon den verſchie⸗ 
denen Gattungen der Verbrechen, als der zum beſondern 
Theil des Strafgeſetzbuchs gehörigen Einleitung über 
gehen, richten wir unſern Blick noch auf Die letzten beiden 
Hauptſtücke (27. u. 28.) des die Beſtrafung ber Berbre⸗ 
hen betreffenden Abfchnittes des erfien Theiles bes Straf⸗ 
geiehbuchs von 1803, welche im Entwurf von 1850 bas 
26. und 27 Hauptftüd des erften Theils bilden. 

Tas 26. Haupttüd handelt von dem, Berbrachern ges 
Ieiteten, „Borfchube,” worunter dad öfterreichliche Geſetz 
bier im Gegenjag zum „Zuthun” (Beibülfe) im Ganzen das, 
was wir bloße Mitwiffenfchaft und Begünfigung m 
nennen pflegen, verſteht 1°). Bemerfenamerth ift Dabei, daß 
das öfterreichifche Steafgefeubuch von 1803 bereits infoferm 
bie richtige Anficht fanctionirte, ald es insbefondere bie Bes 
gänftigung nicht als Teilnahme am Berbrechen betrach⸗ 
tet, oder nach ben Grundſaͤtzen berfelben behandeln Iäßt, fon- 
bern fie für ein delictum sui generis erflärt. Deshalb 
fprach ber $. 6 aus, daß die Begünftigung „ein beſonderes 
Verbrechen” fei, woraus fich dann auch nach einer gewiſſen 


14a) In viel allgemeinerer Weife hat ber Entwurf im $. 252 das 
„außerorbentlihe Milderungsrecht des Richters“ bei Vergeben 
und Uebertretungen anerfannt und diefer $. ift auch in a 
Strafgefeb von 1852 aufgenommim worben, während ber $. 48 
des Entwurfs im Geleh von 1852 leider feine Aufs 
nahme gefunden hat. 

15) Der $. 5 gebraucht freilih den Ausdruck Vorſchub auch für 
Handlungen wirklicher Theilnahme. 
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yſtematiſchen Confequenz die Behandlung am Schlufſe bes 
erſten Abſchnitis unser den einzelnen Gattungen det Ver⸗ 
brechen erklaͤrt. Nur Hält es jene Anſicht leider nicht bei 
allen Verbrechen feſt, indem es ck 9. 192) ben Botſchub 
Aurch boshafte Unterlaffimg dev Verhinderung“ Beim Ver⸗ 
brechen des Hochverraths fin Mitſchuld erllärt. Dieß 
haͤlt der Entwurf von 1850 nicht bloß feſt, ſondern fügt 
noch 8. 201 bie Verbrechen ber Ausſpaͤhumg, unbefugter 
Werbung und ber Behandlung eines Menſchen ale Scla⸗ 
ven” Hinzu. Dasfelbe gilt Dans vom zweiten Fall des Bor- 
ſchubo durch Verhehlung“ (I.$.193), wo der Entwurf Die 
Zahl der erceptioiich zu behandelnden Berbrechen auch durch 
das Berbrechen der „Ausfpähung” und „Balichwerbung” 
vermehrt. Im Uebrigen ift das Meifte unverändert geblie⸗ 
ben, oder nur eine Erklärung, bez. geänderte Faffung in eis 
nigen Paragraphen gemacht. Neu tft der & 210, welcher 
noch einen fünften Fall bes Vorſchubs durch „Berleitung 
eines Soldaten zur Verletzung des Fahneneides ober zur 
Auflenumg” aufftellt und mit Kerker von 6 Monaten 





bis zu 1 Jahr beſtraft. Roch ſtrenger faßt Die Sache die 


Geſetzgebung von 1852, weiche die Berleitimg eines Sol 
beten zur Berlehung milktärifcher Dienftpflicht (Patent v. 
6. Mai 1852) nicht bloß mit fee ſtrengen, unter Umſtän⸗ 
den bio zur Todesſtrafe fleigenden Beſtrafung unterwirft, 
ſendern ben Thaͤtet auch den Militärgerichten zur Mb» 
urtheilung uͤberweiſt. | 

Das Hauptſtuͤck von Erloͤſchung ber Verbrechen durch 
Verjaͤhrung iſt im Ganzen unveraͤndert in den Entwurf 
übergegangen, und es find demnach auch theils bie eigen⸗ 
thuͤmlichen Bedingungen 1°), welche das Strafgeſetzbuch von 


16) Die Berjährung foll nämlich nur demjenigen zu Statten kom⸗ 
men, der a) von dem Verbrechen feinen Nutzen mehr in Händen, 
b) auch nad feinen Kräften Wiedererflattun geleiftet, c) Ad 
nicht aus Deflerreich geflüchtet, d) während der Berjährungszelt Fein 
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1803 tür die Erim Verjährung aufftellt (I. 8. 208) fliehen 
geblieben, theils bie mit Todesſtrafe bedrohten Verbrechen nach 
wie vor in fo weit unverjährbar geblieben, als nach Ablauf vo n 
20 Sahren noch auf Kerker von 10—20 Jahren erkannt 
werben fol. Ein Zuſatz bes Entwurfs (8. 220) beſtimmt, 
daß bei Perſonen, welche zur Zeit bes. mit Tod ober les 
benslänglichem Kerker bedrohten Verbrechens noch nicht das 
20. Jahr zurüdgelegt Hatten, das Verbrechen ald ein mit 
einer 10—20jährigen Strafe belegtes zu betrachten fei, 
mithin in 10 Jahren verjähre 1). 

Endlich iſt auch am ben hier noch zu erwähnenden 
Beitimmungen bed Strafgeſetzbuchs von 1803 Th. II. 3. 
Hauptfiid: „Bon Beftrafung der Unmuͤndigen,“ nichts ges 
Andert. 

Menden wir und mm zur Betrachtung ber allgemeis 
nen Beftimmungen 

II. Des revibdirten Strafgeſetzbuchs 
vom 27. Mat 1852, 
fo iſt bereits früher bemerkt, daß fich die neuefte und mit 
geſetzlicher Kraft ausgeſtattete NRevifion die Arbeit von 
1850 im Welentlichen angeeignet Bat. Wenn daher Pros 
feflor Hye in feinem ſchon erwähnten trefflichen Commen⸗ 
tar in der @inleitung S.10ff. „Die Hauptunterfchiebe 
bes revidirten Strafgejeges vom 27. Mai 1852 von jenem 
vom 3. Septbr. 1803 nad fieben „Haubtgruppen“ zu⸗ 
ſammenfaßt, jo muͤſſen die meiſten dieſer Unterſchiede ſchon 
dem Entwurf von 1850 vindicirt werben. Dieß gilt na⸗ 


neues Merbredien begangen hat. Wir möchten wohl aus der Pras 
ris erfahren, wie man dann bei verjährten Verbrechen über die 
Unterfuhung weglkommt, welche - $. 209 kraft der Ber: 
jährung nicht mehr Statt haben fol. 

17) Nadı dem öfterreih. Strafgeſetzb. verjähren nänlih Berbredhen, 
worauf lebenslängliche Kerferftrafe gefeßt tft, in 20 Jahren, foldhe, 
bie mit 10—20 Jahren bedroht find, in 10 Jahren, alle übrigen 
geringern Verbrechen In 5 Jahren. 
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| 
mersttich von ber Aufnahme ber ſeit 1803 erfchienenen Er⸗ 
gänzungen, Erläuterungen u. |. w. in das Geſetz, inſoweit 
fie mie dem urfprünglichen Geifte besfelben vereinbar und 
noch als angemeften erſchienen. Dagegen teilt uns aller 
dings fchon in demjenigen, was von genanntem Schrifts 
Keller als eine zweite Hauptverfchiebenheit (S. 11f.) her⸗ 
vorgehoben wird, auch ein hoͤchſt wichtiger Unterfchieb im 
Vergleich mit dem Entwurf von 1850 hervor. Lebterer 
eb nämlich bie Beſtimmungen bes oͤſterreichiſchen Preß⸗ 
gefeges vom 13. März 1849 unangefochten beflchen, 
während das nee Strafgefeb die materiellen Breßvers 
gehen mit in fi aufgenommen und nur die formellen 
Preßvergehen ber gleichzeitig mit ihm erlafienen Preß⸗Po⸗ 
lizei-Ordnung (Nr. 122 des Reichsgeſetzblattes) übers 
laſſen hats). ES beflimmt nämlich das Kundmachung 
patent vom 27. Mai 1852 Art. II., daß bie durch ben 
Inhalt von Druchkſchriften begangenen fteafbaren Hands 
kungen nicht mehr als befondere Preßvergehen zu 
behandeln und bemgemäß alle Hierauf Bezug habenden 
Beſtimmungen des Geſetzes wider ben Mißbrauch der Preſſe 
außer Wirkſamkeit zu. fegen fein. Es erkennen baher auch 
über materielle Preßvergehen biejenigen Gerichte, welche 
font über das fragliche Verbrechen, 3. B. ber Verlaͤum⸗ 
bung, Provocation zum Hochverrath u. |. w. zu erkennen 
haben wiürben. ' 

Wir haben grundfäglich gegen dieſe wichtige Aen⸗ 
derung in der Auffaſſung der Preßvergehen nichts einzu⸗ 
wenden und find laͤngſt der Meinung geweſen, daß man 
dem aflerdings nicht Hoch genug anzufchlagenden Gute ber 


18) ine kürzlich erfchienene Zuſammenſtellung der gefeßlichen, auf 
die Preffe bezäglichen ende iR die: 9. Harum, die 
eßorbuung vom 27. Mai 1852, nebft jenen Beftimmungen des 
neuen allgem. Stpchäe, Die auf Drudichriften Anwendung 
finden u. ſ. w. Beth, 1852. 
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Preßfreihen ein underechtigtes Gewicht beigelegt hat, wen 
man forderte, daß die durch bie Preſſe begengenen funk 
ren Hanbdlungen im einer Der Gerechtigkelt nicht entſprechen⸗ 
ben Weiſe, etwa im umgekehrten Berkälinis, wie in einer 
früßern barbariichen Zeit He Staatsverbrechen, als deliota 
extepta zu behanheln feiern Wir bedauern mur, daß nik 
bar richtigen Weg nicht bereits früher betreten Bat, fo Def 
Die jebige Aenderung von Bielen nur als eine Wirkung ber 
veaetionaͤren Steömung betrachtet werben wird. Sehenfalis 
muͤſſen wir aber neben jener Billigimg bed, die Behand- 
lung materieller Preßvergehen betreffenden Princips ber An⸗ 
ficht fein, daß ber Grundſatz auch in jeder Beziehung 
feftgehalten und nicht in einer bemielben verlebenden Weiſe 
wieber Beſtimmungen gemacht werben bürfen, burd welche 
mm mach einer andern Seite hin bie, üiberbieß durch Die 
Polizeiordnung hinreichend gefeflelte, Pteſſe bebrikft und 
diejenigen welche bie oft ſehr zarte Grenzlinie zwiſchen ſtraſ⸗ 
baren und ſtrafloſen Aeußerungen uͤberſchritten haben, in 
einer Weile getroffen werben, daß eine Art Heroisnus dazu 
gehoͤrt, wern ein vechtlicher, freifinzigerr Mann «8 wagen 
fol, die Preſſe zu, in gewiſſen Regionen mipfälligen, Mei 
nungs-Yeußerungen und thatjächlichen Mittheilungen zu bes 
nutzen, oder gar als Redacteur einer periodifchen Schrift 
zu fungiren. In Diefer Hinficht glauben wir aber der neuen 
Strafgeleßgebung einige Vorwürfe nicht erſparen zu koͤn⸗ 
nen, Die ſaͤmmtlich Darauf Binauslaufen, daß man im Eifer 
mögliche Ueberichreitungen bee Preſſe zu verhindern, bie f. 
g materiellen SBreßvergeben dennoch erceptiviich bee 
Bandelt Bat. Wir Heben in biefer Hinficht nur folgendes 
hervor: 

4) Der jegt erft eingeichobene $. 7 bed Strafgeſetzes 
von 1852 beftimmt dem Orundfab gemäß ganz richtig, daß 
bei einem durch eine Drudichrift begangenen Verbrechen 
in Beziehung auf die Strafbarkeit von Verfaſſer, Verleger, 
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Ueberſetzer, Herausgeber, Buchhändler, Druder und bei pe- 
riediſchen Schriften der Redacteur, bie allgemeinen Grund⸗ 
fäße der 96. 1,5, 6,8, 9, 10 und 11 bes Strafgeſetz⸗ 
buchs zur Anwendung kommen ſollen. (MBergl. die aus⸗ 
fuͤhrl. Erösterung über biefe Beſtimmung in Hy e's Eom- 
mentar 3. u. 4. Lie. S.271f.) Nach dem daneben gel 
tenben Preßgeſetz, VIII. Abichn. „Bon der Berantwort- 
lichkeit für den firafbaren Inhalt der Drudichriften” 8. 3Aff. 
ſollen aber bie bei Abfaffung, Drudlegung oder Verbreitung 
einer ftrafbaren Drudichrift mitwirfenden Perſonen, auch 
dann, wenn fie nicht nach ben Beflimmungen bes 
allgemeinen Strafgeſetzbuchs des durch bie Druds 
Ihrift begangenen Verbrechens oder Vergehen 
ſchuldig befunden werben, dennoch für den ftrafbaren 
Inhalt der Diudichrift verantwortlich fein und „wegen 
Bernadläffigung pflidtmäßiger Aufmerkſam— 
feit und Obſorge,“ nach gewiffen, die fteafrechtlichen 
Principien über Herftellung eines Schuldbeweiles durchaus 
verletzenden, Grundlägen beftraft werben und kann dieſe 
Strafe, ımter erfchiwerenden Umftänden, bis zu einem zwei⸗ 
jährigen Arreft auffteigen ($. 33 der Preßordn.). Man 
wird nicht leugnen können, daß dieß eine ganz erorbitante 
Abweichung von den allgemeinen Principien bed Strafges 
ſetzbuchs fei, und wird zugeben müffen, daß man jenen ges 
wiß zu billigenden Grundfaß von der gleichen Gerechtigkeit 
bei materiellen Preßvergehen nur gegen biefelben gewen⸗ 
det, aber nicht für Diefelben Kat gelten laſſen. Jene Rechts 
fertigung aber, baß hier die Vernadhläfligung pflichtmäßis 
ger Aufmerkjamfeit verantwortlih mache, ift faum eine 
fcheinbare zu nennen, indem damit, den PBrincipien bed Straf 
rechts zuwider, ber monftröfe Begriff einer culpofen Theils 
nahme vom Gelege aboptirt wird. 
2) Der $. 10 des neuen Steafgefebes beftimmt: 
Bei Verbrechen, die durch ale begans 
Archio. d. Erim. R. 1853. I. Et, 
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gen werben, beginnt bie Strafbarfeit ber Handlung 
für den Berfaffer, Ueberfeger, Herausgeber, Rebarteur 
und Verleger ($. 7.) mit der Lebergabe des zu 
vervielfältigenben Werkes zur Drudlegung; 
für die übrigen Schuldigen aber mit bem Anfange ih» 
ver Mitwirkung. 

Auch in biefer neu hinzugekommenen Beftimmung müfs 
fen wir eine Verlegung ber allgemeinen ftrafrechtlichen Prin⸗ 
eipien erbliden und fie deshalb als eine gegen bie Preſſe 
gerichtete erceptisiiche Maßregel betrachten. Es iſt offenbar, 
daß biefer $. 10 ſich an die allgemeine Beftimmung über 
die Strafbarfeit des Verſuchs im $. 8. (früher im Gel. 
von 1803 $. 7) anichließt und nur durch eine ebenfalls 
neu binzugelommene Beftimmung bed $. 9 über erfolglos 
gebliebene Anftiftung 19), welche aber auch im Zufammen- 
hange damit fteht, Davon getrennt wird. Wenn aber nad) 
bem unverändert gebliebenen $. 8 ber Verſuch erſt dann 


19) Der auch im Entwurf von 1850 fehlende $. 9 Tautet: „Wer, 
Jemanden zu einem Verbrechen auffordert, anelfert oder zu vers 
leiten fucht, if dann, wenn feine Cinwirkung ohne Erfolg geblie: 
ben war, der verfuhten PVerleitung zu jenem Verbrechen 
fhuldig und zu — Strafe zu verurtheilen, welche auf ben 
Verſuch dieſes Verbrechens zu — wäre.” Ges iſt domit 
eine im Geſetz von 1803 nicht entſchiedene und auch in der ge⸗ 
meinrechtlichen Theorie als in der particularrechtlichen Praris, z. 
B. auch in Hannover, wegen des fehlenden geſetzlichen Ausſpruchs 
verſchieden beantwortete Frage (vergl. meine Abhandl. im Archiv 
des Criminalrechts 1850 S. 281 f.) eben die Strafbarkeit der ers 
folglofen Anftiftung (der provocation non agrede des franzöfts 
fhen Rechts) erledigt, — nebenbei bemerkt, freilich auch nicht in 
einer den deutſchen ftrafrechtlichen Principien entiprechende Weiſe, 
befenders wenn damit, wie es ſcheint, die erfolglofe und die mit 
Erfolg begleitete Anftiftung in gleicher Weile als Berfuh des 
Berbredhens hingefellt wird. Was Hyea.a. O ©. 34 f. 
zur Rechtfertigung der Vorfchrift des 5.9 ausführt, erfcheint uns 
nicht genügend, und inihrer großen Allgemeinheit können wir 
die vom Geſetz hingeſtellte tung ber bisherigen Streitfrage nicht 
als "eine gelungene bezeichnen. Vergl. auch die 58. 300f. im 2. 
Theil des neuen Strorgefebes, durch weldye die Strafbarfeit von 
MeinungesAeußerungen auf eine maaßloſe Weife ausgedehnt wird. 
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ſtrafbar Ift, wenn „ber Bößgefinnte eine zur wirklichen Aus⸗ 
führung führende Handlung unternommen Bat,” fo willen 
wir allerdings fehr wohl, daß dieſe Beſtimmung einer vers 
ſchiedenen Auslegung fähig ift und wirklich unterlegen Bat; 
allein fo viel fcheint und unzweifelhaft zu fein, daß bie Ue⸗ 
bergabe des Manuſcripts zur Drudlegung noch Feine „zur 
wirklichen Ausübung führende Handlung“ genannt werben 
fann, wenn man nicht die vom Geſetze beabfichtigte Graͤnz⸗ 
beſtimmung binfichtlich des Anfangspunftes ber Strafbar- 
feit ganz verwilchen will. Auf das Gebiet bes Strafrechts 
gehört nur bie „Aufforderung, Anweiſung oder Berleitung” 
Anderer zum Berbrechen, und bei münblichee Provocation 
wird es Niemandem einfallen, den fchriftlichen Entwurf zu 
einer Rebe ftrafbaren Inhalts al eine zur wirklichen Auss 
übumg führende Handlung qualificiren zu wollen. Wo ſich 
mın Jemand bes Mitteld der Preſſe bedient, kann es in 
ber That gar feinem Zweifel unterliegen, baß lediglich bie 
Berbreitung ber Drudichrift die zur wirklichen Aus» 
übung führende Handlung fei, wern man nicht zu ber 
vollig unberechtigten Anffaffung feine Zuflucht nehmen will, 
baß in dem Druden das Berbrecheriiche oder hefien Ans 
fang liege 2°). Wäre das ber Fall, fo Eönnte mit demſel⸗ 


20) ig dieſem Gedanken und ber Bermifchung des polizeilichen 
und ſtrafrechtlichen Geſichtspunktes beruht die verfuchte, aber wie 
wir glauben, nicht gelungene SING der Vorfchrift des 

10 bei Hye aa. D. S. 344f. — Wenn übrigens die Bes 
mmung des $. 10 bereits von Manchen 3. B. von P. Ha- 
rum, bie Preßorbn. v. 27. Mai 1852 (©. du) fo interpretirt 
wird, mit der Uebergabe zur Drudlegung werde das durch die 
—X8 zu begehende Verbrechen (Bon vollendet, wos Hye 
a. O. ©. 346 f. zu widerlegen fucht, fo zeigt ſich hierbei wies 
be wie gewöhnlich ein Heberfihreiten der tiätigen Linie durch das 
Gelb einen noch ärgern Breeß der Interpretation im Gefolge hat. 
Der erhebliche Unterſchied, ob der Inhalt einer Drudihrift an 
ſich nur Berfuh duch Brovocation zu einem andern Berbrechen 
iſt, oder wie 3. 3. bei Mafeftäte- Beleidigung, Verläumbung u. 
f. w. das Berbreihen materiell ſchon felbft enthält, ift bei dieſer 
wunderbaren Gontroverfe ganz unerwogen —— 
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ben Rechte auch die Anfertigung bes Manufcripts da⸗ 
für gelten. Voͤllig richtig beftimmte der $. 34 bes öfter 
reichifchen Preßgeſeges vom 13. März 1849: 

„Die in ben 96. 23—35 angeführten Uebertre⸗ 
tungen unterliegen den Steafbeflimmungen biefes Pas 
tentes, wann bie Hinausgabe ober Berfendung 
ber fträflichen Drudichrift begonnen bat.“ 

Dieß war in ber That eine den allgemeinen ftraf- 
rechtlichen Grundfäten entfpredhende Beftimmung; 
ber $. 10 des neuen Strafgefeßes dagegen beruht auf einer 
offenbaren Vermifchung des polizeilichen mit dem ftraf- 
rechtlichen Geſichtspunkt, If eine gegen bie Preſſe 
ſel bſt gerichtete Abnormität und verftößt mithin gegen ben 
Grundfaß, durch weichen mar die Beleitigung bed Preß⸗ 
geſetzes von 1849 in Betreff feiner ftrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen zu rechtfertigen gelucht bat. Deshalb müflen wir 
ben $. 10 entichieven mißbilligen und bedauern, daß er in 
das Geſetz aufgenommen worden ift. 

3) Einen dritten ſehr erheblichen Beleg fuͤr die von 
uns dem neuen Strafgeſetz zum Vorwurf gemachte erceptis 
viiche Behandlung ber materiellen Preßvergehen finden 
wir in den firafredhtlichen Beflimmungen über ganz 
liche ober theilweile Verwirkung ber, nach $. 13 ber Preß⸗ 
ordnung vom 27. Mat für jede period iſche Drudichrift 
politifchen Inhalts zu leiftende Kaution?) Wir wol: 
len nicht unterluchen, inwiefern bei der fonftigen Beſchaf⸗ 
fenheit des bie Prefie an alle möglichen Zügel, auf bie 
nur der Name Cenſur nicht paßt, legenden Preßgeſetzes auch 
noch das Mittel der Cautionen erforderlich war. Glaubte 


21) Noch mehrere Belege für bie exceptiviſche Behandinng ber durch 
den Inhalt einer Drudichrift — ſtrafbaren Handlungen 
ließen ſich aus dem II. Theil des Strafgeſezes, welche die Vers 
gehen und Uebertretungen betrifft, beibringen. Ban vergl. z. 8. 
$. 251. 305. 310. 


revidirte öfterreichifche Strafgefekgebung. 165 


man aber, fie nicht entbehren zu können, dann Hätte man 
ſte doch zu weiter nichts benuten follen, als wozu fie bei 
ehrlich gemeintem Repreſſto⸗Syſtem und geiehlich geregelter 
Preßfreiheit ba fein follen, nämlich um ald Dedungs» 
mittel für die bucch formelle oder materielle Preßvergehen 
verwirkten Gelbftrafen resp. etwaigen Schabenerfaß zu die⸗ 
nen. Damit Bat fich aber das neue Strafgeſetz nicht bes 
gmügt, indem es im $. 28 beflimmt: Ä 
„Benn ein Verbrechen burch eine periodiiche Druck⸗ 

ſchrift, wofuͤr eine Caution beftellt ift, begangen wurde, 

fo it neben ber gefeglidhen Strafe ber gämı- 
liche oder theilweiſe Verfall der Caution zu Gun⸗ 

ften des Armenfonds bed Ortes, wo bie ftrafbare Hand» 
hung begangen mwurbe und zwar bei Verbrechen” u. f. 

w. (e8 folgen nun bie nähern Beftimmungen) „zu ers 
fernen.” Ä 

So wird alfo über ben ober bie wegen eines materiellen 
Preßvergehens zu Berurtheilenden noch eine beſon dere, 
nach Umftänden jehr Hohe (bis zu 10,000 fl. gehende) 
Geldſtrafe über die gefegliche Strafe hinaus, und ohne 
daß fich dieß als eine rechtliche Folge ber Verurthei⸗ 
Iung betrachten ließe, wie es allenfalls hinſichtlich ber 
Beſtimmungen des $. 29 geichehen koͤnnte?), ftrafrecht- 
lich verhängt. Der Berurtheilte wird Bier alſo anders ge- 
firaft, als es für dasſelbe Verbrechen, wenn es nicht buch 
die Preffe begangen worden wäre, der Fall geweſen fein 
würde. Es wird, kann man fagen, die Preſſe felbft ge 


— — 


22) Der $. 29 beſtimmt nämlich, dag in dem Falle, wenn ein Ver⸗ 
brechen durch eine periodiſche Drudichrift begangen wird, auf bie 
Einſtellung des weitern Erſcheinens derfelben bis auf die Dauer 
von drei Monaten und bei befonders erfähwerenden Umfäuden 
auf deren gänzlihe Unterbrüdung erfannt werden Eönne. Auch 
könne in ſolchen Faͤllen auf Vernichtung der für ſtrafbar erflär- 
in D rift, ſowie auf die Zerſtoͤrung des Satzes, der Plat⸗ 
ten, Formen u. ſ. w. erkannt werden. 
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ſtraft, und es kann biefe Strafe, anerfannten Grunbfähen 
bes Griminalrechts zuwider, leicht einen an dem Verbre⸗ 
chen ſelbſt ſtrafrech tlich ganz Unbetheiligten treffen, 
der eben nur formell nach dem polizeilichen Preßgeſetz 
haftet. Erwaͤgt man nun zugleich, daß auch der Verluſt 
bes auf bie Preſſe bezuͤglichen Gewerberechts, z. B. ber Dru⸗ 
ckerei u. ſ. w. vom Ermeſſen ber Adminiſtration in Folge 
der richterlichen Verurtheilung abhaͤngig iſt, und daß jeden 
wegen eines Verbrechens Verurtheilten nach $. 16, c dau⸗ 
ernd die Ausichließung von ber verantwortlichen Res 
daction periobifcher Drudichriften trifft, jo kann man leicht 
überfehen, welcher Cumulus von ſchweren, vielleicht Die ganze 
bürgerliche Eriftenz vernichtenden Rachtheilen neben ber 
geieglichen Strafe in Defterreich über Denjenigen verhängt 
wird, welcher ein Verbrechen burch eine Drudichrift began- 


gen hat. 
Gortſetzung folgt.) 


Drud von Gebr, Meyer in Braunſchweig. 


a De Berlage von C. A. Schwetſchke & Sohu find früher 

euen 

Abegg, 3. Br. H., ber Entwurf des Strafgeſetzbuches für 
die Preußtfchen Staaten vom 10. Dee. 1880. Kritiſch 
betrachtet in DVergleihung mit den Entroürfen von den 
Fahren 1843 und 1847.. (Archiv 1851, 2, Beilage: 
beft.) 8. 1851. aeh. 15 Sgr. 

—— Betrachtungen über die Verordnung betreffend bie Ein- 
führung des mündlichen und öffentlihen Verfahrens mit 
Geſchwornen in Unterfuchungsfachen im Königreich Preu⸗ 
Gen. 8. 1849. geh, 16 Sgr. 

Bundesrechtliche Bragen, actenmäßig bargeftellt, 1851. 

geh. 8%. 1 Thlr. 24 Ser. 

Seffter. A. W., Lehrbuch des gemeinm deutſchen Crimi⸗ 
nalrechts mit Rücfict auf die nicht erchufiven Landes- 
rechte. Vierte verbefjerte Auflage, mit einer vergleichenden 
Ueberfiht der neuern Strafgefeßgebungen. gr. 8°. 1848. 
2 Thir. 20 Ser. 

Lange, C. F. W., Examinatorium über die Römische 
Rechtsgeschichte. In Fragen und Antworten zur Vor- 
bereitung auf academische und Staats-Prüfungen. gr. 
8%. 1847. geh. 1 Thlr. 

v. Madai, ©. 5, die Statuliberi des Römifchen Rechts, 
80%, 1 Thlr. 

v. Madai, C. D., bie Lehre von der Mora. Dargeftellt 
nah Grundfä äßen des Römiſchen Rechts. gr. 8%. 2 Thlr. 

Mühblenbruch, C. Fr., doctrina Pandectarum. 3 Voll. 
Ed. IV. multo auctior et emendatior. 8 maj. 1838. 
4 Thl. 

—— Lehrbuch des Pandecten-Rechts. Nach der doctrina 
Pandectarum deutſch bearbeitet. 3 Thle. Ate verbeſſerte 
en von D. C. v. Madai. gr. 8. 

1844. 


_— — der Inſtitutionen des Römifhen Rechts. 2te 
verb. und verm. Auflage, herausgegeben von €. Wipper: 
mann. gr. 8. 1847. geb. 1 Thl. 20 Ser. 

v. Schirach, Carl, über politifche Verbrechen. (Archiv des 
Dee 1851, 18 Beilageheft.) 8. 1851. geb. 

9 Sgr 

ilimane, C. A., Handbuch für angehende Juristen, zum 

Gebrauch während der Universitätszeit und bei dem 


Eintritte in das Geschäftsleben. 2te berichtigte und 
mit Zusätzen versehene Auflage, herausg. von C. Ed. 
Pfotenhauer. gr. 8. 1846. 3 .Tbl. 

Wilda, W. E., Geschichte des deutschen Strafrechts. 
ir. Bd. A. u. d. T.: Das Strafrecht der Germanen, 
gr. 8. 1842. cart. 4 Thl. 15 Sgr. 


In unserm Verlage ist ferner erschienen: 


Handbuch 


der 


gerichtlichen Medizin 


Mit Benutzuug 


eigener Untersuchungen nach dem heutigen Stand- 
punkte der Naturwissenschaften 
für 
Aerzte und Juristen 


bearbeitet von 


L. Mrahmer, 
ausserordentl. Professor der Medizin in Balle. 


gr. 8. Preis 2 Thir, 71% Sgr. 


Dies Werk hat in den geachtetsten medizinischen und juristi- 
schen Zeitschriften Deutschlands die glänzendsten Beurtheilungen 
gefunden und sich auf vielen Universitäten als Compendium aus- 
gezeichnet bewährt. 

Richtern und angehenden Juristen ist dasselbe als treff- 


liches Hülfsbuch namentlich zu empfehlen. 
Braunschweig. 


©, A. Schwelschke & Sohn. 
£ (M. Bruhn.) 


Archir 


des 


Criminalrechts. 


Neue Folge. 


Herausgegeben 


von 


A Breslau, in Münden, 
8. M.B. Birabanm 48. Heffter E, Herrmann 
in Gießen n Berlin, . in Göttingen, 
in Heidelberg, in Göttingen. 


Jahrgang 1853. 


Zweites Stud. 
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(M. Bruhn.) 
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VI. 
Die ftrafrechtliche Veranwortlichkeit 


der 
Aerzte, Wundärzte, Apothefer und Hebammen 
wegen 


Kunſtfehler oder anderer Handlungen oder Unter: 
laffungen in Bezug auf Ausübung ihrer Kunft, 
erläutert durch merkwürdige Rechtsfälle, 
von 
Mittermaier. 

Zweiter Beitrag. 


Sudt man die Orundfäge auf, welche den Richter 
bei der rechtlichen Beurtheilung von Fällen leiten follen, 
in welchen gegen eine Medicinalperfon wegen der bei Aus- 
übung ihrer Kunft vorgenommenen Handlungen oder vor- 
handenen Unterlafjungen eine Anjchuldigung auf den Grund 
eined eingetretenen ſchaͤdlichen Erfolges erhoben wird, fo 
muß man Davon ausgehen, daß die Stellung dieſer Per⸗ 
fonen ihnen zwar feinen Freibrief für Handlungen ober 
Unterlafjungen gewähren kann, welche, wenn die Anſchuldi⸗ 
gung andere Perſonen treffen würde, eine ftrafrechtliche 
Berantwortlichfeit derjelben begründete, daß aber die Ei- 
genthümlichkeit der Lage, in welche eine Medicinalperjon 
in Bezug auf die Anwendung ihrer Kunft verjegt wer- 
den kann, den Richter verpflichtet, bei der Beurtheilung 
der Schuld dieſen beſonderen Verhältniffen, unter welchen 
Handlungen oder Unterlaffungen von Medicinalperfonen 
vorfommen fönnen, Die geeignetfte Rechnung zu tragen. 

Arqiv d. Er. R. 1853. II, St. Mr 
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I. Unbezweifelt wird gegen den Arzt, Wundarzt, Ge: 
burtshelfer, Apothefer Strafe begründet fein, fo oft foldhe 
Perſon mit rechtswidrigem Vorſatze ihre Stellung miß- 
braucht, um einen ftrafgefeßwidrigen Erfolg herbeizuführen. 
Es bedarf darnach Feines Beweiſes, Daß der Arzt oder 
Wundarzt, welcher im Einverftändniffe mit andern Perſo⸗ 
nen, welche verbrecherifche Zwecke erreichen wollen, oder 
felbftändig mit böfem Vorſatze eine Perſon durch Beibrin- 
gung von Gift oder Stoffen, welche nad) den vorliegenden 
ihm befannten Umftänden den Tod herbeiführen mußten, 
ober Durch Dig abſichtlich zum Nachtheile einer Perfon be 
wirkte Vornahme einer Operation oder durch Unterlaffung 
eines zur Rettung der Perſon nothwendigen Heilverfahrend 
töbtet oder Förperlich verlegt oder den Verfuc Dazu macht, 
ebenfo wie der Apothefer, welcher mit rechtswidrigem Bor- 
fage gegen die Vorfchrift des Arztes fchädliche Stoffe giebt, 
oder Veranftaltungen macht, Daß Die vorgeichriebenen Heil- 
mittel nicht angewendet werben (4. B. wenn er flatt Des 
Gegengiftes, das nach ärztlicher Vorfchrift einem Bergif 
teten gereicht werden follte, eine andere unwirkſame Arznei 
bereitet), nad) den allgemeinen Steafgefehen beuctheilt wer⸗ 
den müflen. 

U. &8 kann ebenfo wenig zweifelhaft fein, Daß Me: 
dieinalperfonen Durch Das Verlangen der Berfon, an wel 
her die ſchaͤdliche Handlung vorgenommen. wird, nicht fleafs 
[08 werben koͤnnen, 3.3. wenn fie demjenigen, welcher ſich 
töbten will, Gift geben; es ift Har, daß fle felbft unter 
Umftänden noch ſtrafbarer werden, ald wenn andere Pers 
fonen die nämlihe Handlung verübten.) Der Uwftand, 
daß der Arzt auf Verlangen des Verletzten den fchädlichen 
Erfolg Herbeiführt, koͤmmt ihm nur in fo weit zu Statten, 


1) 3. B. wenn der Arzt eine Kinderabtreibung, obgleich mit Wils 
len der Schwangeren bewirft. 
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als nach den Gefeben überhaupt unter gewiſſen Umftäns 
den die Tõdtung eines Einwilligenden milder beurtheiltiwirb. 9) 
11. Bon befonderer Wichtigkeit find Die Säle, in wels 
hen der Geburtöhelfer in die Lage kümmt, in welcher er 
eine Handlung vornimmt mit dem Bewußtfein und dem 
Willen, einen Erfolg herbeizuführen, weldyer durch den Buch⸗ 
ftaben eined Strafgeſetzes verpönt ift, indem er dazu durch 
jene Berufspflichten genöthigt wird, und wo er gerechter 
Weiſe als firaflos erklärt werden muß. Hieher gehört: 
A. der Hal der Perforation (auch Craniotomie 
genannt), B. der Fall der fünftlihen Fruͤhgeburt. 
Beide Faͤlle Ichren, wie der Gefebgeber ſich hüten muß, 
durch Die von ihm gebrauchten Ausdrüde oder aufgeftell- 
ten Begriffe, 3.3. von dem Dokus, Richter und Geſchworne 
irre zu leiten vder zu nöthigen, eine nach richtigen Grund» 
jagen fraflofe Handlung als ftrafbar zu erkennen, weil 
der zu weite Ausdrud des Geſetzes auch dieſe Handlung 
umfaßt. 
In Bezug auf PBerforation hatte der Verfaſſer der 
vorliegenden Abhandlung in diefem Archive) und in fels 
ner Ausgabe von Feuerbach Lehrbuche*) Die rechtliche 


2) 3. B. wenn der Arzt dem Tobtfranfen auf fein Verlangen, um 
die Qualen des Todesfampfes abzufürzen, Bift giebt. Hieher 
gehören die in neueren Gefegen enthaltenen befonderen Straf: 

eſtimmungen für den Fall der Tödtung eines Cinwilligenberl 

„(0 die Geſetze in meiner Ausgabe von Feuerbachs —* 
$. 35 Note). Mit Recht hat der neue koͤnigl. ſachſ. Entwurf 
des — — 6.155 für ſolche Faͤlle nur Gefaͤngniß oder 
Arbeitshaus bis 4 Jahren gedroht. Wie nachtheilig es wird, 
wenn ein Geſetzbuch, wie das neue preußiſche, Feine ſolche Be⸗ 
fimmung enthält, lehrt der neuerlich in Berlin vorgefommene 
Fall des Todesurtheild gegen Kühne. Wie — die Begnadi⸗ 
gm in ſolchen Yällen das durch ein foldhes Urtheil verlepte 

—— des Volkes befriedigen kann, ergiebt ſich in 
dem Falle klar. 

3) Archiv VE. Band Nro. 19 u. Jahrg. 1835, ©. 147. 

4) Feuerbach $. 207 Note II. f. dort auch die Literatur über ben 
Gegenſtand bis 1847. 
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Zuläffigfeit und Straflofigfelt der Perforation behauptet, 
nämlich jener Handlung, bei: welcher der Geburtöhelfer das 
lebende Kind im Mutterleibe tödtet und ſtückweiſe heraus: 
zieht, um die Mutter zu retten, welche wegen Enge des 
Beckens das Kind nicht gebären koͤnnte und dem Kaiſer⸗ 
fchnitte ſich nicht unterwerfen will. Die Nothwendigkeit 
der Vornahme dieſer Handlung, bei welcher der Geburts⸗ 
helfer wohl weiß, daß er ein lebendes Kind tödtet und 
diefen Erfolg auch bezwedt, ift auch von allen Arztlicdyen 
Autoritäten anerfannt; 5) fie findet ihre Rechtfertigung durch 
die Lage des Arztes, welcher gerufen ift, zur Bewirkung 
der Entbindung durch feine Kunft beizutragen, zunächft das 
Leben der Mutter zu retten, und in der Unmöglichkeit fich 
befindet, unter den vorhandenen Umftänden, ohne Das Opfer 
Des Lebens des Kindes das vorausfichtlich ſchwer bedrohte 
Leben der Mutter retten zu fönnen. Alles koͤmmt nur 
darauf an, ob von Seite des Arztes alle ihm zu Gebote 
ftehenden geeigneten Mittel angewendet worden find, ohne 
dies außerordentliche Mittel der Berforation die Entbin- , 
dung zu bewirken, und zwar indem die Mutter bewogen 
wird, den Kaiferfchnitt zu geftatten.) Hier muß aber dem 
Richter dringend empfohlen werden, nicht in einem gewiſ⸗ 
fen ftarren Zormalismus Die Handlung des Arztes zu be 
urtheilen, der vielleicht zu raſch Die Berforation anmwendete; 
der verftändige Richter darf Die furchtbare Zwangslage, 
in weldyer der zum Handeln aufgeforderte, von allen Sei- 
ten auf verjchiedenartige Weiſe beftürmte Arzt fich befin- 


5) ©. — den in meiner Note zu Feuerbach Genannten, Friede⸗ 
rich, a für nat sargneinunde 1. Thl. ©. 698. Gafper, 
Biertelfahrfehrift II 

6) Die ſchlimmſte Lage — — wenn die Mutter bewußtlos 
iſt. Der Ausweg, welchen ein oflerreichiſcher N (in 
d. öfterr. Beitfchrift für Rechtsgelehrfamfeit 1847 IL.Bp. S. 342 
vorfhlägt, die nächfte das Waifenamt beforgende Behörde ent: 
ſcheiden zu laſſen, kann nie gebilligt werben. 
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det, ebenſo wenig unbeachtet laſſen, als die Ruͤckſtcht, daß 
die häufig geſtellte Forderung, nad) welcher der Arzt in 
diefen Fällen Die Berathung der Verwandten einholen”) oder 
fein Handeln von dem ‚theologiihen Gutachten abhängig 
machen jolle,®) eine unverftändige ift, weil jedes zu aus⸗ 
gedehnte Zuwarten des Arztes oder die Forderung, vorerft 
mit der Zange herumsuzerren, bis das Leben des Kindes 
erloſchen ift, ein höchft gewagtes wird, auch häufig mit 
dem ficheren Tode von Mutter und Kind endigt. 9) 
Nicht weniger bedarf der Fall der kuͤnſtlich vom Ge: 
burtöhelfer bewirften Kindesabtreibung einer näheren Erwä- 
gung. Dies Mittel wird nothwendig in den Fällen, 1% in 
welchen wegen bebeutender Beckenverengung der Geburts- 
helfer erfennt, daß eine Entbindung auf natürlichem Wege 
ohne dringende Lebensgefahr für Die Gebärende nicht zu 
erwarten ift und nur dadurch Mutter und Kind gerettet 
werden können, wenn zu einer Zeit, in weldyer das Kind 
bereits lebensfählg ift, Das noch weniger umfangreiche Find 
aus der Mutter gebracht werben kann, Die früßzeitige Ent- 
bindung zweckmaͤßig auf fünftlichem Wege bewirkt wird. Die 
Nothwendigkeit dieſes Mitteld (ald einer Operation salu- 
taire et indispensable, wie die Brüffeler Akademie fie 
nennt) ift von mediciniſchen Autoritäten anerkannt !D und 


7) Man vergißt, daß der Ehemann und die Verwandten Fein Recht 
haben, zu entfcheiden, ob Mutter oder Kind geopfert werden foll, 
und Mr bei ihrer Entſcheidung oft die unreinften Motive (jelbft 
ohne klares Bewußtſein) einwirken. 

8) Dies wurde in Belgien behauptet, aber Fräftig erflärte fich die 
academie de medecine von Brüffel neuerlic) dagegen (Belgique 
judieiaire 1853 Nro. 3 p. 47 und billigt die Perforation. 

9) Man denke nur daran, bar dann oft die Mutter an Erfchöpfung 
der Kräfte oder an dem Berften der Gebärmutter ftirbt. 

10) Auch auf diefen Ball Habe ich in meinen Noten (Note VIE zu 
Feuerbachs Lehrbuch $. 393) mit Angabe der bis dahin erſchie⸗ 
nenen Literatur aufmerffam gemacht. 

11) Belgique judiciaire 1853 p. 47. Dubois in Gazette medicale 


⸗ 
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die Handlung muß als ftraflofe anerfannt werben, 12) weit 
auch Hier eine Zwangslage eintritt, in welcher, wenn Das 
(nach aller Wahrfcheinlichkeit das Leben des Kindes und 
der Mutter erhaltende) Mittel nicht gewählt wird, Das 
Leben der Mutter ficher (Häufig aud) das des Kindes) be- 
droht ift. 

IV. Die am häufigften vorfommende Frage ift die: 
in wie fern eine Medicinalperſon wegen eines fchädli- 
hen, durch ihre Handlungsweile oder Unterlaffungen in 
Bezug auf die Ausübung ihrer Kunſt herbeigeführten Er- 
folgs ftrafredhtlicd, Durdy Subfumtion der Handlung unter 
die Strafgefege über fahrläffige Todtung oder Körperver- 
letzung verantwortlich werden kann. Daß eine folche Ber: 
antwortlichkeit im Allgemeinen angenommen werden fann, 
darf nicht bezweifelt werden, weil Jeder wegen bes ſchaͤd⸗ 
lichen Erfolgs feiner Handlungen oder der Unterlaffungen 
von Handlungen, zu denen er rechtlich verpflichtet war, 
wegen Unbedadtfamfeit!®) verantwortlidy. fein muß, 
fobald er nach allgemeiner Erfahrung oder nad) feiner be 
fonderen Kenntniß bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerf- 
famfeit die möglicher Weiſe eintretende Rechtsverletzung vor⸗ 
beriehen und vermeiden konnte. Wie überhaupt dem Ridy- 
ter bei der Anwendung der Strafgefege über culpa bie 
hoͤchſte Vorficht und Erwägung der fleinften Nebenum⸗ 
ftände des Falles zur Pflicht gemacht ift, um die oft fo 
ſchmale Gränze zwifchen Zufall und culpa richtig zu wuͤr⸗ 


_— 





— — — 


de Paris 1843 Nr.9. Annales nen legale, 1843, Juillet. 
Friedrich, Centralarchiv I. ©. 6 

12) Graeve de crimine partus ed Traject. p. 48. Jaeger de 
vineulo juris inter medicum et aegrot. p. 59. Das bapifche 
nn Art. 251 fordert daher zur Strafbarfeit rechts- 
widrigen Vorfak. 

Der neue koͤnigl. ädhf. Entwurf eines Strafgeſetzbuchs (v. 1853) 
Art. 47 wählt den Ausdruck Unbedachtſamkeit, weil er am um: 
faffenbften alle anderen deutſchen Ausbrüde (Kahrläffigkelt, Nach⸗ 
läffigfeit, Mebereilung, Unvorfichtigfeit) am beften begrefit. 


13 
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Digen, jo muß dieſe Erwaͤgung ber befonderen Berhäft- 
niffe der Medicinalperfonen vom Richter gefordert werben. 
Es kommen dabei vorerft einige Punkte vor, über welche 
es der Verfländigung bedarf. Insbejondere bedarf es einer 
Prüfung, in wie fern derjenige, welcher unberechtigt Kranke 
behandelt und Mittel anwendet, die gefeglich nur von einer 
berechtigten Medicinalperfon angewendet werden dürfen 
(der fogenannte Pfuſcher) oder auch derjenige, welcher Die 
ihm bei feiner Anftellung als Mebicinalperfon gezogenen 
Graͤnzen überfchreitet, wegen einer bei der medicinifchen Be⸗ 
handlung verurfachten Nechtöverlegung anders beurtheikt 
werden muß, als diejenige Medicinalperion, welche inner- 
halb der Gränzen ihrer Berechtigung handelte und bei 
diefer Gelegenheit einen ſchaͤdlichen Erfolg herbeiführte. 

Unſere Leſer erinnern fi, daß in England Die Rechts- 
übımg feinen Unterichied zwifchen dem unberechtigten und 
berechtigten Arzt macht, und da, wo durch Die von einer 
Perſon unternommene ärztliche Behandlung eine Rechts⸗ 
verlegung bewirkt wird, ohne Rüdficht, ob Der Angeklagte 
ärztliche Befugniffe Hatte, die Beurtbeilung fi) nur Darauf 
richtet, ob ihm ein Vorwurf geoßer Nachläffigkeit gemacht 
werben Tann. Als am 5. April 1851 in London eine Frau 
vor Gericht ftand, weil fie einer andern Frau, welche an 
unterdrüdter Menftruation litt, aconitum gegeben hatte, 
was fie für weiße Lilie hielt, und die Kranke ftarb, ergab 
fi, daß die Angeklagte die nämliche Arznei auch für ſich 
in ähnlicher Krankheit mit gutem Erfolge gebraucht Hatte. 
Der Richter machte die Geſchwornen darauf aufmerkſam, 
daß es wohl Darauf anfommen würde, ob nicht Die Angeklagte 
in gutem Glauben handelte; Die Geſchwornen ſprachen fie 
darauf frei. Als am 3. März 1853 in London ein ger 
wiſſer Bafmer (ein fogenannter Herb Doctor) angeklagt war, 
daß er einer Frau, Die an Afthma litt, Lobelia gegeben 
habe und die Frau daran geftorben fei, ergab fich aus der 
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Section, daß der Magen und die Lungen der Verſtorbe⸗ 
nen jehr entzündet waren und der Gebraudy der Lobelia 
den Tod beichleunigte. Profeſſor Lotheby in London ers 
färte vor dem Gerichte, DaB die Kranfe an der ges 
gebenen Dofts Lobelia wohl fterben fonnte. Im Kreuz: 
verhöre gab er zu, daß in der legten Zeit Lobelia vor: 
zuͤglich auch bei Aſthma viel gebraucht würde. Der Praͤ⸗ 
fivent (Maule) ſprach aus, daß die Anklage wohl nicht 
aufrecht erhalten werden fönnte. Die Frage feinun, ob der 
Angeklagte forglos handelte, indem er eine ungeeignete Doſis 
Zobelia bei dem vorhandenen Entzündungszuftande gab; 
allein e8 komme darauf an, ob der Angeklagte den Zus 
ftand der Lunge kennen konnte; Dies ſei nicht hergeftellt. 
Die Gejchwornen fprachen das Nichtſchuldig aus. — Wir 
find überzeugt, daß man ſich in Deutichland und in Län- 
dern, in weldyen das Medicinalweſen gehörig geordnet ift, 
auf dieſe engliichen Anfichten nicht berufen kann, weil es 
in England leider an einer gewiſſen heilſamen Eimichtung 
mangelt, Daß Arztlihe Kunft nur von demjenigen ausge: 
übt werden kann, welcher dazu von dem Staate als bes 
rechtigt erklärt wird, und daß bei Wundaͤrzten, Hebammen 
geieglidy beftimmte Gränzen bezeichnet find, innerhalb wel: 
her der Angeftellte feine Kunſt ausüben kann, fo daß die 
unberechtigte Ausübung durch Strafgefege verpönt ift. Wir 
find überzeugt, daß dadurch die Stellung des Pfufchers 
und der die Graͤnzen ihrer Berechtigung überfchreitenden 
‚Medicinalperion im Gegenſatze des berechtigten Arztes in 
Deutſchland eine andere ift, ald in England. Schon der 
Art. 134 der Garolina icheint auf den Unterfchied von 
Pfuſchern und berechtigten Aerzten zu deuten; gewiß ift 
e8 audy), Daß auf denjenigen, der unberechtigt eine Kunſt 
ausübt, welche nur in den Händen eines geübten techniſch 
gebildeten Mannes eine heilbringende, in den Händen ei- 
ned Andern häufig eine gefahrbrohende ift, der roͤmiſche 
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Ausſpruch: culpa est miscere se rei ad se non per- 
tinenti, 14) angewendet werden fann. 15) Vorzüglich wird 
die Unterfcheidung in fo fern wichtig, al8 dem Unberech⸗ 
tigten manche Rüdfichten der milderen Beurtheilung der 
Sunftfehler nicht zu Statten fommen, welche für den be: 
rechtigten Arzt geltend gemacht werden können. Während 
der Letztere bei feinem Heilverfahren die Vermuthung für fich 
hat, daß er Die gehörigen Senntniffe beige und bei der 
Ausübung feiner Kunft nur im Intereſſe der Foörderung 
der Heilfunft gehandelt habe, kann der Pfulcher, der fich 
unbefugt und jelbft gegen Das Geſetz zur Heilung zudrängt, 
auf ſolche Bermuthungen ſich nicht berufen. Während wir 
darnach einen Unterſchied der Stellung der unberechtigten 
Medicinalperſon anerkennen, müffen wir uns gegen andere” 
Anfichten, Die man Häufig aufftellt, erflären. Man ver: 
wechfelt hier offenbar zwei Fragen: D) ob eine Berfon, 
welche unberechtigt Heilfunft ausübt, deswegen ftrafbar 
it, und da, wo fie eine Rechtöverlegung verurjacht, Die 
Strafe der Fahrläffigfeit firenger auszumeſſen iſt, als bei 
derjenigen, welche berechtigterweiſe die Heilfunft ausübt, 2) ob 
die bloße umberechtigte Ausuͤbung einer Kur, Die nur 
einer berechtigten Mebicinalperion zufteht, für alle Folgen 
jener Handlung verantwortlich macht. Während die erfte 
Trage bejaht werden muß, kann bie zweite in ihrer All⸗ 
gemeinheit verneint werben. Wer eine ftrafgefegwidrige 
Handlung verübt, leidet die im Geſetze gedrohte Strafe; 
aber in Bezug auf die Verantwortlichfeit wegen der Sol: 
gen der Handlung ift er rechtlich in der nÄämlichen Lage, 


14) C. 36. D. de reg. jur. 


15) Ueber die Nothwendigfeit, einen Unterfchied zwifchen der unbe- 
techtigten und berechtigten Mebicinalperfon zu machen, Henke, 
dl. aus d. gerichtl. Medicin IV. ©. 80. Gelb, in diefem 
za 1838, &. 584. Friedrich, Handb der gerichtl. Mebicin, 
. 879. 
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wie jeder Andere. Wenn Jemand unberechtigt Jagd aus- 
übt und bei dieſer Gelegenheit gegen feinen Willen einen 
Menſchen tödtet, 3.3. eine im Gebüfche liegende Perſon, 
die er für en Wild hält, erichießt, jo wird er wegen bes 
Jagdfrevels beftraft, allein wegen der Tödtung des Men- 
ſchen nur dann, wenn feine Handlung nad) allgemeinen 
Grundſaͤtzen unter Das Strafgefeb über Yahrläffigfeit ge: 
ftellt werden fann. Bei der Beftrafung der culpa föümmt 
ed auf das Vorherſehen des ſchaͤdlichen Erfolgs an, 
wenn dies dem Handelnden durch Anwendung der ges 
wöhnlichen Aufmerkſamkeit moͤglich war. Da, wo bei einer 
zu einem gewiſſen Handeln berechtigten Perfon, 3.8. bei 
dem angeftellten Jäger, der einen Andern tödtet, Die Ber 
Dingungen nicht vorhanden geweſen wären, unter welchen 
culpa zugerechnet werben kann, darf auch der Unberech⸗ 
tigte wegen der Folgen feiner Handlung nicht verantwort- 
lich gemacht werden, 3. B. wenn der Jäger in das Ger 
buͤſch ein Wild fliehen fah und in dem Gebüfche ein Menſch, 
welcher ein Kleid ähnlicher Yarbe wie das Wild trug, auf 
dem Boden lag, ohne daß der Jäger von dem Dafein 
Diefes Menfchen etwas wußte. Wir koͤnnen darnach Die 
Anftcht von Friedrich 19) nicht billigen, werm er den Sat 
aufftellt, Daß gegen jeden Pfufcher die Vermuthung ſtrei⸗ 
tet und angenommen werden muß, daß er geichabet hat, 
bis das Gegentheil unzweifelhaft dargethan if. Bei Der 
Aufftellung einer ſolchen Vermuthung windigt man nicht 
die Tragweite berjelben, wodurch dem Angeklagten ein oft 
ſehr fchmwieriger Gegenbeweis aufgelegt werben würde, waͤh⸗ 
rend im Strafrechte e8 Feine gefegliche Vermuthung geben 
Darf 1) und jeder Angeflagte fordern kann, Daß gegen ihn 


16) Handbuch ©. 851. 

17) Wir haben in der Rechtsübung lange genug bie ſchlimmen Fol⸗ 
en der von Feuerbach aufgeftellten — des boſen Vor⸗ 
—*8* kennen gelernt. 
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Die Thatſachen der Schuld eriwiefen werben. Nur Die 
oben gerügte Verwechslung Der zwei Fragen trägt bie 
Schuld, daß man zu foldhen Bermuthungen gegen Die un- 
berechtigte Medichnalperfon kam. 19) Man vergißt dabei, daß 
in Die Kategorie der fogenannten Pfuſcher viele Perfonen 
fallen, bei denen die Gründe, aus welchen der Geſetzgeber 
dem unberechtigten Kurirer Strafe droht, gar nicht oder 
nur in ſehr vermindertem Grade paflen; daß auch für bie- 
jenigen, welche unberechtigt kuriren, oft wichtige Entfchul- 
Digungdgründe ſprechen, wenn fie 3.3. ein Heilmittel, Das 
fie als wohlthätig an fi) und an Anderen erprobten, Ber- 
fonen darreichten, bei welchen wegen außerordentlicher Um⸗ 
ſtaͤnde, deren Dajein fle nicht vorherfehen Eonnten, ein un⸗ 
glüdlicher Erfolg eintrat. Warum laͤßt man die Fälle 
wnbeachtet, in welchen oft Jemand in die Lage fommen 
kann, daß er zufällig mit einer duch einen Unglüdsfall 
verlegten oder plöglich erfranften Perfon in einer abgele- 
genen Gegend zufammentrifft, in der nicht leicht ein Arzt 
herbeigefchafft werden kann, und mm dem Bitten des Be⸗ 
draͤngten nachgebend, nach feiner beften Ueberzeugung Die 
ihm aus Erfahrung bekannten Hellmittel anwendet, wo 
dann ein fchäblicher Erfolg eintrat, weil der Handelnde 
den wahren franfhaften Zuftand nicht erfannte. Bedenk⸗ 
lich wird es auch, wenn man unbedingt diejenige Medici⸗ 
nalperfon, welche nur zu medicinifchen Berrichtungen ge⸗ 
tingerer Art angeftellt ift und im einzelnen Falle Diefe 
Graͤnze überfchreitet, 3. B. der Wundarzt oder die Heb- 
amme, dem Pfufcher gleich rechtlich behandelt‘ und vergißt, 


18) Der Berf. erinnert fih eines Walles, wo ein ausgezeichneter 
Arzt, dem wegen Betheiligung an politifchen Verbrechen die ärzt- 
lihe Praris entzogen war, fortdauernd das hoͤchſte Vertrauen 
bei Reichen wie bei Armen fand und feine -ärztlihe Kunft ſe⸗ 
gensreich ausübte. Er kam wegen eines unglüdlidhen Erfolgs 
einer Kur in Unterfuhung. Sollte diefer Mann aud der auf: 
geſtellten ſtrengen Vermuthung unterworfen werden? 
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daß (was wir unten beweifen werden) 3. B. in geburts- 
hüfflichen Fällen folche Perfonen in Die Lage kommen koͤn⸗ 
nen, in der fie zur Weberfchreitung der Gränzen der Be: 
fugniffe genöthigt werden, wenn nicht groͤßeres Uebel ent 
ſtehen fol. Auch hier muß man die disciplinäre Rüge 
wohl von der ftrafrechtlichen Folge trennen. 

V. Keine Billigung verdient die Anwendung einer 
Vorschrift, wie fte das baieriſche Strafgeſetzbuch von 1813, 
Artikel 65, auf Das Handeln der Aerzte, Wundärzte oder 
Geburtshelfer enthält, nad weldyem grobe Fahrlaͤſſig⸗ 
keit angenommen werben joll, wenn der Bejchädiger die 

Gefährlichkeit feiner Handlung felbft eingefehen, gleichwohl 
aber im unbefonnenen Leichtſinn Diefelbe nicht unterlaflen 
hat.ı) Wollte man dieſe Beitimmung auf Medicinal- 
perfonen ausdehnen, fo würde man fehr ungerecht werden ; 
denn der Heilkünftler, welcher gewagte Kuren unternehmen 
muß, Operationen macht, welche vor ihm nicht unternom- 
men wurden, Mittel anmenbet, welcye Die bisherige Mer 
biein al8 Gift betrachtete, während per geniale Arzt Die 
heilende Kraft jener Subftanzen ‚würdigt, wenn fie gehö- 
tig angewendet werben, fennt allerdings Die Gefährlichkeit 
jeinee Handlung, aber er wendet fie mit dem beften Ge- 
wiffen an, weil fein Blick weiter reicht, als der Bli der 
Menge, die ewig nur an dem Herfömmlichen klebt; er 
weiß, Daß er wagt, aber er ift aud) von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß nur auf dieſem Wege Heilung moͤglich 
ft. Tritt bier ein unglüdlicher Erfolg ein, fo kann ihn 
fein Vorwurf treffen. 

VI. Die richtige Beurtheilung 20) der Fälle ſtrafrecht⸗ 


19) Mit Recht erflärt fi dagegen Friedrich S. 865. Der neue ' 
baterifche den Kammern vorgelegte Entwurf des Strafgeſetzbuchs 
u mit Reicht die Art. 65 bie 68 weggelafien. 

20) Wenn man einwenden will, daß der Art. 65 unbedenklich ift, 
weil er davon fpricht, daß der Befchäbiger in unbeſonnenem 
Leihtfinn die Handlung nicht unterlafien hat, während der Heil: 
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licher Berantwortlichkeit der Medicinalperfonen fordert Die 
Unterjcheidung der Fälle, A. in welchem eine Medicinals 
perfon, in Bezug auf den von ihr ineinem einzelnen Yale 

ewendeten Heilplan, und die Durchführung deſſelben 
nach der wiflenfchaftlichen Ueberzeugung ded Handelnden 
wegen eines in Folge davon eingetretenen rechtsverletzen⸗ 
den Ausgangs ein Vorwurf gemacht wird, daß der Han- 
deinde nicht nach den richtigen Regeln ärztlicher Wiſſen⸗ 
fhaft und Kunft ſich benommen habe, im- Gegenfate B) 
derjenigen Fälle, in welchen wegen Handlungen oder Un- 
terlaffungen, Die bei Gelegenheit eines vorhandenen Krank: 
heitsfalls einer zur Heilung berufenen Mebicinalperfon 
zur Laſt fallen, ein verlegender Ausgang eingetreten ifl, 
ohne daß der Grund der Anichuldigung auf die Art der 
Wahl oder Durchführung des Heilplans ſich bezieht. Die 
Schriftfteller find gewöhnt, in Fällen der erften Art von 
Sunftfehlern zu Iprechen. Die Anwendung diefes Aus- 
druds hat etwas Bedenfliches, weil fie wegen der großen 
BVerichiedenheit des Sinnes, in weldyem der Ausdrud ge: 
braucht wird, 2) Die richtige Beurtheilung erfchwert; fo 
daß wir vorſchlagen, den Ausdrud ganz zu vermeiden und 


Fünftler bei gewagten Kuren nicht leichtfinnig handelt, fo. find 
wir Ban t beruhigt, weil wir aus Erfahrung willen, daf 
ältere Eollegen nicht felten über den Arzt, welcher gewagte Ku⸗ 
en macht, den Stab brechen und ihn des Leichtfinns beſchul⸗ 
digen. 


21) Schürmayer, die Runftfehler der Medicinalpetſonen ©. 44. In 
Siebenhorn, Enzyflop. Handb. der gefanmten Staatsarzneifunde 
D. ©. 124 ift der Ausprud: Kunftfehler in einem Fehr weiten 
Sinne gebraudit. ar et Lehrbuch der gerichtl. Medicin, 
©. 383, befteht ein Kunftfehler in einer Leichtfertigfeit in der 
Unterfuhung des kranken Zuftandes, in der Sorglofigfeit in der 
— ſeiner Veraͤnderungen, im Mangel der Ueberlegung 
in der Wahl der entſprechenden Süffeleifung, wodurch dem Kran⸗ 
fen ein nacdhweisbarer und nad) allgemeiner mediciniſcher Er⸗ 
fahrung bei einer funftgemäßen Behandlung abwenbbarer Scha⸗ 
den entſtand. 


180 Die ſtrafrechtliche Verantworilichkeit der Aerzte ıc. 


die hierher gehörigen Faͤlle nach der oben verfuchten Auf- 
ftellumg einer Charafteriftif aufzufaflen. Der Charakter 
‚ ber hieher zu rechnenden Fälle befteht nämlich darin, Daß 
der Grund des rechtsverletzenden Ausgangs in dem von 
der Mebdicinalperfon gewählten Heilplan und in ihrem bie: 
jen Plane gemäfen Benehmen liegt. Wir rechnen dahin 
folgende Fälle 1) wenn der Arzt in einer Krankheit Heil- 
mittel anwendete, welche von den gewöhnlich in Krankhei⸗ 
ten dieſer Art gebrauchten abweichen, 3. B. bei Anwen: 
dung von Stoffen, weldye regelmäßig zu den Giften ge- 
zählt werben, aber unter gewiffen Beichränfungen auch als 
Arzneien angewendet werden koͤnnen. 2) Wenn der Arzt 
eine Arznei in größeren Quantitäten, ald fie gewöhnlid, 
in Krankheiten der Art dargereicht werden, verordnet 3) 
oder in einer weit Hleineren Doſis, als fie gewöhnlich ge- 
geben wird, verabreicht, 22) 4) oder wenn die Mebicinals 
perjon eine Operation vornimmt, deren Ausgang leicht ges 
fährlic) werden kann, 22) oder 5) wenn fie, um ein befürchtetes 
größered Uebel abzuwenden, einen Nachtheil zufügt ?%) ober 
6) bei einer Operation andere Mittel als die häufig ge 
brauchten anwendet, 25) 7) wenn fie eine Operation, 3. 2. 


22) Dies wird namentlich bei dem homoͤopathiſchen Arzt wichtig. 

23) Man denke an die Operationen, welche Aftley Eooper, Dupuytren, 
Walther unternommen. 

24) 3. B. wenn der Chirurg den verwundeten Arm abnimmt, um 
Brand zu vermeiden. 

25) 3. B. wenn nah der Abnahme des Fußes der Chirurg” flatt 
der bisher üblihen Schienen, den PBappverband anlegt. In 
einem neueren alle (Times, 2.Auguft 1852) vor Lord Camp⸗ 
bell, wurde ein Arzt wegen Tödtung angeflagt; er war di ei⸗ 
nem Knaben gerufen, welcher in Folge eines Falles das Schen⸗ 
kelbein gebrochen hatte; der Arzt machte die ir Operation 
und legte Schienenverband an; da der Knabe fi — be⸗ 
fand, ſo wurde ein anderer Arzt gerufen, der Amp n für 
nöthig hielt und den angelegten Verband für unrichtig erklärte. 
Gegen den erflen Arzt wurde Klage erhoben. Aus den Ver⸗ 
nehmungen ergab id, daß die Art des Verbandes diejenige 
war, welde in allen großen "Hofpitälern angewendet wird. Der 
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eine Amputation, bie in dem Falle nothwendig fehlen, nicht 
machte, weil fie fie nicht für angezeigt Melt, 2% ke 9 mit 
Anwendung gewiſſer Mittel zögerte, weil fie lieber zumarten, 
z. 2. bei geburtshuͤlflichen Faͤllen der Thätigfeit der Nas 
tur Alles überlafjen wollte, 27) oder 8) eine bebenfliche geburtss 
hülfliche Operation voreilig, weil fie die Gefahr über⸗ 
hätte, macdhte,29) oder bei der Durchführung des Heil- 
pland weniger Zeit dem Kranken widmete, ald ed nad 
Anfichten Anderer nothwendig fehien, oder 10) wenn fie bei 
Amvenbung einer Operation, 3. B. durch den Gebrauch der 
Zange eine Berlegung zufügte, 3. B. Berblutung verur- 
fachte, 11) wenn bei Ausführung einer Operation der Arzt 
Mittel anmwendete, die nady der befonderen Individualitaͤt 
des Kranken gar nicht oder nicht auf Die angemwendete Art 
hätten gebraucht werben follen, um dem Kranken Leiden zu er- 
fparen, 3.8. Chloroform bei dem Zahnaudziehen, 2°) 12) wenn ' 
Der Arzt, indem er den Zuſtand Des Kranken anders beurtheilt, 
als nach ſpaͤterer Nachweifung er wirklich war, und darnach 
Raibichläge ertheilt, Deren Befolgung einen ſchlimmen Aus- 
gang hatten. In einem bem Spruchrellegium Heidelberg einge 
janbten Falle fam am 12. Januar zur Zeit großer Kaͤlte ein 
alter Mann auf feiner Reife in einem Forſtwirthshauſe an; er 
war fo frank, Daß er nicht welter fonnte; Der herbeige⸗ 
holte Arzt erfuhr aus Den Erklärungen des Kranken, daß 
er auf der Bruf leide, und verfehrieb lindernde Mittel; 
auf die Befragung des Bürgermeifterd, ob der Kranke, der 


—* ——— fit Don Seite dee An 
gellagten da Die Geſchwornen e en nicht ſchuldig. 
26) 3. B. in Bezug auf Trepanation. 
27) 3. DB. wenn er die Anwendung ber Zange unterließ. 
28) 3.2. bei Kaiſerſchnitt, bei Perforation. 
29) ©. oben dies Archiv 1853 ©. 34. 
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durchaus abreifen wollte, am andem Tag ohne Gefahr 
transportirt werben koͤnne, bejahte Dies der Arzt; am nas 
dern Tage wurde der Sranfe transportirt und wurde auf dem 
Wege fehr leivend. Der am vorigen Tage befragte Arzt 
war zufällig anweſend, erklärte aber, daß der Kranke trans⸗ 
portirt werden Fönnte. Am Abende wurde der Kranke bei 
einem Landmanne einquartiert, Dort gut verpflegt, am fol- 
genden Tage Eagte er jehr, wurde aber, ungeachtet er ſich 
weigerte, weiter zu reifen, transportirt und farb auf Dem 
Wege. Aus der Section ergab fih, Daß der Kranke im 
höchften Stadium der Lungenſchwindſucht fich befand. “Der 
Arzt wurde wegen fahrläffiger Tödtung, da er den Trans⸗ 
port des ſchwer Kranken geftattete, in Unterfuchung ge⸗ 
zogen. 

VD. In allen bezeichneten Faͤllen entjcheiden bei der 
rechtlichen Beurtheilung die Rüdfichten 1) daß dem Ge- 
wiffen des Arzted überlaffen werden muß, Dasjenige zu 
thun, was er nach den Umftänden des Falles für Das Ge⸗ 
eignetfte, dem Zwede der Heilung am beften Entſprechende 
erkennt, 2) daß die berechtigte Medicinalperion das Recht 
hat, zu fordern, Daß man von ihr vermuthe, Daß fie nad) 
beftem Wiffen und gehöriger Prüfung der Umftände unter 
den möglichen verſchiedenen Mitteln das geeignetfte ge: 
wählt und gehörig angewendet babe, 3) daß fie felbft be- 
reehtigt ift, au von Mitteln Gebrauch zu machen, Die, 
wenn fie von den gewöhnlichen Anjichten abweichen, von. 
dem Arzt nad) feinen Beobachtungen ald möglicher Weile 
die Heilung in dem Bulle bewirfende betrachtet werben. 
4) Jede Medicinalperion fann verlangen, daß ihre Hand- 
lungsweife nad) den zur Zeit nothwendigen beſtehen⸗ 
den Berhältniffen und nad) der eigenthümlicyen Lage, in 
‚der fid der Handelnde damals befand, beurtheilt werde, 
5) eine ftrafrechtlicye Verantwortlichkeit fann nur begrün- 
bet fein, wenn ein vechtöverlegender Erfolg eingetreten ift, 
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und dieſer im Baufalzufammenhange mit den Handfungen 
ober Unterlaffungen der Medicinalperfon ftand. 

Die erften drei genannten Rüdfichten rechtfertigen fich 
durch die Erwägung, daß auf dem Gebiete der Medicin, 
Chirurgie und Geburtshülfe ſich nicht abfolute Vorſchrif⸗ 
ten ober Inftructionen über den anzuwendenden Heilplan, 
über die Mittel der Heilung und die Art ihrer Anwen⸗ 
dung aufftellen lafſen, weil nach der Natur der Wiſſen⸗ 
ſchaft, auf welcher Die Heilfunft beruht, ein ununterbrochener 
Hortfchritt Herrichen muß. Wer den Stand der Mebicin 
und Chirurgie am Anfang diefes Jahrhunderts mit dem 
jebigen vergleicht, begreift faum, wie man damals foldhe 
beſchraͤnkte Anfichten haben konnte, und der Heilfünftler 
von 1900 wird mit einem mitleivigem Lächeln auf die 
Beichränftheit unſeres heutigen Wiflens blicken. Durch 
Die Fortichritte der analytifchen Chemie ift Die wahre Na- 
tur gewiſſer Stoffe, deren heilende Kraft man erft erfannte, 
und die Beichaffenheit gewiffer Krankheiten, 3.3. der Fie⸗ 
ber, erft richtiger erfannt und ein neuer Heilplan dadurch 
veranlaßt worden. Tiefere anatomifche Studien, Fort⸗ 
fhritte in der Kunſt der Verfertigung von Inftrumenten, 
haben oft der ganzen bisherigen Heilart eine andere Wen⸗ 
dung gegeben. Ein Zufall führt oft zu einer neuen Ent- 
defung; der Irrthum eined Arztes, ein unerwartet einge- 
tretener Erfolg veranlaffen neue Beobachtungen. Die Er- 
kenntniß mancher Krankheiten, 3. B. der Lungenfrankheiten, 
hat durch das Hoͤrrohr und neuerlich durch mikroſtopiſche 
Unterſuchungen des Auswurfes zu neuen Heilarten ge⸗ 
führt. Daraus folgt, Daß auf dem Gebiete der Heilkunde 
wegen der BVerjchiedenheit der Anfichten®®) von demjeni⸗ 


30) Wir erinnern nur an die große Verfhiebenheit der Anfichten 
über die Erage, ob Trepanation angewandt werben foll. ©. zuletzt 
Santius in Caſper Vierteljahrsfchrift L Br. ©. 303. 


Archiv d. Er. R. 1853. II, St. N 
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gen, welcher einer derfelben Hufpigt, fein Vorwurf dem an⸗ 
dern Arzt gemacht werden darf, welcher Die entgegenge⸗ 
feste Anficht befolgt, und daß jedem Heilfünftler geftattet 
fein muß, von den verfchiedenen Hellarten Diejenige zu wäh. 
fen, welche er für die paflendfte erkennt, daß felbft fein 
Arzt verantwortlich gemacht werden kann, wenn er ein ges 
wagtes (nach den bisherigen Anſichten unzulaͤſſtges) Mits 
tel anmwenbet oder einen andern Heilplan wählt. So wenig 
ein Arzt, welcher weniger mit allen Fortfchritten bekannt, 
oder Feind aller Neuerungen ift und aͤngſtlich Teine ges 


"wagte Methode anwendet, von feinem Gollegen, der uns 





ternehmender oder mit. den neuern Wortichritten vertraut 
iſt, wegen feiner Aengftlichkeit getadelt werden darf, fo 
wenig darf dem unternehmenden, neue Kuren verfuchenden 
Heilfünftler ein Vorwurf von den conjervativen Eollegen 
gemacht werben. Im Reiche der Geifter giebt es keinen 
Stilfftand; was heute der Menge Irrthum heißt, wird 
vielleicht in 20 Sahren als Wahrheit anerkannt. Ohne ges 
wagte Kuren würde die Heilkunft noch auf tiefer Stufe 
fiehen. Daraus folgt, daß jeder Heilfünftler verlangen 
fann, daß er durch Die nad) geeigneter Prüfung erlangte 
Erlaubniß zur Ausübung der Heilkunſt felbft als der befte 
Richter 31) Darüber erfannt wird, welche Heilmittel und welche 
Art der Anwendung er wählen will, und nicht verantwort⸗ 
lich für den fchlimmen Erfolg gemacht werden fan, wenn 
fein Hellplan von dem gewöhnlichen abweicht, oder nicht 
demjenigen Verfahren entipricht, welches nach Den neueften 
Sortichritten gefordert wird.) Mit Recht iſt daher in 
dem oben (Archiv 1853 ©. 24) mitgetheilten engliichen 


31) In einem Gutachten des k. preuß. Nationalcolle 8 (in Caſ⸗ 
per Vierteljahrfchrift IT. Bd. S. 177) wird der berechtigte Arzt 
fein eigener Giefebgebe r genannt. 

32) Schürmayer über Kunftfehler S. 42. ee — der ge⸗ 
richtl. Medicin S. 375. Friedreich, Handb. S. 88 
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Galle Der Arzt Bourne freigefprochen worden, nachdem 
ſelbſt andere bedeutende Geburtöhelfer Die Veberzeugung 
ausſprachen, Daß Das Benehmen des Angeklagten ein rich 
tiged war, 38) ebenfo verdient ber Ausſpruch Des Gerichts 
in Straßburg Billigung Archiv 1853 ©. 34), wenn es 
den Zahnarzt, weldyer Chloroform anmwendete, in Folge 
deſſen die Frau flarb, freifpeach, weil, wenn aud aus 
dem Gutachten des bebeutenden Arztes fi) ergab, daß Ans 
wendung des Chloroforms bei Kranken einer gewiffen Koͤr⸗ 
perbefchaffenheit gefährlich fein kann und Die neuere Wif- 
jenichaft eine andere vorfichtigere Art der Anwendung an- 
rarh, 24) Doch zugleich der Sachverftändige erklärte, daß 
der Angeichuldigte, wenn er auch die fehlerhafte Methode 
anwendete, für die feinige den bisherigen Gebraudy und 
die Autorität bedeutender Heilfünftler Babe. 

Borzüglich empfehlen wir unferen Juriften die Beach⸗ 
tung der oben aufgeftellten vierten Rüdficht, die felbft 
wieder in Dreifacher Beziehung bedeutend wird und zwar 
a) injofern ein gerechted Urtheil über die Handlungs - 
weile einer Mebicinalperfon nicht möglich wird, wenn nicht 
genau die thatfächlichen Verhältniffe hergeftellt find, welche 
zur Zeit, ald Der Arzt handelte, obwalteten, und wenn zu⸗ 
gleidy nachgewiefen wird, daß diefe Verhältniffe dem Arzt 
befasnt waren. Die Handlungsweife des Arztes, wird 
durch Die Umftände, welche er bei dem Kranken antrifft 
und die er erfahren konnte, beftimmt. In vielen Fällen, 


33) Der Berf. diefes Auffabes hat feinen Eollegen, den ausgezeich- 
neten Geburishel fratb Dr. Range in Heivelberg fiber 
den Fall befragt und von ihm die — erhalten, daß nach 
feiner Ueberzeugung der Arzt tadellos fi betrug. 

34) 6 verdient freilih Grwägung, ob nicht die ri len den 
Zahnärzten, wenn fie nicht zugleich innere Aerzte find, vor Ans 
wendung des Chloroforms (bei welchen foviel von der dem 
bloßen Zahnarzt nicht leicht erkennbaren Körperbefchaffenheit 
des Kranken abhängt) gebieten foll, einen Arzt beizuzichen. 


N2 
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3. B. in geburtshülflichen, läßt fi) aber Das wahre das 
malige Verhaͤlmiß durch Die fpätere Unterſuchung nicht 
mehr herftellen, 3.8. ob das Kind eine Kopf: oder Quer 
lage hatte, in welchem Zuftand, z. B. der Erſchoͤpfung, bie 
Kranke ſich befand, ob 3. B. bei geburtshülflicher Thaͤtig⸗ 
feit, 3.8. Ablöfung der Placenta, der Blutfluß entitand, 
ober durch eine zu kurze Nabelſchnur die Umftülpung ber 
Gebärmutter bewirkt wurde, und gewiß war ed weile, went 
wegen der Unmöglichfeit der ficheren Herftellung der das 
maligen Verhältniffe die preußifche Medicinalbehoͤrde - in 
zwei geburtshülflichen. Fällen (oben Archiv ©. 15. 16) die 
Beichuldigungen gegen den Arzt als nicht begründet erfannte. 
An dem von und oben mitgethellten Falle, in welchem ber 
Arzt den Transport des Bruftfranfen bei firenger Winter 
fälte geftattete, Eonnte dennoch der Arzt für den Tod Des 
Kranfen nicht verantwortlich gemacht werden, weil man 
nicht herftellen Tonnte, wie viel der Kranke, der ohnehin, 
weil er in bie benachbarte ‚größere Stadt reifen wollte, 
wahrfcheinlich feinen Zuftand nicht fo ſchlimm Darftellte, 
dem Arzte über feinen Zuftand mittheilte, und weil damals 
wo noch bie ftetoffopiiche Unterfuchung nicht befannt war, 
der Arzt mit Sicherheit nicht erfennen Tonnte, in welchem 
Stadium des Bruftleidend der Kranke fid, befand. Vor⸗ 
züglic) muß erwogen werden, daß alle Mittel, Die Damals, 
al8 der Arzt Handeln mußte, beftandenen Verhältniffe, und 
was davon dem Arzte befannt fein fonnte, zu conftatiren 
fehr trüglich find; es ift mit Recht von Caſper 85) neuers 
lich bemerkt worden, daß man den Angaben der Kranken, 
an welchen Operationen gemacht wurden, nicht trauen kann, 
weil der Kranke häufig übertreibt, feine Phantafle das erw 
ganzt, was das untreue Gedächtniß nicht bewahrt, weil 
der Kranke über den wahren Zuftand feines Leidens die 


35) Vierteljahrsſchrift D. Bo. S. 20. 
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Groͤße und den Sig der Schmerzen felbft nicht treu bes 
obachtet und noch weniger fpäter treu über das Beobach⸗ 
tete audfagt und in leidenfchaftlicher Exbitterung, weil ber 
Arzt ihn nicht heilte, gegen dieſen mit Mebertreibungen des 
ponirt. Eben fo wenig kann den Verwandten oder Ans 
gehörigen der Kranken getraut werben, weil auch fie ge 
woͤhnlich Teidenfchaftlih gegen den Arzt aufgeregt find, 
durch fuggeftive Fragen 80) leicht tere geführt werben koͤn⸗ 
nen und oft in Selbfttäufchung über dad Beobachtete fich 
befinden. 37) Leider find auch die Ausfagen anderer Aerzte, 
die oft mit dem angefchuldigten Collegen in einem feind⸗ 
feligen Berbältnifie leben, nicht geeignet, Vertrauen ein 
zufloͤßen. 

b) Eine gerechte Beurtheilung der aͤrztlichen Hand⸗ 
lungsweiſe iſt bedingt dadurch, daß man die beſonderen 
Verhaͤltniſſe des angeſchuldigten Arztes, und inwiefern 
von ihm eine tief gehende Kenntniß aller Fortſchritte der 
Medicin gefordert werden kann, genau beruͤckſichtigt. Mit 
Recht hat das preußiſche Medicinalcollegium (ſ. oben Ar⸗ 
chiv S. 15. 16) darauf Ruͤckſicht genommen, was von 
dem auf dem flachen Lande oder in Kleinen Provinzial⸗ 
ſtaͤdten wohnenden Arzte verlangt werden kann. 

c) Vorzuͤglich if Die Lage, in welcher ſich der Hell- 
fünftler zur Zeit feines aͤrztlichen Benehmens befand, bes 
achtungswuͤrdig, und zwar infoferne er ſich durch Die zu 
fammendrängenden Berhälmifie, Durch Die Körper und Geift 
anftrengenden Arbeiten, insbejondere des Geburtshelfers, 
in einer Geiftesfiimmung befand, in welcher fein Beneh⸗ 


36) Borzüglich werden dann bie fuggeftiven Fragen eines fpäter ges 
rufenen Arztes, der bie Fehler des Erflern gerne an das Licht 


acht, einflußreich. 

37) bitten unfere Lefer — die in dieſem Archive 1853 
©. 35 Not. 67 angegebene Thatfache zu erinnern, daß bie Zeu⸗ 
gen über die Entfernung, in weldher das Sacktuch von der Frau 
gebracht wurde, offenbar irrig ausfagten. 
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men mit Schonung beurtheilt werden muß, ferner aber 
auch oft in eine Zwangslage verfegt wird, in welcher von 
ihm es abhängt, ob er einen kleineren Nachtheil zufügen 
will, um größere abzuwenden. In der erften Rüdficht 
bitten wir bie Richter, wohl zu erwägen, welche furchtbare 
Anftrengungen von dem Gebintshelfer gefordert werben. 
Wir erinnem an den oben mitgetheilten (Archiv S. 24) 
englifchen Fall, und bitten zu erwägen, wie ſchon dadurch, 
daß der Arzt vorher zur Frau Barker beftellt war, von 
der er wußte, tie gefährlich ihre Entbindungen waren 
und doch der Frau Noakes zu Hülfe eilte, dort Die Nacht 
hindurch angeftrengt arbeitete, plöglih am Morgen zur 
Frau Parker gerufen wurde, Dort wieder fehr beichäftigt 
war und ganz erihöpft nad) Haus kam, aber nicht ver: 
fäumt ‚hatte, ehe er Die Frau Noakes verließ, Anmwelfungen 
zu geben und die fchleunige Herbeirufung eined andern 
Arztes verordnete, Bourne den vollen Anfpruch hatte, frei⸗ 
gefprochen zu werden. In der zweiten Beziehung machen 
wir auf einen neueren Sal aufmerffam, 29) In welchem ein 
Geburtshelfer zwar irrte, indem er das Kind für tobt 
hielt, aber vorerfi den Arm des Kindes abnahm und freis 
lich verurfachte, Daß das lebend gebome Kind nur einen 
Arm behielt. Mit Recht wurde der Arzt freigefprochen, 
weil fein Irrthum über den Tod des Kindes unter den 
obwaltenden Umftänden entſchuldbar war ımd der Arzt in 
einer ſchlimmen Alternative fi befand und doch beffer 
gethan hat, einen Arm abzufchneiden, al8 das Leben von 
zwei Menfchen zu gefährden. 

Auch die Beachtung der obigen fünften Rüdficht em⸗ 
pfehlen wir bei der Beurtheilung der firafrechtlichen Ver⸗ 


38) Erzählt von Schmidt in der Zeitfchrift für Be ber Merzte 
in Wien 1852 2. Heft, und baraus mitgetheilt in Friedreich, 
Blätter für Anthropologie, IV. Heft 2 ©. 69. 
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antwortlichleit der Aerzte wegen Fahrlaͤfſtgkeit. So wenig 
überhaupt Jemand wegen Verſuchs der Fahrläffigfeit ger 
ftraft werben fann und da, wo fein rechtöverlegender Erfolg 
eingetreten ift, keine Strafe der Sahrläffigfeit paßt, ebenfo 
wenig kann ein Arzt, wenn auch feine Handlungsweiſe 
richt zu billigen ift, geftraft werden, 3% wenn fein verle 
tender Erfolg eintcat. In dem oben erzählten Falle (Ar⸗ 
hin 1853 ©. 12) hatte der Arzt bei einem Manne, der 
in Folge eines Falles ein fteifed Bein hatte und das Knie 
nicht gut beugen fonnte, Die Knieſcheibe mit einem Terze⸗ 
role durchſchoſſen, um Wiederherftelung zu bewirken; bie 
Medicinaldeputation erklärte Die angewendete Operation 
für verwerflih; es ift aber neuerlich 40) bemerkt worden, 
daß dieſer Ausipruch Doch bedenklich ſei; auf jeden Fall 
iſt es richtig, Daß, da ber Kranke zufrieden war und nad 
der Operation beffer als zuvor gehen fonnte, ein rechts⸗ 
verlegender Erfolg nicht vorhanden war, und daher Die 
Bedingung des Eintretend einer Strafe wegen culpa nicht 
begründet war. Auch in der Beziehung tft die obige Rück⸗ 
ficht wichtig, als da feine Strafe der Fahrlaͤſſigkeit er⸗ 
fauııt werden kann, wenn nicht nachzuweiſen iſt, Daß Der 
Erfolg im Caufalzufammenhange mit der, wenn auch ta 
beinswerthen Handlung des Arztes ftand. In zwei oben 
(Archiv S. 9 u. S. 11) mitgetheilten Fällen waren ge 
burtshuͤlfliche Fehler vorgegangen; allein da ſich ergab, 
daß in einem Falle der Kranfe am Marfihwamm ftarbr 
wo feine Heilung möglicdy war, in dem andern Falle der 
Tod wahrfcheinlich durch Gift bewirkt wurde, fo war mit 
Recht Keine Strafe angenommen. Die genaue Herftellung 
aller Berhälmiffe, weldye das Eintreten des Todes be: 


39) Eine bischplinäre Rüge kann allerdings begründet fein. 
40) — in den Blaͤttern für Anthropologie IV. Heft J. S. 16 
—19. 
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wirkten, unabhängig von dem fehlerhaften Benehmen Des 
Arztes, ift Daher Immer nothwendig. 

VII. Wenn wir bisher den Grundſatz vertheidigten, 
daß ein Arzt wegen der von ihm unternommenen gewag⸗ 
ten Kuren ober wegen ungewöhnlichen Heilverfahrens nicht 
verantwortlich gemacht werden kann, jo muß Dagegen Die 
Steafwürbigfeit des Arztes Da behauptet werden, wo feine ges 
wagten Verfuche nicht Die Heilung des Kranken, zu wel 
chem er gerufen ift, bezweckt, fondern überhaupt im foges 
nannten Intereſſe der Wiffenfchaft an Perſonen Berfuche 
macht, um zu erfahren, ob ein gewiſſes angeblih wiſſen⸗ 
ſchaftliches Geſetz gegründet ift, ob ein gewiſſes Verfahren 
fi bewährt, und dadurch Geſundheitsſtoͤrung einer Per- 
fon herbeiführt. Wir erfahren, Daß neuerlich an Perſo⸗ 
nen Berfuche gemacht wurden, um zu entdeden, ob Die 
ſecundaͤre Syphilis eingeimpft werben kann. Mit Recht 
erhebt dagegen Bafpert1) feine Stimme; wohl mag ber 
Arzt, um einen beftintmten Sranfen zu heilen, in der Hoff: 
nung heilen zu fünmen, ungewöhnliche Mittel anwenden, 
aber nie darf er einen Menfchen wie eine Sache behan⸗ 
deln und Leiden zufügen, um den Kreis feiner Erfahruns 
gen zu bereichern. So wenig der Arzt bei einem vielleicht 
rettungslod Erkrankten, um die Wirkungen eines Gifts zu 
ftudiren, Gift anwenden darf, wo ed auch nicht entfernt 
als Heilmittel in dem Falle ſich rechtfertigt, ebenſo wenig 
iſt die Einimpfung der Syphilis ſtraflos. 

IX. Verſchieden von den oben unter Nro. VI. be 
zeichneten Sällen find Dagegen diejenigen, in welchen der 
Sehler der Medicinalperfon nicht in der Wahl eines irri⸗ 
gen Heilpland oder eines gewagten Mitteld oder übers 
haupt in einer der Auffaffung des Arztes non dem Krank: 
heitözuftande entfprechenden Handlungsweife, fondern in 


41) Vierteljahrsſchrift IV. ©. 108. 
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einem Benehmen anderer Art befteht, wegen welches ber 
Borwurf der Fahrläffigkeit gemacht werden kann, entweder 
1) wenn die zur aͤrztlichen in den Gränzen ihrer Berech⸗ 
tigung liegenden Thaͤtigkeit in einem Halle gerufene Medi⸗ 
cinalperfon die Hülfe weigert, oder 2) wenn fie die Ues 
bernahme der Kur zugefagt hat, aber nicht Die nöthigen 
Befuche bei dem Kranken macht, oder der ihre befannten 
gefährlichen Befchaffenheit der Krankheit gemäß, rechtzeitig 
die Einleitung zur wirkſamen ärztlichen Behandlung macht, 
oder 3) werm ber Arzt die gehörige Erfundigung nad) allen 
Umftänden unterläßt, von deren Kennmiß die richtige Bes 
urtheilung des Falles und Die Wahl eines geeigneten Heil 
plans abhängt, oder 4) wenn er mit dem Bewußtjein 
des Dafeind von Umftänden, welche die Anwendung eines 
gewiſſen Mittels als gefährlich zeigen, dennoch dieſe Mit 
tel anwendet, 5) wenn eine Medicinalperſon in einem Zu⸗ 
ſtande, in welchem ſie nicht Herr ihres Geiſtes iſt, und 
nicht die noͤthige ruhige Beſonnenheit hat, eine Heilung 
unternimmt, z. B. betrunken iſt, 6) oder wenn der Arzt 
die Anordnungen auf eine Weiſe macht, daß dadurch leicht 
Irrthum in Bezug auf die Anwendung und. Ausführung 
entftehen fann, 3. B. wenn der Arzt nachläffig, unlejerlich 
oder ſelbſt irrig auf dem Rezepte?) die Quantität Der 
Stoffe bemerftt®) oder den Angehörigen, welche die Arz⸗ 


42) Sehr zweckmaͤßig iſt in diefer Beziehung die öfterreichifche Ver⸗ 

orbnung, nach welcher der Arzt auf dem Rezepte nicht mit Zei- 

en und Ziffern, fondern mit Buchſtaben in Worten die Quan⸗ 

t bemerfen muß. Wer es weiß, wie bie Apotheferzeichen durch 

einen Strich von einander ſich unterſcheiden, 3.8. Skrupel, Drach⸗ 

men und wie bei Ziffern fo leicht ein Irrthum entflehen und 

—— unrichtig leſen kann, muß die Maßregel ſehr 

gen. 

43) In Paris wurde 1852 ein Arzt, welcher irrigerweiſe das Zei⸗ 

n der Unze machte und fo durch die zu große Quantität Irr⸗ 

erb am: ‚ welcher ven ſchädlichen Ausgang hatte, in 

einem alle, in welchem der Patient flarb, zu 6 Monat Ge- 
fängniß verurtheilt. 
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nei dem Kranken darzureichen haben, keine oder mangel⸗ 
hafte, Irrthum veranlaſſende Inſtructionen giebt, +) 7) wenn 
der Arzt, nachdem er eine bedeutende Operation gemacht, 
oder eine Arznei verordnet hat, von welcher er vorausſe⸗ 
ben mußte, daß fle eine wichtige Kriſis herbeiführen wuͤrde, 
den Kranken nicht weiter befucht, und bie nöthige Sorg- 
falt nicht anwendet, 8) wenn bei Anwendung eines Mits 
tels, 3. B. Aderläffe, der Chirurg durch Unkenntniß der 
Rage ber Theile des Körpers verlebt, die gewöhnliche Vor⸗ 
ſicht unterläßt, 3.3. die Arteria brachialis verletzt, oder 
9) wo der Arzt, der zur Rettung eines Bergifteten geru⸗ 
fen wird, Die fchleunige Verordnung des geeigneten Gegen 
gifts unterläßt. | 

X. Auch in den in Rro. VI. bezeichneten Yällen, in 
denen der Arzt eine gewagte Kur macht, oder einen von 
‚ der gewöhnlichen Behandlung abweichenden Heilplan eins 
fehlägt, und infoferne ftraflos iſt, Tann die Sache fich 
fo geftalten, daß dennoch den Arzt oder Chirurgen ber 
Vorwurf der Fahrläffigfeit trifft, fobald nämlich zu dem 
fogenannten Kunftfehler noch ein in Der vorigen Nummer 
IX. bezeichneter Fehler Hinzufommt, oder Da, wo der Arzt 
eine gewiſſe ärztliche Behandlungsweiſe einichlägt, Die in 
der Borausfegung des von ihm gewählten Heilplans noth⸗ 
wendige funftgerechte und fehonende Ausführung der Opes 
ration oder Durchführung des Heilmitteld verfäumte 45) 
oder bei feiner Thätigfeit den Mangel Der gemeinen von 
jeder Medicinalperfon zu fordernden Kenntniffe an den Tag 
legte. 49) 


44) 8. 8. in einem Falle Hatte der Arzt eine Arznei zum Cinrei⸗ 
ben verorbnet, aber den Angehörigen des Kranfen in fo unbe⸗ 
fimmten Ausdrüden die Anweiſung gegeben, daß dieſe glauben 
mußten, daß eine innerlih zu brauchende Arznei verorbnet fei. 

45) Ein Fall dieſer Art findet fih in Caſpers Bierkeljahrafchrift 

Id. 3. &, 1—32 


46) 3.82. wenn fi ergiebt, daßer aus Mangel anatomifcher Kennt: 


wegen Kunflfehler oder anderer Handlungen ꝛe. 193 


XI. In Bezug auf die richtige Beurtheilung der in 
Nro. X bezeichneten Fälle fei e8 erlaubt, bei einigen bers 
felben prüfenb zu verweilen, weil Alles nur auf Die riche 
tige Würdigung der Eleinften Nebenumftände des Falles 
ankoͤmmt. D Was die Berantwortlichfeit des Arztes bes 
teifft, welcher auf den an ihn ergangenen Ruf, feine aͤrzt⸗ 
liche Hülfe zu leiften, fich weigert, fo war fchon früh eine 
Rechtöpflicht zu dieſer Leiftung angenommen, #7) in ben 
verichiedenen Staaten bezog ſich der Eid, den der Arzt zu 
feiften hatte (auf eine freilich fehr umbeftimmte Art), auf 
diefe Pflicht s) und die Geſetze drohten Strafen Der Wels 
gerung (f. oben Archiv 1853 ©. 5. 6). Wenn nun au 
die Pflicht des Arztes, der zu einem Kranfen gerufen wird, 
dem Ruf Folge zu leiften, ausgefprocdhen iſt,) fo wird 
doch ebenfo anerkannt, daß auch rechtliche Entſchuldigungs⸗ 
gruͤnde der Weigerung Statt finden, 5%) 3. B. wenn ber 
Arzt felbft Frank war, fo daß das Ausgehen für ihn ger 
fährlich war, oder wenn er bereit einen andern gefährli- 
hen Kranken übernommen hatte, fo daß ohne Vernadjläf- 
figung deſſelben der Arzt zur Zeit nicht einen andern Kran⸗ 
fen übernehmen konnte. Da, wo nad diefer Weigerung 
der Tod des Kranfen, zu welchem ber Arzt gerufen war, 
eintrat, erhebt ſich in der Rechtsuͤbung eine bedenkliche 


aan nicht einmal die Rage ber Theile des Körpers gehörig 

annte. 

47) Zachias quaest. med. leg. IH. p. 108 nimmt das Amt bes 
Arztes ald munus publicum an. 

48) Nömer, das Mebieinwefen in d. preuß. Staaten V. &. 398 u. 
Bernt, fol. Handb. des Medicinalwefens in Defterr. 8. 426. 

48) Reuhold, Berf. einer Darftellung ver befonderen Rückfichten bei jurid. 
Zurechnung der meb. Fehler im Anhang &. 49. 90 u. Jaeger, de 
we Ta inter med. p.6—11. |. aber auch Friedreich, Hand⸗ 

50) Das preuß. Strafgeſetzbuch 8.200 flraft ja nur, wen in Faͤl⸗ 
len dringender Gefahr u. ohne hinreichende Urſache 
der Arzt die Häffe weigert. 


- 
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Srage, nämlich ob dann auch nach den Regeln der Con⸗ 
eurrenz die Strafe der Weigerung mit der Strafe fahr 
läffiger Tödtung verbunden werden ſoll; nach unfern 
Erfahrungen aber wird fich Died nur in den feltenften Fäls 
len rechtfertigen laſſen, weil der Gaufalzufammenhang zwi⸗ 
hen Weigerung und dem Eintritte des Todes nachgewie⸗ 
fen werden müßte, und Dies nicht leicht möglich if, da 
bewiefen werden müßte, was dem Arzt von dem Stande 
der Krankheit mitgetheilt wurde, Daß er auch nad) feinen 
Erfahrungen 59) eine Gefahr als vorhanden ammehmen 
fonnte, und daß in der Weigerung des Arztes die Urſache 
des Todes des Kranken lag. 

2) Auf höherer Stufe der Strafbarkeit wird regel» 
mäßig die Handlungsweife des Arztes ftehen, welcher, nach⸗ 
dem er bereit Die Behandlung des Kranken übernommen 
bat, fich zum Nachtheil defielben einer weientlichen Ver⸗ 
nadyläfftgung fchuldig machte; 58) denn hier berechtigte ber 
Arzt durch feine Uebernahme der Heilung den Kranken 
und feine Angehörigen zur Annahme, daß derfelbe Die ges 
eignetiten Mittel rechtzeitig anwenden würbe5*) und trug 
die Schuld, daß Feine andere ärztliche Hülfe gerufen wurde. 

3) Eine flrafbare Fahrläffigfeit kann begründet fein, 
wenn Der Arzt Die nothwendigen Erfundigungen unterläßt, 
duch Deren Kenntniß allein er im Stande iſt, einen rich⸗ 


51) Dies behauptet von — Sep (im Com. IN. ©. 248), 
von Preußen Goldamer U. S. 43 
52) 3.2. der Arzt Eennt bie —— des Kranken, welcher 
bei dem geringſten Schmerz übertreibt. 
„ 53) Darauf bezieht ih die oben (Archiv 1863 ©. 8) mitgetheilte 
Vorſchrift (Art. 358 des öfterr. Ba und bie — oben 
S. 18 angeführte Entſcheidung bes Caſſat.⸗Hofs in Wien. 
54) Es fommt iu auch hier wieder darauf an, was dem —5 
nen Arzt mitgetheilt wurde und von welcher Krankheii die Rede 
war. — In Wien N ertigt fih das — dadurch, daß der 
Arzt wußte, daß der Kranke die Ch 





wegen Kunſtfehler oder anderer Gandlungen sr. 198 


figen Hellplan zu entwerfen und die geeignetften Mittel 
zu wählen; wenn daher der Arzt weber den Kranken noch 
feine Angehörigen über die Veranlaffungsgründe und den 
bisherigen Gang der Krankheit und Die angewendeten Mittel 
befragt, über die Befchaffenheit der Schmerzen, und vorzüglich. 
in gewiſſen Fällen, wo die anzumendenden Mittel nur durch 
eine gewifle Körperbefchaffenheit oder Zuftände bedingt 
werben, ed unterläßt, fi) darum geeignet zu erfundigen ; 55) 
allein auch Bier bedarf es großer Borficht, weil die An⸗ 
gaben des Kranken häufig fo unzuverläffig find, oft der 
Arzt aus Zartheit wegen der Individualität ded Kranken 
nicht zu viel fragen kann, und es oft vorzieht, vorerſt Durch 
weniger energifche Mittel zu wirken und den Kranken na 
her zu beobachten. 59) 

4) Eine befondere Vorftcht fordert auch die Beurtheis 
fung, ob dem Arzt oder dem Wundarzt daruͤber der Vor⸗ 
wurf der Fahrläffigfeit gemacht werben darf, daß er nicht 
die nöthige Zahl der Befuche und nicht rechtzeitig gemacht 
habe. Inſofern eine Medicinalperſon 57) an einem Kranken 
eine bedeutende Dperation machte, bei welcher der Heil- 
fünftler wiſſen mußte, daß der Erfolg vorzüglich von Der 
forgfältigen Behandlung des Kranken, von der Beobach⸗ 
tung eintretender Exfcheinungen und Der geeigneten Ein- 
riehtung der Behandlung nad) dieſen Erfcheinungen ab⸗ 
hängt, oder wenn der Arzt weiß, daß nad) der Beichaffen- 


56) 3. 3. wenn Jemand zu einem Franken eg Br 


wird, bei — ee u von ucht 
oder Echwange et herrühren konnen, und der Arzt in ni t 
Gewißheit verf ob die —— ſchwanger or Siebold, 


t 
Lehrb. der era Arznei k. S. 3 
66) Bee Handbuch ©. 864. Er Vorgelommene ftrafrechtliche 
Unterfuchung hat auch den Derf. überzeugt, daß es fehr bedenk⸗ 
lich if, den yrusfagen der Angehörigen darüber zu trauen, wie 
der Arzt gefragt Bat. 
67) Friedreich, ©. 863. 
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heit. der Kraukheit eine bedeutende Kriſis beuorfieht, bei 
der Alles Darauf ankoͤmmt, nach ber Art des ange 
wenbeten Heilmitteld, wie fie bemust wird, und wenn er 
in folchen kritiſchen Zeiten feine Krankenbeſuche macht ‚59) 
Daher fich Der Gefahr ausfekt, daß dem Kranken nicht 
rechtzeitig Die den fpäteren Zuftänden entfprechende Hülfe 
geleiftet wird, fo fällt dieſe Vernachlaͤſſigung unter Die oben 
Mr. 2 bezeichneten Fälle und die Strafe der Fahrlaͤſſigkeit 
wird begründet fein; allein auch hier wird bie Beurthei⸗ 
lung, ob den Arzt wegen unterlaffener Bejuche ein Vor⸗ 
wurf trifft, oft fehr fchwierig fein, weil nicht felten der Arzt 
ans Zartheit (um nicht umnöthige Koften zu verurſachen) 
oder weil nach feiner Berechnung die Krifis erſt fpäter 
eintreten follte, oder weil plöglich eine unerwartete (durch 
ein unvorherzufehended Ereigniß [3.B. Aerger, Schreden] 
des Kranken herbeigeführte) neue Krankheit Hinzufam, meh⸗ 
vere Befuche unterläßt. Eine Hauptrüdficht wird die fein, 
ob der Arzt bei feinem legten Beſuche den Angehörigen 
des Kranken für alle möglichen Bälle die geeigneten An⸗ 
weifungen gab, ob er fie auf die Erſcheinungen, bie fie zu 
beachten Hätten, aufmerkffam machte und die Verfügung 
traf, daß er bei gewiflen, von ihm genau bezeichneten Er 
ſcheinungen fogleidy gerufen werben follte, und ob Das ger 
börig geicheben ift. 

AI. Eine mit großer Borficht zu befolgende Regel 
ift Die, welche neuerlich aufgeftellt wurde, 5% Daß darauf 
gefehen werden müffe, ob der Arzt fi) am die beftehenden 
Vorſchriften gehalten Hat. 8%) Soll damit behauptet wer⸗ 


58) In einem folden Falle hatte aber der behandelnde Arzt einen 
anderen Arzt rechtzeitig aufgeftellt, und ihm gehörig den Stand 
re mitgetheilt. Hier Fonnte den Arzt fein Vorwurf 

effen. 

59) Günter, Hanbb. der gerichtl. Medicin S. 301. 

60) 3. 3. in Oeſterreich iſt durch Verordnung bem Arzt, der gu 
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ben, daß, wenn der Arzt diefe Borfchrift nicht befolgte, er 
für jeden fchlimmen Erfolg verantwortiic gemacht werben 
foll, oder Daß Die Bermuthung gegen ihn fpreche, fo muß 
eine ſolche Anftcht befämpft werden. Alle diefe Vorſchrif⸗ 
ten mögen als Inftructionen gelten, deren Anwendung dem 
verftändigen Ermeflen des Arztes im einzelnen Kalle um 
fo mehr üderlaffen werden muß, als im Reiche der Wiſ⸗ 
ſenſchaft beftändiger Fortſchritt herricht und die im Jahre 
1830 vielleicht nach dem damaligen Stande der Willens 
Schaft zwedmäßige Anficht nach den neueren Hortichritten 
als irrig fich zeigt, ohnehin bei der Hellkunft die Anwen⸗ 
dung jeder Regel von Umftänden abhängt®!) und ber 
Arzt nicht gehindert werben darf, die nad) jeiner Ueber⸗ 
zeugung zwedmäßigeren Heilmittel anzumenden. 

KAUl. Wenn oben der Grundſatz aufgeftellt wurde, 
daß der Arzt nicht verantwortlich ift, wenn er einen nad) 
feiner Ueberzeugung pafjenden, von der gewöhnlichen Ans 
ſicht abweichenden Heilplan befolgt, fo muß dieſer Grund⸗ 
fat auch auf die Behandlung von Seite homöopathifcher 
Aerzte angewendet werben, weil der homsdopathifche Arzt 
durch Die Meberzeugung von der Trefflichkeit feiner Heil 
methode gejchüßt iſt, wenn er in dieſer Vorausſetzung hans 
beite, in gutem Glauben ebenfo ſich befand, wie ber aller 
pathifche Arzt bei feiner Heilweiſe, und weil es dem Ger 

richte nicht zuftehen kann, über den Werth der Homoͤvpathie #2) 


einem von einem ber Wuth verbächtigen Hunde Gebiſſenen ger 
rufen wird, fogleih die Kauterifation der Wunde vorzunehmen, 
verboten. Sur Zeit der Eholera hatten manche Regierungen ges 
sau 8 —e—— der Krankheit den Aerzten vorge⸗ 
61) üben bel der Rauterifation koͤmmt ſoviel darauf an, ob bie 
Bunde des Gebiſſenen nod eine ee ober bereits älter e 
02) Albrecht, die Homsopathen aus Standpunkte des Nedis 
Dresden 1829. Zittman, bie Demöchatben in ſtaatspolizeili 
Hinficht ©. 97. 
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zu entſcheiden. Ob der homdopathiiche Arzt in einem 
Staate, in welchem geſetzlich das Selbftpifpenfixen der : 
Aerzte verboten ift, wegen beffelben flrafbar wird, wenn 
er die von ihm zwar aus der Apothefe bezogenen, jedoch 
durch Waffer oder fonftige Umänderung homöopathii vers 
bünnten Arzneien dem Kranfen verabreicht, hängt von ber 
befonderen Geſetzgebung des Landes ab. 68) 

XIV. Eine beſonders ſchwierige Lage wird herbeiges 
führt, wenn Medicinalperfonen, die nur nach dem Geſetze 
innerhalb gewiffer Gränzen zur Ausübung einer techniſchen 


Thaͤtigkeit befugt waren, 3. B. Hebammen, Wundärzte, 


entweder A. innerhalb berfelben hanbelten, aber bann in 
dem nämlichen Falle eine andere Medicinalperfon hinzu⸗ 
fam und thätig. war, oder B. wenn die Perfon, die ans 
fangs innerhalb der Graͤnzen der Berechtigung handelte, 
in der Folge dieſe Grängen überjchritt. Im erften Kalle tritt 
fehr Häufig Die Erſcheinung ein, daß der binzugerufene Arzt, 
wenn ein unglüdlicher Erfolg eintritt, alle Schuld auf bie 
Medicinalperfon der niedrigen Ordnung fehiebt und fo 
die Ausmittelung des Thatbeftandes ſchwierig wird. Ein 
vor dem baieriſchen Gerichte 1849 verhandelter Kal if 
merkwürdig. 6) ine Hebamme wurde zu einer Gebäs 
renden gerufen, und verlangte, da das Kind eine unregel⸗ 
mäßige Stellung hatte, bald, daß ein Geburtähelfer geru⸗ 
fen würde. Der Gerufene verfuchte die Entbindung, aber 
erft nad) mühevollen 3 Stunden fam ein tobtes Kind zur 
Welt. Nad) Aufforderung des Geburtöhelferd nahm die 
Hebamme die Nachgeburt heraus, aber mit foldher An- 
fitengung, daß die Kranke oft fehrie und nach Der Lostrennung 


63) In Preußen {ft 1852 ein — iges Gutachten der Medici⸗ 
naldeputation in Berlin von dem —*— niſterium, welches die⸗ 
——— verkündet worden. Preuß. uftigmintftetialblatt 1852 


©. 
64) Sigungsberichte der baier. Schwurgeriähte J. — .409. 
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der Nachgeburt Die Gedärme nachdrangen, welche die Hebs 
amme mit Lumpen zurädftopfte. Die Frau flarb am fol 
genden Tage. Bei der wegen fahrläffiger Töbtung gegen 
die Hebamme eingeleiteten Unterfuchung gab die Angefchuls 
digte an, daß fie bei Himvegnahme der Nachgeburt einen 
weichen Bad, den fie für einen Scheidevorfall hielt, bes 
merft habe, fo Daß vermuthet werden fonnte, daß die Vers - 
legung ſchon bei dem Geburtsacte bewirkt wurde. Die 
Hebamme wurbe von dem Gerichte zu 2 Jahren Gefäng- 
niß verurtheilt. Die Berurtheilte behauptete bei der Be- 
rufung, daß Die Verletzung wohl ſchon durch den Geburts- 
helfer bewirkt worden. Das auf Verfügung des Appella- 
tiondgerichts zum Gutachten aufgeforderte Medicinalcolle- 
gium erklärte, daß die Verlegung möglicher Weiſe auch 
bei dem Geburtsacte veranlaßt fein koͤnne, die größere Wahr: 
ſcheinlichkeit aber dafür fpreche, daß fie Durch gemaltiame 
Entfernung der Nachgeburt bewirkt worden fei. Das Ger 
richt zweiter Inſtanz verwarf den Antrag, auch den Ge 
burtöhelfer beizurufen, und verurtheilte zu 8 Monaten. Das 
Caſſationogeſuch wurde verworfen. Englifche Richter wür- 
den in diefem alle wegen der großen Ungewißheit des 
Thatbeftandes die Geſchwornen angewieſen haben, das 
Nichtſchuldig auszufprechen. In Bezug auf Den zweiten 
oben bemerkten Kall muß hervorgehoben werben, daß nad) 
den Gefeben der einzelnen Staaten die Gränzen beftimmt 
fd, innerhalb welcher die angeftellten Medicinalperſonen 
in verichtedenen Abftufungen gewiſſe Befugniffe ausüben 
dürfen, 3. B. Hebammen und Geburtöhelfer, Wundärzte 
und Aerzte. Es mag im Allgemeinen zwedmäßig fein, 
wenn das Geſetz zum Schuge des Publicums die Vor: 
nahme fehwieriger Kuren nur Perfonen überlaflen will, 
welche höhere Kenntniſſe beſitzen, während es Die weniger be- 
denklichen Gefchäfte den minder unterrichteten Perſonen 
anvertraut, allein die Gefehgeber und höheren Behörben 
Archiv d. Er. R. 1853. 11. St. D 
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leben dabei doc haufig in einer Selbſttaͤuſchung. Es if 
befannt, daß nicht felten Hebammen vorfommen, weldye 
durch lange Beobachtung und verfländiges Studium 
eine Gewandtheit erlangen, wie fie häufig nicht der ge 
prüfte Geburtöhelfer beſitzt, daß insbeſondere Hebammen 
Das größte Vertrauen genießen und viele Frauen, felbft 
von höherer Bildung, fi) nur Hebammen und nie Män- 
nern, felbft nicht den ausgezeichnetften Geburtöhelfern an- 
vertrauen. Nicht weniger ift es befannt, daß in mancher 
Stadt Wundärzte, Die zwar nur als ſolche geprüft find, 
durch lange Mebung eine fo große Auszeichnung erlangen, 
daß ihnen die Kranken ebenfo auch für ihre Inneren 
Krankheiten vertrauen. Nach der Faſſung der neueren Ges 
feße werden nun foldhe Berfonen, welche Die Gränzen ihrer 
Berechtigung überfchreiten, wie diejenigen betrachtet, welche 
gar feine Berechtigung zu mediciniſchen Gefchäften haben, 
alfo wie Pfufcher, und werden, wenn ein unglüdlicher Er⸗ 
folg eintrat, nach den oben bemerkten Anfichten vieler Ges 
richte und Schriftfteller, weit ftrenger behandelt, ald wenn 
das Nämliche bei einer berechtigten Medicinalperfon vors 
gekommen wäre. Das Gericht, welches ſolche Anfichten 
befolgt und an dem Buchftaben mancher Gefege klebt, feht 
fich Hier der Gefahr aus, ungerecht zu werden, und follte wohl 
erwägen, Daß eine Medicinalperfon, Die zur Hülfeleiftung 
in einem alle gerufen wird, welche nach dem eriten Ans 
Icheine in den Kreis ihrer Berechtigung gehört, nicht dem 
Pfuſcher gleichgeftellt werben kann, wenn fle in dem Fort 
gange Ihres Geichäfts Die Gränzen der Berechtigung 
überjchreitet, weil der Heilfünftler, wenn plötlich unvors 
herzufehende Zuftände eintreten, in einer Zwangslage fich 
befindet, 3. B. in geburtshülflichen Faͤllen, wo fich plöglich 
eine bedenkliche Lage des Kindes zeigt, oder große Erſchoͤ⸗ 
pfung der Mutter oder Biutverluft eintritt, und dringend 
aufgefordert it, Hülfe auch über die Graͤnzen ihrer Bes 
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rechtigung hinaus zuleiften, da augenblicklich geholfen werden 
muß, wenn nicht größerer Nachtheil eintreten fol. Mag 
das Geſetz audy der Hebamme gebieten, 65) in gewiflen (ohnes 
bin meift im Geſetze ſehr umbeftimmt bezeichneten) Fällen 
den Geburtshelfer Herbeirufen zu laſſen, 6) fo wird doch 
häufig dies Verabſaͤumen entfchuldigt fein, wenn es 3.2. 
auf dem Lande in einem Haufe, wo e8 an PBerfonen fehlt, 
die fortgefendet werden Finnen, unmöglich if, den Geburts» 
belfer zu rufen oder wo Die Gebärende fich entichieden 
weigert, Daß ein Mann gerufen werde, und nun Die Heb- 
amme nad) beftem Willen zur Rettung weitere Hülfe lei⸗ 
ftet ober andere Mittel anwendet, als fie nach ihrer In⸗ 
firuction dürfte. Richtig iſt e8, Daß Handlungen ber 
Hebammen, welche gefährliche, ihnen gefeßlich verbotene 
Dperationen vornehmen, 3. B. Anwendung der Zange, 8) 
irenger zu beurtheilen find, al& die der Geburtshelfer, gegen 
welche Anklage erhoben worden, entweder weil fle über die 
Graͤnzen ihrer Berechtigung hinausgingen, oder nicht andere 
ärztliche Hülfe herbeiriefen oder eine Operation unter 
ließen, °%) oder die Hülfeleiftung nicht zweckmaͤßig anwen⸗ 


65) ea eh — Strafgeſetzb. $. * nach welchem die Hebamme 

, wenn 12 nicht fogleich einen approbtrten Geburts: 

—5— Ast hr trufen läßt, wenn bei der Entbindung Umftände ſich 

ereignen, welche eine Gefahr für das Leben der Mutter oder des 
Kindes beforgen laſſen. 

) Ein Refeript der preuß. nreglerung v. 26. Juli 1852 (in Cas⸗ 

— m (er II. ©. 172) giebt dem Art. 201 des 

preuß. © en bie Auslegung, baf dur die Worte: hers 

beirufen laffen nicht gemeint ſei, daß die Hebamme ſelbſt 

Fr ber Gebärenben [erAaufen und den Geburtspelfer holen 


67) Darüber Siebolv — 418. 


68) ar bat das Geſetz au den Grund des Verbots, daß es 
der Hebamme nicht die no * ge phnflfche Kraft zutraui, welch⸗ 
zu mandhen Operationen gehört. 
69) 3. B. Wendung des Kindes, Anwendung der Zange. 


O2 


. 





202 Die firnfrechtlihe Verantworilichkeit ber Aerzte sc. 


deten. Hier hat der Richter die Verpflichtung, wohl Die 
Schwierigfeiten der Herftelung des wahren Zuftandes und 
die Entfchuldigung zu berüdfichtigen, weldye dem Geburts» 
helfer zur Seite ftehen können, theild wegen der Verſchie⸗ 
denheit der geburtshülflichen Anfichten, theild wegen Der 
Fraglichkeit der Gefahr, in welcher Mutter und Kind 
ſchweben, theild wegen der phyfifchen und geiftigen Lage, 
in welcher der durch ſchwere Anftrengungen erfchöpfte Ge- 
burtöhelfer ſich befinden kann, 70) wobel noch in Betrach⸗ 
tung gezogen werden muß, daß nach neueren Erfahrungen 
fu leicht Verlegungen an der Mutter oder dem Rinde vor: 
fommen können, die durch Vorgänge bei der Geburt ohne 
alfe Schuld des Geburtöhelfers eintreten. 71) 

XV. Wir Haben bereits oben (Archiv ©. 33) auf 
Falle aufmerkfam gemacht, in welchen gegen Apothefer 
wegen ber Durch ihre Nachlaͤſſtgkeit verurfachten Beſchaͤdi⸗ 
gungen Anflagen erhoben wurden. Einer der neueften 
Fälle diefer Art fam in Paris vor, 2) wo zwei Apothefer 
zur Gefängnißftrafe und Zahlung einer Leibrente von jähr- 
li 1200 Francs und einer Entihädigungsfumme von 
6000 Francs an zwei befchädigte Damen verurtheilt wurs 
den. Die Anfchuldigung war, daß durch Verwechslung 
zwei Srauenzimmer, Die aus der Apotheke einige Gran 
sous-carbonate de fer holen ließen, ftatt Diefes Stoffes 
das fehr ähnliche, aber ald Gift wirkende kermes erhiel- 
ten, deſſen Gebrauch ſchwere Tebensgefährliche Beſchaͤdi⸗ 
gungen bewirkte. Bei der Beurtheilung der von Apo⸗ 
thefern in Bezug auf Die Ausübung ihrer Kunft verübten 


70) Gute Nachweiſungen in Henke's Abhandl. IV. ©. 220. Sieben: 
haar, enzyfl. Hanbb. IL. ©. 130. Siebold, Lehrb. $.412—417. 
71) Günter, Lehrb. der gerichtl. Medicin, S. 303—305. 
72) Der Fall wurde fehr ausführlih in 2. Inflanz bei dem Appells 
hefe in Parts, welcher das verurtheilende Erkenntniß erfter In⸗ 
anz beftätigte, im ar 1853 verhandelt. 
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Bergehen entfcheiden die Rüdfichten, daß theils gewiſſe 
geſetzliche Verbote den Apotheker bei Ausübung feines 
Geſchaͤfts befchränfen, 3. B. wegen Giftverfaufs, theile 
feine Thätigfeit durch die Vorfchrift des Arztes, welche er 
unbedingt zu befolgen hat, beftimmt wird, theils in Bezug 
auf Die von ihm angeichafften und verwahrten Stoffe, Die 
er zu feinem Gewerbe braucht, beftimmte Pflichten ihm aufs 
gelegt find, theild bei der Bereitung und bei Darreichung 
von Arzneien ihm und den von ihm bei dem Gefchäfte 
verwendeten Perfonen, für welche er verantwortlich ift, 
eine gewifle Vorficht zur Pflicht gemacht ift. 78) Jede Vers 
legung diefer Pflichten begründet eine ftrafbare Uebertre⸗ 
tung und manche derſelben Tann wegen der Durch die 
Sahrläffigkeit herbeigeführten Rechtsverlegung ftrafrechtliche 
und civilrechtliche Verantwortlichkeit herbeiführen. 9) Ans 
erfannt ift e8 durch die Rechtiprechung, daß der Apothe⸗ 
fee insbefondere verantwortlich ift, wenn er die Arzneimit- 
tel, welche ex ankauft, nicht forgfältig prüft, um ficher zu 
fein, daß Teine Verwechslung vorgegangen iſt, ebenſo, wenn 
er fie nicht fo verwahrt, daß eine Verwechslung durch Die 
Gehülfen nicht leicht vorfommen kann, oder wenn er Arz⸗ 
neien aus Materialien verfertigt, welche bereits ihre Kraft 
verloren haben, oder in Gefäßen verwahrt, in denen leicht 
eine fchädfiche Veränderung der heilenden Kraft des Arz- 
neimittel8 entftehen konnte. . 
Unfere bisherige Darftelung fol den Verſuch enthal- 
ten, mit Beziehung auf vorgefommene belehrende Fälle 


73) @ine gute Schrift, welche theils den mangelhaften Zuſtand der 
Geſetzgebung über Apotheker in Sranfreich zeigt, theils ausführ- 
Üd eine. Oefengebumg über Apotheferfunft vorfchlägt, ift von 
le Bidat de T'humaide, les ameliorations que reclament la le- 
gislation phbarmaceutique belge. Liège 1844. 

74) Die vollländigfte Angabe der Uebertretungen,, welcher der Apo⸗ 
thefer begehen kann, f. in dem öfterreich. Strafgefepb. v. 1852 

Thl. $. 345—8359. 
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leitende Grundſaͤtze für die richtige Beurtheilung der Feh⸗ 
ler der Medicinalperfonen aufzuftellen. Wir wünfchen nur 
die richterlichen Beamten ımd Staatsanwälte, welche mit 
der Berfolgung der Vergehen beauftragt find, fowie die 
Michter, denen die Beurtheilung obliegt, vor vorelliger 
Verfolgung und Annahme der Schuld zu warnen, und fte 
zu überzeugen, daß in fehr vielen Faͤllen der Thatbeſtand 
mit Sicherheit nicht hergeftellt werden kann, Daß grundlofe 
Anlagen gegen Medicinalperfonen fo leicht durch Ue⸗ 
bertreibungen der Verwandten der Beſchaͤdigten und Des 
nunciationen leidenfchaftlicher Gollegen erhoben werden, Daß 
die Ausfagen der Zeugen mit der höchften Vorficht zu be⸗ 
nuben find, und Die richtige Beurteilung durch Sachver- 
ftändige leicht an der Schwierigfeit, die wahren Sachver⸗ 
hältniffe Herzuftellen und an der unendlichen Verſchieden⸗ 
heit der Anfichten auf dem Gebiete der Hellfunde fcheitert. 


VII. 


Zur Geſchichte des römiſchen crimen maiestatis, im 
Verhältniß zu dem crimen impietatis und dem ſ. g. 
crimen laesae venerationis, 
von 
Abegg. 


Die fruͤheren Rechtslehrer und Praktiker haben neben 
dem erimen maiestatis in dem Sinne, wie fie es ale 
erimen laesae maiestatis bezeichnen, und dem Hoch⸗ 
verrathe (perduellionis crimen) gegemüberftellen, noch 
ein eigene® crimen /aesae venerationis angenom⸗ 
men. D Die Beranlafiung hiezu war, da die Rechtsquel⸗ 
Ien auf einen foldhen Unterfchied nicht hinweiſen, das Bes 
fireben, die geringeren Fälle einer Verlegung der dem Staats- 
oberhaupte fehuldigen Ehrerbietung der Unterftellung uns 
ter jened allgemeinere firengere Geſetz zu entziehen und 
die Anwendbarkeit vefielben zu beichränfen. So bebenflid) 
dies auch nicht nur vom Standpunkte. der Duellen des 
gemeinen Rechts, fondern auch vom vechtöpolitifchen aus 
fein möchte, und was Daher von der richtigen Theorie gemiß- 
bilfigt werden mußte, fo darf man doch nicht verfenmen, 
daß es eine Innere Rechtfertigung hat, für die Fälle der 
Majeftätöbeleivigung Unterſchiede der Schwere der Straf 
barkeit und der Strafe felbft anzunehmen, da es wiederum 
unftatthaft wäre, alle geringern Fälle lediglich umter den 


1) ©. v. —— Bd. J. 8. 167. vgl. Marezoll, das ge⸗ 
meine deuiſche Crim. ET — 
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Geſichtspunkt der Injurie, welche bier jedenfalls atrox 
persona wäre, zu ziehen, wozu es meift am den rechtlichen 
Vorausfegungen fehlt.) Neuere Geſetzgebungen haben ſo⸗ 
wohl zwiſchen Hochverrath, infofern er an der Per- 
fon des Staatsoberhauptes begangen wird, und der Bes 
leidigung der Majeftät einen fehärferen Unterfchieb 
aufgeftellt, wofür die bisherige Auffaffung und Geftaltung 
der Lehre In der Wiflenichaft und Anwendung die Grund- 
lage Darbot, als auch bei der Majeftätsbeleidigung felbft, 
deren ſchwerſter Fall allerdings gleich dem Hochverrathe 
für todeswürdig erklärt wird, Abſtufungen der Strafbar⸗ 
feit anerkannt und fo zur gefeßlichen Beftimmung erhoben, © 
was früher, ohne, ja gegen folche, wiewohl nad, einer in- 
neren Nothwenbigfeit ſich Geltung zu verichaffen fuchte, 
und von Diefem Gefichtöpunfte aus eben fo gerechtfertigt 
werben konnte, ald jonftige Durch den Gerichtsgebrauch eins 
geführte, den Altern Geſetzen wiberfprechende Grunbfäge, 
denen eine Reihe von Fortichritten des gemeinen Straf ' 
rechts zugufchreiben find, wenn man auch fpäter der Das 
durch eingeführten Willkühr eine Gränze geſetzt, Die Be 
folgung des für den Richter maßgebenden Rechts einges 
Ihärft, und überhaupt das vielfad, Bedenfliche eines fols 
chen Rechtözuftandes eingefehen hat.“) Bel der Unverein- 
barkeit mancher Beflimmungen, Strafen und Strafarten 
des formell geltenden Rechts, mit dem Volksbewußtſein 
und der Anficht der Zeit durfte Dies als ein Colliſtonsfall 
betrachtet werden, welcher, da die Löfung nicht durch Die 


2) — ui Fa Bi as N. 86.116. 117. Mein Lehrbud) 


3) Sufanmenelung ve ” trafgefepe auswärtiger Staaten ıc. Ber: 
Iin 1838 . 158. Häberlin, Grundfäße des Erimi- 
nalrechts nad) den Ba deuffchen Strafgefegbü ern $. Star. 
ans für die preußifchen Staaten v. 14. April 1851. 


4) Seffter, Lehrbuch $. 15. Mein Lehrbuch $. 28 ac. $. 16. 
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Gefeggebung erfolgte, eine folche nach einem Geſebe höherer 
Rothwendigkeit fand. So wenigftend muß im Allgemeinen 
das Berhältnig aufgefaßt werden, wenn man aud) keines⸗ 
wege dadurch jene Willführ, wo fie fich recht eigentlich als 
folche erzeigte, in Schub nehmen, und überall das Ber 
laſſen des pofitiven Rechtes und des Geſetzes für gerecht⸗ 
fertigt erflären darf. 

Wir finden nun, nidyt in den römiichen Rechtsquel⸗ 
len, d. h. in den auf uns gelommenen Rechts⸗ und Ge 
feg- Büchern, wohl aber bei den Klaffifern aus der Zeit 
der Imperatorenherrichaft, neben dem crimen maiesta- 
tis, noch eines crimen impietatis Erwähnung, und es 
fönnte den Anfchein haben, als wenn bier eine Unterſchei⸗ 
dung angenommen worden wäre, welche obngefähr der fo 
eben erwähnten entipräche und -die praftiiche Bebeutung 
hätte, den befanntlid, fo vielfach gemißbrauchten iudicia 
maiestatis eine Gränze zu ſetzen. Indeſſen iſt dies nicht 
der Fall. Zwar darf man night einen Grund gegen bie 
Unterfcheidung überhaupt daraus entlehnen, Daß fie als 
ſolche nicht in die Rechtsquellen und fpätere Geſetzgebung 
übergegangen ift, denn fie hat unzweifelhaft in der Ans 
wendung ftattgefunden. Wir befinden uns bei der ganzen 
Lehre, wie fie in der Imperatorenperiode vorfommt, nicht 
durchgängig auf dem Boden des geichriebenen und herge⸗ 
brachten Rechtes, fondern einer der verwerflichſten Will⸗ 
führ Raum gebenden Braris, und eines unmittelbaren Eins 
fluſſes des Principes auf die Rechtspflege — wenn 
man überall diefe Benennung für die Art und Weile ges 
brauchen darf, wie die indicia maiestatis ausgeübt wurden 
— welcher je nady der Individualität des Imperators 
mehr oder weniger als ein gefährlicher hervortrat, worüber 
die roͤmiſchen Schriftfteller, namentlih Tacitus, mit ges 
rechter Entrüftung fi) ausfprechen, während ſie es aner- 
kennen, wenn bie beſſern Bürften, unbeirrt durch Die Ges 


208 Zur Geh. d. rm. crim. maiost. fm Verhaltaiß gu dem 


meinheit und Die fchlechten Motive der Angeber, folcher Aus⸗ 
artung der Rechtspflege und Vernichtung des Rechtöge: 
 fühles fich enigegenfegen und den iudicia maiestatis 
wie den Berfolgungen wegen ber crimina impietatis ein 
Ende gemadyt wiſſen wollen. Mag man nun das Ber 
fahren bei den Einen und den Andern überhaupt ald ein 
unjuriftifches betrachten, wie e8 in ben meiften Fällen 
ein ungerechted war, oder wenigftend es ber Form 
nach, die nur zur Verdeckung des unerträglichiten Despo⸗ 
tismus gemißbraucht, und durch welche dem Recht und 
der Gerechtigkeit Hohn gefprochen wurde, boch ‚als ein 
rechtliches gelten Laffen, — fo viel iſt ficher, daß ein Uns 
terfchied zwiſchen beiden Arten angeblicher Verbrechen thats 
fächlich angenommen wurde, obgleich derſelbe nicht ftets 
beachtet ericheint, und bei der Breite der Auffaffung und 
der Unbeftimmtheit der Gränzen nicht nur dieſer Berbrechen 
zu einarber, fondern auch im Allgemeinen, ed nicht aufs 
fallen kann, daß felbft die roͤmtſchen Klaſſiker ihn nicht 
fefthalten, fondern das Berfahren wegen Impietät mit 
dem wegen Majeftätöverbrechen verwechſeln und meift Als 
les unter den Gefichtspunft Des letztern ſtellen. Um fo 
eher ift es erflärlih, daß in unfern auf die Juſtiniani⸗ 
ſchen Rechtsbuͤcher gegründeten Darftellungen der gemein 
rechtlichen Lehre von dem maiestatis crimen jened Uns 
terſchiedes nicht gedacht wird: denn daß die Aufftellung 
eines f. g. crimen laesae veneratiomis nicht im Hins 
blid auf Das crimen ümpietatis erfolgte, würde ſich 
ſchon aus der feihern, rein praktiſchen Behandlung der 
Lehre nach den gefeblichen Duellen ergeben, welche jede 
Ruͤckſicht auf Die aus andern Quellen geichöpften Säge 
ausfchloß, und ihnen Höchftens, fofern fie von den Juri⸗ 
ften beobachtet wurden und zu ihrer Kennmiß gelangten, 
den Werth gefhichtlicher Notizen zugeftand. Noch mehr 
aber ergiebt fidh dies Daraus, Daß jenes crimen impie- 
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tatis, weit enifeent, eine Milderung der Borfchriften über 
Das maiestatis crimen ju enthalten, vielmehr das Extrem 
des Mißbrauchs und gleichfam [wenn ed deren bedurft 
hätte],®) eine clausula generalis für alle Fälle bildete, 
die man ohne Weiteres für der höchften Strafe würdig 
angefehen haben wollte. Es ift jedenfall nicht zu bes 
dauern, Daß dieſes eigenthämliche Verbrechen in unfer 
Recht nicht aufgenommen wurde, und daß Die Beichaffen- 
heit unferer Rechtsquellen eine Uebertragung ber außer 
halb derfelben fi, findenden Beſtimmungen eben jo, wie 
bie Ratur diefer lebten felbft, ausfchloß. 

Für Die geſchichtliche Betrachtung, wenn auch nicht 
des Strafrechts, fo doch der Art der Anwendung, des 
Gebrauches und Mißbrauches, und der Sittengefchichte 
wird e8 jedoch von Interefle fein, einen Gegenftand näher 
za erörtern, auf welchen neuerlich zuaft Dirkfen in einer 
hoͤchſt werthvollen Abhandlung die Aufmerkſamkeit gelenkt 
hat.) Da diefe bis jet noch nicht in Den Beſitz des 
geößern Publicums gelangen Tann, fo glaube ic, die Er- 
gebnifte Derielben den Theilnehmern des Archivs, unter 
pflchtmäßiger Hinweifung auf Die Duelle und auf das 
Berbienft des gelehrten Verfaflers nahe bringen zu Dürfen, 
ohne auf Darlegung meiner Anſichten und der Reſuliate 
meiner Studien Verzicht zu leiften, und ohne für letztere 
Die Berantwortlichfeit abzulehnen. 

Das Berhältniß der alten PBerduellion zu dem 
Majettätsverbrechen kommt Bier nicht in Betracht. 
Wir nehmen als feftftehend an, Daß die fpäter mit Diefem 


5) Plin. Panegyr. Cap. 42. „Maiestatis singulare et unicum 
Seel — qui crimine vacarent.““ 

Pflichten der Pietaͤt gegen die Berfon des regierenden 

Em er Fine Geleſen in der Akademie der Willen — 

a, gr 1, de ee Ich verbanfe die Mitthei- 
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lebten Namen bezeichneten Handlungen urfprünglich, und 
noch lange Zeit während ber republikaniſchen Verfafſung 
unter den Begriff der erflern gezogen wurden, fo daß der 
Begriff der maiestas, wiewohl früher anerfannt, auf Das, 
was befondere Ehrerbietung fordert, wie Die Gottheit, ans 
gewandt; ) Doch erſt gegen das Ende des Freiftantes auf 
das roͤmiſche Wolf übertragen worden fei (maiestas po- 
puli romani), woburd) denn das crimen imminutae 
maiestatis feine befondere Bedeutung erhielt. Anfangs 
nehmlich neben der Perbuellion ftehend, deren Grundfäge 
als nicht begünftigte felten zur Anwendung Tamen, ninmt 
fie, mehr und mehr ausgedehnt, endlich jenen ald den 
ſchwerſten, jedoch immer durch Begriff und Thatbeftand 
noch beſonders beftimmten Kal, in fi) auf, was vornehm⸗ 
lich durch Die Lex lulia maiestatis zur Bollendung ges 
langte, indem hier doch im Ganzen ausgelprochen wird, 
was bereits bei der felteneren Geltendmachung Der for⸗ 
mell noch beftehenden Berbuellionsgefeße in Uebung war.) 

Das Verbrechen der Verlegung der Majeftät bezog 
fi auf den Staat, das Gemeimveien, und Träger Des 
Staatsbewußtſeins und Rechtes, der f. g. Souveränität, 
war das römtiche Volk, weshalb auch Die Ausdrüde ma- 
jestas populi romani, amplitudo ac dignitas civite- 
tis, reipublicae bei den Flafitichen Schriftftellern bald ne 
ben einander geftellt, bald abwechſelnd gebraucht wer 
ben. ®) 

Bon einer Verlegung des Princeps, welche nach je- 
nem Geſetze beurtheilt werden follte, ift allerdings nicht 
die Rede: das Principat Bat fi nur allmälig gebilbet. 


7) Belegftellen bei Rein, das roͤmiſche Eriminalreht S. 505. 3.2. 
Cicero de orat. II. 39. maiestas est amplitudo ac digni- 


tas civitatis. 
8) L. 11. D. ad leg. Iul. Maj. 
9) Cio. de invent. I. 17. 18. de orat. II. 39. 
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Die thatiächlichen Behauptungen eines folchen in ber letzten 
Zeit der Republik, während der inneren Kämpfe und der 
Berfolgungen der Gegner der _Gewaltigen unter ſolcher 
Form laffen fid) dafür nicht anführen, daß fofort an die 
Stelle des Volkes der Fürft als Inhaber der Souveränis 
tät und der hoͤchſten Würde gefebt oder gefehlich genannt 
worden ſei. Indeflen war die Uebertragung des Begriffes 
Der maiestas auf den Imperator oder Princeps nicht fo 
entfernt, weder von Seiten ihrer felbft, wie behutſam her 
auch insbeſondere Dftavianns zu Werke ging, noch von 
Seiten des Volkes oder einflußreichen Einzelnen, und ber 
Schmeichler der Gewalt. In Beziehung auf den Okta⸗ 
vianus Tommt bei deſſen Biographen ausdrüdlid Die Er⸗ 
wähnung der maiestas vor. 1%. Dod mag man zuges 
ben, daß der Ausdrud nicht flets in der ſtreng technifchen 
Bedeutung des Geſetzes gebraucht worden fel, 11) wodurch 
Dann nur die Willkuͤhr und der Despotismus, die fich 
fhon frühzeitig bei der Verfolgung wegen der unmittelbar 
gegen den Yürften begangenen Majeftätöverbrechen, bei 
fcheinbarer Beſchraͤnkung beffelben befundet, nur noch wis 
derlicher hervortritt. Die dur Julius Cäfar bean- 
tragte 12) und nach ihm genannte Lex Iulia maiestatis, 
in weldyer die Strafe Der aquae et ignis interdictio 
feſtgeſetzt, beziehungsweiſe erneuert wurde, gedenkt bei Auf- 
zählung der Handlungen, durch welche Jemand dem Ge- 
fee verfällt, des Kaifers begreiflicher Weiſe nicht, ſondern 


10) Sueton. Octsv. Cap. 15. vgl. Vesp. Cap. 7. u. in Do- 
mit. Cap. 12, wo e8 heißt: „auctoritas et quasi maie- 
stas quaedam.“ 

11) ©. die fo eben angef. Stelle von Sueton. Domit. Cap. 12. 

Bormen, die felbft in fpätern Geſetzen vorkommen, 
f. bet Dirffen manuale latinitatis fontium iuris civilis ro- 
man. v. maiestas bet Rein a. a. O. ©. 505. 

12) Cicero Philipp. I. 9. 10. vgl. Paull. sent. rec. V. 29. 

$. 1. Tacit. Ann. III. Cap. 38. 50. 
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hebt als Objekt des Berbrechens in den Stellen, die, wie 
man wohl annehmen darf, die Worte des urfprünglichen 
Textes firenge wiedergeben, 18) immer nur Das populus 
romanus, bie respublica hervor, und erflere® ericheint 
bier noch überall als im Vollbeſttz der hoͤchſten Gewalt 
und Würde gedacht. 1%) 

Wenn nun andere vömifche Juriften, aus Deren Schrif 
ten Auszüge in demfelben Titel mitgetheilt werden, neben 
der Majeftät des Volles auf die des Kaiſers hinweiſen, 
und zwar nicht bloß „als auf den Delegirten des Volles, 
für die Wahrnehmung von deſſen Hoheitsrechten, fondern 
zugleich. Die PBerfon des Kaiſers als den Gegenſtand einer 
imgleichen nad) der vollen Strenge des nämlichen Geſetzes 


13) =. Dirkſen bie scriptores historiae augustae. Zeipzig 1842. 
% 247. 


14) Ulpian. in L. 1. 2,u. Cervidius Scaevola in L. 4. D. 
ad leg. Jul. mai. „maiestatis autem crimen illud est, quod 
adversus populum romanum, vel adversus securitatem 
eius committitur‘‘ — „quo armati homines — conveniant contra 
rempublicam“ — „quo quis magistratus populi ro- 
mani, quive imperium potestatemque habet, occidatur,“ „quo 
quis contra rempublicam arma ferat, quive hostibus po- 
puli romaninuntium, literasve miserit‘ — „quo hostes po- 
puli romani consilio juventar adversus rempublicam‘“ — 
„quo seditio tumultusve adversus rempublicam fiat.“ L. 4. 
„Cuiusve dolo malo quis adactus est, quo adversus rempu- 
blicam faciat, cuiusve dolo malo exercitus populi romani 
in insidias deductus, hostibusve proditus est.“ „Factumve 
— quominus hostes in potestate populi romani veniant“ 
„cuiusve opera dolo malo hoetes populi romani — adiuti 
erunt‘‘ — „utve ex amicis hostes populi romani fiant‘“ 
„quo Rex exterae nationis populo romano minus obtem- 
peret“ „cuiusve opera dolo malo factum erit, quo magis ob- 
sides, pecunia, iumenta hostibus populi romani dentur adver- 
sus rempublicam. — Man fönnte geltend machen, daß unter 
dem hier genannten magistratus populi romani und dem 
qui imperium habet unzweifelhaft auch der Princeps zu 
verftehen fei; allein theils bezieht fich dies dann doch nur auf 
Angriffe, die zugleich unmittelbar den Staat treffen, theile würde 
um fo weniger ein praftifches Bebürfniß zu einer Aenderung 
* Erweiterung ber geſetzlichen Beſtimmungen ſtattgefunden 

en. 
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zu ahndenden Verlegung bezeichnen, 1%) ja zum Theil auch 
wohl den gefammten Inhalt dieſes Gefehes auf Den Kai⸗ 
jer ausichließlich beziehen, ohne Des roͤmiſchen Bolfes be 
jonderd zu gedenken,’ 10) fo hat man öfters bier — ich 
will nicht gerade fagen, einen Widerſpruch, 17) aber eine Durch 
die politifchen Beränderungen bedingte neue Geftaltung der 
Rechtsbeftimmungen annehmen zu müflen, und biefe aufver- 
fhiedene Weife erklären zu können geglaubt. 

Die ältere Anficht ift Die, daß der Lex Iulia von 
Caͤſar eine gleichnamige von Auguftus gefolgt fei, bie 
man in Das Jahr der Stabt 1746 zu feßen pflegt. Sie 
iſt bis in Die neuere Zeit veriheidigt worden, und ich hatte 


15) L.3. D. Lc. „qui iniussu principis bellum gesserit.“ L.4. 
S. 1. mit L. 5.6. D. eod,, wo die erfte Stelle „hoc crimine 
liberatus est,“ ein Argument vom Gegentheil darbietet. Die 
L. 5. $.1.2, wo von der maiestas principis bie Rebe iſt, 
erwähnen ausbrädlich Fatferliche Referipte, in denen gefagt wird, 
daß die vorgelragenen Fälle ein Mafeftitsverbrechen nicht be⸗ 

den. Hoc tamen crimen a iudicibus non in occasio- 
nem ob Principalis maiestatis venerationem habendum 
est, sed in veritate —.“ 

16) Paull. sent. rec. V. 19. $. 1. „Lege Iulia maiestatis tene- 
tur is, culus ope consilio adversus Iınperstorem, vel rem- 
publiecam arma mota sunt — quive iniussua Imperatoris 
bellum gesserit — deseruerit Imperstorem“ — „Quod 
crimen non solum facto, sed et verbis impiis et male dictis 
maxime exarcerbatur.‘“ 

17) Dirkſen a. a. O. ©. 248, defien Worte oben mit Anführungs- 
eichen wiedergegeben find. Diefer beruft fih auch darauf, daß 

e römifchen Juriften in den vorzugswelfe ver Schilderung bes 
praftifchen Rechts ihrer Zeit zugewendeten Schriftwerfen, alle 
die Sicherheit des Staates aulafenben Verbrechen und nament- 
lich das früher —— crimen perduellionis, als durch bie 
Lex Iul. mai. als abforbirt darftellen, indem fie gleichzeitig zu 
erfennen geben, daß der urfprüngliche Tert des efehes durch 
die hinzugetretene Auslegung mancherlei Erweiterungen erfahren 
habe. —* enthält das, was Paullus mittheilt, ſchon 

dieſe Erweiterungen, — welches auch der Grund fein möge, auf 
den fie ara en macht, ohne zu viel Gewicht darauf 

legen zu n, doch mit Recht geltend, daß der Juriſt a. a. O. 

ſagt: „bis antea in perpetuum aqua et igni interdicebatur, 

nunc vero humiliores bestiis objiciuntur, vel vivi exuruntur, 
honestiores capite puniunntur. 
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mich Derfelben in meinem Lehrbuche angefchloflen. 19) Die 
neuere, jebt wohl von Der Mehrzahl der Rechtshiftorifer 
angenommene, 19) welche insbefondere Dirkfen mit ges 
wichtigen Gründen unterftüßt, geht dahin, Daß zwei leges 
Inliae maiestatis nicht beftanden haben, fondern vielmehr 
nur bie eine des Julius Caͤſar Die Grundlage für Die wei⸗ 
tere Ausbildung der Lehre durch die Jurisprudenz Darges 
boten Babe, und in ben fich Hierauf besiehenden entfpres 
enden Zitel der Digeften übergegangen ſei. Und da Bier, 
in Ermangelung eines beftimmten Duellenzeugnifes, 2) 
für eine zweite Lex Iulia Mai. von Auguftus Oktavia⸗ 
nus überhaupt nur auf Fünftlihem Wege ein Ergebniß 
erlangt werden kann, fo läßt fich nicht in Abrede ftellen, 
daß die Erflärng, welche Dirkſen giebt, fi) eben fo 
Durch ihre Einfachheit, als Durch das Zufammentreffert mit 
andern, bier in Betracht kommenden, unzweifelhaften, ge⸗ 
ſchichtlichen Thatſachen empfohlen und die Schwierigkeiten 
auf befriedigende Weife zu loͤſen geeignet fei. 


18) Sigonius de iudicio II.29. Anton. Augustinus de legi- 
bus romanis in Graev. thes. T.IL. p. 1122. Heinecco. Antt. 
Rom. iurispr. illustr. Syntagma Lib. IV. sch. 18 6.49. Müh⸗ 
lenbruc hat in feinen Zufäben zu der von ihm 1841 beforgten 
Ausgabe hier nichts dagegen erinnert. Haubold, Inst. iur. 
roın. lit. Lips. 1809 p. 320. Defielben, Inst. iur. rom. epi- 
tome, Lips. 1821. P. 95. 173. Bach, histor. iurispr. rom. 
nn. 2. 8.90. II. 1 $.12. Mein Lehrb. der Straf-R.:W. $. 423. 
Klenze, Lehrbuch S.101 läßt in kurzer fragender Andeutung 
„L. Iulia (Caesaris? Augusti?)“ die Sache unentfchieven. So 
auch Marezoll, Lehrbuh S. 225. 


19) ©. z. B. Cropp, praec. iur. rom. circa puniend. conatum 
deling. I. ©. 7 Rot. 1. Died, über das Maj.⸗Verbrechen in 
den Hiſtor. zen über dag Crim. R. der Römer. Halle, 
1822.©.93. Walter, — des rom. Rechts. Bonn, 1844. 

| ©. 819. Rein, ca. a O. ©, 516 Not. * 

20) Denn aus Tacit. Ann. IL 72 vgl. mit Sueton. Oct. 55 u. 
Dio Cassius L. VI. 27, wo von den Berfolgungen wegen 
Schmähfhriften unter Auguftus die Rede ift, läßt ſich nichts 
Sicheres fließen. 
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In der That, wenn es ber Staatsflugheit des Aus 
guftus mehr entfprach, ſich mit Dem Weſen der wirkfichen 
unter verichiedenen Titeln ihm ertheilten höchften Gewalt, 
welche in gefteigerter Maaße in ſich begriff, was dem 
obern Magiftrate zufam und fle auszeichnete, und mit Des 
ren zeitweilen Erneuerung zu begmügen, 2) die alten For⸗ 
men aber beftehen zu laſſen, fo daß die ihm übertragene 
Hoheit „als Ausfluß der maiestas des römischen Volkes” 
erihien, jo mochte wohl „Die Auslegung des Majeftäts- 
Geſetzes von Julius Caͤſar von felbft Darauf führen, daß 
Angriffe gegen die Perfon des Kaiſers in den Bereich der 
Strafbeflimmung dieſer Xer zu ziehen ſeien.“22) Auch Die 
Berufung auf die lex regia oder de imperio Principis 
mag zuläffig fein, 2%) da der Umſtand, wo derjelben ge- 
dacht wird, nehmlich der gefeßgebenden Gewalt des Prin⸗ 
ceps, als eine der mehreren Wirkungen jened Staatsaf- 
tes, 24) der Sache felbft, der geichichtlich beglaubigten Ue⸗ 
bertragung nichts benimmt.25) Weniger beweifenb jcheint 
mir die von den roͤmiſchen Juriften mit Hinſicht auf Die 
Lex lulia maiestatis und deren Anwendung auf Belel- 
Digung der Perſon des Kaifers feftgehaltene Unterſcheidung 
Desjenigen, quod ex scriptura legis descendit, und 
Desjenigen, quod ad exemplum legis vindicandum 


21) Burchardi, Staats: ı ıd Rechts⸗Geſchichte der Römer. 8.66.70. 

22) Dirkfen, a. a. O. ©. 248. 249. 

23) Dirkfen, aa. O. S. 249. 
24) au Puh zen als Gegenfland einer Mebertragung bezieht fih 
1. D. de 0.I. (Pomponius): „Igitur, constituto Prin- 
— — est ei jus, ut quod constituisset, ratum esset.‘ 
25) L. 1 pr. D. de constit. principum (Ulpian), und eben 
fo bis auf das Schlußwort $.6 I. de iure natur. gent. et 
eiv., womit zu vergleichen find: Gaii Inst. Com. I. 5. L. 1 
5. 7. Cod. de vet. iur. enucl. Theoph. paraphr. Inst. I. 2 
— — er beſonders Dirkſen vermiſchte Schriften. 
n 184 
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est.“26) Denn dies dürfte wohl nur die Geltendmachung 
eined allgemeinen, auch fonft in weiterem Umfange aner⸗ 
kannten Grundſatzes befunden, daß nehmlich nicht bloß Die 
wirklich unter das Geſetz zu fubjumirenden Hanbimmgen 
nach demſelben beurtheilt werben, was alfo auch mit Der 
Annahme eines fpäteren Majeſtäts⸗Geſetzes nicht als uns 
vereinbar zu Denken ift, jelbft wenn man zugiebt, daß Die 
praktifchen Suriften alle frühern |. g. Staatsverbrechen 
und namentlich Die alte Perduellion als durch Die Lex 
Iulia Maiestatis abforbirt darftellen, woran fid) die aller 
dings fchlagende Bemerfung nüpft, wie Diefe Schriftfteller 
gleichzeitig zu erfennen geben, daß der urfprünglidhe 
Text des Geſetzes durch Die hinzugetratene Auslegung man⸗ 
cherlei Erweiterungen erfahren habe, wovon bereit ges 
fprochen worden ift. 

Wie nun jenes Geſetz, je nad) dem poliäfchen Stand- 
punkte und Der mehr firengen und despotiichen Berfahrens- 
weije oder: der mildern Gefinnung der einzelnen Kaiſer, fo 
wie mit Rüdficht auf die öffentliche Meinung, bald in der 
weiteften und willführlichften Auslegung, bald in großer 
Beichränfung wider wirkliche oder angeblihe Majeftäts- 
Verbrechen (nach Der ſchon bezeichneten Richtung wider 
Die Perſon ded Kaiferd) zur Anwendung gebracht worden 
fel,2 berichtet, nad) Tacitus, Sueton, Dio Eaf- 


26) L. 7. $.3. D. ad leg. Iul. Mai. („Modeſtinus“). Hoc tamen 
crimen a judicibus non in occasionem ob Principalis majesta- 
tis venerationem habendam est, sed in veritate, nam et per- 
sonam spectandam esse, an potuerit facere et an ante quid 
fecerit, et an cogitaverit, et an sanae mentis fuerit, nec 
labricum linguae ad poenam facile trahendum est. Quamquam 
enim temerarii digni poena sint, tamen ut insanis illis par- 
cendum est, si non tale sit delictum, quod vel ex 
scriptura legis descendit, vel ad exemplum legis 
vindicandum est.“ 

27) Sn age ng milder Grumdfüge leuchten hervor Trajan, Ha⸗ 

drian, Bertinar, MarcusAntoninusg, Mlerander Ser 
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fius, Me seriptores historiae augustae, Die 
bier ein weichliches Material liefern, fowie nach einigen in 
den Rechtsſammlungen uns erhaltenen Refcripten von Al ex⸗ 
ander Sever?7 — ausführlich Dirkſen, defien ganze 
Darſtellung den Criminaliſten nicht gemug — wer⸗ 
den Tann. 29) 

Es liegt außer dem Plane und dem Bedürfniffe der 
gegenwärtigen Abhandlung, Hierauf weiter einzugehen. Die 
unmittelbare Uebertragung des noch während des Beſte⸗ 
hens des |. g. Freiſtaates ergangenen Geſetzes auf Ver- 
legungen der dem Princeps beigelegten hoͤchſten Würde 
auch ohne eine neue ausdrüdliche Borfchrift, Durch welche 
dieſes als Gegenſtand des Verbrechens bezeichnet worden 
war, Tomnte, felbft von den uns erhaltenen Anwendungen 
abgeſehen, und dem gansen weitern gefshichtlichen Verlaufe 
und nahe liegender Analogieen, fowie aus dem Charakter 
der Zeit erlärt werden, mo der Willkuͤhr und dem Ueber⸗ 
muthe oder ber feigen Furcht — einer Quelle der Grau⸗ 
ſamkeit — Die niedrigfte Schmeichelei und ſclaviſche Unter⸗ 
würfigfeit bereitwillig entgegenfam. Auguſtus hatte noch, 
wie in andern Verhaͤltniſſen, fo auch bier, vielfach ſcho⸗ 


verus, C. Tacitus, wenn auch manches mehr nur in münd- 
lichen n Heu en nd. 
28) L. 1. 2. Cod. ad leg. Iul. Mai. (Ich kann mir nit verfa- 
gen, nah Dirkſen script. histor. aug. ©. 254 Mot. 61 die 
Stelle aus einem BDriefe des Marcus Antoninus, — Antwort 
er ein an feines Mitregenten 2. Berus, bier aufzu⸗ 
. Vulcat. Gellicanus m Avid. Cass. Cap. 2.: 
lan —8* legi et sollicitam potius, quam imperatoriam, 
et non nostri temporis. Nam si ei divinitus debetus imperium, 
non poterimus interficere, etiamsi velimus. — Adde, quod 
non possumus reum facere, quem nullus sccusat et, (ut ipse 
dicis) milites amant. Deinde in causis maiestatis haec natura 
est, ut videantur vim pati etiam quibus probatur. Scis enim 
ipse, quid avus tuus Hadrianus dixerit: „, „Misers conditio im- 
perstorum quibus de adfectata tyrannide, nisi occisis, non pot- 
est ceredi.“* 6c 
29) ID @. Hl . 


P2 
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nende Rüdfichten eintreten Taffen und — weldyes aud) feine 
Beiveggründe geweſen fen mochten oder wie mehr oder 
weniger Wahrheit in feinem Verhalten gefunden werden 
möge — die Procefie wegen Beleidigung feiner Perſon 
nur in beichränkter Weiſe geftattet. Allerdings beginnen 
ſchon jebt Die Verfolgungen wegen Schmähfchriften: 
jedoch nur für Fälle der gröbften Art und die zum age: 
meinen Wergerniß gereichten. 80) 

Aber mit der Regierung des Tiberius beginnt Die 
eigentliche Anwendung des Majeftäts-Geleges, auf beflen 
Grund die fchaamlofeften Anklagen ftattfanden, auf An- 
griffe wider Die Perfon des Princeps, und foldye wurden 
In allen Handlungen, Aeußerungen oder Unterlaffungen ge- 
finden, Die auch nur eine entfernte, oft fehr weit herge- 
holte Beziehung auf Die Ehre oder Sicherheit der Perfon 
des Princeps enthielten. 31) 

Man tollte meinen, bei foldhen Auslegungen und Aus 
dehnungen des Geſetzes, wie fle in zahlreichen, von den 
Befchichtichreibern jener nun folgenden traurigen — 


30) Vgl. Tacit. Annal. 1.72: Primus Augustus cognitionem 
de famosis libellis specie legis eius (sc. maiestatis) tractavit, 
commotus Cassii Severi libidine, qua viros feminasque illu- 
stris procacibus scriptis diffamaverat.“ 

31) Taeit. 1. c. wo von Tiberius die Rede il: Non tamen idem 
faciebat fidem civilis animi. Nam legem ınaiestatis reduxerat 
cui nomen apud veteres idem sed alia in judicium veniebant: 
si quis proditione exereitum, aut plebem seditionibus, deni- 
que male gesta republica maiestatem populi romani minuis- 
set. Facts arguebantur, dicta innpune erant (hier folgt bie 
in der vorhergehenden Note mitgetheilte Stelle: primus Au- 
gustus). — Mox Tiberins, consultante Pompeio Marco 
praetore, an judicia maiestatis redderentur, exercendos 
leges esse, respondit. Hunc quoque asperavere carmins 
incertis auctoribus vulgata, in saevitiam superbiamque dus 
et discordem cum matre aniınum.“ Dirffen a.a. O. ©. 252. 
Aber auch von Tiberius heißt es bei Sueton. 28: „Sed et 
adversus convicia malosque rumores et famosa de se ac suis 
carmina firmus ac patiens subinde jactabat: „in civitate libera 
linguam mentemque liberas esse debere.“ 
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mitgetheilt werden, hätte Die Wuth des einen, und Die ihr 
enigegenkommende Niederträchtigfeit des andern Theils fich 
begmigen fönnen. 89) War doch dem Staatöoberhaupte nicht 
nur im Allgemeinen die fonft dem Volke inne wohnende 
hoͤchſte Gewalt und Majeftät beigelegt, fonbern auch noch 
außerdem Die perfönliche Unverleglichkeit Der Volkstri⸗ 
bunen ausdrüdlich zugefichert worden. Zunädft fchon 
dem Julius Cäfar, dam, und zwar in mehrmals- fich 
erneuernden Acten dem Auguftus und Hiernad) deſſen 
Rachfolger gleich bei dem NRegierungsantritte, indem ihnen 
Die tribuniciſche Gewalt auf Die Dauer verliehen wurde. 32) 
Wenn ſo bei dem Uebergang zur Monarchie Die höchfte, 
fonft an mehrere Magiftrate, ald zeitweiſe Mitträger der 
Volksſouveraͤnitaͤt, ertheilte Gewalt, Einem allein und für 
die Lebenszeit übertragen und hiemit auch dem monardji- 
then Princip fein Recht eingeräumt war, fo konnten die 
zechtichen Folgen auch bei Behandlung der Majeftäts- 
Verbrechen nad) einer neuen, bisher unbefannten und un- 
ſtatthaften Richtung fich mit Derfelben innern Nothwendig- 
keit entwideln, Die man für jenen gefchichtlichen Untergang 
des Freiftantes und die Errichtung der Monardyie anzuer- 
fennen hat, auch ‚ohne deshalb Die Handlungen der Ein- 
zefnen zu billigen, welche die neue Geftaltung gewaltfam 
ober Durch andere verwerflicdhe Mittel herbeiführten. 3%) AL 
fein die wahrhafte Monardyie beftand Damals fo wenig, 
als ein allgemeines Bewußtſein über Diefelbe, das jeden- 
Falls in diefer Periode und lange N weber bei den. 


32) Auch die Glieder der Familie des Princeps waren Gegenftand 
der unter jenes Geſet sesogenen augen ne ungeif 
Bol. Reina... D © 54. Dieck a. a 


33) — a. a.O. 8.701. A. Welder, — = Rom. 


34) ©. aa — — gegen für volksthümliches 
Recht 1849. Br. L ©. 2 
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Imperatoten noch bei den Bürgern ftattfand.3) Und 
ed jcheint gerade der Mangel jenes Bewußtfeind, ald eines 
ſtttlich⸗ politiſchen, das überhaupt einer fpätern Zeit und 
einem andern Princip, vornehmlich dem chriſtlichen anges 
hoͤrt, und demnach der Umftand, daß Die unmittelbare 
Perſoͤnlichkeit, die Subjectivität und Willkühr die Stelle 
einnahmen, bie mefentlich einen objectiven Gehalt bedingt, 
eine der Urfachen jemer beflagenswerthen Erfcheinmgen zu 
fein, die bei dem herrichenden Sittenverberbniß eintraten. 
Unter ſolchen Umftänden fonnte das Recht überhaupt und 
ein Berfahren fi) nur fo weit äußern, als der Princeps 
geneigt war, demielben feinen ungehemmten freien Lauf zu 
laffen, und fo finden wie — neben einzelnen Ausnahmen 
unter den beffern Kaiſern, Die, wie bereitö bemerkt, Dem 
Mißbrauche entgegentraten und Berfolgungen unterfagten — 
theils Die Formen des Rechts und Verfahrens zum Scheine 
herabgeſetzt, deſſen fich Die Willtähr bedient, um zu ihrem 
Ziele zu gelangen, theild geradezu offen verhöhnt und völ 
lig bei Seite gelafien, und man muß wohl Bedenken tra« 
gen, viele der Betipiele, welche die Geſchichte liefert, für 
rechtliche Prozeſſe gelten zu laflen, wenn aud) dem 
legten traurigen Erfolge für Die unglüdlichen Opfer Die 
Form eines Urtheiles und der Vollſtreckung eines 
ſolchen nicht fehlte. 36) 

Dirkſen führt, mdem er die formelle Berechtigung 
der neuen Geftaltung der Mafeftäts-Prozefie, wegen Ver⸗ 
legung des Princeps anerkennt, „wobei nur bie NRedyttichP 


35) Dirffen in der angef. Abhandlung: Ueber die Pflichten ber 
a gegen bie Berkon des regierenden roͤmiſchen Kaiſers. S. 2 
„Die ausgefprochene Geltung des Begriffes eines felb- 
Rünigen Principats ift, neben der thatfächlihen Anerfennung, 
nicht bereits unter der Herrfchaft von Julius Caͤſar und Augus 
flus vorauszufegen. 
86) Meine Diss. de jurisprudentia apud Romanos sub primis im- 
peratoribus, Loci Sueton Col. 34 interpret. exh. 
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keit des Verfahrens bei jeder Verlegung der Perſon des 
Kaiſers und der mit gleichen Hoheitsrechten durch Ihn aus⸗ 
geftatteten Glieder feiner Samilie der Majeftät-Anklage 
Folge zu geben, in Zweifel gezogen werben konnte,“ als 
Hauptgrund der „Bülle des öffentlichen Unglüds‘ die geflifs 
fentliche Betjeitfegung gewifienhafter Beobachtung der Form 
ded gerichtlichen Verfahrens an, und findet gewiß mit Recht 
Die Quelle ſchrankenloſer Willführ umd der offenbarften 
Berhöhnung des geſetzlichen Rechts zumächft Darin, daß 
der förmlich angeflagte Majeftätsverbrecher gewoͤhnlich ſei⸗ 
nem ordentlichen Richter entzogen und entweder an den 
römischen Senat, oder an eine kaiſerliche Specialcommifs 
ſton und mithin vor ein Forum gewiefen wurde, welches 
die Bürgichaft einer gründlichen parteilofen Unterfuchung 
und Beweisführung nicht gewährte, Die das Verfahren 
vor dem Volksgerichte wenigftend hoffen ließ.“27). Der 
zweite der hier erwähnten Auswege iſt begreiflichermeile 
nicht geeignet, dem Mißtrauen zu begegnen; aber auch 
das Berfahren vor dem Senat, namentlich in jener Periode 
und bei der damaligen Zufammenjegung, vermochte nicht 
eine graimbliche und gebeihliche Rechtspflege zu verbürgen. 
Abgeſehen Davon, daß bei den Beihlüffen und Urtheilen 
Defiefben haufig politiiche Rüdfichten gegen die rechtlichen 
überwogen — wie denn befien frühere Jurisdiction ſich 
vorzugsweiſe auf f. g. politiiche Verbrechen bezog, 29) und 
hier nicht felten, ohne alle Form eines gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens, das, was Das Wohl des Staates zu fordern ſchien, 


37) In der Rot. 6 angef. Abhandlung ©. 22. ©. auch deffen 
Eiviliftifhe Abhandlungen Bd. I. Berlin 1820. weite 
Abhandlung: Weber die Eriniinal-Juriediftion des roͤmiſchen Se: 
nats ©. 93 2c. Bol. C. Th. Zumpt de legibus judiciisque 
repetundarum. Com. Berol. 1845. P. DI. S. 70. 

38) Jedoch nicht ausſchließend. S. Geib, Geſchichte des roͤmiſchen 
Criminalprozeſſes. Leipzig, 1842. ©. 415. 
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zur Ausführung gebracht wurde — fo kann man von Aus- 
übung einer wahren Gerichtöbarkeit nicht In allen den Faͤl⸗ 
len fprechen, wo der Senat einen ihm gemachten Antrag 
auf angebliche Beftrafung gutheißt ; vollends nicht und nicht 
von einer Unabhängigfeit der Rechtöpflege, wo er in feiner 
Schwäche oder Selbfterniedrigung den ungeftümen For⸗ 
‚ derungen des großen Haufens fich nicht zu entziehen ver- 
. mochte oder ſich zum Werkzeuge despotifcher Willführ ges 
brauchen ließ.3) War doc, felbft dieſe Uebertragung ei⸗ 
ner (wenigftens für Die und befcyäftigenden Yälle ſchein⸗ 
baren) Gerichtöbarfeit an den Senat, die der Princeps fid) 
felbft beilegte, nur eine, wie Die Erfahrung zeigte, fehr un- 
gefährliche Eonceffion an die öffentliche Meinung, bis auch 
diefe für entbehrlich gehalten, und nicht felten das Richter: 
amt wegen Staatöverbrechen von dem Kaiſer unmittelbar 
geübt wurde, jei ed ohne Zuziehung des Senats, oder fo, 
daß er nur eine mehr formelle Zuftimmung zu dem Bes 
ichluffe Des Kaiſers ertheilte, wobei der Einfluß nicht aus 
Ber Berechnung bleiben Darf, welchen, felbft bei dergleichen 
Berhbandlungen im Senat, der Kaiſer ausübte. 4% 
Anfänglich wurden, wie ſchon bemerkt, Die perfönlichen Bes 
leivigungen des Princeps noch nicht unbedingt unter ben 
Begriff des crimen maiestatis gezogen, weshalb der Ses 
nat nicht unterließ, Die cognitio de eiusmodi crimini- 


_ 


39) Dirkſen, civilift. Abhandlungen ©. 155. 165. ‚Die relative 
Häufigkeit der Verhandlung biefer Gattung von Verbrechen vor 
dem Senate erflärt fi) aus dem Beitreben ber beflern Kaifer, 
den Schein der Partheilichkeit von fich abzulehnen, und aus der 
Ueberzeugung ber despotiſchen, den Urtheilsſpruch des Fnechtifchen 
Sen — nach Gefallen lenken zu koͤnnen.“ Geib, a a. D. 


40) Der Kalfer war princeps senatus. Dio Cass. LIT. 1. LVII. 
8. LXXDI. 5. Bgl. Wolter, a. a.O. ©.287. Geib, ©. 418. 
Dirffen, a. a. O. ©. 178 x. ©. über die alleinige Aus- 
a 3.8. Sueton. in Claud. C. 14. in Ne- 
ron C. 15. i 
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bus ac reis Dringend von dem PBrinceps fich zu erbitten, 
aber Tiberius, unter welchen Died als gefchehen berich- 
tet wird, gab dem Verbrechen jene Ausdehnung, derzu⸗ 


folge Die Zuftänbigfeit des Senats nicht bezweifelt twurde. 1) 


Rechne man biezu Die Bergätterung ihrer Perfon, welche 
bie Herricher ſchon frühzeitig fich gefallen ließen, fpäter in 
Anſpruch nahmen, wobei einerſeits die Schmeichelei das 
ihrige beitrug, andererſeits freilich nicht jeder chetoriichen 
Form eine practiſche Bedeutung beigelegt werden darf. +2) 
Doch fehlte auch dieſe nicht, wenn man auch nicht Die Bei⸗ 
jpiele der Beftrafungen wegen wirklicher, auf Der num ans 
genommenen Auslegung des Geſetzes beruhenden, oder we 
gen angeblicher Majeftäts-Beleivigung auf den Geſichts⸗ 
punft einer Verlegung der dem Fürſten zugefchriebenen 
Goͤttlichkeit beziehen darf.“s). Diefe wurde in Der 


41) Sueton in Tib. 28. 54. Caligul. 7. Tacit. Annal. L 72. 


42) Vgl. die Vorrede der — en — des Vale- 
rius Maximus, welde mung bes Werkes an Kaifer 
Tiberius enthält ehe vorzüglih nachzufehen if: Dirk: 
fen, die hiſtoriſche Beifpielfammlung des Valer. Max. und die 
beiden Auszüge derfelben. Gelefen in der Berliner Atademie der 
Wiffenfchaften am 13. Febr. 1845. ©. 15). „Te igitur huic 
coepto, penes quem hominum deorumque consensus 
maris et terrae ‚regimen esse voluit, certissima solus p& 
triae, Caesar invoco: cuius coelesti providentia vir- 
tutes, de quibus dieturus sum, benignissime foventiur, vitia se- 
verissime vindicantur. Nam si prisci oratores ab Iove O. M. 
bene orsi sunt, si excellentissimi vates a numine aliquo prin- 
cipia traxerunt, mea parvitas eo justius ad favorem tuum de- 
current, 2p° cetera divinitas opinione colligitur, tu& 
praesenti fide paterno avitoque sideri par vide- 
tur; quorum eximio fulgore multum caerimoniis nostris in- 
elytae claris accessit. Deos enim reliquos accepimus, Cae- 
sares dedimus.““ 

43) Valer. Maxim. IX. 15. ©. 2. „Nec divi quidem Augusti 
etiamnum terras regentes excellentissimum numen ab hoc 
injuriae genere intentatum. Exstitit enim qui clarissimae ac 
sanctissimae sororis eius ÖOctaviae utero se genitum fin- 
gere se auderet: — videlicet, ut eodem tempore sanctis- 
simi penates et veri sanguinis memoria spolearentur, et 


\ 
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erften Periode der neuen fich bildenden Staatöverfaffung 
nme ausnahmsweiſe angenommen umb weit fpäter erſt zur 
Regel. 

Mochte nun auch die Berbindung der Machtbefug⸗ 
niffe und der mit der Stellung verfmüpften höhern Würbe 
und Ehre der hervorragendften Magiftraturen des Frei⸗ 
flantes in Der Perfon des Brinceps zur Einführung bes 
Principats im engern Sinne, der Monarchie, weſentlich bei⸗ 
getragen haben, fo ift Dies body nicht Der einzige, und nicht 
einmal der Hauptgrund und es hat, befonbers wenn man 
die gefchichtlichen Berichte berüdfichtigt, viel für ih, ans 
zunehmen, Daß umgefehrt jene Uebertragungen, die ſich 
bie erften Imperatoren, um den Schein der Republif und 
der Bollögewalt noch zu achten, wohl gefallen ließen, weniger 
erfolgten, um dem Fürften bie hoͤchſte Macht zu verleiden, 
als vielmehr, weil er fie in der That bereit hatte und zu 
behaupten eben fo gewillt, als im Stande war. Freilich 
mußte, um Dies zu erflären, Die Gefinnung des Volkes 
und des Senated eine gänzlicye Umwandlung erfahren ha⸗ 
ben, der republlfanifche Geiſt gewichen fein; aber gerade, 
Daß Dem jo war, ift unbezweifelt und Gegenfland der 
Klage vieler edler Römer gegen das Ende des Freiſtaa⸗ 
tes, indbeiondere Cicero's, Der in Briefen und Reden feine 
tiefe Trauer nicht verhehlt, Daß unter andern Umſtaͤnden 
die respublica noch beftehen würde, „quod nunc nulla 
est.“ Jene Hoheitsrechte der Magiftrate, auch wenn fle 
fich in einer Perſon vereinigten, erfchöpften nach nicht, was 
Gegenftand des Strebens des Ehrgeized fein fonnte; Die 
höchfte Gewalt war doch Den nur für gewifle Dauer bes 
rufenen und verantwwortlihen Magiftraten gegenüber noch 


falsi sordida contagione inquirarentur. Sed dum plenis im- 
pudentise velis ad summum audacise gradum fertur, imperio 
Augusti remo publicae triremis aflixus.‘“ 
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bei dem Belle: es kam Darauf an, eine Machtvollkommen⸗ 
beit zu erlangen, wie fie bisher einem Einzelnen nicht zu 
Theil hatte werden koͤnnen. Dirkfen, welcher Der gang⸗ 
baren Anſicht entgegentritt, “) macht insbefondere aufs 
merffam „auf Die verfähimenderiiche Vergebung aller we⸗ 
fentlihen Hoheitsrechte an I. Eäfar von Seiten 
des römischen Senates und Volkes;“ auf die den Aus 
guſt und deſſen Nachfolger bewilligte Preifprechung des 
Staatsoberhauptes von der Verbindungskraft der Landes⸗ 
gefebe 45) und ihre Befugniß, einzelne ihrer eigenen Ho⸗ 
heitörechte auf Die Berion ihrer Gemahlin zu übertragen, 
und vornehmlich „auf die Beflifienheit, mit der ſchon Ju⸗ 
lius Edfar md Auguft die freiwillig ihnen dargebrach⸗ 
ten Huldigungen der Privaten, gleichwie der Behörden bes 
nusten, um ihre eigene Perfon und zum Theil auch die 
Perfoͤnlichkeit ihrer nächften Angehörigen, als den Gegens 
ſtand einer oftenfiblen PBietät, um nicht zu fagen, als ben 
Mittelpunkt eines eigenen Eultus zu bezeichnen.” Dies und 
Dann ferner, daß dem Princeps das Prädicat pater pa- 
triae #6) beigelegt wurde, mußte unter anderm reichlicyen 
Stoff geben, entgegengejeßte Handlungen unter den Ber 
griff ichwerfter Verbrechen, des Sacrilegiums, der Majes 
ſtaͤtsverletzung, des Parricidiums zu ziehen. #7) 


44) In der Not.6 angef. Abhandlung: „Ueber die Pflichten ber Bies 
tät gegen die Perfon des regierenden römifchen Kaiſers,“ S. 2 
unter Berufung auf Tacit. Annal. 1. 2. Appian. histor. 
rom. Praef. Cap. 6—8 und Dio Cassius histor. rom. LI. 
1. LIM. 17. 18. Not. 3 heißt es: „Andere machen fogar aus⸗ 
drüdlih aufmerffam auf die Incomparabilität des Principates 
und ber republifanifhen Magiftraturen. ©. Quintilian. Inst. 
orst. VI. 1. $. 35. 

45) L. 31 D. de legibus. (Ulp.) „Princeps legibus solutus est: 
Augusta autem, licet legibus soluta non est, Principes tamen 
eadem illi privilegia tribuunt, quae ipsi habent.“ 

46) Dio Cassius LIH. 18 mit XLIV. 4. Valer. Max. I. 6 
4 13. Sueton in Jul. 88. in Octav. 58. Weitere Beleg- 

ellen bei Dirkfen a. a. D. Not. 11—16. 
47) Dir kſen, a. a. O. © 3 Dio Cassius hebt unter den 
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Indem ich mich nun auf die weitere Ausführung deſ⸗ 
fen beichränfe, was für Die Geſchichte des roͤmiſchen Straf 
rechts, oder Doc) der mit diefer zufammenhängenden, wenn 
auch verwerflihen Handhabung der Strafgewalt von Bes 
Deutung iſt, muß ich nicht nur wegen des übrigen lehrreis 
hen Inhalts der angeführten Abhandlung Dirkſens auf 
Diefe jelbft verweilen, fondern auch rüdfichtlid) des nun 
über Das crimen laesae pietatis zu Bemerfenden mich 
im Wefentlichen referivend verhalten. An den Sab, „daß 
Die Beftrebungen der einzelnen Kaiſer den Abfichten Des 
römischen Senates entfprochen, die Gefammtheit der freien 
Einwohner des römifchen Reiches an die Berfon, gleichwie 
an die Yamilie des jededmaligen Staatsoberhauptes zu 
fmüpfen, nicht blos durch den Einfluß Der politiichen Ins 
terefien, fondern gleichzeitig Durch die moralifchen und res 
ligiöfen Motive der Bietät und Des eidlich befräftigten 
Verſprechens,“ reiht fich Die Erörterung mehrerer Bunte, +8) 


amtlichen Beinamen der römifchen Kaifer den des Vaters des 
PBaterlandes befonders hervor, indem er bemerflih macht, daß 
derfelbe zwar nicht als die Quelle felbftändiger Rechtsanſprüche 
zu Beachten fei, wohl aber als die fihtbare Bezeichnung der 
väterlichen Gefinnungen des Staatsoberhauptes Igegen die Un⸗ 
tergebenen, und der Einblichen Verehrung, welche diefe jenem 
fhuldig feien. Die Nutzanwendung bievon findet man bereits 
auf die Perſon des Zul. Eäfar gemacht. Diefer hatte nehmlich 
uerft den fraglichen Ehrennamen beigelegt erhalten, und feine 
tmordung wurde als ein Elternmord gebrandmarft, um fo 
mehr, da der römifche Senat, für die Unverletzlichkeit von deſſen 
Perſon ſich eidlich verpflichtet hatte. Valer. Max. IX. 11 ext. 
$. 4 bezeichnet auch die Verſchwoͤrung des Sejan gegen Ti⸗ 
berius als den Verſuch eines parricidium, vgl. Dirkſen, die 
ae Beifpielfammlung des Valer. Max. ©. 24 mit ©. 16 
t. 50. 
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„Zunächſt die Sitte, das Leben eines einzelnen Staatsbürgers 
Rettung der bedrohten Perfönlichkeit des Kaiſers einzuſetzen. 
odann die gefhichtlihe Thatfache, daß die Vollziehung freiges 
biger Zuwendungen an das Staatsoberhaupt in den Teftamenten 
fänmtlicher Staatsbürger feit dem Beginne der Kaiſerregierung 
zu den Ereigniſſen des Tages gehörte. 
\ 


u beae ; E-ren- Insade Feereeie. 27 


von denen Der legte iſt: „Daß die geringfte Verlegung der 
Ehrfurcht gegen den Kaifer ohne weiteres Die Verhaͤngung 
einer Bapttalftrafe zur Folge haben konnte.“ 49) 

Das Eigenthüimliche fol bier darin beftanden Haben, 
daß zur Begründung der Anklage feineswegs eine Hand» 
hmg erfordert wurde, welche dem Majeſtäts⸗Geſetze 
unterzuftellen wäre, indem eine "bloße Verdaͤchtigung, Die 
ben Bater des Baterlandes gebührende kindliche 
Ehrfurcht und Dankbarkeit verlegt zu haben, Hinreichte, 
ja nicht einmal eine fürmliche Anklage für nöthig erach⸗ 
tet, fondern „dad Berfahren gegen einen foldien Ca⸗ 
pitalnerbrecher in der Regel mit der Erecution begonnen 
wurde, gleichſam ald ob eine Berfündigung gegen die Gott 
heit zu büßen wäre, wegen Verlegung des auf die Unan- 
taftbarfeit der Perſon des Kaiſers und feiner Angehörigen 
abgelegten Eides.” 50) Als Erflärungsgrund für die nicht 
jeltene Berwechslung dieſes Impietaͤtsverfahrens mit Dem 
eigentlichen Majeftätö-Berbrechen bei den Hiftorifern wird 
erwähnt, „daß bereitS unter der Republik ein folches Bei⸗ 
fpiel der Mebertragung des Majeftätsverfahrens auf den 
Sal einer Antufung der Götter, welche gegen die Wohl 


49) A. a. O. S. 7. 
50) Die Berufung auf Sueton. Calig. 15. 24 beſtaͤtigt nur eben 
diefe religiöfe Auffaffung, nicht gerade die ftrafrechtlichen Folgen. 
In der erften Stelle, die noch von ber erften, befiern Zeit die⸗ 
fes Princeps handelt, heißt es: De sororibus auctor fait, ut 
omnibus sacramentis adjiceretur, „neque me liberosque meos 
cariores habebo, quam Caium habeo et sorores eius.“ Die 
jene fagt: Eadem (sc. Drusilla sorore) defuncta, justitiun 
dixit: in quo risisse, lavisse, coenasse cum parentibus, aut 
conjuge, liberisve capitale fuit.* — Nec unguam postea quan- 
tiscungue de rebus, ne pro concione quidem populi aut apud 
milites, nisi per numen Drusillae dejeravit. a8 „capitale 
fait“ läßt —— Auslegungen zu. Der Ef ei ohne 
alle Rechtsbeziehung eben fo der des ar Willführ, wie die 
Borſchrift fe oder auch einer mißbräuchlichen Auspehnung 
eines andern efeßes zugeichrieben werben. 
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fahrt des roͤmiſchen Volkes gerichtet war, vworgeloimmen 
fein {00.54 Indeſſen wurde von Andern Die dyeinpare ' 
z7s dseßelus als wejentlich verſchieden von jenen Maje⸗ 
fätöverfolgungen dargeſtellt. 52) 

Die beflern Fürften Duldeten foldyen Mißbrauch nicht. 
Schon Auguftus wies eine Auflage wider Den zuruͤck, wel⸗ 
them unter andern zur Laſt gelegt wurde „quod male 
opinari de Caesare soleret,“ 53) und Veſpaſian, Titus ꝛc. 
ließen Dergleichen crimina impietatis nicht gu.5%) „Usb 
ähnlich mögen auch die allgemeinen Aeußerungen der Claſ⸗ 
fifer über die zu Anfang von Caligula's Regierumg, 
gleichiwie durch Trajan und Hadrian bewirkte Beſeitigung 
der iudicia maiestatis gedeutet werden können.‘ 5%) Dex 
Berfafler legt auf den Unterſchied auch darum großes Ge- 
wicht, weil unter der Herrfihaft despotiſcher Kaiſer Die grund⸗ 
Iofeften Vorwaͤnde zur Anſchuldigung der Impietät für 


51) Unter Berufung auf Sueton. Tiber. Cap. 2 mit Valer. 
Max. VII. 1 damnat. $. 4. Dort wird von der Clandia er- 
zählt: „et quae novo more judicium maiestatis apud populum 
mulier subiit, quodin conferts multitudine, aegre procedente 
carpento palam optaverat, ut frater suug Pulcher revivisoe- 
ret; atque iterum classem amitteret, quo minor turba Romae 
foret.“ 

DioCass.LIX.4. ‚Wir fehen bier ganz ab von foldhen Zeug: 

nifien, die wegen der Unbeftimmtheit des Redeausdrucks eine Bezie⸗ 

bung auf andere Richtungen der Impietät, als jene gegen das 

Staatsoberhaupt nicht ganz ausfchließen.” Vgl. 3. B. die Aeu⸗ 

ferung in des Plin. Epist. L 5. 

53) 9. D. ©. 23. Not. 106. 

54) Sueton in Octavian. 5l. ‚„Clementise civilitatisque eius 
multa et ınagna documenta sunt.“ Unter mehreren Beifpielen 
wird das Obige und ein Refeript an Tiberius mitgetheilt, deſ⸗ 
fen zu zarte Beforgniß für des Kaiſers Ehre in ihre Grenzen 
zurüdgeiiefen wird: „Aetati tuse, mi 'Tiberi, noli in bac re 
indulgere, et nimium indignari, quemquam esse, qui de me 
male loquatur. Satis est enim si hoc habemus, ne quis nobis 
male facere possit.“ Weitere Belege a. a. D. S. 23 Not. 107. 

55) 9. aD. Not. 109 die Duellenzeugnifie. Die Grenze iſt ſchwer 
j" beflimmen, wo jo Vieles rein willführlih und von der Perfön- 
ichleit abhängig war. 


52 


— 
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ausreichend gehalten wurben, während Diefelben zur Einlei⸗ 
ums eines Majeſtaͤts⸗Verfahrens wicht einmal ſchein⸗ 
bar Hätten dienen koͤnnen,“ fügt jedoch ſogleich Hinzu: °%) 
„Außer wenn die ſchamloſe Anweiſung Nero's geltend 
gemacht würde: „ut lege maiestatis facta dictaque 
omnia, gmibus mode delator non deesset teneren- 
tar.“ 

Das joldye ſyftematiſche Verſolgungen oft mm ber Bor- 
wand waren, um Das Vermögen des Schladjtopfers ein- 
zwieben, wird als eine ebenſo befannte Thatfache angeführt, 
wie Die blos Immenhaften Schlächtereien, von Denen jo zahl⸗ 
reiche Beifpiele and aufbewahrt find. 57). 

Aber ‚gerade lehtere bekunden eine jo ungemeftene Will⸗ 
tühr, Daß man wohl zu zweifeln verfucht wird, ob Diele 
die Grenzen gegen das fchon fo ausgedehnte crimen im- 
pietatis — denn wo fände ſich nicht ein Vorwand? — 
und gegen das nicht minder ausgedehnte crimen maie- 
statis als irgendwie rechtlich beftimmt zu beobachten ſich 
hätte angelegen fein laſſen. 

Man muß anerkennen, daß das Majeftäts-Verbrechen, 
auch nach der Ausdehnung, welche e8 unter der Kaiſer⸗ 
herrſchaft, und bei der Veränderung der polittichen Ber- 
faffung nothwendig erſuhr, Doch immer ein durch Begriff 
und Thatbeftand, jo wie Durch gefegliche Beſtimmungen 
(mit Hinzunahme .der jpätern Durdy die Praxis und Die 
Juriften aufgenommenen Erweiterungen) begrenztes war, 
was zwar einer despotiſchen Willführ oder nieberträchti- 
gen Unterwerfung unfreier Richter nicht im Wege fand, 
aber Doch unter befieren Regierungen und von Sekte ber 
Rechtögelehrten, die auch unter Den traurigften Berhältnif- 
fen mit Gefahr ihres Lebens für Das Recht und die Ger 


56) 9. a. D. Rot. 111. Sueton in Neron 32. 
57) Belege in der Note $. 112—114. 
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rechtigfeit Das Wott führten, 59) feine Wirkung nicht ver- 
fehlte. Ia, Hätte man nicht die fhmählichften Anwendun⸗ 
gen des Majeſtaͤts⸗Geſetzes und des Verfahrens nad) dem⸗ 
felben zu beklagen, fo könnte man zwifchen Diefem und Den 
allen Schein des Rechts bei Sekte Tafienden frevelhaften 
Tödtungen Unfchuldiger durch bloßes Machtgebot — Dem 
crimen impietatis eine mittlere Stellung anmwelfen. 5% 
Allein wenn auch daſſelbe wirklich von dem maiestatis 
erimen unterichieden wurde, fo tft Doch zu bemerken, daß 
theils jene despotifche Willkuͤhr, wo fle den Schein eis 
ned Rechtögrundes und rechtlichen Verfahrens beobachten 
zu müffen glaubte, auch der Form des Majeftäts-Gefeges 
fich bediente, theild daß dann Doch das crimen impieta- 
tis ein eigentlicher juriftifcher Begriff und techniſch aufges 
nommened Verbrechen nicht, fondern mehr etwas Thatſaͤch⸗ 
liches und der Sittengeichichte Angehöriged war. Daher 
findet ſich auch nicht, Daß Die roͤmiſchen Rechtsgelehrten 
jenes Impietätö-Verbrechen zum Gegenftand ihrer Eroͤr⸗ 
terungen gemacht hätten. Auch in den Rechtsquellen hat 
fi) über diefes Verbrechen nichts erhalten. Wenn es bei 
Baullus (recept. Sentent. V. 29 $. 1. ad leg. Iul. 
Mai.) heißt: „Quod crimen non solum facto sed et 
verbis impiis ac maledictis maxime exarcerbatur,“ 
jo folgt Daraus doch wohl, daß zu deſſen Zeit wenigftend 
die hier gefihilderte Art der Impielät zu dem Majeftäts- 
Verbrechen gerechnet wurde, und man muß Dann anneh- 
men, Daß, nachdem jene erfte Periode, deren betrübenden 
Charakter wir betrachtet haben, vorübergegangen und wie- 
derum eine mehr rechtliche Würdigung eingetreten war, auch 
Die Frage, ob und wann nach der erwähnten Richtung eine 


58) Meine Mote angef. Comm. P. 46 ır. 
59) Sofern fpäter auch das Majeftätsverbredhen die Tobesftrafe, mit 
ben andern Folgen hinfichtlich des Vermögens, nach fi zog. 


\ 
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Majeftätsbeleidigung vorhanden fet, nad) firengern Rechtes 
grundſaͤtzen erörtert worden fei. Die fpätern Kaifer legten 
fih felbft, wie auch der Kaiſerin unter andern Ehrenpräs 
Dicaten auch Das ber serenitas, pietas, numen, divini- 
tas bei,°%) und wurden mit ſolchen Titeln angerebet. 61) 
Sie nahmen keinen Anftand, Die Verlegung Derfelben ober 
auch, ohne eine gerade hierauf fich beziehende Abficht, an⸗ 
dere Handlungen, welche den von ihnen erlaffenen Gefe- 
en entgegen find, als Majeftätsheleidigung oder 
a8 Sacrilegium zu hezeichnen, was man zwar bie 
und da auf Rechnung der ſchwuͤlſtigen Schreibart Der Eon- 
eipienten Faiferlicher Eonftitutionen ſetzen, wobei man aber 
auch Die damit häufig verbundene ausdrüdliche Androhung 
einer Capitalſtrafe nicht überfehen darf. 62) In der fpätern 


60) L. 3 pr. Cod. ubi senatores. II. 24. L. 1. Cod. de primic. 
XI. 7. L.5. Cod. de praepos. sacri cubicul. XI. 5. Nov. 
Valent. II. de scrib. fiscal. DT. 19. Cap. 1 $. 2. L.1. Cod. 
nulli lic. in fren. XI. 11 (dafelbft auch tranquilitas mes). 
L. 2. Cod. de priv. schol. XU. 30. L.6. pr. Cod. de his qui 
ad eccles. conf. I. 12. 

Symmachus, lib. X. Epist. 39 (an Kaiſer Theodoflus). 

$. 10. „Et ideo motus ambiguis, oraculo numinis vestri 

distinguenda cuneta servavi. Nam in rebus dubiis una est sa- 
lubritatis via, ut divina quaeque, vel deo proxima 
consulantur.“ Epist. 48 (an benfelben) $. 11. „Nunc oracu- 
lum numinis vestri fortuna litis exspectat.“ Vgl. Beths 
mann=Holweg, Gerichtsverfaſſung und Prozeß des finfenven 

römifhen Reiches. Bonn, 1834. Thl. I. ©. 405, 417. 

62) L. 1 pr. D. ad leg. Iul. Mai. „Proximum sacrilegio crimen 
est, quod maiestatis dixitar.“ L. 30. Cod. de erogat. milit, 
ann. VO.4. „Sacrilegii poena quae divalium scitorum vio- 
latores palam insequitur.“ L. 16. Cod. de petit. et ultro dat. 
X. 10. „Nemo eas, sine summo sacrilegio possessiones exi- 
stimet postulandas. Der ganze Titel des Coder de crimine 
sacrilegii fann hieher gezogen werden, ba er nicht foldhe 
Handlungen zum Gegenſtand, wie der entfprechende Titel ver 
Digeften (ad leg. Iul. peculatus, et de sacrilegis et de re- 

. siduis XLVIIL 13), 3. B. Kirhenraub, fondern nur von 
der Verletzung kaiſerlicher Gebote fpricht, die unter ven Geſichts⸗ 
punfte der ajeftätsbelefbigung fallen. Die, welche die erfte 
Eonftitution „Qui divina Legis sanctitatem aut referendo 


Archiv d. Er. R. 1853. I, ©t. D 
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Zeit der Kaiferregierung fommen zwar jene Ausbrüche der 
unmittelbaren Roheit, der Verachtung des Rechtes ımb 
Des Holmes der Gefeße, wenn Diefe zum Dedmantel Der 
Willkühr gebraucht werben, nicht fo offen vor, wie in ber 
erften Periode und lange nachher, und man ift wohl bes 
techtigt, hier unter anderm auch Den Einfluß Des Chriſten⸗ 


thumes zu erkennen; allein dafür tritt eine orientaliſche 


Auffafiung der Bedeutung und Gewalt des Fürften auf, 
die begreiflicherweife nicht ohne Einflug auf Dad Recht 
bleiben fonnte, und von welcher Form und Inhalt beftimmt 
werden. In der That nimmt nicht nur auch unter ben 
hriftlichen Kaifern das Majeftätsverbrecdhen (mit dem Sa: 
erilegium) Die erfte Stelle ein, fondern es finden fich in 
mehrfacher Hinficht ftrengere Grundfäße für Die Beurtheis 
lung der Strafbarkeit aufgeftelt. Nur die befiere Sitte 
bewirkt eine Milderung in der Anwendung; und wo nicht 
von folhen Handlungen die Rede war, die als ſtaatsge⸗ 
fährliche unter den Begriff des Hoch⸗ und Landesverrathes 
(wie wir es ausdrüden) gezogen werden mußten, wo ledig. 
lich Schmähung der Perfon des Kaiferd angezeigt war, 


omittunt, aut negligando violant, et offendunt, sacrile- 

ium committunt“ nidyt mit Duaren von faiferliden Con⸗ 

tutionen verftehen, was wohl nad dem fonftigen Sprachge⸗ 
brauch angenommen werben bürfte, fondern von göttlihen 
Geboten, wollen derfelben ihre Stelle in dem Eite de epis- 
copis et clericis —— wo fie auch im Theod. Cod. 
XVI. 2. C. 25 ſteht. Vgl. Gothefred, ad h. 1. — Beſtimmter 
gebören hierher: L. 3. J. c. Disputare de Prineipali iudicio 
non oportet; sacrilegii enim instar est, dubitare, an is dig- 
nus sit, quem elegerit Imperator.“ Und wohl (obſchon nidt 
unbeftritten) L. 4. „Nec quisquam sine scarilegii crimine 
desiderandum intelligat gerendae et suscipiendae administra- 
tionis officium intra eam provinciam, in qua provincialis et 
civis habetur: nisi hoc cuiquam ultronea liberalitate per divi- 
nos affatus Imperator indulgeat.“ Sl. noch L.1. Cod. ut 
dignitatum ordo servetur. VII. 1. „Si quis indebitum 
sibi locum usurpaverit, nulla se ignorantia defendat: sitque 
plane sarrilegii reus qui divina praeceptaneglexerit.“ 
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ba wurde Der Anklage und der unberufenen Dienftbeflif- 
fenheit eine Grenze geſetzt. Mit Recht wird Hier an Die 
von jeher gebührend ‚gewürdigte Verordnung von Theo⸗ 
bog 11.68) erinnert, welche es unterfagt, von Amtswegen 
wider den, wmelcher imperatori male dixerit, einzuſchrei⸗ 
ten. Der Kaiſer, welchem vorfommenden Falles Bericht 
erftattet werden fol, behält fich vor, nach näherer Prü- 
fung der Perfönlichkeit des Schuldigen und der fonftigen 
Umftände zu beftimmen, in wie weit Die Sache erheblich 


63) L. unic. Theod. Cod. Siquis Imperatorimale dixerit.“ 
Si quis modestiae nescius et pudoris ignarus improbo petu- 
lantique maledicto nomins nostra erediderit lacessanda, ac 
temulentia turbulentas obtrectator temporum (nostrorum) fue- 
rit, eum poenae nolumus subiugari, neque durum aliquid, ne- 
que asperum sustinere, quoniam, si id ex levitate processerit, 
contemnendum,.si ex- insania miseratione dignissimum, si ab 
iniuris remittendum.‘“ Unde integris omnibus ad nostram scien- 
tiam referatur, ut ex personis hominium dicta pensemus, et 
utrum prsetermitti an exquiri debeat, censeamus.‘“ Bol. hiezu 
Gothofred, im Commentar ad h. 1. und die Anmerkungen in 
der Bonner Ausgabe des Corpus Iuris romani anteiustinaei. 
1831. p. 831. In dem. Hooyeigov vouw» (manuale legum) 
des Marmeropulos (ed. Heimbach, Lips. 1851) ift diefe Ver⸗ 
ordnung fo wieder gegeben, lib. VI. Tit. 14. rreoı diapöpwr 
notvow (de diversis poenis). ‚„Ear rk xaxus urnuovedon 
Tod Baaıkkws, ovy vnoxsırar Eugüs Tiuwgpia. EE avayxss 
ds Zyovam 0ı axovoavres umüca ro Beck. xui 0 Ba- 
aus En’ adelus Eye 6 Bovierar Ir euro diogisacde: 
nAny xai Tavıa iegl Toivruw 6 vouos darsisvera, El uEy 
and xovpörnzos eine, zaragpgovnrlos - ei dE ano uavias, xal 
napappoovsns, EAkovs deitas, ei DE EE axaxlas, akıos Earı 
ovvyowonseus. Ei de nagd Tovs TpEiS reonous Tovrous di 

v ausiay elonxev amousviotw tiv Tıuuwplaer rij duva- 
peı Tuv ag’ aurod yerIirruv Aoywv avakoyoy pös Tnv 
YAvaplavavrou.“ — Si quis imperatoris improbe meminerit 
poenae non statim supiacet. Qui vero &udiverunt necesse 
habent id principi denunciare: et principi liberum est, de eo 
quod vult, statuere.. Verum haec quoque de illis lex admo- 
net: si quidem ex levitate dixit, conteminendus est, si ex fu- 
rore et insania, commiseratione dignus; sin ex simplicitate 
veniam meretur. Quod si praeter hos tres modos alis de 
causs dixerit: sufferat poenam secundum vim verborum ab eo 
dictorum garrulitati convenientem.‘ 


Q2 
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genug jet, um dem Rechte feinen Gang zu faffen, ober 
nicht vielmehr mit Rüdficht auf die Motive und Die Zu- 
rechnungsfähigfeit Des Frevlers zu verachten, zu bedauern 
oder zu verzeihen je. Diefe Beftimmung ift in den Jus 
ftinianifchen Eoder übergegangen und hat, mo gemeines 
Recht bei ung gilt, noch jetzt praftifche Anwendbarkeit. St) 

Nicht darin liegt Die Neuerung oder der Kortichritt, 
daß bei der Berüdfichtigung der PBerfönlichkeit des Thaͤ⸗ 
ters Defien Zurehnungsfähigfeit erwogen werben folle. 
Denn Died beruht bei allen Criminalprozeffen auf allge 
meinen Orundfägen, welche aber und mit Recht in befon- 
derer Beziehung auf Majeftätsbeleidigungen fchon früher 
von den römiichen Juriften der Nachachtung empfohlen 
worden waren, 65) obgleich bei den Werfolgungen wegen 
Impietät, wo alle Formen und Regeln des Rechts und 
Verfahrens nichts gelten follten, auch jene durch Die Ges 
rechtigfeit gebotene Forderung fchwerlich beobachtet wurde. ©) 
Vielmehr ift mit Grund darauf aufmerffam gemacht wor: 
den, Daß dort den Richtern Die Prüfung des Geifteszuftan- 
bes überlaffen ift, fonft aber die Befugniß nicht zuftand, 
eine Unterfuchung von vornherein deshalb abzulehnen, weil 
die Taljerliche Genehmigung fehlte. *D Man Tann Dies, 
obſchon es in folhen Fällen am wenigſten an Angebern 


64) In diefem Sinne hat das Sprucheollegium unferer Facultät 
noch ohnläugft erfanng. Vgl. Roßhirta. a. O. 8.117. Not. 5. 


65) L. 7. $. 8. D. ad leg. Iul. Mai. f. oben Not. 20. 


66) Sonft war wohl die Unzurechenbarkeit der Geifteskranfen aner⸗ 
fannt, daher auch nicht unberüdfidhtigt blieb, daß die Krank: 
heit nur eine vorgeblidhe fein könne. ©. z. B. Sueton in Octa- 
vien. 19, a. € EL „Quin etiam quondam, iuxta cubiculum 
eius, lixa quidam, ex Illyrico excereitu, ianitoribus deceptis, 
noctu deprehensus est, cultro venatorio cinctus: imposne 
mentis, an simulata dementis, incertum. Nihil enim 

. exprimi quaestione potuit. 1. Spart. in Hadrian. cap. 12. 


67) Dirffen, die scriptores hist. augustae. ©. 256. 
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fehlt, Doch mit zu den Spuren eines neben dem Anklage⸗ 
prozeſſe fich bildenden Unterfuchungsverfahrens rechnen. 68) 

Einige nadjträgliche Bemerfungen mögen dieſe Ab: 
handlung beichließen. 

An einem andern Orte habe ich zu zeigen geſucht, 
daß, wenngleich Injurien aud in Beziehung auf Verſtor⸗ 
bene 69) gerügt und verfolgt werben koͤnnen, doch eine 
Majeftätsbeleidigung niemals anders, als in Bezug 
auf das gegenwärtige Staatsoberhaupt, ald den Träger 
der Majeftät anzunehmen ſei; felbft wenn, wie e8 in neuern 
Gejeßgebungen der Fall ift, Verunglimpfungen des ver- 
ftorbenen Fürften unter Den Injurien ꝛc. befonders hervorge⸗ 
hoben werden. 7) Ob Berlebungen der Pietät wider 
abgeichiedene Kaifer ftrafbar waren, fcheint infofern eine 
unnöthige Frage, als, wo überhaupt die Wilführ herrſchte, 
von Grundfägen und Regeln des Rechts nicht Die Sprache 
iſt. Wahrhafte Pietaͤt des Nachfolgerd würde einerfeits 
eben fo die fchmählichen Angriffe wider das Andenken des 
hingeſchiedenen Vorgängers für ahndungswerth, als in ent⸗ 
iprechender Geſinnung folcher, gleich den Beleidigungen des 
Lebenden, für der Beachtung nicht werth erflärt Haben. 
Die Willführ aber, wobei denn auch das PVerhältnig zu 
dem Vorgänger nicht außer Acht geblieben fein mag, bin- 
det ſich an Fein Geſetz. Wenn aber dem Verftorbenen nach⸗ 
täglich eine Art göttlicher Ehre zuerfannt wurde, fo mußte 
dies allerdings auch rechtliche Folgen haben. Dieſe kamen 
dann wohl unter einem andern, als den bloß criminellen 
Geſichtspunkt in Betracht. 71) 


68) ——— ee un ——— des Inquiflt. = Prozeffes und 
ei 
69) ©. meine Abh. im — des Crim. R. 1844. S. 461. 
70) S. meine kritiſchen Betrachtungen über den Entwurf nn Strafs 
gefebb. für die Preuß. Staaten.v. I. 1843. ©. 283 ı 
71) Dirkfen, a. aD. ©. 7 Not. 33 bemerkt, daß fih Sier Bes 
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Davon, daß bei dem Verbrechen der Impietät Die 
Kinder, als folche, irgend einen Nachteil aud den politi- 
chen Gründen, welche bei dem Majeftätöverbrechen geltend 
gemacht wurden”) unterworfen worden feien, findet ſich 
zwar feine Spur, wohl aber wird bezeugt, Daß wie Diele 
Anfchuldigung häufig eine ganz ungerechtfertigte war, fo 
audy der Zweck derfelben, wie bei Den VBerfolgungen we⸗ 
gen crimen maiestatis unverholen die Bemäcdhtigung des 
Bermögens war. 73) Die Willkühr und Verwerflichkeit tritt 
dann um fo beftimmter hervor, je weniger auch mur mit eints 
gem Scheine Die Rüdfichten angeführt werben Eonnten, Die 
man bei dem eigentlicdyen crimen maiestatis behauptete. 
Auch hier war die Maaßregel, die zuerſt Sulla bei den 
Proferiptionen eingeführt hatte und die jofort und nachher 
eniſchieden gemißbilligt wurde, 7%) dem früheren Rechte 
unbefannt; fie gehört der Zeit des Berfalles der Sit- 
ten an, wurde aber, wie befannt, beibehalten, fo Daß 
es einzelnen Principes zum befondern Verdienſt angerech⸗ 
net wird, wenn ſte, auch wo nicht Die Verfolgungen wegen 
der zur Laft gelegten Verbrechen gehemmt wurden, Doch 
wenigftend auf Diefe Weiſe der Bereicherung Verzicht leiſte⸗ 


ziehungen des Sacralrechts äußerten, und führt weitere Be⸗ 
lege an, neben Sueton Octavian. d. 6. 
72) L. 5. C'od. ad leg. Iul. Mai. 
73) Dirffen, a. a. O. ©. 24 Not. 112. Vgl. die daf. Angf. 
Dio Cassius LXVII. 4. Sueton in Tiber. 49. in Do- 
mit. 12, 
Velleius Paterculus, Histor. rom.II. 28. „Videbantur 
finita belli civilis mala cum Sullae crudelitate ancta sunt: quippe 
dictator creatus — iinperio — eo in immodicae crudelitatis 
licentiam usus est. Primus ille, et utinam ultimus, exemplum 
proscriptionis invenit. — Nec tamen in eos, qui contra arma 
tulerant, sedin multos insontes saevitum; adiectum etiam, 
ut bonas proscriptorum venirent: exclusique paternis opibus li- 
beri, etiam petendorum honorum iure prohiberentur ; simulque, 
quod indignissimum est, sensatorum filii et onera ordinis su- 
stinerent, et iura perderent.“ Dies änderte zum Theil factiſch 
Sultus Gäfar. Sueton Iul. Caes. 41. 


74 
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ten. 75) Die Anwendung jener in das beutfche Recht über: 
gegangenen, ober vielmehr mit dem römiichen Rechte aufs 
genommenen Beflimmungen wurde begünftigt durch Das 
Rehensverhältniß und Die rechtlichen Folgen Der verletzten 
Lehensireue — Felonie. Auf’ die Majeftätsbeleidigung 
im engern Sinne iſt dieſes jedoch nicht bezogen worden. 

Die römifchen Gefchichtöfchreiber liefern einen reichen 
und auch hinlaͤnglich benutzten Stoff für den Gegenftand, 
den wir hier betrachtet haben. Vieles dient zur Erlaͤute⸗ 
rung der gefeglichen Beftimmungen des fpätern praftifchen 
roͤmiſchen Rechtes, Vieles aber hat nur eine Bedeutung 
für die Sittengefhichte, Die Ausartungen aller Art, die 
unter jenen traurigen Berhältniffen möglich waren; aber 
für das Recht felbft der damaligen Zeit Dürfen jene Zeug- 
nifje nur mit großer Vorſicht und Belchränfung benutzt 
werden. Es ift weder dem Plane diejer Abhandlung ent- 
ſprechend, noch Beduͤrfniß, in Die Einzelheiten ber unter 
dem Vorwande des Majeftäts- und Des Impietäts-Berbre- 
chens verlibten Ungerechtigfeiten einzugehen und in Die Schil- 
derung ber unvermeidlichen nachtheiligen Folgen, welche 
der ganze Zuftand für Recht, Gefittung und Religion 
herbeiführen mußte. Dirkſen?0) fchließt die- gediegene 
Darftellung, die mir Beranlafjung gegeben, die vorflehen- 
den Bemerfungen zu machen, indem er der Erſcheinungen 
allgemeiner moralifcher Verfunfenheit erwähnt, welche Die 
gleichzeitigen Hiftorifer berichten und die der Menfchen- 
freund von der Tafel der Gefchichte getilgt wiffen möchte, 77) 
folgendermaßen: „Und von eigenthümlicher Beredſamkeit 


75) Spartian in Hadrian. 18. Ael. Lamprid. in Alexandr. 
40. Meine Beiträge zur @rflärung der L.5. Cod. ad leg. Iul. 
Mai. im Archiv des Griminalrehts Band VII. ©. 141. Dirk: 
fen, bie scriptores hist. Aug. ©. 257 u. der daf. ang. Dio⸗ 
nys von Salicanaß in der Antiquit. rom. VIII 79. 80. 

76) A. a. D. ©. 28. 

77) Unter Bezugnahme von Dio Cass. LXVD. 4. LXXU. 14. 
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find hier vereinzelte beiläufige Aeußerungen Der Zeitgenoffen 
Domitian’d und feiner Eonforten. So die Bemerkung des 
Altern Plinius,“?s) daß es dem unvollfommenen Dien- 
ſchen zum Trofte gereiche, manches zu vermögen, was felbft 
feinen Göttern verlagt ſei; wozu namentlid) Die Freiheit 
des Selbftmordes gehöre, dieſes unſchätzbaren Mitteld der 
Adhülfe gegenüber den ſchweren Drangfalen des irdiſchen 
Daſeins.“ Gewiß eine foldye Aeußerung eines joldyen Mans 
nes ift hinreichend, einen Blick in die Troftloftgfeit der Zu- 
ftände zu gewähren. Wir madyen auf die ſchoͤne Entgeg- 
nung aufmerffam, welche zunädft nur in Beziehung 
auf. einen einzelnen und wejentli andern Ball, Nies 
buhr?9) vom Standpunfte des Chriſtenthums aus jener 
heidniſchen Auffaffung und ihrer Wirkungen vorhält. 8%, 
Aber ed genügt nicht, auf den ſtets nothwendigen Troft 
der Religion und auf ein anderes Leben, wo Die ewige ' 
Gerechtigkeit Herricht, zu verweifen. Der Staat und Die 
Geſetzgebung haben nicht minder Die Aufgabe der Gerechs 
tigfeit, und e8 mag zur Genugthuung gereichen, hier überall 
nur mit einem Gegenftande zu thun gehabt zu haben, bei 
welcher eine Beziehung auf Das practifche Recht auch nicht 
im Entfernteften vorliegt. “Das crimen impietatis hat 
mit Dem f. g. crimen laesae venerationis nichts ges 
mein. 


78) Hist. nat. D. 7. a. @. Bgl. mit XXVII. 1. a. € . 

79) Römifhe Geſchichte Thl. I. ©. 318 der erften Ausgabe. 

80) Meine Abhandlung im Ardiv des Erim. R. 3. 1852. Beilage: 
beft. Ueber das religtöfe Element in der B. ©. D. Earle V. 








IX. 
Ueber 
Verbrechen bei geminderter Zurechnungsfähigkeit 
von 
Heren Dr. v. Arnold in Münden. *) 


Wenn gegen Jemand eine Strafe richterlich ausge⸗ 
fprochen werben fol, fo ift erforderlich, Daß die Handlung 
oder Unterlafiung, wegen welcher die Strafe verfügt wird, 
In dem Willen Desjenigen begründet war, welcher geftraft 
werden fol. Dieſes Erfordernig muß nicht nur bei Dolo- 
fen Verbrechen, fondern auch bei fahrläffigen Webertretun- 
gen geltend gemacht werden, Denn wenn gleich bei leßteren 
der geſetzwidrige Erfolg nicht beabfichtigt war, fo muß 
doch die Handlung, aus welcher der nicht beabfichtigte Er- 
folg entftanden, aus dem Willen des Thaͤters hervorge- 
gangen fein. 

So wenig Zweifel gegen diefen Grundſatz herrſcht, fo 


*) Die Redaktion verdankt diefen Auffak der Güte des Herrn Dr. 
von Arnold, zulegt Präfidenten des proteſt. Oberconfiftoriums 
in München, und hat das Vergnügen, den Lefern des Archivs 
anzuzeigen, daß Hr. von Arnold die Mitherausgabe des Archivs 
übernommen hat. Seine Auffäße find um fo wichtiger, ale Hr. 
Arnold bereits zur Beit, als Feuerbach Praͤſident des Appella= 
tionsgerichts war, unter ihm als Afiefior arbeitete, und als fpä- 
terer Oberappellationsrath am beften Gelegenheit hatte, Erfah⸗ 
rungen über das baier. ei zu fammeln und bei den 
Berathungen über das baler. Geſetz von 1848 in der Kammer 
der Reicheräthe einen vorzüglichen Antheil hatte. 

Die Redaktion. 
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bedeutende Zweifel und fo verfchiedene Anftchten trifft man 
bald bei den Lehrern der Wiſſenſchaft, bald in den Geſetz⸗ 
gebungen, bald in der Praxis darüber, ob zur Zurechnungs⸗ 
fähigkeit vollfommene Willensfreiheit erfordert werde; ob 
es fich rechtfertige, eine unbefchränfte und eine beichränfte 
(geminderte) Zurechnungsfähtgfeit anzunehmen; ob gemin- 
derte Zurechnungsfähigfeit auch bei jenen Fällen denkbar 
fei, wo zum Begriffe des Verbrechens der Dolus unbedingt 
nothwendig ift; ob auch im Falle geminderter Zurechnungs- 
fähigkeit eine Strafe ſich vechtfertige; ob endlich für den 
Ball der Strafbarfeit bei geminderter Zurechnungsfähigfeit 
Die Gefeßgebung den Richter auf ein Minimum der zuzu- 
erfennenden Strafe befchränfen könne und wie weit Diefes 
Minimum berabzuftufen fei. 

Wer zur Steafbarkeit überhaupt vollfommene Willens: 
freiheit des Thaͤters in dem Sinne verlangen wollte, daß 
die Vernunft volle Herrſchaft über Leidenſchaft und Sinn⸗ 
lichfeit Hätte, der würde damit Straflofigfeit aller Verbre⸗ 
chen verlangen. Das Verbrechen ift nie in der Vernunft, 
es ift ftetS darin begründet, daß Die Leidenſchaft Den Sieg 
über die Vernunft davon trägt, fei ednun, Daß Das han⸗ 
delnde Subjert vermöge Naturanlage oder Erziehung oder 
äußerer Verhältniffe überhaupt in dem Zuftande ift, daß 
bei ihm die Leidenfchaft vorherricht, oder fei ed, daß in 
dem Zeitpunfte der That die Leidenichaft zur Herrichaft 
gelangt war.) Es wäre aͤußerſt gefährlich für den Rechts: 
zuftand, wenn man da, wo die Leidenfchaft Die Oberhand 
erhält, fogleich Unzurechnungsfähigfeit annehmen und Straf- 
freiheit als begründet erachten wollte. Hie und da trifft 
. man ärztliche Gutachten, welche Hierin viel zu weit gehen 
und Der DVerfaffer dieſes Aufſatzes Hat namentlich einen 





1) Man — hierüber Feuer bachs Darſtellung merfwürbiger 
Verbrechen, Band V. Num. 4. 
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Fall erlebt, wo das Ayppellationsgericht und das Oberap⸗ 
pellationsgericht volftändige Zurechnungsfähigfeit annah⸗ 
men und auf Todeöftrafe erfannten, ein Medicinalcolles 
gium aber gänzliche Unzurechnungsfähigfeit begutachtete. 
Der Kontraft beider Anfichten wird es rechtfertigen, Dielen 
Fall als Beleg mitzutheilen, wohin es führen würde, wenn 
der Sieg der Leidenſchaft den Grund der Straflofigfeit 
abgeben dürfte. Einem Dienftfnecdhte eröffnete an einem 
Sonntag Morgens feine Geliebte, daß fie von ihm in ans 
dern Umftänden fei. Er beftellte fie auf den Nachmittag 
defielben Tags in die Kirche eined benachbarten Dorfes, 
um mit ihr Dad Weitere zu befprechen. Nach feiner Aus⸗ 
fage ging ihm, der fehon für ein außereheliches Kind Ali⸗ 
menten zu bezahlen hatte, der Gedanfe, nun für ein zwei⸗ 
tes Kind Alimenten entrichten zu müffen, ohne ein anderes. 
Zahlungsmittel als feinen Dienftlohn zu haben, wie ein 
Muͤhlrad im Kopfe herum und er beftellte das Mädchen 
in Die Kirche eined andern Dorfes, um ed unterwegs um 
Das Leben bringen zu können. Zu dieſem Zwecke Faufte 
er fid) in einem benachbarten Dorfe bei einem Juden, dem 
er ſich als Landwehrmann angab, einen Säbel, mit wel 
chem er Nachmittags in einem Waͤldchen feine Geliebte, 
welche der Beſtellung gemäß in die Kirche gehen wollte, 
tödtete. Er ging. nun, um, wie er fagte, feine Anweſen⸗ 
heit entfernt von der That beweifen zu können, zurüd in 
feinen Wohnort und dort in die Kirche und als er Abends 
entdedte, daß an feinem Hemdärmel ſich Blut von dem 
Mädchen befinde, fchnitt er die blutbefledte Stelle aus 
und ftedte folche einem Ochſen in den Rachen, fo daß der 
Ochſe das Stüd des Aermels hinabfchlingen mußte; er 
geftand ausbrüdlic,, Daß er dies gethan, um die Blutſpu⸗ 
ren und Damit einen Verdachtsgrund gegen fich zu befel- 
tigen. Der Bertheidiger ftellte ein Gnadengeſuch, behaup- 
tete wenigftend geminderte Zurechnungsfähigfeit und be 


— 
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wies, daß ein Verwandter des Verurtheilten geiſteskrank 
geweſen ſei. Das zur Prüfung des Begnadigungsgefu- 
ches eingeholte Gutachten eines Medicinal-Collegiums er: 
Härte den Ihäter ald zur Zeit der That ganz unzurech⸗ 
nungsfähig, weil Geiſteskrankheit in feiner Familie zu herr: 
ſchen fcheine, weil der Thäter felbft fage, Daß ed ihm im 
Kopfe wie ein Mühlrad herumgegangen und weil insbe⸗ 
fondere ein vernünftiger Menſch nad) einer fo rucdhlofen 
That nicht in Die Kirche gehen und beten fönne; ein Bauerns 
fnecht aber, wie jener, zu gut wifle, Daß ein Ochſe weder 
Blut noch einen Hemdärmel frefle, alfo auch bei gefunder 
Vernunft nicht auf den Einfall fommen koͤnne, einem Och⸗ 
fen einen blutbefledten Hemdärmel zu freffen zu geben. Der 
Begnadiger ließ fich indeflen nicht irre machen, fondern 
verwandelte lediglich Die Todesſtrafe in (lebenslängliche) 
Kettenſtrafe. — 


Vernunft und Leidenfchaft herrichen im Menfchen, und im 


normalen Zuftande iſt es demſelben vergoͤnnt, ſeiner Vernunft 


die Oberherrſchaft zu erringen. Deshalb wird der Menſch ein 
Vernunftweſen genannt: deshalb verlangen die Geſetze und 
koͤnnen verlangen, daß der Menſch ſtets uͤber ſich wache, und 
wenn die Leidenſchaft ihn zur Rechtsverletzung verleiten will, ſie 
mittelſt der Vernunft befämpfe und niederdruͤcke. Da nun 
der Erfahrung gemäß der Menſch in der Regel fähig iſt, 
das Boͤſe vom Guten, das Recht vom Unrecht zu unter 
fheiden und der Vernunft. die Herrichaft über Die Leiden- 
fhaftzu erringen, fo nehmen Die Gefege auch Die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit ald Regel an.d) Der Verbrecher wird nicht ger 


2) Diefes darf indefien nicht fo verftanden werben, als ob in den 
einzelnen Källen der normale Zuſtand zu präjfumiren wäre. 
Jede Unterfuhung muß von Amtswegen gr dahin gerichtet 
werden, ob ber Angefchuldigte zur Zeit der That — 
faͤhig war. 
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ftraft, weil e8 ihm an Vernunft fehlte oder weil Die Lei⸗ 
denſchaft in ihm mächtiger ald die Vernunft war, fondern 
weil er jeine Bernunft nicht Dazu gebrauchte, Die Leiden- 
Ichaft in ihm zu unterdrüden. 

Die Regel, Daß der Menſch zurechnungsfähig fei, hat 
Ausnahmen, indem bei einzelnen Menfchen die Vernunft 
entweder für Die ganze Lebenszeit oder für Perioden oder 
auch nur augenblidlidy ganz oder doch in Dem Grade man⸗ 
gelt oder geſchwaͤcht if, Daß eine Herrſchaft Derielben über 
Die Leidenschaft gar nicht oder Doch nur fehr ſchwer mög» 
lich if. Der Zuftand der Unfreiheit des vernünftigen Wil: 
lens ift Die Unzurechnungsfähigfeit, und die Geſetze geftat- 
ten bei voller Unzurechnungsfähigfeit volle Straflofigfeit, 
wie 3. B. bei Kindern, Rafenden, Wahnfinnigen. 

So wenig nun Streit.darüber iſt, daß bei voller Zus 
rechnungsfähigfeit volle Strafbarfeit, bei gänzlich mangeln- 
der Zurechnungsfähigfeit gänzlicye Straflofigfeit begründet 
fei, fo ftreitig wurde Die Frage, ob im Strafrecht ein Mits 
telauftand zwiſchen gänzlicher und gänzlich mangelnder Zu⸗ 
rechnungsfähigfeit angenommen und für diefen Mittelzu- 
fand, db. i. für den Zuftand geminderter Zurechnungsfähig- 
feit Die Zuerkennung einer geringeren al8 der für das in 
Frage ftehende Verbrechen gejeglich angedrohten Strafe zu 
rechtfertigen fei. 9) 

Die Gründe, weldhe man für die Anftcht, daß bei 
geminderter Zurechnungsfähigfeit Die gefehliche Strafe in 
ihrem vollem Maaße nicht unter das gefetliche Minimum 4) 
herabgeftuft werden dürfe, find theils aus Den Geſetzen, 


3) ©. Feuerbach, peinl. Recht, $. 94 u.100. u. Mittermater’s 
Noten zu $. 94. Archiv des Erim. R. Jahrg. 1850 ©. 344. 
u. Sahrg. 1852 ©. 171. Friedreich, gerichtl. Piychologte, 
Ste Ausg. Kap. II. 1 u. 2. 


4) Daß bie jum gefeplichen Minimum herabgegangen werben fönne, 
iſt unftreifig. _ 





- 
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theils aus der Theorie des Straftedhts, theils aus legis⸗ 
lativen Principien genommen. 

Don jenen Gründen, welche aus den pofttiven Gefes 
Ben genommen, joll hier nicht gehandelt werden: wo Das 
Geſetz die Minderung der Strafe wegen geminderter Zu: 
rechnungsfähigfeit nicht zuläßt, da muß der Richter dem Ge⸗ 
ſetze fich fügen. 

In der Theorie des Strafrecht und namentlich auch - 
in der Pſychologie, ſoweit fie Hülfswiffenfchaft des Straf: 
rechts ift, will man die Anficht begründet finden, daß bes 
ſchraͤnkte Willensfreiheit und alfo auch geminderte jedoch 
nicht aufgehobene Zurechnungsfähigfeit fein Milderungsgrund 
fel.5) Der Wille des Menfchen, fagt man, ift frei ober 
nicht frei; ift er frei, fo wird Die Strafe verwirkt; iſt er 
nicht frei, fo fan von Strafe die Rede nicht fein. Ein 
Mittelding. zwifchen Freiheit und Unfreiheit gibt es nicht. 
Wenn man die Gründe dieſer Anficht, befonders Die des 
Vorfechterd Derjelben (Feuerbach in der Revifion der 
Grundfäge und Grimdbegriffe des pofttiven peinlichen Rechts 
Bd. 1. S. 150f.) betrachtet, fo findet man, Daß theils Die 
firenge Conſequenz der Abjchredungstheorie, theild Feſthal⸗ 
ten an den Principien des pofitiven Rechts auf Koften der 
Theorie den Sieg erfämpften. Halten wir und nun aber 
rein an die Theorie und verlaflen wir nicht die auch in 
der Theorie nothwendige Nüdficht auf gegebene Verhält- 
niffe, die ſich durch Feine Theorie befeitigen laflen, bier bie 


5) Höchft Intereffant war der über diefe Materie entſt andene freund: 
ſchaftliche Streit zwifhen Feuerbach und Hofrath Gros zu 
Erlangen aus Beranlaffung der vom letztern recenfirten Diſſer⸗ 
tation des erflern: de causis mitigandi ex capite impeditae li- 
bertatis, Jen. 1799. Diefer Streit, welchen der Verfaſſer ge⸗ 
genwärtigen Aufſatzes aus mündlicher Erzählung feines hoch⸗ 
verehrten Lehrers Gros Fennt, führte zwar nicht zur Vereini⸗ 
Fr ber Anfichten, aber zur gegenfeitigen Freundſchaft und Hoch⸗ 
achtung. 
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Rüdficht auf die Geiftesfräfte Der Menfchen, wie fie taͤg⸗ 
lich beobachtet werben können und ſtets wiederkehren wer⸗ 
den, ©) fo fommen wir zu dem Refultat, daß fo wie zwi- 
ſchen vollſtaͤndiger und gänzlih mangelnder Zurechnungs⸗ 
fühigfeit feine jcharfe Gränzlinie gezogen, und eben fo feine 
Abſtufung nad) Graden gefunden werden kann, eben fo 
die Strafbarfeit in demſelben Maaße finke, in welchem die 
Zurechnungsfähigfeit mangelt. | 

Wahr ift es, daß Niemand zum Verbrecher wird, fo 
lange die Vernunft die Oberherrichaft in ihm bat; wahr 
ift e8, daß der Menſch Ciobalb er in Dem erforderlichen 
Alter) in der Regel mit fo viel Vernunft begabt ift, daß 
er fi) im Stande befindet, feiner Leidenfchaft Meifter zu 
werden und das Verbrechen zu vermeiden; wahr alio, daß 
der Gefeßgeber Die Zuerfennung der für Die einzelnen Ver⸗ 
brechen angedrohten Strafen ald Regel gebieten muß. 

Aber eben fo wahr ımd in der Erfahrung begründet 
ift es au, daß nicht nur fein Menich frei iſt von Leis 
denfchaft und eben jo auch fein Menſch fo mit Vernunft 
begabt ift, Daß er in jedem Augenblide jeder Leidenichaft 
Herr fein koͤnnte, ſondern auch, daß von der Regel der 
Zurehhnungsfähigfeit gar nicht felten Ausnahmen vorkom⸗ 
men, welche bald darin beftehen, daß der Menſch entwes 
der wegen nicht hinreichender Kraft jeiner Vernunft oder 
wegen Uebermaaßes der Kraft jeiner Leidenſchaft überhaupt 
nicht im Stande ift, letztere zu bezähmen, bald darin, daß 


6) Feuerbach ging in einem Hinterlaffenen Entwurf eines Straf: 
eſetzbuchs von feiner oben erwähnten Anſicht ab und zwar, wie 
ittermater im Erim. Arch. ganz richtig vermuthet, gedrängt 
durch die Macht der Srfahrungen. Der Verfaſſer gegenwärtigen 
— war Aſſeſſor in dem Gerichtshofe, been Präfident 
Feuerbah war und hatte theils in Privatgefprächen, theils in 
den Sigungen gegen Feuerbachs Anficht ſich geäußert; erſt in 
den lesten Jahren feines Lebens gab Feuerbach zu, daß gemin⸗ 
— — eine geminderteStrafe zur Folge has 

en müſſe. 








n 
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vorübergehende Eindrüde oder Beranlaffungen das Bers 
hältniß zwifchen Nernunft und Leidenfhaft in dem Grabe 
ftören, daß die Vernunft und Damit Die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit zwar nicht aufgehoben, aber doch fo gemins 
dert ift, Daß der vom Geſetze ald Regel angenommene 
Zuftend der Zurechnungsfähigfeit nicht mehr vorhans 
den ift. Für ſolche Fälle find nun drei Wege möglid: 
entweder volle Strafe (wo ein Marimum und Minimum 
angedroht ift, wenigftens im Minimum); ober gänzliche 
Straflofigfeit; oder endlich geminderte Strafe, auch unter 
dem Minimum des einzelnen Strafgeſetzes. Die Zuer⸗ 
fennung der vollen Strafe, fei e8 auch nur in ihrem Mi: 
nimum, widerfpricht der Logik eben fo wie der Gerechtig⸗ 
feit. Denn indem ber Gejebgeber für ein beftimmtes Ver⸗ 
brechen eine abfolut oder relativ beftimmte Strafe androht, 
feßt er nebft dem Thatbeftand auch den Gemüthezuftand 
bei dem Verbrecher voraus, welcher bei den Menfchen als 
Die Regel bildend anzunehmen iſt, ) und wenn nun in ein: 
zelnen Faͤllen dieſer Gemüthszuftand in einem geringeren 
ald dem vom Geſetzgeber vorausgefeßten Grade vorhanden 
ift, fo ift e8 vernünftig und rechtlich nothiwendig, daß Die 
Strafe nicht in dem vollen Maaße zuerkannt werden darf, 
in welchem fie der Gefeßgeber unter Vorausfegung eines 
vollfommeneren Gemüthezuftandes angedroht hat. Gänzliche 
Straflofigfeit anzunehmen, würbe eben fo der Gerechtigkeit 
widerfprechen, wie die öffentliche Sicherheit gefährden, weil 
der Menfch, welcher zwar nicht ganz, aber Doch in gewiſſem 
Maaße zurechnungsfähig ift, ‚nicht privilegixt werden barf, 
den Rechtszuſtand zu ftören. Es bleibt demnad) nur übrig, 
die Strafbarfeit in demfelben geminberten Grade eintreten 


7) Auch da, wo aus Rüdfidht u geftörten Gemüthezuftand gerins 
gere Strafe angebroht ift, z. B. Toͤdtung in Raufhändeln, Kin⸗ 
desmord, wird dennoch vom Gefeßgeber ein in foldhen Fällen 
bie Regel bildender Gemüthszuftand vorausgefept. 
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zu laſſen, in weldyem die Zurechnunggfähigfelt gemindert 
ft und eben deshalb, weil dann Zurechnungsfähigfeit und 
Strafe auf gleich gemindertem Buße flehen, ift Diefer Weg 
derjenige, welcher der Gerechtigkeit entipricht. 

Die Herabjegung der Strafe wegen geminderter Zu: 
rechnungsfaͤhigkeit muß aber aud) flattfinden bei jenen Ver: 
brechen, welche zu ihrem Begriff den Dolus nothwendig 
erfordern, wie z. B. Mord, Raub, Diebftahl, ja jelbft Bes 
trug. Dergleichen Verbrechen find zwar als fahrläfiig bes 
gangen gar nicht denkbar, allein daraus, Daß zu Ihrem 
Begriffe der Dolus erforderlich, folgt nicht, daß fte bei 
geminderter Zurechnungsfähigkeit nicht begangen und ind 
befondere nicht dennoch gemindert ftrafbar fein koͤnnten. 
Kommt ed ja fogar vor, Daß gänzlid) unzuredynungsfähige 
Menfchen dergleichen Verbrechen begehen, daß der Wahn- 
finnige planmäßig morbet, daß der gänzlidy am Geift Er. 
krankte auf ſchlaue Weiſe ſtiehlt) ımb fo andere Verbre⸗ 
chen von Menſchen begangen werden, bei denen die Zu⸗ 
rechnungsfaͤhigkeit völlig aufgehoben iſt: warum ſollen Der: 
gleichen Zälle nicht vorfommen koͤnnen bei nicht aufgehos 
bener, aber doch geminderter Zurechnungsfähigfeit? 

Es ſei erlaubt, hier ein paar Beifpiele anzuführen, 
welche der hier aufgeftellten Anficht Unterftügung zu ver: 
leihen, geeignet fein dürften, und welche dem Berfafler 
dieſes Aufſatzes aus amtlicher Erfahrung befannt find. Ein 
Bauernfnecht ging in ein nahe gelegenes Wäldchen, um 
ſich einen Sieden zu einer Peitiche zu holen. Auf dem 
Wege trifft mit ihm ein zehnjähriger Knabe aus Demfelben 
Dorfe zufammen, welcher durch daſſelbe Wäldchen zu einem 
Berwandten gehen will; Beide gehen imtraulichen Geſpraͤch 


7) Der Berfafler hat zwei Beifpiele erlebt, wo Männer, die ſehr 
ehrenwertö waren, auf einmal Diebftähle begingen, und kurze 
Zeit darauf im Wahnfinn flarben. 


Archiv d. Er. R. 1853. 11. Et. MR 
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auf das Wäldchen zu, Der Knecht giebt dem Knaben Ge⸗ 
badenes, das er vom Mittagtifeh übrig Hatte und che fle 
noch an.das Wäldchen kamen, fagt ihm der Knabe auf 
Befragen, wer fein Vater fei. Da erfaßt den Knecht, wie 
er gefteht, der Mordgedanfe, weil er ſich erinnert, Daß ihn, 
als er in dem Alter wie jest Der Snabe, Kirichen vom 
Baume geftohlen, des Knaben Bater fo ſtark geprügeli 
habe, Daß er fich feft vorgenommen, Diefem Bauer einmal 
ein Find umzubringen. Er geht mit dem Knaben in Das 
Waͤldchen, ſchneidet einen fehr ftarfen Steden ab, fchlägt 
Damit den Knaben nieder, fAhneidet dem Bewußtloſen den 
Bauch auf, nimmt die Eingeweide heraus, ſchneidet auch 
die Genitalien ab und wirft dann den Knaben mit Allem, 
was er ihm weggeichnitten, in einen Bach, wo er Steine 
‚Darauf wirft. In Verdacht gezogen, gefleht ex Die That, 
giebt ald Berveggrund die früher erhaltenen Schläge und 
feinen Vorfag mit der Bemerkung an, daß er nun einmal 
jo fei, wa8 er verfpreche, Das halte er; ald Beranlaflung 
der Entmannung ded Knaben und des Ausichneidend der 
Eingeweide giebt er an, Daß er auch einmal Babe fehen 
wollen, wie der Menich innen ausſehe. Für die Anficht, 
ob nicht der Tödtung ein gejchlechtlicyer Mißbrauch voran- 
gegangen, Eonnte Fein Anhaltspunkt gefunden werden, im 
Gegentheil der Leumund des Angelchuldeten widerſprach 
folcher Vermuthung. Die genau geführte Unterfuchung ew 
gab, daß der Angeſchuldete nie Spuren einer eigent- 
lichen Geiftesfranfheit habe bliden laſſen, jondern von Ju⸗ 
gend an fleißig, treu, folgiam und zu Erzeflen nicht geneigt 
war. Nur hatte man von feiner Jugend an bemerkt, daß 
er hie und da bald etwas Ungelchidted jagte, bald eine 
verkehrte Antwort gab, jedoch jedesmal, wenn er deshalb 
zu Rede geftellt wurde, fich berichtigte und ganz vernuͤnf⸗ 
tig ſprach. Wegen jener fonderbaren Reden und Antwor⸗ 
ten wurde er, fo weit er befannt war, „der Stuffer” ges 
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nannt, womit die Leute jener Gegend einen Menſchen be 
zeichnen, der nicht ganz richtig im Kopfe if. Der Ges 
richtsarzt fagte, er habe den Inquifiten neun Monate lang 
beinahe täglicy im Gefängnig beſucht und genau beobady- 
tet; oft Habe er das Gutachten abgeben wollen, dieſer Menich 
fei vollfommen zurechnungsfählg, aber eben fo oft habe er 
auch gefunden, Daß volle Zurechnungsfaͤhigkeit nicht angenom- 
men werben könne, nach reifer Ueberlegung erkläre ernım, daß 
die Zurechnungsfaͤhigkeit des Inquifiten in geringem Grade 
gemindert fei. Daran wird wohl Niemand zweifeln, daß 
eine Freiſprechung wegen mangelnder Zurechnungsfähigfeit 
nicht im Geringften begründet war. Die That war ein 
Mord, denn wenn gleich der ſchon mehrere Jahre zuvor ge 
faßte Entichfuß, dem Bauer ein Kind umzubringen, ein 
Product der Aufwallung fein mochte und mehrere Jahre 
hindurch in der Seele des Thaͤters eingefählummert war; 
wenn gleich der Vater des Knaben eidlich verficherte, er 
habe jenen Knecht nie geichlagen und wiſſe gar nicht, daß 
diefer ihm Kirſchen geftoblen, fo daß es fogar zweifelhaft 
blieb, ob der Gedanke zur That durd) die Erinnerung an 
frühere Schläge erzeugt ober wieder erweckt wurde, oder 
nur in dem Geifteszuftand des Angeklagten feinen Grund 
hatte, ſo war doch der Vorſatz zur That ſchon vor Dem 
Waͤldchen gefaßt, nicht gefaßt in einer jetzt veranlaßten 
Aufwallung, fondern unter traulichem Geſpraͤch, und das 
Abſchneiden eines ſtarken Stedens zur Vollendung der That 
war eben fo wie dieſe jelbft mit Ueberlegung unternommen, 
ja die Eannibaliiche Art der Mißhandlung des Leichnams 
geſchah im fortgefegt ruhiger Welle. Der Mord bat Tor 
desſtrafe zur Folge und dieſe mußte zuerkannt werben, 
wenn vollkommene Zurecinungsfähigfeit angenommen wer; 
den fonnte. Aber wer würde es mit der Gerechtigkeit ver: 
einbaren können, einen Menfchen zum Tode zu verurthei- 
fen, welcher überall, wo man ihn fennt, nicht für ganz rich⸗ 
; R2 
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tig im Kopfe gehalten wird und Diefed Urtheil Durch eine 
That beftätigt, welche eine Beichränfung der VBernunftthä- 
tigkeit offenbar an den Tag legt. Wohl konnte man den 
Ausweg ergreifen, ein Todesurtheil zwar zu fällen, aber 
wegen ded Milderungsgrunded der geminderten‘ Zuredh- 
nungsfähigfeit von Amtswegen bei Dem Regenten auf Ber: 
Anderung der Tobesftrafe in Freiheitsſtrafe anzutragen; 
aber darin läge wieder das richterliche Anerfenntniß, Daß 
die Todeöftrafe im vorliegenden Yale nicht verwirkt ſei. 
So oft der Richter vom Geſetze ermächtigt ift, eine Strafe 
nur in dem verwirkten geringeren Maaße zuzuerfennen, fo 
oft muß er diefe Ermächtigung amvenben, und fo wie es 
eine Ungerechtigkeit des Geſetzgebers wäre, zu ftrenge Stra- 
fen anzubroben, um recht viele Beweife von Gnade geben 
zu Tönnen, jo wäre ed eine Ungerechtigkeit des Richters, 
eine ftrengere Strafe als Die geſetzlich nothwendige zuzu- 
erkennen, um vom DBegnadiger die Herabjegung auf das 
gerechte Maag zu erwirfen. Und wenn dann vielleicht Die 
Begnadigung nicht erfolgte, würden die Richter nicht in 
ihrem Gewiſſen fich gedrüdt fühlen, würde es nicht das 
Anſehen der Rechtspflege herabfegen, wenn vermöge Rich⸗ 
teripruch8 ein „Stuffer” auf dem Schaffot verblutete? Das 
bayer. Strafgefeßbud) bot im Art. 106 Thl. I. das Mit 
tel, auf gefegliche Weile) die Strafe in gerechtem Maaße 
zuzuerfennen. Das gerichtsärztliche Gutachten, Daß 
die Zurechnungsfähigfeit des Inquiflten etwas gemindert 
ſei, war vollfommen gerechtfertigt und es Tag hier Der Bes 
weis vor, daß auch ein Mord bei geminberter Zurechnunge« 
fähigkeit begangen werben könne. In dieſer Art wurbe 


8) Jener Artikel rechtfertigte nur dem Marginale nach und in Folge 
der Anmerfungen die Herab Ferns der Strafe wegen geminder⸗ 
ter —— r iſt jetzt ae und verbefs 
jert wiedergegeben. ©. dieſes Archiv, I. 1843. ©. 109 und 
J. 1850. ©. 344. | 
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denn auch oberftrichterlich erkannt und Inquiftt zur Kei⸗ 
tenftrafe verurtheilt. 

Eine Bauernmagd ging Anfang Bebruar, wo Die 
Dienftboten auf dem Lande wechſeln, in ein etwas entfern- 
tes Dorf, um einen neuen Dienft anzutreten. Unterwegs 
traf fie mit einem Bauernfnecht zufammen, welcher in glei- 
her Abficht in ein anderes Dorf ging. Eine Strede Weges 
hatten fie mit einander zu gehen und Dabei fagte der Knecht 
der Magd auch feinen Namen und feinen Geburtsort mit 
der Bemerfung, daß man ihn gewöhnlich den „Kloͤskop⸗ 
pel“ nerme, weil er einmal jo viele Klöße gegeflen habe. ) 
Als es Abends ſchon daͤmmerte, trennten ſich Die Wege 
der beiden Perſonen; als aber der Knecht von dem Mäd- 
hen Abſchied nehmen wollte und dieſes jammerte, weil es 
nun allein durch den nahen Wald gehen müffe, begleitete er 
dasfelbe auch noch Durch den ganzen Wald. Als fie dann in Die 
Nähe eined einfam ftehenden Haufe kamen, ichlug er 
plöglich feine Begleiterin nieder, nahm ihr den Mantel 
und eine filberne Halskette, führte fie, weil fie von den 
Schlägen zu fehr angegriffen war, bis an das Haus, bat 
fie wiederholt um PVerzeihung und verficherte fie wieder: 
holt, daß fie am andern Tag Alles wieder befomme, er 
Eönne ſich nur in dieſem Augenblid nicht anders helfen. 
Als Zeichen der Verföhnung erbat er fi und erhielt auch 
einen Ruß und lief nun fort bis zur nächften Gensdarme- 
rie-Station, wo er nad) feiner Angabe die That anzeigen 
wollte, aber feinen Gensdarm traf. Er ging nun in das 
nächfte Wirthshaus, wo er übernacdhtete und weil er fein 
Geld Hatte, für Die Zeche zu 24 Kreuzer die Haldfette mit 
der ängftlichen und wiederholten Bitte verpfänbete, folche 
ja gut aufzuheben und nicht zu verfaufen, weil jie einem 
Mäbdyen gehöre, für welches ſolche demnächſt ausgelöft 


9) Bekanntlich haben Geiftesfranfe oft ungewöhnlichen Appetit. 
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werde. Er begab fid, dann in das nädhfte Landgericht, 
zeigte feine That an, übergab den Mantel und bat drin⸗ 
gend» ifn bald in das Zuchthaus zu fchaffen, wo er fo 
fleißig fein wolle, Daß er bald 24 Kreuzer Ueberverdienft 
haben werde, von welchen man die Kette auslöjen und 
dem Mädchen zurüdgeben möge. Die gründlich gepflo- 
genen Forſchungen ergaben, daß dieſem Menſchen von 
Jugend an nichts Rachtheiliges nachgefagt werben Tonnte,. 
als das zuweilen ploͤtzlich auftauchende Begehren, etwas 
zu haben oder durchzuſetzen, woran er dann ſeine Kraft 
wende, aber wenn ſein Zweck erreicht, Reue fühle und moͤg⸗ 
lichſt gut made. Ein Zeuge aͤußerte, die Mutter des In⸗ 
quiſiten babe in der Erziehung gefehlt, indem fte dem öfs 
teren ungeftümen Begehren des Sohnes zu viel nachgeges 
ben habe. Der oberfte Gerihtähof erfannte Die That für 
einen Raub, denn wenn gleich anzunehmen war, Daß Ins 
quiſit den Gedanken zu rauben Anfangs nicht hatte, indem 
er fonft feinen Namen nicht gefagt und die That fchon im 
Walde, nicht aber erft in der Nähe eined Haufes verübt 
hätte; wenn gleich alle Umftände dafür fprachen, Daß der 
Thaͤter Die Abficht nicht hatte, Die gemaltfam genommenen 
Gegenftände zu behalten, jo geſchah Doch Die Berges 
waltigung, um die ©egenftände vorübergehend ale 
Eigenthum zu Haben; es war aber auch eben fo unzweis 
felhaft, Daß der Thäter bei geminderter Zurechnungsfähigfeit 
handelte, indem er ein Menich war, deflen Begehrungsvermoͤ⸗ 
gen fo übergroß ift, Daß es augenblidiich die Vernunft 
überwältigt und dieſer erſt dann wieder eine Herrichaft 
läßt, wenn es befriedigt if. Straflofigkeit wäre in fol 
chem alle fo wenig zu rechtfertigen geweſen als Zuer⸗ 
fennung der vollen gejeglichen Strafe, welche in Zucht: 
haus auf unbeftimmte Zeit beftanden hätte, wo erft nach 
ſechszehn Jahren bei guter Aufführung Begnadigung zu 
hoffen wäre. Es wurde auf acht Jahre Zuchthaus erkannt. 
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Alle Gefeßgebungen huldigen in einzelnen $äls 
len dem Princip, Daß bei geminberter Zurechnungsfähig- 
feit die reguläre gefetliche Strafe nicht angewendet wer: 
den dürfe, fondern ein geringerer Grad anzuwenden fe. 
Denn mas ift ed denn anders als eine Anwendung Diejes 
Princips, wenn jungen Leuten eine geringere Strafe an- 
gedroht wird, 10) weil bei ihnen die volle Reife der Vers 
nunft noch nicht eingetreten; oder wenn man Den Todſchlag 
vom Mord umterfcheidet und geringer als Diefen beftraft 
oder den Kindsmord aus Berüdjichtigung der Verhältniffe 
und des gereisten Nervenzuftandes der Mutter einer ge; 
linderen Strafe ald den eigentlichen Mord unterwirft; oder 
wenn das roͤmiſche Recht den Ehemann, welcher feine Frau 
im Ehebruch ertappt und den Ehebrecher tödtet, nicht mit 
der Todeöftrafe, fondern mit einer geringeren Strafe beles 
gen lafien will, weil_ex vom Schmerz überwältigt, gehan- 
delt Hat und Außerft ſchwer ift, folchen Schmerz zu mäßl- 
gen; 2) oder wenn Sörperverlegung und Todichlag im 
Raufhandel einer gelinderen Strafe unterworfen werden, 
als wenn fie außer dem Raufhandel gefchehen. 

Es ift demnach, genau betrachtet, das Princip gar 
nicht flxeitig, fondern nur Die Frage, ob ed nur in jenen 
änzelnen Faͤllen anzumenden jei, welche der Geſetzgeber 
vorausgefehen und ob e8 nur in dem Maaße anzuwenden, 
welches der Gefebgeber in jenen einzelnen Faͤllen voraus: 
beftimmte, oder ob den Richtern zu geftatten fei, Denfelben 
Grund, welchen der Gefeßgeber in einzelnen Bällen ale 
Milderungsgrund anerkannte, in allen Fällen gelten zu 


10) ‚Der jugent oder anderer BODEN halben wifientlich feiner 
fonn nit het,” fagt C. C. 

11) — impetu tractus doloris ee cum sit difficillimum 
iustum dolorem temperare — inconsulto dolore adulterum 
interemit — fagen Fr. 38. $.8 D. ad leg. Jul. de adult. (48. 
5.) und const. 4. Cod. eod. (9. 9). 
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laſſen und unbefchränft zu berüdjichtigen, wo er vorfommt. 
Aber felbft Diefe Frage ift nicht in ihrem ganzen Umfange 
ftreitig, denn die Geſetze geftatten ja bei jenen Strafen, 
welche innerhalb eines Marimumsd und Minimumsd ange 
droht find, die Herabftufung bis auf dad Minimum, wenn 
allgemeine Milderungsgründe vorhanden find, namentlidy 
im Falle einer Schwäche des Verſtandes, drüdender Noth, 
unerwartet aufgeftoßenen Reizes der Begierde, zufällig 
entftandener Leidenichaft. 

Die Frage ift demnach nur noch Die, ob der Geſetz⸗ 
geber dem Richter erlauben joll, in allen Fällen gemin⸗ 
derter Zurechnungsfähigfeit ohne Unterſchied des Verbre⸗ 
chens eine geringere, ald die vom Geſetze für das einzelne 
Verbrechen gedrohte Strafe zuzuerfennen, mithin bei abios 
lut angedrohten Strafen eine andere geringere, bei Stras 
fen, welche innerhalb eines Maximums und Minimus an- 
gedroht find, eine felbft unter das Minimum herabgehende 
und erforderlichen Falls in eine andere Strafart überge: 
hende Strafe. 

Gegen dieje Ermächtigung für den Richter wird Der 
legislative Grund aufgeftelt, daß auf foldhe Weife der 
gefährlichfte Mißbrauch bei Den Gerichten entftehen könnte 12), 
fo daß es in der Willlür der Richter ftände, ziemlich 
nach Belieben zu ftrafen und bis beinahe zur Strafloftg- 
feit herabzugehen. 

Bor Allem muß bemerkt werden, daß davon Die Rede 
gar nicht ift, daß der Richter eine andere, als eine geſetz⸗ 
liche Strafart jollte anwenden oder bei mur geminderter 
Zurechnungsfäßhigfeit gänzliche Straflofigfeit jollte eintre- 
ten laſſen können. Es ift vielmehr nur davon die Rebe, 
daß wenn bei einem Verbrecher die Fähigkeit mit Bewußt- 





12) ©. Derfted, Prüfung des neuen Entwurfs zu einem Straf: 
gefeßbuch für das Königreich Bayern. Kopenhagen 1823. ©. 222. 
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fein, Ueberlegung und Willfür zu handeln, in einem ge- 
ringeren, ald dem fonft ald gewöhnlich anzunehmenden 
und vom Gefebgeber im Allgemeinen angenommenen Grabe 
vorhanden war, Die im Geſetze beitimmte Strafe nur in 
dem Verhaͤlmiſſe angewendet und erforderlichen Falls in 
dem Berhältniffe auf eine geringere Der geſetzlichen 
Strafarten herabgelegt werden fol, in welchem die Zus 
rechnungsfählgfeit zur Zeit der That unter dem vom Ge 
feßgeber im Allgemeinen vorausgefegten Gemüthszuftand 
vorhanden war. Daß dieſes nothwendig ift, geht aus dem 
bisher Geſagten und namentlid) aus der Betrachtung her⸗ 
vor, daß außerdem Die Strafe ftrenger zuerkannt würde, 
ale fie der Zurechnungsfähigfeit des Thäters entipridht ; 
daß ferner gar Fein Grund gefunden werden kann, welcher 
es rechtfertigen Eönnte, den bei jedem Verbrechen möglichen 
Zuftand geminderter Zurechnungsfähigfeit nur bei einigen 
vom Gefehe deshalb beionderd berüdfichtigten Verbrechen 
wirken zu laſſen. Es ift nun zwar in einigen neueren 
Geſetzen auf jenen Zuftand allgemeinere Rüdficht genoms 
men worden 18), allein noch immer hängt man zu fehr von 
der Furcht. ab, es koͤnnte den Richtern zu viel Spielraum 
gelafien und dadurch oft eine zu gelinde Strafe, auf jeden 
Fall eine Lingteichheit in der Anwendung veranlaßt wer: 
den. Deshalb giebt man dem Richter zwar die Ermädh- 
tigung, unter Dad Minimum der für das einzelne Verbre- 
den angedrohten Strafe herabzugehen, allein man beichränft 
in dann doch wieder auf ein anderes Minimum und 
zwar auf ein solches, welches bei bedeutend geminberter 
Zurechnungsfählgfeit wieder zu hoch if. 


13) 3. B. Braunfchweig. Geſetzb. Art. 62 u. 66. Württemb. Art. 
98. 110. Badifches Art. 154. — heſſ. Art. 114. 116. K. 
Edel 64, ferner das bayerifche vom 29. Aug. 1848. 

— Nur das weimarifche (thüringifhe) StGB. Art. 59. 
gi — Richter die unbeſchraͤnkte —*— ung, unter bie ge: 
etzliche Strafart und Strafdauer herabzugehen. 
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Die Furcht, daß die Richter zu gelind fein möchten, 
ift eine unbegründete, weil Die Herabfegung der Strafe ja 
nur erlaubt wird, wenn wirklich geminderte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit anzunehmen ift und weil dann der Eindrud, wels 
hen das Verbrechen und der Verbrecher auf die Richter 
. machen, einen weit befleren Maaßftab für die Zumeflung 
der Strafe geben wird, als eine allgemeine Vorfchrift des 
Geſetzes geben kann; weil ferner felbft dann, wenn die 
Richter hie und da in einer Art zugemeffen haben follten, 
welche für unverhältnigmäßig erachtet wird, Died Doch nie 
zum Mißftand werden kann, weil in einzelnen Fällen bie 
Anfichten verſchieden fein können und gewiß dieſelben Ein- 
drüde, welche die Mehrheit der Richter leiteten, in der 
Regel auch bei der Mehrheit des Bublicums wirken werden. 

Man hat zwar behauptet, die Feſtſetzung eines Mi: 
nimums der Strafe für den Fall geminderter Zurechnungs⸗ 
fähigfeit führe Keine zu Hohe Strafe herbei, denn wenn 
gleich Die Strafe in dem Berhältniffe ſich mindern müffe, 
in welchem die Zurechnumgsfähigfeit gemindert ift, fo wuͤr⸗ 
den Doch die Richter oder Gefchwornen, fobald auch das 
zuläffige Minimum der Strafe noch zu hoch ift, auf Frei⸗ 
fprechung erkennen. Allein gerade diefen Mißſtand, wo 
die Richter nur die Wahl haben, entweder eine nicht ver- 
diente höhere Strafe zuzuerfennen oder freizufprechen ob» 
gleich Strafe verdient ift, Darf der Geſetzgeber nicht ſelbſt 
herbeiführen. Das bayerifche Geſetz vom 29. Auguft 1848 
Art. 3 ift fehr geeignet, Diefes zu erläutern. Nach Die 
fem Geſetze foll bei geminderter Zurechnungsfäbigkeit nicht 
unter Das im Strafgefeßb. Th. I. Art. 98 beftimmte niebrigfte 
Strafmaaß herabgegangen werden; ed kann demnach 3.8. 
ftatt Todesſtrafe nicht weniger als zmölfjähriges Zuchthaus, 
ftatt Kettenftrafe oder Zuchthaus auf unbeftimmte Zeit 
nicht weniger als achtiähriges Zuchthaus zuerfannt wer: 
den. Wenn nun Jemand ein mit Todesſtrafe belegtes 
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Verbrechen In einem fo geminderten Grabe der Zurech⸗ 
nungsfähigfeit begeht, daß gänzliche Straflofigfeit offen 
bar nicht gerechtfertigt, zwei bis fechstähriged Arbeitshaus 
wohl verdient, zwoͤlfjaͤhriges Zuchthaus aber eine zu flrenge 
Strafe wäre, fo müßte er nad) den jegigen bayerifchen 
Geſetzen entweder freigefprochen ober in die allzuſtrenge 
zwölfiährige Zuchthausfteafe verurtheilt werden. Letzteres 
würde dem Anfehen der Gerechtigfeitspflege um fo mehr 
Eintrag thun, ald Perfonen von geminderter Zurechnungs⸗ 
fähigfeit das Mitleid fehr für fich haben, fobald ihnen 
unrecht oder zuviel gefchieht; erfteres erregt den Unwillen 
gegen Gefeßgebung und Rechtöpflege, weil die Staats: 
angehörigen mit Recht auch gegen Perſonen von gemin- 
derter Zurechnungsfählgkeit geichüßt fein wollen. %*) 

So wie die Zurechnungsfähigfeit in unmerflichen 
Abftufungen bis zur Unzurechnungsfählgfeit gemindert 
fein Tann, eben fo muß auch dem Richter gegönnt fein, 
die Strafe im Verhälmiß der Zurechnungsfaͤhigkeit abs 
zuftufen. 

Wollte man indeſſen dennoch in hergebradhter Art 
ein Minimum feftfegen, fo müßte dieſes in der Art ge 
fchehen, daß der Geſetzgeber bei jeder Etrafart in Ermäs 
gung zöge, in welchem Minimum die geminderte Strafe 
an derjenigen Gränze fteht, wo wegen geminderter Zurechs 
nungsfähigfeit Straflofigfelt und alſo Sreifprechung ein⸗ 
treten müßte. Da es ſich nun, um den vorhin erwähn- 
ten bayerifchen Entwurf als Beifpiel zu nehmen, nicht 
rechtfertigen würde, einen Menfchen, für welchen bei einem 
an ſich tobeswürbigen Verbrechen wegen geminberter Zu- 


14) Der bayerifhe Entwurf v. 3. 1851 Art. 94 iſt im Weſentli⸗ 
hen noch bei der alten Anfidht ftehen geblieben, indem er ftatt 
Todesftrafe mindeftens fünf Jahre Zuchthaus, bei Freiheitsftra- 
fen mindeftens ben vierten Theil des niebrigften Maaßes ber 
orbentlihen geſetzlichen Strafe zuerfannt, wiflen will. 
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rechnmgefähigkeit fünf Jahre Zuchthaus eine zu ſtrenge 
Strafe wäre, ganz ſtraffrei zu laſſen, werm er doch in 
bem Grade zurechnungsfaͤhig fich Darftellte, daß er in ger 
linderer Art ald gerade mit fünfjährigem Zuchthaus geftraft 
werben müßte, jo wäre es nothwendig, Dad Minimum noch 
weiter herabzufegen. Hierin läge die Anficht, daß den 
Richtern fo viel Takt nicht zuzutrauen, Daß fie einen Mens 
fchen, deſſen Zurechnungsfähigfeit beinahe gleich Null if, 
nicht freifprechen, jondern vielleicht aus pedantifcher Aengft- 
- Tichfeit wegen Mords zum Gefängniß auf einen Tag 
verurtheilen fönnten. Um nun verhältnißmäßige Strafe 
möglich zu machen und nicht jelbft in jene Pedanterie zu 
verfallen, müßte man dad Minimum fo tief herabftufen, 
daß wenn auch dieſes verhältnißmäßig noch zu hoch wäre, 
der Angefchuldete in den Augen des Geſetzgebers einem 
gaͤnzlich Unzurecdhnungsfähigen gleid) geachtet wird. 

Wer aud) diefen Ausweg für bedenklich halten will, 
weil es fchwierig ift, im Allgemeinen Hierin Das rechte 
Maag zu finden, der dürfte wohl Durch dieſes Bedenken 
zuſtimmen, daß ed dad Zwedmäßigfte fei, für fo außeror- 
dentliche Faͤlle, welche nur in ihrer Specdalität richtig bes 
urtheilt werben können, den Richtern zu vertrauen und 
denfelben mit dem thüringifchen Strafgeſetzbuche zu geftat- 
ten, nach Befinden unter die gefegliche Strafart und Straf- 
dauer Berabzugehen. | 


X. 
Erfahrungen 
über das K. Sächſ. Criminal-Geſetzbuch 
von 30. März; 1838. 
Bom Herrn Appellations » Rathe Dr. Schwarze in Dresten. 


In dem K. Sachſen ift eine umfafiende Reform der Ge: 
jeggebung vorbereitet worden. Es find die Entwürfe et- 
ned allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs, eines Strafges 
ſetzbuchs, einer bürgerlichen Proceßordnung und einer Straf 
proceßordnung ausgearbeitet worden. ) Mit diefen Ent 
würfen ftehen noch mehrere andere, insbefondere über Die 
Organiſation der Gerichts: und der Verwaltungsbehörden 
in der innigften Verbindung, welche gleichfalls den Ger 
genftand der Yürforge der Regierung bilden. Es werben 
diefe Entwürfe den hiezu von den zulebt verfammelt ge- 
weienen Ständen gewählten beiden Deputationen zur Vor- 
berathung vorgelegt werden, um fodann mit den Ergeb- 
niffen Der leßteren der einzuberufenden Ständeverjamms 


1) Dey Entwurf des bürgerl. Geſetzbuchs (verabfaßt vom Geh. 
Rathe Dr. Held) tft bereits durch die Prefle veröffentlicht. Ein 
leihes ift in der nächften Zeit in Betreff der Entwürfe des 
traf⸗Buchs (verabfaßt von dem rl es e Dr. Krug) 
und der Strafprogeßordnung (verabfaßt von dem Verfaffer der 
gegenw. Abhandlung) zu erwarten. Das Strafgefegbuch iſt zu⸗ 
naͤchſt von einer Gommitfion (beftehend aus dem Prafidenten des 
D. 9. Gerihts Dr. v. Langenn, den Geh. Juſtizraͤthen Dr. 
Siebdrat und Dr. Krug und dem Berfafler der gegenw. Abh.) 
berathen und fobann durch den um die Heform der Gefeßgebung 
hochverbienten Juſtizminiſter Dr. Zſchinsky, unter Zuziehung 
des Dr. Krug und des Berfaflers, revibirt worden. 
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lung zur Berathung und Beſchlußfaſſung mitgetheilt zu 
werden. 

Es ſind dieſe Entwuͤrſe Ausfuͤhrungen der in dem 
Geſetze vom 23. Nov. 1848 aufgeſtellten Grundſaäͤtze und 
bezüglich Erfüllung der in demſelben gegebenen Zuſagen. 
Es ftellte dieſes Geſetz als leitende Grundjäge unter Ans 
dern auf: die Aufhebung jämmtlicher, noch beftehender 
PBatrimonia und Muntcipal-Gerichtsbarkeit, — Die Tren- 
nung ber Rechtöpflege von der Verwaltung in der unteren 
Inftanz, — die Einrichtung collegialer Gerichtsbehörden 
erfter Inftanz, — die Einführung der Staatsanwaltſchaft, 
— die Einführung eined oͤffentlich⸗mündlichen Verfahrens 
ſowohl in Straf- als in Civilſachen — x. u. Es iſt nicht 
zu verfennen, daß der Durchführung einzelner diejer Grund⸗ 
züge nicht unerhebliche Schwierigkeiten fich entgegengeftellt 
haben, die man um fo weniger gering fhäten Tann, ale 
fie aus practifchen, Die Sache felbft betreffenden Bedenken 
hervorgegangen find. Hieher gehört insbeſondere die Tren⸗ 
nung der Juftiz von der Verwaltung, welche in den oberen 
Inftanzen längft grundiäglich Durgeführt ft und auch in, 
erfter Inftanz in denjenigen Städten und dazu gehörigen 
Dörfern, in welchen die Verwaltungsſachen in den Hän- 
den eines von der Stadtgemeinde gewählten Stadtratho 
liegen, befteht. Die Gerichtsbehoͤrden erſter Inftanz find 
gleichfalls bereits zum Theil collegialifch organiſtrt gewe⸗ 
fen, und zwar ſowohl die Gerichte in den größeren Städten, 
als auch einige Königliche Gerichte erfter Inftanz, die in 
der neueren Zeit errichtet worden find. Dennoch laſſen 
fi, wie bemerkt, Die Schwierigfeiten nicht verfennen, welche 
einer Durchgängigen und ausnahmslofen Durchführung Dies 
fer Maßregeln entgegentreten. 

In dem vorliegenden Auffage foll auf dieſe Schwies 
rigfelten ebenfo wenig, als überhaupt auf Das gefammte 
neue Geſetzgebungswerk im K. Sachien weiter eingegangen 


vom 30. Mär; 1838. 961 


werden. Bielmehr will fi) der Verfaſſer mit dem zeit- 
berigen Eriminalgefegbuche Sachſens befchäftigen und über 
die Erfahrungen, die man mit demfelben in der Praris 
gemadyt hat, Einiges mittheilen. Ex hofft, daß dieſe Mit- 
theilungen auf ein allgemeines Intereffe Unfpruch machen 
koͤnnen, da fie Vergleichungspunfte für die übrigen Cri⸗ 
minalgefegbücher Deutſchlands darbieten und Die Erfah: 
rungen in dem einen Lande nicht unwichtig für Die Ge 
febgebung in andern Ländern fein werben. 

Das jegt noch in gefeglicher Kraft beftehende Erimis 
nalgeſetzbuch für Das K. Sachſen ift unter dem 30. März 
1838 publicirt worden. Bis zu feinem Erfcheinen hatte 
das gemeine Strafrecht, welches jedoch durch eine große 
Anzahl einzelnes einheimifcher Strafgefebe modificirt und 
abgeändert worden war, gegolten. Es war im K. Sad 
jen ziemlich derſelbe traurige Zuftand der Criminalgeſetz⸗ 
gebung, welcher in den meiften andern Ländern Deutſch⸗ 
lands ſich fühlbar machte und allenthalben auf eine Codi⸗ 
firation hindraͤngte. Die Fortbildung des Rechts wurde 
jedoch dadurch beguͤnſtigt, daß die beiden Collegien, de⸗ 
nen der Verſpruch der bedeutenderen Criminalſachen uͤber⸗ 
tragen war, — die Juriſtenfacultaͤt und der Schoͤppenſtuhl 
zu Leipzig — mit der ganzen Fuͤlle ihrer hohen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bildung beſtrebt waren, Recht und Leben, Ge 
je und Verſchuldung, in eine ebenjo der Wiflenichaft als 
dem Rechtsbewußtſein entiprechende Harmonie zu bringen. 
Dagegen läßt ſich auch nicht verfennen, Daß in ſehr wich⸗ 
tigen Punkten beide Collegien über die geſetzliche Wirk 
ſamkeit und Anwendbarkeit einzelner Vorichriften und zwar 
auch der einheimiichen Legislatur verfchiedener Meinung 
waren und hierdurch ein fehr erheblicher Uebelftand, der 
tief in Das Leben fehnitt und Die abweichendften Sentenzen 
mit ſich führte, fich entwidelt hatte. In Folge des bes 
kannten Bunbesbejchluffes traten an die Stelle dieſer Col⸗ 
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legien die damals neu eingerichteten vier Kreis⸗Appella⸗ 
tionsgerichte mit dem Ober⸗App.⸗Gerichte, letzterem als 
zweiter Inſtanz (für die größeren Strafſachen, d. h. ſolche, 
welche im concreten Falle eine hoͤhere Strafe als dreimo⸗ 
natige Gefaͤngnißſtrafen nach ſich ziehen). Wenige Jahre 
darauf wurde das jetzige Criminalgeſetzbuch erlaſſen. Gleich⸗ 
zeitig mit demſelben erſchien ein Geſetz, durch welches ver⸗ 
ſchiedene, ſehr wichtige Beſtimmungen über den Strafpro⸗ 
ceß getroffen wurden. Die wichtigſte war die Aufhebung 
der außerordentlichen Strafen. Die Richter wurden ange⸗ 
wieſen, auf die volle geſetzliche Strafe zu erkennen, „wo 
aus den nach den Acten ſich ergebenden Thatſachen der 
erkennenden Richter Die volle Ueberzeugung enmimmt, daß 
das in Frage befangene Verbrechen wirklich verübt und 
von dem Angefchuldigten begangen worden ſei.“ Das Ge⸗ 
ftändniß wurde zum Exfenntmiß auf die volle Strafe nicht 
mehr erfordert und nur bei den mit Todeöftrafe bedrohten 
Verbrechen im Falle ded mangelnden Geſtaͤndnifſes ber 
Richter ermächtigt, ftatt der Todesſtrafe auf lebensläng- 
liche Zuchthausftrafe erften oder zweiten Grades zu erfen: 
nen. ®egen ein bei nicht vorhandenem gerichtlichen Ge—⸗ 
ftändniffe_ auf Todesftrafe gerichtete Erkennmiß follte je- 
doch der Angelchuldigte mit einer dritten Defenfton gehört 
werben, uͤber welche das Ober-App.-Gericht in voller Vers 
fammlung (di. i. unter Zulammentritt ſaͤmmtlicher Senate 
defielben) zu enticheiden habe. Die Spruchgerichte haben 
zeither, eintretenden Falls, von jener Ermächtigung ftete 
Gebrauch gemacht und bei Gelegenheit der Hochverraths⸗ 
procefie die obige Beftimmung audy in den Fällen anges 
wendet, in welchen der Angeichuldigte die ihm beigemef- 
fenen und das Verbrechen des Hochverrathd begründenden 
Handlungen eingeräumt, Daneben aber die beiondere Rich: 
tung des dolus, welche das Griminalgefe bei dieſem Ber, 
brechen erfordert, geläugnet hatte, wenngleich Die Thatiachen 
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ſelbſt Darüber keinen Zweifel, daß fie in dieſer Abſicht 
vorgenommen worden waren, offen ließen. 

Mit der Anwendung dieſer Gefege begann ein veged 
Leben und eine neue Aera in der Griminalrechtöpflege. 
Eine nunmehr viergehnjährige Erfahrung hat nicht bios 
die Schattenſeiten, fondern auch die Vorzüge der neuen 
Geſetze und zugleich das Uebergewicht der legteren gezeigt. 
Die Borzüge find um fo dankbarer anzuerkennen, je grös 
‚Ber die Schwierigkeiten waren, weldye die Codification 
zu überwinden hatte. Die Praris und die wiffenfchaftlicye 
Erörterung gingen Hand in Hand und die Studien von 
Dr. Krug, jowie die Commentare von Groß, Weiß, 
von Held und Siebdrat u. A. geben Beleg für die wij 
jenfchaftliche Behandlung des Geſetzbuchs. Die Befuͤrch⸗ 
tung, daß der Sinn für wiſſenſchaftliche Studien mit Der 
Emanation des Geſetzbuchs exlöjchen werde, hat fich nicht 
betätigt. Die Studien haben nur eine beftimmtere und 
mehr auf das practiiche Beduͤrfniß berechnete Richtung er⸗ 
halten und zumeift grade die in der Praris vorgefommenen 
Zweifel zu ihrem Ausgangspunfte gewählt. Gegenwärtig 
ift nun ein reicher Schag practifcher Erfahrungen und wif- 
fenfchaftlicher Forſchungen angefammelt,2) der bei der Re: 
vifton des Geſetzbuchs die eriprießlichften Dienfte geleiftet. 
Das neue Geſetzbuch ſoll nämlich auf dem zeitherigen Ge⸗ 
ſetzbuche fußen und nur da, wo- eine Abänderung und Ver: 
vollftändigung deſſelben nöthig erichien, neben einer allge: 
meinen Revifion etwas Neues Darbieten. 

1. 
Strafbare Handlungen im Allgemeinen. 

Das Geſetzbuch hat dem Richter Die Geſetzesanalogie 

geftattet, indem es die Anwendung feiner Beftimmungen 


— — — 


2) Hi Ö bi Sahrbü aͤchſ. Straf: 
So li el a ale Staats: 


Arhio d. Gr. R. 1853. 11. &t. S 
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auch bei ſolchen Handlungen zulteß, weldde dem Sinne 
. derfelben nad mit Strafe bebroßt find. Es ift von _ 
dieſer Analogie ein mäßiger Gebraudy gemacht worden, 
und der Berf. erinnert „fic) feiner Fälle, in denen man, 
gegen den Haren Wortlaut des Gefehes, unter Beziehung 
auf den Sinn deſſelben Handlungen, welche außerdem 
ſtraflos zu laſſen geweien wären, mit Strafe belegt hat. 
Dagegen Bat man ſich auf Den Geiſt des Geſetzes häufig 
berufen, wenn es fih um Subſumtion einer That unter . 
ein anderes Stenfgefe handelte, als welches jenem Wort 
laute nach, ohne jene Beziehung anzumenden geweſen wäre. 
Man hat dieſes Verfahren ſewohl zu Gunften als zu Un- 
gunften des Angeichuldigten angewendet. So hat man 3.8. 
(noch vor Ericheinen eined Diesfallfigen Erläuterungdge- 
fehe8) Unterfchlagungen unter nahen Verwandten ebenfo 
wie die Berwandten-Diebftähle behandelt, obgleich, das Ges 
ſetz nur von den letteren jpricht. — fo bat man die mit 
Körperverlegung verbundene (fahrläffige) Tödtung mit eis 
ner nicht gelinderen Strafe, als die Beraubung des Ge- 
ſiches, des Gehoͤrs ac. 2. geahndet, obſchon das Geſetz 
nur von Faͤllen ber letzteren Art fpricht und weder Die 
Körperverlegung an ſich, noch die fahrläfiige Toͤdtung an 
ſich mit einer jo Hohen Strafe zu belegen geweſen wäre. 
Dagegen hat man ftets Bedenken getragen, aus Grünben 
legislatoriſcher Zweckmaͤßigkeit Beflimmungen des Gefeb- 
buchs uber den Wortlaut hinaus zum Nachtheile des Ans 
geflagten auszubehnen. So bat man z. B. im Falle Des 
Art. 233, wonach bei Widerfegung eines Diebes flatt der 
für den Diebftahl an ſich verwirkten Gefängnißftrafe auf 
Arbeitshausftrafe und flat der letzteren auf Zuchtshaus- 
ſtrafe zweiten Grades erfannt werden fol, nicht auf Zucht: 


Niniſter zu Weimar) und Dr. Siebdrat, jegt von Dr. Held, 
Dr. Sichdrat und Dr. Schwarze redigirt. 
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hausſtrafe erfien Grades erfannt, wenn wegen des Dieb- 
ſtahls (allein) Zuchthausftrafe zweiten Grades verwirkt ift, 
da Diefen legteren Fall das Geſetz nicht beſonders hervor 
gehoben hat. Eine ſolche Ausdehnung würde offenbar fehr 
weit führen und die Anwendung des Strafgefeßes geradezu 
richterlicher MWillfür preisgeben. Auch ift eine ſolche Ans 
wendung von feiner Seite ald eine wünfchenswerthe Er- 
weiterung Der richterlichen Gewalt bezeichnet worden. 
Eben fo wenig hat ſich ein erhebliches Bebürfniß ger 
zeigt, einzelne Handlungen, die zeither unbeftraft geblieben 
find, mit Strafe zu belegen. Man muß zugeftehen, daß 
im Allgemeinen der Gefebgeber Die richtigen Grenzen zu 
finden gewußt hat, wo Die eriminelle Strafbarkeit abjchlie- 
Ben fol. Allerdings ift bei einigen Vorſchriften theild eine 
beishränfende, theild eine ermweiternde Beftimmung Diefer 
Grenzen zu wünfchen. Aber diefe Halle find von geringer 
Bedeutung und koͤnnen mit leichter Mühe erledigt werben. 
Hierher rechnen wie 3. B. den all, wo eine Hebamme 
einer ſchwangern Frau, die auf dem öffentlichen Wege bei 
rauher Witterungszeit von der Geburt uͤberraſcht, um Hilfe 
und Aufnahme in ihrer in der Nähe befindlichen Wohnung 
gebeten, foldhe verweigerte und num es in Frage fam, ob 
Die Vorfehrift wegen der Ausfegung anwendbar ſei — ob- 
ſchon Diefelbe nur von dem Verlaflen folder Perſonen, Die 
ſich (bereits) in Jemands Obhut befinden, handelt; ) — 
ferner Die Entwendung von Tabak, zum fofartigen Genuffe, 
und in einer denſelben nicht überfleigenden Quantität. 
Der Art. (238) vom Bictualiendiebftahle fpridht nur von 
Eß⸗ und Trinkwaaren.“) Herner Iönnen wis hierher bie 
Bertaufhung mancher zweifelhafter Worte mit ſchaͤrfer be⸗ 





3) Bol N. Jahrb. Bo. VI. ©. 349. 478. Das Oberapp. Ber. 
enifchied gegen Anwendung des Gefepes. 
4) Berg. N. Jahrb. Bd. VI. ©. 215. 394. 


© 
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flimmten redinen, 3. B. das Wort „Lüfternheit“ in dem 
nur angezogenen Art., wo es zweifelhaft ift, ob aud der 
Hunger felbft hierher gehört.5) In Art. 130 wird bie 
Verheimlichung der Geburt durch die Mutter (Frauens⸗ 
perfon), wenn fie in der (nicht erreichten) Abſicht geichah, 
das Kind zu tödten, mit befonderer Strafe geahndet. Was 
heißt hier Frauensperſon? Bezieht ſich dad Wort auf 
außereheliche oter auf eheliche Mütter? Das letztere fcheint 
nicht zu billigen: Denn bei der ehelichen Mutter liegt 
fein Grund vor, Die hier verwirfte ſchwere Strafe Des 
verfuchten (Verwandten) Mord auszuichließen. ©) 

Als zweckmaͤßig haben ſich auch die Vorſchriften über 
die ftrafbaren Fälle der culpa bewährt. Man hat eine 
Strafbarfeit mur bei ſchweren Verbrechen (Tödtung, Brands 
fliftung, Meineid) und bei Körperverlegungen angenommen. 

In allen übrigen Fällen hat man die civilrechtlichen 
Erfapflagen genügend befunden, und es kann wohl in 
Frage kommen, ob Die criminelle Ahndung der culpa 
bei allen Körperverlegungen nöthig fei. In der PBraris 
bat man dabei den Saß feftgehalten, daß eine übermäßige 
Sorgfalt nicht gefordert und eine Unterlaffung derſelben 
eriminell nicht geahndet werden könne. ”) Man hat daher 
z. B. eine Mutter, welche, um Lebensmittel aus der Nach⸗ 
barſchaft herbeizuholen, ihre Kinder allein in der Wohnung 
zurüdgelaflen hatte, nicht beftraft, als biefe Kinder durch 
Spielen mit Kohlen, die fie aus dem Ofen genommen hats 


5) Das anfänglich verfchieven ausgelegte Wort „Unzudt treiben” 
verfteht man est vom Beiſchlafe, während man „unzüdtige 
Handlungen‘ nit auf letzteren beichränft. 

6) Das D. A. ©. hat den Art. bei e le Müttern er ans 
— — Mar ale (Higigs) Annalen. N. F. 


7) Fe noch Krugs ya PB T. ©. 62 und N. Sahrb. 
. VII. Präjud. Rr. 66. 
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ten, ihre Kleider entzündet Hatten und eines der Kinder 
an den Brandwunden geftorben war. Ebenfo in einem 
andern Falle, wo Das Kind auf den Stuhl und von Da 
auf den Tiſch geflettert war und von dem Geſimſe eine 
mit Spiritus gefüllte Blafche herabgenommen, den Spiris 
tus getrunfen und in Folge deſſen einen jämmerlichen Tod 
erlitten hatte.s) Weiter hat man darauf Rüdficht genom- 
men, Daß nicht in Fällen, in welchen ohne die frühere 
Fahrläffigfeit eines Andern die die Rechtsverlegung verurfa- 
chende Fahrläffigfeit nicht verhangen werden konnte, jedoch 
auch durch Die erftere nicht nothwendig Die letztere herbei- 
geführt wurde, Der Urheber der erfteren Fahrlaͤſſigkeit für 
Die leßtere verantwortlich gemacht werde. So hat man 
z. B. einen Bauer, Der (gegen polizeiliche Anordnung) 
feiner Magd das Flachsbrechen Abends bei einer wenn 
gleich, wohlverwahrten Laterne geftattet hatte, nicht wegen 
fahrläffiger Brandftiftung geftraft, ald die Magd unfluger 
Meile, um das Licht zu puben, Die Laterne geöffnet und 
ein Funken des Lichts den Flachs, dieſer aber fodann Das 
ganze Haus in Brand gejegt und eingeäfchert hatte. Es 
teitt allerdings, namentlich bei den fahrläffigen Beichäbi- 
gungen, der Mangel eines gefchloffenen Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
buch ſehr fühlbar hervor. Das Criminalgeſetz Hat, In 
weiſer Beachtung der erforderlichen Grenzlinien im Allge: 
meinen, vor einer DVermifchung des criminell und des po⸗ 
lizellich Strafbaren ſich gehütet, und nur bei einigen leich⸗ 
teren Vergehen, ald 3. B. gewerbmäßiger Unzucht koͤnnte 
die Frage, ob fie nicht zwedmäßiger poltzeilicher Ahndung 
zu überlafien feten, entftehen. Allein eine gehörig abgeichlof- 
jene Strafgefeßgebung wird ohne ein Polizei-Strafgeſetzbuch 
nicht zu ermöglichen fein. 


8) Noch andere intereffante Fälle ß in den N. Jahrbüchern f. 
Sächſ. Strafrecht Bd. VI. ©. 406 ff. 
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I. 
Die Strafarten. 

Die Todesftrafe iſt nur bei folgenden fünf Verbre- 
hen angedroht: bei Dem Hochverrathe, — bei dem Morde, 
— bei dem Raube, wenn Jemand in Folge der Gewalt 
(„dabei“ jagt Das Geſetz) getöbtet, oder lebensgefährlich 
verwundet oder verftümmelt oder „durch Die verübte Ge- 
walt“ 9) in eine unheilbare Krankheit des Geifted ober 
des Körpers verfegt, oder, um die Entdedung verborgener 
Habieligkeiten zu erzwingen, koͤrperlich gepeinigt worden 
it, — bei der Bramdftiftung in mehreren Fällen, — und 
bei dem Meineide, wenn in Folge deffelben die Todesitrafe 
an einem Unfchuldigen vollftredt worden if. Als Mör- 
der wird angefehen, wer die von ihm verurfadhte Tödtung 
in Folge eined mit Vorbedacht gefaßten Entichlufjes oder 
mit Ueberlegung ausgeführt hat. Alfo aud) derjenige wird 
hierher gerechnet, der den Entſchluß der Tödtung in ruhi- 
ger Ueberlegung gefaßt, ihn felbft aber, durch ein unvor- 
hergefehenes Ereigniß in aufwallende Leidenfchaft verjegt 
vielleicht zu anderer Zeit und in anderer Maße, als be 
f&lofjen worden, ausgeführt hat. 1% Berüdfichtigt man 
ferner, daß der dolus indirectus durch Die allgemeine 
Vorfchrift des Art. 31 dem dolus directus gleichgeftellt 
worben ift, fo kann, wenngleich gegen das ältere Recht 
die Todeöftrafe weſentlich beichränft worden ift, eine zu 
ausgedehnte Androhung derjelben nicht verfannt werden. 
Wir fagen Androhung, da die Strafe felbft feit dem 
Erfheinen des Criminalgeſetzbuchs überhaupt nur felten 
und nur In den fällen des mit dolus directus beichlof- 


9) Gehört hierher auch der Schred in Folge der anerNoBenen 
Drohungen und die we erinanbene fhwere Krankheit? 
10) Ueber den Unterfchied zwifdhen Mord und Todtfi —8 a = 
ne dungen des D. Apell. in den R. Jahrbü 
e 
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jenen und mit Weberlegung ausgeführten Mordes voll- 
zogen worden if. Was würde man auch Tagen, wenn 
man eimen Dieb mit der Todesſtrafe belegen wollte, 
welcher, auf dev That betroffen, zur Behauptung des ge 
ftohlenen Gutes Gewalt anwendet (wodurch feine Handlung 
nach dem Geſetze in Raub übergeht) umd Wierbei Die Hand des 
Angreifenden fo verlebt, daß ein Bingerglied abgelöftt werben 
muß! — Die in den Hochverraths-PBropeflen geiprochenen 
ziemlich zahlreichen Todesurtheile find ſaͤmmtlich in Frei⸗ 
heitsſtrafen, zum Theil von fehr geringer Dauer, und nur 
bei den Häuptern des Aufftandes in lebenslaͤngliche Zucht: 
hausftrafe verwandelt worden. Die reichlidhe Androhung 
der Todesftrafe bei dem Verbrechen der Brandfliftung wurde 
zeither Durch die Erwägung gerechtfertigt, Daß in Der fruͤ⸗ 
heren Geſetzgebung gerabe dieſes Verbrechen unbedingt mit 
Todesftrafe bedroht war und daher nicht fogleich eine zu 
große Strafherabfegung eintreten konnte, — eine Erwaͤ⸗ 
gung, welche bei Verbrechen dieſer Art nicht gemißbilligt 
werden kann. Die Todesftrafe iR abſolut gedroht. Bei 
der Art Diefer Strafe wird eine Androhung derielben in 
Verbindung mit andern Strafen manches Bedenkliche ha⸗ 
ben. Als Milderungsgründe, welche die Todesfirafe aus⸗ 
fchließen, find das jugendliche Alter und hoher Grad von 
Blödfinn oder Berftandesichwäce anerfannt. Bei dem 
erfteren fol nämlich jelbft im Falle der malitia quae 
supplet aetatem nicht auf Todesftrafe, iondern auf eine 
zeitliche Zuchthausftrafe und bei dem zweiten auf lebens- 
längliche Zuchthausftrafe (ohne Angabe des Grades in 
dem Geſetze) erkannt werben. 11) 


11) In Folge der Verordnungen vom 1. December 1852 iR ſtatt 
des Schwertes das Fallſchwert als @recutionsmittel eingeführt 
und am 25. Januar 1853 zum erfter Male angewendet worben. 
Die Execution erfolgt öffentlih. Bu wünfchen wäre, daß eine 
Beſchraͤnkung der Deffentlichfeit durch dos Geſetz verfügt würbe. 


\ 
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Das Criminalgeſetzbuch hat zwei Arten ſchwerer Frei⸗ 
heitsſtrafen, die Zuchthaus⸗ und die Arbeitshaus— 
Strafe. Die erſtere zerfällt wieder in zwei Grade. Frü⸗ 
ber kannte man in Sachſen nur die Zuchthausftrafe, welche 
ſich unmittelbar an die Gefängnißftrafe anſchloß und Diefe 
wurde wieder in feiner längern Dauer al acht Wochen erfannt. 
Im Allgemeinen muß man zugeftehen, daß die großen Hoff: 
nungen, welche man an die neue Öliederung ber ſchweren 
Freiheitsftrafen geknüpft Hatte, nicht erfüllt find. Das Pu⸗ 
blikum macht feinen Unterichieb zwiſchen Arbeitshaus⸗ und 
Zuchthaus⸗Strafe. Es betrachtet beide Strafen als gleich. 
Die Berbrecher finden audy feinen Unterſchied. Die Ar- 
beiten find in beiden Anftalten ziemlich biefelben, wie in 
der Natur der Verhältniffe liegt. Die Schwere der Ar 
‚beit richtet fich in der Hauptiache nach der Förperlichen 
Beichaffenheit ſowohl als nach der Anftelligfeit und der 
zeitherigen Beichäftigungsweile des Angeſchuldigten, nicht 
nad) der Schwere feiner Verſchuldung. Die discipinelle Be- 
handlung Tann aud) Feine bejondere Verichiedenheiten dar⸗ 
bieten und die Schmälerung der Foft kann nicht zur Bars 
barei ausarten. Die Anftaltödirectionen haben vielfach Durch 
verichiedene Maßnahmen auf fittlicye Befferung der Steäf- 
linge hingewirkt. Gleiche Anerfennung gebührt den Ver: 
einen für Verforgung entlaffener Sträflinge. Dennoch zeigt 
die große Zahl der Rüdfäligen, wie wenig im Ganzen 
geleiftet werden konnte. Diefe Wahrnehmung führt aller 
dings zu der Nothwendigkeit, ſtrengere Maßregeln gegen 
die Rüdfälligen zu ergreifen. Diebe, die wiederholt wegen 
Eigenthumsverbrechen, und zwar mit den ſchwerſten Stra- 
fen belegt worden find, werben bei jpäteren Diebflählen, 


Pol. hierüber noh N. Jahrb. Bd. VIT. S. 287ff. (Meber das 
Fallſchwert u. üb. d. Intra-Murae-Vollztehung) vd. Schlettere 
Annalen Bd. XXXH. ©. 92. 
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dafern deren Betrag ein geringer iſt, nur mit Gefaͤngniß oder 
hoͤchſtens mit einigen Monaten Arbeitshaus beſtraft. Es 
iſt uns bekannt, daß namentlich durch dieſen Umſtand die 
Bedeutung der Zuchthausſtrafe als Der ſchwereren an Ge⸗ 
wicht verloren hat und die Verbrecher ſelbſt, welche nach 
verbuͤßter Zuchthausſtrafe wegen gleichartiger Verbrechen 
zu einer geringeren Strafart verurtheilt worden ſind, gegen 
die Verſchiedenheit der Strafarten gleichgiltiger wurden. 
Als ein großer Uebelſtand iſt es ferner zu betrachten, daß 
die Arbeitshausſtrafe in ſehr geringer Zeitdauer erkannt 
werden kam und muß. Es wird auf zweimonatliche Ar⸗ 
beitshausſtrafe erkannt. Waͤhrend durch dieſe Strafe, ih⸗ 
rer geringen Dauer ungeachtet, der Beſtrafte in den Au⸗ 
gen des Volkes voͤllig ehrlos und ihm die Moͤglichkeit ei⸗ 
nes ehrlichen Fortkommens außerordentlich erſchwert wor⸗ 
den iſt, iſt anderſeits bei der kurzen Dauer die Direction 
der Anſtalt nicht im Stande, auf den Straͤfling mit Er⸗ 
folg. einzuwirken. Häufig iſt daher in dieſen Faͤllen auf 
dem Gnadenwege die erkannte Strafe in Gefaͤngniß ver⸗ 
wandelt worden. 

Das Syſtem der Freiheits⸗Strafarten bedarf uͤber⸗ 
haupt einer durchgreifenden Reform. Sie iſt aber von 
der Frage über die Einrichtung der Strafanſtalten abhän- 
gig und Diele ift freilich noch nicht befriedigend gelöf't. Je⸗ 
denfalls iſt die Eintheilung der Zuchthausftrafe in zwei 
verfchiedene Grade in Wegfall zu bringen. Sie Hat fi 
nicht bewährt. 

Soviel: die jugendlichen Verbrecher (unter 16 Jahren) 
betrifft, fo ift Towohl in Bräunsborf eine befondere Er- 
jiehungs- und Befferungsanftalt für fie eingerichtet, als 
auch wenn fie wegen vorgerüdteren Alters in Bräunsdorf 
nicht ‚aufgenommen und in die Strafanftalten eingeliefert 
werden, für ihre Abfonderung (in den lebteren) von den 
älteren Verbrechern Sorge getragen worden. 


373 Grfahrungen über das 8. Sid. Criminal⸗Geſetzbuch 


Bemerft mag noch werden, daß unter den in dem 
Geſegtze zugelaflenen Schaͤrfungen dee Dunkelarreſt, ber 
auf M bis 30 Tage erkannt werden kaun, erhebliche Be⸗ 
denfen hervorgerufen hat und in ber letztern Zeit Daher 
außer Gebrauch gekommen ifl. 

‚ Die Gefängnißftrafe wird im Landesgefaͤngniſſe zu 
Hubertusburg, oder, wenn fie Die Dauer von Drei Monaten 
micht überfteigt, im Gerichtsgefaͤngniſſe verbuͤßt. Man Hat 
dabei feftgebalten, daß Strafen wegen Verbrechen, welche 
nach Der allgemeinen Meinung als entehrend zu betugchten 
find, nicht in dem Lanbesgefängniffe verbüßt werden. Ins⸗ 
befondere werden Diebe, Betrüger ıc. ıc, nicht mit Lan⸗ 
beögefängniß befiraft. Dieſe Auffaftung het ſich im All⸗ 
gemeinen bewährt und Die Möglichkeit verichafft, Verbre⸗ 
cher, welche einer milberen Behandlung wuͤrdig erichienen, 
von den ſchwerern Verbrechern völlig zu trennen, Dage⸗ 
gen ift bei dieſer Scheidung auch fühlbar geworden, daß 
das Marimum der Gerichtögefängnißftrafe zu niedrig ges 
flellt und daher ber fofortige Uebergang zur Arbeitohaus⸗ 
ftrafe zu fchroff iſt. Auch in den Gerichtägefängniflen ſol⸗ 
len die Gefangenen moͤglichſt iſolirt und insbefondere auf 
Trennung der Unteriuchungsgefangenen von den Strafge 
fangenen Bedacht genommen werden. Allein wie in vie 
len Gerichten Die Gefängnifie nicht den nöthigen Raum 
zur Aufbewahrung einer größeren Anzahl von Gefangenen 
darbieten, fo ift Die Zahl Der Urreftaten immer mehr ges 
wachfen und daher diefe Iſolirung häufig nicht zu bemir- 
fen geweſen. Dem Tacte der Gerichte blieb es überlafs 
fen, bei der Detention mehrerer Gefangenen in derfelben Zelle 
auf die Individualität und fonftigen Verhaͤltniſſe der Ge⸗ 
fangenen die gebührende Rüdficht zu nehmen. Das Lau 
desgefaͤngniß und das Arbeltshaus find Feine entehrenben 
Strafen. Bei dem Landesgefaͤngniſſe fallt Die Zwangs⸗ 
arbeit ganz weg, jedem Detinizten iſt Die Beichäftigungsart 
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freigeftelle und das, was er durch Arbeit verdient, ihm 
überfaffen, auch geftattet, fich felbft zu beföftigen, weshalb 
der ganze Nadytheil für den Detinirten nur in der Ent 
sehung der Freiheit beſteht. 

Ar die Stelle erfannter Gerichtsgefaͤngnißſtrafen kann 
der Richter bei Perfonen, die fonft Handarbeit ihrem Stande 
nach verrichten, bis zut Dauer von vier Wochen Hands 
arbeitsftrafe treten laſſen. Diefes Strafmittel hat fich 
fehr bewährt. Insbeſondere gilt Dies bei den Forſtfrevlern 
In den Walbbiftricten, wo die Gefängnißftrafen oft geradezu 
unvollſtreckbar und für die Frevler felbft nachtheilig fein 
wirden. Aud fragt fich wohl, ob nicht bei Berfonen, Die 
Mr Brod durch Handarbeit verdienen, eine noch größere 
Ausdehnung dieſes Strafmitteld angemeflen wäre, zumal 
wenn man gebührende Rädficht Darauf nehmen wollte, 
Dem Schuldigen von Zeit zu Zeit einige Tage Unterbres 
chung zur Verforgung feiner Angehörigen, Die außerdem 
leicht der Gemeinde zur Laft fallen, zu geflatten. 

Geldſtrafen find theils (jedoch mur in fehr weni⸗ 
gen Fällen) abfolut, theils wahlweiſe mit Gefängniß ans 
gedroht. Haben ſich auch bei der Anwendung des Gefes 
des einige Zweifel ergeben, fo hat ſich Doc das Syſtem 
jelbft bewährt. 

Der Bermweis If ein beachtenswerthes Strafmittel. 
Daffelbe wird mit großem Erfolge und gewiß nicht felten mit 
größerem Erfolge angewendet, als eine Gefängnißftrafe. Der 
Verweis it zuläfiig, wo Gefängnißftwafe ohne Feſtſetzung eines 
Mintmi angedroht iſt. Es zeigte fich oft das Beduͤrfniß, auch 
in andern Fällen auf dieſes Strafmittel herabgehen zu dürfen. 

Befondere Folgen der Strafen find im Gefegbuche nur 
bei der Zuchthausftrafe beftimmt. Zu ihnen gehört aber 
gluͤckllicherweiſe nicht der bürgerliche Tod des Verbrechers. 
Wünfchenswerth wäre e8, Die Bedingungen zu regeln, unter 
denen der Verbrecher auf Rehabilitation antragen Tann. 
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Zuchthausſtrafe kann lebenslaͤnglich und zeitlich bis 
zu zwanzig, und Arbeitshausſtrafe bis zu zehn Jahren er⸗ 
kannt werden. Das Marimum der Gefaͤngnißſtrafe iſt ein 
ſehr verſchiedenes. Bei dem Duelle kann bis zu zwanzig 
Jahren erkannt werden. Der Verfaſſer iſt der Meinung, 
Daß eine zwanzigiaͤhrige Freiheitsftrafe das aͤußerſte Maaß 
fein ſollte. Auch fommen nur ſelten Fälle vor, in denen 
Berbrecher, zu lebendwieriger Freiheitöftrafe verurtheilt, eine _ 
längere Strafbauer aushalten. Eine andere Frage iſt freilich, 
ob bei einer Aufhebung der Zuchthausftrafe erften Grades und 
bei einer Beichränfung der Todesſtrafe ohne gleichzeitige Durch: 
greifende Revifion des ganzen Strafarteniyftems dieſes Ma⸗ 
rimum nicht zu erhöhen oder wenigſtens lebenswierige 
Zuchthausftrafe öfters anzudrohen fein würde. Das Mas 
ximum der Arbeitshausftrafe ift gewählt, um in jchwereren 
Fallen fofort auf Die Zuchthausftrafe übergehen zu können. 
Auch Hier fragt es fich, ob es nicht beffer wäre, beide 
Strafarten gleichzuftellen, da Faͤlle vorgefommen find, in 
denen es wohl bebenklich war, auf. die ſchwerſte Frelheits⸗ 
firafe überzugehen, dagegen ed wünfchenswerth geweſen, 
die geringere Strafe in längere Dauer aufzulegen. Man 
verweift nur beifpielöweife auf das Verbrechen des Todt⸗ 
ſchlags. 

Das gegenſeitige Verhaͤltniß der Strafarten, welches 
insbeſondere bei der Verwandlung concurrirender Freiheits⸗ 
ſtrafe von hoher Wichtigkeit wird, iſt durch ein beſonderes 
Geſetz 12) geregelt worden. Allein hier tritt wieder die 
geringe Differenz der Zuchthaus⸗ und Arbeitshausſtrafe 
in Betreff ihrer Strenge hervor. Es waren Faͤlle vorge: 
fommen, wo der Verbrecher, in erfter Inftanz zu drei Jah: 
ren Zuchthaus verurtheilt, in zweiter Inftanz eine Herab⸗ 
ſetzung der Strafe auf vier Jahre Arbeithaus erlangte 


13) Geſetz vom 30. Juli 1846. 
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und nunmehr biefe Herabſetzung als eine Strafverichärfung 
wegen der Verlängerung der Dauer anfah. 12) 

Bemerkt mag noch werden, Daß mann den Strafanftalten 
die Ifolirung einzelner Gefangenen bei folchen Gefangenen, Die 
nur auffurze Zeit eingeliefert worden und befondere Beruͤckſich⸗ 
tigung verdienten, fo wie als Correctionsmittel mit gutem 
Erfolge angewendet, Dagegen im Uebrigen das gemein- 
ſchaftliche Arbeiten beibehalten und eine vollkändige Iſoli⸗ 
rung während der Nacht nody nicht durchgängig einge 
führt Hat und einführen können, endlich die Directoren ber 
Strafanftalten nur in fehr feltenen Fällen und wo bie 
Renitenz, wiederholter Mahnungen und anderer Corrections⸗ 
mittel ungeachtet, auf andere Wetje nicht überwunden wer 
den Eonnte, zu förperlicher Züchtigung ihre Zuflucht nah⸗ 
men, im Uebrigen aber die Disciplin durch Die übrigen 
ihnen zu Gebote fiehenden Mittel mit dem beften Erfolge 
bandhabten. 

Es ift ferner zu bemerken geweſen, daß die Spruch⸗ 
behörden im Ganzen nur jelten auf die geſetzlich zuläffligen 
Schärfungen der Freiheitsitrafen erfannt Haben. 


II. 
Verhaͤltniß der Strafen zu den Verbrechen. 


Es mag nicht verkannt werden, Daß wie überhaupt 
nicht felten Minimalfäge angedroht find, wo es deren nicht 
bedarf und auch das geringfte Strafmaaß ausreichend fein 
würde, jo dieſe Minimaljäpe überdies zu hoch gegriffen 
find. So wird der Räuber — morunter aud) der Dieb, 


13) Das neue Geſetz beflimmte für die zweite Inflanz, daß bie 
Strafe im niederen Strafgrade niemal® auf eine längere Dauer 
erfannt werben dürfe, als in welcher in erfler Inſtanz die Strafe 
des höhern Grades auferlegt war. Hierin liegt aber eine In⸗ 

. eonfequenz und Aufgabe des ganzen Beltungsverhältnifies beider 
Strafarten. 


— 
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welcher, auf der That betroffen, ven Beſtz des bereits ges 
ftohlenen Gutes mit Gewalt behauptet, verfianden wird — 
bei der geringften Gewalt immer noch mit Zuchthausftrafe 
belegt; 14) eine Härte, welche noch dadurch erhöht wird, 
Daß die Bollendung des Verbrechens mit der Gewaltan⸗ 
wendung eintritt. 15) So wirb Die geringfte Widerſetzlich⸗ 
keit gegen einen Beamten, felbft bei einem Excefle deſſelben 
mit einer dreiwoͤchigen Gefaͤngnißſtrafe geahndet. 1) So 
wird die Nothzucht jelb an einer verleumdeten Frauendo⸗ 
perfon und ohne Klage der Genothzlichtigten, weiche in 
der Gewalt feinen Schimpf gefunden, mit mindeftens feche- 
jähriger Zuchthausfttafe eriten Grades belegt. Den “Dieb, 
weldyer auf der That betroffen, Gewalt zur Sicherung ſei⸗ 
ner Perſon anwendet, 3. B. den, der ihn fefthalten will, 
zuruͤckſchiebt, — den Dieb, welcher auf dem Markte eine 
Kleinigkeit ftiehle, — den Ctidar, welcher eine Kleinigkeit 
zu feinem oder der Seinigen Gebrauche an fich behält, — 
den Beamten, welcher eine Kleinigkeit veruntreut (ein Holz 
aufieher hatte einige Holzipäßne an ſich genommen unb 
mit verfeuert) trifft in Minimo eine mehrmongtige Arbeits 
hausftrafe. Ebenſo find die Minimaljäge bei der Branb- 
ſtiftung, 17) insbeſondere in Ruͤckſicht auf die Vorfchriften 
über die Conſummation, zu hoch gegriffen und felbft der 
Minimalſatz von 6 Monaten Arbeitshbaus für den Mein- 
eidigen ift, wie verfchledene Faͤlle in praxi gezeigt Haben, 72) 


14) Ein Bagabund hatte einem Knaben ein Brot, das biefer getra⸗ 

en, aus den Händen gerifien. 

15) Vgl. hierüber Jahrb. — Saͤchſ. Strafrecht S. 52 ff. 219. 

16) Die Geſetzgebung von Meiningen ſetzt den —— auf 3 
Tage feſt. — Die Incompetenz oder der Exceß des Beamten 
wurde nur innerhalb des Strafmaaßes betrachtet. VBgl. noch M. 
Jahrb. VIL ©. 83. 259. 

17) Ein Burfche hatte Haidefrant angezündet und, ehe er das Feuer 

dämpfen können, dieſes einige Bäume bei t. 

18) Der Zeuge hatte aus Scham in Abrede geftellt, in Unterſuchung 
geweien zu fein, — fein Alter falſch angegeben. 
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za hoch. Zu Bart find die Strafen des Falſchmuͤnzens in 
ihren Rinimalfägen. 1%) Zu hart find Die Strafen der Bi: 
gamie, wie einige eclatante Bälle gezeigt haben, 2%) Die 
Steafen des Inceſts 2!) u. f. w. Wan hat nur bie ſchwer⸗ 
fien Fälle vor Augen gehabt, als man die Strafen feft 
ſetzte. Der Richter tritt mit dem Rechtögefühle des Volke 
in Widerfprud und die Verweifung auf bie Königliche 
Gnade kann ſolchen Widerfpruch nicht gruͤndlich befeitigen. 

Andererſeits, wenngleich ſeltener, finden wir Die Strafe 
in Marimo zu niedrig geftellt, wie insbefondere bei dem 
Verbrechen des Meineides, wofelb die Strafe bi6 zu zwei 
Jahren Zuchthaus anfteigen kann, wahrgenommen worben 
fi. Einige Spruckbehörben Haben auf den Meineid den 
Art. 253 über Mißbrauch der Religion zu einem Betruge, 
wo Die Strafe bis zu A Jahren Zuchthaus anfteigen Tann, 
anwenden wollen. Allein dieſe Meinung hat nicht allge 
meinen Beifall gefunden und hat offenbar, ganz abgefe- 
hen, daß fie jenen Mangel nicht erihöpft, etwas Ger 
zwungened. 22) Was insbeſondere Die Strafen des ausge⸗ 
zeichneten Diebſtahls und Der dieſem gleichgeftellten Ver⸗ 
breden anlangt, fo ift nicht. zu verfennen, daß, nächdem 
man ſich einmal von der gemeinrechtlichen Auffafiung und 
Beſchraͤnkung des ausgezeichneten Diebſtahls entfernt Bat, 


19) Die Anfertigung einer kleinen Silbermünze zieht unbedingt Zucht⸗ 
hausſtrafe nach ſich. Die a hierauf erfolgte Ver: 
ausgabung einer Bulftrmäng ale Gold e wurde jedoch nur 
als Be befraft, da die Bezeichnung der Münze nur unfennts 
lich gemacht, nicht „verändert‘’ worden war. 

20) Bol. N. Jahrb. Br. VI. ©. 55. 

21) in junger defermirter Menſch, der — aus Armuth — mit feiner 
Mutter in einem Bette fhlief und mit feinen Liebesanträgen bei 
den Schimen des Dorfs fein Gehör fand, beſtürmte die Mutter 
fo lauge mit Bitten, bis fie fih ihm hingab. Hier „mißbrauchte“ 
der Descendent den Afcendenten; — jener wurbe mit Gefäng- 
niß, diefe mit Zuchthausftrafe belegt. 

22) NR. Jahrb. II. 40. 342. 
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die unbedingte Androhung einer ſchweren Freiheitoſtrafe 
um ſo weniger zu rechtfertigen iſt, als die Grenzlinie zwi⸗ 
ſchen einfachem und qualificirtem Diebſtahle, namentlich bei 
dem Diebſtahle mittelſt Erbrechens verſchloſſener Behaͤlt⸗ 
niſſe, 22) oft eine ſehr feine iſt und verſchiedene Beurthei⸗ 
lung zulaͤßt. Mindeſtens muß man hier dem Richter ge⸗ 
ſtatten, in geringeren Faͤllen auf eine Gefaͤngnißſtrafe her⸗ 
abzugehen, wenn man es nicht vorzieht, die vielen künſt⸗ 


lichen und zweifelvollen Fälle ganz aufzugeben und zu Dem 


gemeinem Rechte zurüdzufehren. Zu billigen iſt e8 Dages 
gen, daß man in dem fädhltichen Geſetzbuche in Betreff 
der Beftrafung nicht wieder unter den verichiedenen Kate 
gorien unterfchieden und nicht verichiebene Grade Des außs 
gezeichneten Diebftahls geichaffen hat. 

Auch die Strafen des einfachen Diebftahle bedürfen 
injofeen einer Ermäßigung, als die Androhung von Ar 
beitshausftrafe, wenn gleich nur wahlweiſe, bei einem Betrage 
unter 10 Thalern, zumal bei dem jebigen Werthe des Gel: 
des night gebilligt werden Fann. | 

Beſondere Berüdfichtigung verdienen ferner Die Be 
fümmungen über den Rüdfall bei Eigenthumsverbrechen. ?*) 
Bei dem Diebftahle kann die an ſich verwirkte Strafe nicht 
nur verlängert und verdoppelt, fondern auch mit ber ver- 


- doppelten Zeitdauer in der höheren Strafart verbüßt werben, 29) 


23) Vergl. no unten das Nähere und die Nachweiſungen des Verf. 
in dem Archive des Crim. Rechts. 1845. ©. 76 2 


24) Die „Gleichartigkeit“ iſt nicht confequent durchgeführt. So find 
Diebftahl und Bartbiererei nicht ea. Ausgezeichnete und 
einfache Diebftähle- find gleiche Raub {ft in dem Gefeke 
nicht als gleihartig mit dem Diebftahle bezeichnet. Die Praris 
nimmt aber Müdfall an, wenn der Dieb a wegen Raubes 
beftraft worden tft, nicht auch im umgefehrten Kalle. Auch die 
übrigen Kategorien bes Art. 59 find unvollftändig. 


25) Die Praris hat in der Regel Verdoppelung nur erfannt, wenn 
bereits früher wegen Rücfalle die Strafe einfach verlängert 
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währenn bei den übrigen Verbrechen dieſer Uebergang in 
die höhere Strafart ausgefchlofien if. Wirkt dieſer Aus⸗ 
ſchluß num ſchon flörend bei dem Zuſammentreffen ver- 
ſchiedener Eigenthumsverbrechen im wiederholten Rüdfalle, 
io mag auch nicht verkannt werden, daß die Ruͤckfalls⸗ 
härfungen einer bedeutenden Erhöhung bedürfen. Die 
Zahl der Rüdfälligen mehrt fich von Jahr zu Jahr auch 
in Sachſen in einer bevenflichen Maße. It ein Dieb 
mehrmals beftraft worden, jo reichen Die gewöhnlichen Ges 
fangnißftrafen nicht mehr aus. Dennoch fehlt es hier 
dem Richter an der Yüglichleit, den gehörigen Nachdruck 
der Strafe zu geben. Wenn A. 3. B. wiederholt wegen 
Diebftahls beftraft, anderweit, jedoch einen jehr geringen, 
Diebftahl verübt, jo kann der Richter, wenn bie verdop⸗ 
pelte Dauer der Gefängnißftrafe den Minimaljag der Ar- 
beitshausftrafe noch nicht erreicht, immer wieder nur auf 
Gefängnißftrafe erfermen; dieſe hat aber in der That 
feine andere Wirkung für den Dieb, ald ihm auf einige 
Zeit gutes Efien und ein warmes Zimmer zu fchaffen, 
ohne felbft ihn zur Arbeit zu nöthigen, Da es Dazu oft 
an Gelegenheit fehlt. Diebe, welche bereits wiederholt 
Zuchthausſtrafe verbüßt haben, werben ſpäter zu Arbeits 
beitshaus oder Gefängnig verurtheilt, und wie bier 
durch einerſeits nachtheilig auf Die fittliche Beflerung der 
übrigen Detinirten in den lesteren Anftalten eingewirkt 
wird, jo trägt, wie oben bemerft, e8 auch dazu bei, Die 
Bedeutung ımd das Berhälmiß der Steafarten bei dem 
Publifum und den Sträflingen zu venwiichen. 
Andererfeitö hat fich Die Borichrift Des Geſetzes über 
den Ruͤckfall infofern nicht bewährt, als Die meiften Spruch- 
behörben des Landes in ihr eine unbedingte Anweiſung 


worden war. Mebergang in die höhere Strafart findet nur Statt, 
wenn früher ſchon verboppelt gewejen war, 


Archiv d. Er. R. 1853. MM. St. T 
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fanden, bei dem Rüdfalle die an ſich verwirkte Strafe, 
und zwar bei Arbeitshaus⸗ und Zuchthausftrafe, Da biefe 
nur in monatlichen Sriften erkannt werben kann, um we⸗ 
nigſtens einen Monat zu verlängern. So find häufig 
Halle vorgekommen, wo A vor 8 Jahren wegen Dieb- 
ſtahls mit wenig Tagen Gefängnig belegt, nunmehr we- 
gen audgezeichneten Diebftabl mit 4 Monaten Arbeits: 
haus und wegen einfacdyen Betrugs gleichfalls mit 4 Mo⸗ 
naten belegt und jede diefer beiden Steafen um 1 Mor 
nat erhöht worden ift, jo daß jene Damalige geringe Ge 
fängnißftrafe jet eine Erhöhung von zwei Monaten Ar: 
beitshausſtrafe nach fi zog. Das D. U. Ger. hat an- 
genommen, daß die Straferhöhung in das Ermeflen des 
Richters geftellt jei, der bei geringen früheren Beſtra⸗ 
fungen von einer Straferhöhung ganz abjehen und bei 
mehreren gleichzeitig vorliegenden Verbrechen die Erhöhung 
mit der Geſammiſtrafe vornehmen könne. 

Verſchiedene Eigenthumsverbrechen, welche nach glei- 
hen Grundſätzen in Hinfiht auf die Abmeſſung Der 
Strafe nach dem Betrage zu beurtheilen find, follen in 
ihren Beträgen zufammengerechnet und die Strafe nad 
dem Gejammtbetrage wie bei einem Berbrechen beflimmt 
werden. Wie dieſe Vorſchrift auf der einen Seite zu 
einer milderen Beurtheilung deſſen führt, der fünf Dieb⸗ 
ftäßle, je zu 10 Thlr. — verübt hat, als deſſen, der auf 
einen Griff 50 Thlr. — geftohlen hat, obichon jener offen- 
bar flrafmürdiger fein wird, io führt andererfeitS Die Be⸗ 
ftimmung, daß, wo die Strafe nicht nad) Dem Betrage 
abgeftuft wird, jeder einzelne Diebftahl geftraft werden 
jol, zu offenbaren Härten. So wird derjenige, welcher 
vielleicht 5000 Thaler oder noch mehr geftohlen, unter: 
Ichlagen, betrogen ıc. bat, hoͤchſtens mit jechsjähriger 
Arbeitöhaus- oder Zuchthausſtrafe belegt, während in ei- 
nem vorgefommenen Falle ein Dieb, welcher mehrere 
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Abende hintereinander mit einem Stode bewaffnet („da 
man nicht wiſſe — fagte er — mas einem paſſtren 
koͤnne“) auf fremde Felder gegangen war und daſelbſt 
Kartoffeln entwendet hatte, für jeden einzelnen, als bewaff- 
net zu betrachtenden Diebftahl mit einer einjährigen und 
daher überhaupt mit einer 12 jährigen Zuchthausftrafe be: 
legt wurde, 26) obgleich dev Betrag des Entwendeten ein 
fehr geringer und der Muth bed Diebes ein ſehr ſchwa⸗ 
cher war, indem er 3. B. in einem Kalle, wo er Jemand 
auf der Straße hatte fingen Hören, mit Rüdlafiung des 
Stods und der Kartoffeln eiligft entflohen war. 

Jene Zufammenrechnung führt noch zu andern ſelt⸗ 
famen Confequenzen bei dem ZJufammentreffen von ver: 
fuchten und von vollendeten Diebftählen. Hier findet nam: 
lic) nur eine Zufammenrechnung der lekteren, nicht aber 
der letzteren und der erfteren, ja nicht einmal der erfteren 
unter fich Statt. Für jeden Verſuch würde eine befon- 
dere Strafe auszuwerfen jein. Es liegt klar vor, daß 
hier der Angeichuldigte eine härtere Strafe erhält, als 
wenn die verfuchten Diebftähle vollendet geweien und mit 
den übrigen vollendeten zufammengerednet worden wären. 
Man hat hier ih geholfen und angenommen, daß Die 
Strafe nicht höher anfteigen dürfe, als werm ſaͤmmtliche 
Diebftähle vollendet wären. So würde andererjelts ber 
Dieb, welcher ausgezeichnete und einfache Diebftähle ver: 
übt hatte, möglicherweile?n gelindere Strafe befommen, 
als wenn die ausgezeichneten auch nur einfache Diebftähle 
wären. 

Was die Abmeffung der Strafe innerhalb des Straf: 
maßes anlangt, jo läßt fich nicht fagen, Daß die Richter 
eine beflimmte Theorie und z. B. als Regel den mittelften 


26) Vgl. noh N. Jahrb. IV. ©. 2 
27) Bol. einen Ball bei Weifl, Grin. Geſ. Buch. ed. U. S. 216. 
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Sap angenommen hätten. Vielmehr ift zuzugeftehen, daß 
die Richter, in richtiger Würdigung Des Grundgedankens 
der relativen Strafen, nur den einzelnen Fall und bie 
Berichuldung des Angeklagten berüdfichtige und hiernach 
die Strafe hoch oder niedrig innerhalb der — Gren⸗ 
zen feſtgeſtellt haben. 
IV. 
— Verſuch — Vollendung. 

Die Schwierigkeiten, welche die Lehre von dem Ver⸗ 
ſuche und von der Vollendung der Verbrechen darbietet, 
werden, bei den Wechielfällen der Praris, durch die Ger 
ſetzgebung niemald völlig befeitigt werden. 

Verſchiedene Anfichten gaben fich in den einzelnen 
Fällen über den Anfangpunct der Steafbarfeit fund. Man 
nahm 3. B. ſchon in dem Falle, wern Jemand ausgegan- 
gen war, um zu ftehlen, eine ftrafbare Handlung an. Bei 
dem Meineide nahm man einen Verſuch mit der Aufhe⸗ 
bung der Schwurfinger, — bei der Fälſchung mit Dem 
Anfange des Schreibens an. Viele Zweifel entſtanden 
darüber, ob die Strafe des Verſuchs immer eine Quote 
des Strafmaßes für das vollendete Verbrechen jein müffe. 
Die Bejahung führte dahin, daß der Richter bei der 
Strafe des Verſuchs ſich an die Strafart, mit der das 
vollendete Verbrechen bedroht ift, gebunden glaubte, — 
eine außerordentliche Härte und Beichränkung des richter: 
lichen Ermeſſens! Das Geſetz geftattet bei todeswürdigen 
Verbrechen bis zu zwanzigjaͤhriger, ja bis zu lebensläng- 
licher Zuchthausftrafe anzufteigen. In einem Falle hatte 
A, in der Abfiht, die B zu erfchießen, die Büchje auf 
fie angelegt und den Finger ſchon an den Drüder gelegt, 
als ſie nad) der Büchſe griff und dadurch, daß fie Die 
Buͤchſe nad) fich Herüberzog, den Abdruck der Büchfe be 
wirkte, — der Schuß traf und tötete fi. Es wurde 
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auf eine achtzehnjährige Zuchthausftrafe aus Rüdficht auf 
manche milbernde Umftände erfannt. Die jächlliche Pra⸗ 
xis hat die Frage, ob bei den im Affect beichlofienen 
Handlungen ein Berfuch denkbar fe, bejaht. Beſondere 
Schwierigkeiten verurfacht Die Beftimmung des Strafma- 
ßes bei dem Verſuche folcher Verbrechen, deren größere 
oder geringere Strafbarkfeit hauptiächlich nad; dem Werthe 
ihre8 Gegenftandes ſich richtet, insbeſondere bei verfuchten 
Diebftählen und in den Fällen, in welchen der Dieb nicht 
eine beſtimmte Sache zu entwenden beabfichtigt hatte. 29) 

Man hat Hier manchmal zu ſehr willfürlichen Voraus» 
fegungen feine Zuflucht nehmen müfjen. — Als Verſuch 
ſoll es beftraft werden, wenn der Angefchuldigte zu der 
Ausführung des von ihm beabfichtigten Verbrechens irri⸗ 
ger Weile oder aus Mangel an Einſicht ein völlig un - 
taugliches Mittel gewählt oder das gewählte taugliche 
Mittel in unzureichender oder ungmwedmäßiger Art ange: 
wendet. Diefe Beftimmung ift insbefondere bei Anfchulbi- 
gung von Verfuchen ver Abtreibung der Leibesfrucht in 
Stage gefommen. Mit diefer Beftimmung fteht Die Vor: 
ſchrift des Art. 27 in Verbindung, nad) welchem derjenige 
beftraft wird, welcher eine geſetzwidrige Handlung an ei⸗ 
nem Gegenftande vornahm, an welchem eine Rechtöverle: 
gung nicht begangen werden konnte. Bei leßterer Vorfchrift 
bat man vorzügli an die Zälle gedacht, wo die Mutter 
an ſich töbtlihe Handlungen gegen das Find vorgenom⸗ 
men hat, aber nicht nachgewieſen werden ‚fonnte, daß das 


28) Beabfichtigte der Dieb eine beſtimmte Sache zu ftehlen, die er 
jedod nicht vorfand, und entwendete er nun eine andere vorge: 
fundene Sade, fo hat man feine Concurrenz von Verſuch und 
Bollendung angenommen, fondern nur wegen eines vollendeten 
Diebftahls geſtraft. Ebenfo wenn bei einer Erpreſſung der 
Berbrecher, wie dies häufig vorzukommen pflegt, eine Bößere 
Summe forbert und mit der geringeren, ihm gewährten Summe 
ohne Weiteres fi) begnügt. 


284 Erfahrungen über das K. Sächſ. Criminal-Geſetzbuch 


Kind noch am Leben geweſen und durch dieſe Handlungen 
getödtet worden iſt. In den Faͤllen des Art. 27 kann 
nur bis zu vierjähriger Arbeitshausſtrafe erkannt werden. 
Die Beſtimmung des Art. 27 iſt mannichfach ausgedehnt 
worden. Zunaͤchſt hat man auch die Faͤlle hergerechnet, 
wo zwar an dem Gegenſtande Rechtsverletzungen uͤber⸗ 
haupt, aber nicht grade die beabſichtigte begangen werden 
konnte, 3. B. in den Fällen, wo eine Frauensperſon, im 
Irrthume, Daß fie ſchwanger ſei, Abortiomittel nimmt. 
Weiter hat man die Beftimmung in den Fällen angewen: 
det, in welchen Die factiichen Berhältniffe anders geftaltet 
waren, ald der Angeichuldigte glaubte, und hierdurch Die 
beabfichtigte Rechtsverlegung ausgeichloffen wurde, 3. B. 
in dem Balle, als ein Kaufmann irrigermeife ſich für in- 
folvent hielt und Maßregeln ergriff, Die nur unter der Bor: 
ausfesung feiner Infolvenz ftrafbar waren. 29) Mit Recht 
hat man jedoch die Fälle ausgeichloffen, in denen ein 
Rechtsirrthum den Thäter zu der Anficht brachte, daß eine 
an ſich ſtrafloſe Handlung eine ftrafbare fei. Allein man 
ift doch nicht immer ſich völlig Far über das leitende 
Prineip geworden — den factifhen und den Rechts -Irr- 
tum. Die Fälle des untauglichen und des unzureichen- 
den Mittel, fowie Die des untauglichen Objects beruhen 
auf dem Satze, daß der an ſich verbrecheriiche Wille da⸗ 
durch nicht ſtraflos werde, Daß Die Aeußerung beffelben 
in Folge eines Irrthums über die thatſächlichen Verhält- 
niffe Feine (objective) Nechtöverlegung nach fich ziehen 
fönne. Wenn Dagegen Jemand einen Diebftahl zu begehen 
glaubt, der feine dem Andern geliehene Sache vor dem 
Ende der Gebrauchszeit wegnimmt, ohne jedoch aus Der 


29) Ebenſo ale ein Käufer in dem Irrthume, daß er elt 

zu entrichten habe, die Kaufsfunme niedriger, als in Wa eheit 
angegeben hatte. Dagegen hat man den Dieb, der nichts zu 
ftehlen findet, nad) Art. 26 beurtheilt. " 
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Wegnahme ein Geheimniß zu machen, der kann in der 
That nicht wegen verfuchten Diebftahls beftraft werden. 2% 
Laflen wir einerfeitd den Rechtsirrthum nicht zur Ent- 
ſchuldigung bei wirklich flrafbaren Handlungen gereichen, 
fo können wir anderfeitd nicht aus demſelben die Baſis 
zur Strafbarfeit einer ftraflofen Handlung bilden. Auf: 
faͤllig bleibt deſſen ungeachtet die Verfchiedenheit Der Strafe. 
Warum wird der härter geflraft, der dem A Arſenik in 
unzureichender Menge beibradyte, als Der, welcher dem A, 


‚ welcher tobt war, aber, für fchlafend gehalten wurde, Den 


Kopf abichnitt? Diefe Werichiedenheit Hat fih in den 
Fällen der Abtreibung mit unzureichenden Mitteln und bei 
vermeintlicher Schwangerichaft fühlbar gemacht. 

Die Frage über die Vollendung der Verbrechen ift 
insbejondere in den Hochverrathöprocefien practiſch fehr 
bedeutfam und verſchieden beantwortet worden. Während 
einige Behörden annehmen, Daß derjenige, welcher aus 
einer Stadt bewaffnet auszog, um nad) Dresden zu gehen 
und daſelbſt gegen Die Königlichen Truppen mitzulämpfen, 
erft mit feinem Eintreffen in Dresden und feinem Anfchluffe 
an die Kämpfer (jedoch nunmehr gleichviel, ob er hier am 
Kampfe ıc. 2. perjönlih Theil genommen oder nur zur 
Bewachung ꝛc. ic. verwendet worden war) eines vollen- 
Deten Hochverraths ſich fchuldig gemacht habe, nahm Die- 
jen das Oberappellationdgericht bereitd mit dem bewaff; 
neten Auszuge aus der Stadt an, da in diefer Handlung 
ein Anſchluß an den bereits vorhandenen „gewaltfamen 
Angriff,” überdies auch ein gewaltiames Auftreten zu 
Gunſten des hHochverrätheriichen Kampfes und gegen Die 
geſetzliche Regierung liege. 


30) So hat man feine Strafe wider A erfannt, ale Bielee irrthum⸗ 
lich in der erlaubten Aneignung einer herrenloſen Sache einen 
Funddiebſtahl zu begehen glaubte. 
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Kit bewährt Hat ſich die auch theoretifch nicht zu 
rechtfertigende Beftimmung über die Vollendung des Raus 
bes, welche mit der Gewaltanwendung jelbft jchon eintre- 
ten fol, während man doc, bei der ihm (in den ſchwe⸗ 
reren Fällen) gleichgeftellten Erprefiung verlangte, daß 
der Genöthigte Die geforderte Handlung unternommen oder 
zu der geforderten Unterlafjung fidy bereit erklärt hatte. 
— Richt bewährt hat fich die Beflimmung über die Boll: 
endung der Brandftiftung. Die Brandftiftung fol vollen- 
det fein, fobald der von dem Verbrecher gebrauchte Brenn: 
ftoff den Gegenftand, an welchem die Brandftiftung ver- 
übt werden foll, oder welcher geeignet ift, Das Yeuer da- 
hin zu verbreiten, ergriffen hat. Es Hatte Jemand beab- 
fichtigt, ein Haus, in dem er wohnte, niederzubrennen und 
zu dieſem Behufe das Stroh in feinem Bette mit einem 
Schwefelfaden angezündet. Nur wenige Strohhalme waren 
angeglimmt, — ein eigentliche8 Feuer, eine Flamme, ein 
Brand nicht entftanden, — aber das Stroh hätte Die Bett 
ftelle, diefe die Diele der Stube und fomit Das Haus felbft - 
erreichen können; — die Brandftiftung war vollendet! 
Hätte der Schwefelfaden die Strohhalme nicht verfengt, 
dann nur Verſuch! — Die Anficht des Volks weit ſchon 
darauf hin, eine (vollendete) Brandftiftung nur anzuneh- 
men, wenn der Gegenftand felbft, auf den die Abſicht des 
Thäterd gerichtet war, vom euer ergriffen worden ift. 
Iſt das Feuer, ehe es foweit gelangte, erloſchen oder ge 
löfcht worden, fo ift Die Brandftiftung verfucht: geweſen. 
Mit Aufnahme diefer Beftimmungen werden alle jene Aus: 
hilfövorichriften über das Anzünden von Gegenftänden, 
welche geeignet gemweien, Das Feuer auf Den Hauptgegen: 
ſtand zu verbreiten, uͤberfluͤſſſg. Ueberhaupt muß aud) 
hier die Richtung des dolus entcheiden. Zündet Jemand 
einen Gegenftand (3. B. einen Strauch) an, Damit Das 
benachbarte Strohdady des Haufes ergriffen werde, jo ift 


- 
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er der verfuchten Branöftiftung am Haufe ichuldig, — 
nicht weil der Gegenfland, der als Brennftoff gebraucht 
wurde, dem Haufe fo nahe liegt, fenbern weil der Ber- 
brecyer mit dem Gegenſtande das Haus anzünden wollte. 
Die Nähe beider kam nur ein Beweismoment für den 
dolus bilden. Ift freilich dieſer Gegenſtand jelbft ein 
foleher, defien Anzündung das Verbrechen der Brandſtif⸗ 
tung enthält, fo liegt in derfelben bereits ein vollendetes 
Berbrechen, welches als Verſuch zu einem zweiten noch 
eine beiondere rechtliche Bedeutung erhält Wurde Durch 
die Anzuͤndung des einen Gegenftandes ein anderer, wenn 
gleich noch fu naher Gegenftand, der zuden Objecten der Brand 
fliftung gehört, vom Feuer ergriffen, ohne daß die Adficht 
des Thaͤters Darauf gerichtet war, fo Tann ihm das Letz⸗ 
tere nur als eine, nad) Befinden jedoch ſehr grobe Fahr⸗ 
läffigkeit angerechnet werden. Zündete Jemand ohne ftrafr 
bare Abficht einen Theil eines Hauſes oder einen Gegen- 
ftand in demfelben an (3. B. einen Dachfchober oder ei- 
nen Tifch, um Ungeziefer daraus zu vertreiben), jo ift, wenn 
das Feuer weiter griff und das Haus in Flammen ge- 
rieth, nur eine fahrläffige Brandftiftung vorhanden. Eine 
Concurrenz derfelben mit andern Verbrechen liegt nod) 
vor, wenn jene Anzündung zwar nicht ohne firafbare Ab- 
ficht, aber doch nicht in der Abficht der Brandſtiftung er- 
‚folgte (z. B. ein Miethsmann brennt in die Thüre Des 
andern Miethömann, um Diefen zu ärgern oder zu erichre- 
den, ein Loch, — das Feuer greift weiter). Man hat 
mit jener weiten Vollendungs-Vorſchrift und Diefen Aus- 
bufsbeftimmungen in Betreff der „Gegenftände, welche 
das Feuer weiter zu verbreiten geeignet find’ in Die ganze 
Lehre eine Unficherheit gebracht, welche nur nachtheilig 
wirfen konnte und gewirkt hat. -In der That bedarf es 
auch, gezeigter Maßen, diefer Aushilfsbeſtimmungen nicht 
und ein Beduͤrfniß zu jener anomalen Vorfchrift über Die 
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Vollendung ift gleichfals nicht vorhanden. — Die Ap: 
prehenfionstheorie bei der Frage wegen Vollendung ber 
Diebftähle hat auch zu einigen Zweifeln Anlaß gegeben. 31) 
Wir nehmen einen vorgelegenen Fall. A war über eine Mauer 
in einen verfchloflenen Hofraum eingeftiegen, hatte aus einem 
Stalle ein Pferd herausgezogen, und, um daflelbe aus dem 
Hofe fortführen zufönnen, die Hofthüreerbrodyen. Gehörte die 
Fortführung des. Pferdes und das Erbrechen der Thuͤre 
noch zum Diebftahl, jo lag ein ausgezeiihneter Diebftahl 
vor, außerdem, wenn die Anſichnahme allein ausreichte, 
ein einfacher. Man nahm die Vollendung mit der Forts 
führung und ſonach einen ausgezeichneten Diebftahl an, 
da der Inculpat die Aneignung des Pferdes nicht ohne 
defien Fortführung vollftändig bewirken Fonnte. 9) Die 
vielfach angefochtene Vorſchrift, daß bei dem Betruge Die 
Vollendung erft mit der Befchädigung des Getäufchten 
eintritt, hat fich in der Praxis vollftändig bewährt. Als 
lerdings nehmen wir bei dem Meineide, der in feinem 
Grundtone auch ein Betrug ift, Die Vollendung bereits 


31) Hat der Dieb mehrere Sachen aus einem Schranfe genommen, 
- um fih davon einige auszufuchen, fo Hat man erſt mit ber 
Ausſuchung und —— der ausgeſuchten Gegenſtaͤnde Voll⸗ 
endung des Diebſtahls angenommen. Gin Markthelfer hatte 
ſeinem Dienſtherrn im Comptoir Geld entwendet und es in einem 
Faſſe im Comptoir verſteckt. Man ſah den Diebſtahl für voll⸗ 
endet an. Ebenſo als ein Dienftmädchen einem andern Dienſt⸗ 
boten Sachen mweggenonmen und verftecft hatte, um fie dann 
für fi megzuholen. Der Uniftand, daß der Dieb no in ter 
Stube, wo er geftohlen bat, mit der Sache betroffen‘ wird , tft 
als einflußlos betrachtet worden. Ein Dieb hatte die bei Seite 
elegten Sachen fpäter abgeholt und dabei betroffen, ſich wider: 
8* Hier nahm man einen auf der That betroffenen Dieb an. 
Dagegen hat man einfachen Diebſtahl angenommen, als Jemand 
ein (werthloſes) Kaͤſtchen mit einem Ringe entwendet und erſt, 
als er in Sicherheit war, erſteres erbrochen und, nachdem er 
den Ring an ſich genommen, weggeworfen hatte. Würde er es 
noch an Ort und Stelle gethan haben, fo würbe, obgleich bie 
Aneignung auch jchon erfolgt war, ein ausgezeichneter Diebftahl 
vorgelegen haben. 


32 


— 
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mit der Taͤuſchung an. Allein bei diefem ift es die fides 
publica, deren Verlegung in den Vordergrund tritt, — 
bei jenem ift es das Eigenthum, deſſen Schuß verlept 
wird. — Alle dDolofen Verbrechen lafien die Annahme ei- 
ned Verſuchs zu. Bei der Unterfchlagung anvertrauter 
oder gefundener Geldftüde ift in der Praxis gezmeifelt 
worden, da bier Die Aneignung mit einer Handlung be- 
gonnen und vollendet zu werden pflegt. Allein auch hier 
lafien Die einzelnen Thatmomente ſich noch feheiden, wenn 
gleich jte nahe bei einander Tiegen. Selbft die Ausnahme, 
weldye man in Betreff der Unterlaffungsverbrechen aufzu⸗ 
ftellen pflegt, ift nicht unbedingt begründet. Alle Ver: 
brechen, welche ebenfowohl durch Handlungen als inter: 
laffungen begangen werden Fönnen, laffen den Verfuch zu, 
— mur Die nicht, welche lediglich Durch Unterlaffung be⸗ 
gangen werden können, wie 3.8. die Unterlaffung der An- 
zeige eines Hochverraths. 

Eigenthuͤmlich geftalteten ſich nicht jelten Die Verhält- 
niffe bei verfuchten und vollendeten Diebftählen, inbem 
der Died an demfelben Orte und in umunterbrochener 
Reihenfolge Diebftähle verfuchte und vollendete. Die ver: 
fuchten (einfachen) Diebftähle (z. B. der Dieb Bat mehrere 
Schränfe aufgezogen, ohne in ihnen etwas zu finden) find 
hierbei nur als Beftandtheile der auf die Verübung des 
Diebſtahls überhaupt gerichteten verbrecherifchen Tihätigfeit 
in Betracht gezogen und alfo nicht mit befonderer Strafe 
neben der des vollendeten Diebftahls belegt worden. Al—⸗ 
lein als ein ſolcher Beftandtheil Fann der Verfud nur 
dann ericheinen, wenn er Der vollendeten Entwendung vor- 
ausging. Hatte der Dieb bereits eine Sache ſich ange: 
eignet, und fuchte nunmehr in Kiften und Kaften, ob er 
noch außerdem etwas zu ftehlen finden werde, fo ift der 
Verſuch eines neuen Diebftahls vorhanden, der neben dem 
vollendeten mit beionderer Strafe zu belegen ift. 


N J 


f 
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Die Berbindung Mebrerer zu einem gemeinſchaftlichen 
geſetzwidrigen Zwecke foll nach Art. 30 als Verſuch ber 
ftraft werden. Man hat hierher auch den Fall gerechnet, 
wenn zwei Berfonen ſich zu einem (Can fich ftraflofen) vors 
bereitenden Handlung verbinden, und dem Verbuͤndeten 
Deshalb Feine Straflofigkeit angedeihen laffen, weil etwa 
der Andere nur zum Schein auf den Vorſchlag eingegan- 
gen war, er aber eine ernftliche Zuftimmung angenommen 
hatte. Dagegen hat das Oberappellationsgeridht es nicht 
gebilligt, daß man den, welcher nur zum Scheine (um 
den Andern auszuforichen, ihn unſchaͤdlich zu madyen oder 
die Auffuchung eines Dritten, willfährigen Genoflen zu 
verhindern) auf das Comploti einging, deshalb beftrafen 
wollte, weil er durch Die Zufage den Auffordernden in fel- 
nem Entichluffe, das Verbrechen zu begehen, beftärkt habe, 
obichon ‚man im Uebrigen Damit einverftanden geweſen ift, 
daß das Complott ald ein Verhaͤltniß wechſelſeitiger An⸗ 
fiiftung zu betrachten fei. Die ohne Erfolg gebliebene Auf- 
forderung eined Andern zur Eingehung einer verbrecherl⸗ 
ſchen Verbindung ift als verfuchte Berleitumg beftxaft wor⸗ 
den, unter Anwendung der Vorfihriften in Art. 26. 29.33) 

(Schluß folgt.) 


34) Das NAppellationsgeriht zu Zwickau findet jedoch bierin nur 
eine Borbereitung der Bereinigung. 
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Erfahrungen 
über das K. Sädf. Eriminal- Gefegbud 
vom 30. März 1838. 
Bom Her Appellations - Rathe Dr. Schwarze in Dresben. 
(Schluß.) 
V. 
uUrheberſchaft — Beihülfe — Begünſtigung. 


Das Saͤchſiſche Geſetzbuch beruft auf der Stübelfchen 
Theorie und hat mit Derjelben die Eintheilung in gleiche 
und ungleicdye Theilnahme aufgenommen. Die einjeitige 
Auffaſſung der objectiven Seite der Thätigfeit, von wel- 
der Stübel unter abfichtlicher Vernadhläffigung des fub- 
jectiven Moments ausgegangen ift, ift in dem Sädhjftichen 
Geſetzbuche vollftändig ausgeprägt. ine gleiche Theil 
nahme mit voller Zurechnung nimmt es an, wenn mehrere 
Perfonen nad) vorgängiger ausprüdlicher Verabredung oder 
ſtillſchweigender Uebereinkunft gemeinichaftlich eine verbre- 
cheriſche Handlung ausgeführt Haben. 1) Eine gleiche Zu- 
rechnung läßt es bei denjenigen eintreten, welche das Ver: 


1) Die Braris nimmt eine — Ausführung der That 
auch dann an, wenn ſolche Nebenhandlungen gemeinſchaftlich 
auegeführt worben find, ohne welche das Berbreden ſelbſt nicht 
vollbradyt werden konnte. Die Aeltern hatten die Töbtung ihres 

Kindes verabredet. Der Ehemann trug das Kind fort, um es 
in den Fluß au werfen. Die Mutter öffnete ihm hierzu bie 
Thüre des Haufes. 
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brecyen mit dem Thaͤter gemeinichaftlich befchloffen und 
entweder vor der Ausführung Beihilfe Dazu geleiftet Haben ober 
bei der Vollbringung gegenwärtig geweſen find.?) Einer 
ungleichen Theilnahme machen ſich Diejenigen fchuldig, welche 
entweder eine verbrecheriiche That mit Anderen verabreden 
ober zu ber Verübung eined von Anderen beichluffenen 
Verbrechens Rath und Anichlag geben oder Beihilfe dazu 
leiten, 8) ohne jedod, an der Ausführung felbft auf irgend 
eine Weiſe perfönlicy Theil zu nehmen.) Die Praxis hat 
dieſe fchroffe Theorie feitgehalten, und fo ift e8 dahin ges. 
fommen, Daß der Gehilfe bei der That, ja felbft unter ge- 
wiffen Borausfegungen der Gehilfe vor der That ebenfo 
wie der Urheber geftraft worden iſt. Das Maß der Aus 
ßeren Thätigfeit für den Erfolg ift zum enticheidenden Mo- 
mente im Widerfpruche mit dem Leben und dem ethifchen 
Principe erhoben worden. 5) Gegen dieſe Auffafiung hat 
fi Die Stimme der Wiffenfchaft erklärt und verlangt, daß 
die fuhjective Seite das enticheidende Moment bilde und 


2) Die Gegenwart hat mar ziemlidy ausgebehnt. Wenn A auf 
dem Markte ftiehlt und B in der nächften Straße wartet und 
dafelbft die geftohlenen Sahen in Empfang nimmt, um dem 
A die Möglichkeit zu verfchaffen, neue Diebftähle begehen zu 
fönnen,, fo wie um die Entvedung zu verhindern, bat man A 

, und B als gleiche Theilnehmer bebandelt. 

3) Die Praxis feht jedoch voraus, daß das Hauptverbrechen felbft 
zur Eriftenz gefommen ift. 

4) A hatte befchlofien, fein Haus anzuzünden, räumte aber vorher 
En Saden, um fie zu retten, aus, Hierbei half ihm die B. 

an firafte fie, obihon ihr eine Beihilfe zur Brandfliftung 
—* nicht zur Lafi ſiel, wegen ungleicher Theilnahme an der⸗ 
elben. 

5) Damit ſteht es auch in Verbindung, daß in verſchiedenen Fällen 
die Anführer mit erhöhter Strafe bedroht, hierunter aber auch 
die Theilnehmer verſtanden worden ſind, welche, wenn gleich fie 
die Leitung in keiner Weiſe übernommen hatten oder im Ver⸗ 
laufe des Vorfalls * ſich anmaßten, den Angriff begannen 
oder auch nur durch beſondere Thaͤtigkeit bei der Ausfuhrung ſich 
auszeichneten. Vgl. noch N. Jahrb. VII. ©. 328. 
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nach der Richtung des Willens in Beziehung auf Die Hand». 
lung, nach der Richtung des Interefies an der Handlung 
die Grenzlinie zwifchen der Urheberſchaft und der Beihilfe 
gezogen werde. Es handelt fidy Hierbei Feinesiwegs, wie 
bereitö nachgewieſen iſt, um eine bloße moraliihe Moda⸗ 
dsät, fondern, wie Kößler fehr richtig es bezeichnet, ums 
eine weſentliche Beftimmtheit der formellen (verbrecheriichen) 
Abſicht ſelbſt; es fragt fich, ob Die volle Schuld auch den⸗ 
jenigen treffe, der nicht felbft als die letzte Urſache der 
verbrecheriſchen Handlung ericheint, fondern ſich Dabei nur 
als Mittel für einen fremden Zwed gebraudyen läßt. Mit 
diefer fcharfen Auffaflung des objectiven Moments konnte 
auch die Frage über die Anftiftung in den Fällen nicht 
genügend gelöft werben, in welchem bei dem Derleiteten 
befondere, in der geſetzlichen Strafdrohung jelbft beachtete 
erſchwerende oder ſtrafmindernde Umftände vorhanden find, 
welche bei dem Verleitenden, ohne jelbfteigne phufifche Mit 
wirfung, nicht flattfinden.) Es wird zu untericheiden 
fein, ob die Ausführung in dem nächiten Intereſſe des 
BVerleiterd oder des Verleiteten erfolgte, mithin ob ber 
phyſtſche Urheber als reines Werkzeug des Verleiters zu 
betrachten iſt.) Das fubjertive Moment ift audy bier 
in den Vordergrund zu fielen. — Die Begünftigung®) 
endli kann mur bei einer völlig felbftändigen und von 
der über Die Theilnahme getrennten Auffaffung richtig feft- 
geftellt werden. Es ift daher nicht paſſend, Die Strafe 


6) Das Oberappellationsgeriht nimmt an, daß dem Berleitenvden 
auch die gravirenden Umflände in der Perfon des :Berleiteten 
zur Laft fallen. 

7) A, welcher ben B beftinmt,, fein (des A) Wohnhaus anzus 
zünden, weil er felbft. hierzu den Muth nicht bat, bedient 
des B nur als feines Werkzeugs und Lepterer kann nur wegen 
Brandftiftung am eignen Haufe beftraft werben. 

8) Neue Jahrb. für Sähfifhes Strafe. Bd. IV. ©. 133 ff. 
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derfelben Tediglich nad) der des Haupwerbrechens abzuftus 
fen und hiervon felbft in den YAllen einer Begünftigung 
der Begünftigung, wo die Berfon und Die That des Haupt- 
verbrechers in der Regel für den Thäter ganz gleichgiltig 
fein wird, nicht abzumweichen. Auch hier mußten in den 
Faͤllen, in welchen befondere ftraferhöhende oder ftrafmin- 
dernde Momente die Strafe des Hauptverbredyens beftim- 
men, Schwierigkeiten eintreten. Die Kategorien des Art. 38 
find übrigene nicht erichöpfend und die Praris betrachtet fie 
als Eremplificationen. Bei den Verbrechen, wo der Werth 
Des Gegenftandes die Höhe der Strafe beftimmt, ift bei 
jedem gleichen Theilnehmer der volle Werth zu Grunde zu 
legen. Haben drei Perfonen in gemeinjamer Verabredung 
gleichzeitig im Walde Holz, auf dem Felde Kartoffeln ges 
ftohlen, fo ift jevem der Betrag des von Allen entwende- 
ten Holzes 20. ac. zur Luft legen. Man follte Bier Die 
Zurechnung des Gefammtbetragd davon abhängen laffen, 
Daß die Diebe auf gemeinichaftlihe Rechnung geftohlen 
haben. Jetzt führt das Geſetz zu Härten. 


v1. 


Dolus — culpa 


Die Vorfehrift des Art. 31 ift die einzige, welche den 
allgemeinen Theil des Strafgeſetzbuchs über den dolus und 
über die Zurechnung der Handlung zum dolus enthält. 
Sie ftellt ſich jedoch, genau genommen, als eine formale 
dar, welche den Richter nur anweiſt, alle Umftände zu 
prüfen, aus denen auf die Richtung der Abficht des Thä- 
ters gefchloffen werden fann. Es foll genügen, wenn ber 
Thäter den Erfolg vorherfehen mußte. Ein praesumtio 
doli Hat nicht geichaffen werden follen und iſt in Der Pra- 
xis nicht angenommen worden. Im Art. 132 wird dem 
Thäter auch Die Körperverlegung als beabjichtigte zuge: 
rechnet, weldye „er mit Mahricheinlichfeit vorausjegen 
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fonnte.” Im Art. 163 wird der Räuber mit dem Tobe 
beftraft, wenn Jemand bei dem Raube getödtet, ober vers 
flümmelt ober in eine lebensgefährliche Krankheit verfegt 
worden iſt. Hier iſt nur der Erfolg enticheidend. Im 
Art. 171 wird der Brandftifter mit dem Tode beftraft, 
wenn durch Das entitandene Feuer ein Menſch getöbtet 
oder lebensgefährlich beichädigt worden ift, und dieſer Er: 
folg unter den im vorliegenden Falle vorhandenen Unftän- 
den von dem Verbrecher vorhergefehen werden fonnte. 
Hier ift die fubjective Seite wieder enticheidend. Es liegt 
in dieſen Sätzen ein reicher Schatz von Zweifeln. Ins⸗ 
befondere entftand bald Streit in der Praris darüber, ob, 
wenn Jemand einer Körperverlegung fich fchuldig gemacht 
habe, Die wahrfcheinlicherweife einen noch ſchlimmeren Aus⸗ 
gang gehabt haben würde, wenn er nicht glüdlich noch 
abgewendet worden wäre, wegen Verſuchs dieſer ſchwe⸗ 
reren Koͤrperverletzung zu ſtrafen ſei. Man führte an, 
daß wenn dieſer ſchwerere Erfolg eingetreten wäre, der 
Thaͤter, obgleich er ihn nicht beabſichtigt habe, ihn doch zu ver⸗ 
treten gehabt haben wuͤrde, da er ihn mit Wahrſcheinlichkeit 
vorherſehen koͤnnen. Man ſchuf ſolchergeſtalt eine verſuchte 
ſchwere Koͤrperverletzung ex dolo indirecto und verlor ſich 
in Hypotheſen uͤber Moͤglichkeiten und Wahrſcheinlichkeiten. 
Wenn A den B bei einer Rauferei mit einem Meſſer 
verwundete oder uͤber den Kopf mit einem Stuhlbeine 
ſchlug, ohne daß eine erhebliche Verletzung entſtand, ſo 
nahm man doch den Verſuch einer ſolchen, ja ſelbſt den 
Verſuch eines Todtſchlags an, da dieſer ſchwerere Erfolg 
leicht eintreten koͤnnen und, wenn er eingetreten waͤre, dem 
Thäter zugerechnet worden ſein würde. Das Oberappel⸗ 
lationsgericht hat in der neueren Zeit einen Verſuch ex 
dolo indirecto nicht mehr angenommen. Lag allerdings 
ein eventueller oder alternativer dolus beſtimmt vor, ſo 
konnte auch, eintretenden Falls, die Annahme eines Ver⸗ 
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fuchs nicht besweifelt werben. Allein aus der bloßen Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß ein ſchwerer Erfolg habe eintreten Fön- 
nen, auf das Borhandenfein eines eventuellen oder fogar 
alternativen dolus fchließen zu wollen, ift zumeift eine ger 
wagte Eadye. Man wird Daher hier ohne Geftändniß Des 
Thäters ihm nichts weiter als den wirklich eingetretenen 
Erfolg anrechnen können. Das deshalb bei dem im Affecte 
begangenen Verbrechen ein Berfuch nicht angenommen wer: 
den koͤnne, ift eine, bereit von Andern widerlegte und in 
der fächfifchen Spruchpraris nicht anerfannte Meinung. 
Dei Tödtungen kann man nody überdies den in Der Baye- 
rifhen Gefebgebung durch das Geſetz vom 29. Auguft 
1848 Art.59% betretenen Weg einfchlagen, um dieje, dem 
Todtſchlage nah verwandte und doch in denjelben nicht 
übergehende Tödtungen, weldye man nicht gern den fahr: 
laͤſſigen beizählen mag und bei weldhen auch die culpa 
dolo determinata feinen Erfaß bietet, mit einer ange- 
wmeflenen Strafe belegen zu fönnen. 19%) 

Ueber die Bahbrläffigfeit haben wir ſchon oben 
Einiges angeführt. Bel der. ftrengen Faſſung des Gele 
Bes, Daß die Kahrläffigkeit nur in den ausdrüuͤcklich be 

« fimmten Fällen beftraft werden folle, hat man fi aud) 
gehütet, die betreffenden. Beftimmungen irgendwie auszu⸗ 
dehnen. Man hat 3. B. den, welcher einer Schwangeren 
einen Stoß aus Ungefchiclichfeit gegeben und dadurch einen 
Abortus bewirft hatte, ſtraflos gelaflen, und den, weldyer 
den Andern im Duell verwundet hatte, deshalb, weil bie. 
Berwundung in Folge eined Zufalls ſich verichlimmert 


9) Abgebrudt in den Neuen Jahrbüchern VI 442. 
10) Bei Beihäpdigung von Eifenbahnen mit Gefahr der Verlegung 
für die Reifenden machen ſich befondere Vorſchriften wünſchens⸗ 
werth. Bol. die verfchiebenen Geſetze Deutfchlands über dieſen 
Gegenftand in den Neuen Jahrb. f. Sad. Strafreht B. IV. 
©. 362 ff. 469 ff. (VI. 275.) 
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Hatte, nicht mit härterer Strafe belegt. Diefe Auslegung 
verdient Beifall. Die Fahrläffigkeit beruht auf einem 
vermeintlihen Irrthume über die Folgen einer 
Handlung. So wenig Die Anficht derer (3. B. Ludens) 
gebilligt werben Tann, weldye auch bei der culpa davon 
ausgehen, daß der Handelnde den rechtöverlegenden Er- 
folg als möglich, aber nicht als wahrfcheinlich ſich ger 
dacht Habe, indem Hier die Willensrichtung fchon an einen 
indirecten dolus anftreifen kann, wohl felbft in ihn über- 
geht, fo wenig wird andererfeltd der Handelnde für alle 
Bolgen feiner Handlung verantwortlidy gemacht werben 
tönnen, welche er auch bei forgfältiger Ueberlegung nicht 
als wahrſcheinlich vorherfehen gekonnt. Die Individualität 
des Falles felbft und der Perſoͤnlichkeit enticheidet über Die 
Frage, ob dem Handelnden eine Unterlafiung der gehöri- 
gen Sorgfalt imputirt werden koͤnne. Von Graben ber 
eulpa fann Daher nicht Die Rebe fein. 


vi. 
Bon ber JZurehnung. 

Das ſaͤchſiſche Criminal⸗Geſetzbuch nimmt Mangel an, 
der erforderlichen Zurechnungsfähigfeit bei Kindern vor 
zurüdgelegtem zwölften Altersjahre, bei mangelndem Ver⸗ 
nunftgebrauche, bei dem unverjchuldeten Irrthume über 
factiihe, die Steafbarkeit begründende oder beziehendlich 
erhöhende Momente, bei unwiderftehlichem Zwange und 
im Falle der Nothwehr und in andern Nothfällen an. 
Geminderte Zurehnung läßt das Geſetzbuch aus⸗ 
drücklich nur bei Perſonen zu, die Das zmölfte, aber noch 
nicht das achtzehnte Altersjahr zurüdgelegt haben, jowie, 
jedoch nur rüdfichtlid der mit Todesftrafe bedrohten Vers 
brechen, bei foldhen Berfonen, die einen fo hohen Grad 


11) Abhandlungen II. ©. 296 fi. 
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von Blödfim oder Verſtandesſchwaͤche zeigen, Daß Die ges 
feglihe Strafe (die Todesftrafe) im Mißverhältniffe mit 
der Verſchuldung fliehen würbe. 

In der Praris hat fi das Bebürfniß nach einer 
Ausdehnung dieſer Vorſchrift auf andre Fälle der vermin- 
derten Zurechmmg und Berallgemeinerung derfelben auf 
andere, als tobeöwürdige Verbrechen fühlbar gemacht. Die 
relativen Strafen geben, da die beftimmte Strafurt an 
fi) und in ihrem Minimaljage nicht felten außer Verhaͤlt⸗ 
niß zur Verſchuldung fteht, keinen ausreichenden Erſatz. 
Es find häufig genug Bälle vorgekommen, in denen die 
Aerzte aus überzeugenden Gründen den geringen Grab 
der fittlichen Freiheit und der Veberlegungsfraft des Tha⸗ 
ter8 nachgewiefen und zweifello8 der Zuftand an völlige 
Unzurechnungsfähigfeit angrenzte. Allein das Verbrechen 
war nicht mit Todeöftrafe bedroht und der fragliche piy- 
chiſche Zuftand konnte weder ald Blödfinn noch als Ver: 
ſtandesſchwaͤche aufgefaßt werden. Sonach trat auch der 
geieglihe Minderungsgrund nicht ein. Es laflen ſich au⸗ 
Ber der Seelenſchwaͤche noch andere Berhältnifie denken, 
in welchen die Willensfreiheit, wenngleich nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, Doch weſentlich befchränkt ift und der Thäter un- 
ter der Einwirkung von Beftimmungsgründen handelte, 
welche die volle Freiheit der Entichließung aufgehoben. 
Es darf Hier nur an den Zwang erinnert werden. In 
den Hochverrathsproceſſen bezogen die Angefchuldigten ſich 
nicht jelten auf einen erlittenen Zwang Seitens der Auf 
rührer. Man verlangte ftringente Beweiſe dafür, daß eine 
unmiderftehlidhe Förperliche Gewalt ausgeübt oder Dro⸗ 
Hungen mit gegenwaͤrtiger unabwendbarer Gefahr für Leib 
oder Leben gebraucht worden oder der Angefchuldigte aus 
gegründeter Beforgniß ſolcher Gefahr gehandelt habe. Man 
verlangte, Daß der Angefchuldigte nachwies, wie er ber 
Anmuthung der Aufrührer, fi) zu betheiligen, widerſpro⸗ 
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hen haben, der Widerfpruch nicht beachtet worden ſei und 
die Erneuerung des Widerſpruchs ihn einer Lebensgefahr 
auögefegt haben würde. Diefer Beweis ift nur felten ge- 
führt worden. Dagegen waren bie Fälle bisweilen von 
der Art, Daß der Angefchuldigte aus übertriebener Sorge 
vor Mißhandlungen ohne jeden Verſuch, der Theilnahme 
an dem Aufruhre fich zu entziehen, dem Aufruhre ſich ans 
fhloß und man deutlich erfannte, wie er bei feftem Auf 
treten im Stande geweſen wäre, dem Berlangen der Auf- 
rührer fi) zu entziehen. Auch hier würde Die Annahme 
einer verminderten Zurechnung eine vollftändigere Würbis 
gung der Schuld ermöglicht Haben. Sehr häufig machte 
ſich dieſe Erwägung ferher in den Källen geltend, wo eis 
ner der Thäter zu dem anderen in einem Abhängigfeits- 
verhältniffe ftand, 3. B. wenn der Sohn von dem Bater 
mit Schlägen bedroht wurde, wenn er nicht bei einem 
Diebftahle des Vaters Wache ftand, wenn die Ehefrau 
von- dem Ehemann aufgefordert wurde, Die geftohlenen 
Sachen zu vertreiben u. dergl. m. Am fühlbarften wurde 
der Mangel eines gefeglichen Minderungsrechts in Den 
Fällen, in welchen Jemand in einem hohen Grade von 
Verſtandesſchwaͤche oder Bloͤdſinn ein nicht mit Tobeöftrafe 
bebrohtes Verbrechen begarken hatte.) Dazu kommt, 
daß den fächflichen "Serichtsärzten und Mebdicinalcollegien 
nachzuruͤhmen ift, wie fe, in richtiger Würdigung des ih⸗ 
nen bei foldyen Begutachtungen zugewieſenen Standpunkts, 
durchaus nicht zu willfürlichen Annahmen von Unzurech⸗ 
nungsfähigfeit fich neigen und in der Regel die ihnen ges 
ſteckten Grenzen nicht überfchritten haben. 

Die Beftimmungen über den Irrthum find nicht ge 
nügend. 19) Bei dem factifchen Irrthume wird, um ihn 


12) NR. Jahrb. II. 155. 
13) Vergl. überhaupt N. Jahrb. VI. ©. 47. 308. 
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als Strafausihliegungsgrund anfehen zu können, voraus: 
geſetzt, Daß die fraglichen factifchen Verhaͤltniſſe dem Thaͤ⸗ 
ter ohne Defien Schuld unbekannt geblieben find. Man 
nimmt alfo an, Daß, wenn Jemand zwar bona fide ger 
handelt Habe, aber Hierbei nicht, wie ein anderer vorſich⸗ 
tiger Mann, verfahren und nicht genau ſich nach den Verhaͤlt⸗ 
niffen erkundigt habe, ihm Die bona fides nicht zu Stat 
ten fomme. Man nimmt alfo gradezu einen dolus an, 
wo feiner vorhanden ift; man ftatuirt ein rechtswidriges 
bewußtes Wollen, wo der Thäter an die Moͤglichkeit einer 
Rechtsverlegung gar nicht gedacht hat. Das Geſetz fragt 
auch im Mebrigen nidyt, ob der Zuftand, welcher Die Aus: 
ſchließung der Strafe bewirkt hat, ein verfchuldeter gewe⸗ 
fen. Man hat den Ausweg ergriffen, Die Rechtöverlegung 
dem Urheber als culpofe zuzurechnen und zu ſtrafen. Allein 
der Thaͤter wollte den eingetretenen Erfolg feiner Hand⸗ 
lung, ſoweit er factiicher Natur iſt, — nur den rechtlichen 
Charakter des Erfolgs, die Berlegung eines Strafgeſetzes 
wollte er nicht. Hegte er Zweifel über das Vorhanden⸗ 
fein foldyer Umftände und nahm er, ohne Erkundigung, 
die Handlung vor, fo trifft ihn der Vorwurf der culpa 
oder felbft des unbeftimmten dolus, 14) da er es auf den 
rechtsverletzenden Erfolg, vet er fi) als möglich Dachte, 
ankommen Tieß. 15) Aehnliche Erwägungen machen fi 


14) Es ift josetio facti, welcher Borwurf dem Hanbelnden zu ma- 
den. enn 3. B. Jemand nad einem Orte hinſchleßt, wo 
Leute zu gehen pflegen und er, obfchon vielleicht fogar gewarnt, 
ed dennoch thut, weil (wie man zu fagen pflegt) nicht grade 
Jemand gleich vorbeigehen werde, & trifft ihn, wenn durch den 
Schuß ein er etöbtet wurde, der Vorwurf ber 
culpa. Es liegt hier recht eigentlich eine luxuria, eine petu- 
lantia animi vor. 
SIntereffante Fälle in den N. Jahrb. L fächf. Strafrecht Bo. VL 
©. 55 ff. Ebenfo hat man in einem Falle, wo eine Frau werths 
volle Schriften in der Meinung, daß fie altes Marulatur feien, 
entwendet und verkauft hatte, — ferner, wo ein Dienfimäbchen 


15 


— 


— 
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gegen einen unbedingten Ausſchluß des Rechtsirrthums, 
wenn es ſich um Amvendung des Geſetzes auf den con⸗ 
creten Fall handelt, geltend. Zunaͤchſt kann in dem Falle, 


‚ wenn der Thäter in der rechtlichen Beurtheilmg der eins 


ſchlagenden factiſchen Verhaͤltniſſe irrte, nicht ohne Weiteres 
der Irrthum als unbeachtlich zurüdgewiefen werden. Ein 
interefianter Fall lag vor, als A durch feinen Eid die zur 
Entfcheidung vorgelegte Frage, ob er bei einem Geſchaͤfte 
als alleiniger Theilhaber gehandelt habe, verneint hatte 
und aus der fpäter beigebrachten Urfunde über das Geſchaͤft 
das Gegentheil ſich ergab, A aber nachwies, Daß er Die fragliche 
Stipulation niemals anders, ald er angegeben, verftanden 
und aus derſelben ebenfowenig ald aus feiner Auffaffung 
der Sache ein Geheimniß gemacht habe. 1%) So hatte Je⸗ 
mand ſich eine Pachteaution in einer Maße verfprechen 
lafien, wodurd; fie zu einem mucherlichen ®eichäfte wurbe; 
allein er hatte zuvor bei einem Rechtsgelehrten ſich er: 
fundigt und Diefer nichts Bedenkliches in dem Geichäfte 
gefunden. 1 Dergleichen Verhältniffe "find noch bei ber 
Frage, ob rechtswidriger oder erlaubter Gebrauch anver: 
trauter Gelder, ob Betrug in oder außer Contractverhält 
niſſen ober ftrafloje Nebervortheilung vorliegen, in Betracht 
gefommen. Selbſt der Rechtsirrthum ald Unfenntniß des 


Strafgeſetzes Tann die Strafbarfeit ausichließen, wenn Die 


verbotene Handlung feine foldye ift, deren Steafbarfeit jes 
dem verftändigen Menichen Elar fein wird. Auch Hier hat 


eine goldene Kette, die es für unächt gehalten, von ihrer Herrfchaft 
an genommen und getragen hatte, — ben (völlig nachge⸗ 
wiefenen) Irrthum beachtet. 

16) In einem andern Falle handelte es fich davon, ob Jemand 
eine Erbſchaft — habe. Er ſchwor es ab. @ine That⸗ 
ſache, die den Erbichaftsantritt gefeplic, enthielt, wurde gegen 
ihn erwiefen. Gr hatte biefe gefeßliche Beſtimmung oder Auf: 
faffung nicht gefannt. 

77) Berge. N. Jahrb. V. 120. 
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man von culpa gefprocdhen. Allein wo Jemand Feine 
Beranlaffung batte, fi) zu erkundigen, indem nicht einmal 
ein Zweifel an der Zuläffigfeit feiner Handlung in ihm 
aufftieg, Da ift auch die Unterlaffung diefer Erfundigung 
feine Fahrlaͤſſigkeit. 

Was den Milderungsgrund wegen der Jugend ans 
langt, fo neigt ſich die Praris zu der Anficht, Daß Die 
Alltagsgrenzen, welche Das Geſetz aufitellt, unbedingt maßs 
gebend find, dergeftalt, Daß der Richter auch in den Faͤl⸗ 
len, wo der Schuldige das achtzehnte Altersjahr erft vor 
Kurzem überfchritten und noch nicht die Ausbildung ers 
langt hat, die man bei achtzehmjährigen PVerfonen als Die 
regelmäßige anzunehmen befugt ift, doch den Milderungs- 
grund nicht anwenden dürfe. Das Eriminalgefegbud) ſchließt 
den Milderungsgrund der Jugend dann wieder aus, wenn 
ſich ergiebt, Daß der Verbrecher nicht jowohl aus jugend- 
lichem Leichtſinne ald aus Bosheit und mit Ueberlegung 
gehandelt Habe.) So haben noch vor Kurzem beide Ins 
ftanzen auf eine adhtzehnjährige Zuchthausftrafe gegen eis 
nen fechszehnjährigen Menichen erfannt, welcher, nachdem 
er mehrere Wochen mit dem Plane, jeine Mutter zu ers 
morden, fi) beichäftigt und ſich jelbft, den Plan auszu⸗ 
führen, zugeſchworen hatte, 19) den Plan mit einer foldyen 
Umfiht und Ruhe ausführte, auch gegen feine Entdeckung 
Sorge trug und hierbei ein jüngeres Gefchwifter (zu feiner 
Sicherheit) erſchlug, daß Die höchfte fittliche Verwilderung 
und Fältefte Bosheit, Die auch bei der Unterfuchung in 
dem Mangel jeder Reue ſich zeigte, zu Tage kam. 29, Für 


18) Jedoch fol auch in diefem Yalle nicht auf Todes: oder lebens⸗ 
länglihe Zuchthausſtrafe erfannt werben. 

19) „Ich konnte nicht A — fagte er in ber Unterfuhung — 
„ſonſt würe idy melneidig geworden.” 

20) Das Motiv diefer fürchterlichen That war Rache, weil die Muts 
ter die Ungezogenheiten und die Faulheit des Sohnes dem Bater 
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Fälle diefer Art bedarf es leider! immer noch der Bor: 
fehrift: Malitia supplet aetatem! 

Man kann hierher noch die Fälle rechnen, in denen 
der Reue eine ftrafmindernde, ja felbft ftrafausichließende 
Wirkung zugeftanden worden iſt. Hierher gehört der Fall 
der außergerichtlichen (freiwilligen) Rüderftattung des Ge⸗ 
fohlenen, wo Straflofigfeit eintreten fol. Die Praxis hat 
dieſe Beftimmung ſtreng aufgefaßt, was um fo nothiven- 
dDiger war, als bei andern Verbrechen Die thätige Reue 
nur einen Strafmilderungs-, nicht auch einen Strafaus- 
ſchließungsgrund bildet.21) Die Gefeßbücher von Alten 
burg und Meiningen verlangen, Daß der freiwillige Erſatz 
binnen 24 Stunden geleiftet werden müffe, und bejchrän- 
fen felbft in dieſem Falle Die Wirkung auf eine wenn fchon 
bedeutende Strafmilderung. Der Erjag ſoll aus ‚freiem, 
eignen Antriebe‘ geleiftet fein. Man hat jeden Vorhalt 
des Beftohlenen und einer dritten Perſon für einen Aus⸗ 
ſchluß des freien Antriebs angefehen. Nur bei den nädh- 
ften Verwandten des Diebed hat man eine Ausnahme ges 
macht und Straflofigfeit eintreten laffen, ald 3. B. ein 


wiederholt mitgetheilt und letzterer ihn in defien Folge gezüchtigt 
jatte. Die Neltern ftanten en gutem Rufe und hatten en 

ih fi bemüht, den Sohn zu befiern. 
21) Bei dem Meineive (N. Sahrb. II. 119), — bei der Brand: 
ſtiftung. Hier ift von vollendeten Verbrechen die Mede. Weiter 
enthält der Art. 28 die Vorfchrift, daß ein Verbrecher, welder 
ohne durch äußere Umflände gehindert worden zu fein, von ei⸗ 
nem begonnenen verbrecherifdhen Unternehmen freiwillig wies 
der abſteht, höchftens mit einjähriger Arbeitshausftrafe belegt 
“werben foll, wenn nidht das bereits Gethane für fih ein mit 
höherer Strafe bevrohtes Verbrechen enthält. Das Wort „be: 
gonnen {ft fireng ausgelegt, und nicht auf das delictum perfe- 
ctum ausgedehnt, diefe Beftlmmung daher nicht angewendet 
worden, als eine Mutter in der Abfiht, ihr Kind zu toͤd⸗ 
ten, dvemfelben mehrere Stihe In die Bruft gegeben, von 
weiterer Ausfuhrung aber durch das Jammern des Kindes, das 
fie geruhrt, ſich abhaltere laſſen. — Vgl. noch N. Jahrb. f. 

—* Strafrecht Bd. TU. ©. 93f. 
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Bater feine Tochter, gegen weldye kein Verdacht obwaltete, 
durch Zureden bewog, den Diebftahl, den fie begangen, 
bem Beftohlenen unter Rüdgabe des Geflohlenen zu ge: 
fiehen. 22) Dagegen hat man Freiwilligkeit nicht angenom« 
men, als ein Vater feinen Sohn durch Die Drohung, ihm 
bei der Polizeibehoͤrde anzuzeigen, zur Rüdgabe des Ges 
- flohlenen bewog. Im Mebrigen hat man auf das Motiv 
der Rüdgabe feinen Werth gelegt 22) und insbefonbere - 
fein Geftändniß der Ihat?*) gefordert; daher das Nieder 
legen der Sache in dem Haufe des Beftohlenen, Das ano⸗ 
nyme MWeberjenden ıc. für ausreichend angefehen. Mit 
jedem Einjchreiten des Gerichts oder auch eines Polizei⸗ 
beamten, wenngleich derfelbe nicht zuftändig gemefen, fällt 
die Freiwilligkeit himveg. Der Erſatz fol ferner aus dem 
genen Vermögen des Diebe geleiftet werden. Man hat 
in praxi in der Regel nicht danach gefragt, woher Der 
Verbrecher das Geld zur Erjasleiftung genommen hat, und 
bis zum Beweiſe des Gegentheild eine Erjagleiftung aus . 
eigenen Mitteln angenommen. Bei Darlehnen, fowie bei 
der Erjagleiftung durch den Vater, den Bormund x. ıc. 
(mo eine Zahlung aus dem jebigen ober Fünftigen Der: 
mögen des Schuldigen vorauszujegen ift), hat man Er- 
fagleiftung aus eigenen Mitteln ftatuirt. Beiondere Schwie- 
tigfeiten haben fi in den Fällen der Theilnabme Mehr 
rerer ergeben. Hier können bei einer ohne Vorwiſſen der 
übrigen Theilnehmer von einem derfelben bewirften Ruͤck⸗ 
gabe der Sache oder Erjagleiftung die übrigen Theilneh⸗ 


22) Berfchieden tft die Frage beantwortet worden, wenn Jemand 
wegen eines beftimmten Diebftahle in Unterfuhung befangen, 
ah (ohne Vorhalt des Richters) noch andere Diebftähle ge: 

eht und die Rückgabe des Geftohlenen bewirkt. 

23) N. Jahrb. IV. 206. VI. 473. 477. 

24) Das Gefeh hat nur die Rückgabe verlangt. Freilih kommt 

man hierdurch zu der Anomalie, daß der Verſuch zu beftrafen 

it, ohne daß der Dieb die Strafe abwenden kann. 
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mer nur durch außergerichtliches Geſtaͤndniß der That ge⸗ 
gen ben Beftohlenen an dem Strafausihließungsgrunde 
participiren. Dies ift offenbar ein fehr mißlicher Ausweg. 


VIII. 
Bon den Strafminderung satänden 

Der Erſatz, welcher den Erfordernifien des außerge— 
richtlichen nicht entſpricht, ſoll wenigſtens ſtrafmindernd 
wirken können. Die ältere Praxis verlangte, daß der Er⸗ 
fag mindeftens über die Hälfte ded Betrags geleiftet jein 
müffe. 25) Die neuere Prarid hat Diefen Sa verlaffen, 
die Enticheidung in jedem einzelnen Falle dem richterlichen 
Ermeſſen anheimgeftelt und vorzugsweiſe Darauf gejehen, 
ob der Erſatz durch befonderes Zuthun des Verbrechers 
geleiftet worden ift oder niht. Man hat Daher dem Er- 
fage wenig Beachtung geichenft, wenn die Sache dem 
Diebe abgenommen worden, und ihn ganz unberüdjichtigt 
gelafien, wenn die Sache Dem neuen Erwerber, der fie 
bona fide bejaß, abverlangt wurde. Mit Recht hat man 
im legteren Falle neuerdings darauf nicht geſehen, 2°) ob 
der jetige Inhaber fie entgeltlidy oder unentgeltlich, und 
im erftern Sale, gegen welchen Preis er fie erworben. 
Auch die unentgeltliche Ueberlaſſung hatte ihm volles Ei- 
genthum gewährt. Der mit dem Schaden eines Dritten 
verbundene Erſatz ift nicht ein folcher, den der Dieb jelbft 
geleiftet hat. Dagegen hat man in dem Falle, wenn der 
Eigenthümer die vom Diebe verpfändete Sacye einlöfte, 
den Berluft des Erfteren nur nad) Höhe des gezahlten 
Pfandſchillings berechnet und im Uebrigen Erfab ange: 
nommen. Die neuere Praris Hat den Gefichtspunft, daß 
der Erſatz, der nad) Eröffnung der Unterfuchung geleiftet 


25) N. Jahrb. IV. 226. 
26) NR. Jahrb. U. ©. 257. 
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wird, nur als ein Strafabmeſſungsgrund zu betrachten ſei, 
fireng feftgehalten und Daher z. B. den nad) gefälltem 
Spruche geleifteten Erſatz nicht als eine ſolche neue That⸗ 
fache angefehen, die nothwendig eine Strafherabfegung bes 


"gründe.2%) Die Erfagleiftung ift infofern begünftigt wor⸗ 


den, als man den Gerichten nicht geftattete, vor berfelben 
aus dem Vermögen des Diebes wegen der Unterſuchungs⸗ 
foften ſich zu befriedigen. Allerdings find Fälle vorges 
fommen, in denen die Angeichuldigten, welche das Ber: 
brechen geläugnet hatten, auch eventuell für den Fall ih: 
rer Berurtheilung ihre Zuftimmung zu der Erfagleiftung, 
ja felbft zue Rücdgabe der von dem Beftohlenen als ihm 
entwendet bezeichneten Sadyen verweigerten, weil fie hierin 
ein Zugefländniß ihrer Schuld fanden. Die Erjagleiftung 
und Rüdgabe unterblieb und die Beftohlenen waren ge: 
nöthigt,, troß Der Verurtheilung der Angefchuldigten in 
judicio eriminali (weil fie auf Indicien, nicht auf Ge 
ftändniß geftügt war), im Civilprozeſſe gegen die Ange 
fhuldigten den Beweis des Diebftahld und der Identität 
der geftohlenen Sachen zu führen. 27) 

Andere ausdruͤckliche Strafminderungsgründe kennt 
unjer Geſetzbuch nicht. Auch hat ſich Das Beduͤrfniß nad) 
fpeciellen Abmeffungs»Borfchriften ebenfowenig herausge⸗ 
ftellt, al8 die Beftimmung des Art. 42 beiondern Nutzen 
gewährt hat. Die Richter haben bei Abmefjung der 
Strafe ebenfowohl die Größe der Verlegung, beziehen: 
lich der entitandenen Gefahr, ald die Intenfität und den 


27) N. Jahrb. VI. ©. 350. 


28) Die Nothwendigkeit des Aphäfionsprocefies zur Geltendmachung 
von Schaͤdenanſprüchen in der m elunung oder doch wenig⸗ 
flens von Beflimmungen, durch weldhe dem Straferfenntniffe ein 
Einfluß auf die —2* — der connexen Civilache zugeſtan⸗ 
den wird, hat fi in Sachſen herausgeftellt. Vergl. noch 
N. Archlv des Crim. Rechts, Jahrg. 1852. S. 342 ff. 


vom 30. Raͤrz 1888. : 37. 


Grad der moraliichen Berborbenheit in dem verbrecheri⸗ 
fehen Willen in das Auge gefaßt, und man muß zuge 
ſtehen, daß insbefondere bei den Redhtsiprüchen ber Ap⸗ 
pellationögerichte (welche bei den mit mehr ald dreimonas 
tiger Gefängnißftrafe bedrohten Verbrechen die erfte Ins 
ftanz bilden) das Dberappellationsgericht verhältnigmäßig 
nur felten Beranlaffung zur Strafherabjegung gefunden 
hat. 
RX. 

Merthsermittelung bei den Gigenthbumsverbreden. 

Bei den meliten Eigenthumsverbrechen ift mit Bezie- 
bung auf die zum Requifit erhobene Abficht des Eigenthums- 
Erwerbs die Strafe nach) dem „gemeinen, Der Sache beis 
zulegenden Werthe“ abgeftuft worden. 3) Unter dieſem 
Werthe ift, wie eine conftante Prarid entichieden hat, bei 
Gegenftänden des Handeld und des Verfehrs der Ver⸗ 
faufspreis und keineswegs blos der Einfaufspreis zu vers 
ftehen. 2°) Bei Betrügereien hat man, in Erwägung, Daß 
der Betrüger unbedingt jeden Preis verwilligen werde, nur 
um die Sache, Die er Doch nicht zu bezahlen gemeint ift, 
zu erhalten, nicht ohne Weiteres den ftipulirten Kaufpreis 
angenommen, fondern eine vorherige Befragung des Ber: 
Fäuferd noch für nöthig erachtet. Der gemeine Werth Tann 
verichieden ausfallen, je nachdem er hinfichtlich des Die: 
bed oder des Parthierers zu beftimmen ift, indem 3. B. 
bei Entwendung von einzelnen Theilen eines Gegenftandes 
der Werth derfelben in ihrem Verhältniffe als Beftandtheil 
eines Ganzen zu Grunde zu legen ift, während bei dem 


38) Bol. hierüber N. Jahrb. II. 141. V. 269. 

239) Es waren Denduegn eines Batalogs geftohlen worden. Die 
Anfertigungsfoften betrugen mehr als hundert Thaler, während 
der Tarwerth als Maculatur viel geringer war. Man nahm 
den legteren an. — Bei Büchern nahm man den Netto: Preis 
an. 


! 
Archiv d. Er. R. 1853, III. Gt. V 
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Barthierer nur der abfolıte Wert Der entiwenbeten Sache 
an ſich im Frage fommt (3. B. der Werth eines Theils 
einer noch gangbaren Maichine als Theil derfelben und 
als Metallſtuͤck.so) Die Ermittelung des Werths erfolgt, 
wenn bie Sache in unverändertem Zuftande wiedererlangt 
tft, durch einen Sachverftändigen, außerdem durch Den 
Verlegten, welcher an Eidesſtatt zu verfichern Bat, daß 
feine Schäßung jeiner Ueberzeugung gemäß fei. Bei Ges 
genftänden, die einen Marktpreis haben, bedarf es beions 
derer Schäßung nicht. Es ift nicht zu läugnen, daß dieſe 
Borfchriften oft zu Unzuträglichfeiten geführt haben, und 
ed hat fich bisweilen, wenn die Sache anfaͤnglich von dem 
Verletzten gerwürdert, fpäter aber noch wieder erlangt und 
nun von dem Sachverftändigen geichäßt worben ift, erge 
ben, daß die Tare des Verlegten (nad) welcher Die Strafe 
bemefjen fein würde) zu hoch ausgefallen ift. Andrerſeits 
ift nicht zu verfennen, daß die Sachverftändigen häufig 
jehr niedrig tariven, weil fie den auf jeden Ball bei fofor- 
tigem Verkaufe der Sache zu erlangenden Preis der Sadye 
im Auge behalten. Auch wird, wenn man die Strafbe- 
flimmung nad) dem Werthe im Geſetze nicht ganz aufge 
ben will, 21) ein anderes Ausfunftsmittel ald die Wuͤrde⸗ 
rung durch den Berlegten nicht vorhanden fein. Gegen zu 
große Härten bei der Strafabmeffung fichern Die übergrei- 
fenden Strafläße. 


X. 
&oncurrenz von Berbreden. 


Während bei den Eigenthumsverbrechen mehrere gleich 


30) Ebenfo ift 3. B. bei der Entwendung eines Weinſtocks ans dem 
Meinberge der Werth angenommen werben, den der Weinſtock 
* — 2* — wie er in der Erbe ſtand, nicht ale verkäuf⸗ 
ide Sadıe 

31) Dal. N. Arhiv des Crim. Rechts 1852. = 321 ff. und N. 
Jabrs. f. Saͤchſ. Strafrecht Br. VOL. ©. 2 





vom 30. Mär; 1838. 300 


artige Verbrechen zuſammengerechnet und als ein Verbre⸗ 
chen geſtraft werden, hat man im Uebrigen bei der realen 
Concurrenz im Allgemeinen den Sat quot crimina tot 
poenae feftgehalten. Nur bei einigen Verbrechen hat man 
im Falle der Concurrenz mit beftlimmten anderen Verbre 
hen eine Geſammtſtrafe für Die concurrirenden Verbrechen 
feſtgeſetzt, welche jedoch Höher ift, als Die Strafen: fein 
würden, wenn die Verbrechen einzeln geftraft würden. So 
im Falle der Tödtung oder Körperverlegung bei dem Raube, 
— im alle des in einer Unterfuhung zum Nadhtheil des 
Angeſchuldigten erftatteten eiblichen falfchen Zeugniffes, — 
im Falle gewaltiamer Widerjegung des auf der That bes 
teoffenen Diebed gegen feine Seitnehmung ꝛc. Das Ge 
jeb beichränft den Sa quot crimina tot poenae auf 
den all, wenn die mehreren Handlungen „nicht als Kork 
ſetzung eines und befielben Verbrechens anzujehen find,“ 
ohne Die Vorausſetzungen anzugeben, unter denen ein fort 
geſetztes Verbrechen anzunehmen if. Die Braris hat an 
dem Saße feftgehalten, Daß die fämmtlichen Handlungen 
aus einem und demfelben Entichluffe entiprungen fein muͤſ⸗ 
jen, wenn auch die erfteren nicht unmittelbar in der Zeit 
auf einander gefolgt find. Neben diejer Einheit und Fort⸗ 
Dauer des Entichluffes hat man Dagegen weder Die Iden⸗ 
tität der Perſon des Verlekten noch die Identität des Ge⸗ 
genſtandes als Erforderniß aufgeftell. So hat man Die 
Verleitung mehrerer Zeugen in berfelben Unterjuchung zum 
Meineive, — die Entwendung eines Schlüffeld mittelft 
Erbrechens eined Bureaus und die jpätere Verübung ei⸗ 
nes Diebftahls mitteld des Schlüffels, 2) — die Fort- 


32) Hler wird der letztere Diebflahl zu einem ausgezeichneten. Ebenfo 
wenn Jemand ein Behaͤltniß erbricht, in der Abficht, um nach und 
nad) eine Reihe von Diebitählen an den daſelbſt aufbewahrten 
Sachen zu begehen. In Folge diefer Abſicht find die ſämmtli⸗ 
hen Diebftähle ausgezeichnet und fomit führt die Annahme eines 


B2 
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ſetzung eines an dem einen Tag begonnenen, aber unter⸗ 
brochenen Duells an einem andern Tage, — die Unter⸗ 
ſchlagung anvertrauter Gelder und Faͤlſchung der Rech⸗ 
nungen zur Verdeckung derſelben, oder die Anfertigung 
falſcher Geldpaquete zu gleichem Behufe, — Abſchließung 
eines Scheinkaufs und Inſolvenzanzeige, in welcher der 
verkaufte Gegenſtand weggelaſſen ward, — nicht aber z. B. 
die Nothzucht und ſodann vorgenommene Beraubung einer 
Perſon als fortgefehtes Verbrechen angeichen. Man bat 
hauptfächlic in folchen Fällen in das Auge gefaßt, ob 
das erfte Verbrechen als Vorbereitung des zweiten oder Dies 
ſes als Mittel zur Berdedung des erfteren dienen full oder 
fammtlicdye Verbrechen Mittel zu einem gemeinichaftlichen 
Zwecke in Folge defielben Motivs find. 58). Schwierigkei⸗ 
ten haben fich bei den Fleiſchesverbrechen gezeigt. Al A 
an bemfelben Abende zu wiederholten Malen die B zu 
nothzüchtigen verfuchte, — als A, ein Ehemam, in Folge 
eines Liebesverhältnifies mit der B, mehrmald mit ihr 
eoncubirte, — ald A wiederholt feine Tochter mißbraudhte, 
fand man in dieſen Fällen fortgeſetzte Verbrechen, — nicht 
aber, ald A mehrere der ihm anvertrauten Schulmädchen 
zu unzuͤchtigen Dingen gemißbraudt, ald A (an demiel- 
ben Abende zwar, aber) verfchiedene Perſonen zu nothzuͤch⸗ 
tigen verfucht hatte. Bei der Kuppelei, der gemwerbmäßis 
gen Unzucht, und der gewerbmäßigen Parthiererei nimmt 
das Geſetz felbft ein fortgeſetztes Verbrechen an, obmohl 
es denkbar ift, daß nicht alle Fälle aus demſelben Ents 
fhluffe hervorgegangen find. So ift man aud) bei der 
Medicafterei und der Winfelichriftftellerei und ähnlichen 


fortgefeßten Verbrechens hier zu einer höhern Strafe. Lag jene 
Far cht nit vor, fo find die fpäteren Entwendungen nur ein= 
ache. 

33) Vgl. noch Dr. Krug, über die Concurrenz der Verbrechen ꝛc. 
Leivzig, 1842. 
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Anmaßungen öffentlicher Dienfte verfahren. Ift eines bet 
fortgeießten Verbrechen von Amtswegen; Dad andere nur 
auf Antrag zu unterfuchen und wird leßterer nicht geftellt, 
jo wird Deffenungeadhtet nur das erſte als felbftändiges 
Berbrechen angeſehen und beftraf. So hat man ben 
Sohn, welcher Die feinem Vater entwendete Sache an den 
Dritten verkauft hatte, wegen Betrugs gegen den Käufer, 
— den Sohn, welcher ohne Wiflen feiner Mutter für Diefe 
eingelegte Gelder auf Grund des Empfangicheins der Bes 
börde bei legterer erhoben und zur Verdeckung den Schein 
gefälicht Hatte, wegen der Fälſchung der öffentlichen Ur- 
funde geftraft. — Auch bei der ideellen Concurrenz koͤn⸗ 
nen Die einzelnen verbrecherifchen Acte in der Zeit von 
einander getrennt fein, vorausgeſetzt, daß fle nur als Die 
Beitandtheile derſelben Handlung ericheinen. So hat man 
im Falle einer Widerfegung mit Drohungen oder Gewalt 
die hierbei ausgeftoßenen Beleidigungen in der neueren Zeit 
nicht befonders geahndet. 


XI. 
Ginzelne Berbreden. 

Zu denjenigen Vorſchriften, Die in ber Praris vor⸗ 
zugsweiſe Zweifel erregten und bei denen auch noch jegt 
eine fefte Praxis fich nicht gebildet hat, gehören die Be: 
ftimmungen über den Betrug. Wie an fich die Defini- 
tion des Betrugs verfchiedene Auslegungen fand, fo ift 
über die Orenzlinie zwiſchen Betrug in und außer Vertrags⸗ 
verhältniffen 8%) (indem nur der lebtere von Amtswegen 
unterſucht wird) viel geftritten worden. Das Oberappel⸗ 
lationsgericht hat vor einigen Jahren hierüber verfchiebene 
Säte aufgeftellt und im Sprechen angewendet, 35) ohne 


34) Vol. NR. Jahrb. Bo. VI. ©. 30. 
35) Bol. NR. Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. Bd. V. ©. 125. 
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jedoch Die ſaͤmmtlichen Spruchbehörben des Landes beſtim⸗ 
men zu können, dieſe Säge gleichfalls anzuwenden. Bel 
‚der Erklärung des Begriffs Betrug war ed insbeſon⸗ 
dere Dad von dem Geſetze gebraudyte Wort „Thatſache,“ 
welches zu vielfältigen Zweifeln Anlaß gab. 3%) Wie man 
bier mit Recht denjenigen nicht ftrafte, der mit dem Be 
wußtfein, ein Darlehen nicht zurüdzahlen zu fönnen, den- 
noch ein ſolches aufnahm, dafern er nur nicht noch bes 
fondere Täuſchungen gebrauchte, 37) fo ging man anderer: 
feit8 wohl zu weit, wenn man aud) denjenigen nidjt firas 
fen wollte, der in ein Wirthshaus Fam, dafelbft (ohne ein 
Wort über jeine Zahlungsunfähigkeit zu Außen) Speiſe 
und Trank fich verabreichen ließ und dann das Weite 
fuchte. Hier liegt in dem Verlangen der Speije Die Ers 
flärung, daß man Diefelbe zu bezahlen im Stande jei, und 
Daher die Simulation eined thatfächlicdyen Verhaͤltniſſes, 
und zwar unter Verhältnifien, wo man Die Wahrheit zu 
fagen verpflichtet war.38) Dagegen iſt e8 mit Recht nicht 
für Betrug erachtet worden, werm Jemand nur geichehen 
ließ, daß zu feinem Vortheile von einem Dritten in Folge 
eines Irrthums deſſelben eine Handlung vorgenommen ober 
unterlaffen wurde. Allein man ging wieder zu weit, wenn 
man in der durch eine befondere Thathandlung ausgedrüds 
ten Annahme des Vortheils nicht eine ſolche Beftätigung 
des Irrthums erblidte, welche einer Erzeugung des Irr⸗ 


86) Vgl. N. Jahrb. Br. V. S. 480. — Als Thatfache hat man bie 
Angabe des (fingirten) Zwecks eines gebetenen Darlehens nicht 
Ale obfhon durch ihn der Andere zur Darleihfung von 
Geld bewogen worden war. 

37) Als folde Hat man jedoch die VBorfpiegelung günftiger Ausfichten 
und Hoffnungen nicht angefehn. 

38) Daffelbe gilt von Verlangen irgend einer Leiftung bei Gewerbs⸗ 
leuten, 3. B. die Beftellung und Annahme einer Fuhre bei eis 
nem Lohnkutſcher, auch wenn der Beftellende nad dem Preiſe 
nicht frug und über feine Geldverhältniſſe ſich nicht ausließ. 
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thumo ſelbſt gleichgeſtellt werden koͤnne. Allerbings wird 
der Richter hier cum grano salis verfahren müflen und 
nicht 3. B. den mit Strafe betegen, welcher von dem Ans 
dern ein Gefchenf nimmt, was dDiefer ihm in dem Irrthume, 
Daß er das große Loos gewonnen habe, verabreicht. Das 
dloße Verſchweigen endlih wird nur dann einen Betrug 
begründen, wenn daſſelbe die Verlegung einer beiondern 
Pflicht zur Wahrheitsangabe enthält.) — in Betreff 
der Betrügereien bei Verträgen fcheint der zuerft von 
Krug zur Erklärung des Art. 246 aufgeftellte Hauptiag 
das richtige Moment getroffen zu haben. ‚Betrug bei Eins 
gehung eined Vertrags, wo dieſer ſelbſt nur als Tau 
fhungsmittel benugt*%) ift und der Betrüger gar nicht Die 
Abſicht hatte, fich zu verpflichten, er vielmehr ſich nur im 
den Befiß der Sache jegen und ſeinerſeits der Vertrags 
pflicht nicht nachkommen wollte, koͤnnen als Betrug bei’ 
Verträgen nicht angefehen werden und Die Schonung 
nicht beanfpruchen, welche in Betreff ber: Betrügereien bei 
Verträgen die Rüdfiht auf Handel und Berfehr wün- 
ſchenswerth madht.*1) Bei dieſen letzteren Betrügereien 


39) Das D. A. ©. hat feinen Betrug angenommen, ale Jemand 
wiſſentlich ein bereits mit einem Gewinne ne 
Kotterieloos von dem hiermit noch unbefannten Zotteries&ollecteur 

e 


gefauft hatte. 

40) Hierher gehören (jedoch nicht ausjchlieglih) die Fälle, wo ber 
Betrüger ſich für einen Anderen oder für deflen Beauftragten 
ausgegeben und dadurch den andern Eontrahenten zur Einge⸗ 

ae Vertrags und Erebitertheilung beivogen. Beabfichtigte 

der Thäter nur die leßtere, fo Liegt ein fogenannter (milder zu 
beurtheilender und nur auf Antrag zu unterfuchender) Erebit- 
betrug vor, defien Strafe nach der muthmaßlichen Höhe des ges 
zogenen Gewinns zu bemefien ift. 

#1) Das Oberappellationsgericht fagt dagegen, daß das Eriminalge: 
ſetzbuch für die Eriftenz eines Vertrags Feine andern Merkmale 
auffielle, als das Civiltecht und es müfle daher, wo ein Rechtes 

ſchäft vorliegt, das in feiner äußeren Erſcheinung das gegen⸗ 
eitige —— der Contrahenten darbiete, auch für den 
Criminalrichter ein Vertrag als vorhanden gelten. 
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will der Betrüger nur übervortheilen, nicht der Ber 
tragspflicht felbft fich entziehen. Hierher find die Falle zu 
rechnen, wo bei Vollziehung des Geſchaͤfts Dem andern 
Contrahenten argliftigermeije flatt bed behandelten Ger 
genftandes ein anderer, minder werthvoller unterge- 
[hoben oder der andere Theil unter Umftänden übers 
vortheilt worden ift, aus denen die Abficht hervorgeht, 
fi) dem Anfpruche auf Entichädigung zu entziehen, ober 
wo bei Eingehung des Vertrags die Täufchung auf folche 
Kigenichaften einer Sache oder Berfon fich bezieht, welche 
ausdrüdlic zur Bedingung ded Geſchaͤfts gemacht wor⸗ 
den find. Wegen anderer Täufchungen bei Berträgen kann 
jedes ftrafrechtliche Einfchreiten entbehrt werden. Die ci- 
vilrechtlichen Klagen gewähren hier, foweit überhaupt nd- 
tbig, ausreichende Hilfe zur Ausgleichung der Rechtöver- 
legung, die innerhalb der Vertragsgrenzen ftehen geblies 
ben ift. — Die Eintheilung der Verträge in ein- und 
zweifeitige, von welcher das Crim.⸗Geſetzbuch eine Ver⸗ 
fehiedenheit der Vorausſetzungen Des ftrafbaren Betrugs 
abhängig macht, kann biejelbe nicht rechtfertigen; +?) am 
wenigften kann der Unterfchied zwiſchen denſelben rüdfichts 
lich der Eingehung des Vertragd gebilligt werden. 4°) Hat 
Jemand auf eine betrügliche Weiſe, jedoch innerhalb der 
Bertragsverhältniffe, eine Sache in feinen Beſitz gebracht, 
jedoch dergeftalt, daß er fie nad) der civilrechtlichen Form 


42) Das Oberappellationsgericht hat die betrügliche Verleitung zur 
Eingehung eines zweifeitigen Vertrags an ſich nicht für ſtraf⸗ 
bar erachtet. 


45) Als einen verfuchten Betrug hat man folgende Handlung be⸗ 

) ftraft. A nn. einer Pferdeauction vier Pferde erfichen. Um 

die übrigen Käufer zu täufhen, ſchleicht er fih in den Stall, 

Schlägt den Pferden Nägel in den Su und bewirkt, daß fie hin⸗ 

fen. Gr würde fpäterhin leicht die Nägel wieder befeitigt ha⸗ 

ben. Er wollte die Pferde billiger erſtehen. Die Urſache des 
Hinkens warb noch vor der Auction entvedt. 
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ded Bertrags nicht als die feinige befaß, fo hat Das Ober⸗ 
appellationdgericht (wenn bei dem Mangel des Strafans 
trags der Betrug ſelbſt nicht beſtraft werben konnte) in 
der Veräußerung oder dem Verbrauche der Sache eine 
(von Amtswegen zu beftrafende) Unterſchlagung gefunden. 

Nicht minder wünfchenswerth erfcheint eine Umarbei⸗ 
tung der Vorſchriften über Die Urfundenfälidhung. 
Das Geſetz unterjcheidet zwilchen dem Falle der Faͤlſchung 
und dem Falle, wo der beabfichtigte Erfolg bereits erreicht 
ift, und die Praxis hat den Fall, wo der Yälfcher von ber 
Urkunde Gebrauch gemacht, ohne feinen Zwed zu erlangen, 
als Verſuch des im zweiten alle bedrohten Verbrechens 
betrachtet. Der erfte Fall ftellt fi, als eine mit befon- 
derer Strafe bedrohte Borbereitungshandlung dar. Das 
Geſetz bezeichnet die Fälfchung als ausgezeichneten Betrug, 
erachtet aber jeden Bortheil des Yälfchers für einen ſol⸗ 
hen, auf den der Thatbeftand der Fälfchung pafle, und 
ſpricht bei der Fälſchung von Privaturfunden nur im All 
gemeinen von „rechtswidriger Abficht,“ worin man den 
Gegenfab des fcherzweife oder unbedachten Handelns ges 
funden und daher den Begriff der Faͤlſchung weit ausge: 
dehnt Hat. Meber den Begriff der Urkunde ift auch man- 
nichfacher Zweifel entftanden. Unter öffentlicher Urkunde 
bat man jede von einer im Staate angeftellten und ver- 
pflichteten Perſon innerhalb der Grenzen ihred Berufs 
über eine zu leßterem gehörige Angelegenheit ausgeftellte 
Seriptur verftanden. Man Hat die Unterichrift oder Das 
Siegel der Behörde für ausreichend erachtet, auch wenn 
im erfteren Falle ein fingirter Name des betreffenden Bes 
amten unterzeichnet gewefen iſt.“) Ebenfo hat man bei 





44) Als Falſchung hat man es angefehen, als Jemand von einem 
bereits caffirten Stempelbogen die Caflationsbemerfung wegra- 
dirte und ihn nun als einen noch nicht gebrauchten verwen 


f 


! 
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Brivaturfunden die Unterfchrift +5) nicht für noͤtchig erach⸗ 
tet, wenn aus dem Inhalte derſelben Die Perfon, von 
welcher fie angeblich verabfaßt fei, fich Deutlich ergiebt und 
fie daher geeignet ift, den, welcher fie lieft, in den Blau: 
ben zu verfegen, daß fie von Diefer Perſon herrühre. 49) 
Schreibt Iemand eine Urfunde unter eignem Namen, je 
doch im vorgeiplegelten Auftrage eines Dritten, jo hat man 
mit Recht nicht Fälfchung, fondern Betrug angenommen. #7) 
Die Selbftbilfe wird von Amtswegen unterjucdyt 
und mit Gefängniß bis zu ſechs Wochen oder verhälmiß- 
mäßiger Geldbuße beftraft. Dieie Beftimmungen haben 
ſich nicht bewährt. *) Sie ftehen im Widerſpruche mit 
dem Volfsbewußtfein und führen deshalb auch zu Härten, 
weil Die Grenze zwifchen erlaubter und unerlaubter Selbſt⸗ 
hilfe oft Sache gelehrter Streitigkeiten und ſonach dem 
allgemeinen Rechtsbewußtfein ſchwer erfennbar if. Die 
Beitimmung, daß von Amtswegen verfahren werben fol, 
führt zu einer Menge in der That von dem öffentlichen 
Interefie nicht gebotenen Unterfuchungen. Sie führt auch 
zu ſeltſamen Eollifionen. Eine Ehefrau, die bei der einſt⸗ 
weiligen Trennung von ihrem Ehemanne defien Sachen 
heimlich ſich aneignet und hierbei auch ihre eigenen Sar 
‚ben mitnimmt, wird wegen bed Diebftahld ohne Antrag _ 
ihres Ehemannes nicht beftraft, aber wohl deshalb von 


45) Ob die Perfon, in deren Namen der Brief unterzeichnet iſt, 
exiftirt oder nicht, hat man für gleichgiltig erachtet. 


46) Die unbefugte Ausfüllung eines gebrudten Quitungsformulars 
hat man als Fälſchung geftraft. 


47) Ebenſo bei Anfertigung eines Scheinfaufs ꝛc. Gibt der Ver⸗ 
faffer einer bei Gericht eingereichten Schrift für einen Advoca⸗ 
ten fich fälfchlih aus, fo liegt in der Unterfchrift feine — 
ſondern Erdichtung eines perfönlichen Verhaͤltniſſes. Schr 
er aber unter die Schrift den Namen eines Advocaten, fo liegt 
eine Zälfhung vor. * 


48) Bol. noch N. Jahrb. f. Saͤchſ. Strafrecht, Bo. I. Heft 2.3. 
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Amtöwegen zur Unterſuchung und Strafe gezogen, weil 
fie ihre eigenen Sachen ofme Vorwiſſen des Ehemannes 
mitgenommen. | 

Die Bedrohbung*) mit widerredhtlihen Handlun⸗ 
gen fol, wenn fie nicht in ein anderes Verbredyen über 
geht, mit Gefaͤngniß von ſechs Tagen bis zu einem Jahre 
oder Arbeitshaus bis zu vier Jahren geftraft werben. Es 
laßt ſich nicht verfennen, Daß man einen zu ausgedehnten 
Gebrauch von dieſer Beflimmung in Folge ihrer großen 
Allgemeinheit gemacht hat. Ganz abgefehen von den Faͤl⸗ 
fen, in weldyen der Minimaljag zu hoch erfcheint (4. B. 
bei Drofung mit geringen Thätlichfeiten, deren Ausführung 
nur mit fechstägiger Gefängnißftrafe geahndet werben 
würde), hat man nicht felten außer Acht gelaflen, daß 
dergleichen Bedrohungen nur vermefjene Redensarten find, 
in denen fid) der Unmuth oder der Zorn des ungebildeten 
Menichen Luft macht, ohne Daß durch fie der Bedrohte, 
der überdies nicht allemal von ihnen Kenntniß erhält, noch 
erhalten follte, in feiner Sicherheit fich gefährdet erachtete. 
Das neue Thüring'iche Strafgeſetzbuch beftimmt im Art. 
160: „Bedrohung mit widerrechtlidhen Handlungen aus 
Haß, Feindichaft, Neid oder Muthwillen, wobei Feine Hand- 
tung, Duldung oder Unterlafjung des Andern zu erreichen 
beabfiytigt wird, find, wenn fie irgend eine Beſorgniß zu 
erregen geeignet find ꝛc.“ Die Vorfchrift über die Des 
Drohung fteht nicht allenthalben im richtigen Verhaͤltniſſe zu 
andern Verbrechen, bei denen Die Drohung mir als Mits 
tel zu dem Zwede ericheint, deshalb aber nicht milder ge 
firaft werden kann, als wo fie ohne befondern Zweck außs 
geftoßen wird, 3. B. bei der Widerfegung mittelft Dro⸗ 
Hung gegen die öffentliche Autorität, wo man zu der Sons 
derheit gelangen Tann, die Widerfegung unter Drohung 


49) N. Jahrb. Br. II. ©. 362 ff. 
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mit (vielleicht jogar gegenwärtigen) Nachtheilen milder zu 
beftrafen, als die Bedrohung eined Privatmanns mit viel 
leicht Fünftigen Uebeln. Die Vorfchriften über die Be 
Drohung müffen fo eingerichtet werden, daß fie als der 
Schlußftein zu den BVorfchriften über die durch Drohung 
auszuführenden Verbrechen ericheinen und zugleich die no- 
thige Verbindung mit Dem Vergehen der Röthigung 
bilden. Das lehtere liegt nach Art. 168 vor, wenn Je 
mand ohne Recht oder mit Ueberfchreitung der Grenzen 
feines Rechts Förperlichde Gewalt oder Drohungen anwen⸗ 
det, um Jemanden zu einer Handlung, Duldung oder Un; 
terlaffung zu nöthigen. Es joll nad) der Anficht der Pra⸗ 
xis gleicdhgiltig fein, ob der Vortheil ein erlaubter oder 
unerlaubter geweſen, und man findet den Unterjchied zwi⸗ 
ſchen dieſem Verbrechen und dem der Erpreſſung haupts 
ſaͤchlich darin, daß bei der Erpreffung jedenfalls ein uns 
erlaubter und überdied vermögensrechtlicher, zur Ziffer zu 
beingender Bortheil vorausgefeht werde. Dagegen hat 
man bei der Erpreffung feineswegsd ein unerlaubted Mit 
tel als nothwendig bezeichnet, wie Das Geſetz felbit als 
Mittel der Erpreſſung Bedrohung mit Klagen aufführt. 
Der Kreid der Handlungen, welche hierdurdy der Nöthis 
gung zugewielen werden, ift ziemlich groß. Wie einerjeits 
hierher ſehr fchwere Bälle gehören, (4. B. Bedrohung 
mit fchweren Mißhandlungen zur Erreichung eines uner- 
Inubten, aber nicht zur Ziffer zu bringenden Vortheils), 
wo dad Straf-Marimum von 6 Monaten Gefängniß zu 
dem der Erpreffung von 6 Jahren Arbeitshaus außer Ver⸗ 
haͤltniß fteht, fo ift andrerfeitd die Fafſung des Art. 168 
fo weit, daß auch Fälle Hierher gerechnet werden, in Denen 
eine Strafbarfeit nicht anzunehmen if. Der, welcher ben 
Andern bedroht, ihn wegen des verübten Diebftahls anzu⸗ 


50) N. Jahrb. IT. ©. 112 f. 392 f. 
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zeigen, werm er ihm nicht Erſatz leiſte, überichreitet bie 
Grenzen feined Rechts; begeht aber gewiß feine ftrafbare 
Handlung. Ebenfo, wenn die Geichwächte von dem 
Schwaͤngerer unter der Drohung, das Verhältniß der Ehe: 
frau deſſelben mitzuthellen, Die ihr gebührenden Alimente 
für das Find verlangt. Dagegen wird der, welcher eine 
in einem einfamen Haufe wohnende Frau überfällt und 
von ihr den Beiſchlaf umter der Drohung, das Haus ders 
felben anzuzünden, erzwingt (wobei leicht Die Frau ohne 
alle Mittel, ven Brand zu verhindern, fein kann), nur wes 
gen Röthigung beftraft. Die letztere Erwägung führt auch 
zu der Frage, ob — wenn man nicht mit den Straf: 
Maximis bei anderen verwandten Verbredhen nachhelfen 
will — bei der Nothzucht und dem Raube die Beichrän- 
fung auf Drohung mit Nachthellen für Leben und Ge 
fundheit des Angegriffenen oder der Angehörigen deſſel⸗ 
ben beibehalten kann. Iſt weder der Zweck, deſſen Er⸗ 
reichung durch die Gewalt herbeigefuͤhrt werden ſoll, ein 
widerrechtlicher oder Doch ein unftttlicher, 51) noch enthält 
die Gewalt oder die Drohung, wenn fie ausgeführt würde, 
etwas Widerrechtliches, fo kann von einer Strafbarfeit 
ſchwerlich Die Rede fein. 

Der Meineid52 gehört leider! auch in Sachſen zu 
den practifch wichtigften Verbrechen, wenngleich nicht ſel⸗ 
ten Denunciationen wegen dieſes Berbrechens nur zu dem 
Zwede angebracht werden, um in der Unterfuchung durch 


51) A bedroht die B mit Anzeige wegen eines Diebftahls, wenn fie 
fih ihm nicht preisgebe. 

52) Demfelben iſt das Vergehen ber wahrheitswibrigen Ausfage 
(Art. 325) nahe verwandt. Sie wird jedoch nicht geftraft, wenn 
die Ausfage die Angelegenheit des Ausfagenven ſelbſt betrifft. 
Die Anftiftung zur wahrheitsrwidrigen Ausfage in Criminalſachen 
wird deshalb, weil Hier die Vereldung der Zeugen nicht unbe: 
dingt vorgefhrieben iſt, nicht ohne Weiteres als (verfuchte) Anz 
fiftung zu einem Meineide betrachtet. 
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das inquiſiloriſche Einfchreiten des Richters Momente und 
Beweismittel zu gewinnen, mit Denen Dann der verlorne 
Civilprozeß wieder aufgenommen und eine günftigere Ent 
ſcheidung vorbereitet werden könne. Die Praris hat bei 
Diejem Verbrechen anerfannt, Daß nicht Die objective Wahrs 
beit des Inhalts des Eides, fondern lediglich) die Ueber⸗ 
zeugung des Schwörenden — ſowohl zu jenem Vortheile 
als zu feinem Nachtheile — in Betradht komme und das 
ber insbefondere die Einwendung, daß der Inhalt des Ei⸗ 
des wahr jei und der Schwörende ihn nur nicht für wahr 
gehalten habe, nicht beachtet. 53) Weiter hat man bei den 
fogenannten Eredulitätss@iden den Schwörenden, welcher 
Aber Die Richtigkeit feiner Anficht Zweifel hegte und 
deshalb die weiteren Erkundigungen unterließ, um nicht 
eine jeiner jetigen Anſicht widerftreitende und die Eides⸗ 
leikung verhindernde Ueberzeugung zu erlangen, eined voll 
endeten Meineides für fchuldig erachtet.) Demnädft hat 
man aud) demjenigen, welcher den Richter über jeine Eides⸗ 
unmuͤndigkeit getäufcht und einen falfchen Eid geleiftet hatte, 
die Unmündigfeit nur infoweit, als das Strafgeſetz übers 
haupt fie als Strafminderungsgrund anfieht, zu Statten 
fommen laffen, nicht aber wegen der Eidesunmündigfeit an 
fid) eine Milderung der Strafe wegen Meineids für zus 
laͤſſig erachtet. 55) Dagegen bat man bei der Frage über 
den Beweis des Meineids, in gleichfalls fachgemäßer Ers 
wägung der Natur des Eides, nicht mit folchen Beweiſen 
fi) begnügt, bei denen im Civilproceſſe doch immer nur 
ein Reinigungseid auferlegt worden wäre. Auch bei dieſem 


53) N. Jahrb. IM. 119. 356. 
54) Meisfes Rechislericon |. v. Meineid, Bd. VII. S. 184. N. Jahrb. 
Br. VI. ©. 5sf. 


65) N. Jahrb. IL 397. — Bol. noch N. Archiv f. d. Criminal: 
u Sahrg. 1848. ©. 374 ff. Weisfes Rechtslexicon a. a. O. 
. 181. 185. 
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wirb einiger Beweis gegen den Juraturus vorliegen. IR 
dieſer aber nicht einmal flarf genug, dem Gegner den Er: 
füllungseid zuguerfennen, fo kann er noch weniger ausrel- 
hen, eine Berurtheilung in der Straffache zu begründen, 
ja, eonjequent durchgeführt, eine völlige Freiiprechung zu 
verhindern. — Bel dem leichtfinnigen (Falſch⸗) Eide Hat 
man den Beweis der objectiven Unwahrheit erfordert, 56) 
und damit, daß der Juraturus mur in einer fittlich nicht 
zu rechtfertigenden Trägheit oder Leichtiinnigfeit den Eid 
ohne langes Bedenken geleiftet habe, fi) nicht begmügt. — 
Die Incompetenz der Behörde, welche den Eid abgenom⸗ 
wen hat, ift nicht beadktet worden. — Die Eidesformel 
anlangend, fo hat man die Eingangsworte („ich ſchwoͤre 
zu Gott“ ꝛc.) nicht für Die entfcheidenden und Daher einen 
Eid für formell beftändig angefehen, in welchem dieſe Worte 
fehlten. 57) Die eigentliche Schwurformel „So wahr mir 
Gott helfe ꝛc.!“ ift in der Regel bei allen chriftlichen Con⸗ 
feffionen — ohne Unterſchied beibehalten worden. — Der 
Widerruf des Meineids gilt nur dann als Strafminderungss 
grund, wenn er aus eignem Antriebe und ehe noch ein 
Rechtsnachtheil für einen Andern entftanden, erfolgt. Bel 
den Schieds⸗ und Zeugeneiden im bürgerlichen Proceſſe hat 
man — voraudgejegt, Daß das Urtheil überhaupt auf fie 
geftügt worden war, was bei Zeugenausfagen nicht ſtets 
der Fall fein wird — mit der Bekanntmachung des Ur: 
thels ‚einen Recdhtsnachtheil für den Gegner des Meineidi⸗ 
gen angenommen. In einer Denunciationsſache war Dex 
Denunciat nad) vorgängiger Leiftung Des purgatorii frei 


56) Hatte bei dem Crebulitäts-Eide der Schwörende nur eine Ge: 
legenheit verfäumt, fich befier von dem Sachverhalte zu unter⸗ 
tihten, und in deſſen —5 eine Unwahrheit eidlich verſichert, 
ohne an der Wahrheit ſelbſt zu haben, ſo liegt ein 
leichtſinniger Credulitaͤts⸗Falſcheid vor 


57) Weiskes Rechtslexicon a. a. O. 
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geſprochen worden. Als fpäter ber Denunciat freiwillig 
den Meineid einraͤumte, nahm man an, daß mit der Frei⸗ 
ſprechung bereits ein Nachtheil für den Staat, der in ſei⸗ 
nem ſtrafrechtlichen Intereſſe verletzt worden, entſtanden ſei. 
Die Vorſchriften über Die Körperverlegung haben 
vielfache Zweifel hervorgerufen. Es ift hier von „Gefahr,“ 
„nachtheiligen Folgen,“ „bleibendem Nachtheile,“ „Bers 
ſtuͤmmelung,“ „auffallenden Berunftaltungen” Die Rebe. 
Unter Gefahr hat man keineswegs „blos Den eingetretenen 
Erfolg, fondern vorzugsweile die Beiihaffenheit und den 
Eharafter der Handlung, ohne Rüdiiht auf den Erfolg 
im concreten Falle, verftanden, Dagegen ald „nachtheilige 
Folgen” nicht jede, ohnedem mit einer Körperverlegung 
nothwenbig verbundene, fondern eine erheblichere Benach⸗ 
theiligung der Geſundheit angejehen. Unter bletbendem 
Nachtheile hat man einen ſolchen Nachtheil begriffen, der 
zur Zeit des Verſpruchs der Unteriuchung nicht gehoben 
und zu deffen Befeitigung nad) dem Ausſpruche des Arz⸗ 
tes Feine gegründete Hoffnung vorhanden war. Dabei ift 
Das Wohlbefinden Des Verletzten im Verhaͤltniſſe des Ges 
fimden zum Kranfen als maßgebend und 3.2. Das Aus⸗ 
ſchlagen eines Zahnes nicht als bleibender Nachtheil, ſon⸗ 
dern nur als nachtheilige Folge fuͤr die Geſundheit ange⸗ 
ſehen worden. Ebenſo hat man wohl hierher zugefuͤgte 
»Brüuͤche, nicht aber hierher und auch nicht zu den auffal⸗ 
Ienden Berunftaltungen bloße Narben gerechnet. 59) Lebens» 
gefährliche Körperverlegungen, welche, obichon geheilt, Doch 
jedenfalls vie Lebensdauer des Verletzten verfürzen, — 
welche das Geſetz nicht ausdrüdlich erwähnt, — find nur 
mit Arbeitshaus bis zu vier Jahren als Zufügung eines 


58) Als Zufügung „bleibenden Nachtheils‘ hat man das Abbeißen 
eines Stũckchens des Ohrläppchens, die BVerfteifung eines Fin⸗ 
gers angeſehen. 
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bleibenden Nachtheils geftraft worden. Dagegen iſt z. B 

ein Ehemann, welcher feiner Frau aus Bosheit und abs 

fichtlich Die Naſenſpige abbiß, wegen beabfichtigter und 

eingetzetener auffallender Berunftaltung nach Art. 132.5; 

woſelbſt für dieſe Fälle vier bis zwanzig Jahre Zuchthaus 

erften Grades angedroht find, mit achtjähriger Zuchthaus: 
ftenfe belegt worden. Eine fernere Lüde enthält das Ges 
ieh in Betreff der Fälle, in denen in Folge der Verlegung 
ber Tod des Beichädigten, wenn gleich folcher weder beab- 

Achtigt noch vorherzuſehen war, eingetreten if. Man hat 

diefe Fälle unter die Beftimmung von Rr. 459) geftellt, 

indem man jagt, daß der Verluft des Lebens den Vers 
beft der umter 4 bemerften Güter überwiege und nicht 
milder als Diefer geftraft werden Fönne. 6%) — Zu dieſen 

Zweifeln und Schwierigkeiten fommt nun die Frage, was 

iſt überhaupt eine Körperverlegung? Wie unterſcheidet fie 

fi) insbeſondre von der Realinjurie? — Ueber den dolus 
indirectus bei dieſem Berbrechen haben wir ichon oben 
geiprochen. — Sörperverlegung bei Raufbändeln, wo Die 

Urheber. ruͤckſichtlich der einzelnen Berlegungen nicht aus⸗ 

zumitteln find, joll milder beftraft werden. Man bat jes 

doch dieſe Beſtimmung ebenfowenig wie die über Tödtung 
bei dem Raufhandel angewendet, wenn ber Rauferei eine 

Verabredung zu derjelben (3. B. um ſich an einigen Der 

anmefenden Gäfte in einer Gaftwirthfchaft zu rächen) oder 

wohl jelbjt ein Binterliftiger Ueberfall vorausging und nun 
die Angegriffenen jich zur Wehre ſetzten, hierbei aber Die. 

ſelben verlegt wurden. 81) 

59) Dafelbft find 2 — 6 Jahre Zuchthaus IT. Grades le den Fall 
gebroht, wenn ber Verletzte (ohne daß ſolches beab tigt war, 
tenn fonft tritt Nr. 5 ein, wo Zuchthaus 1. Grades zu 20 
Jahren angebroht iſt) in Folge der Beichäbigung — Seiten 
Ele a oder in eine unheilbare Geiſteskrankheit verfeßt 


60) Bol. noch Jahrb. ©. 265 f. 
61) Das Oberappellationsgericht entſchied in einem Falle, — wo 


Archiv d. Er. N. 1853. II, &t. W 
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Die Parthiererei und Hehlerei iſt als Be: 
günſtigung von Verbrechen gegen das Eigenthum auf 
gefaßt worden. Wie nun ſchon die Begänftigung durch 
die ihr angewiefene Stellung zu dem Hauptverbrechen in 
eine fchiefe Lage geraten iit, fo tritt ſolches noch insbeſondre 
bei der Barthiererei hervor. 2) Der Parthierer hat zus 
meift nur feinen eigenen Vortheil im Auge und befümmert 
fich nicht Darum, unter welchen fpeciellen limfländen der 
Verbrecher die Sache erlangt hat. Er will wehlfeil Tau- 
fen, um mit Gewinn die Sache zu verwerten. Es liegt 
daher fein Grund vor, den, der eine geftoßlene Sache ge- 
fauft hat, deshalb Härter zu flrafen, als einen andern 
Parthierer, weil er gewußt habe, Daß die Entwenbung pur 
Nacht mittelft Erbrechens ꝛc., alfo auf erſchwerende Weiſe 
verübt ſei. Der, welcher Die Sache von Parthierer mala 
Side fauft, ſteht noch weniger in einem foldhen Berhält- 
niſſe zum Diebftahle. Cbenfowenig follte die Strafbarteit 
des Parthierers davon mit abgängen, wie viel — nady feiner 
Wiffenichaft — geftohlen worden ift, 63) fondern nur da⸗ 
von, wie viel er von dem Geftohlenen an ſich gebracht hat 
und um welchen Preis ıc. Das Geſetz verlangt, daß ber 
Parthierer gewußt Habe, daß die Sache geftohlen x. 
jet. Man hat jedoch mit Recht Hier der Wiffenfchaft Die Ver⸗ 
muthung in Betreff des unreblichen Erwerbs gleichgeftellt. 6%) 


mehrere Burfchen fich verabredet und felbft mit Stangen, Mef: 
fern u. dgl. ſich Hierzu bewaffnet hatten, die Soldaten auf einer 
Gaſtwirthſchaft zu überfallen, einer der Soldaten hierbei aber 
durch einen Meferfich getödtet werden war, — daß hier feine 
Zödtung im Raufhandel vorliege und der Urheber der Verlegun 

die Todtung mindeftens dolo indirecto verfhulvet habe. Vg 

noch die Eutfcheidung des Appell. Gerichts zu Eifenach. N. Jahrb. 
f. Sächſ. Strafreht Bd. VI. ©. 258 f. 


62) N. Jahrb. IV. 138. V. 249. 
63) N. Jahrb. V. 471. VI. 351. 
64) Non posse eum intelligi (bonae fidei possessorem, qui super 
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Außerdem wuͤrden gerade die Parthierer, welche geflifient- 
lich jede Befragung deſſen, der ihnen Die Sache anbietet, 
vermeiden, am ficherften vor der Strafe fein. Die Wit 
ſenſchaft oder Vermuthung muß zur Zeit bes Erwerbes 
der Sache vorhanden fein. Die fpätere Kunde von dem 
Verbrechen macht den Befiber, auch wenn er die Reda- 
mation des Eigenthümers ruhig abwartet, nicht firafbar, 
dafern er nicht nunmehr Die Sache, um das Bindicatione- 
recht Des Eigenthuͤmers zu vereiteln oder auch ſich vor 
Schaden zu bewahren, verbirgt, weiter verfauftl. Zu eng 
iſt die Beſtimmung, daß bei Eheweibern und Sindern Der 
Verbrecher das Empfangen des nöthigen Unterhalt aus 
den geftohlenen Sachen für feinen unerlaubten Gewinn am 
geiehen werben ſoll, da oft noch andere Famtlienmitglieder im 
Hauſe des Verbrechers find, denen er Unterhalt — ſelbſt nach 
den civilrechtlichen Beftimmungen ober Doch wenigſtens aus 
Berwandtenpfliht — zu geben verpflichtet oder gewöhnt 
iſt; und es liegt felbft fein Grund vor, hier die Braut 
oder Die Concubine auszufchließen. — Als unerlaubter Ge⸗ 
winn und Barthiererei ift Das Erborgen geftohlenen Geldes 
angeiehen, Dagegen in Betreff ded,Erborgend des aus dem 
Berfaufe der geftohlenen Sachen gelöften Geldes gezwei⸗ 
felt worden. 

Zu Zweifeln haben auch die Beitimmungen über Die 
Befreiung der Gefangenen (Art. 109) Veranlaſſung 
gegeben. - Die Selbftbefreiung unterliegt nur disciplineller 
Ahndung. 65) Wie aber, wenn mehrere Gefangene mit 


jure possessiones vacillet ac dubitet. (c. 10. Cod. de acqu. 
et retim pos3.). 


65) Die Befreiung, durch Gewalt wird härter als die Befreiung 
obne foldhe beraft. Unter Gewalt werden auch nach der Pra⸗ 
xis Drohungen verftanden. Ueberhaupt wird in dem Geſetzbuche 
das Wort ‚Gewalt‘ bald ohne alle weitere Bezeichnung, bald 
nur für die phyſiſche Gewalt gebraudit. 


2 
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gegenſeitiger Unterftügung ſich befreien? Wan hat hier 
den Artikel angewendet, da jeder für den Andern Behufs 
deffen Befreiung thätig geweſen iſt. Ein Geiftlicher, wel⸗ 
her eigenmächtig einem Gefangenen Urlaub ertheilt und 
ben Gefangenwärter angewieſen batte, ihn zu entlaffen, 
wurde, da durchaus nicht Die Abficht vorlag, ihn der Strafe 
und der obrigfeitlichen Gewalt zu entziehen, nicht mit 
Strafe belegt. Borzügliche Zweifel erregte das Ver⸗ 
haͤltniß dieſer Beftimmungen zu Denen über die Begünftt- 
gung. Bei einer Befreiung ohne Gewalt tritt nach Art. 
109 hoͤchſtens einjährige Gefängnißftrafe ein, während 3. 
B. bei einer foldyen Befreiung eines wegen Hochverraths 
Berbafteten eine jehr bedeutende Strafe eintreten würde, 
wenn man die Befreiung als Begünftigung des Hochvers 
raths anfieht. Dazu kommt, daß die Befreiung zugleich 
noch einen Eingriff in Die obrigfeitliche Gewalt enthält und 
infofern zumeift ſchwerer, ald Die Begünftigung, erfcheint. 
Andererfeits ift nicht zu verfennen, DaB man bet der letz⸗ 
teren wohl hauptſaͤchlich Die Fälle vor Augen gehabt hat, 
wo die Begünftigung der Flucht unmittelbar nad, der 
That erfolgte. Die Praris hat Diele letztere Beichräntung 
jedoch nicht anerkannt. Auch hat fie Die Anficht, daß 
zwiſchen Unterſuchungs⸗ und Strafhaft zu untericheiden 
und bei letzterer nicht weiter auf Die Begünftigung, fon 
dern auf die milderen Beitimmungen des Art. 108 zu- 
rüdzugehen ſei, nicht gebilligt. Vielmehr ift in neuerer 
Zeit in einem Falle der Befreiung, welche längft nad) der 
Berübung der That erfolgte, auf die Strafe der Begün- 
fligung der letteren, weil fie ſchwerer, als Die der Bes 
freiung war, erfannt worden. Bemerkenswerth ift hier 
gegen, daß das Geſetz ausdruͤcklich bei Der Strafe der 
Befreiung den Richter anweiſ't, im Balle der Befreiung 


66) N. Zahrb. Br. IV. ©. 115 f. 
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eines — die Art des dem Inhaftirten zur Laſt 
fallenden Berbredyens mit zu berüdftchtigen. 
Die Beftimmungen des Geſetzbuchs über den leicht 
finnigen und böswilligen Bankerott, welche bereits bei 
der ftändiichen Berathung der Gegenftand lebhafter Diss 
enfiionen geweien, haben auch in der PBraris nicht durch⸗ 
gängig befriedigt.) Biel trägt hierzu der Mangel einer 
vohftändigen Fallitenorbnung und der Mangel foldyer Bes 
ſtimmungen bei, durch welche der Begriff der kaufmaͤnni⸗ 
ſchen Geſchaͤfte feftgeftelt wird. Bei Dorfframern, welche 
zunftig das Faufmannsgeichäft gelernt, aber vielleicht nie 
Waaren im höheren Geſammtbetrage ald 25 Thaler auf 
ihrem Lager batten und ihren Bedarf aus der nächften‘ 
- Stadt bezogen, Hingt das Erforderniß, daß ſie Handels⸗ 
bücher führen follen, jeltiam und Das Oberappellationäges 
richt. hat in einigen Fällen angenommen, daß die Haltung 
folder Bücher bei derartigen Geichäften nad) der Handels» 
fitte nicht nöthig fe. Dagegen hat man fie für erforbers 
lich bei Fabrikanten gehalten, die, wenn fie gleich einer 
Handelöinnung niemald angehört haben, doch ihr Gefchäft 
in großartiger Ausdehnung führen, die Leipziger und ars 
dere Mefien beziehen und jelbft bis nach Amerika Handel 
treiben, wie Died nicht felten bei Leinwandfabrifanten in 
der Oberlaufib vorfommt. Doch auch Hier haben Yälle 
vorgelegen, wo der Fabrifant einfache, oft ihm allein ver: 
ſtaͤndliche und zum Theil nur bei gutem Gedaͤchtniſſe brauch⸗ 
bare Notizbücher, Feine Handelsbücdher geführt und er hier- 
bei gewiß nicht im Entfernteften daran gedacht hatte, im 
Falle einer nicht gefürchteten Infolvenz deshalb ftrafbar zu 
werden, weil ex feine Bücher nach jeinem beftem Wiſſen 


67) N. Jahrb. IV. ©. 201. 373. V. 479. Bgl. noch die neuers 
liche interefi. Schrift von Trummer, von der crininellen Be: 
handlung des Bankerotts. Hamburg, 1852. 
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und wie es ihm pafjend und ausreichend geſchienen, nicht 
aber fie kunſtgerecht geführt Hatte. — Das Geſetz enthält 
viele fpecielle Beftimmungen nicht, Die wir in den Straf 
gefegen anderer Länder finden. Sie find auch zumelft 
wegen ber Beftimmungen über den Betrug entbehrlich. 
Bon. der Betrugsvorfchrift wird z. B. der im Geſetze nicht 
ausbrüdlich erwähnte Fall betroffen, wo bei einem außer- 
gerichtlichen Accorde der Schuldner, (welcher nicht Kauf⸗ 
mann ift) fich fälfchlich für zahlungsunfaͤhig ausgiebt. Will 
man jedoch Die Worte „bei bevorftehendem — Concurſe“ 8) 
in Art. 258 nur auf die Fälle beziehen, in denen ed nach⸗ 
her nicht zum gerichtlichen Eoncurje gefommen ift, io wird 
derjenige nur nach den. milderen Vorfchriften über den Bes 
trug geftraft, der ſich betrügliche Handlungen zu Schul: 
den fommen ließ, in Folge deren er gar feine Befriedi⸗ 
gungsmittel jeinen Gläubigern mehr bieten fann und diefe 
daher Eröffnung des Concurſes nicht beantragen. Waren 
es Teine betrüglichen Handlungen, fo wäürbe er ftraflos 
ausgehen. Dagegen hat 3. B. die Praris in Fällen, wo 
der Cridar nur geringe Gegenftände vorenthielt, die zu 
feinem Hausrathe gehören oder um mit ihnen ben noths 
Dürftigften Unterhalt in der nächften Zeit fich zu fichern, 
die firengen Strafen der Beieitigung von Gegenftänden 


68) Diefe Worte find nicht gleichmäßig ausgeftellt worden. Es 
ſcheint allerdings, als ob der Oeiebgeber die Fälle vor Augen 
ehabt habe, wo der Schuldner die Gröffnung des Concurfes zu 
Felnem Vermögen erwarten mußte, obwohl es nachher dazu nd 
fam. Die Strafbarfeit der Be Handlungen fann nicht 
beshalb eine geringere fein, weil es, vielleicht grade in Folge 
der Täufchungen der Glaubit er, zu einem formellen Concurſe 
nicht gefommen ift, & B. eine Geftundung ertheilt , Nachlaß 
bewill gt worben fl. Das Ober-App Gericht hat mehrmals aus 
biefen Gründen die Meberfhuldung, wenn der Schuldner die Er⸗ 
öffnung des Eoncurfes erwarten mußte, wenn gleich diefer nicht 
tn — für ausreichend erklaͤrt. Bgl. noch N. Jahrb. 
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«ws der Concursmaſſe nicht angewendet. 6%) Auch im 
Uebrigen hat die Prarid — worauf fie fchon bei den ſtaͤn⸗ 
diſchen Verhandlungen hingewieſen wurde — cum grano 
salis Diefe Borichriften angewendet und 3. B. in Fällen, 
wo der jpätere Cridar jeine Ueberſchuldung fannte ‚* Diefe 
aber hoͤchſt unbedeutend und die Befeitigung derfelben bei 
Fortiebung des Geichäfts zu enwarten war, in der Aufs 
nahme von Darlehen, Gontrahirung neuer Gefchäfte ıc. 
nicht ohne Weiteres eine flrafbare Handlung gefunden. 
Das Geſetz Ipricht zwar von „Zahlungsfähigkeit.”" Diele 
iſt aber oft nur vorübergehend, und es würde Die Gläu- 
biger oft mehr benadhtheiligen, wenn der Kaufmann des⸗ 
halb, weil momentan jeine Paſſiva Die Aktiva um einige 
Thaler überfteigen, feine Iniolvenz anzeigen und jein Ges 
ſchaͤft fchließen wollte. Es wird oft mit ziemlicher Sichers 
heit Die Bejeitigung Diefed Verhaͤltniſſes und Die weſent⸗ 
liche Erhöhung der Activa in den nächften Wochen zu ers 
warten fein. Weberhaupt darf — wie Die Praris aners 
kannt bat — bei dem leichtiinnigen ebeniowohl ald bei 
dem böslichen Banferotte die Handlung an jich nicht 
entſcheiden, fondern die Handlung ift nur foweit ftrafbar, 
als ihr eine bösliche Abficht oder ein nicht unbedeutender 
Leichtfinn zum Grunde liegt. 7%) Inwieweit Died im ein- 
zeinen Falle anzunehmen jei, wird oft nach der Handels⸗ 
fitte, der Art des Handlungsgeichäfts, der Ortsgewohnheit 
u. zu beurtheilen jein. Weiter wird die ganze Auffafjung 
des Verbrechens und die Beftimmung der Strafbarfeit Der 
einzelnen Handlungen dann erleichtert werden, wenn man 
für die Falle des böslichen BanferottS Die allgemeine 
Vorausiegung der einichlagenden Handlungen dahin fla- 


69) Außerhalb des Eoncurjes hat man die Verbergung und Bejei- 
tigung von Gegenſtaͤnden, um fie der — Grecution 
F entziehen, nicht für ſtrafbar erachtet. 

70) Bl. insbef. Krug, Studien sc. I. ©. 151 ff. 
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tulrt, daß fle vorgenommen worden feien in Hinbiid auf 
eine von dem Thäter beabfichtigte ober bereits geichehene 
gerichtliche oder außergerichtliche Erklärung feiner wirkll⸗ 
chen oder vorgeblichen Zahlımgsunfähigkeit oder in Erwar- 
tung gerichtlicher WBerfügungen zur Sicherftellung ſeiner 
Gläubigerfchaft”) oder nad) (von Amtswegen oder auf 
Antrag eines Glaͤubigers, ohne Infolvenzanzeige bes Eri⸗ 
dars) eröffnetem Concuröverfahren. Ift der Concurs (gletch- 
viel ob von Amtswegen oder auf Antrag eines Gläubi- 
gerd oder auf Infolvenzanzeige des Cridars) eröffnet, fo 
wird jede Verfügung des Cridars über die Concurs⸗ 
mafje zum Nachtheil der Gläubiger mit den Strafen des 
böslichen Bankerotts zu ahnden fein. Die Abficht, 
die Gläubiger zu verfürzen, wenn gleich die Handlung 
felbft nicht auf Täufchung berechnet ift, iſt Das entſchei⸗ 
dende Moment, eine folche Abſicht aber ſchon dann vor: 
handen, wenn einer der Gläubiger zum Nachtheile Der 
übrigen älteren oder bevorzugten Gläubiger Durch Bes 
friedigung feiner Forderung begünftigt wird.) — In 
einem Falle hatte der Gemeinjchuldner nach Eröffnung, je⸗ 
Doch vor Beendigung des Concurſes einen erheblichen Ges 
winn gemacht, ohne hiervon Anzeige zu erftatten. Man 
fubfumirte den Fall nicht unter. das Strafgeſetz und 
ſprach ſich dahin aus, daß rückſichtlich der mit Strafe bes 
drohten Handlungen nur der Ausbrudy des Concurſes und 
das damalige Wermögen in Betracht komme. 7%) In einem 


71) VBgl. noch Krug, ©. 169. 
72) Das Ober-App.:Ger. hat die Gratification, wenn ſie nicht zu⸗ 
glei auf einer betrügerifchen Handlung (G. B. Faͤlſchung —* 
ntrags in den Handelsbüchern rückſichtlich der Gntfchunge szeit 
der Forderung u: iR für ftrafbar erachtet. Dgl. Neue 
Jahrb. Bd. IV. 
73) Dieſe Meinung ift u r billigen. Auch das Oberappellationg- 
ericht ſprach fidy gegen fle aus, konnte aber die erfolgte Frei: 
* ung nicht aufheben. 
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Falle, wo nad) beendigtem Concurſe dem Cridar eine Erb⸗ 
fchaft zugefallen war und er über Diefelbe, ohne Rüdficht 
auf die in dem Concurſe nicht voͤllig befriedigten und zur 
Rachforderung berechtigten Glaͤubiger, Disponirt hatte, nafım 
man nicht an, Daß der Fall des „bevokſtehenden Boncurfes“ 
vorliege, da die Wiederaufnahme des Eoncurfes von dem 
Antrage der Gläubiger abhänge und der Schuldner nicht 
verpflichtet jei, den Vermögenserwerb den Gläubigern ans 
zubieten. 

Die Beſtimmungen über den Landfriedensbrud 
(Art. 118) find ſehr verfchieden ausgelegt worden. 7%) 
Während ein Appellationsgericht fortbauernd bie Anficht 
fefthält, daß bei dem Landfriebenshruche Die Zuſammen⸗ 
rottung zu gewalttätigen Angriffen gegen PBrivatperfonen 
oder deren Eigentum gemige, auch ohne alle Rüdfiht 
auf etwaiges infchreiten der Behörde, ſonach aber in dem 
Worte „öffentlich“ nur eine Ceigentlic, überflüffige) Bezeich⸗ 
nung der Zufammenrottung findet, erfennt das Ober-App.- 
Gericht in dem Worte „öffentlich“ eine Himveifung dar 
auf, daß die Zufammenrottung erfolgt fei, obwohl Dad 
Einfchreiten der oBdrigkeitlichen Gewalt zur Erhaltung ber 
öffentlichen Sicherheit als bevorftehend gedacht wird. 75) 
Dieſes Trogbieten gegen die öffentliche Autorität liegt 
nicht ſchon in jeder Zufammentottung und grenzt Die ge⸗ 
waltſame Selbſthilfe Mehrerer ab.7%) Die geichichtliche 





74) Bgl. Crim. Archiv 1842. ©. 541 ff. 
75) N. Jahrb. IV. 368. V. 141. VI. 461. VII. 323. 


76) In einem Falle Hatten einige Ecenfteher, welche fih für allein 
befugt hielten, das Augräumen der bel bei —— 
mittelſt Handwagens zu beſorgen, andere Lohnleute, welche eines 
ſolchen Wagens ſich bedienten, auf der Straße angeh.Iten, die 
Stränge des Wagens durchſchnitten und fie am WBeiterfahren 
gchobe: Das Avpellationsgeriht zu Dresden beftätigte den 

efheid des Gerichts erfter Inflanz, weldhes die Excedenten 
wegen Landfriedensbruch verurtheilte. Hier war von einem 
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Enwickelung weiſt darauf hin, Daß es noͤthig ſei, Daß Die 
Tendenz der Zuſammenrottung gegen den Einzelnen, den 
Privatmann, keineswegs aber zunächft gegen die Obrigkeit 
gerichtet fei, daß aber andrerſeits Das Auftreten ber 
Motte von Anfang aff ein folches fein muͤſſe, daß man ev 
fennt, wie fte jeden Widerftand des Bebrohten im Boraus 
. unterdrüden und auch Andere von der Hilfeleiftung ab⸗ 
halten wolle. Zu dieſen Anderen find auch Die Polizei⸗ 
beamten zu rechnen, weldye zumeift einer Rotte gegenuͤber 
nicht ohne Aufbietung von Unterftügung im Stande fein 
würden, den Bedrohten zu ichügen und den allgemeinen 
Nechtöfrieden zu wahren. Man wird eine folche Bedrohung 
des Rechtsfriedens ebeniowohl als jenes Txoßbieten gegen 
die öffentliche Autorität gewiß nur bei einer größeren Mens 
fhenmenge finden. Wenn einige Perionen zu dem A ger 
ben, um von Diefem Gegenftände gewaltiam wieder weg« 
zunehmen, die Einer von ihnen ihm geliefert, aber dafür _ 
feine Bezahlung erhalten hat,?”) fo liegt kein Landfriedens⸗ 
brudy vor. Gehen aber zwanzig, dreißig Menſchen Hin, 
fo wird Landfriedensbruch vorliegen. Schon in der Zur 
fammentottung, in dem Auftreten der verfammelten Menge 
liegt eine Bedrohung des Rechtsfriedens, eine Störung 
der Ruhe und der Sicherheit, eine Einichüchterung An⸗ 
dexer. Ob die Zufammengerotteten daran gedacht haben, 
der Obrigkeit felbft zu imponiren, kann daher nicht ent⸗ 
fheidend fein. Ebenſo wenig kann andrerſeits allein es 
ausreichen, daß einige wenige Menfchen zu einem Dritten 
fid) begeben, um, da nöthig, mit Gewalt etwas gegen ihn 
Ducchzufegen. In der erften Beziehung braucht nur an 
den Fall erinnert zu werden, wenn eine große Anzahl von 


Troßbieten gegen die öffentliche Autorität nit die Rede. N. 
Jahrb. I. e 104 ff. 
17) R. Jahrb. V. ©. 141. 
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Gewerbslenten bei Nacht in Folge geheimer Verabredung 
zufanımentreffen und eine völlig einfam Hegende Fabrik, 
bie ihrem Gewerbsbetriebe jchäblich iſt, zerftören. Hier 
haben die Tumultuanten fogar fid) gefcheut, der Obrigkeit 
Trotz zu bieten, und deshalb bei Nacht fich verfammelt, 
auch bei dieſer Stunde und beider Rage der Fabrik das Ein» 
ſchreiten der Obrigfeit nicht erwarten, fondern nur vielleicht 
den Widerftand einiger Fabrifarbeiter befürchten koͤnnen. 
Die Störung des allgemeinen Rechtsfriedens iſt in Der 
That eine quaestio facti. Die Tendenz der Gewalt 
braucht auch nicht auf öffentliche Intereſſen (3. B. Zerftd« 
rung von Mafchinen) gerichtet zu jein; 3. B. wenn bie 
Waldarbeiter fich zufammenrotten, um an den Fuͤrſten 
wegen ſeiner Strenge ſich zu raͤchen. 

Die Beſtimmungen über Die ausgezeichneten Dieb⸗ 
ftähle, ſoweit fie im Art. 230 mit Strafe bedroht find, 
Baben zahlreiche Eontroverien hervorgerufen. Ein großer 
Theil derfelben ift durch Die von dem Ober⸗App.⸗Ger. 
angenommenen Thefes in neuerer Zeit befeitigt worden. 78) 
Unter „verfchloffenen Behältniffen" verfteht die Praris ſolche 
Behaͤltniſſe, in welchen eine Sache aufbewahrt wird, und 
deren Berichluß wenigſtens zugleich Den Zweck hat, fie 
gegen Entwendung zu fihern. Man hat daher das Auf- 
fehneiden von Bettindelten, um aus ihnen die Federn zu 
fehlen, — von Emballagen, weldye den Gegenftand gegen 
die Näffe ſchuͤtzen oder das Auseinanderfallen mehrerer 
Gegenftände oder Das Herabfallen eines Gegenftandes 
verhüten follen, — von Verſchnuͤrungen eines Deckellorbs, 
— von dem Couverte eines Briefs, — ebenfowenig als 
das Zerftoßen einer Durch den Froft verhärteten, aus Stroh 
und dergleichen gemachten Bedeckung eines Kartoffelhaufens 
auf dem Felde für ausgezeichnete Ausführung des Diebs 


78) N. Zahrb. IV. ©. 494. 
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ſtahls betrachtet. Bei der Frage, ob ein Behalmiß oder 
ein Gebäude verſchloſſen ſei, hat man deshalb, weil daſ⸗ 
felbe etwa an einem andern Drte offen war, als wo Der 
Dieb fi) gewaltiam den. Eingang verichaffte, von der 
Annahme eines ausgezeichneten Diebftahls nicht abgeſehen, 
gleichviel ob der Dieb Die Oeffnung nicht kannte oder fie 
aus beiondern Gründen, 3. B. wegen Gefahr Teichterer 
Entdedung nicht benugen wollte; — genug, für ihn war 
das Behältniß oder Gebäude, da, mo er eindrang, ver 
ſchloſſen.) — Die Eröffnung ift qualificet, wenn fie 
mittelft Diebsinftrumenten oder Durd, gewaltfames Erbrechen 
erfolgte. Geichieht das Eindringen in das Behältniß z. B 
mit der Hand, ohne das Behältniß zu öffnen oder zu ver: 
legen, oder z. B. mittelft eines, mit Leim beftrichenen 
Hoͤlzchens, um das Geld herauszuziehen, fo hat man kei⸗ 
nen ausgezeichneten Diebftahl angenommen. Unter Diebs- 
inftrument bat man jeded Werkzeug verftanden, weldyes 
von dem Eigenthümer nicht zu dem Eröffnen des Behält 
niſſes gebraucht wird.80) Wendet er hierzu gewöhnlich 
einen Nagel an, den der Dieb an ſich nimmt und damit 
gleichfalls öffnet, jo ift der Diebftahl nicht ausgezeichnet. 
Iſt von einem fortdauernden Gebrauche des Inftruments 
durch den Eigenthümer nicht die Rebe, fo wird der Bes 
griff des Diebeinftrumentd dadurch nicht aufgehoben, daß 
audy der Eigenthümer auf gleiche Weile Das Behaͤltniß 
öffnen würde. So hat man ausgezeichneten Diebftahl ans 
genommen, ald ein an den A mit der Poſt -geiendetes, 
zugenagelted und noch nicht eröffnete Käftchen von dem 
Diebe mittelft Zange und Hammer geöffnet worden war. 
Hatte der Dieb den zu dem Behältniffe beftimmten Schlüfs 
ſel entwendet, fo ift der Diebftahl, der durch den Schlüffel 


79) N. Jahrb. IV. 367. 
80) N. Jahrb. IH. 234. 
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ausgeführt wird, deshalb, weil er entwendet worden war, 
noch nicht auögezeichnet.21) Dagegen hat man angenoms- 
men, Daß er ein ausgezeichneter fei, wenn nad) der Ent 
wendung des Schlüffeld einige Zeit vergangen iſt und ber 
Eigentümer ihn als verloren betrachtet Hatte, ſich auch 
vielleicht einen andern anfertigen lafien. Im Allgemeinen 
entfcheidet Der gefegwidrige Gebrauch nicht Die eigentliche 
Beſtimmung Des Inftrumentd und man hat daher auch 
einen Stein als Diebsinftrument angejehen. Als gewalt⸗ 
ſames Erbrechen hat man jede Nerlebung der Subftanz 
oder Des mechanifch hergeftellten Zufanımenhangs der ein- 
zelnen Thelle des Behaͤltniſſes betrachtet, den Grad der 
nöthigen oder angewendeten Gewalt aber nur innerhalb 
des Strafmaßes berüdfichtigt.*) Das Anbohren eines 
Weinfafies, — das Ausheben oder Aufwuchten einer Thüre 
ohne Berlegung des Verfchluffes — ift nicht als ausge⸗ 
zeichnet betrachtet worden. Wohl aber 3. B. Das Aus- 
bredyen von Steinen aus der Mauer, das Abbrödeln von 
Lehm aus der Wand, das Abreißen von Strohfchoben 
vom Dache, Das Zerbrechen (Eindrüden) einer Fenſter⸗ 
ſcheibe oder des Die zerbrochene Scheibe erießenden Pa- 
piers,ss) das Umbiegen der Nägel, mit denen ein Fen⸗ 
fter ꝛc. feftgehalten wird ꝛ)c. — Unter Gebäude find Hof 
und andere offene Räume nur dann verflanden worden, 
wenn die Umfaffungsmauern der letzteren auch bewohnte 
Gebäude mit umichließen. Zu bewohnten Gebäuden find 
außer Wohngebäuden auch Ställe, Böden ıc., wenn Das 


81) Stahl der Dieb den Schlüffel durch Erbrechen eines. Verfähluf- 
fes, fo ift der mit ihm ausgeführte N gleichfalls für 
ausgezeichnet erachtet worden. 

82) Ver — dagegen Entſcheidung des Doe goytllanonogerictet zu” 

in den Neuen Jahrb. Br. V. S. 2 

83) Würde das Papier auf die Seite en ns dag es nicht 

zerſtoßen noch zerrifien würde, fo ift der Diebſtahl einfach. 
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ſelbſt Menſchen ſich aufhalten, insbeſondere ſchlafen, ge⸗ 
rechnet worden. In Betreff der Nachtzeit wurde fruͤher 
vom Oberappellationsgericht der Eintritt der nächtlichen 
Dunfelheit als Anfangspunft, neuerdings aber die feftbe- 
ſtimmte Stunde des Auftretens und des Abtretens ber 
Nachtwaͤchter als entſcheldend angenommen. 8%) Hatten je 
Doc, in einem einzelnen Falle in einem Haufe die Bewoh⸗ 
ner fich früher zu Bette begeben, ober waren fie länger 
aufgeblieben und ſolches dem Diebe bekannt geweien, fo 
gilt im erfteren Kalle der Diebſtahl für ausgezeichnet, Im 
fegteren für einfach. Unter dem Einfteigen hat man mach 
das Einfriechen dann veritanden, wenn mit demielben eine 
dem Einfteigen gleiche oder ähnliche Bewegung des Kor⸗ 
perd zum Eindringen in das Gebäude nothwendig verbun 
den war. Auch hier darf jedoch Das Mittel, mit weldyem 
eingeftiegen wird, nicht dasjenige fein, deſſen ſich Die Haus- 
bewohner gewöhnlid, bedienen.) So Kat man Das Ein- 
fteigen auf einen Boden mittelft der Dazu orbnungsmäßig 
verwendeten Leiter nicht ald Dualification angeſehen. — 
Der Diebftahl gilt für ausgezeichnet, wenn der Dieb ſich 
in bewohnte Gebäude eingeichlichen hatte, um zur Nacht⸗ 
zeit zu ftehlen. Die Praxis Hat fich beftimmt dafür aus- 
geiprochen, daß Der Dieb, wenn er nach Diefer Beftimmung 
beurtheilt werben fol, am Zage eingeichlihen®®) fein und 


84) So meit nicht in einzelnen Ortfchaften etwas anderes nachge⸗ 
wieſen ift, beginnt die Nachtzeit daher Abende gehn Uhr und en⸗ 
digt am Morgen im Sommer (d.i. vom 17. Apait bis mit dem 
30. September) um vier Uhr, im Winter um fünf Uhr. 

85) — on 2. gabs die Entſcheidung des Oberappellationsgerichts 

. Bd. V. ©. 267). 
86) Bei Macht ee man fi nicht ein. Ferner fagt das Ge: 
Ieb: „fich eingeſchlichen hatte, um zur Nachtzeit zu np: 
Der Hausbefiber, ber bei dem Gintritte ber Nacht fi 
oe nicht verfchließt, verdient Feine befondere Berüdfihtigung. 
Der Diebfiahl iſt gefährlih und frei und zeigt Beharrlichk 
des Diebes, wenn er bei Tage fih einſchleicht und dafelbit bie 


vom 30. Mär; 1838. 27 


bei Nacht oder Doch mindeſtens nach: Eintrut der Nacht 
(3. B. am frühen naͤchſten Morgen) geſtohlen haben, auch 
bei dem Einſchleichen bereits diebiſche Abſicht Das Moſßiv 
geweſen fein müuͤſſe. ) 

Die Definition der Unterſchlagungss) gebraucht 
das Wort „ſich rechtowidrig aneignet." Die Praxis hat 
daſſelbe ſtreng aufgefaßt und In den Faͤllen, in denen Je⸗ 
mand Geld oder andere nur Der Gattung nach vertretbare 
Sachen in feinen Rutzen zu einer Zeit verwendete, wo er- 
die fefibegründete Uebergeugung und Abficht hatte, Die 
Sache zur befkimmten Zeit oder anf jedesmaliges Erfer- 
been dem Berechtigten zurüdzugeben, eine rechtswidrige 
Aneignung nicht erblidt.29) Man nahm in jokhen Fällen 
mehrmald Dad Vergehen der widerrechtlichen Benutzung 
an und made den Inhaber nicht für den Zufall verant- 
wortlid), der ihn wider alles Erwarten hinderte, zur be 
flimmten Zeit Erſatz aus eignem Vermögen zu leiften, Das 
fern nur die Erwartung felbft eine völlig gerechtfertigte 
gewefſen. ꝰ0) Eine liquide Eompenfation ferner hat man 


Naht abwartet. Bergl. noch N. Jahrb. Bd. Iv. ©. 208. 
II. 242. 363, 


87) Das Oberappellationsgeriht nimmt daher feinen aus ezeichnes 
ten Diebitahl an, wenn der Dieb am Abende einfchlich und 
fogleich den Diebftahl verübte, — wenn er fih einihlih, um 
auf dem Boden ıc. ein Nachtlager fi zu fuchen und dann beim 
Wegſchleichen erft einen Diebftahl in Folge ver gebotenen Ge⸗ 
legenheit verübte. 

88) Bergl. R. Archiv f. d. Erimin.-Redt. 1852. ©. 225 ıc. 

89) Bergl. noh N. Jahrb. VI. 474. Das Oberappellationsgericht 
nimmt übrigens eine Veruntreuung nur rüdfichtlich deflen, der 
die Sache im Befike hat, an und ftatuirt rüdfichtlich des Com⸗ 
plicen feine gleiche Theilnahme, % B. in den Falle, ald A die 
ihm anvertraute Sache durch den B veräußern ließ. 

90) Eine gewinnfüchtige Abficht hat man auch nicht bei dem Knechte 
angenommen, ber von dem feiner Verwaltung übergebenen Ha- 
fer mehr als der Herr geftattet hat, in die Pferde verfüttert hat. 
Bgl. noch die Entfcheivungen in den N. Jahrbüchern, Bo. VII. 
&. 189 fowie Bd. IV. ©. 208. 480 und die Bd. VOL. 256 re⸗ 
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nicht bloß als Erſatz, ſondern ale Abzug von dem Be 
frage des Beruntreuten, der bei der Strafbeſtiumung zu 
berüdfichtigen sei, zugelafſen. Das Erforderniß der ges 
winnfüchtigen Abficht Außert feinen Einfluß überhaupt auf 
Feftftellung des Betrags des Beruntreuten. Die (ohne Aus⸗ 
fiht auf Wiedereinlöfung erfolgte) Verpfänbung einer an⸗ 
vertrauten Sache gilt ald Veräußerung derielben und das 
ber eintretenden Falls als Unterfchlagung. Beräufßerte fe 
der Pfandgläubiger, fo wird der Betrag der Schuld, für 
den fie verpfändet war, von dem Werthe derfelben?") 
abgezogen. In einem Yalle, wo A dem B die Sache zum 
Berfepen für 3 Thlr. gegeben, B fle aber für 6 Thlir. 
verjegt, nur 3 Thlr. abgeliefert und 3 Thlr. heimlich ſich 
angeeignet hatte, ftrafte man wegen Veruntreuung nad) Höhe 
vondThalern. 9%) Bei dem Trödelvertrage berüdfichtigte man, 
daß der Empfänger nur alternative verpflichtet fet, Die Sache 
oder den Preis zu berichtigen und Daher eine Beruntreuung 
nicht Teicht vorkommen könne. Derjenige dagegen, der Ma 
terial erhält, um Daraus eine Sache für den Befteller zu 
fertigen, verübt, wenn er die im Auftrage für dieſen vers 








ferirte Entfcheidung thüringifher Gerichte, welche den Knecht 
wegen Pflichtverlegung (Art. 319 des neuen Thüring. Str 
Geſ.⸗B.) ftrafte. 

Der Betrag, um den fie verfauft worden, fonmt nicht in De 
tracht. Dagegen bat man bisweilen in dem falle, wenn der 
Eigenthümer die Sache wieder einlöfte, nur den Betrag ber 
Einlöfungsfumme in Anrechnung gebracht, — wohl mit Unredt, 
ba die Wiedererlangung der Sache nach Abzug diefes Betrages 
nur hochſtens als Erſatz betrachtet werden fönnte. 

Die erfte Inftanz hatte es als Betrug angefehen. Betrug lag 
vor, als ein Steuereinnehmer von den Wontribuenten mehr 
Steuern, als er zu fordern befugt war, erhoben und den Mehr⸗ 
betrag ſich angeeignet hatte. Denn das, was er — 
hatte, lieferte er richtig ab. Allein er gab, den Contribuenten 
gegenüber, vor, daß fie mehr zu entrichten hätten. Da die Ber- 
untreuung Seiten einer verpflichteten Berfon mit befonders 
ſchwerer Strafe bedroht ift, fo war dieſe Auffaffung von prak⸗ 
tiſcher Wichtigkeit. 


91 


ut 


92 


ur 
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ferigte Sache veräußert, eine Unterſchlagung an letzterer 
Die Vollendung der Unterichlagung if in jeder Handlung 
gefunden worden, aus ber die (Abficht der) Aneignung 
hervorgeht; 3. B. in dem (wenn gleich erfolgloien) Ans 
bieten der Sache an den Dritten zum Kaufe; — in dem 
- Berlafien des Weges, auf welchem der A ein ihm an⸗ 
vertrauted Thier nah X führen jollte, um es anderswo 
für fih zu verfaufen. Selbft Die bloße Abläugnung 
des Beſitzes ift unter Umftänden hierher gerechnet wors 
den. Was indbeiondere noch den Funddiebſtahl ans 
langt, fo bat man ftreng feftgehalten, daß der Fin- 
der die Sache in der That für eine verlorne halten 
mußte und auch nicht in foldhen WVerhältniffen zu Dem 
Eigenthümer ftand, welche für ihn eine befondere Ber: 
pflichtung zur Abgabe der Sache begründeten. So hat 
man Dienftperjonen bei Aneignung der in der Wohnung 
ihrer Herrichaft von dieſer oder den Gaͤſten berielben ver: 
legten, verichobenen oder zurüdgelafienen Saden wegen 
Diebftahls oder Veruntreuung beſtraft.) Wußte der 
Finder, Daß der Eigenthümer jeden Augenblid die Sache 
wieder an fich nehmen konnte oder wollte, jo fann er fie 
nicht für eine verlowme Sache halten. Andrerjeitd Tann 
nicht Die Kenntniß von dem igenthümer der Sadje, ja 
fogar die Gegenwart bei dem Verlieren der Sache, Die 
Annahme einer verlornen Sache ausfchließen. Man hat 
jedoch in legterer Beziehung Den, welcher gejehen, daß A 
bei der Bezahlung einer Schuld im Wirthshauſe ein Geld⸗ 


93) 3. 2. einen Diener, welcher ein von feinem Herrn in ein Bud 
eingelegtes Staatspapier, deſſen Aufbewahrungsort leßterer ver- 
Gin. in dem Buche gefunden hatte. Ebenſo in vielen Fällen 
das Dienftverfonal in Gaſthäuſern. Ein Marfthelfer fand in 
dem Comtoir feines Herrn unter weggewworfenen Papieren ein 
anfcheinend geleertes Gelbpaquet, in welchem ein Thaler zu> 
rüdgeblieben war. 
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fd auf dem Tiſche liegen gelaflen, und Dieies, nad 
dem Weggange bed A an ſich genommen hatte, wegen 
Diebflahls 94) beftraft. 


9%) str fann —— daß das Geld ſich nunmehr im Gewahr⸗ 
rths be 


XI. 
Weber 
die firafrechtliche Serantwortlichkeit 
ber 
Mitglieder der Ständenerfammiung 
von 
Derrmann, 
L 


Diefe Abhandlung fol ſich mit ber Frage beſchäfu⸗ 
gen, ob und in weldyem Umfange Hamblungen, welche, 
abgeſehen von der Kändiichen Stellung ihrer Ucheber, ei- 
nem Delictöbeguiffe entiprechen, Diele Eigenſchaft durch 
jene Stellung verlieren. Ausgeichloffen bleibt demnach ins» 
beiondere das genauere Eingehen auf den modificirenden pr os 
ceſſualiſchen Einfluß, welchen der ftändiiche Beruf auf 
Zuftändigfelt und Verfahren bei Verbrechen — Traͤger 
ausüben mag. 

Allerdings läßt ſich nicht verfennen, daß ei in der 
proceffunliichen Beziehung etwa geltendes befonberes Recht 
thatiächlich auch zu einer flrafrechtlichen Befreiung zu 
führen vermag. Bleibt ja Doch immer die praftiiche Wirk⸗ 
lichkeit der ſtrafrechtlichen Säge theild von der Beſchaffen⸗ 
heit des zu ihrer Herbeiführung berufenen Organs, theils 
von den Beftimmungen über das Berfahren abhängig, im 
denen es ſich zu bewegen hat. Nichts ift leichter, als auf 
dem procefinalifchen Wege, ſei es Durch den nicht richterlichen 
Charakter des Trägers der Strafgewalt, jei e8 Durch er; 
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ſchwerende Bedingungen, an welche das Verfahren ges 
fnüpft wird, Die ftrafrechtliche Verantwortung auf ein jehr 
enges Gebiet einzuichränfen. So wird 3. B. dieſer Er- 
folg unvermeidlid) eintreten, wenn man den jtändifchen Koͤr⸗ 
per felbft mit der Handhabung der Strafgewalt über die 
im ftändifchen Beruf begangerien Vergehen jeiner Mitglies 
der ausftattet, oder wenn man jede Einleitung einer Un- 
terſuchung durch Die ordentlichen Gerichte an Die Geneh- 
migung jened SKörperd bindet. Denn auch bei einem 
maaßvollen und gewiffenhaften Gebrauche ſolcher Vollmach⸗ 
ten würde Die ftänbifche seörperfchaft ihrer ganzen Natur 
nach doch von der doppelten Vorausſetzung fich nicht los⸗ 
fagen fönnen, einmal, daß der ftändifche Beruf ein gewiſ— 
ſes außerorbentliches Maaß von Aeußerungsfreiheit in Ans 
. Spruch nehme, und fodann, Daß gegen Meberichreitungen 
deſſelben jchon Die Anwendung ihrer Disripfinargewalt eine 
firafartige Rüge darbiete, Durch welche dem verlegten Rechte 
ein Genuͤge geleiftet werde. Durch den Einfluß des einen 
wie des andern Befichtspunftes müßten manche Handlun⸗ 
gen, deren Subjumirumg unter gemeine DBerbrechendbe- 
geiffe an ſich möglich ift, Der dadurch begründeten Art der 
Berantiwortlichfeit entzogen werden, freilich aber nur jo, 
daß dieſe Entziehung nicht eine Folge der Anwendung be⸗ 
ftimmter Rechtsſaͤtze, jondern das thatfächliche Refultat einer 
Einrichtung wäre, welche zwiſchen das Recht und feine An- 
wendung bie Erwägungen eines politiichen Körpers ftellt, 
Die mit Denen der Juftiz jedenfalls nur zufällig zufammen- 
treffen, und für die Jurisprudenz Die Natur einer voͤllig 
unberechenbaren Groͤße haben. 

Wir halten uns daher ganz an die obenbezeichnete 
criminalrechtliche Frage, deren Unterſuchung auf alle Faͤlle, 
ed mögen procefiualiihe Ausnahmsrechte beſtehen oder 
nicht, ihren praftifchen Werth behält. Denn auch ſtaͤndi⸗ 
Ihe Körperichaften, welchen die Berfaffung die Frage über 
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Die criminelle Berfolgbarkeit aller oder gewiffer Vergehen 
ihrer Mitglieder überlaffen iollte, werben eine Einficht in 
die rechtlichen ©ränzen ber ftrafrechtlichen Haftung im⸗ 
mer body als ein wejentliches Element ihrer Enticheidung 
betrachten. Sie werden Dies wenigftens fo lange thun, als 
in ihnen nody die alte deutſche Auffafiung wirkſam fort- 
lebt, daß in dem ftraden Laufe der Juſtiz und Der unges 
hemmten Durchführung des Rechts das oberfte But des 
bürgerlichen Gemeinweſens befteht: Deshalb das oberfte, 
weil es das Gefäß und den Rahmen bildet, von 
deſſen Unverfehrtheit alle wietere Erfüllung 
des Staatslebend mit edlem und würdigen In 
halte abhängt. 


Die Frage telbft, die wir unterfuchen wollen, ift be | 


Fanntlicdy feine neue. Schon während des Kampfes, den 
beionderd im vorigen Jahrhundert die fürftliche Gewalt 
gegen die feudalftändifchen Verfaffungen führte, begegnen 
wir ihr in einer großen Anzahl celebrer Fälle.) Auf 
Grund der von den fürftlichen Regierungen aufgeftellten 
Behauptung, daß ftändiiche KFörperichaften oder ihre Syn⸗ 
difen die Linie der Rechtsvertheidigung überfchritten und 
verbrecheriihe Mittel gebraucht Haben tollten, wurden 
vielfady Proceduren gegen fie in Bewegung gelebt, welche 
bald mehr den Charakter von Gewalthandlungen 
haben, Die man auf ein prätendirted Noth- oder Siche⸗ 
rungsrecht ftüßte, 2) bald auch, aber feltener, einer gericht: 





1) ©. Berthes, das deutſche Staatsleben vor der Revolution. 

©. 59. 60. Einzelne Fälle f. in der Not. 6 angef. Schrift 3. 
J. Mofers. 

2) 3. 3. Mofer, von der deutfchen Reichsſtände Landen (Frankf. 
u. Leipz. 1769) ©. 841: ‚Roth, das gemeine Beßte und 
die Gr locbernif des Staats feynd drei Rubriquen, welde 
im jegigen Jahrhundert bey vergleichen Gelegenheit oft zum 
—* gekommen ſeynd, und immer mehrers zu einer Uni⸗ 
verſal⸗Staats⸗Medicin gemacht werden wollen, die aber am Ende 


“ 
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lichen Behandlung der Schulbbehauptung Raum gaben. 
Häufig wurden gewaltmäßig begonnene Berfahren durch 
Einfchreiten des Katierd und der Reichsgerichte in gericht 
liche zwar übergeführt, jedoch dann nur jelten Durch ge: 
richtliche Urtheile, aus denen ſich ein Ertrag für Die 
Rechtsbildung ableiten ließe, wirklich erledigt. 8) Vielmehr 


8 


— 


das fichere Verderben des ganzen Staats . fi siehet, oder 
doch den völligen Despotisrumm und unumfhränfte Regirung 
des Heren, mithin auch den völligen Umſturz derer Landſtaͤn⸗ 
difhen Rechte, zur Abficht Hat.’ 


Befonders reih an Belegen ift hier die Mecklenburgiſche, 
DOftfriefifhe und Württembergifche Ständegefihlähte. Sn 
Medlenburg wurde u. a. 1672, 4. Jun., den Herzögen vom 
Kaifer befohlen, gegen die Landſchaftsdeputirte zum engern Aus: 
fi a nichts chätliches zu verhängen oder vorzunehmen: 1686, 
18. Jul., wurde befohlen den (wegen angeblicher Rechtsübers 
ſchreitungen —5 — Landrath) von Malzahn bei dem exer- 
eitio feines Dienfles unperturbiret zu lafien, auch ihm feine abs 
—— Mobilien und Immobilien u. ſ. w. alſobald ohne 
ntgeld zu reſtituiren, und nicht weiter via facti ſondern ju- 
ris n ihn zu procebiren: 1720 wurden formlofe Verfa 
gegen Mitglieder des ur in Ausſchuſſes durch das Einſchrei⸗ 
ten einer kaiſerlichen Commiſſton beſeitigt. In einem den 
Dfifriefifhen Landftänden ertheilten Fatferlihden Conſerva⸗ 
torium werden die Landflände, deren Dirertores, Syndici, Con⸗ 
fulenten u. f. w. vor allem fowohl in: ale äußerlichem Ues 
berfallunt widerrechtlichen Gewalt, unter mas Fürwand, 
Schein oder Prätert ſolches gefchehen könne oder möge, in kai⸗ 
ferliden Schuß genommen. Bon den Württembergifhen 
Haͤndeln iR beſonders das gewaltmäßige Verfahren des Herzogs 
Garl gen I 3. Mofer als Landfhaftsconfulenten (vgl. 
defien Autobiographte Bd. 2. S. 117 ff.) allgemein befannt: 
1764, 6. Sept., gab ein Neichshofrathsconclusum dem Herzog 
auf, den Mofer feiner fünfjährigen Haft gegen gehörige Eau: 
tion de judicio sisti zu entlaflen; am 28. Sept. wurde er 
entlaffen gegen einen Revers, daß er fich allegeit und auf je⸗ 
desmaliges Berlangen zu weiterer Unterfuhmg und Erörte: 
rung in Reihss und Landes-Berfaffungsmäßiger 
Ordnung bebörig ftellen und dem rechtlichen Erkennt— 
niß unterwerfen wolle. — Ständifher Selbfihülfe und 
techtsverlegendem Auftreten gegen die Randesherrfchaft wurde 
nicht minder ernftlich begegnet, fo in dem faiferlidhen Decret 
at die Oſtfrieſiſchen Landflände v. 11. Jun. 1723, 
das Sollegium von heimlicher Zufammenverbindung, abftehe, au 
gegen den Landesheren und Fürſten meit aller Pflicht und Un: 


* 
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wurden fie gewoͤhnlich Durch ein Compromiß Der ſtecitenden 
Theile aus der Welt geichafft, wenn es Die fürftlichen Re 
gierimgen nicht vorzogen, thre Schulbbehauptungen ganz 
fallen zu lafien, für deren Durchbringung auf dem or: 
Dentlihen Rechtswege ſich wenig Ausficht darbot. 
Auf dieſe Weiſe erklärt fi) die auf den erften Bid 
überrafchende Unfruchtbarkeit für ımiere criminalrecht⸗ 
liche Frage, mit welcher Die auf dem politifchen Boden . 
des vorigen Jahrhunderts ſtehenden Rechtsvorgaͤnge behaf- 
tet find. In manchen Landeöverträgen, welche den Schluß: 
punfi von Irrungen der erwähnten Art bilden, begnügt 
war fich mit landesherrlichen Berzichten auf jedes gewalt⸗ 
mäßige, aus dem Noth- oder Sicherungsrechte abgeleitete 
Einichreiten. und mit der Gemährleiftung eines gehörigen 
Proceßverfahrens. Und ebenio reichen bie reiche» 


terthaͤnigkeit ſich verhalte, und dabei weder jetzo noch fünffig 
des Nichteramts und der Selbfthülfe in eigener Sache fih un: 
terwinden folle: ferner in dem Reichshofrathsconelusum von 1736, 
10. Januar an die Stiftshbafelfchen Landſtände, wo es z. @. 
heißt: ‚Und weil hiernächft unter anderm auch aus denen Im⸗ 
petrantifhen Exhibitis zu erfehen ewefen, daß die Klägere ſich 
einer von gehuldigten Unterthanen gegen ihren Lanbesfürften 
nicht leicht erhörter, anzüglicher, frecher, mithin an ſich hoͤchſt 
ftrafbarer Schreibart unterflanden, auch nicht weniger gegen 
den fürftliden Minifter recht unerfinbliche und faljche Berkhil- 
digungen mit einfließen laſſen; ſo würde ihnen ſolche Ungebühr 
vor dieſes Mal noch in Kaiſerlichen Ungnaden, wie hiermit ge⸗ 
ſchiehet, verwieſen“ u. ſ. w. (Alte und neue Reichert 
Conchusa herausgeg. von 3.3. Mofer. Bd. L. S. 42.) Aehn⸗ 
lihes in einem Reichshofrathsconcius. v. 6. Mai 1726 an 
das BergifcheRitter-Kollegium bei Mofer von der deutſchen 
Neihsftände Landen ©. 891. 


| 
4) Sp z. B. In dem 1770 gefchloffenen Württemberg. Vergleich, 
ad Grav.3 von rechtlichen Verfahren in befhuldigten Verbrechen 

5. 2: „Sodann follen und werden auch denen zur Landſcha 
gehörigen .... Berfonen ihre Amtsverrichtungen umd bie Pflich⸗ 
n halber machende Boritellungen, wenn fie in geziemenvem 
unterthänigften Reſpect verfuffet find, nicht zum Verbrechen an⸗ 
erechnet werben; und wenn auch einiger Exceß ihnen dabei zu 
ulden kaͤme, gegen fie dieferhalb nicht .... mit Berfonals 
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gerichtlichen Enticheidungen nicht weiten als zur Befehl: 
gung des Rechtsſatzes, Daß von den Landesohrigfeiten Die 
Entſcheidung über ihre gegen ſtaͤndiſche Berionen erhobenen 
Anſchuldigungen ganz nur dem regelmäßigen Redytögange 
zu überlaffen ift: ein Rechtsgang, unter welchem man nicht 
blos Die Beobachtung proceffualifher Formen des Ver⸗ 
fahrens, fondern auch — worin in der That erft eine 
wahre Schugmwehr der Stände gegen politifche Verfolgung 
zu liegen anfängt — Die Juſtizverwaltung durch Die or⸗ 
dentlihen Gerichte verfteht.5) Denn wohl erfannte 
man, daß, wenn bei Rechtöhändeln der angeführten Ad 
die Iandesherrliche Beſtellung außerordentliher ad hoc 
formirter Gerichte unbeſchraͤnkt zugelaffen wäre, Die 
rechtliche Schuglofigfeit der ftändifchen Perfonen weſentlich 
in gleicher Weite, wie bei der offenen via facti fortbe- 
ftehen, und zu dieſem Mangel nur ein neued und jchwere- 
red Uebel hinzutreten würde, naͤmlich Die dringende Ge. 
fahr einer bloßen Verwendung der äußeren Formen ber 
Gerechtigkeitspflege, um die praktiſche Durchführung einer 
einfeitigen Nechtsbehauptung der Regierung zu fichern. 
Zur Beftätigung dieſes in verfaffungsrechtlicher Hin- 
fiht immerhin wichtigen Ertrages, den die Behandlung 


arreft verfahren, noch diefelbe unter dieſem Vorwand fogleidh - 
an Leib, Ehre, Hab oder Gut angegriffen, fondern legali 
modo, und fo, wie in $. praec. hierin bereits profpiciret 
ift (insbefondere, daß ein Jeder nicht allein vor feiner Ordinari⸗ 
Inftanz reſp. foro privilegiato jedesmal in Zeiten genugfam 
gehört, fondern auch feine Vertheidigungsrechte, fowie feine et⸗ 
g  Manigen Regreßanfprüde vollftändig gewahrt werben), wiber 
fie verfahren werde; wie denn auch Se. Herzogliche Durchlaucht 
gu werfthätigerBezeigung aller Unpartheilichkeit 
n diefem Yalle gnädigft geflatten wollen, daß die Acta, auf Bes 
gehren des Beflagten, an eine unpartheifhe Kacultät 
um Spruch verfhidt, und das von dar eingeholte Urtheil pu⸗ 
lieiret und vollfitedt werden ſolle.“ Bgl. 3.3. Mofer, Lan⸗ 

beshoheit in Juſtizſachen. S. 20. 

5) Vergl. Rot. 4. 8. 
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unterer Frage in Älteren Zeiten gebracht hat, dient eine 
ihr gewidmete befonbere Unterfuchung von I.I.Mofer. 9 
Der in jener ftändiichen Leidensichule vielgeprüfte Staats⸗ 
rechtölehrer drängt Die Refultate feiner auf eine Menge 
concreter Fälle geftügten Ausführung in folgende drei Säge 
zufammen, die in feiner eigenen Faflung io lauten: „1) Es 
it eine mögliche Sache, daß Stände in corpore, oder 
Ausichüfle, ”) oder einzelne Glieder einer Landſchaft, ober 
Landichaftsconfulenten, Syndici, Einnehmer u. |. w. fi 
eines wirklichen und wahren Berbrechens ichuldig machen. 
2) Aber es ift auch eine ebenfo mögliche Sache, Daß ein 
Regent oder ein böjer Minifter oder Rath denen vorbe- 
fagten Corporibus oder Perſonen, fonderlic aber denen⸗ 
jenigen, welche vor Andern Amtshalber mit ihrem Gut⸗ 
achten oder Stimmen vorangehen, oder Mund und Feder 
führen müffen, ober die in befondberm Anſehen bei Dem 
Corpore ftehen, Verbrechen beimiffet, wo doc, feine zu . 
finden fein u. f. w. 3) Soll und darf auch von Rechte- 
wegen, und wenn aud, feine befonderen Landesverträge 
Darüber in der Welt wären, nicht einmal gegen des aller: 
geringſten Unterthanens Perion, Ehre, Hab und Gut et- 
was vorgenommen werden, als wie es fi nad Ord⸗ 
vung derer Rechte gebühret; wie viel weniger fann 
dann ein Regent ſich entziehen, den Weg Rechtens ge 
gen diejenige einzufchlagen, weldye das ganze Vaterland 
vorftellen oder dieſer Repräfentanten Rathgeber find, und 
dahero gleicher Rechte mit ihnen genießen und genießen 
müſſen.“ Was zu Diefem Wege Rechtens von Mojer 


6) Bon der landſchaftlichen Perſonen Sicherheit und denen ihnen 
fhuldgegebenen Amtöverbrechen in Mofers Abhandlung ver: 
fchiedener Rechtsmaterien, fünftes Stüd, S. 5. ff. bei. S. bö ff. 

7) Hierbei greift ſelbſtverſtändlich die Frage nach der Verbrechens: 
fähigkeit juriftifcher Berfonen ein, die wir als verneinend beant⸗ 
wortet vorausjeßen. 


348 Weber die ſtrafrechtliche Berantwertlileit 
gerechnet werde, Darüber hat er fich an andern Orten zur 
Genüge verbreitet, und insbeiondere liegt es außer allem 
Zweifel, daß weder er noch Die Reichsgerichte dahin 
die Anordnung von Commiſſtonen gezählt Haben, durch 
welche außerordentliche Gerichte an Die Stelle vorhande- 
ner ordentlicher Gerichte, nicht bloß mit dem Rechte ber 
Inftruetion, fondern auch mit Entſcheidungsbefugniß, ger 
ſchaffen werben wollen.) Keinerlei Ausnahmsrechte alfo 
werben zu Gunſten der ftändiichen Berfonen in Anſpruch 
genommen, fondern nur Enthaltung von jeder Regelwidrig⸗ 
feit im Laufe der Juſtiz, ftriftefte Beobachtung der in dem 
proceffualiidyen Verfahren ordentlicher Gerichte liegenden 
Schutzwehr ſowohl für das Recht der Regierung gegen 
das unter dem Deckmantel ſtaͤndiſcher Befugnifle began⸗ 
gene Unrecht, wie für das Recht der Stände gegen Die 
unter dem PBrätert verbrecheriidher ftändifdyer AUnichläge 
verfuchte Unterdrüdung. Wie wären doch die miderwärs 
tigften Vorgänge in der neueften ftändiichen Geichichte uns 
möglid, geweien, wenn bie einfachen und principiell wie 
hiſtoriſch fo ficher gegründeten Säge Moiers in Dem 
Rechtsbewußtſein unferer Zeit unerjchütterlich feft geftanden 
hätten! — 

Dei der Zerreißung des geichichtlichen Zuiammens 


8) Mofer, Landeshoheit in Juſtizſachen S. 26ff.: „Es fönnen 
Commiſſionen auch auf das allerärgfte mißbraucht, und, unter 
dem Schein der Juftiz-Apminiftration, die gröfte Ungeredhs 
tigfeiten er werden: Wenn ſich vahero eimas derg rs 

— iſt Niemand ſchuldig fich vor einer ſolchen Eoumifften 
einzulaſſen; ſondern er kann ſich darüber hoͤherer Orten beſchwe⸗ 
ren. Und ebenſo wenig kann ein Landesherr einer Commiſſion 
auftragen, in der Sache zu ſp rech en, wenn es nicht mit der 
Barthie gutem Willen gefchiehet, ſondern biefelbige fih zum 
Weg Rechtens an ihrer ordentlichen nflanz erbietet, oder ſich 
auf folche berufet.“ Meichsgerichtliche Entſcheidungen f. bei 
Pfeiffer, praftifche Ausführungen Bd. 3. S.428 ff. Zu weit 
eht der Rechtoſab den derſelbe in ſ. Schrift: Selbſtaͤndig⸗ 
eit und Unabhängigfeit des Richteramts, ©. 310 aufſtellt. 


der Vitglieder der Staͤndeverſannlungen. 349 


hangs, weiche, eine gemeinfame Schuld der Regierungen 
und Völker, aus der noch fortwährend ſich raͤchenden Nach⸗ 
ahmung franzoͤſtſcher Herrlichkeiten für Die deutſchen Ber: 
faffungsverhältniffe fich ergab, kann es in der That nicht 
Wunder nehmen, werm Die newere Docttmelle und legis⸗ 
lotive Behandlung unferer Frage vorwiegend unter dem 
Eimfluffe abftrakter Berfajlungstheorien, augenblidlicher por 
litiſcher Eindrüde, und des Borbilded auswärtiger Legislar 
tionen geitanden hat. Ein weites Auseinandergehen der 
Anfichten ift Die nächfte theoretische Frucht eines folchen 
Mangels an gemeiniamen vechtögeichichtlichen Ausgangs: 
punkten, Die weitere praktiſche Folge aber Diele, Daß Die 
jo entiproffenen mannichfaltigen Rechtsanſichten, wenn auch 
geſehlich fanctionirt, Doch nicht von der feurigen Mauer 
des nationalen Gewiſſens umgürtet und gegen Verlegung 
gewahrt find. Jene Varietät tritt und fofort bei einer 
Bergleichung der Beftimmungen der neueren Deutfchen Ber; 
faffungsgelege entgegen. Nur. in dem negativen Punkte 
übereinflimmend, daß fie Die geichichtlich überlieferte, in 
dem unbedingten Ausfchlufle außerordentlicdyer Gerichte lies 
gende, Rechtsgewaͤhr übergehen, 9) läuft ihr pofitiver, auf 
Die Frage der criminellen Verantwortlichfeit der Stände 
bezüglicher Inhalt, wenn fie überall einen ſolchen haben, 
in folgenden Hauptrichtungen auseinander: 

1) Die einen, dem durch die bill of rights art. 9 10) 


— — 


9) Sollte man dieſe Gewähr vielleicht deshalb übergangen haben, 
weil die Verfaffungsurfunden überall fhon den allgemeinen 
Rechtsſatz enthalten, daß Niemand feinem ordentlihen Richter 

entzogen werben durfe? Ich glaube nicht, daß dies der Grund 

ik. Denn die jenem — wenn er als allgemeiner auf: 
gettellt wird, nothwendige Reftricetion, an ber es auch nirs 
gende "in den Verfaflungsurfunden fehlt, entzieht jenem zum 
guten Theil die Schusfraft für die ſtändiſchen Perſonen, wenn 
auf diefelben auch dieſe Meftriction in ihrer Allgemeinheit an⸗ 
gewendet werben joll. 

10) That the freedom of speech and debates or proceedings in 





30 Ueber die firafrechtlide Verantwortlichkeit 


gegebenen Borbilde folgend, ſchließen jede gericht. 
lihe Berfolgung der von ffändifchen Perfonen 
in ihrem Berufe gemachten Aeußerungen auß: 
eine Beftimmung, in welcher zugleich für alle in Führung 
der ftändifchen Stimme begangenen Verbredyen Die Befrei- 
ung von deren criminalrechtlichen Folgen mitenthals 
ten tft, da Diefe immer nur auf dem Wege gerichtli- 
cher Unterfuchungen. und Lirtheile herbeigeführt werden 
fönnen. 1) Bleibt nun auf dieſe Weile für foldhe Ber 
geben nur die Auffaffung aus dem Gefidhtspunfte Des 
Eingriffs in die Würde und Ordnung der ftändifchen Ver: 
bandlungen, alſo Die Unterwerfung unter Die Discipkis 
nargewalt der Kammern übrig, to muß Diele letztere 
auch fo ausgedehnt und mit jo fcharfen Mitteln verfehen 
fein, Daß fie Die Möglichkeit einer einigermaagen angemeffenen 
Rüge für folche Aeußerungen eröffnet, welche, ohne das 
Schild der ftändifchen Befreiung von gerichtlicher Rechen 
fhaft, zu den fchwereren Verbrechen gehören würden, 3. 
B. Provocation zu Hochverrath und Aufruhr, grobe Majes 


Parliament ought not to be impeached or questioned in any- 
court or place out of Parliament. 
Bairifhe Verfaſſ. vom 26. Mai 1818. Art. 27. „Kein Mits 
glieb der Kammer kann für die Stinnme, weldje es in feiner 
ammer geführt hat, anders, als, in Beige der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung, durch die Berfammlung felbit zur Rebe ges 
Rellt werben. Sahfen-Meiningenfde Bertafl v. 1829. 
art. 99. „Die Abgeorbneten fönnen wegen ihrer Neußerungen 
in der Ständeverfanmlung nicht zur gerichtlihen Rechenſchaft 
gezogen werben. Dem Landtage liegt aber ob, unanftänbige 
und verfaffungsmwidrige Austrüde und Erklärungen zu verhüten 
und zu rügen.“ Breuß. Berfafl. v. 31. Jan. 1850. $. 84. 
„Sie (die Abgeordneten) fönnen für ihre Abftimmungen in der 
Kammer niemals, für ihre darin ausgefprodhenen Meinungen 
nur innerhalb der Kammer auf den Grund der Gefchäftsorbnun 
zur Rechenfchaft gezogen werben.‘ Ruremb. Berf.v. 9. Juli 
1848. Art. 69. ‚Kein Abgeoroneter fann wegen ber von ihm 
in Ausübung feines Berufs geäußerten Meinungen oder wegen 
feiner Abftimmung belangt oder zur Redhenfchaft gezogen wer⸗ 
den.’ 
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Ratöbeleidigungen u. dergl. Diefe Conſequenz, ohne welche 
jene Befreiung Die Ständeglieder geradezu über die Pflicht 
der Achtung der wichtigften gemeinheitlichen‘ Güter hin⸗ 
auöftellt, ift allerdings in England gezogen, indem hier 
die Häufer des Parlamentd gegen pflichtvergefiene Mit 
glieder nicht nur Rügen und Verweife, fondern auh Ein 
ferferungen, Ausftoßungen zu verhängen berechtigt 
find, — eine Bollmadıt, von Deren Anwendung die pars 
Iamentariiche Geichichte eine Menge von Beiſpielen auf 
bewahrt. 12) Die neueren deutichen Geſetze Dagegen ziehen 
diefe Eonjequenz entweder gar nicht, oder bleiben doch auf 
batbem Wege ftehen. Am weiteften gehen noch die Bai⸗ 
riſche Geichäftsordnung der I. Sammer vom 28. Febr. 
1825 und das Meiningeniche Berfaffungsgeieg von 
1829, die doch außer Dem Rechte Der Rüge noch das des 
Ausichlufied aus der Kammer zugeftehen; am weiteften 
zurück blieb das von der Frankfurter Rattonalverfammlung 
beichlofiene Geſetz v. 30. Sept. 1848, in welchem neben 
der Beſtimmung des Art. 4: „sein Abgeordneter darf zu 
irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmungen in der Reiches 
verjammlung, oder wegen der bei Ausübung feines Be- 
rufed gethanen Aeußerungen gerichtlidy verfolgt oder ſonſt 
außerbalb der Verſammlung zur Verantwortung gezogen 
werben,’ Feinerlei Art von fcharfer Der des englitchen Bars 
laments analoger Zuchtgewalt gegen die geöbften Exceſſe 
fändiicher Redefreiheit organifirtt war. Es wird Dann 


12) Erskine May a treatise upon the law, nen procee- 
dings and usage of Parliament (London. 1844) &.80: „But 
although by the ancient custom of Parliament as well as by 
the law a member may not be questioned out of Parliawent, 
he is liable to censure and punishment by the house itself, 
ofwhich he is a member. The cases in which members have 
been called to account and punished for offensive words spo- 
ken before the house, are too numerous to mention. Some 
have been admonished others imprisoned, and in the 
commons some have been expelled.“ 


359 Usher die ſtrafrecheliche Berantwortlichteit 


aus dem beiondern Schuge, der nicht den Berfonen ala 
fokhen, fondern nur dem in beſtimmte Rechtöichranfen ein- 
gefchloffenen Berufe, zugedacht jein kann, eine Art perſoͤnli⸗ 
her Sacrofanetität, welche mit der Stellung eines Unter ' 
than fchlechthin unvereinbar tft. Zwar find wir weit ent 
fernt zu behaupten, Daß es nur einer vollftändigen 
Nachahmung des engliichen Syftems bebürfe, um auch auf 
deutfchem Boden alle Dagegen ftreitenden Bedenken zu über 
winden. Sind doch Correctionsbefugnifle, wie Die des 
Parlaments, bei allen politiichen durch beftimmte Geſetze 
und Formen des Berfahrens nicht gebundenen Körper 
ſchaften gar fehr dem Mißbrauche und der Verwendung 
für Siege dominirender PBartheien ausgefegt, namentlid) 
al8 Attribute neuer durch eine bindende Tradition noch 
unbeherrſchter Ständeverfammlungen, in deren Mitte nur 
zu oft, wie neuefte Erfahrungen zeigen, die Haft nach dem 
augenblidtichen Erfolg über Die Wahrung der nachhaltis 
gen Kraft und Blüthe der Inftitution triumphirt. 18) Wie 
leicht mag dann eine Einrichtung, welche auf den Schug 
und die furchtloſe Ausübung des ftändifchen Berufes ab⸗ 
geiehen ift, zur Unterdrüdung Einzelner ausichlagen, Die 
fi) dann Die ſchuͤtzenden Sarantieen zuruͤckwuͤnſchen wer⸗ 
den, weldye mit einer Unterwerfung unter Das gemeine 
Recht und unter Die ordentlichen Gerichte in Deutſchland 
doch immer gegeben find. Allein jo viel fcheint uns Doch 
ficher, daB das Syſtem der bloßen Verantwortlichmachung 
der Ständemitglieder vor dem ftändiichen Körper nicht ohne 
eine entiprechende ausgedehnte Correctionsgewalt des letz⸗ 
teren haltbar fein kann. 


13) Daß außer dem Unterfchiede von neu und alt auch no ans 
dere von Bedeutung find, namentlich der von groß und klein, 
verfieht fih von —2 Die Schultern des Parlaments von 
England vermögen Manches zu tragen, was die Ständeverſamm⸗ 
lung eines Heinen deutſchen Staates erbrüden würde. 
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3), Eine andere Klafſe von Geſetzen hält zwar an 
der Unterwerfung aller Exceffe der ftändiichen Aeußerungs⸗ 
freiheit unter das ausichließliche Eorrectionsrecht der Kam⸗ 
mern als Regel feft, beichränft biefelbe jebod, durch 
Ausnahmen, welde für gewiſſe Arten von Vergehen 
Das jus commune in proceflualifcher wie in ftrafredhtlicher 
Beziehung wieberherftellen. In dieſen, wie ſich leicht den⸗ 
fen läßt, Außerft mannichfaltig beftimmten Ausnahmen 
laffen fi) wieder folgende Unterflafien untericheiden. 

Aa.  Meiftens beruhen fie auf dem Gedanken, Daß 
der Staat zu Gunſten der freien und furchtloſen Bewe⸗ 
gung der Stände in Ihrem öffentlichen Berufe zwar auf 
De ihm, dem Staate, zuflebenvden Strafforberungen 
verzichten, aber nicht den Brivatrehtsiphären ber 
verlegten Berionen Abbruch thun dürfe. Wo Daher die 
ſtrafrechtliche Reaction nicht ausfchließlid den Charakter 
der Genugthung für eine Verlegung von Gemeingütern 
an fich trägt, ſondern weſentlich eine Genugthuung für bie 
verlegte Perſon beabſichtigt, glaubt man auch den Exceß 
der ftändiichen Aeußerungsfreiheit ganz unter Die gemeine 
Rechtsregel ftellen zu müflen. Doch tritt auch dieier Grund» 
jag in den verfchiebenen Verfaffungsgeiehen in ſehr abs 
weichenben, für bie fchärfere Beſtimmung ſeines Geltungs⸗ 
gebieted einflußreichen, Faſſungen auf, indem bald „Die 
Privatverlegungen” überhaupt, 4) bald „Die Ber: 
leumdungen Einzelner,” 15) bald „Die Fälle der 


14) Hohenzollern-Sigmaring. V. U. v. 1833. 

Sollte wider Erwarten ein itglieb gegen bie Borfikifien 
handeln, fo ift daflelbe nur allein der Ständeverfammlung ver: 
antwortlich, Brivatverlegungen ausgenommen, welche vor 

die ordentlichen Gerichte genen werden Tönnen.‘ 
15) Öelfen- Darmfabt. U. v. 1820 $. 83. ‚Dagegen fchüßt 
das Recht der freien Meinungsäußerung nicht egen den Vorwurf 
der Berleumdung, welde Einzelne in —* Aeußerung etwa 
finven follten. Den Einzelnen bleibt in ſoichen Faͤllen das. lager 
recht, welches ihnen gegen Berliumdungen nad) den Geſetzen zuſteht.“ 
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beleidigten Privatehre“ 16) Dem gemeinen Rechte 
des Landes unterworfen, halt die ftändifchen Aeußerungen 
nur jeder von Staatswegen einzuleitenden gerichtlichen 
Verfolgung entzogen 17) werden. Möge aber die Faſſung 
ausfallen, wie fie wolle, niemals wird fie im Stande fein, 
Die Gegengründe zu überwinden, welche jo eben gegen 
das Spyftem der ausnahmsloien Unterwerfung Der 
Ercefie der Aeußerungsfreiheit unter die Correctionsgewalt 
der Kammern erhoben worden find. Denn von einer 
nur auf Die Wahrung der Privatrechtsiphäre berechne⸗ 
ten Beſchraͤnkung dieſes Syitems wird das Bedenfen nicht 
gehoben, Daß auf Diefe Weife fehmwere. öffentliche Verbre⸗ 
hen der criminellen Behandlung entzogen werben, welche 
eine weit jchärfere orrectionsgewalt Der Kammern, 
als in Deutichland üblich und vielleicht möglich ift, bedin⸗ 
gen, wenn nicht aus einer Schugeinrichtung für einen wich⸗ 
tigen öffentlichen Beruf Die erorbitantefte Privilegixung der 
Perſonen hervorgehen toll. | 

b. Diefer Einwand wird durch Die Verfaſſungsge⸗ 
fee einiger andern Staaten, welche neben den Privat: 
beleidigungen auch noch einzelne Arten von Staats⸗ 
verbrechen der ceriminellen Behandlung im ordentlichen 
Rechtswege überlaſſen, theilweis befeitigt, — nur teils 


16) Kurheffifhe B. U. v. 1831 $. 87. ‚Die Mitglieder der 
Ständeverfammlung können zu feiner Zeit wegen Aeußerung 
ihrer Meinung zur Rechenſchaft gezogen werden, den all der 
beleidigten Brivatehre ausgenommen.‘ Ueber die (Sregefe 
diefer Bein vgl. das Gutachten der Juriftenfacultät 
zu Göttingen in der Schrift: Der permanente landſtändiſche 

nn in Kurheffen vor dem Kriegsgerichte. (Eaffel, 1851.) 
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; ff. 
Naſſauiſche Zuſammenſtellung des Staatsrechts v. 28. Juli 
1849 $. 62 ‚„.. Kein sn des Landtags darf zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder megen ber in Aus: 
übung feines Berufs gethanen Aeußerungen von Staats: 
wegen gerichtlich verfolgt oder fonft außerhalb der Stänbever- 
verfammlung zur Verantivortung gezogen werben.‘ 


— 
-] 
u 
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weis deshalb, weil neben den hervorgehobenen Verbrechen 
immer noch andere fliehen, Die ganz ebenio Dazu angethan find, 
dem gemeinen Rechte des Landes unterworfen zu bleiben. 
Und zu Diefem Mangel tritt ned) der der Principloſigkeit 
bei der Auswahl ſelbſt. Wenn das eine Geleh Die cri⸗ 
minelle Behandlung für Aeußerungen hochverrätherir 
fhen Inhalts verfügt, 18) ein anderes für Beleidi⸗ 
gungen der Maijeftät und der Regierung, 19 
ein drittes für Beleidigungen oder Berläumdbuns 
gen der Regierung und der Ständeverfamms 
lung, 29) ein viertes für Beleidigungen der Majer 
ſtät oder der Regierung oder des Landtags, 29 
ein fünfte für Beleidigungen der Majeflät und 





18) Hannov. B. U. v. 1833. 6. 110. ‚Kein Mitglied foll wegen 
einer in der Berfammlung gefchehenen Neußerung gerihtlich im 
Anſpruch genommen werden... Ausgenommen jedoch)... Aeuße⸗ 
rungen ..., welhe hochverrätheriſchen Inhalte find. 
Außerdem verfieht es fi von ſelbſt, daß, wenn beleidigende 
Aeußerungen ober ſchwere Beſchuldigungen gegen irgend ein In⸗ 
dividuum vorgebracht werben follten, dem Beleivigten der Weg 
Rechtens nicht verfverrt werden kann.’ Diefelbe Beſtimmung, 
nurin beflerer Faſſung, ift wiederholt in den Hannov. Landes 
verfaflungsgefeh v. 1840 $. 102 und in bein Geſetz v. 5. Sept. 
1848 $. 54. 


19) Waldeckſche DB. U. v. 1816. Nach der Beſtimmung, daß fein 
‚Ständemitglied über feine Aeußerungen dem Staate Rebe 
und Antwort zu geben brauche, heißt es welter: ‚‚vorausgefeßt 
jedoch, daß es überall die vem Regenten ſchuldige Treue 
und Ehrfurcht, fowie die den Landesbehörden zu bes 
weiſende Achtung nit außer Augen gefeht Hat.’ 
MWürttemb. B. U. v. 1819. $. 185. „Niemand kann wegen 
feiner in der Ständeverfammlung gehaltenen Vorträge und ges 
gebenen Abftimmungen zur Verantwortung gezogen werben. Je⸗ 
doh find Beleidigungen oder Berleumdungen ber 
Regierung, der Ständeverfammlung oder einzelner 
Berfonen der — nach den beſtehenden Geſetzen, in dem 
ordentlichen Wege des Rechts, unterworfen. 
Sachſen-Weimar. Verf. v. 1816 8. 68. „Es verſteht fich, 
daß... jede Verunglimpfung der höchſten Perſon des 
Landesfürften, oder eine Beleidigung der Regie: 
rung, des Landtags oder Ginzelner verboten und nad) ben 


Archiv d. Er. R. 1853. Il. ©t. „ 
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des Bundestags, 22) ein fechötes für Beleidigun: 
gen der Majeftät oder des landesherrlichen 
Haufes oder der Kammern, weldye troß vorherge⸗ 
gangener Rüge wiederholt werden; 28) fo verräth 
ſchon die bunte Mannicdhfaltigfeit diefer Die Megel wieder⸗ 
herftellenden Ausnahmen, Daß man, ftatt von einem be - 
flimmten ‘Principe geleitet zu werden — wie ein folches 
bei dem vorigen Syfteme (a.) allerdings zu Grunde liegt 
— vielmehr mit zufälligem Griffe Died und jenes heraus- 
langt. Das Herausgelangte jelbft- aber ift, wenn man 
von den Aeußerungen hochverrätherifchen Inhalts abfteht, 
durchaus von Der Art, daß mit leichter Mühe viele andere 
durch Mißbraud der ftändifchen Aeußetungsfreiheit be⸗ 
gehbare Verbrechen aufgewiefen werden koͤnnen, die ebenfo 
gut Darauf Anſpruch Haben, der gerichtlichen Verfolgung 
und der Beurtheilung nad) der Regel des Criminalrechts 
zu unterliegen. Man denfe an Provocationen zum Auf 
ruhr oder zum Landfriedensbruch, Gottesläfterungen, 
Heraußforderungen zum Zweifampf u. Dergl. 

3) Eine dritte, jedoch nur fpärlich vertretene, Klaſſe 


Geſetzen ftrafbar iſt.“ Weſentlich übereinflimmend das Wei: 
marſche Grundgefeß v. 1850 $. 18. 

22) Waldeckſche Berf. » 17. Aug. 1852 $. 68. „Kein Abge⸗ 
orbneter darf wegen feiner Abſtimmung ... ober wegen ber in 
Ausübung feines Berufs gethanen Aeußerungen ... außerhalb 
der Verfammlung zur Verantwortung gezogen werben , ausges 
nommen bei Majeftäteb EIS DINUNDER bei Beleidigun— 
gen gegen den Bundestag ober bei Brivatinjurien. 

233) Kön. Sächſ. V. U. v. 1831 $. 83. „Sollten fie (Stände- 
mitglieder) fich felbft verfönliche Ausfälle gegen den Regen⸗ 
ten, die föniglihe Yamtlie, bie Kammern oder ein- 
jene Mitglieder der Kammern erlauben, und ungead: 
et der Erinnerung des Präfidenten hiermit fortfahren, fo ift 
berfelbe beredhtigt und verpflichtet, die Sigung ... zu ſchließen. 
... Wenn die zweite Heußerung ein befonderes Verbrechen oder 
eine perfönliche Beleivigung in ds begreift, fo fann das frag- 
lihe Mitglied der Kammer ... deshalb noch vor feinem orvents 
lihen Richter belangt werben. 
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son Gefehen ſpricht einfach Die Megel aus, daß bie Frei⸗ 
beit der ftändifchen Meinungsäußerung und das Correc⸗ 
tionsrecht der Standeverſammlung gegen deren Mißbrauch 
dem Rechte der Juſtiz nicht derogire, Die Strafgeſetze 
gegen deren Berlegung Durch ſtändiſche Aeuße— 
rungen im Proceßwege zu handhaben. 20) Einer ſol⸗ 
hen Beflimmung kann allerdings weder principielles 
Schwanken, wie der vorigen Klaſſe, noch Mangel der 
formalen Bedingungen und Vorausſetzungen der Ausführ- 
barfeit, wie. den früheren Klaffen, vorgeworfen werben. 
Sie ftelt einen conjequenten Rechtsſatz auf, für deſſen 
Verwirflichung die erforderlichen Organe und Mittel vor 
Banden und in Bereitichaft find. Einer juriſtiſchen Bean- 
ſtandung fünnte er nur unterliegen, wenn ed dem PBrin- 
cipe, aus welchem er abgeleitet ift, an innerer Wahr- 
heit und Berechtigung fehlen ſollte, alfo wenn in ber 
That angenommen werden müßte, daß durch den- ftändi- 
ſchen Beruf Die Stellung des Subjects zu den Strafge⸗ 


24) Braunfhweigifhe B. U. v. 1832 $. 134. „Die Mit⸗ 
glieder der Landſchaft Haben bei ihren Berathungen das Necht, 
{re Meinung frei zu äußern, und können wegen Verletzungen 
der Gefchäftsorpnung, welhe weder ein befonderes 
Verbrechen, nob eineperfönlidhe Beleidigung ent 
halten, nur von der Ständeverfammlung felbft zur Verant⸗ 
rund gezogen werben.” Den gleichen Sinn wird das wegen 
feiner — Faſſung bemerkenswerthe Grundgeſetz Fir 
Reuß jüng. Linie v. 30. Nov. 1849 $. 111 haben: „.... 
Kein Abgeordneter darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Ab⸗ 
fimmung in der Landiagsverfammlung oder wegen der bei 
Ausübung feines Berufs gethanenen Aeußerungen gerichtlich 
verfolgt oder fonft außerhalb der Verſammlung zur Berant- 
wortung gezogen werden, wenn nicht der vorgefonmene Fall das 
rechtliche Kennzeichen einer Injurie, Verleumdung oder eines 
in den Sefegen mit Strafe bedrohten fonftigen 
Vergehens an fi trägt.” Wir wollen hoffen, daß nidyt blos 
Abgeordnete, fondern alle Reußifche Unterthanen fi des Rechts 
erfreuen, nicht anders, als wegen gefeblich ftrafbarer Handlun- 
gen gerichtlich verfolgt zu werben. 
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fegen des Bandes verändert werde, — eine Frage, Die erſt 
weiter umten unterjucht werben Tann. 

4) Als ein legislatoriicher Verzicht auf das Gelingen 
einer angemeflenen Löiung der Frage durch Aufftellung 
eines beftimmten Rechtsfages Täßt ſich eine vierte Klaſſe 
von Geſetzen auffafien, welche den Landtag autorifiren, 
gegen die in ftändiichen Aeußerungen etwa enthaltenen 
Berbrechen oder Vergehen es entweder bei Anwendung 
feiner Disciplinargewalt beiwenden zu laflen, oder fie auch 
zur ſtrafgerichtlichen Erledigung an Das Gericht zu ver 
weiſen. 25) Eine foldye Beftimmung hat den unvermeib- 
üchen Nachtheil, der jede bloße Hinausichlebung der Loͤ⸗ 
fung einer wichtigen Frage begleiten wirt, daß fi) naͤm⸗ 
lich in jedem auftauchenden concreten Falle ber Brind- 
pienftreit erneuern muß. Dffenbar enthält fie zwar einen 
feitö die Vorausfebung, daß der Abgeordnete an fich auf 
feine Relaration der Pflicht zur Achtung der Strafgeſetze 
Anſpruch babe und daher den im Rechtöwege herbeizufüh- 
renden Straffolgen ſeines Vergehens unterworfen werben 
Fönne, andererfeitd aber baut fie hierauf doch nicht den 
Schluß, daß Died nun auch gefchehen folle, ſondern 
fhiebt die ſchwierige allgemeine Trage, ob und inwieweit 
ftändiiche Berhältniffe, insbeiondere Die Disciplinargewalt 
der Kammer, eine Ausnahme biervon etwa zulaſſen, ganz 


25) Oldenburg. Verf. v. 18. Febr. 1849 Art. 148. ‚Kein Abs 
georbneter fann wegen feiner Aeußerungen auf dem Lands 
tage anders als durch den Präfldenten ober von der Berfamms 
lung zurechtgewiefen und zur Verantwortung gezogen werben. 
Wegeneines durhfoldeNeußerungen etwabegan- 

enen Verbrechens ober Bergehens fann der Landtag 
Fine Mißbilligung förmlih ausfpredyen, auch den Wall zur firafs 
rechtlichen Erlebigung an das Gericht verweifen. Wegen feiner 
Abfimmung darf Niemand zur Verantwortung gezogen ders 
den. Faſt wörtlid hieraus entlehnt ift die Coburg⸗Got hai⸗ 
he Verf. v. 3. 1852 $. 85, nur daß der Landtag zur 
n — an das Gericht des ‚Antrags bes Betheiligten“ 
edarf. 
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in die indwiduelle Beurtheilung der Ständeverfammfung. 
Da wird. e8 denn nım nicht fehlen, daß in jedem einzel 
nen Falle Der ganze Apparat Iegislativer Erwägungen als 
Material zur Entſcheidung dieſes Falles wiederfehrt, und 
zwar um fo ficherer, je gewiflenhafter und maasvoller bie 
‚Ständeverfammlung und je begründeter das Zutrauen zu 
der Unabhängigkeit und Geſetztreue der Gerichte if. Das _ 
Reiultat aber wird gewiß in Der großen Mehrzahl der. 
Falle darauf hinauslaufen, Daß nad, langen und frucht- 
loſen Berhandlungen über ein Kriterium, nach welchem 
die unbeftimmt gelaflene Grenze der criminalcechtlichen 
Veranwortlichkeit und die Abforption der Strafe durch 
die ſtaͤndiſchen Correctionsmittel zu beurtheilen wären, der- 
ftändiihe Körper die Entſcheidung Doch den Gerichten 
überlaffen und fo durch jenes Attribut nur mit einem 
Ballaſt läftiger und unfrudhtbarer Debatten bereichert 
werden wird. — 
Ueberblickt man Die fo abweichenden Wege, welche 
bie deutſchen Geieggebungen in Zöjung einer und derſelben 
Frage eingefchlagen haben, jo drängt ſich Die Vermuthung 
auf, daß e8 die Wiſſenſchaft an befriedigender Yeft- 
ftelung des Rechtsprincipes werde haben fehlen laflen, 
nach welchem Diele Frage zu beurtheilen if. Won einer 
Nachholung der Aufgabe aber läßt ſich Hoffen, daß fie 
nicht blos für Diejenigen Länder, in welchen eine geſetzliche 
Löfung noch fehlt, fondern auch für Diejenigen fruchtbar 
fein werde, wo fich eine folche findet. Denn aud in den 
legteren wird der Unterbau Des allgemeinen Rechtsſatzes 
theils die für Die richtige Auffaflung und Interpretation 
des Particularrechts wichtige Einficht gewähren, ob und 
wie weit Dafjelbe ein regelmäßiges oder en anomali- 
ſches Recht aufftellt, theils dem offenbar unfichern und ſchwan⸗ 
fenden Gange der Gejeßgebung ein Element zur Gewin⸗ 
nung einer feften Richtung liefern fönnen. Unſers Wif- 
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fens hat nur Der ehemalige Heidelberger Staatsrechtslchrer 
8. ©. Zadharid in einer Abhandlung im Archiv für 
eiviliftifche Praris 2%) Die Doctrinelle Lüde auszufüllen 
geſucht, aber freilich mit fo conftanter Verwechſelung po- 
litiſcher und juriftiicher Gefichtöpunfte und mit Zugrunde- 
legung fo abftrafter Verfaffungstheoreme, Daß nur der 
Berfuh, aber nicht das Refultat Anerkennung verdient, 
und Daß Die Regeln, die er aus jeinem Princip für Die 
Auffaffung und Interpretation der Particularrechte ab- 
leitet, als völlig verfehlt ericheinen. Wir werben und 
bald zu einer Eritifchen Darlegung feiner Anſicht genöthigt 
fehen. — Einige Beiträge zur Loͤſung unferer Frage ge- 
winnen wir aud) aus den Bearbeitungen neuerer Rechts: 
fälle, befonder8 aus den Gutachten, Vertheidigungsſchriften 
und Urtheilen, die der Proceß gegen den kurheſſiſchen 
landftändifchen Ausſchuß hervorgebracht hat. Doch iſt 
ihr Ertrag für und nur fpärli, da man in Diefen, auf 
dem Boden beftimmter Particularrechte ftehenden, Fäaͤllen 
meift nur mit dem durch Die nädjftliegenden Rechtsquellen 
dargebotenen Material gearbeitet hat. 27) 





26) Bd. 17. ©. 173. u. d. T. „Sind in den deutſchen con- 
ſtitutionellen Monarchiendie Gerichte befugt,über 
Klagen du entfcheiden, welde vor ihnen wegen ge: 
ſetzwidr ger Aeufßerungen eines Mitgliedes der I. 
oder der I. Kammer erhoben werden?" Cine fcharf- 
finnige und überzeugende Widerlegung Jahariä’s hat gegeben 
Gerau ind. dr. für Eivilreht und Proceß. N. F. Op. J. 
©. 1-46. 

Bol. bef. die Schrift: Der permanente landftändifde 
euoiang in Kurheffen vor dem Kriegsgerichte. 
Caſſel. 1851. Sie enthält die Bertheidigungsf 9— und die 
Rechtsgutachten der Juriſtenfacultäten zu Heidelberg und 
Böttingen, von denen das legtere S. 149 ff. auf die allge 
meine Frage etwas eingeht. Sodann: Urtheil des Kurf. 
Oeneralauditorats v. 25. JZuni1852 gegen Shwar- 
zenberg u. f. w. Caſſel. 1852. S. 45 ff., bef. ©. 49. 


27 


— 


\ 


ber Phltgliever der Staͤndeverſammlungen. 361. 


I. 


Wenn ftändifcye Abgeordnete wegen Handlungen 
ſtrafrechtlich verantwortungsfrei bleiben follen, Die, von 
andern Perſonen begangen, diefe Verantwortung nach ſich 
ziehn würden, fo ift Davon ein zweifacher Rechtsgrund 
"möglid). 

Entweder die rechtliche Stellung der Stände entzieht 
ihren Perjonen oder Handlungen ein Moment, von wels 
chem die Möglichkeit Des Verbrechens abhängt; 
oder Die lettere bleibt beftehen, allein das Geſetz hat Die 
firafredtlihen Folgen audgeichloflen, Die nad) der 
. rechtlichen Natur der Handlung confequent eintreten muͤß⸗ 
ten. Im erften Falle fällt ftrafrechtliche Verantwortung 
fort, weil die Handlung fein Verbrechen; im zweiten 
Falle deshalb, weil fie, obichon Verbrechen, doch nicht 
ftrafbar if. Dort ift die Steaffreiheit, weil aus der 
Natur der Handlung oder ihres Subjertd folgend, ein 
confequenteg, regelmäßiges Recht; bier wird Die 
Conſequenz des Rechts durch eine wahre Ausnahme durch⸗ 
brochen, und die Befreiung von der Straffolge ift ein 
anomales Recht. Dort ift die Verantwortungsfreihelt 
eine aus geltenden Rechtsjägen durch juriftifhe Ins 
terpretation ableitbare Rechtsregel; hier beruht fie auf 
Nüdfichten des Gemeimvohles und der politiichen Zweck⸗ 
maͤßigkeit, durch welche ſich Die Geſetzgebung zur Ein- 
führung eines anomalen Rechts bewegen läßt, aus Denen 
aber die rechtswiffenfchaftliche Entwidelung feine Rechts⸗ 
ſätze zu ſchöpfen vermag. Dort gilt alfo Die Befreiung 
auch ohne .ausdrüdlihe Sanction und in dem 
ganzen Umfange der aus der ftänbiichen Rechtsiphäre 
auf den Begriff des Verbrechens fich ergebenden Conſe⸗ 
quenz; hier mır in Kraft ausdrüdlidher Sanction 
Des Geſetzes und eben deshalb aud nur in derjenigen 
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Ausdehnung über Perſonen und Handlungen, in welcher 
fie ertheilt it. Dort wird ſie ſich Daher insbeſondere über 
alle Stufen der Ständeinftitution, Kreis- und 
Provincialftände fo gut wie Reihöftände, wenn glei) durch 
die beſondern Berufe derfelben individualiſtrt, erftreden, 
während fie Hier nur ein Attribut derjenigen Art von 
Ständen bildet, weldye das Geſetz wegen ihrer vorzüg- 
lichen Wichtigfeit und Bedeutung für den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gemeinzuſtand damit ausgeftattet Bat. 

Wir betrachten zunäcdhft die ftrafrechtliche Verantwor⸗ 
tungsfreiheit der ſtaͤndiſchen Perſonen al8 confequentes 
Recht. Als folches könnte fie aber in einer doppelten 
Weiſe begründet werden wollen, indem fle entweder 1) auf 
eine fubjective Verbrechensunfähigkeit Der 
ſtaändiſchen Berfonen als foldher, oder 2) auf einen 
Wegfall objectiver Momente des Verbrechens— 
begriffs bei ftändifhen Handlungen zurüdgeführt 
würde. Die Tragfähigkeit eines jeden Diefer Gründe ift 
jebt für fich zu unterſuchen. 

1) Die Behauptung einer allgemeinen Verbres 
hensunfähigkeit ftändifcher Repräfentanten wird zwar 
meines Wiſſens nicht von juriftiichen Auctoritäten ver; 
treten, wohl ‘aber ift fle von Stimmführern democratiicher 
Partheien, beſonders in jog. conftituirenden Verſammlun⸗ 
gen, auch neuerdings erhoben worden. 25) Ihrer Be- 
gründung iſt bei ihren Vertheidigern, die fich befler auf 
Poftulate als auf Gründe verftehen, nicht leicht auf die 
Spur zu kommen: doch werden wir nicht irren, wenn wir 


38) Ein democratifher Abgeorpneter in der Paulsfiche fand «6 
ganz in der Ordnung, daß diefelbe Freiheit von aller Ver⸗ 
antwortung vor den Gerichten des Staats, welche die Kirche des 
Mittelalters dem Clerus erfiegte, auf die Abgeordneten übers 
tragen werde. Vgl. Stenograph. Bericht über die Verhandl. 
der Rationalverfammlung. * 3. ©. 2366. 
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fie als eine Frucht der Volksſouveraͤnetaͤtslehre anfchen, 
weiche für die Abgeordneten des Volkes das gleiche Prä- 
dicat perfönlicher Unverleplichkeit und Saerojanetität ver- 
langt, welches das entwidelte Staatörecht' der Erbmonars 
hie dem Monarchen zugeiprochen bat. Wenn dem Mo- 
narchen in Kraft dieſes Prädicates die Möglichkeit einer 
verbrecherifchen, perfönlicye Verantwortung und Rechts⸗ 
verwirkung mit fich führenden, Schuld abgeiprochen werde, 
fo muͤſſe fie, meint man, auch bei den Abgeordneten, als 
Mitträgern der Souveränetät, Hinwegfallen. Einer ernft- 
Baften Widerlegung wird es wenigftens in der Wiſſen⸗ 
ſchaft nicht bedürfen. Ganz abgeiehn von dem Wider: 
ſpruche, in weldyem das Princip einer folchen Anſicht mit 
den Principten des geltenden Staatsrechts fteht, und in 
Folge defien fie feinenfalld einen Rechts ſatz ausdruͤckt, 
gerügt ed, auf einige logiſche Fehler hinzuweiſen, Die fte 
in fid, auflöfen. Einmal tönnte Die Mebertragung Der 
Unverleslichteit des Monarchen auf die Bolfsrepräfenta- 
tion, als prätendirten alleinigen oder Mitfouverän, nur 
Diefer ſelbſt, alfo der Das Subject diefes Rechts bildenden 
Körperichaft, nicht den Davon verfchiedenen phyſtſchen 
Perfonen der Abgeordneten, zu Gute fommen. 2?) Sos 
dann aber, wenn das Redyt perfönlicher Unverleglichkeit 
bei dem Monardyen zu eimer wirflicdyen Verbrechensuns 
faͤhigkeit, alfo Dazu führt, daß überhaupt niemals eine ſei⸗ 
ner Thaten der rechtlichen Behandlung als Berbrechen 
unterliegen kann, fo muß, um dieſe Wirfung zu erzeugen, 
noch Die, erſt mit der fcharfen Ausbildung des erblichen 
Eharakterd gewonnene, weientliche Lebenslänglichkeit 


239) . Blakstone (commentaries, I. 7 (9. edit. by Burn. ®b.L 
244): „the sapposition of law is, that nether the King 
or either house of Parliament (collectirely taken) is 
capable of duing any wrong.“ 
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feiner Gewalt hinzugenommen werden. 80) Erſt durch 
diefe wird Das, immer nur gegen Die lebende Perſon möge 
liche, Strafgeriht ſchlechthin ausgefchloffen, während 
aus der auf die Abgeordneten übertragenen Unverleglich- 
keit nur der Ausſchluß auf die Dauer des Mandate, 
alfo ein procefiualiiher Aufſchub, abgeleitet werben 
könnte. — 

Nicht aus einer perſönlichen Sarrofanctität, ſondern 
aus der Eigenichaft der ftändiichen Perſonen, ald Res 
präfentanten des Volks zur Ausübung der über 
jede Berantwortlichkeit hinausliegenden geſetzgebenden 
Gewalt, leitet K. S. Zahariä in der oben ange 
führten Abhandlung 81) die Unmöglichkeit ab, die Vers 
brechenseigenichaft demjenigen beizulegen, was ein Ab⸗ 
georbneterinührung feiner ftändifchenStimme 
getban hat. Auch bier wird aljo eine, zwar nur pars 
tielle, doch fubjective Verbrechensunfähigkeit, eine Eigens 
fhaft der Berfonen der Abgeordneten behauptet, weldye 
fie über die Zuläffigfeit einer Bemeffung ihrer Handlungen 
an den Geboten der Strafgefege hinaushebt. Die Zacha⸗ 
xiäfche Argumentation ift Die folgende. Die conftitutioe 
nele Monarchie ſei eine aus der Monarchie und dem 
repräfentativen Freiſtaate zuſammengeſetzte Staatsform. 
In der Natur des legteren liege ed, Daß das Volf zwar 
Subject Der Souveränetät, allein was Die Ausübung feiner 
Eouveränetätsrechte betreffe, lediglich auf Die Wahl derer 
beföhränft jei, durch welche fie zur Ausübung kommen 
follen. Dieſe Gewählten feien Repräfentanten, Vertreter 


30) Daraus dürfte fih auch erflären, daß in dem Staatsredht der 
deutfchen Wah lmonarchie die Berbrechensfähigfeit des Kaiſers 
ganz unanftößig war, obſchon über das Gericht, vor dem er fi 
u verantworten habe, geftritten wurde. Vgl. Olenſchlager, 
Srtäuterung der guldenen Bulle. S. 154ff. 


31) Bol. Not. 26. 
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(nicht blos Bevollmaͤchtigte) Des Volle, und, fofern fie 
für Ausübung des geießgebenden Beitanbtheild Der Sou⸗ 
veränetät gewählt feien, fchlechthin unverantwortlih. Denn 
Da das Geſetz der einzige Maasſtab des Rechts für die 
Mitglieder des Staats jei, fo wäre es ein Widerſpruch, 
wenn Diejenigen, welche das Volk für Die Ausübung der 
geiehgebenden Gewalt gewählt habe, und weldye daher 
Das Volk in Beziehung auf Die Ausübung Diejer Gewalt 
perträten, d. h. als eine und Diefelbe Perſon mit dem 
Bolfe zu betrachten feien, gleichwohl für Das, was fie in 
diefer Eigenſchaft gethban, zur Verantwortung gezogen 
werden könnten. Wer das Geſetz mache, ftehe über dem 
Geſet. Freilich koͤnne Died nicht ohne Weiteres für Die 
conftitutionelle Monardyie gelten, die eben nicht blos repraͤ⸗ 
fentativer Freiſtaat, jondern auch Monarchie ſei. Aller 
Dinge bewirfe die leutere, Daß die Mitglieder der Kammer 
nicht Bollsrepräfentanten, jondern nur Abgeorbnete Des 
Volks feien, daß fie feinen gegen den Monarchen als 
Geſetz gültigen Volfswillen auszufprecdyen hätten u. |. w. 
Allein in jeder aus verichiedenen Staatsformen zufammens> 
geſetzten Verfaſſung fei doch Dasjenige, was von einer 
jeden diefer Staatsformen für fich gelte, fo lange Rech⸗ 
tend, ald Das aus dem Weſen der einen folgende nicht 
dem der andern widerſpreche. Nun fei aber die aus 
dem Repräfentativfufteme folgende Unverantwortlichkeit Der 
Abgeordneten mit der Monarchie völlig vereinbar, und fo 
beftehe fie auch im Staatsrecht der conftitutionellen Mos 
narchie als geltendes Recht, foweit ihm nicht durch 
Particularquellen Dderogirt ſei. Werde aljo die Verant⸗ 
wortlichfeitöftage in einer Berfaffungsurfunde mit Stils 
ſchweigen übergangen, jo fei Unverantwortlichfeit anzuneh- 
men; ſei eine beichränfende Verfafiungsbeftimmung vors 
Banden, fo müſſe dieſe ſtrict interpretirt werden; ſei ein 
Rechtsmittel angegeben, mit welchem die Abgeorbneten bes 
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langt werben könnten, fo fei jedes andere ausgeſchloſſen, 
von welchem jonft nach dem gemeinen Rechte des Landes 
würde Gebrauch gemacht werden fönnen u. |. w. 

Es würden vielleicht wenige unferer Leſer etwas Das 
gegen einzuwenden haben, wenn wir Diefe Zacharlälche 
Lehre einfach unter die „uͤberwundenen Stanbpunfte” des 
natürlichen Staatsrechts und der Vermiſchung der Politik 
und Jurisprudenz verwieſen, und damit über fie hinweg⸗ 
gingen. Allein wenigftend aufmerkſam foll Darauf ges 
macht werden, weldye Menge logiſcher Berftöße fich in 
Diefer Deduction aus einer Schule findet, deren Sattel- 
feftigfeit in- der formalen Logik man doch auch dann noch 
zu rühmen pflegt, wenn man die Verkehrtheit ihrer Prin⸗ 
cipien anerkennt. Wie folgt 3. B. aus der Verantwor⸗ 
tungsfreiheit des Volksganzen als Subject der Legisla⸗ 
tive Die Unverantwortlichkeit jedes einzelnen Abgeordneten 
und für feine geiammte fländiiche Function? Wie folgt 
aus dem Rechte, Geſetze zu machen, das Recht, von den 
Anforderungen längft beftehender und gar nicht in Frage 
geftellter nicht getroffen zu werben? fchfießt nicht vielmehr 
die Behauptung, ein Geſetz machen zu dürfen, auch Die 
eigene Anerkennung der Prädicate In fich, durch welche 
ein Willensausdruck als Geſetz befleht? Und mo iſt aüch 
nur ein Schatten von logifcher Baſis für den Hauptiag, 
daß nämlid die Unverantwertlichteit der Abgeorbneten, 
al8 Conſequenz des Yreiftaats, mit dem Weien der Mon 
archie in Feinerlei Widerfprudy ſtehe? oder wäre es nicht 
mit ihr in Wideriprudy, wenn man in Der Staͤndever⸗ 
fammlung befugt wäre, Anträge auf Abichaffung der Mon⸗ 
archie, auf Vertreibung des Regentendaufes u. Dergl. zu 
ftellen und zu Discutiren, ohne damit gegen ein Mehreres 
ald gegen bie Gefchäftsordnung zu verſtoßen? Möchte 
aber Die Zachariäfche Anficht logiſch noch ſo vorwurfsfrei 
fein, fle würbe dennoch für den Hauptpunft gar nichts 


- 
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austragen, daß nämlich Die behauptete Verantwortungo⸗ 
freieit Der Abgeordneten wirklich Rechtens jei. Denn 
ſoll ein von der Doctrin gefumdener Sag den Anſpruch 
darauf haben, als Rechts ſatz zu gelten, io muß er jelbit 
aus dem Stoffe des rechtlich Geltenden herausgearbeitet 
ien. Run wird aber Niemand behaupten wollen, daß 
der Grundſatz, welchen Zachariaͤ logiſch zu analyliren 
meint, naͤmlich die Zuſammenſetzung der conſtitutionellen 
Monarchie aus Monarchie und repraͤſentativer Republik, 
ein objectiv geltender ſtaatsrechtlicher Satz ſei. Er 
iſt nichts als eine, in ihrer Wahrheit hier nicht zu unter⸗ 
ſuchende, politiſche Doctrin, die ihre totale Verſchieden⸗ 
heit von juriſtiſcher Erkenntniß ſchon dadurch zeigt, daß 
bei ihrer Begruͤndung auch nicht der leiſeſte Anklang an 
juriſtiſche Methode vorkommt. Man kann daher im beſten 
Falle nur von ihr ſagen, daß, falls das Rechtsprincip 
der conſtitutionellen Monarchie in Deutſchland in jener 
Verbindung yveler Staatsformen beftände — wofür 
aber eben der rechtswiſſenſchaftliche Beweis fehlt — dann 
bie Daraus richtig abgeleiteten Folgerungen einen An- 
ſpruch auf rechtliche Geltung würden erheben können. 
Geht man ju riſt iſch zu Werke und fucht aus Een, 
die es zu einer pofitiven Geltung im Rechtsſyſteme ges 
bracht haben, eine Loͤfung unierer Frage, io ift das Re 
tultat ein dem Zachariäichen gerade entgegengeſetztes. 
Einmal befigen wir aus dem Altern ftänbiichen Verfaf⸗ 
tungörechte Die oben nachgewieſene Rechtsregel, daß den 
ftändiichen Perſonen Die aus der Unterthanenqualität her- 
vorgehende Gebundenheit durch die Strafgeſetze vollftändig 
beiwohnt, daß aljo der ftändiiche Rechtsbegriff fie keines⸗ 
wegs in eine von den Forderungen jener Geſetze uner- 
reichte Höhe hinaufrückt. Sodann aber ift ein Rechte: 
geund nicht abzufehn, weshalb Die aus den neuern Res 
präientativverfaffungen folgende Mopdification Des 


es 
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Ständebegriffs Die Fortdauer dieſes Rechtsſatzes aus⸗ 
ſchließen ſollte. 22) Denn offenbar iſt feine Fortdauer 
ganz unabhängig davon, ob Die von den Ständen ausge⸗ 
übten Rechte ald Rechte des geiammten Landes oder ald 
Rechte einzelner Körperichaften, und ob die fländiichen 
Perſonen ald von ihren Wählerichaften unabhängige Or 
gane jener Landesrechte oder als inſtruirte Bevollmaͤch⸗ 
tigte ihrer Körperichaften aufzufaflen find. Nur dann 
würde jeine Fortdauer angezweifelt werden müflen, wenn 
in den neueren Repräjentativverfaflungen den Landesrech⸗ 
ten jelbft Der Gedanfe der Theilung der Staatsgewalt 
zwiichen Fürſt und Ständen, die Witjouveränetät 
der legtern, zu Grunde läge, ein Gedanke, der in Deutſch⸗ 
land nad) befannten bundesrechtlicdyen Beftimmungen (Wie 
ner Schlußacte Art. LVID in keinem Falle ein Moment 
in dem Nechtöbegriffe der Stände bilder. 89) — 

2) Kann fomit nicht von einer jubjertiven Verbre⸗ 
hensunfähigkeit der ftändischen Perſonen Die Rede ſein, 
jo ift eine ſtrafrechtliche Verantwortungsfreiheit Derielben 
als conjequentes Recht nur noch Darauf zu bauen, 
daß der ſtändiſche Beruf ein objectived Moment 
des VBerbrechensbegriffes bei Handlungen Der 
Abgeordneten zerftört, indem er, gebietend oder er- 
laubend, zu Handlungen beredhtigt, welche ohne dieſen 
Beruf verboten find. Thut er Dies, jo ericheinen dann 
Die Handlungen als mit dem Rechte im Eimflange fte- 
hend, der Charakter des linrecht und jomit auch der 


32) Bol. H. A. Zaharii, deutſches Staats: und Bundesrecht. 
Br. I. ©. 359. 


33) Wir flimmen daher ganz mit H. A. Zahariäl..W. ©. 394 
ufammen: ‚Die Stände find ale Unterthanen dem Landes: 
* zur Treue und zum Gehorſam vervpflichtet, und wegen al- 
ler Handlungen, die unter den Begriff eines Verbrechens fallen 
..., den allgemeinen Strafgefegen unterworfen und resp. zur 
Privat-Satisfaction verpflichtet.‘ 
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des Verbrechens als aufgehoben: fie find gerade ebenfo 
rechtmäßig und Daher verantwortlidgkeitäfrei, wie Eingriffe 
in die ſtrafrechtlich geichügten Güter des Lebens, Der 
Freiheit, der Ehre, des körperlichen Friedens u. ſ. w., 
welche kraft richterlichen oder obrigfeitlichen Befugnifles 


oder kraft eines privatrechtlichen Gewaltverhältniffes vors - 


genommen werden. 24) WWögen fie für die davon betrof- 
fenen Subjecte fchmerzlidh und unangenehm, in ihren 
Motiven und Adfichten unredlich, nad) den Werthmeflern 
anderer Sphären gewürdigt vom Uebel fein: das Recht 
erklärt fie al8 objective. Ericheinungen für noth- 
wendig oder genehmigt jie, und verleiht dem Willen, 
ber auf fie gerichtet ift, feine Anerfennung. Die Hand- 
lung ift nad) ihrer That: und Willensfeite rechtmäßig, 
und die Behauptung, daß bei demjenigen, was gefche- 
ben und gewollt ift und werden durfte, dennod 
eine rechtswidrige Abficyt obgewaltet habe, 3. B. daß 
‚der Richter Durch die material und formal vechtmäßige 
Berhaftung dem Betroffenen die Ausübung feiner Wahls 
rechte habe unmöglich machen oder fih an ihm habe 
rächen wollen, ift nichts als eine Behauptung von redht- 
lich gleichgültigen cogitationes, welche neben der recht⸗ 


mäßigen Handlung bergegangen find und an berjenigen - 


Willensſubſtanz derfelben nichts ändern, welche im wir 
lich Gefihehenen zur Ericheinung gekommen if. Man 
fan daher auch nicht etwa fagen, Daß durch jene cogi- 


34) L.7$8.2. L.13$. 1.6. D. de injur. 47.10. 1.583. 
6. 

- 9. C. C. C. art. 150. Der Rechtsſatz felbft ift unangefoch⸗ 
ten, obſchon beiden Griminaliften feine Begründung und fyftematifche 
Stellung ld je nach den verſchiedenen Verhaͤltniß, das fie zur 
MWiderrechtlichkeit als allgemeinem Merkmal des Verbrechensbes 
griffes einnehmen. Bol. u. a. Feuerbach, peinl. Recht 8.32. 
-Heffter, Criminalrecht $. 39, und befonders Abegg, Un- 
terfuch. aus d. Geb. der Strafrehtswiffenfhaft S. I1ff. und 
Luden, Abhandlungen Bd. 2. ©. 396 ff. 


L 
L. . ad L. Ayquil. 9. 2. L. 4. C. ad L. Jul. deadulter. 
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tatio dad Geſchehene doch den Charakter eines Berkew 
chensverſuchs erhalte. Denn in dem Beriuche muß, wie 
in jedem Verbrechen, das Geichehene und Gewollte eine 
Einheit bilden, kraft deren eben das Gefchehene nicht 
gewollt und Das Gewollte nicht geichehen durfte. Hier 
Dagegen durfte Das Geſchehene allerdingd gewollt werben, 
und wenn Daher von ihm behauptet wird, Daß bei dem⸗ 
jelben auch anberweite rechtswidrige Abfichten mit unter 
gelaufen jeien, fo fehlt für Diefe, Die in dem Geſchehe⸗ 
nen nicht ihr Thatmoment befigen, das legtere überhaupt, 
fie find bloße cogitationes. 

Segen wir mit dieſem Berbrechensmerfmale Die 
Handlungen der Abgeordneten in Verbindung, jo leuchtet 
einerjeitö ein, daß durch daſſelbe auch an ſtaͤndiſchen Hand⸗ 
lungen der rechtswidrige und daher auch der verbreche⸗ 
riſche Charakter aufgehoben werden kann, aber auch am 
dererſeits, daß dieſe Wirkung nur bei Handlungen eins 
tritt, welche innerhalb des verfaffungsmäßigen Rechts⸗ und 
Pflichtenkreiſes ftehen, alfo folchen, Durch welche A. ftäns 
diſche Rechtszuſtändigkeiten, B. in ſtändiſchen 
Handlungsformen, C. von den Subjecten jener 
Rechte ausgeübt worden find. Betrachten wir Diefe Bes 
. Dingungen der fländiichen Handlung in ihrem criminal- 
rechtlichen Einfluffe jetzt etwas näher. 

A. Wie fehr ſich auch nach den beionbern Verfaſ⸗ 
fungen der Inhalt des ftändiichen Rechts inbividuglifiven - 
mag, überall ift der ftändiiche Körper, und der einzelne 
Abgeordnete als Mitglied deſſelben, Subject beftimmter 
öffentlicher Befugniffe, duch welche theils die Erhaltung 
des geſetzlichen Zuftandes in der Thätigfeit der Regierung, 
theil8 die Zufammenftimmung jeiner Veränderung mit dem 
nationalen Beduͤrfniſſe und Gewiſſen gewahrt werben fol, 
Befugniffe der Zuftimmung zu neuen Gefegen, der Steuer: 
bewilligung, der Rechenichaftsforderung, der Beſchwerde, 
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Der Anklage, Des Antrags u. 1. w. Unterſchieden von 
den, der Form nach noch fo ähnlichen, Rechten aller 
Staatsbehörben ift dieſes ftändiiche Recht Dadurch, dag 
ed ohne Unterordnung unter irgend ein zur Berantworts 
Echmachung berechtigte® Organ ausgeübt wird, Daß alſo, 
gleich wie es feine geiehlichen Normen giebt und geben 
kann, an welchen der rechte Gebrauch jener Befugnifte 
zu meſſen wäre, fo auch das fländifche Gewiſſen den als 
leinigen Richter über dieſen Gebrauch bifbet, bei welchem 
daher wohl der Gegenla von weile und unweiſe, gewiſ⸗ 
fenhaft und leichtfertig, maasvoll und leidenichaftlich, aber 
nicht der von recht und unrecht vorfommen Tann. 85) Und 
fo iſt denn bei einer Handlung, welche Die Ausübung 
einer ftändifchen Rechtszuftändigkeit enthält, 3. B. bei der 
Verſagung der Eimwilligung zu einem Gelegentwurf, ber 
Ablehnung einee Steuerforderung, der Erhebung einer 
Anklage u. ſ. w. die Möglichkeit, darauf den Vorwurf 
eines widerrechtlichen ober verbrecherifchen Handelns zu 
gründen, ſchlechthin ausgeichlofien, fei ed, daß derſelbe auf 
die Vornahme der Handlung überhaupt, oder daß 
er auf den jchledhten Gebrauch gegründet werden 
wollte, der Dabei von dem ftändiichen Befugniffe gemacht 
fei. Ebenſo unmöglidy aber wäre die Begründung Darauf, 
daß der an fi verfafiungsmäßige Gebraud) doch das 
Mittel zur Erreichung fernerweiter rechtöwidriger Abſich⸗ 
ten habe fein follen, da darin in der That nichts ander 
res, als eine bloße Behauptung von Eogitationen liegt, 


35) Bergl. H. A. Zachariäa, Staatsreht Br. 1. ©. 392. 415, 
Urtheil des Kurfürftl. Generalauditoriats (f. Net. 
24). ©. 418. 49. Die gewöhnlih in den Stänbeeid aufgenom- 
mene Verpflichtung, den ftändijchen Beruf nur nad eigener ge: 
wiffenhafter Meberzeugung von dem Landeswohl zu erfüllen, Bat 
die doppelte Bedeutung, die Nichtgebundenheit durch Inſtructio⸗ 
nen zu gewüährleiften und bie audi Verantwortung vor Gott 
als ausſchließlichen Maasſtab der Berufserfüllung einzufchärfen. 


Archiv d. Er. R. 1853. IN. St. 8 
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bie ohne ein entiprechendes Thatmoment neben ber rechts 
mäßigen Handlung angeblich hergegangen find. 

Durch ihr Enthaltenfein in der ſtaͤndiſchen Rechts: 
fphäre kann jedoch die fländifche Handlımg nur fo weit 
gegen den Vorwurf der Rechtswidrigkeit gebedt fein, als 
in der Handlung eben audy nur dasjenige gefchieht, mas 
zum Geltungsgebiet des ftändifchen Willens gehört, alfo 
z. B. die Einwilligung in den Geſetzentwurf ertheilt oder 
abgeichlagen, die Steuerforderung genehmigt oder abge 
lehnt wird, — nicht aber foweit Diefelbe ein willführ- 
lich gewähltes, zu jener Rechtsausuͤbung nicht gehört: 
ges, Beiwerk enthält. Es wird alfo auch hier noth⸗ 
wendig, Die im Kriminalrecht fo wichtige Unterſcheidung 
der Außeren Hiftorifchen Handlungseinheit und der juriſti⸗ 
fehen anzuwenden, und den fo lange gepflegten Irrthum 
zu vermeiden, als bilde das f. 3. f. dramatiſche Hand» 
lungsganze allemal audy ein juriflifches. 3%) Vielmehr ift 
genau zu prüfen, in welchen Momenten des Gefchehenen 
Die Ericheinung des gültigen Ständewillend und demnach 
die vehtmäßige Handlung liegt, und darnach derjenige 
Beftandtheil des Außerlihen Ganzen auszuſcheiden und 
als juriftifch befondere Handlung zu beurtheilen, welcher 
nicht zum Thatmoment jened gültigen Staͤndewillens ges 
hört. Es wird alſo 3. B. der Erlaß eines ſtaͤndiſchen 
Erwiderungsſchreibens, weldyes eine ablehnende oder ge 
nehmigende Erwiderung auf eine Regierungspropofition 
enthält, Dadurch allein, Daß die Ablehnung oder Geneh⸗ 
migung ftändifches Recht ift, noch keineswegs jeinem 


36) Ein Irrthum, der befanntlich befonders in.den Lehren vom do- 
lus indirectus und von der culpa dolo determinata, auch in 
der Lehre von der Concurrenz fein Wefen getrieben hat. Webers 
wunden war er ſchon in dem Sabe des Paulus: maleficis vo- 

- luntas et propositum delinquentis distinguit, ber eine viel 
weiter reichende Gültigkeit befißt, als in der Anwendung ber 
L. 53 pr. D. de furtis zum Borfchein kommt. 


ber Mitglieder zer Standeverſammlungen. 878 


gefammten Inhalte nad) zur rechtmäßigen Handlung 
erhoben, jondern nur jo weit es die Ausübung dieſes ſtaͤn⸗ 
diſchen Rechts enthält. Sofern ihm aber etwa Majeftätss 
beleibigungen, DBeichimpfungen der Regierung u. f. w. 
beigemiicht fein follten, bildet Das hiſtoriſche Handlungs 
ganze juriftiſch zwei Handlungen, von denen die eine 
rechtmaͤßig, Die andere ein Vergeben oder Verbrechen ift, 
das nach den Orundfägen von der Theilnahme an den 
einzelnen Mitfchuldigen zu ahnden ift. 87) 

Rad denielben Grundfägen kann von Rechtfertigung 
durch den ftändifchen Beruf gar nicht Die Rede ein, wo 
die Handlung auf einem ſchlechthin unzuftändigen 
Gebiete ſich bewegt, alio insbefondere, wo fie eine oͤf⸗ 
fentliche Macht ufurpirt hat, welche als Recht überhaupt 
nicht oder doc, nicht als Recht des ftänbiichen Körpers 
befteht: 3. B. wenn man eine außerhalb des ftänbifchen 
Anklagerechts liegende Zuchtgewalt über Regierungsbeamte 
ausüben, oder Berhaftimgen verfügen, oder gerichtliche 
Urtheile caffiren, oder ſtaͤndiſche Ausichüffe mit Regies - 
zungdgewalt befleiden wollte u. ſ. f., — alle Handlun⸗ 
gen, durch welche Verbrechen, und zwar gemeinrechtlicdh 
meift crimina majestatis durch Anmaßung von ſtaats⸗ 
gewaltlichen Befugniflen begangen, und deren Strafen für 
die einzelnen Tcheilnehmer je nad) der Art ihrer Mitſchuld 
begründet fein würden. Allein nicht immer liegt, die 
Sache fo einfach, wie in den jo eben gewählten Bei 
fpielen. Bei weitem häufiger wird Die eine oder Die ans 
dere der bei der Enticheibung concurrirenden ragen, 
naͤmlich entweder Die Grenzfrage der fländiichen Hand⸗ 
Iungsiphäre, oder Die Frage nad) der Kategorie des Uns 
rechtö, welcher die Weberichreitung anheimfällt, Schwie⸗ 


37) Anerkannt in den oben Rot.3 3. C. angeführten reichsgericht⸗ 
lihen Präjudiden. 
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STE Ueber bie ſtrafrechtliche Verantworilichkeit 
rigkeiten und Meimmgöverichtedenheiten bereiten. Der 
Mechtöfall des kurheſſtſchen Iandftändiichen Ausichufles iſt 
davon ein ſprechender Beleg aus der neneften Zeit. Zur 
Steuer der richtigen juriftiichen Auffaflung, welche ich in 
dem ſchon angeführten Göttinger Gutachten entwickelt 
finde, 23) möge bier nur noch Folgendes bemerkt werden. 
Wenn auch die weſentlich ftaatsrechtliche, und Bier 
nicht weiter zu unterfuchende, Frage nach der Leberichreir 
tung der ftändiichen Handlungsſphaͤre bejahend beant- 
wortet ift, jo iſt Damit noch gar nichts Darüber ausge: 
macht, ob auch Der Fall eines Verbrechens vorliege. 
Die Handlung ift dann zwar entſchieden widerrechtlich, ob 
aber Verbrechen, hängt von ihren näheren Willens» und 
Zhatmomenten ab. So find 3. B. in den meiften Ber 
faffungsgejegen Beftimmungen über Die Geheimhaltung 
der Verhandlungen vertraulicher Sitzungen, Verbote ber 
Annahme von Deputationen u. dergl. enthalten, beren 
Berlegung ohne Frage ein Unrecht bildet, weldyes die Re 
gierung zur Hemmung befugt und Die bei Gelegenheit 
defielben, alfo außerhalb des ftändiichen Berufsgebietes 
vorgelommenen Erklärungen und Weußerungen aller 
Dedung duch den ftändifchen Beruf ensfleidet: aber für 
jene Verlegung ſelbſt und an ſich betrachtet fehlt e8 mes 
nigftend gemeinrechtlich an einem Verbrechensbegriffe, wel⸗ 
chem fie jubfumirt werden könnte. 8) Ebenjo haben, um 
die Gränzbeflimmung zwiſchen der ftänbifchen und ber 
Regierungsiphäre in ihrer Schärfe und Reinheit aufrecht 
zu halten, wenigftend einige Verfaffungen ausdrüdlid, ben 


38) Bl. die Not. 24 citirte Schrift. 

39) Wir fehen natürlich von particularrehtlichen Bildungen ab, durch 
welche jede — von Rechtsvorſchriften der — 
der Strafgewalt eines Staatsgerichtshofes unterworfen iſt. S. 
Mohl, Württemb. Staatsrecht Br. 1. S. 700 ff. (2. Ausg.) 
Goͤttinger Gutachten S. 135. 136. 139. 140. 
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Ständen jedwede direrte Communication mit den Unter 
thanen und ben Regierungsbehörden, dag Minifterium 
allein ausgenommen, unterfagt, und jelbft ohne ausbrüds 
liches Verbot wird man von ihrer Unerlaubtheit als Res 
gel ausgehn müflen. 7 Würde democh eine ſolche 
Communication unternommen, fo wäre fie gewiß rechts 
widrig, Die Regierung zur Hemmung Des verbotenen Ver⸗ 
behrs berechtigt, Die betreffenden Staatöbehörben zur Rüds 
gabe eines joldyen Communicats verpflichtet: zum Ver⸗ 
brechen aber könnte fie nur durch ihren befondern Inhalt 
werden, und zwar zum Majeftätsverbredhen durch 
Anmaßung von Regierungsredhten dann, wenn 
der ſtaͤndiſche Körper in feiner Zujchrift oder Erklärung 
verfügend, Gebote oder Verbote vorzeichnend, Gehoriam 
fordernd aufgetreten wäre. &rläutern wir dieſen Sag 
an dem In feinem vollftändigen Material vorliegenden 
und bekannten Rechtöfall des ftändiichen Ausichuffes in 
Kurheſſen. Diefes, zu einer Schusthätigfeit für Die Ber 
faffungsrechte des Landes verpflichtete, ſtaͤndiſche Organ 
fieß ſich durch ein Verfahren der Regierung, das als 
Berfaffungsbruch aufaufaffen genügender Grund vorlag, 41) 
zu mehrern directen Verhandlungen mit Staatöbehörden, 
und Erklärungen an die Unterthanen bewegen, in benen 
es feine Meberzeugung von der Berfaffungswidrigfeit der 


40) Particularrehtliche Bildungen, die entweder für die Ständener- 
fammlung (3. B. in Bezug auf directe Beſcheidung der ihr 
überreichten Getitionen) oder für ſtaͤndiſche Ausfchüffe oder Be⸗ 
hörden (3. B. in Bezug auf das Staatsfchuldenwefen) eine Ab⸗ 
weihung zulafien, find vorbehalten. Daß vie kurheſſiſche Ver⸗ 
ee einen noch weiter gehenden directen Berfehr nicht 
tg ausfhloß, ergiebt fi aus dem Urtheil des kur⸗ 
fürftl. Generalauditorats gegen Schwarzenberg u. 
f. w. S. 30—32. — @in directer Berkehr mit den Gerich⸗ 
ten zus Behuf der Ausübung der ftändifchen Anklagerechte ſteht 
natürlich immer frei. 


41) ©. das angef. Göttinger Gutachten. ©. 135. 136. 139. 140. 
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Regierungdhandlungen ausſprach und begründete, den zum 
Derfafiungsichub von ihm eingeichlagenen Weg mittheilte, 
feine Anficyt von der Bedeutung des Eides der Stante- 
dienerichaft darlegte, und auf die ftändiichen Anklagerechte 
hinwies, von Denen man gegen die am Berfaffungsbruche 
fih betheiligenden Beamten Gebrauch zu machen ent 
ſchloſſen ſei. Allein troß Der Leidenfchaftlichfeit, mit wel 
her der Streit geführt wurde, enthielt man ſich Doch 
durchaus aller, eine formelle Geltung für den Willen der 
Behörden und Unterthanen in Anſpruch nehmenden, ans 
ordnenden oder verfügenden Aeußerungen, und ließ Daher 
den Thatbeftand ber bezeichneten Art des Majeftätsver: 
brechens nicht zur Entftehung kommen. Die entgegenger 
fegte Anficht, welche in dem Urtheil des kurfuͤrſtl. Gene 
ralauditoratd angenommen ift, fügt fich wejentlich auf 
zwei, wie mir jcheint, nicht flichhaltige Gründe. 42) Der 
eine ift, daß, wenn nicht irgend eine Privatperion, jondern 
eine ftändifche Körperichaft Kraft ftaatsrechtlicher Zu⸗ 
ftändigfeit an Die Unterthanen und Behörden fich wende, 
"Dadurch, wenn auch die Form der Verfügung fehle, Doc 
der Sache nach eine den Willen beftimmenbe Auctorität 
In Anſpruch genommen werde. Allein dieſe Behauptung 
iſt entweder eine ganz erorbitante praesumtio doli zu 
Ungunften der fländifchen Körperichaften, oder fte beruft 
auf einer Verwechfelung von materieller oder innerer und 
formeller oder Außerer Auctorität. Denn wie richtig es 
fein mag, daß eine öffentliche Erflärung von Rechtsuͤber⸗ 
zeugungen und Anftchten eines ftändiichen Organs einen 
weitgreifenden Einfluß auf Die Handlungen der Unter 
thunen ausüben kann, 45) fo behält die bloße, einen Ans 
ſpruch auf Befolgung nicht erhebende Erflärung troß Diefer 


Fe ©. das angef. Urtheil S. 28-39. 
43) Daher fie, wenn diefe Handlungen felbft peibregjeciibe find, 
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materiellen Wirkung Doc immer nur Die Bedeutung einer 
von dem Belieben und der Meberzeugung der Einzelnen 
abhängig gemachten, alfo nicht formellen Auctorität. Das 
Weſen der Gewaltanmaagung, des eigenmädtigen 
Sichſelbſtbekleidens mit einer Negierungsge: 
walt, welches die behauptete Art des Majeftätsverbrechens 
Sharakterifirt, 49) fehlt gänzlich, und die Vorftellung, als 
fordere Die Erklärung Befolgung und Gehorfam, koͤnnte 
nur einem Irrthum der Unterthanen ihren Urfprung ver: 
danken, der jedenfall dem erflärenden Organe nicht würde 
zugerechnet werden können. Ebenfowenig können die Hand- 
Jungen des Ausſchuſſes unter ben ‚behaupteten Geſichts⸗ 
punkt der Strafbarfeit aus dem andern Grunde fallen, 
weil ihr pofltiver Zwed in der Lähmung der Regie- 
rung beftanden habe. Denn einmal ift ber logifche Zus 
ſammenhang nicht zu entdeden, in weldyem dieſer materielle 
Zwei mit dem formellen Charakter der Anmaaßung einer 
Regierungsgewalt ftehen fol, und fobann wuͤrde Diefer 
Zwed ein nicht ſchon Durch jeine Form verbredhe- 
riſches Handeln jedenfalls nicht anders zu einem folchen 
ftempeln fönnen, als wenn er entweder für ein ſtaͤndiſches 
Organ ein abjolut rechtswidriger wäre, oder wenn bie 
auf Lähmung der Regierung berechneten Handlungen nicht 
als Schukthätigfeiten für eine angegriffene Berfaflung, 


unter Umftänden aus dem Gefichtspunft der Anftiftung zu 
den letztern geftraft werden fann. 


Dies ergiebt fih Flar aus den Quellen (bef. 1. 3. D. ad. 
Jul. majest. 48. 4. qui injussu prineipis bellum gesserit, de- 
lectumve habuerit, exercitum comparaverit, quive, quum ei in 
provincia successum esset, exercitum successori non tradidit.. 
quive privatıs pro potestate magistratuve quid sciens dolo 
malo gesserit. (1. C. de priv. carc. 9. 5.), und {ft aud 
von der Doctrin, fofern fie ſich re er aa Pa an bie 
Quellen hält, nicht verfannt (f. u. a. Heffter, Eriminalredht 
$- 206, Zirfler, Majeſtätsverbr. ©. In 


44 


— 


378 Ueber die ſtrafrechtliche Berantwortlichkeit 


fondern als frivole Störung des verfaffungsmäßigen 
Waltend der Regierung erichienen. #5) 

Doch wir ehren zu unferem Hauptpunkte zurüd, 
daß eine Handlung, um als ftändiiche dem Vorwurf Der 
Rechtswidrigkeit nicht ausgefeht zu fein, einen fläns 
difchen Rechtsinhalt Haben, eine ſtaͤndiſche Rechtszuſtaͤn⸗ 
digkeit gebrauchen muß. Aus dem Bißherigen ergiebt 
fh, Inwieweit Die Abgeordneten durch Ihre Theilnahme am 
der Ausübung eines der ftändiicdyen Korporation ale Ges 
fammtheit zuftändigen Rechtes gededt find. Es bedarf 
noch ‚einer Betrachtung über den Einfluß des den einzelnen 
Abgeordneten, als folchen, zuftändigen Rechts der freien 
Meinungsäußerung. 49 
Es kann hier dahin geftellt bleiben, ob es überhaupt 

correct ift, Die Freiheit der Meinungsäußenmg ald ein 
Recht zu bezeichnen. Uns genügt es, daß fie fich jeben- 
falls als Händifches Recht nur unter der Voramsiegung 


45) Wenn es in den angef. Entfcheldungsgründen bes Generalau⸗ 
ditorats S. 38 heißt: „Mebrigens hat die Frage, ob die den 
en zur Laſt fallende Anmaßung von Loheitsreihten 
und Aufreizung ... zur Verſagung bes Gehorſams gegen bie 
Staatsgewalt unter den Begriff des obengenannten Verbrechens 
je ftellen fei, für die Beurteilung des vorliegenden Falles 
nfofern nur eine völlig untergeordnete el ale n 
dem wahren Sinne des, In der Doctrin über bie Gränzen der 
Wirkſamkeit des römifhen Rechte (?) geführten Streites, ihre 
Berneinung jene Handlungen nicht der Beftrafung überhaupt 
entziehn, aber nur zur Anwendung anderweiter felb- 
ffändiger Verbrehensfategorien führen würde,’ fo tft 
darin zwar ein Zweifelsgrund an der Richtigkeit ber dem Ur⸗ 
theil zu Grunde liegenden Subfumtion zu finden, aber weber 
eine Befeitigung befelben noch eine pofitive Aeußerung über 
die etwaige fonftige Qualification des Factums. Es iſt hier 
über nichts gefagt, läßt ſich alfo auch nichts dafür oder dagegen 


fagen. 

46) Schriftſteller und Geſetze faflen gewöhnlih nur den Einfluß 
die ſes Rechts bei der Behandlung ber Berantwortlichfeits: 
frage in’s Auge. Das Befte darüber giebt Gerau im ber 
Beitfhr. für Civilr. und Dre N. F., Bd. 1 S. 26 ff. 
mit Rüdfiht auf deſſen Darſtellung die unſrige ſehr abges 
kürzt wird. 


* 
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enffaffen läßt, +”) daß von Den Aeußerungen der Abges 
ordneten Rechtsſaͤtze gelten, Fraft Deren fie eine von Der 
Kegel der gemeinen Freiheit abweichende Beurtheilung 
erfahren. Beſteht nun ein foldhes befonderes ſtaͤndiſches 
Recht und worin befteht es? 

In dem verfafiungsmäßigen Berufe des Abgeordneten 
liegt fein Moment, das feine Meinungsäußerung über bie 
Graͤnze der nothwendigen Adytung derjenigen Güter hinaus 
erweiterte, welche das Strafgefeb wider Angriffe durch 
Rede oder Schrift geſchuͤtzt hat. Alle Verſuche, eine folche 
Erweiterung als confequentes Recht zu begründen, fommen 
auf die ſchon widerlegte fubjeetive Verbredjensunfähigfeit 
zurüd. Die Freiheit der Meinungsäußerung des Abges 
ordneten iſt Daher nur eine Freiheit innerhalb der Schranfen 
des allgemeinen Rechts, und inſofern von der gemeinen 
Freiheit nicht unterfhieden, wenigftend fo lange nicht, als 
der letzteren nicht etwa partifularrechtlidy Graͤnzen gezogen 
find, durch welche die öffentlichen Angelegenheiten, Die - 
zum Wirkungskreiſe der Stände gehören, der Befprechung 
und Berhandlung Kraft gemeiner Freiheit ganz oder theil⸗ 
weis verichloffen werden wollen. 9) Es würde demnach, 
von folchen Graͤnzen abgeiehen, bei der Beurtheilung ber 
ftändifhen Meinungsäußerung gar Feine Eigenthümlichkelt 
eintreten, wenn nicht in ben Angelegenheiten des fläns 
diichen Berufs der Gebrauch jener Freiheit, weldher für 
die Unterthanen überhaupt eine bloße geieblich ungehemmte - 
Möglichkeit ift, für den Abgeordneten den Charakter 
einer Pflicht ammähme Indem es bie inftitutionelle 
Abficht des Ständeweiens ift, Daß Dadurch gegemüber der 


47) Die Staatsrechtslehrer — — — an. Vergl. H. A. 
Zachariä, Staatsrecht. Bd. 

48) Dann würde allerdings ein —— recht der En Meinungs 
äußerung in denifelben Rus anzunehmen fein, in welchem 
die gemeine Freiheit von derfelben ausgefchloffen ia. 
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Thaͤtigkeit der Regierung die Intereſſen des Gemein⸗ 
wohls und der geſetzliche Zuſtand gewahrt, und in dem 
Proceſſe der Veraͤnderung des letztern die nationalen Be⸗ 
dürfniſſe und Ueberzeugungen zu Einfluß gebracht werden 
ſollen; ſo darf der Abgeordnete nicht bloß, wie jeder 
andere Unterthan, zu dem einen oder andern Zwecke ſeine 
Meinung Außern, ſondern er hat dieſe Aeußerung, io weit 
ev dadurch der vollfommeneren Erreichung jener Abficht 
dienen zu koͤnnen glaubt, als eine Berufspflicht zu 
betrachten und zu üben. Aus dieſer Differenz zwifchen 
der auf gemeiner Freiheit und auf ftändiichem Berufe 
beruhenden Aeußerung folgt nun zwar nichts weniger, 
als daß nur jene an Die Achtung der ftrafrechtlic, ges 
fhüsten Güter gebunden, Diefe davon entledigt wäre, 
Wohl aber bewirkt fie, Daß bei der letztern ein Grund 
zur Annahme des dolus Hinwegfällt, welcher zu dem 
Bergehen gehört, das im Exceß der Aeußerungsfreiheit 
perübt fein fol. Der Abgeordnete hat zwar jo wenig, 
wie irgend ein Anderer, ein Recht, Injurien, Berläums 
dungen, Ausforberungen zum Zweifampf, Wajeftätöbeleis 
Digungen, Blasphemien, Provocationen zu Aufruhr oder 
Hochverrath u. f. w. auszuftoßen, und find fie ausge⸗ 
floßen, fo ift ihre Befreiung von den criminafrechtlichen 
Folgen wenigftens Fein fonfequentes Recht. Allein zu allen 
jenen Verbrechen gehört ein näher beftimmter rechtswidriger 
Vorſatz, deſſen Dafein aus den Umfländen, insbeſondere 
aus Der objektiven Beichaffenheit der Aeußerung und den 
umgebenden Momenten perfönlicher und fachlicher Art, zu ' 
entnehmen if. Bon Dielen Umftänden fann nun ſchon 
Die objective Beichaffenheit der Aeußerung dergeſtalt geartet 
fein, daß an dem erforderlichen dolus gar nicht zu zwei⸗ 
feln ift, 3. B. wenn ein Abgeordneter einen Mitabgeord: 
neten oder Regierungsbevollmächtigten geradezu ichimpft 
oder auf PBiftolen fordert u. dergl., und hier giebt es für 
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ihn gar keine Entſchuldigung; oder der ex re nicht mit 
voller Sicherheit zu entnehmende dolus muß aus dem 
Zuſammenhange mit umgebenden Momenten erſchloſſen 
werden, und da wird Der Unterſchied der ftändbiichen von 
ber beliebigen Meinungsäußerung eines Privaten allerdings 
von hoͤchſtem Einfluß, und zwar jebt von um fo größerem, 
ald mehrere Strafgefege neue, dem gemeinen Rechte 
unbekannte, Berbredyensbegriffe aufitellen, bei welchen ber 
Unterſchied von der erlaubten Aeußerung nicht ſowohl an 
ber objektiven Beichaffenheit ver Heußerung haftet, fondern 
wefentlidy in den zu Grunde liegenden Borjag fällt, ins⸗ 
beiondere die fog. ‘indirekte Brovscation, theilweis auch Die 
Aufreizung zu Haß oder Verachtung gegen Staatseinrich 
tungen oder obrigkeitlicdye Anordnungen. Bei allen ſolchen 
verbrecheriich fein Eönnenden Aeußerungen liefert num 
ber objective berufßmäßige Zulammenhang, in welchem fie 
als Aeußerungen eines Ahgeorbneten ftehen, einen Grund 
für Die Richtannahme des dolus, welcher bei den belier 
digen Aeußerungen von Brivatperfonen (Zeitungsſchrift⸗ 
ſtellern, Bollsrednern u. vergl.) fehlt, fo daß felbft über 
triebenen ober grundlojen Behauptungen über Mißbräuche 
in der Berwaltung, über Gemeinſchaͤdlichkeit oder Geſetz⸗ 
widrigfeit von Regierungshandlungen, verfaflungswidriges 
Verfahren des Minifteriums, Verwerflichkeit öffentlicher 
Inftitutionen, kurz allen Aeußerungen, die nad) ihrer ob⸗ 
jectiven Seite nicht fchlechthin rechtswidrig find, ein Grund 
ber Ablehnung des dolus zur Seite fteht, an deſſen Stelle 
freilid) andere Umftände das PVorhandenfein des dolus 
zur Genüge erhärten können. Es ift dies in der That 
ganz Derfelbe in Der Natur der Sache gegründete Sag, 
den man überall, wo ftrafbare Exceſſe einer im öffent- 
lichen Berufe zuftändigen Aeußerungsfreiheit begangen 
fein follen, 3. B. bei Sachwaltern und Obrigfetten, längft 
anerfennt und anwendet, und den in befonderer Beziehung 
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auf die Abgeordneten Die Hannoverichen Berfaffunges 
geſetze 49) ſehr zweckmaͤßig in der Korm einer Auslegungo⸗ 
regel, nämlich fo aufftellen, daß „jede Heußerung 
eines Mitgliedes in der Berfammlung über 
ffändifhe Angelegenheiten immer Die güns 
ftigfte Auslegung erhalten ſoll.“ Einverftanden 
mit dem Inhalt, finden wir nur, daß damit Fein ftäns 
diſches Privilegium, fondern ein confequenter Rechtsſatz 
ausgeſprochen ift, 5%) der eben deshalb aud) ohne aus: 
brüdliche Sanction gelten muß. Em befonderes ftän;s 
diſches Recht der freien Meinmgsäußerung daraus zu 
madyen, fcheint uns aber deshalb unzuläflig, weil jener 
Rechtsſatz nicht aus der Individualität Des ſtaͤndiſchen 
Berufs, fondern aus der allgemeinen Natur jedes öffent 
lichen Berufes abzuleiten ift. 

B. Zu jeder Handlung, weldye durch den ſtaͤndiſchen 
Beruf gegen den Vorwurf der Rechtswidrigkeit ˖ geſchuͤtzt 
fein fol, gehört außer dem ftändifchen Rechtsinhalt auch 
eine Ausübung deſſelben in ftänpifchen Handlungs: 
formen. Denn nur al8 eine für ihren öffentfihen Zweck 
geordnete und verfaßte Körperichaft find die Stände das . 
Subject der ihnen anvertrauten Randesrechte, und nur als 
Glieder dieſes corporativen Ganzen, und Daher theils 
nehmend an feinen durch die Verfaffung gegebenen Funt⸗ 
‚ tonen, koͤnnen bie einzelnen Abgeoroneten als foldhe, 

als Führer ihrer flänbifchen Stimmen, wirkſam fein. Die 
Ausführung dieſes Satzes in ein vollftändigeres Detall 
würde uns zu einem Eingehen auf die Verſchiedenheiten 
der Landesverfaffungen nöthigen, weldhe z. B. je nadıpem 
fie nur landesherrlich berufene oder auch Kraft Selbſt⸗ 


49) — von 1840 8. 101., Geſetz vom 8. Gept 
50) Daher er auch von Aeußerungen in Commiſſionen und Con⸗ 
fexenzen gelten muß. 
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verſammlungsrechts zuſammentretende Staͤndeverſammlun⸗ 
gen kennen, je nachdem ſie ferner nur eine in Zwiſchen⸗ 
räumen thaͤtige Landesvertretung ober auch ein continuir⸗ 
liches Organ derſelben (in permanenten Ausichüfien ober 
in ſtaͤndiſchen Deputationen oder Beamten bei der Finanz 
verwaltung) aufftellen, ſehr verſchiedene Vorausfegungen 
für Die formell ſtaͤndiſche Handlung liefern, Halten wie 
und Dagegen an Dad Gemeinjame und erläutern an dieſem 
Die Bedingungen jener Handlung, ſo haben wir es uns 
fireitig dann mit einer joldhen zu thun, wenn, nachdem 
eine Ständeverfammlung berufen, eröffnet und noch nic 
wieder vertagt oder geichloflen iſt, ein Antrag geſtellt und 
begrümdet, ein Bericht erftattet, bei De Verhandlung das 
Wort geführt, zum Beichluffe durch Abſtimmung wit oder 
ohne Motivirung des Votums mitgewirkt wird, und zwar 
alles dies in den Sitzungen der Ständeverfammlung oder 
ihrer Abtheilungen oder in den Commiffionen. Hier iſt 
überall, wenn zu der formellen Function ein materiell⸗ 
ſtaͤndiſcher Rechtsinhalt Hinzuteitt, Die Handlung nad 
eonfequentem Rechte gegen jeden Borwurf der Rechts⸗ 
widrigkeit gededt; fie kann weder Civilunrecht noch Ver⸗ 
brechen ſein. Außerhalb dieſer ſtaͤndiſchen Functionen 
dagegen bewegt ſich der Abgeordnete in der Sphaͤre der 
aligemeinen Freiheit und des allgemeinen Rechte, und 
feine Handlung ift felbft dann feine ftändiiche, wenn fie 
eine Beziehung auf den ftändiichen Beruf haben follte, 
alſo 3. DB. wen er fi in Reden vor feinen Wählern 
oder in Drudichriften vor dem gejammten Publilum über 
Die Lage der ftändlichen Angelegenheiten oder über die 
Verwaltung feines Berufs ausipricht, oder wenn er in 
Privateonferenzen oder vor förmlich eröffneter oder nad 
geichloffener Ständeverfammlung gegen die Kammer fich 
Außert, oder wenn er in ihr nicht gehaltene Reden, oder 
wirflih gehaltene, in einer von ihm willführlic) gewählten, 
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einen organifchen Beſtandtheil der verfaffimgsmäßigen 
Deffentlichkeit nicht bildenden Weife durch die Preſſe vers 
öffentlicht umd verbreitet. Und dieſer Grundſatz, nad 
welchem jede zu den formell ftändifchen Functionen nicht 
gehörige Thätigkeit eines Abgeordneten ımter der Her 
Ichaft des allgemeinen Rechts fteht, muß in gleicher Weiſe 
Anwendung finden, ed möge für den Inhalt der ftäns 
Difchen Functionen ganz nur conſequentes Recht gelten, 
oder ed mögen dafür Privilegien ertheilt fein. Denn das 
Princip, auf dem er beruht, daß nämlich Das befondere 
Rändifche Recht den Abgeorbneten nur als Theifnehmern 
an der Wirkſamkeit der ftändifchen Körperichaft zukomme, 
umfaßt ganz eben die conjequenten wie Die anomalen 
Attribute der ftändifchen Handlung. — 

C. Es fcheint kaum einer befonderen Bemerfung zu 
bedürfen, Daß das bisher ausgeführte Recht der ftändiichen 
Handlung nur. denen zur Ablehnung des Vorwurfs der 
MWiderrechtlichkeit dienen kann, welche ale Abgeordnete 
oder auch ale ſtändiſche Beamte entweber Die 
felbftberechtigten oder Die amtsmäßig beauftragten Ver⸗ 
walter ftänbifcher Vollmachten find; nur fie find ja Sub; 
jecte desjenigen ‚öffentlichen Rechts, von welchem der mos 
Dificirende Einfluß auf das allgemeine Recht ausgeht. 
, Allein wir heben doch dieſes das Rechtsſubject betreffende 
Erforderniß der ftändifchen Handlung noch beionderd 
hervor, weil von ihm aus Die oft angeregte Frage ſich ents 
jcheibet, ob bei Aeußerungen, welche abgejehen vom ftäns 
bifchen Berufe als Vergehen zu behandeln find, dritte 
Beröffentlicher und Verbreiter, insbeiondere Herausgeber 
von Zeitungen, gegen Verantwortlichfeit gededt feien. 5%) 


51) Auch Hier macht es für die Beantworfung gar feinen Unters 
ſchied, ob die Befreiung des Abgeordneten felbft von ber 
Verantwortung fih als confequentes oder als anomales Recht 
darflellt; denn für eine dritte Berfon ift fie in dem einen 
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Unmoͤglich kann eine bejahende Antwort auf das Necht 
der ſtaͤndiſchen Handlung ſich flüben, da die Berufung 
auf daffelbe für dieſe dritten Perjonen als reine 
exceptio de jure tertii ſich Darftelt. Und da ihnen ein 
eigenes felbftändiges Berufsrecht auch nicht zufteht, fo 
wird jene Frage im Allgemeinen verneint werden -müffen. 
Nur wenn fchon nad) dem allgemeinen Rechte, unter 
welchem fie ftehen, die verletzende Aeußerung, Die fle nad): 
berichten, fchuldfrei fein würde, alfo wenn fie 3. B. bei 
angeblichen Berläaumdungen die Wahrheit der Durch die 
Preffe ind Publikum verbreiteten Handlung beweiſen 
können, 3%) find fie vor den ftrafrechtlichen Folgen gefichert. 
Eine Modificattion Diefer Regel durdy ftändiiche Inftitus 
tionen, Die aber nichts weniger als eine Theilnahme Der 
dritten Veröffentlicher an dem flänbtichen Berufsrechte ift, 
fann fich jedoch aus der Sanctionirung der Deffents 
lichkeit Dann ergeben, wenn dieſe in Dem unbejchränften 
Sinne aufgenommen ift, daß dadurch ganz allgemein Die 
richtige Veröffentlichung des gefammten Herganges und 
Inhalts der Verhandlungen zu einem der Rechtsordnung 
entiprechenden Vorgang erhoben wird. Hat die verfaflungs- 
mäßige Deffentlichkeit Diele Bedeutung 59) — was in 


wie in dem andern Falle ein jus tertii, aus dem fie für fih 
feine Rechtswirfungen abzuleiten vermag. Wir find daher wohl 
berechtigt, bei dieſem Punfte, fo wie nachher geſchieht, das 
englifche Recht in Betracht zu ziehen, das den Abgeorbneten 
wahre Privilegien ertbeilt Hat. 

Bei Injurien dur Behauptung herabwürdigender Thatfachen 
greift hier befonders bie Frage nach ihrer Entſchuldigung durch 
nominatio auctoris ein, in deren Beantwortung wir ganz mit 
der älteren, neuerdings wieder von Heffter, Criminalredit 
6. 301. bei. Not. 8 und Abegg, Strafrechtswiſſenſchaft ©. 
409 angenommenen Anficht übereinftimmen. 

Ueber den verfchiedenen Sinn, in welchem & vorkommt f. 
5 Siaatsrecht Br. 1. ©. 422 ff. Da wo fie nur 
im Sinne der Zulaffung von Zuhörern bei_ den Verhand⸗ 
lungen und des Rechts ver Stände, eine Publication der 
Berhandlungen durch den Druck eintreten zu laflen, befteht, 


52 


— 


53 


u, 
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Ermangelung beftimmter gefeglicher Ausiprüche aus den 
näheren zu ihrer Durchführung getroffenen Beranftaltungen 
zu entnehmen ift, — fo erhält Dadurch Die allgemeine 
Heußerungsfreiheit eine Ausdehnung, kraft deren für Die 
Mittheilung ſtaͤndiſcher Verhandlungen die Schranfen 
hinwegfallen, welche jonft mit Rüdfidht auf den Inhalt 
des Mitgetheilten dem Racdherzählen von Aeußerungen 
Anderer gezogen find, und der auf eine jolche Mittheilung 
gerichtete Wille iſt als ein mit der Rechtsordnung hars 
monirender durchaus vorwurfsfrei. Daß hierin Feine Theils 
nahme der Berichtserſtatter an dem Rechte der ftändlichen 
Handlung liegt, ift völlig Far; man vergegenmwärtige ſich 
nur Die ganz vericjiedenen Gränzen der Berantwortungss 
freiheit. Sind 3: B. die Abgeordneten für ihre ſtaͤndiſche 
Meinungsäußerung nicht befonders privilegirt, fo ift ohne 
Frage die von einem Abgeordneten in der Debatte auss 
geftoßene Verläumdung als foldye ftrafbar, während jenes 
Deffentlichfeitöprincip verbietet, den Berichterftatter Deshalb 
anzugreifen. Diefer kann Kraft ſolcher Deffentlichkeit vieles 
verbreiten, was der Abgeorbnete nicht fagen darf, jo wie 
umgefehrt beim Mangel derfelben der Abgeordnete Vieles 
fügen darf, durch Defien beliebige Weiterverbreitung der 
Berichterftatter fich ftrafrechtlicher Verantwortung ausſetzt. 

Bon Interefie icheint Hier ein Blid auf England. 
Hier gilt bekanntlich für die Parlamentsverhandlungen 
fein Recht der Deffentlichfeit, in deffen Einräumung Der 


. politiihe Sinn der Engländer eine bebenflidhe und ge- 


fährliche Ausftattung des Publifums mit einem Rechte 
gegen das Parlament erbliden würde. Vielmehr ift 
Veröffentlichung der Parlamentsverhandlungen durch den 


fönnen beliebige dritte Beröffentlicher ſich nicht durch eine ſolche 
Deffentlichkeit entfchuldigen, durch welche für fie die Graänzen 
des Rechts der Mittheilung gar nicht erweitert find. 
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Druck ebenfo verboten wie Die Gegenwart von Zuhörern; 
die eine wie die andere befteht nur durch eine Gonnivenz, 
aus welcher Niemand Rechte ableiten kann. Iene Ver: 
Öffentlihung Fann Daher nur fo lange, als feines der 
Häufer von jenem Verbote Gebrauch macht, ohne Gefahr, 
der Belangung wegen Privilegienbruches erfolgen, und 
immer bleibt fie ein lediglich als Willführ des DVeröffent- 
fichers zu beurtheilender, durch feinen conftitutionellen 
Rechtsſatz gerechtfertigter Act, bei welchem die volle ge: 
richtliche Verantwortung für den Inhalt Der Publication, 
insbeiondere Die Strafmürdigfeit wegen eined etwaigen 
Libel fortbefteht. Dieie Auffaffung findet man nun aud) 
von Seiten des Parlaments ganz in der Conſequenz Des 
Rechts begründet, und hat nichts Dagegen einzumenden, 
wenn jelbft ein Parlamentsmitglied, das zur beliebigen 
Veröffentlichung jeiner Rede geichritten ift, von dem durch 
den Inhalt derſelben Gejchmähten zur gerichtlichen Ver: 
antwwortung gezogen wird. 5%) Dagegen ift Die Ausdehnung 
jener Auffaffung auf PBarlamentsdruder, die auf 
Befehl eines Haufes Verhandlungen oder fonjtige 
Actenftüde publiciren, Gegenjtand eines langen und mit 
wechſelndem Erfolge geführten Streited zwiichen dem Par: 
lament und den Gerichtöhöfen geweien, ein Streit, Der 


54) Erskine Mayi.a.®. ©. 81. „Taking care not to say 
anything disrespectful to the house, a meniber may state 
whatever he thinks fit in debate, however it may be to 
the feelings or injurious to the character of individuals, and 
he is protected by his privilege from any action for libel; 
but if he should proceed to publish his speech, his 
printed statement will be regarded as a separate publication, 
unconnected with any proceedings in Parliament. This con- 
struction of the law cannot be coınplained of by the Houses 
of Parliament, as, by their rules and orders, the publi- 
cation of a debate is forbidden; and it is therefore 
impossible to protect, by privilege, an irregular act, 
which is itself declared to be a breach of pri- 
vilege. 


Archiv d. Er. R. 1853. 111, St. Aa 
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feine eigenthämliche Geſtalt durch eine Inchoentfrage er⸗ 
hielt, die von den englifhen Juriften als eine der ſchwie⸗ 
rigften Rechtöfragen mit großer Zurüdhaltung behandelt 
wird, ob nämlid) den Häufern des Parlaments der alls 
gemeingültige Ausfprud über Inhalt und Umfang 
ihrer Rechte Calfo im vorliegenden Falle über ihr Recht, 
durch ihren Drucdbefehl Die Publication zu einem ſchlecht⸗ 
hin rechtmäßigen Acte zu machen) zuſtehe, ober ob Die 
Gerichte nach Ihrer freien Rechtsanſicht Die Frage ber 
Derogation des gemeinen Rechts durch ein behauptetes 
Parlamentsprivilegium . mitzuenticheiden haben. 55) Ohne 
fi) jedoch an dieſer zur legislativen Entſcheidung jeben- 
falls noch unreifen Principfrage, deren Offenheit zugleich als 
Duelle conftitutioneler Mäßigung Segen bringt, zu ver- 
greifen, ließ ſich neuerdings Die Gejebgebung (3. 4. Viet. 
e. 9.) zur verneinenden Beantwortung der Veranwort⸗ 
lichfeitöfeage der Barlamentspruder bewegen. Hier⸗ 
duch iſt zwar Die Publication als ein conſtitutionelles 
Attribut der Barlamentshäufer feftgeftellt, was ſich 
früher. bezweifeln ließ, aber feine Art Deffentlichfeit zu 
Gunſten anderer Perfonen eingeführt, deren Veroͤffent⸗ 
lichungshandlungen Daher ganz der gerichtlichen Verant⸗ 
wortung unterworfen bleiben, welche der Inhalt mit ſich 
bringt. 


IN. 
Die bisherige Entwidelung bat ergeben, welche Freiheit 
von ftrafrechtficher Verantwortung ald confequentes Recht 


55) Eine fehr eifrige und tüchtige Vertheidigung des Nedhts der 
Gerihishöfe |. in Edinburgh Review. January 1846. 
Parliament und the courts. &. 1—47. Bergl. au) Erskine 
May i. a. ®. book I. chapter VI. Jurisdiction of courts in 
matters of privilege, wo bie entgegengefegten Principien ein⸗ 
ander gegenübergeftelit, die Auctoritäten und Praͤjudicien anges 
führt werden, im Reſultate aber ein non liquet berausfommt. 
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aus dan Begriffe der fändiichen Handlung abzuleiten und 
Daher für alle Stufen ftändifcher Vertretung auch ohne . 
particulare Rechtsverleihungen als geltend in Anſpruch 
gu nehmen if. Es it Damit zugleich, gezeigt, was von 
den letzteren nur als gefeßliche Anerkennung allgemeiner 
Rechtsſaͤtze, was aber als ein der ftändiichen Thaͤtigkeit 
verliehened Privilegium aufgefaßt werden muß. 

Es ift nicht unfere Abficht, näher auf dieſe Brivir 
legien einzugehn, als theils durch Feitiiche Betrachtung 
ihrer großen Mamichfaltigfeit im erften Abfchnitte ſchon 
geichehen ift, theild hier Durch einige Bemerkungen prin- 
eipieller Axt noch geichehen joll. 

Sowohl den allgemeinen Gefegen gelunder Rechts⸗ 
bildung ald der Individualität unferer deutichen Verhaͤlt⸗ 
niffe würde es unſeres Erachtens am entiprechenpften 
geweſen ſein, wenn Die Geſetzgebung ich zunächſt ganz 
auf dem Boden des coniequenten Rechts gehalten, 
und deſſen unverfümmerte Anwendung bei Anflagen gegen 
ftaͤndiſche Perſonen durch Bewahrung des aus dem älteren 
Staatsrecht überlieferten Satzes befeitigt hätte, welcher 
alle Beſtellung außerordentlicyer Gerichte zur procefiuali- 
then Erledigung Dderjelben unbedingt ausichließt. Don 
dieſem feften Punkte aus hätte man ſich, ſtatt mit freige: 
biger Hand criminalrechtliche Privilegien auf bloße Moͤg⸗ 
fichfeiten hin zu ipenden, Durch die Erfahrungen des 
politiichen Lebens über das Bedürfniß noch weiterer Schuß- 
wehren der ftändiichen Thätigfeit belehren laſſen mögen. 
Dei ihrer Aufrichtung aber wäre theild mit Rüdjicht auf 
die bejondere Individualität des betreffenden Staats 
und die Tragkraft seiner fländiichen Fundamente, theils 
mit eindringender Erwägung Der allgemeinen in der 
Natur Des Gegenftandes liegenden legislativen 
Geſichtspunkte zu verfahren gewelen. | 

In die Sphäre der erfteren fallen beſonders Die 

Aa2 


0 neber die ſtrafrechtliche Beramtworilichkei 


Machtverhältniffe des Staats, Die Neuheit ober das ge⸗ 
. fhichtliche Eingelebtiein feiner Ständeinftitution, Die bes 
harrlichen Richtungen feiner Regierung und feiner Fürften 
gegenüber den Landesrechten, Die traditionelle Feſtigkeit 
oder Beugijamfeit feines gerichtlichen Organismus, — 
alles Momente, welche, wie ein Blick auf die engliiche 
Geichichte befonders unter den Stuarts zeigt, den Boden 
der Wirklichkeit bilden, in welchem die Patlamentsprivi⸗ 
legien haften. Ihren individualifirenden Einfluß beſon⸗ 
ders für deutſche Verhältniffe wird Niemand verfennen, 
der ein offenes Auge für Die großen Rerichiedenheiten hat, 
die in den angebeuteten Beziehungen innerhalb Deutid 
lands vorfommen. In ihnen liegen Die Elemente, aus 
denen ein ftändiiches Brivilegium naturgemäß hervorwaͤchſt 
und die Praft feines Beftandes und feiner erfolgreichen 
Geltendmachung zieht. Ohne fie ift Die gefegliche Em—⸗ 
räumung eined jolcyen wie das Segen fogenannter Frei⸗ 
heitsbäume,, von deren gedeihlichem Fortkommen und 
fhügendem Blätterdache die Geſchichte nichts zu berichten 
weiß. Ä 

Bon den in der Natur des Gegenftandes liegenden 
legiölativen Geſichtspunkten heben wir die folgenden hervor. 

An fih ift von allen Arten der Privilegien feines 
bedenflicher und gefährlicher, als dasjenige, welches Be⸗ 
freiungen von den ftrafrechtlichen Folgen Der Verbrechen 
verleiht. Zuvoͤrderſt ift es anftößig, daß aus relativen 
Geſichtspunkten des Nutzens Güter von abjolutem Werthe 
um Die, in ihrer Aufrechthaltung durch Strafe liegende 
Gonjequenz ihrer Abfolutheit gebracht werden follen; eine 
Verringerung des Sittlichfeitögehalts des Staats ift allemal 
damit gegeben. Sodann wird durch Die Privilegirung 
gegen Strafe Die Nothwendigkeit und das Beduͤrfniß, daß 
das verlegte Gut überhaupt behauptet und gefchüßt werde, 
niemals bejeitigt, wohl aber wird es in falfche Bahnen 
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der Befriedigung getrieben, auf welchen Die angeblichen 
Verleger von einer formlofen Gewalt viel härter getroffen 
werben fönnen, als bei ihrer Unterwerfung unter Die ges 
vegelte und zugleich fchükende Macht der ordentlichen 


Gerichte je möglidy gewefen wäre. Endlich iſt ein ſolches 


Privilegium geeignet,. in den Perjonen, denen es ertheilt 
ift, eine verkehrte Auffafjung ihrer Stellung, eine verfüh- 
rerifhe Eouveränetätseinbildung zu befördern, Deren Frucht 
nur zu leicht in Berwirrungen befteht, unter weldyen ber 
objective Zweck, den das Privilegium zu fördern gedenkt, 
naͤmlich die Aufrechthaltung der Landesverfaſſung, auf das 
Dringendfte gefährdet wird. 

Diefe Bedenken zu heben, ift auch die Disciplinars 
gemalt nicht im Stande, welche dem fändiichen Körper 
zur Aufcechthaltung der Würde und des Ernftes feiner 
Berhandlungen gegen verlegende Mitglieder zufteht. Denn 
obgleich von den in ihr enthaltenen Rügemitteln auch ver- 
brecherifche Handlungen getroffen werden koͤnnen, fo wer- 
den fie doch nicht als ſolche, fondern in einer ganz 
andern Beziehung davon getroffen, nämlich fofern darin 
ein Verſtoß gegen Die Ordnung der ftändiichen Geſchaͤfts⸗ 
behandlung liegt. Die auf dieſem Boden ftehende Rüge 
ft ebenjomenig eine Befriedigung der aus Der verbreches 
riſchen Handlung refultivenden Nothwendigkeit der Strafe, 
als eine folche 3. B. in dem Entihädigungszwange ent 
Balten iſt, welcher einen Verbrecher iniofern trifft, ale 
feine Handlung zugleidy die Merkmale des Clvilunrechts 
an fi trägt. Nicht dadurch wird Das Recht befriedigt, 
Daß den Verleger irgend ein Nachtheil, eine Unannehm⸗ 
lichkeit trifft, fondern daß diejenige Art der Rechtsbehaup- 
tung wider ihn eintritt, welche der Art jeiner Rechtövernei- 
nung entfpridyt. Wollte man aber in dieſer Verſchiedenheit 
der Gefichtspunfte der Strafjuftiz und der fländiichen 
"Disciplinargewalt nur ein vorwiegend theoretiſches Bedenken 


N 





399 Weber die ſtrafrecheliche Verantwortlichten 


erblicken und deshalb glauben, daß man Durch Stärfung 
und Ausftattung der leßteren mit firengeren Rügemitteln 
auch die Bebürfniffe Der erfteren mitbefriedigen könne, fo 
würde Dagegen der ſchon im. erften Abfchnitte ausgeführte 
Einwand beftehen bleiben, daß naͤmlich polinſche Körpers 
. fhaften um fo ungeeignetere Träger einer Steafgewalt find, 
je mehr dieſe leßtere den an eine wahre Juſtizverwaltung 
gerichteten Anfprüchen genügen ſoll. 

Wenn aber einerfeits zur Feſtigkeit eines ftänbifchen 
Berfaffungsbaues nichts weniger als die Privilegirung der 
Abgeordneten gegen die ordnungsmäßige Beftrafung ver 
brecherifcher Handlungen gehört, fo iſt es ihr andererjeits 
allerdings welentlih, Daß die Handhabung der ‚Straf 
gefede nicht als Mittel diene, um die pflichtgemäße Treue 
und Hingebung in der ftänbifchen Berufserfüllung zu 
laͤhmen. Dieje Dienfamfeit kann entweder inftitutionelle 
oder perfönfiche Gründe haben. Die legteren, zu denen 
ebenfo die Furchtiamfeit und Kleinmüthigfeit der Abge- 
ordneten, al8 die pflichtwidrige Bereitichaft der Gerichte 
gehört, auf Die Anfichten und Geſichtspunkte einer ver- 
folgungsfüdhtigen Regierung einzugehn, werden durch Pri⸗ 
pilegien weder in ihrem Grunde gehoben, nod) in ihren 
Wirfungen unihädlid gemacht werden fönnen. Sie find 
eine ſchwere fittliche Krankheit, Die nur durch Hebung der 
fittlihen Lebenskraft überwunden wird, mährend die Er- 
theilung von Privilegien nır an Symptomen derſelben 
furirt, aber den eigentlichen Krankheitsherd unberührt läßt, 
der an der Verfaffungsgefundhelt Des Landes nagt. Ins 
fittutioneller Art Dagegen und daher fähig Durch gefeb- 
liche Einrichtungen überwunden zu werden, iſt Die Gefähr- 
dung der ftändifhen Berufserfüllung, welche aus ber 
mangelhaften Beihaffenheit der Strafgeſetze erwaͤchſt, 
und zwar näher Daraus, daß fie Delictöbegriffe aufftellen, 
die entweder durch die Ausdehnung, welche fie der 
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serpönten Aeußerung geben, ober duch die Unbe⸗ 
ſtimmtheit, mit welcher die Graͤnzen derſelben gezogen 
find, die ſtaͤndiſche Berufsthätigfeit beirren oder unges 
buͤhrlich beengen. Diejer Fehler der Strafgefeugebung, 
der mehr als jeder andere Grund eine Privilegirung der 
ftändifchen Aeußerung zu rechtfertigen vermöchte, wird 
zwar den Delietöbegriffen des gemeinen Criminalrechts, 
wie fie von der gemeincechtlichen Doctrin firtet find, ſchwer⸗ 
lieh vorgeworfen werden koͤnnen, wohl aber findet er ſich 
vielfach an neueren Particulargefegen. Hier trifft man 
allerdings auf Verbrechen einer indirecten Brovocation zum 
Widerftande gegen die Obrigfeit, einer Aufreizung der 
Staatsangehörigen zum Haffe oder zur Verachtung gegen 
einander, einer Darftellung der Gebräudye und Einrich⸗ 
tungen einer Religionsgeſellſchaft, daß fie dadurch der 
Berachtung ausgelegt werden, 5%) einer weit ausgedehnten 
Amtsehrenbeleidigung u. |. w., bei Denen ein zur Crimi⸗ 
nalifirung geeigneter Kern zwar vorhanden, aber doch der 
Thatbeftand fo wenig präcifirt, und auf Die befondern 
Berhältniffe, die man treffen will und ſoll, eingeichränt 
it, Daß auch die berufstreue ſtaͤndiſche Thätigfeit dadurch 
beiret werden kann. Sie find eine Frucht des unglüd» 
lichen theoretiichen Zuges der deutichen Strafgefeßgebung; 
in ihm liegt e8, daß man, ftatt Die beftimmten Arten ber 
Angriffe auf den öffentlihen Frieden, deren Repreſſion 
das öffentliche Gewiffen verlangt, concret aufzuzählen, Bes 
griffe aufzuftellen liebt, deren nicht überjchautes Anwen⸗ 
Dungsgebiet viel weiter reicht, und daß man jo, ftatt Die 


56) Hier denfe man an das verurtheilende Erkenntniß des Trierfchen 
Landgerichts gegen ven Pfarrer Beyſchlag, gefällt auf Grund 
des Art. 135 des Preuß. Str.:&.:B., deflen Uebertretung in 
den vom Gefihtspunfte des Wiſſens und des Gewiſſens gleich 
trefflihen ‚„‚&vangelifhen Beiträgen zu den Geſpraͤchen über 
Staat und Kirche” gefunden werben wollie. 
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Grechheit zu zuͤgeln, auch auf den Freimuth drüdt. Der 
bierin begründeten nachtheiligen Ruͤckwirkung auf den flän- 
diſchen Beruf tritt allerdings Die oben nachgewieſene Regel, 
daß der ftändifcdyen Aeußerung immer die günftigite Aus⸗ 
legung gebüßre, mildernd entgegen, und ihre allgemeine 
Anerkennung in der Rechtſprechung wird die Gefahr un 
billiger Berurtheilungen erheblidy verringern. Dagegen 
vermag fie ihrer Natur nach nicht vor Verwidelungen in 
Strafprocefje zu bewahren, deren geſetzliche Möglichkeit 
einen faum geringeren Drud auf das freie ſtaͤndiſche Wort 
ausüben muß. So lange ed daher nicht gelingt, ben 
bezeichneten und anderen gleidyartigen modernen Ber- 
brecyensbegriffen durch eine concretere Beftimmung des 
Thatbeftandes ihren beirrenden Einfluß auf die ſtaͤndiſche 
Thaͤtigkeit zu nehmen, wird allerdings für Die Gefehgebung 
ein Grund zur Ertheilung von Privilegien vorhanden jein, 
damit die Nachtheile, welche aus der ſchwankenden Bes 
fchaffenheit der geſetzlichen Regel für eine der wichligften 
öffentlichen Functionen hervorgehen, durch Aufſtellung 
anomaler Rechte abgewehrt werden. Hierdurch gewinnen 
wir zugleich für den Inhalt und Umfang der criminal⸗ 
rechtlichen Privilegien ein Princip, welches zwar weit 
entfernt iſt, den mehr zufälligen Griffen unſerer Ver⸗ 
fafiungsgefete zu Grunde zu liegen, durch deſſen Befols 
gung aber dem Maas des wirklichen Beduͤrfniſſes ent 
ſprochen zu werden icheint. 


Xu. 
Bericht und Betrachtung 


über 
die revidirte öfterreichiiche Strafgefeggebung. 
Bon 


3. A. Jachariä. 
(Fortſetzung des Aufſatzes in Nro. VI. des erſten Stücks von 1853.) 


Wir Haben am Schiuffe des vorigen Aufſatzes über 
das revidirte Strafgeſetzbuch vom 27. Mai 1852 zunädjft 
das erſte Hauptſtuͤck unt dabei als völlig neue Beftim- 
mung Die Behandlung der f. g. materiellen Broceßvergehen 
ins Auge gefaßt, und während wir grundfäglich Die 
Art und Weiſe derjelben billigten, gewiffe, unferes Erach⸗ 
tens eine Weberfchreitung der richtigen jtrafrechtlichen Linie 
enthaltende Beftimmungen der neueften Geſetzgebung (bes 
fonderd des $. 10) tadeln müflen. Es bedarf wohl nicht 
der Verfiherung, daß dieſe Ausftellungen lediglich das 
Intereſſe an der Gerechtigkeit zur Quelle haben und ihr 
Ausdrufd nur durch den Wunſch beftimmt worben iſt, 
möglicher Weife zu einer neuen Erwägung der Sache Ver: 
anlaffung zu geben. 

Wenden wir und jet zum zweiten „Bon der Be 
ftrafung der Verbrechen überhaupt” handelnden 
Hauptftüde, D fo ift dasjenige, was hinſichtlich der To⸗ 


1) Es gehört zu den eben nicht nachahmenswerthen Bejonderheiten 
ober ſyſtematiſchen Mängeln des öfterreih. Strafgeſezbuchs, daß 
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Desftrafe und der Arten der KFerferftrafe (oben 
©. 143.) der Revifion von 1850 als anerkennungswer⸗ 
ther Fortſchritt vindicirt worden iſt,) auch auf Die neuefte 
Redaction von 1852 zu beziehen. Dabei machen wir noch 
darauf aufmerkiam, daß der von den Reviforen von 1850 
dem Strafgeſetzbuch 8. 15 (jest $. 17) gegebene Zufaß: 
„Die Strafzeit beginnt, inſoweit nicht in dem Urtheile 
etwas andereß feftgeiegt wird, von dem Zeitpunfte, wo Das 
feinem weiteren Rechtözuge unterliegenbe Urtheil fund ges 
macht wurde,” Durch einen ferneren Zufas®) aud auf 


2) 


3 


ed 


unter diefem Titel die Beſtimmungen über die zuläffigen Straf: 
übel und — Saͤtze über Anwendung der Strafe, 
eurrenz der Verbrechen, Ausübung des Strafrehts bei Verbre- 
hen im Auslande u. f. w. zufammengemworfen find. 

Bedauern müſſen wir, daß man auch bei der Reviflon von 1852 
nit von der Vollziehung der Todesftrafe vurh den Strang 
abgegangen if. Bas Herr Brofefior Hye in feinem Comment. 
3. u.4. Lief. S.365) darüber bemerkt, kann gewiß nicht befriedigen. 
Mit der bisherigen Bafls der Steafgefehgebung hat offenbar 
die auch in der C. C. 'Theresiana angeordnete ausſchließliche 
Hinrihtungsart des Hängens gar nichts zu fehaffen, und es 
fonnte dies fein Hinderniß fein, etwas Anderes an die Stelle zu 
feßen, und weshalb man fih gerade hier auf ‚die allgemeine 
Volksſtimme“ gegen das Kallbeil berufen, die an ſich hoͤchſt pros 
blematiſch, nur ein feine Beachtung verdienendes Volfsv or: 
urtheil fein würde, {ft nicht abzufehen. Am allerwenigften 
möhten wir aber den für die Strafe bes Stranges geltend ges 
machten Grund der Schimpflichfeit viefer ala gelten 
laſſen, da derfelbe in diefer Richtung nur dem roheften Ab⸗ 
— entlehnt werden kann, und gewiß richtiger 
ſchon öfters gegen dieſelbe geltend gemacht worden iſt. 
G. W. Böhmer im N. Archiv des Crim. R. Bd. IV. ©. 

— und daneben über eine Hinrichtung mit dem Strange in 
Wien im Jahre 1492. daf. S. 368. 


Die Einfhiebung diefes Zuſatzes hat übrigens die Inconvenienz, 
daß ſich die — Worte, weiche dem Richter geſtatten, im 
Urtheile eine Abweichung von der Regel über den Beginn der 
Strafzeit zu ſtatuiren, num auch auf den @intritt der Rechte: 
a beziehen lafien. Wir halten dies allerdings auch für 
unzuläffig, fönnen aber die Gründe, welche Herr Profeffor Hye 
in feinem Gommentar (3. u. 4. Lief. ©. 378) anführt, nicht 
als ausreichend betrachten, wenn man nit de Gefchichne 
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alle ‘andere Folgen der Strafzeit bezogen worden tft, 
bergeftalt, daß der Say nun lautet: „Die Strafzett und 
jede andere Rechtswirkung eines Strafurtheils 
beginnt u. 1. w. Hierdurch find mögliche Zweifel über 
* den Eintritt der im $. 26 beftimmten gejeglichen Folgen 
der Berurtheilung wegen Verbrechens beieitigt und es iſt 
dabei völlig richtig, im Gegenſatz zur declaratoriſchen Ras 
tur und fo zu jagen ruͤckwirkenden Kraft des Civilurtheils, 
das Prinzip adoptirt, daß erſt mit dem Augenblick der 
rechtskraͤftigen Verurtheilung die Schuld und alſo auch 
die Strafe mit ihren Folgen als rechtlich feſtgeſtellt be⸗ 
trachtet werden kann.) Daher wird auch z. B. der Be⸗ 


der Entſtehung dieſer'geſetzlichen Beſtimmung ober 
die Vergleichung der gegenwärtigen Faſſung mit ber Revifion 
von 1850 dazu nimnıt. 
Daß dieß auch das Prinzip des gemeinen Nachts fel, beweis 
fen verfchiedene Stellen des römifihen Rechts. L. 6. D. de his 
qui not. (IT. 2.): „Sed si furti vel aliis famosis actionibus 
quis condemnatus provocavit, pendentejudicio nondum 
inter famosos habetur.“ Der Grund ifl: Quia provo- 
cationis remedio condemnationis extinguitur pronunciatio.‘ 
L. 1. in fin. D. ad Sctum. Turpill. (XLVIH. 16.) Deshalb 
wird auch da, wo gar Fein Rechtsmittel eingewenbet wurbe, 
wie L. 6 cit. weiter fagt, nach Ablauf der Appellationsfrift 
der Eintritt der Infamle auf den Zeitpunkt des ergangenen Ur: 
theils zurũckbezogen: Si autem omnia tempora provocationis 
lapsa sunt, retro infamis est;“ wogegen, wenn bie einges 
wandte Appellation verworfen wird, diefe Rüdwirfung nicht 
eintritt: „Quamvis, si injusta ejus appellatio viss est, ho- 
die notari puto, non retro (notatur).“ Der Unterfähleb 
aber, ven Paulus, einem Ausſpruche Labeo's gegenüber 
(in L. 244. D. de Verb. Signif.) zwiſchen poena und mulcta 
macht, ſteht nicht entgegen. Denn auch hier wird bie Verpflich⸗ 
fung zur poena von ber ftatigefundenen definitiven Berur 
theilung abhängig gemadt und wenn Paulus ter bie pro- 
vocatio gegen eine poena für unzuläffig erflärt, während fie bei 
. einer mulcta flaitfinte, und fagt: „Simulatque enim vietus 
quis est ejus maleficii, cujus poena est statuta, statim ea 
debetur: at mulctae provocatio est, nec ante debetur 33 
aut non est provocatum, aut provocatpr victus est:“ fo {fl 
klar, daß bier nicht von einer Provocation wider bie Verurthei⸗ 
fung wegen des Berbrechens ſelbſt, ſondern gegen Art und 
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amte, welchen zur Strafe der Berluft des Amtes trifft 
($. 26 lit. e), erft nach dieſer Zeitbeftimmung ſeines Ar 
ſpruchs auf Gehalt und Amtsemolumente als verluftiig zu 
betrachten jein. 5) Iſt feeilih der Beamte ſchon während 
Der Unterſuchung fuspendiri geweien, und dieſe Suspen⸗ 
fion „wegen des Verdachtes oder der Wirklichkeit‘ (2) eis 
ner Schuld deffelben eingetreten, womit zufolge Hofcanzleis 
Verordnung vom 17. Mai 1828 auch die Suspenfton 
vom Gehalte verbunden jein joll, jo wird ſich die rechts | 
liche Wirkung nım noch auf den Verluft der nady jenem 
Hofcanzlei-Decret dem juspendirten Beamten zufommenden, 
hoͤchſtens 2, des Gchaltes betragenden, Quiescentengebühr 
beichränfen. ©) 

Don felbft folgt übrigens aus dem obigen Haupt 
tape, Daß wenn der Angeichuldigte vor dem angegebenen 
Zeitpunfte flirbt, Feinerlei nachtheilige Rechtöwirfung 
eintreten kann. Auch zeichnet fich das öfterreichiiche Straf: 
geiegbuch dadurch vortheilhaft vor andern Geſetzgebungen 
aus, Daß ed durchaus Feine Ausnahme von der Regel 
„erimen mortalitate extinguitur,“ jel&jt nicht hinficht- 
lich der Vollſtreckung einer ſchon erfannten Vermögens: 
ftrafe, ſtatuirt. Bekanntlich nimmt das gemeine Recht 
die Bermögensftrafen mit gewiffen hinſichtlich ihrer 


Maaß der Strafe die Rede iſt. Eine gefeglih bes 
ſtimmte Strafe fann natürlich auch der höbere Richter nicht 
abändern; die rein arbiträre Mulcta dagegen (cf. L. 131. 
Dig. de V. S.) ift ihrer Natur nach appellabel. 

Wider die abweichende Anfiht Heffter’s im Neuen Archiv 
des Griminalrehts Bd. XII. S. 167: „daß das Amt mit 
Recht als verwirkt von der Zeit angefehen werde, wo fich ber 
Diener durch feine Handlungen deſſelben unwürdig gemacht habe, 
worüber das Fünftige Urtheil blos die Gewißheit geben ſolle,“ 
habe ich mich fhon in meinem deutſch. Staate- und Bundess 
reht Thl. I. S. 79 ausgefproden. 

Vgl. Wafer, dus — über Verbrechen ſammt den dazu 
3 Verordnungen S. 44f. 
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Anwendbarkeit in Deutichland zum Theil zweifelhaften 
Unterfcheivungen (L. 20. Dig. de accusat.) aus, unb 
die neueren deutlichen Geſetzgebungen laſſen noch ſaͤmmt⸗ 
Ad) die rechtskraͤftig erkannte Vermoͤgensſtrafe auch gegen 
die Erben vollſtrecken Das oͤſterreichiſche Strafgeſetzbuch, 
welches früher im 8. 25, jetzt im 8. 31, die natuͤrliche 
Rechtsregel ausdruͤcklich anerkannt: 


„Wie die Strafwuͤrdigkeit, jo kann auch Die wir: 

liche Strafe Niemand als den Verbrecher treffen“ 
und ſchon im alten 8. 202 des 1. Thls. (jetzt im 8. 24) 
ausfpricht: 

„zer Tod des Thäters, Diefer mag vor oder nad 
eingeleiteter Unterjuchung, vor oder nad). geichöpf- 
tem Urtheile erfolgen, hebt — die Verfolgung 
des Verbrechens und die Anwendung der Strafe 
auf“ re ) 

konnte freilich, da es für Verbrechen gar keine Ver⸗ 
mögens ftrafen®) insbeſondere auch Feine Geldftrafen 
fennt, gar nicht in die Verfuhung fommen, in Betreff 
derielben eine Ausnahme zu machen; daß es aber hoͤchſt 
wahricheinlich, auch wenn es Vermoͤgensſtrafen für Ber- 
brechen anordnete, den andern Geſetzgebungen in Aner- 


7) Der Zufaß: „jedoch hat das bereits angefündigte Urtheil feine 

rkung in Anfehung der nad dem $. 23 unter c) (jetzt $. 27 

hit. b) verlornen freien Verfügung über das Vermögen‘ — ent: 

ält offenbar gar feine Ausnahme, fondern läßt nur die bei 

ebzeiten des Werurtheilten bereits eingeiretene Wir— 

fung beftehen. — Was das Strafgefegbuh von 1803, im 

F. 203 des I. Thle. über die Kundmachung des Namens und 

erwiefenen Verbrechens eines Angefchuldigten, der fich jelbft ent- 

leibt bat, enthielt, tft fchon in ver evifkon von 1850 geftrichen 
worden. 

8) Dur das revfdirte Strafgeſetzbuch ift nun aud für diejenigen 
öfterreichifchen Länder, insbefondere Ungarn, wo die Bermögens- 
Eonfiscation bie dahin beftanden hatte, diefelbe als befeitigt zu 
betrachten. 


28 Sericht und Betrechtung über bie 


femung der gewiß verwerflichen Ausnehmet nicht ge 
folgt fein würde, ergiebt fi) aus den Beitimmungen bes 
zweiten Theil über Bergehen und Uebertretungen. 
Dem obwohl für diefe Claſſe ftrafbarer Handlungen auch 
Geldfirafen flattfinden, fo verordnet Dennoch der $. 271 
des HI. Theils (jebt $. 527) ohne irgend eine Ausnahme 9 
zu machen: 

„Der Tod des Schuldigen hebt alle Unterfuchung 
auf, und wenn bereits ein Urtheil ergangen ift, 
auch alle Wirkungen deſſelbenz; außer inio- 
ferne dadurd) auf Eriag oder Entichädigung erkannt 
worden.” 

Damit ift auch die Vollftredung der Geldftrafen in 
den Nachlaß des Angefchuldigten, wie fie ſelbſt das Preuß. 
Strafgefegb. von 1851 $.20 nody beibchält, ausgefchlofs 
jen, was man vollfommen billigen muß, da aud Geld» 
ftrafen als ſolche nicht das Rechtsprincip der Strafe vers 
(eben Dürfen und der Grund, daß die erfannte Vermoͤ⸗ 
genöftrafe als öffentliche Schuld auf dem Eigenthume des 
Berurtheilten laſte, 1%) in der That, weil rein civilrechtli⸗ 
her Natur, gar Fein Grund tft. Nur verfteht es ſich von 
felbft, daß die Confiscation von Werkzeugen und Pro⸗ 
Ducten des Verbrechens, infoweit fie gar nicht als eigent- 
licye Strafe betrachtet werden kann, fondern es ſich um 
Sachen handelt, die im öffentlichen Intereffe vertifgt wer: 
den müflen, oder erlaubter Weile in Riemandes Privatbeſitz 
fein Dürfen, jener Regel nicht unterliegen kann, weshalb 
auch inſoweit nichts gegen den Sag des Preuß. Straf 
geſetzbuchs $. 20 zu erinnern iſt, wonach die Eonfisca- 
tion einzelner Gegenftände in den Nachlaß Des Angeichul- 


9) Was ver 8. 527 über „Erſatz ober Entſchaͤdigung“ verorbnet 
fann natürlich nicht als Ausnahme betrachtet werden, ba es fich 
hierbei um einen rein civil rechtlichen Anſpruch handelt. 

10) Feuerbach, Lehrb. des peinl. Rechts. $. 139. 
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dagten ſelbnt Dasm geltend gemacht werben kann, wenn 
auch bei ſeinen Lebzeiten kein Urtheil ergangen iſt. 

Wenn wir Demnädft, was bie Anwendung der Ker— 
ferftrafe betrifft ($. 18f.) mit Genugthuung erſehen, 
Daß der humane Zuſatz der Reviioren von 1850 zu Thl. J 
$. 16 (jest 8.18): „Bei der BVertheilung dieſer Arbeiten 
(gu denen jeder Steäfling in der Anftalt anzuhalten iſt) 
ſoll auf den Grad der Kerferftrafe, die bisherige Beichäf 
tigungsweife und die Bildungsftufe Der Sträflinge 
thunliche Rüdjiht genommen werden,“ 11) auch 
in der Reviſion von 1852 Platz gefunden Hat, jo müſſen 
wir zugleich auf das lebhaftefte den Rüdichritt bedauern, 
hen letztere in Betreff der Schärfungen der Ferferftrafe 
. im $. 19 (früßer I. $. 16) dur Wiederaufnahme ber 
„Zühtigung mit Stod- oder Ruthenftreidhem“ 
machen zu müffen glaubte, 12) nachdem doch durch Die Kai⸗ 
ferliche Entichliegung vom 22. Mai 1848 dieſe Schär- 
fungsart befeitigt worden war. (DBergl. oben den erften 
Aufiad S. 148.) Wir gehören wahrhaftig nicht zu den 
empfindiamen Eriminaliften, welche Der Strafe gern Die 
Dedeutimg eines Uebels für den Beftraften entziehen oder 
die Zuchthäufer zu begehrenswerthen Berpflegungs:- An 
falten machen möchten; gegen die Eörperliche Züchtigung 
als felbftändige Criminalſtrafe oder allgemein zuläf- 
fige12) Begleiterin der Freiheitsſtrafe müflen wir uns 


11) Tas Strafgefegb. von 1803 hatte ftatt deſſen nur die Beflimmung: 
Auch foll in den Strafhäufern Rüdfiht getragen werden, daß 
bie Sträflinge fo viel möglih, nah Maß, als fie zur fchweren 
Kerkerfirafe verurtheilt find, auch zu ſchweren Arbeiten ver- 
wendet werben.‘ 

12) Die „Anhaltung zur öffentlichen Arbeit und die Ausftellung auf 
der Schandbühne‘ find befeitigt geblieben. , 

13) Eine ganz andere Frage ift die Nothwendigkeit der Förperli- 
lien Bi tigung als polizeilich es Strafmittel befonders ge: 
gen die Bosheiten und den Muthiwillen der Jugend. Auch ifl 
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aber unferer tief innerften Ueberzeugung nach erklaͤren, und 
iehen feinen rund ab, von der bereits früher in Bezie⸗ 
hung auf den Preußifchen Entwurf von 1842 aud, öffent 
lich ausgeiprochenen Anficht 1%) abzugeben. Daß man 
ſich aud in Oefterreih bei der Wiedereinführung 
(‚„‚Beibehaltung‘' paßt doc) nur für einige Theile der Mon⸗ 
archie) der Stod- und Ruthenftreidhe, auf „die Stim- 
men der gewiegteften Praktiker,“ weldje ohne ben 
Stod nicht fertig werden zu Eönnen glauben, flüßen werde, 
nachdem dieſe gewiegten Praktiker ſelbſt in der Stille viel 
über die Unentbehrlichfeit deflelben gefchrieen, — war zu 
erwarten. Wir geftehen aber offen, daß wir in ſolchen 
Kragen der Praris gar Fein Recht gegen unabweisbare 
Forderungen der Theorie einräumen fünnen und erinnern 
nur Daran, wie Die Praktiker des vorigen Jahrhunderts 
noch über die abfolute Rothwendigkeit der Tortur ges 
ihrieen und auch Inquirenten des 19. Jahrhunderts oft 
genug ausgejprochen haben, daß gegen Lügen und fredjes 
Läugnen der Inquifiten der Stod ein ganz unentbehrlicher 
Nothbehelf fei umd daß nichts jo gut und heilſam wirke 
und unnöthige Mühe eripare, als wenn zur rechten Zeit 
der Stod applicirt und Das jo zu Tagen auf der Zunge 
ſitzende Geftändnig damit abgelöl’t werde; — nicht zu ge: 
benfen, daß Manche felbft finanziele Ruͤckſichten geltend 
gemacht oder gar die Humanität für Stod oder Peitſche 
zu Hülfe gerufen haben, indem es doc, viel menidylicher 
fei, dur) einen vorübergehenden Schmerz in Furzer Zeit 
einen heilfamen Zweck zu erreichen, al8 den Inquifiten lange 


mit der Verwerfung als ordentlihes Straf: oder Schaͤrfungs⸗ 
mittel ihre Anerfennung als außerordentlides Strafmit- 
tel für die Fälle und mit den Beſchraͤnkungen, welde 3. B. 
das Hannov. Crim. Geſetzbuch Art. 24. 30. 99. aufftellt, fehr 
wohl vereinbar. 


14) Bgl. Archiv des Erim. R. Jahrg. 1845. ©. 282 f. 
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figen zu faflen und mit Verhören zu quälen. Nichtsdeſto⸗ 
weniger find Tortur und Lügenftrafen dieſer Art, wenn 
auch erft nach langem geiftigen Kampfe, letztere freilich 
erft voͤllig mit der veränderten Baſts des Strafverfahrens 
befeitigt und Die jebige Praris bezeugt, Daß es fehr gut‘ 
ohne Stod abgeht. 15) Uebrigens iſt es gegenwärtig kei⸗ 
neswegs eine ins Blaue hinein gemachte Behauptung der 
Theorie, daß die ſo ungerechte Pruͤgelſtrafe auch entbehr⸗ 
lich ſei, ſondern die Erfahrung einer Mehrzahl deutſcher 
Länder ſpricht laut fuͤr dieſe Behauptung und wenn man 
ſich, was ihre Rothwendigkeit für die Disciplin in den 
Strafanftalten auf Die „aus allen Sronländern des Reichs 
eingegangenen Befchwerden“ beruft, fo durfte doch Dem 
ſehr erflärlichen Factum des Daſeins foldyer Beſchwerden 
kein entſcheidendes Gewicht beigelegt werden, da es nicht 
an Zeugniſſen tuͤchtiger Vorſteher von Strafanſtalten fehlt, 
welche die Pruͤgelſtrafe auch für Die Disciplin der Straf⸗ 
anftalten verwerfen. Wir berufen und 3. B. auf das 
Zeugniß des Dr. Magg, VBorftandes der Strafanftalt 
zu Freiburg im Breisgau, 16) welcher ungeachtet ber ftren: 
ften Anforderungen an die Discplm der Strafanftalten, 
die koͤrperliche Züchtigung auch hier als ungeredyt und 
zweckwidrig verwirft und fich unter Anderem dahin aus⸗ 


ſpricht: 
„Der Stock und die Peitſche Fönnen nur vers 
derben, nicht beffern. Sie find aber auch nicht 
einmal geeignet, Orbnung und Disciplin in Straf: 
anftalten zu handhaben, vielmehr find fie Veran⸗ 


15) Auch in Defterreich ift und bleibt Hoffentlich die Keule gg 
tigung ale Wahrheitserforſchungsmittel,“ wie fie die 88. 36 
365 des Strafgefeßbuche von 1803 er L N zuläffig erlärte, 
befeitigt. Vgl Hye, Gommentar I. ©. 95 f. 

16) In der — a RE Bo. I. (Karles 
ruhe 1841.) S 


Archiv d. Er. R. 1853. Ill. St. Bb 





ABA Bericht und Betrachtung über bie 


lung, Ruhe, Ordnung und Dieciplin gänzlich zu 
untergraben.“ 

- Der häufige Gebrauch des Stockes wird nach pſychi⸗ 
ſchen Geſetzen die Rohheit nicht mindern, fondern fteigern, 
und es ift das traurigfte Teftimonium, welches einer con 
ereten Staatsgenoflenkhaft ausgeftellt werben kann, wenn 
man behauptet, daß ſie ſich noch auf dem Niveau der 
Hunde-Drefiur befinde. Dan wirb ſich dam auch nicht 
über Die vielen Rüdfälle wundern fönnen, Die troß Der 
Schläge vorfommen, abgejehen davon, daß es Leute giebt, 
die fich von vornherein aus einer Tracht Schläge nichts 
machen. Sehr wahr bemerft Dr. Magg a. a. O.: „bie 
Bertheidiger der Eörperlichen Züchtigung führen zwar Das 
gegen an, Daß die Rohheit fi nicht anders beugen 
laffe. Allein ich muß dieſes in Widerjpruch ziehen. Ich 
glaube, daß die an die Stelle der körperlichen Züchtigung 
getretenen Strafen in geſetzlicher Weiſe, mit Gerechtigkeit 
und Strenge angewendet, 17) weit mehr als Schläge 
zur Beugung des Starrfinns als Zwangsmaßs 
regeln zum unbedingten Gehorfame und als 
Mittel zur Beftrafung und Unterdrüdung der 
Rodeit beitragen. — Während diefe Surrogate Die 
Afferte Dämmen und Die rohe Gemüthsart zähmen, mas 
hen Schläge den Starrfinn noch unbeugfamer, verhärten 


17) Dr. Magg hat dabei Faften, hartes Lager und einfame Ab⸗ 
fperrung in dunkler Zelle im Auge, die nad) der Reviflon von 
1850 die Stelle der Förperlichen Züchtigung überhaupt erfehen 
follten, die aber nun in der Sefeßgebung von 1852 daneben 
beibehalten find. — Wie rräftig und heilfam befonders bie ein- 
fame Abfperrung in dunfler Zelle auch gegen „die unbändigften 
Nuheftörer und Meuterer“ wirkt, bezeugt auch Herr Prof. Hye 
Comment. I. S. 398f. unter Berufung auf eigene und frembe 
Erfahrung und knüpft daran die Hoffnung, daß es noch mög: 
lid) fein werde, die Törperliche Züchtigung auch aus ben öfters 
reihifhen Strafanftalten „und fofort endlich ausunferen 
Gefegen zu entfernen. Diefen Wunfch theilen wir von 
ganzem Herzen. | 
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noch mehr das abgeſtumpfte Gefuͤhl, Das ſich am Ente 
jeber befiern Regung des Herzens völlig verfchließt. Er⸗ 
bittert blidt der durch Schläge zum Thiere herabgewuͤr⸗ 
digte Menſch auf alle feine Umgebungen, er fieht nur. 
Mißhandelte und Peiniger; für Lebtere Hält er Die Aufs 
jeher und die Beamten der Strafanftalt. Rache brütet 
jein Herz, Haß ſchwoͤrt er dem ganzen Menichengefchlecht, 
er theilt ihn feinen Kameraden mit, Die grimmig mit ihm 
fich vereinigen; Complotte folgen auf Complotte (vergl. 
Dbermater’s Anleitung zur Beflerung der Verbrecher. 
Kaiſerslautern, 1835), Unzufriedenheit, Ungehoriam, Trotz, 
Aufruhr häufen ſich und Die Ausbruͤche der Roheit ftei- 
gen bis zur Lebensgefährlichleit der Aufleher und Beam- 
ten. Es ift Died ganz natürlich, denn wie follen fie 
Menichlichkeit Ternen, wenn man fte ſtets unmenfchlich be⸗ 
handelt, wenn das Aergerniß von oben koͤmmt!? — Schläge 
taugen alfo auch als Disciplinar-Strafmittel in Steafan- 
falten gar nichts, vielmehr find fie nur dazu geeignet, 
die Disciplin gänzlich zu untergraben; fie find folglich in 
jeder Hinſicht verwerflich.“ 
Hat man ſich aber endlich in den hier die Entſchei⸗ 
dung gebenden Regionen, wie Herr Profeſſor Hy e (Com⸗ 
ment. S. 305) bemerkt, auch durch Die Erwaͤgung zur 
Wiederanerkennung der Zuüchtigung mit Stod- oder Ru⸗ 
thenftreichen beflimmen laffen, weil „in einem großen Theile 
des Reiches, nemlich in Ungarn, Eroatien, Slavonien, der 
Wowodina, dem Temeier Banate und in Siebenbürgen 
dieſe Strafe nie geieglich abgeichafft war, fondern fort und 
fort allgemein üblic), und nad) der übereinftimmenden An- 
ertennung aller erfahrenen Praftiter Dort geradezu un⸗ 
entbehrlich ſei, Daher beider angeftrebten und num 
mehr zum Theile auch ſchon verwirklichten Rechts— 
Einheit für Das ganze Reich doch wohl eine Schei⸗ 
dung der Kronlanden in foldye, wo die körperliche Zuͤchti⸗ 
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gung abgefchafft und in andere, wo fe Sibapaften weie 
nicht ohne Beriepung Höheser Rüsfüchten ausfüheber ſei 
— fo fönnen wir nicht bergen, daß uns eine foldhe Ar 
wendung oder Gonfequenz des Principe der Rechtseinheit 
gu den bebenflichften Folgen zu führen fcheint, indem hier⸗ 
nach die niedrigfte Bulturftufe eines Theiles der Monar- 
hie immer der Maaßſtab für die Behandlung des gans 
zen Reichs fein müßte. Die Nechtseinheit fo verftanden, 
wäre dann Fein Segen für Oeſterreich und bie formale 
Gleichheit Hier in Wahrheit keine materielle Gerechtigkeit. 
Die gleihen Dinge find fehr ungleih, wenn fie an un. 
gleiche Leute fommen und fo ift e8 auch mit der Strafe 
der ‚Förperlichen Zuͤchtigung. Kann man wirklich Croaten, 
Slavoniern und andern Stämmen gegenüber nicht ohne 
Stock und Ruthen fertig werben, fo ift dies fein Rechter 
grund, um auch Deutich-Defterreich der Prügelftrafe zu 
unterwerfen. 

Hebrigend erfennen wir gem das Beftreben der Re 
vifton von 1852 an, der Züchtigung mit Streichennochengere 
Schranken zu ziehen, als es das Strafgeſetzbuch von 1803 
1. $. 20 getan hat. Denn während letzteres die Zuͤch⸗ 
tigung während der Strafzeit öfter zu wiederholen geſtat⸗ 
tet und 50 Streihe auf einmal zu appliciren erlaubt, 
hat das revidirte Geſetz mur eine einmalige Züchtigung 
während der Strafzeit geftattet und die Zahl der Streiche 
auf 30 eingefchränft. Die wichtigfte Beichränfung iſt 
aber, — abgejehen von der ausdrüdlichen Vorſchrift, daß 
die Eörperliche Züchtigung nie öffentlich) vollzogen werben 
darf und daß ihr ſtets ein Arztliches Gutachten voraus. 
- gehen muß, — die Beflimmung, wonach dieſelbe übers 
haupt nur gegen Rüdfällige zur Anwendung kommen 
fann. Auch kann ed außerdem wohl feinem Zweifel un⸗ 
terliegen, daß die in den Hof und Hoffammer-Decreten 
von 1803, 1505, 1811, 1812, 1813 und 1815 enthal- 
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tenen Beſtimmungen, auch infomweit fle gewiſſe in der Res 
viſton von 1852 nicht hervortretende, einichränfende Bes 
fimmungen über die Vollziehung diefer Strafe enthalten, 
noch jetzt von den Gerichten zu beachten fein werben, wenn 
tönen auch Feine unmittelbare Gefepeöfraft mehr zukommen 
foßite. 0) 

In Betreff der Beſtimmungen über die Anwendung 
und die Oränzen der Strafihärfung des harten La; 
gers, der Einzelhaft und der Abiperrung in dunk—⸗ 
ler Zelle if es in der Reviſion von 1852 9. 21. 22. 
3. ganz bei den Borfchlägen des Entwurfs von 1890 
($. 18. 19. 20) geblieben; ebenfo hinfichtlich der Lan- 
desverweiſung und der Streeihung ber babei nad 
Strafgeiet von 1803 $. 22 anmwenbbaren Brandmars 
fung. 10) 

Ueber die im $. 26 des Strafgeſetzbuchs beftlimmten 
geieglichen Folgen jeder Verurtheilung wegen Verbre⸗ 
chens, welche mit einigen im Ganzen geringfügigen Aen⸗ 
derungen aus dem Entwurf von 1850 $. 22 herüberge 
nommen find, haben wir bereits oben (S. 149f.) die er 
forderfichen Bemerkungen niedergelegt und dabei aud) 
fehon billigend hervorgehoben, daß der die Vergehen und 
Üebertretungen betreffende $. 253 Des Entwurfs von 1850 
nicht in die Revifion von 1832 übergegangen ifl. Dafür 
beflimmt der $. 268 Der lebteren: 

„Welche weitere Folgen mit der Verurtheilumg we⸗ 


18) ©. diefelben bei Waſer S. 31 f. Derfelden Anfiht iſt wohl 
auch Hye, Commentar I. ©. 401f. Etwas komiſ np der 
Ausdrud des Hofderrets vom 24. April 1812, wonach Weiber 
war auf den bloßen Leib, jedoch nur von Perfonen ihres Ge⸗ 
—** und mit Beſeitigung aller maͤnnlichen Zuſeher, außet 
eines „beſcheidenen“ Commiſſairs, 3 werben follen. 
Man Tann hier fragen: Sind in Oefterreih alle Commiſſaite 
befcheiden, oder foll unter den Beſcheidenen der Beſcheldenſtt 

; ausgefucht werden? 

19) Bol. oben ©. 147 Note 8. 
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gen eines Bergehens ober einer Uebertretung verbun⸗ 
. den find, ift in befouberen Geſetzen und in politiſchen 
und firchlichen Vorſchriften enthalten.“ 

In Betreff der Entziehung von Gewerbebefugnif: 
fen u. j. w. wird aber auf den $. 30 verwiefen, mit der 
Beftimmung, daß es bei Vergehen und Uebertretungen 
ebenjo wie bei Verbrechen gehalten werben fol; d. 5. 
ed wirb dem Ermeſſen der Adminiftratie-Behörbe, welcher 
die. „Verleihung“ eines ſolchen Gewerbes zufleht, bei je- 
der Beftrafung überlaflen, ob fie dem Geftraften die Ge 
werbefugniß entziehen will, ober nicht. . Hierin finden wir 
eine Verſchärfung des Strafgeſetzbuchs von 188, 
die um fo weniger gebilligt werden kann, als dadurch Die 
Bedingung der LXebenseriftenz des Geftraften und ſeiner 
Angehörigen nun ganz in die Willführ der Adminiſtrativ⸗ 
behörden geftellt wird. Demn 

1) Das Strafgeieg von 1803, 1. $. 24 fonnte Doch 
wohl nur fo verftanden werden, Daß es dem Gerichte 
bedenklich erfcheinen müfje, den Verbrecher nad) ausge 
ftandener Strafe fein voriges Gewerbe fortfegen zu laflen, 
welchen Falls es dann ber betreffenden Berwaltungsbe- 
Hörde davon Anzeige zu machen hatte; — eine Faſſung, 
welche auch Die Revifion 1850 beibehalten hatte, unter 
Beifügung einer zwifchen perfönlichen Gewerben und 
radicirtenoderv erfäuflichen Bewerben untericheiden- 
den Borjchrift für Die Verwaltungsbehörbe, welche 1852, 
wie es jcheint, als eine nicht ind Strafgeſetzbuch gehörige 
Norm geftrichen worden ift. Jetzt hat Dagegen das Straf- 
geriht in jedem alle, wenn der VBerurtheilte ein Ges 
werbe befist, nach Publication der Sentenz die Acten an 
die Berwaltungsbehörde mitzutheilen, worauf es unter ſon⸗ 
ftiger Beibehaltung der Worte des Strafgejebes von 1803 
heißt: „In dem Falle, wenn es dieſer Behörde be 
denklich jchiene” u. ſ. w. Mit dieſer ſcheinbar bedeutungs⸗ 


zonfoizte oͤſerreſchaſche Ghrufgefehgebung. A9 


Soien Aenderung iſt aber dem Rechte gewerbetreibender 
Unterthanen eine nicht unwichtige Garantie entzo—⸗— 
gen. Vielleicht rechtfertigt man die Aenderung damit, 
daß dem Gerichte überhaupt Fein Urtheil über Ausübung 
des Gewerbes zuftehe. Dies wäre richtig, wenn es ſich da⸗ 
bei um technifche Tuͤchtigkeit oder Tauglichkeit des Geftraf- 
ten handelte. Dieſe ift aber hierbei gar nicht in Frage; 
fondern ed Handelt fi um eine Wirkung des begange: 
nen Berbrechens, woräber Das Gericht vermöge feiner aus 
dem Verfahren erlangten genaueren Sach⸗ und Perfonal- 
tenntniß offenbar befler urtfeilen kann, als die Damit noch 
ganz unbekannte Berwaltungsbehörbe. 

2) Das Strafgeſetzbuch von 1803 Th. IL $. 27 
beffimmt: „pie Strafe einer ſchweren Polizeiüber: 
tretung hat, wenn fie überftanden iſt, Feine weitere 
Wirkung. Jedoch bleibt dem Beichädigten fein Recht 
vorbehalten.“ Nach 8. 268 des jegigen Strafgeſetzbuchs 
find aber Bergehen und Uebertretungen in dieſer 
Hinſicht derfelben Behandlung unterworfen, welche ber 
8. 30 in Betreff der Verbrechen Gewerbetreibender 
fanctionirt und es ift dadurch der an fich bedenflichen Be- 
ftimmung eine noch viel bedenflichere Ausdehnung ge: 
geben. Zugeben muß man freilich, Daß ſich auch in Die: 
fer Hinfiht Verbrechen und Vergehen nicht feft ge 
gen einander abgrenzen laflen und Daß fidy nicht abjehen 
läßt, weshalb bei den, nicht im Begriff und innerem We: 
fen, fondern hauptfächlidd nur nad) Art und Größe der 
Hauptfirafe verichiedenen Vergehen nicht aud) der Ver: 
luft des Gewerbes erfannt werben follte, jobald die beion- 
deren Vorausſetzungen vorhanden find, die überhaupt eine 
folhe Entziehung rechtfertigen dürften. Daraus folgt aber 
doch gewiß nicht, daß nun nad) der andern Seite hin Alles 
über einen Leiften gefchlagen und der Wilführ der Adminiſtra⸗ 
tion Preis gegeben werden müfle. Infofern zur Ausübung 
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eines Gewerbes eine Conceſſton von Seitens des Staats 
gehört, iſt die Gewerbebefugniß freilich kein wohlerworbe⸗ 
nes Recht (jus quaesitum) im eigentlichen Sinne. Allein 
deshalb fol und darf doch Die Entziehung zu keiner Sache 
veiner Willführ gemacht werben, und vorziehen würden wir 
unbedingt eine Gefeßgebung, welche, wie 3. B. das Preu⸗ 
ßiſche Strafgeſezbuch, nur in den gefeglich beſtimmten 
Fällen, und zue Strafe eines Verbrechens oder Berges 
hend, 29) nur vom Richter auf Verluft des Rechts zum 
Gewerbebetriebe erfennen läßt. 2") 

Endlich, müflen wir noch in Betreff des $. 26 bes 
neuen Strafgeſetzbuchs hervorheben, Daß der Entwurf von 
1850 ($. 22) noch folgenden Zujaß erhalten hat: 

„Die Regelung der Rorichriften über Die Stellung 
abgeftrafter Verbrecher unter Polizei⸗Aufſicht und bie 
Beftimmung, in wie fern die Gerichte dabei 
Einfluß zu nehmen haben, bleibt befondern An⸗ 
ordnungen vorbehalten. | 

Auch diefer Beftimmung koͤnnen wir unfere Billigung 


20) Nah Preuß. Strafreht (Patent vom 14. April 1851, Art. 
VIU.) gehört jede Handlung, wegen welcher auf Verluſt des 
Rechts zum Gewerbetrieb zu erfennen tft, zu den Bergehen. 
* Polizeirichter kann nah Art. XX. niemals darauf er⸗ 
ennen. 


Es iſt offenbar gar kein richtiger Gegenſatz, wenn ſchon das 
Strafgeſetzbuch von 1803 Thl. I. $. 24 jagt: „der Verluſt des 
Gewerbes ift Feine ſchon durch das Geſetz mit dem Ber: 
brechen verfnüpfte Folge. Die Entfeßung von einem Gewerbe 
— kann alfo durch das Strafurtheil nicht verhänget wer- 
den,“ oder wie es jeßt lautet: „der Verluſt des Gewerbes ift 
feine — Folge, fann daher nicht durch das Strafurtheil 
ausgeibrochen werden.“ Denn der Gegenfaß zu den ſchon durch 
das Geſetz mit dem Verbrechen verknüpften Yolgen find die⸗ 
jenigen, worauf im einzelnen Kalle vom Richter erfannt wer: 
den mufi. Bei jenen unterſcheidet das Fanonifche Recht befannt> 
lid) nod) (bei der Sreommunication) zwifhen Excom. latae 
und ferenda« sententiae und bie gemeinrechtliche Theorie 
zwiſchen infamia juris inmediats und mediata. 


21 
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nicht zuwenden. Bas man wollte, mußte man doch bei 
ber Reviſtion fchon wiſſen. Es mar aber nur die Alter 
native: Sol die Stellung unter BolizeiAufftcht zum Schuß 
der Untesihanen gegen willführliche Vexationen durch rich 
terlidhes Erkenniniß bedingt werben, oder nicht? Diele 
Frage war beftimmt und, wie wir gemwimfcht hätten, be- 
jahend zu entichelden, wie e8 im Preußiſchen Strafge- 
ſezbuch gefchehen ift, welches ebenfalls jede ſtrafbare 
Handlung, weg@ welcher auf Stellung unter Bollzel-Auf- 
Acht erkannt werden fol, zu den Bergiehen rechnet, 
dem Boligei-Richter Die Competenz Darauf zu erfennen 
für :jeden Fall entzieht und jowohl die Wirkungen, als 
Die Zeitbauer derſelben genau beflimmt. 22) Daß daß 
Strafgeſetz von 1852 die Entfcheidung ber Frage befom- 
bern Beſtimmungen vorbehaͤlt, feheint nur ein euphemi- 
füfcher Ausdruck für die Verneinung berfelben zu 
Hinfichtlih der Beftrafung concurrirender 
Verbrechen ſoll das Defterreich. Strafgeſezbuch, wie 
man oͤfters angenommen hat,23) von den verjchlebenen An⸗ 
ſichten diejenige adoptiert haben, welche in dem Sab Poe- 
na major absorbet minorem ausgebrüdt worden ift.2*) 


32) Preuß. Bublicat. Batent vom 14. April 1851 Art. VII. u. 
X. Strafgefegb. $. 26—29. Wo auf Stellung unter Bolt 
zeisAufficht erfannt werben kann, ift überall we bei deu 
einzelnen Berbrehen und Bergehen und bei Beſtrafung des 
Berfuhes ($. 32) beftunmt. Bei Perfonen unter 16 Jahren 
foll gar nit darauf erfannt werben nad $. 43 Not. 1 des 
Preuß. Strafgeſetzbuchs. 

Wie z. B. noch H. v. Rotteck, über Eonceurrenz der Verbre⸗ 
cher. Freiburg 1840. S. 11. 

Das Strafgeſetzbuch von 1803 Thl. I. g. 28 ſagt: „Hat ein 
Verbrecher mehrere Verbrechen von verſchiedener Gat⸗ 
tung begangen; fo iſt er nach jenem, auf welches bie ſchärfere 
Strafe gefeßt iſt, jedoch mit Bedacht auf die übrigen 
Berbrechen, zu beftrafen. Der jetzige $. 34 des Straf 
gefegbuches lautet: „Hat ein Verbecher mehrere Berbre- 


” 
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Wir haben dies ſchon fruͤher nicht für richtig gehalten 
- und in den Worten des Geſetzes: „jedoch mit Bedacht 
auf die übrigen Verbrechen” vielmehr eine Aner⸗ 
fennung der vermittelnden Theorie gefunben, deren 
Rejultat zwifchen der Summe der cumulirten Strafen und 
der Strafe des fchwerften Verbrechens in der Witte 
liegt. 25) Hierbei haben e8 auch die Reviſoren belaffen 
und nur 

1) zur nähern Beftimmung des Megriffs derjenigen 
Berbrechens-Eoncurrenz, für welche das Strafrecht feine 
Regeln aufftellt, ausdruͤcklich die Bedingung Binzugefügt, 
daß die mehreren Verbrechen Gegenftand Derfelben 
Unterfuhung und —— bilden muͤſſen; 
auch haben ſie 

2) die Beichränfung der Leſeblichen Beſtimmung auf 
die Beſtrafung concurrirender Verbrechen „verſchiedener 
Gattung“ durch Streichung dieſer Worte beſeitigt. 
Letzteres iſt erſt in der Reviſton von 1852 geſchehen und 
dadurch eine mangelhafte Faſſung des Strafgeſetzbuchs 
von 1803 in einer Weiſe verbeſſert, gegen welche ſich um 
fo weniger etwas erinnern läßt, als dem vernuͤnftigen vich- 
terlichen Exmeffen der weitefte Spielraum in den Worten 
„jedoch mit Bedacht auf die übrigen Verbrechen“ einge: 
räumt iſt und ſich gar nicht abfehen läßt, warum das Zu- 
fammentreffen mehrerer Verbrechen Derfelben Gattung 
von dem allgemeinen Begriff der Concurrenz ausgeſchloſ⸗ 
fen werden foll, befonderd da fchon der $. 37 des Strafs 
geſetzbuchs von 1803 lit, a. und b. fowohl die Begehung 
mehrerer Verbrechen verichiedener Gattung ald die Wie 


hen begangen, welche Gegenftand der nämlihen Uns 
neun und Aburtheilung find, fo if er nad ie: 
nem‘ u. f. 

35) Dies nimmt auh Hye, Kommentar S. 452 mit voller Ent: 
ſchiedenheit an. 
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derholung (unpaflender Welfe freilich mit dem Zuſatz: 
mehrmalige) defielben Verbrechens in gleicher Weiſe 
unter den befonderen Erſchwerungsumſtaͤnden aufführt. 26) 
Muß man einerjeitd anerfennen, daß Die Regel des Cu⸗ 
. mulations-PBringtpe: quod crimina, tot poena, Die Ge⸗ 
rechtigkeit offenbar verlegt, 2) weil Durch die Verbindung 
mehrerer Strafen mit einander jede einzelne an Intenfität 
ſich ſteigert, alio der Verbrecher härter geftraft wird, ale 
er es verdient hat, fo ift andererſeits Die an ſich ganz unge- 
rechtfertigte Regel: „Poena major absorbet minorem,“ 
obwohl fie Das gemeine Recht für Fälle ide aler Eon- 
currenz auddrüdlid, anerfennt, doch auch bei dieſer den 
Forderungen der Gerechtigkeit nicht entiprechend. ‘Diefelbe 
muß vielmehr auf das Zufammentreffen von Strafen 
beſchraͤnkt werben, von welchen die höchfte oder ſchwerſte 
an ſich gar feine Schärfung oder Steigerung zuläßt, wie 
dies nad) $. 50 des Strafgeſetzbuchs (Entw. v. 1850. 
6. 44 . oben ©. 154 Rote 11) bei der Todes⸗ und le⸗ 
benslänglicdyen Kerterftrafe der Full ift. 

Eine jehr verdienftlihe, ind Detail eingehende Exör: 
terung dieſer Lehre, welche befanntlicy ein wahrer Tummel- 
plas von Gontroverfen und fcholaftifchen Terminologien 


26) ine Verbeſſerung der neuen Redaction liegt aud darin, daß 
in dem, dem alten &. 37 entiprechenden 8. 44 (Entwurf von 
1850 $. 38) der viele Zweifel verurfachende Ausbrud „ver⸗ 
f&hlevener Gattung” durch den befiern „‚verfchledener Art“ er- 
ſetzt worden iſt. 


Bedauerlicher Weiſe hat auch das neue Preußiſche Strafgeſetz⸗ 
buch $. 56 dieſem in den meiſten neuern Geſetzen adoptirten, 
gewiß unrichtigem Prinzip gehuldigt. Die Beſchraͤnkungen, die 
der $. 57 macht, alteriren das an ſich falſche Cumulations⸗ 
Prinzip gar nicht, fondern feßen nur dem Ergebniß - des geſetz⸗ 
lich gebilligten Abditions- Erempels eine nothwendige Grenze. 
Bereits bat eine zweijährige Erfahrung gezeigt, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen nichts taugen und ein abänderndes Geſetz liegt be: 
reits vor. S. den Entwurf defielben in Goldammer’s Ar- 
chiv für Breuß. Strafe. Br I. S. 99f. (Berlin 1868). 
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geroorden if, Terminologien, bie zum Theil mehr Zeit zur 
Erklärung fordern, ald die an fich einfache Sache ſelbſt 
— hat Herr Proſ. Hye in feinem Commentar I. S. 447 f. 
(in der fünften Lieferung) gegeben. Es ſei ums erlaubt, 
an diefe noch einige Bemerkungen zu knuͤpfen. 

Zunähft kann, unſerer Anftcht nach, bei der Anwen⸗ 
dung des oͤſterreich. Strafgeſeßbbuchs weniger Darauf ans 
fommen, welche Arten oder Eintheilungen ber Concurrenz 
bie Theorte aufgeftellt Bat, ſondern ed handelt ſich 
nur derum, weldhe Fälle der Concurrenz 
der Geſetzgeber für die Beflrafung beſonders 
ind Auge gefaßt oder als practifch relevant 
hervorgehoben bat. Dem das entgegengeſetzte Ber: 
fahren führt leicht dahin, dem Geſetze etwas unterzuſchie⸗ 
ben oder in daſſelbe Bineinzutragen, was in der That gar 
nicht darin enthalten ift, was bier um fo bedenflicher er- 
Meinen muß, als die theoretifchen Anfichten über Begriff 
und Umfang des concursus delietorum nichts weniger 
als übereinftimmend find. Fragt man nun, welche Fälle 
das oͤſterreichiſche Geſetzbuch mit einer beiondern Wirkung 
für die Beftrafung ausgeftattet hat, fo ift die Antwort Da 
für nicht fomohl aus dem gar feine Begriffsbeftimmung 
enthaltenden $. 34, vielmehr aus dem, in Diefer Bezie⸗ 
hung allein relevanten 8. 44 zu entnehmen, weldyer unter 
lit.a. und b. gewiſſe Concurrenzfälle als folche unter 
den befonderen Erfchwerungs-Umftänden aufführet, wor: 
aus, wie wir glauben, mit Nothwendigkeit folgt, daß alle 
übrigen in der Theorie angenommenen Goncurrenzfälle 
als ſolche gar nicht, fondern nur in fofern eine 
rechtliche oder geiegliche Bedeutung haben, als fie nad 
dem im 8. 43 (I. 36) aufgeftellten „Allgemeinen 
- Maapftab der Erfhwerungsumftände” praf- 
tifch relevant find, Dergeftalt, daß ed ganz unnüß 
ift, Darüber zu flreiten, ob Dies ober Jenes wirklich ein 
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Concurtrenzfall fet, fordern nur Darüber zu enticheiben IM, 
ob einer der allgemeinen Erſchwerungs⸗Umſtaͤnde vorliege 
ober nicht. Es hebt aber der 9.44 unter den bejondes 
ren Erſchwerungs⸗Umſtaͤnden formell nur zwei Fälle her 
vor: 

a. Wenn mehrere Verbrechen verichiedener Art 

begangen find und 

b. wenn eben daſſelbe Verbrechen wiederholt 

worden ift. 

Dabei Fann es Teinem Zweifel unterliegen, daß unter 
lit. a. ſowohl der Fall begriffen ift, wenn mehrere Ber: 
brechen verſchiedener Art durch eine Handlung, als 
wenn fie Durch verfchiedene Handlungen begangen find, 
und daß ed auch letztern Falls keinen Unterſchied madıt, 
ob der fuceeffive Eumulus von Berbreihen in innerer 
Berbindung mit einander fleht, indem das eine Ber- 
brechen ald Vorbereitung, Mittel oder Folge im 
Verhaͤltniß zu dem andern erfcheint, 27) oder ob fie un⸗ 
abhängig von einander, jedes für fi), veruͤbt worden 
find. Allein jedenfalls müflen e8 mehrere Berbrechen vers 
ſchiedener Art fein, ſo daß alſo ausgeſchloſſen 
bleibt: 

1) der Fall der lien mehrerer &rihwe- 
rungdgründe bei demfelben Berbrechen, 3. B. wenn 
ein Diebftahl nach allen oder mehreren von den im 21ften 
Hauptftüd aufgeftellten Rüdfichten als ein qualificirter 
Diebftahl erſcheint. Es muß ſich alio Diejelbe That wirk⸗ 
lich unter den Begriff verfchiedenartiger Verbrechen fubs ⸗ 
2) aerung ve Falles, cum Dis eine Berbreihen Mitel jr Ber 

übung eines andern Verbrechens ale Zweck war, liefert Hye 

a. a. D. (6. Fief.) ©. 488 f. In der gemeinrehllihen T eorie 

und Praris if — rundfäglic Ei nn ewefen. Zwei⸗ 

fel find in gewifer Hinfcht erfi durch rug über bie 


Concurrenz der Berbr., Eeipzig 1842, MM Beinen feiner An⸗ 
ſicht über das fortgefeßte Verbrechen (S. 15) erhoben. 
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ſumiren, 3. B. Nothzucht, Inceß und: Ehebruch in beriel- 
ben That ſich unterfcheiden laſſen; 

2) der Fall, wenn ein Berbreihen, wie z. B. der 
Raub, einen aus zwei verichiedenen einfachen Verbrechen 
zufammengefegten Thatbeftand hat, oder wenn das Geile 
den allgemeinern Begriff des Verbrechens unter gewiffer 
Vorausſetzung zur Aufftelung eined beiondern Verbrechens 
benutzt, 3. B. Betrug oder Faͤlſchung und überhaupt bei 
dem bejonderen Verbrechen der Falſchung von Staats⸗ 
papieren. (Strafgeiebb. von 1852, $. 197. 106.) 

In allen dieſen Fällen wird nicht leicht Steeit jein.?9) 
Ausgeichlofjen bleibt aber unferer Anficht nad) 

3) auch der Fall, wenn durdy eine und dieſelbe 
That mehrere Objecte in gleicher Weile verlekt wor« 
den find, oder durch Diefelbe That mehrere gleichartige 
Wirkungen hervorgebracht, 3. B. mehrere Menfchen 
durch einen Schuß getödtet worden find, ohne daß ſich 
duch Die Verſchiedenheit der den Thäter dabei rüdfichtlich 
der verichiedenen Objecte treffenden Berichuldung eine 
Verfihiedenartigkeit der Verbrechen, wie e8 z. B. bei 
einer ſ. g. aberratio ictus der Fall ift, herausſtellt. 
Wir jchließen aljo den Fall der 1. g. einthätlichen 
gleihartigen Concurrenz aus, der auch in der Theo⸗ 
rie gar nicht als ein eigentlicher Concurrenzfall behandekt 
‚werden ſollte. Wenn alſo A. mit einem Schufle zwei 
Perſonen abſichtlich tödtet, mit einer vergifteten Speiſe 
Mehrere mordet oder wie Fieschi mit einer Hoͤllenmaſchine 
“ eine Mehrzahl ums Leben bringt, jo liegt zwar eine Mehr⸗ 
heit von Rechtsverletzungen vor, allein fowie Das 
Dafein einer Rechtsverletzung überhaupt für den Be- 
griff des Verbrechens irrelevant ift, jo farm auch der Ber 


29) Hiermit ſtimmt auch Hye a. a. O. ©. 467f. Er bezeichnet 
diefe und andere Fälle nicht unpaflend als VBerhältniffe „ei: 
ner bloßen Schein Goncurrenz.” 
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griff der Verbrechens⸗Concurrenz nicht won ber Mehrheit 
vorhandener Rechtsverletzungen abhängig gemacht wer⸗ 
den. °) Dies ift an ſich nur von privatrechtlicher 
Bedeutung, injofern daraus eine Mehrheit von Klagen 
auf Entſchaͤdigung oder Privat - Satisfaction entipringt, 
wobei es fich von jelbft verfteht, Daß die privatrechtlichen 
DBönalkllagen ganz gleich behandelt werben, wie Die 
Astiones rerum persequendarum causa comparatae.31) 
Strafrehtlich if es aber jo gut nur ein Verbrechen 
des Mordes, wenn A mit einem Schuſſe abfichtlich zwei 
Menichen tödtet, als es nur ein Diebftahl ift, wenn ex 
mehrere, verſchiedenen Gigenthümern gehörige Sachen in 
einem Acte entivendet, oder bei einer Brandftiftung feine 
Abſicht auf Einäjcherung mehrerer Gebäude gerichtet war. 
Bon ftrafrechtlicher Bedeutung ift die Mehrheit Der Durch 
eine That verlegten Objecte nur infofern, als Diejelbe in 
objectiver Hinficht, 3. B. durch Zuſammenrechnung des 
Werthes der geitohlenen Sachen ($. 173 des Strafgeſetzb.) 
oder auch jubjective wegen der daraus rejultirenden 
ſchwerern Berichuldung ($. 43 des Strafgeiehb.) in Ber 
tracht kommt. | 

Eine Beftätigung findet dieſe Anficht??) auch in der 


30) Aus demfelben Grunde ift auch bei dem Unterfchied zwifchen 

fortgefegtem und wiederholten Berbreden criminali: 

fh die Identität oder Berfchiedenheit des Gegenſtandes bes 
Verbrechens ganz bebeutungslos. 

31) So Finnen Mehrere in Betreff deſſelben Diebſtahls die furti 
sctio, Mehrere, welche von derſelben Injurie getroffen werben 
oder ſich diefelbe zuziehen förnen, die injuriarum actio nady be: 
fannten gefeglichen Beftimmungen haben, obwohl für die oͤf⸗ 
fentliche Beftrafung nur ein Verbrechen vorliegen würde. 

32) Anderer Meinung feheint Herr Prof. Hye a. a. DO. ©. 449 
zu fein, indem er bei der Eremplification — Concurren 

den Fall, wenn A zwei Perſonen mit Cinem Schuſſe abfichtli 

toͤdtet, an der Spige der Beiſpiele erwähnt, In welchen ſich der 

Thäter zweifellos mehrerer zufammentreffender, flrafbarer 

Handlungen (Verbrechen) ſchuldig made. 
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Lit. b. des 9. 44. Denn befonderer Erſchwerungsgrund 
it hiernach nur, wenn daffelbe Verbrechen wieder 
holt wurbe, alfo nicht, wenn es quantitatio mehrmals in 
derfelben Handlung enthalten if. Andererſeits liegt in 
dieſer geieglichen Befimmung auch die hoͤchſt wichtige 
Ausichließung des Gegenſatz es der Wiederholung, naͤm⸗ 
lich des j. g. fortgefesten Verbrechens ımb es wäre 
allerdings fehr verkehrt, werm man annehmen wollte, daß 
zwilchen Wiederholung und Fortſetzung deſſelben Verbre⸗ 
chens nicht zu untericheiden fe. Unpaflend ift es aber 
auch hiernach allerdings, Das fortgefegte Verbrechen als 
einen Fall des concursus delictoram zu behandeln. 
Denn das Weſen deſſelben ift ja gerade jurifitidhe 
Einheit der mehreren verbreciherifhen Acte, im Gegen 
fa zur Concurrenz mehrerer Berbreden Wann 
eine Fortſeßung im Gegenſatz zur Wiederholung dei 
jelben Berbrechene anzunehmen jei, hat nun allerdings 
dus Gefeb nicht beftimmt, jondern bie Entſcheidung dem 
vernünftigen Ermeſſen des Richters überlaffen. Auch dar 
über findet ſich Hy e's Commentar (Ste Lief. S. 471 f.) 
eine gute Erörterung, bei der wir nur eine ned, beftimms 
tere und beutlichere Hervorhebung des Grundes und Wer 
jend des ganzen Unterſchiedes gewuͤnſcht hätten, welche 
durch Ruͤckbeziehung auf S. 150 f. nicht gewährt wird. 
Auch glauben wir, daß dabei zu viel von der fcholaftiichen 
Eintheilung in delicta facti continui und discontinui 
Die Rede iſt und daß der Verfaffer den Begriff des fort 
geſetzten Verbrechens zu ſehr einichränft oder wenigſtens 
Veranlaſſung zu einer zu weit gehenden Beſchraͤnkung 
giebt, wenn er (S. 472 in der Note) für jeden Fall zwei 
Momente vereinigt verlangt, nämlid a) Einheit des 
Entichlufies für alle einzelnen Acte und b) Zufam- 
mengehörigfeit derfelben zu Einer Gefammtthat auch 
durch die Unterbrochenheit des Handelns oder Ver⸗ 
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Wale, „io Daß vie rinzelnen Theilhandlungen von ein⸗ 
„ander nieht durch einen inzwiſchen liegenden neuerlich zu 
„aſſenden Entſchluß, daher bei den Haljetis ſacti die 
„sortiaui nicht Dusch inzwiſchen legende einzelne an⸗ 
‚Bere Handlungen, hai den delictis ſaoti comtinui aber 
„nicht ducch ein foͤrmliches Wieder⸗Aufgehoͤrthaben des 
„erwaͤhnten geſetzwidrigen Verhaͤltniſſes unterbrochen ſein 
„Durften.“ — Abgeſehen naͤmlich davon, daß dieſe Ber 
ſtiamung gar nicht das eul poſe Verbrechen nicht um⸗ 
faßt, dei welchem doch der Unterſchied zwiſchen Fortſeß 
und Wiederholung auch vorkommen kann (wenn es 

nah oͤſterrejchiſche Recht nicht zu den Verbrechen im 
engern Sinne gehört), in jo fern eing Reihe von jchäbr 
lichen Acten ſich als Folge einer fahrläifigen Perſchul⸗ 
hung Tsrausftellt, — jo können wir" weder in ber gefor- 
derten Einheit des Entſchluſſes, noch in der für 
weſentlich exklaͤrten Zuſammenhoͤrigkeit ber einzelnen 
Hete eine voͤllig richtige Beitimmung erkengen. Denn 1) 
Darf man gewiß nicht zum Weſen bes fortgeiegten Der: 
breſhens nerlangen, daß der Verbrecher ſchon von vorn; 
herein ſeine Abſicht auf einen Compler einzelner ver⸗ 
brecheriſcher Acte gerichtet haben müſſe. Auch der Ehe. 
brecher z. B. wird iu der Regel nur die augenblictiche 
Pefriedigung ſeiner Luſt im Auge haben und jetzt nicht 
an zukuͤnftige Bälle denken; er muß Ipäter vielleicht ganz 
andere Beranftaltungen treffen oder neue Mittel zur Ver 
führung bei derielden Perion anwenden u. ſ. w. und man 
wird democh die einzelnen Acte als fortgeſetztes Delipt zu 
betrachten haben; ober ein Dieb z. B. braucht nicht noth- 
wendig Die Abficht gehabt zu haben, einen Inbegriff von 
Sachen nach einander fortzutragen; erft nach Vollziehung 
des erſten Diebftahls faßt er den Entihluß unter Be: 
nusung Derielben Gelegenheit nod eine Sache 
und dann wieder eine Sache aus demſelben Local zu ent- 
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wenden und es kann dennoch ein fortgefegter Diebſtahl 
vorliegen. Rod) weniger fann man 2) fordern, daß bei 
delictis facti discontinui Die einzelnen Acte durch Feine 
“ andere inzwiichen liegende Handlungen unterbrochen fein 
dürften. Abgejehen davon, daß ſich der Fall einer voll- 
ftändigen Paſſtvitaͤt des Thäterd in den Zwiſchenräumen 
der einzelnen Acte eigentlich gar nicht denfen läßt, jo fra- 
gen wir: Sollte e8 nicht auch ein fortgefegter Dieb- 
ftahl fein, wenn Diebe in der Abficht ein Behältnig, ein Maga- 
in u. |. w. ganz oder theilmeile auszuleeren, dieſe Abſicht 
nicht auf einmal ausführen, fondern nad) und nad, in 
den Zwifchenräumen aber auch andere Diebftähle, die na⸗ 
türlich nicht zu Diejem fortgeiegten Verbrechen gehören, 
verübt haben? 

Unſeres Erachtens wird überhaupt Durch Aufftellung 
angeblich Durchgreifender Regeln oder äußerer Merkmale 
für das fortgefegte, im Gegenſatz zum wiederholten Vers 
brechen mehr geichadet als gemüst und wir fönnen ed nur 
billigen, daß Die Geſetzgeber der neueften Zeites) mit Dem 
richtigen Tacte, weldhen ſchon das Strafgeſetzbuch Defter- 


83) Gewarnt durch die großartige Berfehrtheit des baieriſchen Stra 

eiesbugs Thl. I. Art. 109. 110 (vergl. un officielle Anm 
d. IL. S. 259 f.) haben die Strafgefeßbüher von Würtemberg, 

Sachſen und — jede Definition vermieden. Unſer Hans 
nov. Erim. Geſetzb. Hat im Art. 106 eine au in das Braun: 
ſchweig. Geſetzb. $. 56 übergegangene Beflimmung , die man 
vielleicht relativ noch als die befte betrachten kann, und deshalb 
auch in etwas verändert und auch das culpofe Verbrechen be⸗ 
rückſichtigenden Faſſung noh in dem Heffen- Darmftäbt. 
Strafgefeßb. Art. 111 u. 112 und in dem Badiſchen Str.⸗G. 
$. 180. 181 nachgeahmt findet. Dennoch ift aud in Hannover 
längft erfannt und durch Erfahrung beftätigt, daß das Gefe 
nichts taugt und theile troß aller fcheinbaren Beftinmtheit hoͤch 
vage iſt und einer N Anwendung Thor und Thür öff- 
net, theilg wieder den Richter, was wir auch vom Badiſchen 
u. Heſſen⸗Darmſt. — behaupten können, in unzulaͤ 
ger Weife bejchränft. Vergl. Leonhardt’s Conmentar über 
das Hannov. Crim⸗G. Bd. I. S. 461. 


, 
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reichs von 1803 beſolgte, beſonders hierbei das „omnis 
definitio in jure periculosa“ beherzigt haben. Man 
vergefie doch ja nicht, Daß jener Unterichied überhaupt 
nur von einem Innern, Die Zurechnung beftimmenden Mo- 
mente abhängig gemacht werben kann und daß eben nur 
dadurch, daß die Linterfheidung zwiſchen Fortiegung und 
Wiederholung mit den Prinzipien der Zurechnung zur 
Schuld im Zujammenhang gebradyt wird, der erflärende und 
rechtfertigende Grund für die verſchiedene Beftrafung bei- 
der Fälle gewonnen werden fann. Ob aber eine getrennte 
Zurechnung der einzelnen verbrecheriichen Acte ftattfinde 
oder nicht, Täßt fich eben nicht Durch Außere Merkmale 
feftiegen, iondern muß vielmehr dem vernünftigen, alle 
Umftände erwägenden Ermeſſen des Richters überlaffen 
bleiben. 

Meitere Bemerkungen über die Revifton des Straf: 
geſetzbuchs von 1852 behalten wir uns für einen ſpaͤtern 
Aufiag vor. 
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Die 
Brafrerhtliche und disciylinariſche Citelkung 


der 
Staatd- und Kirchendiener. 
Von 


Heffter. 
(Fortſetzung des Auffapes Nr. II. und VI. im N. Archiv, Br. ML) 


1. Im Jahre 1833 unternahm der Verfaſſer des 
———— Aufſatzes ziemlich wohl zuerſt eine bie dahin 
n der Literatur des Staate- und Strafrechts fehlende 
überfichtliche Zufammenftellung der Grundfäge und Marimen, 
wodurch in Deutichland die flrafrechtliche und disciplina⸗ 
rifhe Stellung der Staats: und Kirdyendiener yeregelt, 
oder wornach dieigbe zu behandeln fei. Seitdem hat ſich 
die Staats-Praris hinſichtlich dieſes Gegenſtandes theils 
ſelbſtſtaͤndig weiter geftaltet, theils iſt fie Durch die Er- 
eigniffe der lebten Jahre zu entjchiedenen Schritten ge: 
drängt worden, fo daß es nicht unpaflend befunden werden 
wird, wenn man e8 bier verfucht, die frühere Abhand⸗ 
lung aus der Gegenwart zu ergänzen. 

Unter den bemerfenswertbeften Ericheinungen in Der 
Zeit feit 1833 möge vorab der Strafgejeßbücher gebadht 
werden, welche während dem zu Stande gefommen find 
und auch auf die beionderen Verbrechen der hier in Rede 
ftehenden Perjonen einzugehen hatten. Einer Aufzählung 
Diefer Legislationen bedarf e8 aber hier nicht, Da ſich 
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berelis Uebetſichten der unfetn Begernflaftb betreffenden Vor⸗ 
ſchrften, wenn auch ſchon nicht meht bis in die neueſte 
Zeit, in Dr. Haberlims Grunbſahen des Crim.-Rechis, 
Bvo. IV. (1849 ©. 349 468 iind cormMipehbiarifther in 
Mttermaier⸗Feuerbachs Lehrbuch, ſowie im Lehrbuch ded 
Vetfaffers dieſer Abhandlung vorfinden: Zu einigen ak 
gemeinen Bemerfüngen darüber witd dieſe ſelbſt noch 
Anlaß geben. 

Nebenhet find dann die neweften Berfaffungsbeftim- 
mungen über das Berhältnik der Kirche juf Staat von 
großen Cinftaß in Betreff der ſtrafrechtlichen und bie- 
ciplinariſchen Stellung der Kirchendlener geweſen. Wir 
werben weiterhin darauf zuruͤckkommen. Am meiſten jedoch 
ſtad bie disciplinctiſchen Inſtitutionen tm Staatsdienft zu 
emer entſchiebenen Fortentwicklung gebracht worden, deren 
Hauptergebniſſe, fo weit fie aus der Vielheit ber beutſchen 
Legislatur in nähere Kenntniß zu bringen warem, kuͤrzlich 
hiet erwaͤhnt werben müͤſſen. ) 

In Preußen war es bis zur gegenwärtigen Re 
gietungs⸗Epoche bei dem im früheren Auffat geſchilderten 
Syſtem gebfieben, wenn bie zahlloſen Special-Regulatfoe, 
in welchen es beruhete, ein Syftem zu Nennen waren. 
Da fiek wie ein Blitz das Geſetz vom 29. März 18140, 
betreffend Das geiſtliche und Disciplinar⸗Strafverfahren 
gegen Beamte in die Rumpelkammer der Praxis. Die 
vaburch veranlaßte Störung ihrer Behaglichkeit brachte, 
in Verbindung mit dem damaligen formellen Liberalismus, 
eine Oppofition zu Wege, die mam' ſich im Jukunft bei 
Yuhiger politifcher Prüfung nicht wird erffären können, 


1) Bei dem en Au uffage lagen erft vor: Baierfche, Würtem- 
bergifche, Heſſiſche, Badische = Sadjen Gobung! ſche — 
über den Stantedienk. Eine Bere Zahl fonnte bereits H 
Sadarii, in feinem Deutfchen ante: und Bundesrecht, di 

2. (1842) 8. 117 folg. benußert: 


434 Die ſtrafrechtliche und bisciplinarifche 


wem man nicht mehr Die Damaligen Zuftände und Per⸗ 
fönlichkeiten mit al’ ihren Motiven und Richtungen ſich 
vor Augen zu ftellen vermag. Der naͤchſte Erfolg dieſes 
Gegenftrebens war, Daß durch eine K. Verordnung vom - 
6. April 1848 8. 3. ſowohl jenes Geſetz, als auch die 
gleichzeitige Verordnung, betr. das bei Penfionirung der 
Beamten zu beobadhtende Berfahren in Beziehung auf 
den Richterftand, außer Kraft gefegt wurden. Hinfichtlich 
der nicht=richterlichen Beamten trat durch die thatjächliche 
Befeitigung des Staatsrathes eine Küde in der Kette der 
disciplinariſchen Inftitutionen ein, welche deren Wirkſamkeit 
beionderd in höheren Dienftfategorien beinahe gänzlid) 
lähmte. Den erften Schritt zu einer neuen Ordnung 
thaten .zwei Königliche Verordnungen vom 10. und 11. 
Juli 1849 über das Disciplinarverfahren gegen richter⸗ 
liche und nicht-richterliche Beamte. Diefen aber folgten, 
nach mehrmald abgebrochenen Berhandlungen der Kammern, 
Die nunmehr in voller Hebung beftehenden 2 Geſetze, Deren 
eines, Die Dienftvergehen der Richter und die unfrei⸗ 
willige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder 
in den Ruheſtand betreffend, vom 7. Mai 1851 (©. ©. 
218 folg.), Das andere Die Dienftvergehen Der nicht: 
richterlichen Beamten betreffend, am 21. Juli 1852 (Gef. 
. 465488) erlafjenift. Wir werden weiterhin das erftere 
mit a bezeichnen, Daß lebtere mit b. 

Bon anderen deutſchen Staaten haben wir feit 1833 
noch zu berüdjichtigen: 

D bei dem Koͤnigreiche Sachſen das Geſetz, Die 
Verhaͤltniſſe der Eivilftaatsdiener betreffend, vom 7. März 
1835, beftehend aus 52 Paragraphen. 

2).Bei Dem ne Hannover das Landes- 
verfaffungsgefeg vom 6. Auguft 1840 nebft den duch 
das Geſetz vom 3. Sept. 1848 verfündigten —— 
Kapitel VII, $. 150—160. 
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3) Bei dem Kurfärkentfum Hejien die Abände 
rungen bed Staatsdienſtgeſetzes vom 8. März 1831 durch 
ein proviforifches Gele vom 14. Juli 1851 (Samml. d. 
Geſetze 1851, ©. Al). 

4) Bei Sahfen:WeimarsEifenah das Geſetz 
über den Civil» Staatödienft vom 8. Mär; 1850 in 55 
Paragraphen (Reg.-Blatt S. 127—150). 

5) Bei Sachſen Gotha das Staatsdienſtgeſet vom 
25. März 1849. 

6) Bei Braunſchweig das Geſetz über den Civil 
Staatsdienft vom 12. Oct. 1832. 

7) Bei Naſſau die Herzogl. Verordnung vom 12. 
Jan. 1852 (Verordn. Bl. ©. 17). 

8) Bei Anhalt-Deſſau und Eöthen: das Civil⸗ 
Staatsdiener⸗Geſetz vom 10. April 1850 (Geſ. ©. 
1747). 

9) Bei Anhalt Bernburg drei Gelee vom 13. 
Gebr. 1851 (Bivil- Staatsdiener » Gefeg S. 37 wegen 
Dienftvergeben der Richter, S. 47 mit einigen Abändes 
rungen vom 24. Novbr. 1851 S. 180, und wegen Dienſt⸗ 
vergehen Der nicht = richterlichen Beamten ©. 58). Sie 
entfprechen zum Theil woͤrtlich dem Inhalt der Preußiſchen 
Gefege über denfelben Gegenftand, nähern ſich aber auch 
in mehreren Beziehungen dem Syitem der Säcdhjfiichen und 
Anhaltdeſſauiſchen Geſetzgebung. 

10) Bei Schwarzburg-Sondershaufen das 
Geſetz über den Eivil-Staatsbienft vom 26. März 1850 
(G. ©. 42). 

Ale dieſe Gejeßgebungen haben Die Aufgabe zu loͤſen 
gejucht, die Einheit und Moralität des Staatsdienſtes zu 
befeftigen,, zugleich aber auch der Staatsdienerſchaft bei 
gehöriger Pflichterfüllung einen Cchutz gegen willführliche 
Verfügungen zum Nachtheil ihrer Ehre und ihres Nahs 
rungsftandes Sicherheit zu geben. Daß die angezeigten 
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Gelege nicht ſaänmtlich Wort demſeiben Gepraͤge And, daß 
einige meht den einen Geſichtspumtt als den andern wer 
folgt haben, iſt aus det verſchiedenen Entſtehungszelt, ans 
den vorausgegangenen Inſtitutionen und Trabltionen ein⸗ 
zeinet Lanbe leicht erklärlich. Die Hauptgruppen, worin 
fle ſich brbnen laſſen, werden ſich aus den weiteren Zu⸗ 
ſammenſtellungen etgeben. Es find vornehmlich zwei: die 
Preußiſche (mil Kurheſſen und Anhalt Bernburg) und Die 
mitteldeutſche. Dieſe beginnt mit der früheren Kutheſſiſchen 
von 1831, welcher alsdann Die Braunſchweigiſche Gefebgebung 
1832 und hiernaͤchſt die if den Sächſiſchen Landen, fs 
wie ir Anhalt Deſſau Cöthen init einzelnen Modifica- 
tionen nachgefolgt if. Ein befonderes &epräge tragen 
die Befimmiingen ber Hannoverſchen Verfaſſungsurkunde 
an fich, desgleichen bie des Altenbürgiſcheii Grundgeſehes 
vom 29. April 1831. 


I. 
Strafrechtliche Stellung der Kirchendiener. 

2. Aus dem Kreiſe unſter Betrachtungen bitefen Mir 
jebt wöhl Die Kategorie der Kitchendiener und ifter 
Begehungen gänzlich ausſcheiden. Denn die neuefte 
Etaatöprarid hat fich mehr und mehr, wenn auch nicht 
durchgaͤngig, derjenigen Syfterh zugewendet, welches in 
dem früheren Aufiag (Bd. XIM, S. 67) ald das zweite 
Bezeichnet ift und eine orgahlfche Trennung der Kitchen: 
und Stäatdregierung zur Grundlage Bat. Auch Preußen 
ft Dazu mit dem Ürtifel 15 der Verfaffungsurfunde vom 
31. Januar 1850 übergegangen: „jede Religiönsgefellfchaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig.“ 
Es koͤnnen alfo nur noch diefenigen Begehimgen bon Re 
ligionsdienern in den Mreich des weltlichen Straf- und 
Disciplinar- Amted gezogen werben, welche in ber Ders 
legung allgemeiner bürgerlicher Verpflichtungen oder ber 
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ſonberer fuͤt den Staat mittibernommener, dom ihm Aber 
tragener Dienſtpflichter beftefien. Zu einem feftenr Biete 
ift man freilich noch nicht gelangt. Hierarchiſche Trabi: 
tionen und Tendenzen werden ſich fchmerlich für immer 
über den Vetliſſt Ber altert kirchlichen ausfchkießlichen Straf: 
gerichtsbarkelt über den Clerus beruhigen; man wird ſich 
gelegentlid auch noch gegen manche ſtrafgeſegliche Be: 
ſtimmung erheben, wodurch der Selbftändigfeit des prie- 
fterlicdyen Amtes Eintrag zu geſchehen ſcheinen kam, 3.8. - 
gegen die von Napoleon im Code Penal Art. 198 durch⸗ 
gejehte, und in den Rheinlanden bisher giftig gebliebene 
Berordmung, Daß bei Strafe fen Religionsdiener Die reli⸗ 
giöſen Feietlichkeiten einet Heirath vollziehen durfe, bevor 
ihm nicht eine Heirathsurkunde des Civilſtandesbeamten 
vorgelegt worden. Inzwiſchen ruhet für jotzt der Strett 
und wir wollen ihn nicht anregen — 
Leicht aufzureizen iſt das Reich der Geiſter, 


Sie liegen lauſchend unter dünner Dede 
And leife horchend ftürmer fle hervor. 


Geendigt aber ift er nicht. Hoffentlich wird er nicht 
fo pereiiniten, wie in früheren Jahrhunderten. Einſtweilen 
ift jebe Religionspartei oder felbftändige Gemeinſchaft zur 
eigerien Ausübung der Dischplin gegen ihre Beamten uber 
Diener berechtigt. Der Staatsregierung Bleibt im Fall 
gefährlicher Eonflicte und Incompatibifitäten nur Die Aus- 
Abürig eines polizeilichen Nothrechtes als ultima ratio. 

Schub und Univerfitäts-Xehrer werden jebt gewiß 
allenthalben in Deutichland, vorbehaltlich einzelner Aus: 
nahme »Beftimmungen 2) ſo wie ihrer etwaigen Unter- 


2) So hat 3. B. noch das preußiſche Geſetz b. $. 96 die Uni: 
— von dem Recht ber "Staatsregierung zu einſt⸗ 
weiliger Kuheſtandsverſetzutg und Translocationen der Ber: 
waltungsbeamten erinnirt. 


* 
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orbnung unter Iandeöherrliche Confifterialbehörden, den 
Staatödimern der Verwaltung gleichbehandelt. 


II. 
Strafrechtliche Stellung der Staatsdiener. 


3. Hinſichtlich der Staats⸗ und Gemeinde-Beamten 
und ⸗Diener bat ſich, wie aus Haͤberlin u. a. O. zu er⸗ 
fahren iſt, in den neueren deutſchen Strafgeſetzbüchern das 
Beftreben fund gethan, deren öffentlich zu verfolgende Bes 
gehungen (Verbrechen, Vergehen, Uebertretungen) möglichft 
zu ſpecialiſiren. Auch noch das Thüringifche fo wie das 
Preußiſche Strafgeſetzbuch hat Dielen Geſichtspunkt verfolgt 
($. 309-331). Jetzt fcheint wieder eine Zeit Der Umfehr 
einzutreten. Das neuefte Defterreichifche Strafgele vom 
27. Mai 1852 ift wieder fparfamer damit und begnügt 
fidy) mit einigen allgemeinen Strafbeftimmungen gegen 
Amtsmißbrauch und Geſchenkannahme ($. 101 — 105), 
nebenbei gegen unterlaſſene Anzeige geheimer Geſellſchaften 
(8. 292) und wegen Beleidigungen Anderer bei Ausübung 
der Dienftverrichtungen ($. 331), fo Daß alſo alles übrige 
der Aufficht und Disciplin vorbehalten bleibt. Cine ähn⸗ 
fiche Bedachtnahme auf Beichränfung wird in dem neueften 
Entwurfe eines Strafgeſetzbuches für das Königreich Sachſen 
(8. 366 ff.) im Vergleich mit dem noch geltenden Erimi- 
nalgeſetzbuche fichtbar. 

Welche Begehungen oder welche Strafen den Verluſt 
des Dienftverhältniffes oder auch der Fähigkeit Dazu nad 
ſich ziehen, iſt theils in den Strafgeießbüchern, theils in 
den Staatödienftgejegen beftimmt worden. 8) 

4. Sieht man auf das PVerfolgungsrecht, jo iſt zwar 


⸗ 


3) Vergl. z. B. K. Sächſ. St. D. Sn $. 25, 1. Die beiden Preu- 
Ang Diechtinargefee a.86.6. b. g. 7. ©. Weimar ®. 
D. Geſ. $. 48 und 8. 
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in Preußen die franzöftiche Marime der Garantie der 
Staatöbeamten (Bd. XIII, S. 157) principiell befeitigt. 
Denn Art. 97 der Berfaffungdurfunde vom 31. Januar 
1850 lautet fo: 


„Die Bedingungen , unter welchen öffentliche 
Eivil- und Militär-Beamte wegen durch Ueberſchrei⸗ 
tung ihrer Amtsbefugniffe verübter Rechtsverlebungen 
gerichtlich in Anſpruch genommen werden Fönnen, 
beitimmt Das Gele. Eine vorläufige Geneh— 
migung der vorgefeßten Dienftbehörde 
darf jedod nicht verlangt werden.“ z 


was ohne Zweifel auch auf Strafverfolgungen zu 
beziehen ift. — Inzwiſchen ift für dieſe der Sat felbft von 
feiner großen, praftiihen Bedeutung, indem fie jebt le⸗ 
diglich in die Hand der Staatsamwaltichaft gelegt find, 
leßtere aber ald Organ der Regierung an den Willen 
derjelben mitgebunden ift, oder doch mehr oder weniger 
von ihr beftimmt werden kann. — Andere Staaten befinden 
fid) entweder in derſelben Lage, oder es ift noch bei Der 
früheren Garantie verblieben, jo daß ohne Genehmigung 
ober Antrag einer vorgejeßten ober Gentralbehörde Fein 
Beamter wegen eined Dienftverbrechend oder Vergehens 
zur Strafe gezogen werden darf, 3. B. in Bayern, % 
Hannover, 5) Baden 9) und Braunſchweig; D oder es ift 
außerdem noch der verlegten Privatperfon ein Recht die 
Unterfucdyung zu beantragen verliehen, wie im Königreich 
Sachſen 8) und in dem Thuͤringiſchen Strafgeſetzbuch, 9) 


4) Beil. der Verf.-Urf. XI, 16. 

5) Art. 340. 

6) Einführungsedict $. 8. 

7) &. ©. B. 255. Str.» Dienftgefep $. 42. 
8) Art. 326. 

9) Art. 322. 
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vesglachen in Anhalt-Deffau; 10) det lanbftändiſchen Be: 
rechtigietigen zu Anklagen gewiſſet Art nicht zu gedenken. 


m. 
Stautsvienſt · Disciplin. 


3. Setzen wir nun mit der Strafgewalt uͤber die 
Staatsdiener die Disciplin über dieſelbe in Parallele, fo 
erhebt ſich die Praͤliminarfrage, in welchem Verhaltniß 
beide zu Einander ſtehen. Schon in dem früheren Aufſatz 
($. 20) ift darauf eingegangen (XIII, 171); die neueſte 
Gefeßgebung ift hierin weniger fchüchtern aufgetreten; ihr 
Geunbfatz ift, wie Dies bereits in Frankreich anerkannte Ma- 
xime dar : däß beide Functionen felbftändig neben einander bes 
ſtehen, keine die andere beeinträͤchtigen darf, daß ſte alſo ſelbſt 
wegen der näntlicherr Thatfachen concurriren dürfen, ohne 
ſich jeboch auszuſchließen; nur wird der eigesttlichen Strafr 
prscedur det Vorzug eingeräumt und das Discipli⸗ 
natverfahren bi zu deren Erledigung eingeſtellt. Ganz 
beftimnit tft Dies formuliet in den Preußiſchen Geſetzen 
von 1851 und 1852 8. 3. und in der Kurh. Verordn. 
$. 9, unter der Beſchraäͤnkung gleichwohl, daß wenn In Dei 
Etimmalſache auf Freiſprechung erkannt iſt, wegen Ber- 
jenigen Thatſachen, welche den Gegenſtand der Anklage 
bildeten und zur Eroͤrterung gekommen find, ein Dis⸗ 
ciplinarverfahren nur noch in ſofern Statt ſinden fol, ats 
diefe Thatſachen an fich amd’ ohne ihre Beziehumg zu dem 
geſetzüichen Gegenftande der Weberttetung des Vergehens 
oder Verbrechens, eine Dienftwidrigfeit enthalten. Es ift 
ferner als folgerichtig Hiermit anzuerkennen, Daß nadı den 
"angeführten Geſetzen, felbft wenn feine Freiſprechung, 
fonbern eine Verurtheilung Statt gefunden hat, Die jedoch 


u —— 


10) Civ.⸗St.-Dienſtgeſetz $. 40. 
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wicht den Meriuß des Amtes in ſich ſchließt, noch immer 
die Einleitung eines Disciplinarverfahrens zum Zweſk 
iger Dieciplinarmaaßregel zulaͤſſig bleibt. (Preuß. 8. 3, 
Ah, 2. Kucheffen 6. 5). Es jſt endlich folgerichtig, 
daß jelhſt bei denjenigen Delicten, welche allein auf Antrag 
rines heitimmten Priyatindipiduums geftraft werden koͤnnen, 
das diqgciplinaxiſche Einſchreiten nieht ausgeſchloſſen iR; 
no ſtellt Hierzu Die Kurheſſiſche Verordn. 8. & bie De 
dingung, daß Die Handlungsweiſe fin öffensliches Aergerniß 
geben müfle. 

Yuf der nämlichen Grundlage beruhet Die Horzogl. 
Naffauiſche Peropdnung vom 12. Januar 1852, 8. 12; 
im Weientlichen aych das ©. Weimar C. Gpieg, indem 
se am Schluß des €, 31 das Peſſerungsverfahren nur 
bis zur Frledijgung des ſtrafrechtlichen Berfahrens ſus⸗ 
vendirt, und ferner in Dem Fall, wo Verbrechen Die 
Dienſtentſetzung begsünden koͤnnten, letztere aber im Er⸗ 
kenntniß uͤbergangen worden iſt, Der Dienſtbehoͤrde bie 
nachträͤgliche Peqntragung der Dienſtentſetzung, jedoch 
allerdings zur bei Dem Gericht, anheimgiebt. Weniger 
ſcharf hat ſich an Das Princip Der gleichen Concurrenz Das 
Braunſchweigiſche Staated. Gel. gehalten, indem es im 
6. 36 in allen Fällen, wo Die Handlungsweiſe ein ftraf- 
rechtliches Vergehen darſtellt, das Disciplinarverfahren 
ausſchließt; ehenſo das Anhalt Deſſauiſche 8. Ada. E. 
Dagegen hat das K. Saͤchſiſche Gele 8. 25 Die Dienſt⸗ 
entlafjung noch bei vorläufiger Freiſprechung und be} Er- 
fenntniffen auf Reinigungseid vorbehalten. 


IV. 
Disciplinarftraffälle. 
6. Was nun den objectiven Kreis der Disciplinar- 


firafgewalt betrifft, fo unterfcheiden mehrere Der neueren 
obigen Geſetze drei Categorien der Disciplinarfälle und 
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Maaßregeln. Im weiteren Sinne werben naͤmlich Dazu 
gerechnet: 

1. Einzelne Ordnungs» oder Dienfiwidrig> 
feiten, 3. B. Verzögerung eined Geichäfts, unwürdiges 
Berhalten in einem einzelnen Fall, wobei nur fog. Ord⸗ 
nungsftrafen eintreten oder Zwangsmittel zur Er- 


füllung der ſchuldigen Obliegenheiten angewendet werden. 


(8. Sächſ. Gel. 8. 16, Braunſchw. 8. 34 folg., Sad. 
Weimar. 8. 20, Anhalt Deffau $. 22). 

2. Groͤbere oder andauternde Pflichtwidrigfeiten, welche 
ein Befferungsverfahren veranlaflen. Sie fin- 
den ſich in größerer oder geringerer Zahl und Ausführ- 
Tichfeit fpecialifirt in den ſchon angeführten Geſetzen für 
8. Sadıi. $. 236, Braunidiw. $. 36, ©. Weimar $. 21, 
Anh. Deffau 6. Zum Theil find dieſe Fälle auch in 
die Strafgeſetzbuͤcher dieſer Länder aufgenommen, indem 
fie verordnen, Daß öffentliche Beamte, welche die ihnen 
obliegenden Amtspflichten vernachläfigen oder verlegen, 
mit Verweis oder mit Geldbuße bis zu 50 Thlr. beftcaft 
werden ijollen, was ohne Zweifel die Bedeutung haben 
ſoll, daß dieſerhalb auch Die gerichtliche Competenz be: 
gründet jei. 1) 

3. Fälle der höheren Disciplin, welche zu einer 
Dienftentlafiung oder Zurüdfegung auf eine ge 
ringere Stufe führen koͤmen. Auch dieie hat man zu 
fpecialifiren geiucht im K. Saͤchſ. Geſ. $. 26, Braunſchw. 
$. 60, Sachſ. Weimar $. 45, Anh. Deſſau $. 43. 

Einige der neueften Geſetze haben dieſe Kategorien 
und Speciafifirungen aus leicht erflärlichen Gründen vers 
lafien. Insbeiondere bezeichnen Die Breußiichen Geſetze, 
desgl. Anhalt Bernburg, die Kurheffiiche und mr 


11) Kurh. Criminalgefegb. Art. 311. Sachſen Weimar. $. 307 
Anh. Deffau $. 307. ! l i 


- 
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Verordnung ganz allgemein jede Berlegung der Pflichten, 
welche dem Staatsdiener durch fein Amt auferlegt werden, 
als ein Dienftvergehen; fie rechnen dazu aber aus⸗ 
drüdlic, aud) jedes Verhalten in und außer jeinem Amte, 
wodurd ſich der Staatsdiener feines Berufes unwuͤrdig 
enweifet. 12) Die zulegt erwähnten Verordnungen fügen 
noch Hinzu: Parteinahme gegen die Regierung, Mangel an 
Energie und dergleichen. 9 Ob nun jene Bezeichnung 
eine ganz glüdlich gewählte jei, zumal in Ländern, wo 
das Wort Vergehen eine beftimmte Categorie von öffent 
lichen Delicten bezeichnet, mag dahin geftellt bleiben; ent- 
fpredyender wäre vielleicht ‚Die Bezeichnung durch (leichte 
und fchwere) Dienftwidrigfeiten oder Dienftpflicht- 
widrigfeiten, Dienftausfchreitungen geweſen, wie fi) denn 
auch der erftere Ausdruck in der Kurh. Verordn. $. 17 
findet. Jedoch laͤßt fich für Die gewählte Benennung 
geltend machen, daß die Sachen Diejer Art, obſchon zum 
Theil bei beionderen Behörden, wie Strafiachen behandelt 
werden. 14) Neben jolchen Dienftvergehen wird übrigens 
noch ausdrüdfid Das Recht der Auffichtsbehörben aner⸗ 
fannt, durch Befehle und Zwangsmittel die ihnen unter: 
gebenen Beamten zur Abhülfe einzelner Beſchwerden und 
zur Erfüllung ihrer Pflichten in einzelnen Sachen zu nö: 
thigen, 15) was nad) den oben zuerft erwähnten Geſetzen als 
die unterfte Stufe der Disciplmarfachen bemerkt worden ift. 
V. 
Disciplinarſtrafmittel. 

7. In Anſehung der Disciplinarſtrafmittel bieten Die 

neueren Geſetze, mit Denen wir und hier beichäftigen, 


12) Preuß. Gef. a. b’$. 2. Anh. Bernd. $. 1. 

13) Kurh. V. $. 1. 2. 9. 10. 13. Nafl. $. 1. 2. 

14) Am meiften ift dies nad der Naffauifchen Verordnung der 
el u fogar die orbentliche richterliche Competenz aufrecht 
erhalten ift. 

15) Preuß. a. $. 81. b. $. 100. Kurh. 2. $. 3. 11. 


N 
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wenig Neues und Cigenthümliches gegenuͤher der im 
vorigen Aufſate AU. ©. 77, $. 12) geichilderten Lage 
der Dinge dar, Man findet überall Perweiſe, Gelhftrafen 
oder fonftige Vermögensnachtpeile, Suſspenſionen, Dienf, 
entlaſſungen und meift auch Beriegungen. Beſanderß ber 
porzuheben mächte etwa falgendes ſein: 

1, Die Herzogl. Naſſauiſche Berorbrung nimmt über 
haupt nur fünf Strafarten an, einfachen und geifhärften 
Beweis, Belditrafen bis 150 Gulden, Sußpenſion von 
Dienft und Behalt wicht unter 7 Monaten un® nicht über 
Ein Jahr, Dienſtentlaſſung wit Beruf des Amtes und 
der Mana abhängigen Beiolbung und Penfon; alſo nicht 
auch Dienfiveriegung. Dig Anwendung dieſer Strafen ift 
den betreffenden Behörben nad) ben allgemeinen Segeln 
der Strafzumeffung uͤberlaſſen und nur einige wenige Bälle 
find beflimmter hervorgehoben, gls Per Pienentlaffung 
xnterliggend. 

2. Die Preußiſchen Geſetze unterſcheiden bei den 
Strafen her Dienſtyergehen, obgleich Dieie ſelbſt nicht ger 
nauer Klafiificiet iind, wig im vorigen $. bemerkt iſt, Ox d⸗ 
nungsſtrafen und Dienftentlafiung, au welcher 
Isäteren aber auch Die Perſetzung in ein anderes Am 
von gleihem Range, jedoch mit Verminderung des 
Dienfteinfommend und Verluſt des Anipruches auf Um 
zugskoſten (ober mit Einem von Beiden) gehoͤrt. Die 
vollſtaͤndige Dienftentlaffung entzieht Titel und Penſions⸗ 
anfprud), wenn nidyt mildernde Umftände in Anjehung des 
fegteren eine Modification begründen. — Die Ordnungs⸗ 
itrafen find Warnung, Verweis und Geldbuße, bei Unter: 
beamten auch Gefängniß bis 8 Tage; bei tichterlichen 
Perſonen beftehen fie Hingegen In Mahnungen, Bar: 
nungen, Berweilen, welche feßtere nad) Befinden mit einer - 
Beldbuße bis zum Betrage eined Monatsgehalted ver- 
bunden werden Dürfen, und in Dienftiuspenfion non we- 
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nigſtens 3 Monsten bis hoͤchſtens auf Ein Jahr, fo Jange 
auch mit Gehaltverluft verbunden, wenn nicht Das Dis⸗ 
ciplinargericht eine Milderung eintreten läßt. 

Die Anwendung aller Disciplinarftrafmittel ijt dem 
Exmeflen der competenten Behörde überlafien. Nur für 
einzelne Falle und namentlich bei Entfernungen ohne Urlaub - 
find Die Folgen beftimmt normirt. 

Einem ähnlichen Syſteme begegnen wir in ben Bern- 
burger Disciplinargefeßen, wo jedoch die Arreftftrafe ganz 
geftrichen ift; auch enthält Dad allgemeine Etaatödienftgefeb 
im $. 22 und 30 nähere Beftimmungen über die Säle, wo die 
Beſſerungsſtrafen anzuwenden und wo zur Dienftentlaffung 
zu fchreiten jei; wir "begegnen ihm desgleichen in ber 
Kurheffiichen Verordnung, nur find Hier die Strafmittel 
ewas anders claflifieirt, nämlih 1. als Drdnungs- 
. frafen (Warnungen und Verweiſe; Geldbuße bis 5, 20, 
50 Thlr., Arreft gegen Subalterne bis 14 Tage, bei Mi- 
nisterien 30 Tage). 2. als eigentliche Disciplinarftrafen 
(Geldbußen bi8 200 Thlr., Verjegung mit vermindertem 
Dienfteinfommen und Berluft der Umzugsfoften oder Einem 
von Beiden; Suspenfion vom Amt und Einfommen bi8 
zu Einem Jahr; Dienftentlaffung mit oder ohne Penſion). 

3. Die bereitd in einigen Paragraphen zuſammen⸗ 
geftellten Gejeße für Das Königreidy und Großherzugthum 
Sadjien, für Braunichweig, Schwarzb. Sondershaujen, 
Anhalt Deffau Coͤthen claflificiren den Drei Categorien 
der Disciplinarfälle entiprechend folgende Arten der Dis: 
eiplinarmittel:: 

a) Ordnungsftrafen bei Dienftwidrigfeiten oder 
ungebührlichen Betragen in einzelnen Fällen. Es find 
Geldbußen bis zu einem beftimmten Betrage, unter Um- 
ftänden auch Arreſt. 16) 


16) R. Sidf. $. 16. Sa f. Weimar $. 20. Braunſchw. g. 34. 
Anh. 21. 9 2 — 


Archiv d. Er. R. 1853. 111, St. Dd 
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.b) Beſſerungsmittel, welde in einer gewiſſen 
Stufenfolge wenigftend ber Regel nad anzumenden find, 
und zmar im Königreich Sachſen: Privatmahnung, in ge 
eigneten Yällen auch mit Geldbuße oder Arreft verbunden, 
Verweis mit Androhung der Suspenflon, Suspenfion auf 
1—3 Monat; 17) in Sachyfen : Weimar und Anh. D. € 
ein fchriftlicher als Beſſerungsverfuch ausbrüdlich zu be- 
zeichnender Verweis des Vorgeſetzten; nachdrüdliche Vers. 
wermmg mit Androhung der Suspenfion; Suspenfion 
auf (oder bis auf) 3 Monate nebſt Berluft des Dienſt⸗ 
einfommend und Bedrohung mit Dienftentlaffung ober 
Berfegung. 18) In Braunfchweig nur fchriftlicher Verweis, 
Berwei vor verfammeltem Collegium, Androhung der 
Entlafſung. 19) 

c. Das Außerke Disciplinarmittel ift die Dienſt⸗ 
entlaffung mit Verluft des Titeld und Ranges. Im 
Braunſchweig bleibt Dabei ein Fünftel des Rormalgehaltes 
($. 6). In Sachen die Anftelungsfähigleit (8. S. 
5.29. S. Weimar $. 47) nicht aber in Anhalt D. C. wo 
jeder weitere Anfpruch, desgleichen der Befig von Reben- 
Amtern aufgehoben wird ($. 44). Als mildere Form der 
Dienftentlaffung wird übrigens in Sachien und Auf. D. C. 
bie Zurüdiegung auf eine in Gehalt und Rang geeig- 
nete Stelle anerkannt unter Berluft der Umzugstoften. 20) 

Das Sachſ. Gothaiſche Staats-Gefeh kennt nur 
Exekutionsſtrafen (Geldbußen u. dgl.), bei ſchwereren Vor⸗ 


17) K. Sächſ. $. 27. 

18) Sachſ. Weim. $. 22. Anh. en $ 24. Das erflere Gef 
geflattet im $. 23 auch noch die Verſetzung eines 4443 
Shah eine andere richterliche Stelle von Brehm Range und 

19) Braunfhw. $. 37. 

20) K. Sidf. $. 9. S. Weimar. $. 47. Anh. Deffau $. 43. 
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kommmiſſen Suspenſton bis 3 Monat, endlich ig Den 
ſchwerſten Faͤllen Dienſtentlaſſung. 

Das Hannoveriche Landesverfaſſungsgeſetz ertheilt 
einfach den Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehoͤrden die Befugniß, 
wider die ihnen untergebene Dienerſchaft Disciplinarſtrafen 
gu verfügen; als der höchſte Grad iſt Suspenſion vom 
Amt und Gehalt auf einen Monat bezeichnet (8. 159). 
Eine anderweite Suspenſion jowie Zunidiegung und Ent- 
laſſung ift ein Königliches Refervatrecht, ſoweit nicht Dafür 
die richterliche Competenz Platz greift (8. 59.) 


VI. 


Behandlung der Disciplinarfälle. 


8. In der Behandlung der Disciplinarfälle zeigt 
ſich ebenfall& noch eine große Verſchiedenheit. 


So eriheinen in Naflau alle als Dienftvergeben 
qualifieirten Dienftwidrigfeiten und Die. Dabei zu verfü- 
genden Strafen als Gegenftand der gerichtlichen Compe⸗ 
tenz, dergeftalt, daß den Aufiichtsdienftbehörden nur Die 
Defugniß zu Ordnungs⸗ und Erecutionsftrafen verbleibt. 


Im Königreich) Sachſen, im Großherzogthum ©. 
Weimar E. und S. Gotha, in Braunſchweig, in Anhalt 
D. C., in Schw. Sonderdhauien, findet bei Anwendung 
bloßer Beflerungsmittel ein Verwaltungsverfahren mit Vor⸗ 
behalt des Recuried oder der Berufung an die vorgejepte 
Behörde Statt. ?1) Eben dieſer Verwaltungsweg greift 
auch nody bei den höheren Disciplinarmitteln Plag, na⸗ 
mentlicy bei Dienftentlaffungen, jedoch unter folgenden 
Modalitäten: . 


21) K. Saͤchſ. Staats⸗Diener⸗Geſ. $. 237. 
Dp2 
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Im 8. Sachſen kann die Dienftentlaffung von einer 
Kichterftelfe mit dem Erforderniß juriftiicher Befähigung 
nur durch die competenten Criminalgerichte im Wege Des 
gerichtlichen Strafverfahrene erfannt werden. 22) 

Im Großherzogthum Sachſen tritt das gerichtliche 
Verfahren ein, wenn ein vichterlicher Beamter fuspendirt 
werden ſoll und wenn ein Staatödiener gegen die im 
Verwaltungswege beichloffene Dienftentlaffung auf gericht: 
liche Entſcheidung provocitt. 28) 

In Anhalt D. €. ift eine ſolche Provocation in allen 
Fällen zuläflig, wo es ſich um Entlaffung, Verſetzung, 
Verluft der Penſion oder des Wartegeldes handelt, aud) 
fönnen Disciplinarftrafen, einſchließlich der Beflerungs- 
ftrafen , gegen richterliche Perſonen nur im Wege gericht 
licher Unterfuchung verhängt werden. 24) 

In Braunſchweig darf feine Entlafjung im adminis⸗ 
trativem Wege, fondern nur auf rechtöfräftiges Erkenntniß 
des competenten Gerichted verfügt werben. 25) 

In Hannover können Staatödiener, welche lediglich 
ein Rechtsamt befleiden oder Mitglieder eines Obergerichts 
find, ohne richterlihes Erkenntniß weder entießt noch 
entlaſſen, noch zuruͤckverſetzt, noch mit Entziehung des Ge- 
haltes fuspendirt werden. 26) Es wird alfo ein Strafs 
verfahren vorausgejegt. 27) — Gegen andere Staatsbiener 
fann zwar Entſetzung auch nur durch Gerichte, übris 
gend aber vom König nad) Vernehmung des Staatsrathes 


22) K. Saͤchſ. Std.-Geſ. $. 28. 


23) — S. Geſ. $. 22, 46, 53. So iſt es auch in Schw. Sonders⸗ 
aufen. 


24) Anh. D. C. Gel. $. 22, 24, 45. 

25) Braunfhw. Std.:Gef. $. 60. 

26) 8. Verf.Geſ. $. 158. 

27) Strafrechtliche Beſtimmungen darüber finden fih im Str⸗G.⸗ 
Bud. 8. B. Art. 372, 
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Suspenfion mit Entzjiehung des Dienft- Einfommens, Zus 
rüdfegung und felbft Entlaffung verfügt werden. 28) 

Sehr abweichende, aber genaue Regulative gewährt 
die neuefte Preußtiche Geſetzgebung. Sie unterfcheibet 
wefentlich richterliche und nichtrichterliche Beamte, bei 
welchen letzteren auch Die Beamten der Staatsanwaltſchaft, 
die gerichtlichen Bureau⸗ und Hülfsbeamten unter gewiſſen 
Modalitäten, deren hier nicht weiter‘ zu gedenken ift, ihre 
Stelle finden. 


Gegen richterlihe Beamte ſteht den Dienftvorge- 
ſetzten allein das Recht der Mahnung zu. Alle fonftigen 
Diseiplinarftrafen (K. 7 oben) können nur auf Grund 
eines förmlichen Verfahrens erfannt werden, wofür theils 
zwei vichterliche Inftanzen, theils Eine Inftanz (in dem 
oberften Gerichtshofe) beftimmt find und wobei nad Er- 
fhöpfung des ordentlichen Inftanzverfahrens auch noch 
das Rechtsmittel der Reftitution Statt findet. 

Gegen nichtrichterliche Beamte gehört die Verfiigung 
von Ordnungsftrafe zu den Befugniffen der Dienftvor: 
gefegten, mit Vorbehalt der Beſchwerde an Die etwa noch 
vorhandene höhere Behörde. Kommt es aber auf Dienft- 
entlaffung oder Strafverfegung an, fo gebührt die Ent- 
fheidung einer eigends beftimmten Disciplinarbehörde, 
bezüglic) einem oberften Disciplinarhofe mit Vorbehalt 
der Berufung an das Staatsminifterium, welches bei Be- 
rufung gegen Enticdjeidungen einer Provinztal-Disciplinar: 
behörde das Gutachten des oberften Disciplinarhofes ver: 
nehmen muß und wenn foldyes nicht auf Dienftentlafjung 
lautet, dieſe auch nicht weiter verfügen kann. 

Bei dem Berfahren, wobei der Bertheidigung ge: 
büßrende Rechnung getragen ift, concurrirt eine Staats» 


28) 2.-Berf.-&. a. a. D. 
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anwaliſchaft mit der Befugniß zur Ergreifung der ange 
deuteten Rechtömittel. ° 

Eine ähnliche Richtung hat die Bernburger Geſetz⸗ 
gebung genommen, jedoch find Hier Die Disciplinarverfols 
gungen gegen nichtrichterliche Beamte Behufs Dienftent 
laffung den ordentlichen ‚Gerichten überwieien. ine noch 
genauere Copie ift die Kurhefſiſche Verordnung, mit der 
Beionderbeit gleichwohl, daß das Disciplinarverfahren nur 
“von dem Minifterium veranlaßt werden kann, weldyem der 
Beichuldigte im Allgemeinen (nicht auch wegen eines Neben: 
amte8) unterwerfen ift, und Daß das Minifterium das 
Verfahren zu jeder Zeit einftellen faın ($. 19 der V.). 

Hnfichtlic, der Form des Verfahrens felbit, Die man 
überhaupt als eine fummarifche, theils fehriftliche, theils 
münbliche bezeichnen darf, kommen die neueften Geſetze 
darin überein, Daß ed nicht nothwendig der Zuziehung einer 
Perſon mit richterlicher Dualität zur Zeitung der Unterfuchung 
oder zur Bollziehung einzelner Inftructionshandlungen be⸗ 
darf, wofern nicht die Fälle jelbft einem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren überwieien find; 29) nicht minder au, Daß Das 
Urteil an feine Beweisregeln gebunden ift, 29) ein Sag, 
defien Bedeutung in dem früheren Aufſatz ($. 22, ©. 
185) in nähere Erwägung genommen ift. 

Eine Berjährung (von 2 Jahren) gegen disciplis 
nariſche Verfolgung fennt nur die Naffauifche Verordnung 
8. 11, in sofern es nicht etwa auf Dienftentlaffung an⸗ 
fommt. Das Weimarifche und Deffauer Geſetz ſchließen 
ihrerjeitö die Anrechnung einer ſchon erlittenen Beſſerungs⸗ 
firafe nach Be von 3 Jahren in fpäteren Fällen 
aus. 81) 


eim. 
a) en Geſ. a. $. 35. " 6. 38. u 8. 24. 
31) ©. Weimar. $. 22. Anh. Defl. $ 


29) a a. — b. 6. 31. 32. 39. Kurh. V. 8. 18. ©. 
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vH. 
Vorläufige Verhaftung und Dienftentbebung. 
9. In dem früßeren Aufſatz ($. 18, ©. 164 ff) . 
hatten wie Verhaftung und propijoriiche Dienftenthebung 
eines Beamten im Allgemeinen den Gerichten vindicirt. 82) 


Hinſichtlich der Berhaftung wird nunmehr nach faft allen 
deutichen Landesverfaſſungen faum noch ein Zweifel be 
ftehen, daß die Verfügung zu den frafgerichtlichen Funf- 
tionen gehört; etwas anders aber verhält es fich mit Der 
zweiten Maaßregel, welcher durchaus nicht die Eigenfchaft 
einer rein juriftiichen Maaßregel beigelegt werden kann. 
Wegen Diefer unbeflimmten oder Miichlings- Natur haben 
alfe Die bisher bejprochenen neuen Staatsdienftgefete Anlaß 
gehabt, fich Darüber ebenfalls zu verbreiten; allerdings 
aber nicht in einer ganz gleichftimmigen Weile, wovon der 
Grund in den bei der Dienftdiscplin überhaupt anges 
nommenen verjchiedenen Syſtemen beruht. 

Nach Preußiſchen Geſetzen tritt Die Dienftjuspenfion 
mit halbem Dienfteinfommen ein, wenn in einem ftrafs 


32) ©. hierüber auch Zach ariä, Staater. $. 124. Wenn der geehrte 
Freund S. 70 dafelbit die Stelle meines früheren Auffages 
©. 167 ale irrig bezeichnet, „daß das Amt mit Necht ale ver: 
wirft von der Zeit an angefehen werden fönne, wo ſich der 
Diener durch feine Handlungen deſſelben unmwürbig gemacht 
EBEN daß alfo auch von da an das Gehalt vorbeh tric einer 

ompetenz aberfannt werden dürfe: fo muß ich noch jetzt dieſe 
Anfiht vertreten. Dienftentlaffung wegen nicht erfüllter Amts⸗ 
pflibten ift, wo fie nicht auf Grund eines Strafgefeßes, fondern 
im Interefſe der Disciplin eintritt, ein Civilpunkt, eine Civil⸗ 
juſtizſache, wie ich ebenfalls ſchon ©. 178 a. a. O. ausgeführt 
habe. Dann aber wird nad gemeinem Net die Aufloͤſung 
des Dienftverhältniffes mit den fih daran fnüpfenden Bermös 
ensnachtheilen fhon von dem Zeitpunft der Streitbefeftigung 
der Klagezuftellung) ab erfannt werben dürfen. Dies habe 
ih fagen wollen und auch deutlich gefagt. Wo die Dienftent- 
laffung nur als Strafe eintreten Tann, fei es als Criminal⸗, fei 
es als Disciplinarftrafe, da wird allerdings ver En der 1. 244 
D. de V. S., daß bie Strafe erft mit dem Erkenntniß verfhuldet 
werde, Platz greifen. 
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rechtlichen Verfahren : gegen den Staatödiener die Verhaf—⸗ 
tung befchloffen, ober ein obſchon noch nicht rechtskraͤftiges 
Erfenntnig auf Amtsverluft ergangen ift, oder wenn fie 
die Disciplinarbehörde in einer Strafs oder Disciplinar: 
ſache angemeflen erachtet, oder endlich wenn in einer Sache 
der legteren Art die erfte Enticheivung auf Dienftentlaffung 
lautet. 83) 

Ebenio im Wetentlihen die Bernburger Geſetze und 
die Kurheffiiche Verordnung $. 44 folg. 

Nah dem Geſetz für ©. Weimar E., desgl. nad) 
dem für Anh. D. C. tritt Die Suspenfion ein: wenn und 
fo lange die Verhaftung Statt findet; wenn der Staate- 
Diener in Anflageftand verjeßt ift; wenn die Dienftbehörde 
eine Suspenfion für Die Dauer einer gerichtlichen Unter 
ſuchung angemeffen erachtet. 3) Daß fie auch während 
einer Disciplinarunterfuchung, Die nicht an die Gerichte 
abgegeben wird, zuläßig ſei, findet fich nicht bemerft. 
Eben jo wenig ift Dies nach der K. Sächjiihen 35) und 
Braunfchweigiichen 3%) Gejeggebung der Fall. Die Sus- 
penfion jcheint bier nur während oder zum Zweck eines 
gerichtlichen Strafverfahrend zuläffig, obichon fie von 
der Dienftbehörde verfügt wird; nach dem Braunjchweis 
giihen Geſetz kann inzwiſchen das Normalgehalt nur auf 
Grund eines gerichtlichen Beſcheids zurücbehalten werden. 
In Sachſen Gotha wird Suspenfton nur bei Anflageftand 

durch die Dienftbehörde verfügt. 37) 


| Und hiermit fei der Öegenftand zu einem abermaligen 
überfichtlichen Abſchluß gebracht. 


33) .n Gef. a. $. 4. 

34) S. Weim. €. $. 50. N 
35) $. 2. 

36) $. 41. 

37) S. Goth. Stoſt.-Geſ. $. 38. 


XV. 
Beiträge 


zur 
vergleidenden Criminalgeſetzgebung. 
Don 


Dr. Earl Trummer aus Hamburg, 
derzeit in Wiesbaden. 


(Kortfegung von Nro. V. des Hefts I. diefes Bandes.) 
V. 


Einzelne Regeln für die Zu- und AUIMETUNG 
der Strafe. 


Nach meinem Entwurfe Art. 51 ericheint der Thäter 
um fo ftrafbarer, je mehr Körperfraft, Lift oder Drei- 
ftigfeit von ihm angewandt wurde. Ich Din bier dem 
Baierſchen Gefebb. von 1813 und dem Hannov. gefolgt; 
Brſchw., Wuͤrt, Darmft. und Bad. übergehen, wie mich 
duͤnkt, umrichtig, die Förperliche Anftrengung mit Stillſchwei⸗ 
gen, da fie ein allerdings wichtiges und unter Umftänden ganz 
beſonders bedenkliches Strafmoment enthält, und das dafür 
von jenen anderen Strafgefeggebungen aufgeftellte Merk⸗ 
mal der Geflifienheit zu unbeftimmt iſt. Man fteht nicht 
ein, warum die Hamb. Entwürfe zu der mangelhaften 
Formel zurüdgefehrt find. 

Es wird ferner von mir ein Grund für Die Steiger 
rung der Strafbarfeit nicht blos in der Anzahl und ber 
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Erheblichfeit der Zortiegungen eines Verbrechens, fondern 
auh in der Menge der Strafabftufungsgründe 
bei einem und demſelben Verbrechen angenommen. 
Dies entipricht dem von Brſchw. $.57 aufgeitellten Brins 
cip, welches zuerft im Hann. Art. 104,2, vorfommt, dort 
durch Bauer veranlaßt, und durch deffen Anm. I. 5% ff. 
hinreichend motivirt iſt. Ich habe Die Vorſchrift bier un- 
tergebracht, weil fie eigentlich dDahingehört, wo die Erſchwe⸗ 
rungsgründe abgehandelt werden. Steigert man Die Straf: 
barfeit nad) der Menge der Portfegungen eines Verbre- 
hend, fo folgt daraus von felbft, daß fie auch fteigen 
muß, je mehr Gründe zufammentreffen, die Strafe inner- 
halb der für das einzelne Verbrechen geftellten Gränzen 
zu erhöhen. Wenn die beiden Hamb. Entwürfe ſowohl 
die Brſchw. Vorfchrift 8.57, als meine erwähnte Beftim- 
mung weglaflen, fo haben fie ſich Darüber nicht geredht- 
fertigt. — 

Sm Art. 52 bezeichne ich als Minderungsgrund den 
Mangel des Thäterd an Einſicht nicht blos in den Um⸗ 
fang der Gefährlichkeit und In die Größe der Strafwuͤr⸗ 
digkeit feiner Handlung, fondern auch überhaupt in diefe 
Strafwürdigfeit felbft. Rechtsumvifienheit oder Irr⸗ 
thum über dieſe Strafbarfeit fchließen freilich nad) Art. 24 
die Zurechnung nicht ganz aus, aber es iſt eine andere 
Frage, ob der Umftand vom Richter durchaus nicht In 
Anfchlag gebracht werden darf. Da fcheint e8 dann ins 
eonfequent, wenn man ihm vorfchreibt, er jolle bei ber 
Strafausmeffung es berüdfichtigen, falls der Thaͤter nicht 
einjah, wie ftrafwürdig jein Berbredhen war, und gleich 
wohl dem Umftande kein Gewicht beilegt, falls er gar 
nicht wußte, daß feine That firafbar war. Wenn bie 
Hamb. Entwürfe dieſen Umſtand weglaflen, und gleich⸗ 
wohl der Unmiffenheit des Verbrechers in Hinficht auf 
den Umfang der Strafbarkeit jeiner Handlung einen Ein- 
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fluß bei der Strafausmeffung einräumen, fo hätten Diefe 
Entwürfe um fo mehr darüber gerechtfertigt werden müf- 
fen, da bei ihrer ſonſtigen Uebereinftiimmung mit dem meis 
rigen diefe Abweichung auffällt. — 
Demnaͤchſt finde ich eine Beranlaffung für den Rich⸗ 
“ter, das Strafmaaß inmerhalb der gefeglichen Schranfen 
niedrig zu beftimmen, darin, daß der Berbrecdher 
in einer großen, zufählig entftandenen, an fich zu 
entfchuldigenden Gemüthsbewegung handelte. 

Es hat mich hier der Brichw. 8.66, 5 geleitet, wel⸗ 
ches Geſetzbuch darin mit feinen Vorgängern und Nach⸗ 
folgern übereinftimmt. Jedoch habe ich den Fall mit dem 
Hannov. Art. 34, 5 auf eine große Gemüthsbewegung 
beichränft, und bin hier Bauer gefolgt, weil ohne alle: 
Gemüthsbewegung wohl nur Gemohnheitöverbrecher zu 
Werke gehen, und alfo einige Gemuͤthsbewegung bei je- 
dem Verbrecher als Regel anzunehmen ift. Nichtöbefto- 
weniger war die Hamb. Conftituante Art. 50, A. zu ber 
Brſchw. Fafſung zurückkehrt, und hatte das Epitheton 
groß weggelaffen. Die Reuner erachten S. 105 ihrer 
Motive dieſes bedenklich, fchlagen aber ohne hinreichenden 
Grund das Beiwort ungewöhnlich groß vor, welches 
darum verwerflich ift, weil, wenn man aud) zugeben kann, 
Daß „grade die ſchwerſten Verbrechen vielleicht nie ohne 
alle Gemuͤthsbewegung verübt werden,” demnoch daraus 
nicht folgt, und es aud) der Erfahrung widerftreitet, Daß 
bei ihnen in der Regel, alſo gewöhnlich, eine große Ge: 
miüthsbewegung Statt findet. Nicht die Größe, fondern 
das Dafein der Gemüthsbewegung ift Dasjenige, was man 
als häufiger vorfommend bezeichnen darf. Der Ausdruck 
groß läßt ſich Daher allein rechtfertigen. — 

Wenn das Geſetzbuch dem Richter die Anweiſung er- 
theilt, Der thätigen Reue nady der That einen Ein- 
fluß auf Die Beurtheilung der Strafbarkeit der That felbft 
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einzuräumen, fo fcheint ed mir zwedimäßig, einzelne Fälle 
einer foldhen Reue namhaft zu machen. Die desfallfigen 
Beſtimmungen find von den beiden Hamb. Entwürfen buch⸗ 
ftäblidy aufgenommen, wiewohl in der Commifſion vom 
Jahre 1843, welche fidy über ein Strafgeſetzbuch berieth, 
die Mitglieder fich nicht Dazu entichließen konnten. Aber 
es ergiebt ſich aus mehreren fpäter zu erörternden Bor: 
ichriften des befonderen Theild jener beiden Entwürfe, 
daß ihren Verfaſſern der Geſetzesgrund jener meiner Bes 
fimmungen nicht ganz flar geworden fein fann. Sie find. 
dadurch mit fich felbft in fo fern in Widerfpruch gerathen, 
als fie der Entihädigung des durch ein Verbrechen Ber: 
legten einen viel größeren Einfluß auf Die Beurtheifung 
der vorher vollbradyten That eimäumen, wie jelbft mit dem 
Princip der thätigen Reue verträglidy ift. 

Unter den Milderungsgründen, d. 5. den Re 
geln für den Richter Binfichtlid) Der Ermäßigung jelbft 
des für Die einzelnen Verbrechen vorgefchriebenen geſetzli⸗ 
hen Strafminimums, führt mein Entwurf Art. 53 Die 
Jugend bis zum vollendeten zwanzigften Lebens: 
jahre auf. Es wird Dabei ausbrüdlich bemerft, daß ein 
Berbrecher unzurechnungsfähig ift, ebenſowohl wenn ex 
unter zwanzig, aber über vierzehn Jahren die zur Einſicht 
in die Strafbarfeit feiner Handlung erforderliche Geiſtes⸗ 
ausbildung noch nicht erlangt hat, wie wenn er noch nicht 
vierzehn Jahre zählte Der Art. 51 der Hamb. Eonfti- 
tuante hat dieſe Vorichrift unverändert beibehalten, und 
fie ſcheint auch von Schwarze gebilligt zu werden, uns 
geachtet jegt Die meiften Geſetzgebungen (Darmft., Sadıi., 
Bad., Die Preuß. Entw. feit 1845, vgl. die. Revifton J., 
183 ff.) achtzehn, Baiern und Würt. fogar fechszehn Jahr 
al8 die abfolute Alterögränze bezeichnen, wo Die Jugend 
aufhört Milderungdgrund zu fein, wogegen Brſchw. nad) 
Det. Vorgange 21 Jahr als dieſe Graͤnze feftftellt, und 
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Hann. zwar Art. 99. 100. ebenfalls das ſechszehnte Jahr 
auszeichnet, allein jelbft Dann noch das jugendliche Alter 
bei ſolchen Handlungen ald Strafmilderungsgrund betradh- 
tet, denen mehr Uebereilung, Xeichtfinn, Genußbegierde 
und Jugendhitze, als Bosheit, Rachſucht und Veberlegung 
zum Grunde liegen. Vgl. Mittermaier Rot. 5 und 
6 zu Feuerbach 8. 99. 

Brſchw. hat, feinen Motiven E. 220 zufolge, das 
21 Iahr Hier darum als Alterdgränze feſtgeſetzt, weil es 
dort im Lande auch fonft einen rechtlichen Lebensabfchnitt bildet. 
Nimmt man das PBrincip als richtig an, wie e8 denn je 
denfalls die allgemeine Volfsanficht von Der Altersreife 
für ſich hat, To würde bei ber Anwendung auf die Ham- 
burgiichen Berhältnifie eine neue Schwierigkeit dadurch 
entftehen, daß jeit der dortigen Verordnung vom 4. Sep- 
tember 1732, welche Mündigfeit und Volljährigkeit gleich- 
ftellte, das männliche Geſchlecht mit vollendetem 22 Jahre, 
Das weibliche aber jchon mit vollendetem achtzehnten mün⸗ 
Dig wird. Es jcheint ſich hiernach als Mittelzahl das 
zwanzigfte Jahr am meiften zu empfehlen, zumal da be- 
ftimmte Rechtögründe für dieſe Geſchlechtsunterſcheidung 
in ımjeren Geſetzen nirgends aufgeftellt find. Der Zujag 
beugt den Folgen vor, welche eine ſolche abjolute Gränz- 
beſtimmung in denjenigen einzelnen Fällen nach ſich ziehen 
ann, da jelbft bei einem Alter nahe an zwanzig Jahren 
die erforderliche Ausbildung der Geiftesfräfte nicht vorhan- 
den ift. 

Dieſen Weg hat Die Hamb. Neuner Commiſſion vers 
laflen; fie hat im Art. 60 als abiolute Gränze das voll- 
endete achtzehnte Jahr angenommen, und zwar ohne dem 
Richter das Recht einzuräumen, Daß er in dem eben er- 
wähnten Falle der fehlenden Geiftesfähigfeit einen jugend- 
fichen Berbrecher über vierzehn und unter achtzehn Jahren 
für nicht zurechnungsfähig erklären darf. 
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As Grund zu dieſen Abweichungen geben Die Motive 
&. 105 ®ie große Gemwigtheit der Jugend in einer großen 
Stadt an. Sie meinen, für den Fall, daß Die gehörige 
geiftige Ausbildung fehle, genüge Die Vorichrift, Daß den 
Richter Innerhalb des Strafverfaßrene das Strafmaag 
berabjegen Fönne, wenn Der Thäter von dem Umfange der 
Gefährlichkeit und von der Größe der Strafwürbigfeit fei- 
ner Handlung feine Einfiht hatte. Es fol jomit das 
Alter unter achtzehn Jahren den Richter niemals befäbi- 
gen, den Verbrecher für nicht zurechnungsfähig zu erklä- 
ren, und fogar jelbft dann nicht, wenn ihm Die Einſicht 
in die Strafbarfeit feiner Handlung abgeht. Man 
wird, Diefed legislative Verfahren bei weiterem Nachdenken 
auch dann nicht billigen Dürfen, wenn man Die „große 
Gewigtheit" der Jugend in Hamburg im Vergleich mit 
anderen Städten oder Gegenden Deutichlande zugeben 
müßte, was jich noch jehr zweifelhaft finden ließe. Es ift 
hier nicht von einem Privilegium Die Rede, welches man 
der Jugend ertheilt, jondern von der allgemeinen Forde⸗ 
rung der Gerechtigkeit, nur denjenigen jugendlichen Ver: 
brecher zu beftrafen, welcher Die Strafbarfeit feiner Hand- 
lung einfteht, von der nothwendigen Beichränfung legisla- 
tiver Willfür, welche Wilfür in der Feitftellung einer ab- 
ſoluten Alterögränge für die Annahme der Unzurechnunge: 
fähigkeit liegt, von der Vermeidung ungleichförmiger Ent⸗ 
ſcheidungen der Gerichte in Den verfchiedenen Fällen, wo 
die Jugend auf das Urtheil von Einfluß ſein kann. So 
lange man in Hamburg für das Civilrecht 18 und 22 
Fahre als Alterögränzen der Mündigfeit geſetzlich beibe- 
hält, entftehen daraus, daß man fie für das Criminalredht 
einjeitig abändert, Schwanfungen, welche in der Anwen- 
dung zu den jonderbarften Folgen führen, und nur durch 
Die von mir gewählte Mittelzahl vermieden werden kön- 
nen, jo lange man hier den rechtlichen Lebensabfchnitt für 
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die buͤrgerliche und geiſtige Selbſtaͤndigkeit mit Brſchw. 
als normgebend betrachtet. Weit eher wuͤrde es ſich ver⸗ 
theidigen laſſen, den in Hamburg jept factiſch beflehenden 
Lebensabſchnitt der chriſtlichen Confirmation, welche In ber 
Regel mit dem Schluß des ſechszehnten Jahres erfolgt, 
und mit weicher dad Kind aus der Schule in das Leben 
eintritt, als criminelle Alterögränze zu begeichnen. Jeden⸗ 
falls giebt es für die Beftimmung des achtzehnten Jahres 
zu dieſer Graͤnze in Hamburg feinen irgend haltbaren 
oder palpabeln Grund, und ſomit erſcheint in Ihr lediglich 
kegislative Willkir. 

Der Art. 54 läßt Diejenigen menſchlichen Zuftände 
und Berhälmifie, bei welchen in dem früher (Art. 20. 22. 
33. 25) angegebenem Grade jede Zurechnung aufgehoben 
iR, alsdann als Milderungdgründe geften, wenn zwar bie 
Zurechnung vorhanden, aber ein ſolcher Zuftand in einem 
jenem Grade annähernden Maafe vorliegt. Der 
Art. 52 Der Hamb. Eonftituante hatte ohne hinreichenden 
Grund diefe Borichrift fo verändert, daß Zwang, Noth⸗ 
Rand und unverſchuldeter Irrthum in Shatlachen niemals 
follten den Grund zur Strafmilderung abgeben können, daß. 
alfo, wenn diefe Zuftände nicht in dem Grade der voll 
gen Unzurechnungsfähigfeit vorfommen, alle Mittelftufen 
bis zur vollkändigen Zurechnung nur als Steafminderungs- 
gründe behandelt werden können, und niemals unter dad 
Steafminimum herunterzugreifen if. Der Art. 61 des 
Neuner-Entwurfes (vgl. dazu die Motive S. 106) ift nad) 
meiner Vorſchrift umgeformt, die auch Schwarze’s Bei⸗ 
fall hat. Allein man fteht nicht recht ein, warum die 
Keuner-Motive bei dem Zwang erinnern, fie meinten bier 
nicht blo8 Drohungen, von denen ihr Art. 59, 2 (mein 
Art. 52, 2) rede. Man wird hier vor einer Verwechſe⸗ 
hing der Strafminderungdgründe mit Strafmilderung 
guinden zu warnen haben. Der Zwang durch Drohungen 
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fann auf die Straſſchaͤtzung einen mehrfachen Einfluß aus⸗ 
üben. Entweder er fchließt die Zurechnung völlig aus 
(Art. 22), oder er berechtigt den Richter zu einer geringes 
ren Strafe Innerhalb des Strafrahmens (Art. 52,2), oder 
endlich, und dieſer Fall liegt hier vor, er befugt ihn, un- 
ter das dem Verbrechen angedrohte Strafminimum herab- 
zufteigen, falls der phnftiche Zuftand des Schuldigen Der 
Art’war, daß er dem der völligen Zurechnungslofigfeit 
nahe kam, daß aljo mehr vorliegt, ald eine bloße Verlei⸗ 
tung zur That durch Drohungen. 

Mein Art. 55 befugt ausnahmsweiſe den Richter, 
auch in anderen Fällen, als denen Der beiden vorhergehen- 
den Artikel, die gefegliche Strafgränze nad) der Seite des 
Minimums Hin alsdann zu überichreiten, wenn ein ganz 
ungewöhnlicher und feltener all vorliegt, von welchen es 
fi) nicht annehmen läßt, daß er in dem Geſetzbuche bei 
der Feſtſetzung dieſes Minimums eine Berüdfichtigung ge- 
funden haben kann, insbejondere wenn außerordentlid) viele 
Gründe für die Strafherabiegung fc) vereinigen. Diele 
Vorſchrift, welche fi im Code pénal Art. 463, Def. 
$. 441, Baierſch. Art. 96, Hann. Art. 97 und Brſchw. 
$. 62 findet, aber in den übrigen Gefeßbüchern, nament- 
lich in den neueren Preußiſchen Entwürfen feit 1843 fehlt, 
hat fi, des unausgeiehten Beifals Mittermaiers (vgl. 
Fortbildung 1, MW. 2, 132) zu erfreuen und ift von Den 
beiden Hamb. PBrojecten aufgenommen, fowie Schwarze 
fie ebenfalls billigt. 

Der Preuß. Entwurf von 1843 $. 111 exflärte das 
gegen eine Strafherabiegung unter das geſetzliche Minis 
mum ganz allgemein für verwerfli, und die dortige Re- 
vifion von 1845. 1, 231 Hat fid, gegen das obige Prin⸗ 
cip entſchieden aufgelehnt, aber freilich nur aus Gründen, 
welche gegen die Hannov. Auffaflung deſſelben fprechen, 
in jo fern Diele bier Alles auf Die Landesherrliche Gnade 
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verfiel. Zwar benubt jene Preußiſche Revifion das As 
gument, Daß, wo fich Das praktiſche Bebürfniß zeige, viele 
Minderungsgründe als Milderungsgrund zu betrachten, 
dies nur beweiſe, es fei Das gefegliche Minimum zu hoch. 
Allein Died Argument läßt den legislativen Standpunft 
aus den Augen, der bei der Feftftellung des Minimums 
nur die gewöhnlichen Fälle in Anichlag zu bringen hat, 
ba für Diefe gewöhnlichen Yälle das Minimum zu niedrig 
zu ſtehen fommen würde, wenn der ungewöhnliche Fall 
der Concurrenz vieler Strafherabjeßungsgründe Dabei Berüd- 
fihtigung gefunden hätte. Sehr wahr bemert Schwarze, ' 
es treffe ziemlich alle Gefegbücher der Neuzeit der Vor: 
wurf, bei vielen Verbrechen Das Minimum zu Hoch ge 
‚ griffen und zu wenig den vielgeftaltigen Fällen des Lebens 
Rechnung getragen zu haben, indem fie zu viel zur Gnade 
verwieſen, was man von der Gerechtigkeit fordern koͤnne. 
Allein ebenjo bedenklich ift das andere Extrem, in welches 
die Preußiiche Theorie nothivendig führt, wenn um einzel- 
ner Ausnahmsfälle ‚willen das Minimum zu tief herabge- 
drückt wird. Nach beiden Richtungen bin zieht ein Ge- 
ſetzbuch, das einer oder der andern nachgeht, Die nothwen- 
Dige Folge nad) ſich, daß in den gerichtlichen Enticheidun- 
gen eine die Gerechtigkeit verlegende Ungleichförmigfeit 
beionderd da hervortritt, mo ſich nicht bereits vorher eine 
fefte Praxis gebildet hatte, jondern der rechtliche Zuftand 
ein jolcher war, wie anerkannt in den Hanſeſtädten, ober 
wohl auch in einem Reiche, Das aus verichiedenartigen und 
entfernt von einander liegenden Provinzen zufammenge: 
fegt ift. 

Die mitzlichen Wirkungen des von mir vorgefchlages 
nen Geſetzes werben jedoch Durd) eine einzige Veränderung 
beinahe aufgehoben, welche Die Neuner in Hamburg ſich 
erlaubt, und wodurch jie ben richterlicyen Standpunkt zu 
dieſer Vorſchrift verrüct haben. Statt daß nämlidy mein 

Arhiv d. Er. R. 1853. 111, GSt. Ge 
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Art. 55 Ben Richter verpflichtet, In den Dort verzeih- 
neten Füllen eine geringere Strafe als Das geiegliche Mi⸗ 
nimum zu erkennen, fo befugt der Reuner Art. 62 ihn 
dazu. Es „kann danach der Richter eine geringere Strafe 
ertermen.” Die Motive S. 106 wollen darin freiliy eine 
Verdeutlichung erblicken, fie wollen das nicht für Pflicht 
angefeßen wiſſen, „mas in jedem einzelnen Falle gewiß 
hoͤchſt zweifelhaft fein werde,” und Halten es bier für ge- 
mügend, „dem richterlichen Ermeijen freien Spielraum zu 
gewähren.“ 

Während ſomit der Richter jonft gezwungen ift, ſelbſt 
ba, mo Etwas Teinem Etmeſſen überlafien wird, mm em 
gerechtes Urtheil zu fällen, fol hier ein anderes Motiv ihn 
bewegen Dürfen, er ſoll einen noch freieren Epielraum ex- 
dangen und eine Befugniß ‚geltend machen koͤnnen, welches 
genau genommnen weiter geht, ald das Begnadigungsrecht 
des Regenten. 

Mit diefem Standpunkt kann eine gerechte Legislation 
ſich in feinem Theile ihrer Thaͤtigkeit befreunden. Selb 
wo ſte es geeignet findet, Die Gtaͤnzen des richterlichen 
Ermeffens recht weit anszudehnen, muß fie, und vielleicht 
grade beionderd da den Richter erinnern, Daß hier wicht 
Willkür, fondern eben Ermefien, Abmeflen der Umftänbe, 
in dem vortiegenden Falle vorzüglich die Erwägung ihn 
za feiner Entſcheidung beſtimmen darf und muß, daß und 
warum Das Geſetz bei der Regulirung der Minimal⸗Gränmze 
den in Stage ftehenden Fall nicht berüdfichtigt haben kann. 
Der Entwurf der Neuner iſt im Bewußtſein deſer wohl 
unbeftreitbaren Grundiäge mit fich jelbft in Widerſpruch 
gerathen, indem er dem Ariilel (62) die Ueberfchrift gab: 
Nichtanwendbarkeit des Minimums, aljo felbft Damit aus⸗ 
ſprach, daß der Richter im dieſen Tällen das Minimum 
nicht etwa Eönne oder nicht Tönne, jondern geradezu nicht 
dürfe zum Anwendung bringen. 
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v1. 
Ueber Rüdfall 


Zuerft iſt Die Frage zu beantworten, ob überall in 
dem allgemeinen Theil eine Derartige Boricyeift, wie mein 
Art. 59 fie aufftellt, zu eriheilen, web fir den Rüdfail, 
d. 9. die abenmalige Verübung deſſelben oder eines gleichars 
tigen Berbrechens eine allgemeine Strafſchaͤrfung anzudrohen 
iſt. Schmwarge fcheint Die Bejahung dieſer Frage unbe 
denklich zu finden. Auch haben ohne Ausnahme alle news 
zen Gefeßgebungen, ſeitdem zuerſt Der Code pmal Art. 56 
und auch das Baierſche Geſezbuch won 1843 Art. 111 
ſolche Beftimmungen aufftellte, Vorichriften über den Ruͤd⸗ 
Fall überhaupt, nämlich Hannov. Art. 11I1ff., Würt. 
Art. 124 ff., Sächt. Art. 58 ff, Brſchw. 5.58.59, Großh. 
Hefl. Act. 94 ff, Bad. 8. 184ff., die jämmtlidyen Preu⸗ 
ßiſchen Entwürfe, zulegt Das Preuß. Geſetzbuch von 1851 
8. 49. 

Nichnodeſtoweniger ift von Eeinem Der beiden Hamb. 
Entwürfe Diefer Zuftand der Geſetzgebungswiſſenſchaft m ' 
Anſchlag gebracht, jondern Beide, wie menigftend Die Neu⸗ 
ner Motive S. 107 beweilen, ausichlteßlich von einzelnen 
Theoretifern (vgl. darüber Mittermaier zu Feuerbach 
$. 132 a), indem dieje genügt hätten, zu weldyen Härten 
eine allgemeine Vorſchrift führe, beftimmt worden, fte aufs 
gugeben. Es kann hier natürlich nicht meine Aufgabe fein, 
dieſe Theorie näher zu beleischten oder zu widerlegen, oder 
and) nur nachzuweiſen, daß dieſe theoretiichen Entwürfe 
meiſtentheils die Abfaſſung und den Umfang der Vorſchrift 
treffen, oder Die ganze Verantwortung wegen des Ruͤckfallo 
eÄnfeitiger Weile auf den Staat und deſſen mangelhaftes 
®efängnißweien wälzen, oder fjonftigen Zuftänden einen 
Einfluß einräumen, welchen fie Dem Gewohnheitöverbres 
her zu Statten fommen laflen, oder auch nur für ein 
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zelne Verbrechen die Statthaftigfeit einer ſolchen Vorichrift 
anerkennen. 

Allein e8 darf wohl daran erinnert werden, Daß Die 
Kemer Motive S. 106 felbft einräumen, wie das ham⸗ 
burgiiche logiſche Recht beim Diebftahl den Rüdfall hervor: 
hebe, während in dem Entwurf der Eonftituante Art. 173 ff. 
felbft eine ſolche ſpecielle Vorfchrift fehlt, und die Neuner 
ftatt Dderfelben erft den dritten Diebftahl Art. 195 ohne 
alfe genügende Begründung qualificiren, und ferner Art. 
207, 7 Jedem bei jeinem dritten Concurſe als leicht: 
finnigen Falliten beftrafen, welcher bei feinem früheren als 
keichtfinnig oder boshaft qualificitt wurde (vgl. Motive der 
N. ©, 131). 

E8 liegt alfo in Diefem Entwurfe eine Behandlung 
des Ruͤckfalls vor, welche in Hinficht auf den Diebftapl 
felöft eined inneren Zuſammenhanges entbehrt, in Hinficht 
auf den Concurd aber nicht geradezu ungerecht iſt (ogl. 
meine Monographie von der criminellen Behandlung des 
Banferottes; Hamb. 1852, ©. 22, 3), fondern auch 
weiter geht, als die allgemeine Vorfchrift der ftrengften 
bisherigen Gefepgebungen. Denn diefe wollen Doch hoͤch⸗ 
ftend nun eine Schärfung des gefeglichen Strafmarimums, 
nicht aber die Bräfumtion eined Verbrechens oder des 
Ruͤckfalls. Jede Folgerichtigfeit muß Den Neunern abges 
fprochen werden, wenn ihre Motive S. 107 die Anficht 
aufftellen, der Rüdfall brauche nur, wie Art. 58, 5 
ihres Entwurfes geichehen, in ber Art berüdfichtigt zu 
werden, daß man die Strafe alddann innerhalb des gejeß- 
lichen Strafrahmens höher ausmeſſe, nicht aber über den⸗ 
felben hinaus ſchaͤrfe. Um fo meniger kann ich mid) ver: 
anlaßt finden, den Art. 59 zu verwerfen. Bei einer 
conjequenten Legislation, weldye nur die gewöhnlichen 
Fälle regelmäßig in Anfchlag bringt, iſt es Doch anzu⸗ 
nehmen, daß fie bei Feftjtellung des Strafmarimums nicht 
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auch den Fall herangezogen haben wird, da ein Gewohn⸗ 
heitöverbrecher in Frage fteht, und fomit würde dieſe ver 
brecheriiche Gewohnheit und das Nachhaͤngen derſelben 
trotz der erlittenen Verurtheilung ganz ungeahndet bleiben, 
wenn man Died nur für einen Erichwerungsgrund gelten 
laſſen wil. Die Erfahrung muß es dabei fehr bedenklich 
finden, wenn der Verbrecher rüdfällig wird, es für ihn 
bei derſelben Straf-Sfala zu belaffen, welche für den ges 
wöhnlichen Verbrecher berechnet ift, und nicht genligend 
feinen hartnädigeren Widerftand gegen die Rechte des 
Staats und feiner Mitbürger zu veranfchlagen, welchen 
er dadurch beurfundet, daß er abermals diefelben ober 
"ähnliche Angriffe dawider troß der früheren gerichtlichen 
Verurtheilung gewagt hat. Wenn Mittermaier vor 
einer guten Geſetzgebung verlangt, daß fie „nur für Fälle, 
in denen innerhalb Des gefeglichen Strafrahmeng die Strafe 
gegen den Rüdfälligen nicht hinreichend zugemefjen werben. 
fann, Die Neberichreitung des Maximums geftatte,” fo 
läßt er allerdings dem richtigen Princip Die gehörige Ans 
erfennung angebeihen, räumt aber damit die Nothwens 
digkeit einer allgemeinen Vorſchrift der Art ein, wie mein 
Art. 59 fle enthält. Denn darin, nur für das einzelne 
Verbrechen des Diebftahl8 oder des criminellen Banferotts 
eine ſolche Vorichrift zu erlaffen, würde nicht blos Icons 
jequenz, ſondern eine Verlegung der Gerechtigkeit liegen. 
Die Erfahrung ergiebt es, daß der Wucher oder andere 
Angriffe auf das Vermögen der Mitbürger, ja daß auch 
Die unnatürlichften Verbrechen, wie Blutvergießen, Gift 
mifcherei, Empörung ıc., eben jo gut, als der Diebftahl, 
zur Gewohnheit werden, und Die desfallfigen Organe und 
Dispofitionen der Individuen eine Ausbildung erlangen 
fönnen, wider deren Regenerirung und Ueberwindung Die 
gewöhnliche Gefebgebung nicht genügt. 

Die Ausftellungen, welhe Schwarze gegen bie 
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einzelnen Beflimmungen meined Art. 59 exhebt, kb 
folgende: 

H Zum Thatbeftande des Rrafbaren. Ruͤcffalls gemigt 
ihm nicht rechtskraͤftige Verurtheilung, ſondern er verlangt 
die vollzogene Strafe. Dieſe allein folle Den Verbrecher 
warnen und beſſern, nicht Das Erfennimig, und die Er⸗ 
fahrımg habe bewieſen, daß nur bie Strafvollſtreckung 
entſcheiden koͤnne. Es ſcheint Died Argument Dem Rich⸗ 
terſpruche eine unwuͤrdige und unhaltbare Bedeutung amter 
zuſchieben. Wer ſich von dem Ruͤckfall durch das Erkenntniß 
nicht zuruͤckhalten ließ, muß faf für eben m gefaͤhrlich 
gelten, als wenn ev die Strafe beftanden hat, weiſt man 
mir dem Gerichtäwefen die gebührenve Stellung an. Auch 
Wegt m der Annahme des Falles, Daß der Verbrecher Die 
anerkınnte Strafe, wenn man feine Begnadiginig annimmt, 
nicht abbüßte, die Vorausſetzung, er trage davon ſelber 
die Schuld, wuͤrde ſich ſomit ſelbſt vortheilhafter ſtellen, 
daß er ſich der Strafe zu entziehen verſtand. War eine 
Begnadigung eingetreten, ſo kann natürlich von ber recht⸗ 
lichen Kraft eines Erkenntnifſes nicht die Rede fein. Fuͤr 
das Weitere beziehe ich mich auf Die Würtemb. Motive 
zum Entwurf ©. 236 und auf Die Preuß. Reviflen von 
1945 1, 247. 38. Außer Wirt. Art. 124 und Bad. 
$. 184 haben auch alle Preuß. Geſetzentwuͤrfe ſeit 1843 
mein Princip. 

2) Es fei nicht zu billigen, Daß der Richter auf Die 
KRüdfallsichärfung zu erfennen gezwungen werde. Hier⸗ 
gegen gilt, was bereits zu Art. 55 von mir gejagt iſt. 
Die richterliche Willkuͤr darf nicht jo aufgefaßt werben, 
wie e® aus dielem Argumente folgen würde. Wenn Das 
D-A.,G. zu Dresden durch Die gemachten Erfahrungen 
gendthigt werden iſt, Die Erklaͤrung zu erlaffen, Daß biete 
Schärfung in jedem einzelnen Falle dem ridyteslichen Er⸗ 
meften anheimzugeben fei, je weiß man nacht, wie ber 
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Brt. 50 des Saͤchſ. Geſehbuches anters hätte lauten jollen,, 
weicher Den Richter venpflichtet, Die Straferhoͤhung nach 
feinem Ermeſſen einterten zu kaffee Dem; mie weit man: 
auch die Graͤnzen für dieſes richtexliche Eumefien: ausdehnt 
fe ſcheint doch nichts Anderes ame: Gido alß eine Bew 
mftichtung des Richtexs übrig zu bleiben, und wird, wm: 
sicht fün einzelne Ausnahmsfaͤlle dam Gefetze regrlmägig, 
einen unbegränen Umfang einzuräumen, Das Weitere 
Zandesherrlicher Gnade zu iübenlaffen fein Es würhe 
ſonſt in den einzelnen richterlichen Entſcheidungen eine zu 
guoße Berfchiedenheit. eintreten, weiche den. wichtigſten Zwodk 
einer: Geſetzgebung aufhöbe.. 

3). Es wird ferner gerügt, Daß Die Nachtheile einer 
Borichrikt, welche den Pächter unbedingt. anweiſe, Die 
Stwafſchaͤrfung eintreten zu laſſen, im meinem Entwurfe 
um ſo gewichtiger erichienen, weil ex Beine Verjährung 
des Ruͤckfalls annehme. Schwarze ſtellt zur Erlau⸗ 
terung den Fall auf, daß Jemand wegen eines Vergehens 
mit einer vierwoͤchentlichen Gefängnisfiwafe belegt worden, 
und nad Ablauf ven zwanzig Jahren und nad einem. 
inmittelft- tadellos verbrachten Leben ein. ſchweres Vera 
brechen begehe. Es wird hiergegen einzuwenden jein, was 
überhaupt bie caſuiſtiſchen Argumente bedenkhhch macht 
Um das Schreiende in dem gegebenen Falle zu maͤßigen, 
wird man heftimmen mäffen, wie es kam, daß hier ein 
Muckfall. angenommen werben bonnte. Hat er wegen 
Muchers nach Art 178 jene Gefängmßßrafe enfisten, fe 
wird er außerdem as) noch an Galde geſtraft worden 
fein, und wer ex albsdann wegen Wuchens nichtsdeſto⸗ 
weniger felbft nach zwanzig Jahren onen nach. einem ſon⸗ 
fligem langen Zeitverlauf ſich wieber artappen haͤt, ſo iſt 
nach: den gewoͤhnlichen Erfahmngen num anzunehmen, er 
follte in der Zwiſchenzeit leinen Wucher getrieben haken. 
Vielleicht wor es durch Die Unterkishung nur gemigigt, 


: 458 Beiträge zur vergleichenden Griminalgefegebung. 


und daher in mandyen Formen vorfihtiger geworden, io 
daß die Juſtiz Ihm nicht beifommen fonnte. Das vors 
theilhafte Leumundszeugniß würde alsdann wenig bedeuten, 
zumal, wenn fein Geichäft, etwa als Pfandverleiher ober 
Kapitaliſt, ihm Gelegenheit darbot, feinen verbrecheriichen 
Betrieb fortzujegen. Läge aber wirklich ein fo fonderbarer 
Fall vor, von dem ſich nicht vermuthen läßt, er habe die 
Berüdfihtigung der Legislation finden koͤnnen, fo eignet 
fi, der Fall zum Eintritt Landesherrlicher Gnade, wenn 
man von ihr Die richtige Anficht feſthaͤlt (ogl. meine Rechts⸗ 
phitofophle $. S6 ff. und Mittermaier zu Feuerbach 
$. 63 Not. 3). Hier eine allgemeine Berjährungsfrift 
vorzufchreiben, hat zuerft das Bedenkliche einer jeden fol- 
hen, ganz willfürlichen legislativen Grängbeftimmung. 
Schwarze jelbft jagt, Die in Sachſen angenommene fünf- 
zehnjährige Verjährung fei ein zu großer Zeitraum. Er 
wäre freilih in dem von ihm erzählten Falle geräumig 
genug geweſen. Aber ließe fich nicht einem jeden Zeit 
raume bei Erwägung der befonderen Umftände des ein- 
zelnen Falles ein folcher Vorwurf machen? Mir fcheint 
eine jolche Beftimmung, welche ſich übrigens nad) Saͤchſ. 
(Art. 76) Vorgange nur noch im Brichw. $. 71, 4 und 
Darmft. Art. 103 findet, aud) Das Relative gegen fich zu 
haben, das überhaupt darin liegt, wenn ein ſchon einmal 
verurtheilter Verbrecher nad) einer längeren oder fürzeren 
Zeit wieder in die Hände der Gerechtigkeit fällt. Man 
würde einem zufälligen Umftande eine abiolute Wirkung 
beilegen, wollte man blos wegen irgend eines Zeitverlaufes 
den Rüdfall nicht beftrafen. Gerade wenn man die Zeit 
beftimmungen feftftellen will, erblidt man das rein Ar⸗ 
biträre folcher abfoluter Wirkungen relativer Urfachen. 

4) Zulegt wird es meiner Vorfehrift zum Vorwurf 
gemacht, daß fie nicht angiebt, was unter gleichartigen 
Berbrechen zu verftehen jei, wenn fie auf Diele und auf 
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gleiche den ftrafbaren Rüdfall beſchraͤnkt. Es wird dabei 
erwähnt, daß die Beftimmungen des Sädf. Art. 59 dar⸗ 
über, was unter gleichartigen zu verfiehen jei, manche 
Ausſtellungen zuließen. Das iſt es eben, was mich zus 
naͤchſt veranlaßte, eine folche Beſtimmung wegzulaften, 
weldher man freilich auch in anderen Geſetzgebungen bes 
gegnet (vgl. Mittermater zu Feuerbad $. 132. a 
Anm. 14), der aber faft immer der Tadel der Willfür- 
Tichfeit vorgehalten werden fann (vgl. Mittermaier 
Anm. 19. Sodann geht meine Vorfehrift nicht auf gleiche 
und gleichartige Verbrechen, wodurch allerdings der Begriff 
der Lesteren ſchwankend gemacht werben würde, jonbern 
auf daſſelbe oder ein gleichartiged, wo es dann am na 
türlichften ift, Die Verbrechen, welche in dem ipeciellen 
Theil umter eine Gattungs-Rubrit geftellt find, ald Arten 
zu betrachten. Wenn die Methode, welche bei. der Ans 
ordnung bes befonderen Theild beobachtet worden ift, ſich 
auf fo feſte Grundſaͤtze ftügt, wie in meinem Entwurfe, 
jo wird man hier mit einer großen Sicherheit zu Werfe 
gehen fönnen. Was inzwifchen zweifelhaft bleibt, muß. 
und fann gerade dem richterlichen Ermeflen anbeimgegeben 
und dadurch Die vermeintliche Härte in den beſonderen 
Fällen eeemalle ausgeglichen und vermieden werben. 
GForiſ. folgt.) 


XVI. 


Können, Perſonen, welche an Seelenftörung, leiden, 
als Zeugen in frafrechtlihen Verhandlungen uer- 
nommen merden ? 

Erläuytert durch merfwürdige Straffüllie 
von 


Mittermaier. 


Die deutſche Rechtsäͤbung und Die Geſehgebamgen, 
weiche durch befiimmte Regeln die Beweislehre ordnen, 
rechnen Perſenen, weiche on Wahnſinn, Raſerei u. 9. 
Leiden, zu den umuͤchtigen Zeugen. Auch Die engliiche und 
nordamerikaniſche Beweislehre ftellte den Grunding ber 
Ausichließung ſolcher Berionen vom Zeugniſſe auf. Neuer⸗ 
Ad, in, England vongekommene Källe find aber geeignet, 
die Debenklichkeit einer ſolchen Regel zu zeigen. Im einemn 
in London im Iammar 1851 im Centnalgerichtähofe vers 
handeitien Yalle, in weldyem der Inipektor einer Irrenan⸗ 
ftalt, Hill, wegen Tödtung eines Geifteöfranfen in Der 
Anftalt durch Mißhandlungen, vor Gericht geftellt wurde, 
war von dem Anwalte der Anklage ald Hauptzeuge ein 
Pflegling der Anftalt, Donelly, weldyer bei den Mißhand⸗ 
lungen gegenwärtig war, vorgeladen. Gegen jeine Zu: 
läffigfeit al8 Zeugen erhob ſich jogleich der Vertheidiger 
mit der Berufung, daß ein Geifteöfranfer nad) engliichem 
Rechte nicht Zeuge fein und nicht zum Eide gelaflen wer: 
den könne. Der Richter erklärte, daß es vorerft darauf 
ankommen würde, Durch nähere Befragung des Zeugen zu 
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erſahren, ob er eine Mare Vorſtellung von der Bedeu⸗ 
tumg und Heiligkeit des Eides habe und überhaupt geeig: 
net jei, gebörig zu beobachten und treu Bas Erfahrene im 
Gedaͤchtniſſe zu bewahren ımd in der Folge auszuiagen. 
Der Richter ſtellte nun Fragen an Donelly, aus beffen 
Antworten ih ergab, daß feine Krankheit darin beftände, 
daß er befkändig von Geiſtern ſich umgeben glaubte, 
weldye Die veriehiedenartigiten Stimmen ihm zuflüfterten. 
Donelly erflärte,. daß er woht wiſſe, was ein Eid fei, 
Daß er darnach verpflichtet wäre, Die vollfte Wahrheit zu 
jagen, und daß er, wenn er faljch ſchwoͤren würde, in Die 
Hölle lommen würde (der Zeuge ift Katholik) und daß 
firenge meltliche Strafen ihn im Yalle des falſchen Eides 
treffen würden. Auf die Frage bed Richters, ob er, da 
er felbft geftehe, Daß Geifter ihn immer umgeben und ihm 
Allerkei zuflüfterten, im Stande fein werde, Wahrheit zu 
jagen, Indem er die Zuflüfterungen der Geifter mit den 
wirklichen Thatſachen verwechſeln würde, erklärte Der Zenge, 
Daß er ſehr wohl untericheiven fönme, was er wirklich 
fehe und höre und dasjenige, was die Beifter ihm jagen, 
Daß auch eben, während er ausſage, Die Geifter ihm Mans 
ches zmflüfterten, daß er fich aber nicht irre machen lafle. 
— Bon einem vernommenen Zeugen erfuhr man, Daß er 
den Donelly für fähig halte, über alle Verhäftnifie Aus— 
kunft zu geben; ein anderer Zeuge gab an, daß ed mög- 
lich fei, Daß Jemand eine fire Frankhafte Borftellung (de- 
lusion) habe, und doch fähig fei in Bezug auf alle an⸗ 
deren Gegenftände. Zeuge fügte bei: ich fand Donelly 
immer verftändig, mit Ausnahme der Gegenftände, die 
fi) auf feine delusion beziehen. Der Richter verfügte 
num, Daß Dioneliy beeidigt wurde ımd ungeachtet Des Fhng- 
ften Kreuzverhoͤrs von Seite des Bertheidigerd gab Dos 
nelly üben alle Thatiachen der Rißhandlung io klar und 
beftimmt Auskunft, daß Die allgemeine Stimme die Ueber⸗ 
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zeugung von der Wahrhaftigkeit jeined Zeugniffed Hatte. 
Der Richter machte jedoch in feinem Schlußvortrage wars 
nend Die Gejchwornen auf die Gefährlichkeit des Zeugnifs 
jed eines Seelengeftörten aufmerkſam und warnte ſie, zu 
viel zu trauen; die Geſchwornen fanden den Angeklagten 
ſchuldig, der Richter aber ſprach noch jeine Bedenken aus, 
iprad) Fein Urtheil, jondern rejervirte Die Frage: ob en 
Geifteöfranfer Zeuge fein koͤnne, für die Enticheidung des 
cpurt of appeal, in welchen feit dem Gelege von 
1848 refervirte Rechtsfragen gebracht werden. — Am 
3. Mai 1851 begann nun vor dem ehrwürbigen Lords». 
oberrichter Campbell und andern tüchtigen Richtern im court 
of appeal die Verhandlung über die Rechtöfrage. Der 
BVertheidiger des Berurtheilten (Bolicer) ſuchte darzu⸗ 
thun, daß nad) engliicher Rechtsübung ein Geiftesfranfer 
als non compos mentis nicht Zeuge ſein fönne; 
Campbell bemerkte, Daß es nur darauf anfomme, ob ber 
Richter den Donelly zum Eide hätte zulaffen Dürfen. Der 
Bertheidiger ſagte, daß ein Wahnfinniger Die Wahrheit 
nicht beobachten und jagen Fönnte; ed koͤnnte ſich ja Je⸗ 
mand einbilden, daß er ſelbſt Gott oder der Papſt wäre. 
Gampbell erwiederte, es fomme auf den einzelnen Fall 
und die Rothwendigkeit an; Richter Collridge (der in den 
Ajlifen gegen Hill präftdirte) rief: ein folcher Ball habe 
vorgelegen. Als der Bertheidiger bemerfte, daß Taylor 
ausipreche, daß ein Menich nicht an delusion leiden 
fönne, wenn nicht fein Gehirn frank wäre, fagte Campbell, 
daß einer jeiner vertrauten Aerzte oft jage, Daß alle Men- 
ſchen verrüdt wären, daß man daher nicht zuviel auf 
joldye Aeußerungen der Aerzte bauen fönne und erflärte 
dann, daß e8 jest ein feftftehender Sag ber engliichen 
Praxis wäre: daß der Richter zu enticheiden Babe, ob 
eine Perſon zum Zeugniffe zugelaffen ſei, während es 
Sache der Geſchworenen wäre, zu prüfen, wie viel fe 
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dem Zeugen Glauben ſchenkten. Campbell ſprach dam 
in jeinem Schlußvortrage feine Freude darüber aus, Daß 
die Frage referoirt worden ſei. Nach jeiner Anficht komme 
es darauf an, daß bei einem Zeugen, der an delusion 
leide, der Richter in Bezug auf die Zuläfftgfeit des Zeu- 
gen prüfe, ob ber Zeuge religidien Sinn habe und Die 
Natur des Eides verftehe, Jemand fönne non compos 
mentis jein und Doch zum Zeugnifle zugelafien werden. 
Es müßte die Beichaffenheit feiner Krankheit unterjucht 
werden. Campbell jagte dann: Ich glaube, Daß ber 
Zeuge Donelly richtig zum Zeugniffe zugelaffen worben 
fei (der Richter bezieht ſich auf Die dritten angeführten 
-Zeugenausjagen). Donelly litt an delusion in Bezug 
auf Geifter, Die ihn umgeben; er war fo monomaniacus. 
Um zu erforfchen, ob ber Zeuge glaubwürdig fei, mag 
man ihn dem Kreugverhör unterwerfen und Zeugen vor- 
dringen, die über feine Unfähigkeit ausiagen koͤnnen. Es 
würde traurig jein, bemerft der Richter, wenn man an⸗ 
dere Grundſatze aufitellen wollte. Man denke ſich den 
Fall, wenn in einer Irrenanftalt Gewwaltihätigfeiten vor- 
- Tommen und der Kranke der fcheußlichften Willkuͤr aus- 
gelebt wäre, wenn Die anweſenden Irren gar nicht ale 
Zeugen abgehört werben dürften. Die übrigen Richter 
ftimmten bei und Die Verurtheilung wurde beftätigt. Campbell 
fügte bei: Wenn man Alle, Die an delusion leiden, vom 
Zeugniffe ausichließen wollte, jo hätte Sofrates auch nicht 
Zeuge fein Eönnen; denn er habe zwar nicht an viele 
©eifter, aber an einen Geift geglaubt, der ihn immer be 
fuchte. 

In neueſter Zeit find in England noch zwei andere 
Fälle vorgefommen, in welchen Die Frage über Zuläfftg- 
fett eines Geifteöfranfen zum Zeugniffe verhandelt wurde. 
— Ein Mann wurde wegen Mordes angeflagt, aber auf 
den rund der insanity von den Geſchwornen nicht ſchuldig 
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befimden. Er war im Beflingiüffe mit einem Anderen, 
auch des Mordes Angeklagten, verwahrt, amd gab am, 
daß Ihm fein Meitgefangener em Geſtaͤndniß feines Vers 
socchensd gemadyt habe. Als bei ber Gerichtsverhandlung 
über den andern Angeklagten, Der wegen insanity freige- 
ſprochen, von Dem Anfläger als Zeuge vernommen werben 
ſolne, erheb fich Togleich der Vormann der Geſchwornen 
und erflärte, daß die Geſchwornen fein Wort von allen 
dem glauben werden, was der Zeuge ausſagen möchte. 
Huf dieſe Erklärung wurde Der Zeuge gar nicht abge⸗, 
hört. 

Am 17. December 1852 fam in Middleſſer eine 
Berhandlung vor (8 mar der Fall einer Appellation), in 
weicher ein Griſteskranker als Zeuge ericheinen ſollte. Der 
Richter wollte wicht ſogleich über Die Zuläffigkeit entſchei⸗ 
den, ſondern erſt ſich beſſer berathen. Er kam nun mi 
der Erklaͤrung zuruͤck, dag er ſich mit B. Parke (einem 
der ſcharffinnigſten Richter) berathen habe, daß ſie den 
Fall vrdenklich fanden, und Der Richter zmerſt den Arzt 
der Anftalt vernehmen wollte. Der vorgerufene Arzt 
ſprach ſeine Ueberzeugimg aus, daß Der Zeuge über Alles, 
was vorging, ehe er wahnjinnig wurde, Gedächtniß habe. 
(Es kam in dem Falle auf ſolche Thatſachen an.) Hier⸗ 
auf wurde Der Zeuge gerufen, genau geprüft, ob er ge 
Hörige Vorſtellung von dem Eide Habe, dann beeidigt und 
fügte Dann klar und beftimmt aus, worauf der Richter 
DaB Urtheil beftätigt, mit der Erflärung, daß fi) aus ber 
Vernehmung ergeben Habe, Daß Der Zeuge ſehr gutes Ge 
daͤchtniß hatte. — Die mitgetheilten Bälle find der allge 
meinen Aufmerkſamkeit würdig. Wir wünfchen, daß Sadı- 
verftändige fich tiber ihre Erfahrungen ausiprechen. Denfe 
mim ſich einen Fall, mie ihn Lord Campbell anführt, Daß 
ein Wärter einer Irrenanſtalt einen Kranken fo mißhen- 
deite, daß er an den Zolgen ftirbt. Mögen dann noch 
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fo viel Seiſtesiraube zur Zeit der Mißhandlung im Saale 
gegenwärtig geweſen jein, io ift ber vohe Wörter doch 
ficher, daß er nicht Aberwieien werden kann, weil man bie 
Geiſteskranken nicht als Zeugen vernehmen darf. Der 
Verfaſſer dieſes Auffahzes habte ſchon vor vielen Jahren 
in feiner Lehre vom Bewbiſe, S. 319, zwar auch Wahn⸗ 
ſinnige, Raſende ec. zu den untüthtigen Zeugen gerechnet 
und nur da eine Ausnahme gemacht, wenn ſolche Per⸗ 
ſonen im hellen Zwiſchenraum fi befanden; er hat fpäter 
im Steafurfahon H. S. 398 mit Beziehung auf «Iinen 
von Gmdin angeführten Fall felbit Die Bepenklichtet 
einer allgemeinen Wegel hervorgehoben, 3. B. wenn ein 
‚genothzichtigees, durch die Mißhandlung in Geiſteskrank⸗ 
beit verfehtes Maͤdchen gar nicht als Zeugin vernommen 
werben ſollte. — In Gmglnd war man früher ſchnell fer 
fg mit dem Sage: daß Geiſteskranke nicht Zeugen ſein 
fönnten. Erſt ſpaͤter hane zuerft Belt in feinem (von Mar- 
quardſen uͤberſetzten) Werke: a treatise on the princi- 
ples of evidence p. 16789 ſich gegen Die Allgemein⸗ 
heit des Satzes erflirt und auf Die verithledenen Wr 
ten ‚der Seelenftörungen aufmerkſam gemacht. Es war 
meb iſt zum Theil jegt noch) ein großer Nachtheil, 
daß unſere Juriſten (von denen ſo viele Alles wiſſen, was 
im Corpus ſteht, aber nicht genng die Fortſchritte der 
Wiſſenſchaſten beachten) bei der Seelenftönmg immer me 
an die Form der Narcheit, oder eines eine Verwirrung 
des Verſtandes hHerbeiführenden Wahnflm ober Rafereien 
denken, aber eben jo wenig das Weſen ber Wanie, wech 
des pattielben Wahnſinns gehörig beachten. Wer mit den 
neueren Forſchungen engliicher, franzoͤſtſcher ober deutſchor 
Irrenaͤrzte ſich vertraut macht, weiß, daß jo viele Per 
fonen an Seelenftörung leiden, während nur eine Fran 
hafte Vorftellung fie beherrſcht, oder. eine Tranfhafte Be 
gierde bei der Manie ded Kranken fid, bemächligt, wel: 
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her da, wo der Anfall nicht zum Ausbruche kommt, voͤl⸗ 
fig _verftändig über Alles fpricht. Wer Diein neuefter Zeit 
von Briere de Boismont in den Anmales d’Hygiene, 
Elsace 1852, Octobre p. 339 gelammelten Beobadh- 
tungen über monomanie de persecution, unb die von 
Boileau de Eaftelnau über folie instantanee (in den 
Annales d’Hygiene 1851, Janvier, p. 215) und die seit 
H Jahren in Irrenhäufern und Gefängniffen gemachten 
Beobachtungen des trefflichen Bingtrinier (in Annales 
d’Hygiene, 1852, Octobre, p. 369 genauer ftudirt, erfährt, 
daß felbft die größten Irrenärzte oft darüber fich täufchen 
können, ob eine Perjon an Seelenftörung leidet, und daß 
namentlich wahre Seelengeftörte, die an partiellem Wahn: 
finn leiden, Stunden lang über alle Rebensverhältnifie, 
über Wiftenichaft und Kunſt iprechen, jelbft an mufifalifchen 
Leiftungen mit aller Praͤciſion Theil nehmen fönnen. Bor: 
züglich ift es hergeftellt, Daß Geiftesfranfe jolcher Art ein 
treued Gedaͤchtniß in Bezug auf alle Thatiachen Haben, 
bie ihrer Krankheit vorausgingen (obwohl wir zugeben, 
daß bei der Befragung folcdher Verfonen Die größte Bor: 
fit nothwendig ift, weil möglicherweife ihre lebhafte 
Phantaſie Die Lüden des Gedächtnifies ausfuͤllt. Herr 
Beſt (p. 169) führt den Sal an, daB ein als Irrenarzt 
ausgezeichneter Arzt vor Gericht bezeugte, daß, ald im Ge- 
bäude der Irrenanftalt Aenderungen gemacht werden foll- 
ten, die beiten — nachher auch angenommenen Baupläne 
von einem Geiſteskranken vorgelegt wurden. Ray (ber 
treffliche nordamerifanifche Irrenarzt in MWorcefter) ent- 
wickelt in feinem gründlichen Werfe: treatise on the me- 
dical jurisprudence of insanity, Boston 1849) treff- 
lich die Natur des partiellen Wahnſinns, zeigt nament- 
Gh, daß ſolche Kranke ſehr gutes Gedaͤchtniß haben und 
fährt einen Fall an, in welchem 1833 bei dem oberften 
Gerichtshofe in Maine ein Geiſteskranker, der ſich für einen 
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infpirieten Apoftel hielt, als Zeuge über alle Punkte, Die 
nicht mit feiner firen Idee zufammenhingen, wie jeder 
andre Gefunde ausſagte. — Ueber den Einfluß heller 
Zwilchenräume enthält das Werf von Dean, medical ju- 
risprudence p. 526 etc.) ſchoͤne Entwidelungen. 

Unfere Bemerfungen Haben nur den Zwed, Sadjver: 
ftändige zur weitern Prüfung des Gegenftandes zu ver: 
anlaflen. 
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Im Verlage von C. U. Schwetſchke & Sohn in Braun: 
ſchweig ift erſchienen: 


Das Strafgeſetzbuch 


für die 
Preußiſchen Staaten 
mit Beifügung der nach den neueſten Strafgeſetzbuͤchern 
in Deſterreich, Baiern, Oldenburg, Sachſen, Braun⸗ 
ſchweig, Lippe⸗Detmold, Hannover, Heſſen⸗Darmſtadt, 
Baden und den Thüringiſchen Staaten 
geltenden Strafbeſtimmungen. 


Herausgegeben von 
Dr. €. F. Müller. 
gr. 8. 42 Bon. 2 Thle. 22%, Ser. 


Nachdem Preußen in die Reihe derjenigen Staaten getreten ift, 
welcdye neuere, entfprechendere Strafgefe büdıer erlafien haben, dieſe 
Staaten aber den überwiegend größten Theil Deutfchlands umfaflen, 
dürfte es dem zahlreichen Surifenfiande erwünfcht fein, eine Ausgabe 
veranflaltet zu Irre weldhe die Abweichungen der fänmtlichen übri- 
gen neueren beutichen Strafgeſetzbücher enthält. 


Beiträge 


um 


Obligationenredt. 


Bon 
Friedrich Mommfen, 


Doctor der Rechte. 





Erfte Abtheilung: 


Die Unmöglichkeit der Leiftung in ihrem Einfluß auf 
obligatorifche Verhältnifie. 


gr. 8, 27, Ban. 


Trud von M. Bruhn in Braunfdweig- 


—WM 


Druckfehler 
im II. Stück des Arch. f. Er. v. 1853. 


207 3. 8 von unten ſtatt des lies der. 

213 3. 11 von oben 1746 lies 746. 

218 3. 8 von unten exercendos lies exercendas. 
219 Rote 33 und S. 222 Note 40 flatt Welker lies Walter. 


. 220 Note 36 lefe man Sueton. (Cal. 34). 


223 3. 17 von unten ſtatt solos lies salus. 
224 3. 9 von unten flatt quod ließ quae. 


. 233 3. 23 lie Harmenopulos. 


Archiv 


des 


Criminalrechts. 


Neue Folge 


Herausgegeben 


von 


A v. Arnold 
S abess in München, 


F. M. B. Birnbaum A. W. Heffter E. Herrmann 
in Gießen, in Berlin, in — 


C. J. A. Mittermaier H. A. 
in Heidelberg, in Göttingen. 


Jahrgang 1853. 


Biertes Stud. 


Braunfhweig, 
C. A. Schwetfchte und Sohn, 
(M. Bruhn.) 
1853. 
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. Die Strafproceßordnung Defterreihs vom 29. 


Inhalt. 


Viertes Städ. 


Ueber den gegenwärtigen Standpunkt der Straf: 
gefeßgebung mit Prüfung der Foriſchritte derfel- 
ben in Bezug auf die Gefeßgebungsarbeiten in 
Deutſchland, in Frankreich, Belgien, ver Schweiz, 
in Italien, insbefondere das neue toskaniſche 
Strafgeſetzbuch, das Gefehbuh für Malta und 
für Portugal, von Mittermaier. (Fortſetzung 


des Auffages in Ar. XVII. des Ergänzungsheftes.) S. 469 


. Ueber Betrug bei Gingehung eines — 
— 506 
. Beitrag zur Lehre der Fahrlaͤſſigkeit. Bon Dr. 
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Strafproceßordnung, der Entwurf von Strafpro⸗ 
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XXIV. 


Ueber den 
gegenwärtigen Standpunft der Strafgefeggebung 
mit Prüfung 
der Fortſchritte Derfelben in Bezug auf die Gefeßgebungsarbei- 
ten in Deutfchland, in Frankreich, Belgien, der Schmeiz, in 
Stalien, insbeſondere das neue toßfanifche Strafgefeßbuch, das 
Geſetzbuch für Malta und für Portugal, 


von 


Mittermaier. 


(Fortſetzung des Aufſatzes in Nr. XVII. des Ergänzungsheftes.) 


Bon den neueren Leiſtungen der Geſetzgebung ber 
Schweiz auf dem Strafgebiete verdient das Strafgeſetzbuch 
von Freiburg D Aufmerkfamfeit (verfündet am 18. Juli 
1849, aus 463 Paragraphen beftehend). Wenn ed aud) 
von dem Vorwurfe bedeutender Mängel nicht freigefprochen 
werden fann, jo iſt e8 Doch bedeutend durch Die us 
heit jeiner Beftimmungen und feines Strafenfoftems un 
durch Die freilich nicht ganz confequent durchgeführte Frei⸗ 
heit des richterlihen Ermeſſens. Es ift berechnet auf Die 
Anwendung durch Geſchworne, welche die Schuldfrage zu 
enticheiden haben. Das Geſetzbuch Fennt feine Todes⸗ 


1) Code penal du Canton de Fribourg. 1849. 
Archiv d. Er. R. 1853. IV. St. Gg 
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fteafe; Die Freiheitsftrafen find: 1) das Zmangsarbeits- 
haus (maison de force), 2) die Reclufion (feine Diefer 
Strafen fann unter 3 Monaten erkannt werben) ; die erfte 
unterfcheidet ſich von der zweiten dadurch, daß bei ihr der 
Berurtheilte auch zu Arbeiten außer dem Haufe ?), bei 
der Recluſion nur zu Arbeiten im Innern verwendet 
wird (Art. 11—13). Verſchieden davon ift Die Einfchlies 
ßung im Gefängnifie (von 1 Monat bis zu 2 Jahren. 
Ueber Dolus und Eulpa enthält das Geſetzbuch Art. 28 
die Beſtimmung, daß ein Verbrechen (crime) nicht one 
Die Abficht, e8 zu verüben, begangen werden fann; nad) 
Art. 31 wird Die mur aus Fahrläffigkeit verübte Hand⸗ 
fung cortectionell beſtraft. Nach Art. 32 iſt Wille und 
nicht Fahrläffigkeit vorhanden, wenn die Folgen des Ber 
brechend vorhergeiehen werben fonnten. 2) Der Verſuch 
(35) ift nur firafbar, wenn er einen Anfang der Ausfüh- 
rung enthält; nach 36 ift fein Minimum, fondern nur 
ein Marimum der Strafe gedroht; der Richter Tann, wenn 
der Thäter freiwillig von: der Vollendung feines Ver⸗ 
brechens abfteht, eine mildere oder gar keine Strafe eins 


2) Man muß bedauern, daß in den neueren Geſe — 2 
Strafe ber öffentlichen Arbeiten vorkommt. ehr richti 
die neuefte Schrift: Die Beziehungen des habil eek 
buchs zum Pönitentiarfuftem, insbefondere die Beſtimmungen 
über die öffentlichen Arbeiten, die uriheilsmäßigen OLE 
A en ꝛc., von Füßlin, Vorſteher des — en ya 
ruchſal. Karlsruhe 1853.” darüber geurtheilt. 
—xX Arbeiten iſt unverträglich mit dem Be 
cip, fie vernichtet für die meiſten Beſtraften das Merkmal der 
Strafe, zerftört den Reſt des Ehrgefühls, veranlaßt vielfache 
geführte en en, macht die nothwendige beſtaͤndige 
ffiht über die Strä Ninge unmöglich. 


3) Dies ift eine der Wiffenfchaft und der eo wiberftreis 
tende Beſtimmung; denn dadurch muß in vielen- Faͤllen reiner 
Fahrläffigfeit Dolus angenommen werben, ba oft ber Fahr⸗ 
läffige die Möglichfeit fchlimmer Folgen vorherficht, aber feiner 
Ge iflichfeit vertraut und ficher ift, daß bie ſchüimme Folge 
nicht eintreten werde. 
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treten lafſen. Als Urheber werden (39) nicht blos die 
Hauptthäter,. tondern auch ber Anftifter und derjenige be 
ſtraft, welcher bei der Ausführung des Verbrechens um 
mittelbar Dem Thöter Bit. Die Strafe der Gehülfen iſt 
, bis %/, der dem Verbrechen gedrohten Strafe (44). 
Das Complott (47) bewirkt, Daß Die Theilnehmer am 
demfelben entweder als Urheber oder Gehälfen beftcaft 
werden, je nachdem ihre Theilnahme in Bezug auf ben 
Entſchluß und Die Ausführung eine hauptſächliche ober 
acceſſoriſche iſt. Nach 49 kann der Richter demjenigen 
Urheber oder Gehülfen, welcher auf alle mögliche Art ſich 
bemuͤhte, die Ausführung des Verbrechens zu verhindern, 
die Strafe mildern oder ganz erlafien. In Berug auf 
Zurechnumg ftellt das Geſetz Fein Princip auf, fondern 
ſpricht mu aus, daß derjenige nidyt beftraft werden kann, 
welcher 1) das 14. Jahr erreiht, % aber noch nidk 
38 Jahre alt iſt und ohne Unterſcheidungskraft gehandelt 
Sat; 2) wenn er im Zuftande Des Wahnfinns war ober 
von einer Krankheit oder einem Gebrechen befallen wurbe, 
die ihn hinderten, Die Folgen und die Strafbarkeit feiner 
Handlung zu erfenmen; 3) wenn er durch eine unwider⸗ 
ftehliche Gewalt zu dem Berbrechen beftimmt wurde. “Die 
Rothwehr ift nad) 58 anerkannt zum Schub der Perſon 
oder Der Wohnung oder des Eigenthums. Wer unter 
dem Einfluß von Gemwaltthaten oder Drohungen, Die geeignet 
waren, Furcht vor Uebeln für fich oder die Seinigen ein: 
zuflößen, oder auf den Grund einer heftigen Provocation 
ein Berbrechen verübt, kann ftraflos erklärt oder milder 
beftraft werden (58). Wer in höchfter Noth Lebensmittel 
wegnimmt, ift ftraflos (59%. Das Geſetz (62—63) zühlt 
4 Straferhöhungs- und 9 Minderungsgründe auf.) Die 


4) Rah Art. 52. 
5) Ob biefe Gründe auch als Milderungsgründe wirfen dürfen und 
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Trunkerheit fol (65) in der Regel Fein Milderungsgrund 
fein, aber der Richter kann nach den Umſtänden Den Zu⸗ 
Rand berüdfichtigen. In Bezug auf Eoncurrenz des Ber 
brechens ift (67) ber Grundſatz aufgeftellt, Daß Die ſchwerſte 
Strafe allein angewendet wird, und bie anderen Verbrechen 
als Erhöhungsgründe gelten. Wenn nad ihrem Zuſam⸗ 
menhange mehrere Handlungen Das naͤmliche Berbrechen 
begründen, jo wird Die Strafe um 4, erhöht (69). Im 
Anſehung des Rüdfalls nimmt Art. 70 einen joldhen nur 
an, wenn der Beftrafte ein Verbrechen der nämlichen Art 
(was Dies ift, bezeichnet das Beleg unter 10 Rummern) 
wieder verübt, fteigert dann immer die fonft verwirkte 
Strafe um Y, oder 4, oder um das zweifache, dreifache, 
nimmt aber feinen Rüdfall un, wenn ſeit Der erften Strafe 
15 Jahre verflofien find und die Aufführung des Thaͤters 
tadellos ift. 

Was Die Anordnung der einzelnen Verbrechen im 
beionderen Theile betrifft, fo folgt das Freiburger Geſetz⸗ 
buch noch zu viel der Sitte der neueren Geſetzbuͤcher, Die 
einzelnen Verbrechen unter jogenannte wiſſenſchaftliche Ge 
ſichtopunkte aufzuftellen. ) In Anfehung der Begriffsbe- 
flimmung der einzelnen Verbrechen ift die Faſſung Des 
Geſetzbuchs gewöhnlich ſehr einfach; bei manchen ift nur 
der allgemeine Ausdruck 3. B. bei Nothzucdht (158) das 
Wort: viol gebraucht; bei anderen, z. B. Diebftahl, ift ein 
genau gefaßter Begriff; ) bei anderen, z. B. Betrug, der 


die Richter unter Minima herabgehen koͤnnen, ergiebt ſich nicht 
aus der Yaflung des ehe. 

6) 3. B. Titel IV. vom Verbrechen wider ben öffentlihen Glaus 
ben (wohin Münzfälfhung, Urfundenfälfhung, falfches Zeug: 
niß geftellt werden), oder Titel V. Verbrechen gegen die Sitten 
(wo auch von Bigamie gefprodhen wird). Die Rechtsanwen⸗ 
dung gewinnt durch foldhe Aufftellung nichts, und wirb ſelbſt 
leicht verwirrt, weil die Gefichtspunfte fehr unbeftimmt find. 

7) Nah Art. 215 begeht wohl derjenige, welcher wiflentlih und 
mit der Abfiht der Aneignung eine fremde Sache ohne Cin⸗ 

/ 
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Begriff in einer ſehr allgemeinen Faffung 9 angegeben.® 
In Bezug auf die Strafdrohungen hat Das Freiburger 
Geſetzbuch die Sitte, Die am ichwerften beftraften Zälle an 
die Spige zu ftellen und Daran Die geringer ftrafbaren am 
zureihen. Sehr hart find die Beflimmungen über Toͤdtun⸗ 
gen; wer abfichtlich einen Andern tödtet, wird (168) mit 
Freiheitäftrafe von 20—30 Jahre belegt, und (nad) 169) 
mit lebenslänglicher Zimangsarbeit beftraft, wenn 1) Das 
Verbrechen mit Vorbedacht, oder 2)- durch Vergiftung, ober 
3) gegen Verwandte, Ehegatten oder einen Beamten wähs 
rend oder in Bezug auf feine Dienftverrichtungen verübt 
wird. 19) Man bemerkt, daß Hier vom Unterichieb von 
Mord und Todtſchlag nicht gefprochen und jeder Todtichlag 
mit O— 30 Jahren Strafe bedroht if. Es fcheint, Daß 
das Geſetzbuch für die Fälle geringerer Verſchuldung nur 
durch Die Geftattung der Herabfegung der Strafe wegen 
Milderungsgründe (58—63) helfen will. Der Kindes⸗ 
morb (173) iſt mit Einfperrung von 2—1V Jahren be 
droht; Die Strafe kann auf 1—6 Jahre herabgeieht wer 
den, wenn der Tod die Folge abfichtlicher Unterlaffung 
nöthiger Sorgfalt war. — Bei der Körperverlegung find 


willigung des Eigenthümers oder Beſitzers oder Inhabers, je 
an Fe Gewaltanwendung, entzieht ober wegnimmt, einen 
ebftahl. 
8) Nach Art. 249 begeht Betrug (fraude) derjenige, weldher außer 
ben Fällen der Faͤlſchung eine Berfon zum Nachtheile ihrer 
Nechte täufcht, entweder indem er Irrthum bet ihr ——— 
unerlaubter Weiſe die Wahrheit verhehlſt — Man erkt 
leicht, daß bei dieſer Definition alle civilrechtlichen Uebervor⸗ 
theilungen zum Betruge gerechnet werden koͤnnen. 
9) Dahin gehört auch die Yaffung des Art. 184 „über Körpervers 
legung.* Diefer macht ſich Fauldig Jeder, welcher ohne Abs 
t zu töbten, aber rechtswidrig und abfichtlich gewaltibätig 
einen Andern anfällt, mißhandelt, verwundet oder gegen ihn, 
feinen Körper oder feine Gefunpheit ſchaͤdliche Handlungen 


vornimmt. 
20) a. Art. 341 if die Toͤdtung aus Yahrläffigkeit correctionell 
eftraft. 
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bie Abſtufungen der Strafe (auf bie fehlerhafte Weife 
mehrerer neneren Gejeßbücher 1h nach Der Dauer Der ver 
urſachten Berufsunfähigfeit gemacht (186), und bei Dieb⸗ 
ſtahl iR die Stenfe nach dem Betrage des Geſſtohlenen 
abgehuft (219). 

Die Vorzüge des Geſetzbuchs liegen darin, Daß es 
außer dem allgemeinen Milderungsrechte durch beſchraͤn⸗ 
kende Zufäße Die Härte Der Strafanmendung zu befeitigen 
ſucht. Dahin gehören z. B. der Art. 250, nad, welchem 
die Anklagekammer bei dem Diebftahle, weicher font nach 
der geieplichen Borichrift mit der Strafe des Verbrechens 
> B. wegen Einfteigene oder Einbruchs, bedroht wäre, 
wenn der Diebftahl nicht 100 Fr. überfleigt, correctionali⸗ 
firen, d. h. zur correctionellen Beftrafung an das Polizei⸗ 
gericht weiten kann; ferner Art. 152, bei einem falſchen 
Zeugriß, 12) ımb 166, bei der Bigamie, mo Dad Geſetz 
Die Einrede des guten Glaubens zuläßt. 

Eins der bebeutendften Erzeugnifle der Geſetzgebungs⸗ 
funkt der Neuzeit iR Das vor einigen Wochen verfünbigte 
tosfanische Strafgefegbud. Wir haben bisher in 
dieſem Archive auf Die Wichtigkeit des ſchon vor 3 Jahren 
bearbeiteten tosfanijchen Entwurfs aufmerfiam gemacht 
und Auszüge Daraus mitgetheilt. Die Strafgefebgebung 
Toskana's war überhaupt eine ber merkwürdigiten. 


11) Wie fehr das — dem Zufalle bei der Strafabſtufung 
huldigt, ergiebt ſich auch aus Art. 126, wo die Anzündung der 
fremden oder eigenen Sache des Thäters, wenn fie ohne Ges 
fahr für Leben der Perſonen oder ihrer Wohnungen gefchieht, 
mit 5—15 Jahren Strafe bebroht ff, wenn ein Schaden 
von wenigfiens 400 Franken verurfaht wird. 

12) Die Strafe tritt nidht ein, wenn der Zeuge durch Angabe ber 
Wahrheit der Gefahr für feine Ehre oder einer peinliden 
Beſtrafung fi ausfehen würde, ober zu Gu feiner Aſcen⸗ 
denten oder feines Ehegatten oder feiner Geſchwiſter im Fällen 
ausfagte, wo die Wahrheit ihre Ehre gefährben oder fie einer 
peinlihen Strafe ausjegen würde. 
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Das befannte Geſetz Leopolds von 1786 blieb his zur 
neueften Zeit Die Grundlage des Strafrechts in Toskana ; 
durch Died Geſetz, welches auch Die Todesfteafe aufhob, 13) 
wurben große Grundfaͤtze ber Berbeflerung des Strafrechts 
zum erſten Male in einem Strafgeieße ausgeſprochen. 
Wenn auch durch Geſetze von 1795 und 1816 mande 
Aenderungen bed Geſetzes von 1786 einteaten, fo blieh 
doch in Der Rechtsuͤbung Toskana's Der Geift der Milde 
und der Beachtung der Fortſchritie der Wiſſenſchaft, fo 
daß Die Art, wie Durch die Rechtsſpruͤche des oberften Ges 
richts ſich das Strafrecht in Toskana bis zur neueflen 
Zeit ausbildete, Die Beachtung jedes Criminaliften ver 
dient, und Daher das Studium bes Werkes von Buon⸗ 
fanti 1%) um fo mehr der Aufmerkſamkeit würdig ift, als 
ber Berfaffer überall die Rechtsſprüche anführte und an 
die wifſenſchaftlichen Forſchungen feiner Darſtellung anr 
fuüupft. Der Entwurf, auf welchen dad neue Geſetzbuch 
gebaut ift, Hat Die Eigenthümlichkeit, daß darin mehr, als 
m jedem andern Strafgefehbuche Italiens, außer den Kor 
fhungen der italienifchen und franzöfiichen Griminaliften 
De Ergebniſſe deuticher Geſezgebung und Wiffenicyaft ber 
rädfchtigt wurden. Der Grund dieſer Erſcheinung liegt 


13) &8 erwedt für denjenigen, welcher mit der Rechtsgeſchichte 
.  Zoslana’s genauer befannt tft, ein ſchmerzliches Gefühl, wem 
man in mandyen beutfchen Stänveverhanklungen Erörterungen 
findet, in welchen die Redner, um die Wiedereinführung der 

Todesſtrafe zu rechtfertigen, Gründe anführten, welche angeblich 
1795 zur MWieverherftellung dieſer Strafart die Geſetzgeber 
Toskana's bewogen haben jete, während die Gefchichte die 
Unrichtigkeit diefer Gründe beweif’t und das Studium des Werkes 
von Zobi, Storia civile della Toscana. Firenze 1851. Vol. IH. 
p. 110 ganz andere (politifhe) Gründe lehrt. 


14) Das Bud) hat den Titel: Manuale di diritto penale desunto 
dai migliori trattasti e corredato delle leggi e delle pratica 
dei Tribunale Toscani per Buonfanti. Pisa 1849. 1850. Der 
—— it Staatsproeurator in Piſa. Das Werk hat 

eiten. | 
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yorzüglidy darin, Daß eins der einflußreichiten Mitglieder 
ber Geſetzcommiſſion, Hr. Mori, mit dem deutichen Strafs 
rechte fi) genau vertraut gemacht und nicht bloß mehrere 
der wichtigften neueren beutichen Abhandlungen, jondern 
auch das badifche Geſetzbuch in das Stalienifche übers _ 
fette, 15) und dadurch zur Verbreitung der deutichen Ans 
ſtchten in Italien wefentlidh beitrug. Es wird ſich aber 
aus der Bergleichung des Geſetzbuchs ergeben, daß bie 
Verfaſſer deſſelben felbftändig Die Kortichritte des Auslandes 
prüften, und daher oft erheblih von den Anfichten der 
Deutichen Strafgelegbücdher abwichen. Bemerft muß nur 
werden, daß für Die Abfafjung des Entwurfs durch 
Das Geleh vom A. October 1847 und das Geſetz vom 
4. März 1849 Die Todesftrafe und Die Strafe der Galeeren 
aufgehoben, eine neue Abftufung der Yreiheitsftcafen und 
der Grundſatz der einjamen Einiperrung ald Grundlage 
des neuen Geſetzbuchs ausgeiprochen wurde. — Vergleicht 
man Das neue, am 20. Sımi 1853 verkündete Geſetz⸗ 
buch 16) mit dem Entwinfe, fo bemerkt man leicht den 
Einfluß der unfeligen, jet der Bearbeitung des Entwurfs 
in Toskana eingetretenen politiichen Ereignifle; ?7) ſie er⸗ 
Hören, daß die toskaniſche Regierung die Milde, welche 
in dem Entwurfe bemerkbar war, für bedenflih und Die 
größere Strenge der Strafdrohungen für nothwendig hielt; 
daraus erflärt fih auch, warum Die im Entwurfe einem 
großherzoglichen Dekrete gemäß zum Grunde gelegte Vers 
bannung der Todeöftrafe im Geſetzbuche wieder eingeführt 





15) Es findet ſich diefe Ueberfeßung in dem Werfe von Mori: Scritti 
germanici di diritto criminale. Napoli 1847. im 4. Bande. 
16) Unter dem Titel: Codice penale pel Granducato di Toscana, 
Firenze 1853. 
17) Eine Schilderung der Einflüffe, die auf die tosfanifhe Geſetz⸗ 
gebung und den Rechtszuſtand einwirkten, bat ein Engländer, 
. Davenport Hill, in der englifchen Zeitfehrift: Law Review 
1853 February. p. 300-836 geliefert. 
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und Die Straſdrohungen im Minimum ımb Maximum ers - 
hoͤht find. Das Geſetzbuch kennt außer der Todesſtrafe 
durch Enthauptung mit öffentlicher Vollziehung) als 
Freiheitsſtrafen: 1) das ergastolo (15), nur auf Lebens» 
. zeit erkannt mit der Wirkung voller Interdictten; 2) das 
Zuchthaus (16), auf 3 Monate bis zu 20 Jahren, mit 
der Wirkung, daß der Beftrafte während der Erfte> 
hung der Strafe interdicirt wird, jedoch Teflament 
machen fan; 3) das Gefängniß (17), von 1 Tag bis zu 
6 Jahren. — Die befondere Verweiſung (21) beftcht 
darin, Daß der Beftrafte angewieſen wird, 5 Meilen von 
feinem Wohnorte und von dem Bezirke, in welchem er 
Das Verbrechen verübte, ſich aufhalten muß. Die Geld⸗ 
ſtrafe (22) beträgt 10 bis 200 Carl. Wird ein Ausläns 
der zur höhern Strafe als Gefängnig von 12 Monaten 
verurtheilt, jo trifft ihn Die allgemeine Landesverweiſung 
(wenigftens auf 3 Jahre). Als Nebenftrafe ift die Stel: 
fung unter Polizei Aufficht (mit der bekannten Wirkung 
bes franzöfiichen Rechts) bezeichnet. 1) ine wichtige Bes 
ſtimmung des toskaniſchen Geſetzbuchs ift, Daß alle Frei- 
heitoſtrafen (auch die des Gefängnifies) mit beftändiger 
einiamer Einjperrung vollzogen werben. 19) Dies Syftem 
ift bereits jeit 1849 in Toskana in Uebung. Ein befon- 
Deres mit Dem Geſetzbuche verfündetes Gejeh vom 21. Mai 
1853 (aus 27 Paragraphen) regelt genau die Vollzies 
hung dieſer Einjperrung, 3. B. Die Koft, Kleidung, Ar 


18) In der oben in Note 2 angeführten Schrift von Fuͤßlin wer: 
den wid;tige Erfahrungen angeführt, wie die (auch im babifchen 
Geſetzbuche angeführte) Stellung unter Polizeiauffiht unver: 
träglich mit dem Pönitentiarfyfteme iſt und alle guten Wirkungen 

der Gefaͤngnißzucht zerftört. 


19) Der zum ergastolo Verurtheilte kann nach 20 Jahren einfamer 
ordern, in Gemeinſchaft mit Anderen unter befländigem 
Stillfhweigen zu arbeiten. 
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beit 29), Arbeitslohn, Die Befuche, welche Die Gefangenen 
erhalten können 21) und Die Disdplinarfirafen (24). Im 
diefen gehören Die Entziehung des Anſpruchs auf Bewe⸗ 
gung im Freien auf 1—3 Tage, ded Rechts, fich befiexe 
Nahrung anzufchaffen (bis zu 1 Monat), Entziehung des 
Weins und der Fileifchipeiien, einfame Zelle mit 3 Abſtu⸗ 
fungen, die Hungerkoſt. Dunkelarreſt als Disciplinar> 
ſtrafe koͤmmt nicht nor. Der Entwurf enthält mehrere 
boctrinele Beftimmungen, 3. B. Art. 34 über Begriff des 
Dolus, 35 über Begriff von Eulpa, 38 über Einfluß Des 
Irrthums in Bezug auf Perſon oder Sache, Art. 39 und 
40 eine Aufzählung der Seelenftörungen, welche die Zus 
rechnung aufheben; alle dieſe Beſtimmungen find mit Redyt 
im Gefegbuche weggelaffen, und über das Meindp der 
Zurechnung enthält Art 34 nur eine kurze Borfchrift.22) 
In Bezug auf jugendliches Alter (37. 38) wird von 10 
bis 12 Jahren die Borfrage entfchteden, ob der Angeklagte 
mit Untericheidungstraft gehandelt habe; von 14—18 Jah⸗ 
ren ft die Jugend ein Milderungsgrimd. 22) Der Taubs 
flumme, dee nody nicht 14 Jahre alt ift, wird wie ein 
Sind unter 12 Jahren betrachtet, und bei Taubſtummen 
über 14 Jahren wird immer vorerſt geprüft, ob fie mit 


20) Nah Nrt. 14 ift zwar die Pflicht zu arbeiten für alle Gefan- 
gene ausgefprochen, allein mit dem Zufage, daß bei der Wahl 
der Arbeiten immer auf die Neigungen und bie Geſchicklichkeit 
ber Gefangenen Rüdfiht genommen werben fol. 

21) Der Art. 21 hat die Auffchrift: von den Mitteln, woburd bie 
Härte der einfamen Einfperrung gemildert werben fann; dahin 
gehören: 1) Beſuche (und zwar taͤgliche) von den Geiftlichen, 
den Directoren und den visitatori oflciosi, und außerdem Ber 
fuche der Verwandten, 2) Unterricht und Leftüre, 3) Spazier- 
gän e (täglib 1 Stunde) im Freien. 

22) Es heist: Mebertretungen eines Strafgefeßes werben nicht zu= 
— wenn der Thaͤter nicht das Bewußtſein ſeiner Hand⸗ 
ungen und Freiheit der Wahl hatte. 

23) Auch wenn Unterſcheidungskraft angenommen wird, ſoll ſtatt 
Todesftrafe Gefängniß von 4 bis 6 Jahren erkannt werden. 
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Unterſcheidungskraft gehandelt haben; wird Diefe angenom- 
men, fo wird bei dem Taubſtummen, der über 18 Jahre 
akt ift, Die Strafe ausgeiprocdhen, welche einen nicht 18 Jahre 
alten Menichen trifft. Als fkrafbaren Berfuch werden (43) 
vorfäglihe Ausführungshandblungen erklärt, welche nicht 
zur Vollendung des Verbrechens gelangten. Im Zweifel, 
wenn nicht klar tft, auf welche Art bes Verbrechens Die 
Abficht gerichtet war, wird (44) vermuthet, Daß Das ges 
ringere beabfikhtigt: war. Die Strafe des Verſuchs iſt 
immer milder Cabgeftuft in 45). Das delitto man- 
eato 24) (ſogenanntes delictum perfectum) wird fixenger 
beſtraft. Nach Art. 49 it als licheber der phyſtſche Thäs 
ter und der Anflifter betrachtet: die Strafe Des Letztern 
fann aber auf Die eined Gehülfen herabgeſetzt werben, 
wenn der Thäter das Verbrechen auch durch einzelne, 
vom Anftifter nicht hervorgerufene Beweggründe verübte 
(80). Viele Abftufungen der Steafe der Anſtiftung ent- 
alten Art. 52—54, 5. B. auch für den Fall, wenn ber 
Anftifter firaflos fein 25) oder geringer gefraft werben 
ſoll.?s) Die Strafe des Gehülfen ift immer gelinder, 

als die des Uchebers. 27) Das Eomplott (59) fol wir 


24) Als folches wird bezeichnet, wenn der Thäter Alles gethan Kat, 
was zur Vollendung des — nothwendig war, aber der 
Erfolg, wenn er weſentlich je — gehoͤrte, burch Um⸗ 
ſtaͤnde gehindert wurde, welche vom Willen des Thaͤters und 
ſeiner Handlungsweiſe unabhaͤngig waren. 

25) Nah 52, wenn der Anſtifter Alles anwendete, um den Ange⸗ 
geßiieten vom Verbrechen abzuhalten, diefer aber das Ber: 
rehen doch aus Motiven verübte, welche unabhängig von ber 
Anftiftung waren. 

26) Wenn der Angeftiftete, ungeachtet er zum Verbrechen entſchloſſen 
war, davon abitand * daß ihn der Anſtifter abzuhalten 
ſuchte, ſo ſoll der Anftifter bei den mit dem Tode bevrohten 
Verbrechen mit Gefaͤngniß von 1 bis 5 Jahren, und wenn der 
Andere nicht den Antrag des Anftiftere annahm, bei todeswür⸗ 
digen Verbrechen mit Gefaͤngniß bie 3 Jahren beflraft werben. 

27) Rah 57 kann (wie nad bad. Art. 139) der Richter die 
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fen, daß alle Complotteurs als Miturheber beftraft wer- 
den; jedoch ift der Richter, wie nach dem badiſchen &es 
ſetzbuch, ermächtigt, Die Strafe eines Gehülfen zu ers 
fennen. 2) Im Abfchnitt: von der Anwendung der Stra- 
fen, enthielten Art. 77—80 eine Reihe von ſtraferhoͤhenden 
und mindernden Gründen; das Geſetz Hat dieſe Artikel 
weggelaflen; Dagegen enthält Art. 64 (ähnlich wie in den 
deutſchen Gejegbüchern über verminderte Zurechnung) Die 
Borfchrift, Daß, wenn der Thäter ſich in einem Zuftande 
befindet, welcher nahe an denjenigen gränzt, welcher nach 
Art. 34 die Zurechnung ausfchließt, der Richter unter Das 
Minimum herabgehen oder geringer, als die ordentliche 
Strafe erfermen darf. Die Geſetzwidrigkeit oder Berlin, 
gerung der Unterfuchungshaft (bei den Fällen, die zu den 
höheren Gerichten gehören, über 6 Monate) bewirkt (69. 
70), daß die Strafe herabgefegt wird. 

In Bezug auf Das Zujammenteeffen mehrerer Der 
brechen beftimmt Art. 72, daß die Strafen der verübten 
Berbrechen angewendet werden jollen; allein aus den 
Act. 73—81 flieht man, daß das Geſetzbuch an das Sy- 
ftem Der deutſchen Gejeßbücher, 3. B. des babiichen, ſich 
anfchfießt, durch Beftimmungen über fortgefegtes Ber _ 
brechen 2°) und Die ideelle Concurrenz die harten Folge: 
rungen des Grundfages von Art. 72 zu befeitigen jucht, 
indem bei dem Zufammenrechnen mehrerer Freiheitsftrafen 


Strafe des Miturhebers eintreten laflen, wenn ber Gehülfe 
eine Hülfe leiftete, ohne welche das Verbrechen nit ausgeführt 
worben wäre. 

- 28) Nämlih wenn der Complotteur nur durch feine bloße Gegens 
wart bei der Ausführung des Verbredhens Theil nahm. 

29) Nach Art. 80 wird als fortgefebtes Verbrechen dasjenige be: 
trachtet, bei welchem das nämliche Strafgefeb durch Hand⸗ 
ungen, die in einer Reihefolge oder in verfchiedenen Zeiten, 
jedoch als Ausführungshandlungen des nänlichen verbrecheriſchen 
Entfchluffes verubt worben, übertreten wird. 
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der nämlichen Art ein nicht zu überichreitendes Maximum 
beftimmt wird, und wenn verichledene Freiheitöftrafen zus 
fammentreffen, Die geringeren Strafen in die höheren mit 
Reduction der Stwafzeit verwandelt werden. — Die Rich⸗ 
ter in Toskana werben Die Erfahrungen wie in Deutich- 
land machen, daß das ˖ Syſtem in der Anwendung zu gro- 
fen Härten führt. 

In der Lehre vom Rüdfall befolgt das Geſetzbuch 
(82—85) das Syſtem deuticher Gefegbücher, macht Das 
Eintreten des Rüdfalls davon abhängig, Daß der Ber 
brecher ſchon vollftändig die Strafe des vorigen Verbrechens 
erlitten hat, und ein neues Berbrechen der nämlichen 
Art (was das Heißt, |. Art. 84) verübt. Die ordentliche 
Strafe fol wegen Rüdfalld erhöht werben (bis zur 
Hälfte). ’ 

In der Anordnung der Vorfchriften über Die einzelnen 
Berbrechen find Die Aufichriften gewählt: 1) Verbrechen 
gegen innere und Äußere Sicherheit des Staats; 2) Ber: 
brechen gegen die Religion; 3) Berbrechen gegen Die 
Staatöverwaltung (hier von der Widerſetzung, Gewaltthaͤ⸗ 
tigkeit, Verlegung der Siegel, rechtswidrige Eröffnung 
. der Briefe, Entweidhen det Gefangenen, Staatsdienerver- 
brechen); A) Verbrechen gegen öffentliche Ordnung (hier 
vom Verbrechen gegen öffentliche Ruhe, und zwar von 
‚gefährlichen Veriammlungen, unerlaubten Bereinen, Verle⸗ 
tungen menfchlicher Leichen oder Begräbnifle); 5) Ver⸗ 
brechen gegen den öffentlichen Glauben; Kap. 1) von 
Münzfälihung, 2) Urkundenfälihung, 3) Faͤlſchung von 
Päflen, Zeugnifien, 4) anderen Fälichungen, 5) falichen 
Anzeigen, Meineid, falichem Zeugniß; 6) Verbrechen ge- 
gen die Schamhaftigfeit und Ordnung der Familie (hier 
alle Arten von Fleiiched- Verbrechen, auch von Nothzucht 
und Entführung); 7) Verbrechen gegen die Perſon 
(Zödtumgen, Körperverlegung) ; 8) Verbrechen gegen fremde 
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Bermögendrechte. — In ber Lehre von dem Verbrechen 
gegen den Staat zeigt fich freilich eine große, vorzüglich 
durch em zu hohes Minimum bemerfbare Steenge der 
Strafdrohungen und Erhöhung der im Entwurfe vorge 
ichlagenen Strafen (erklärbar aus den bereits bemerften 
politiichen Ummwähmgen von 1848 und 1849. Die Todes- 
ftrafe ift gedroht (96. 97) demjenigen, welcher einen An⸗ 
griff 39) gegen den Großherzog macht, um ihm Das Leben 
oder die Souveraimität zu rauben, ober ihn an der Aus 
übung derſelben auch nur für eine Zeit zu Kindern, ober 
Die Regierung. umyuftürzen, oder Die Korm zu ändern, ober 
die Thronfolgeoronung ummyugeftalten, oder einen Theil 
des Gebiets vom Großherzogthum zu tramen. Die Ber 
ſchwoͤrung, eine dieſer Handlungen zu verüben, ift mit b 
bis 12 Fahren Zuchthaus, wenn noch Feine Vorbereitungs- 
handlungen zur Ausführung gemacht; mit 10 20 Jahren, 
wenn ſolche gemacht find, belegt (98). Der Antrag, Ber- 
ſchwoͤrung einzugehn, wenn er nicht angenommen iſt, wird 
mit Gefängniß bis zu 5 Jahren, Borbereitungshandtungen 
zur Ausführung der in Art. 96 und 97 genammen Ber- 
bredien mit 5— 20 Jahren Zuchthaus, - und eine zum 
Zwede ſolcher in 96 und 97 ‘genannten Verbrechen ver- 
übte Erregung eines Aufruhrs oder Benugung eines zu 
anberen Zwecken entflanbenen Aufrußrs zu ſolchen Hand⸗ 
lungen wird mit dem Tode beftraft (102). Wer Die Dem 
Großherzoge fchuldige Ehrfurcht verlegt, wird, wenn 
Schmaͤhſchrift vorliegt, mit 2—6 Jahren, wenn es mit 
Berläumbung verübt ward, mit 18 Monaten bis zu 5 Jahren 
und im Kalle der Injurie 31) mit L—4 Jahren Gefäng: 


30) Das Geſetz fagt: „attentato,“ und dahin gehört nad 98 jeder 
en oder unternommene nächte Ausführungsalt des Ber: 
rechens. 

31) Man bemerkt leicht, daß dieſe Faſſung verſchieden iſt von der 
der neueren deutſchen Geſetzbücher, welche nur von Verletzung 
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niß beſtraft (100). In den 88. 114 bis 125 find ſtrenge 
Strafen 22) gegen die Fälle, die in anderen Geſetzbuͤchern 
als Stamtöverrath aufgeführt find, erlaſſen. 

Der Titel I. (131— 142) enthält unter der Aufichrift: 
Berbrechen gegen die Religion des Staats, fehr Harte 
Skrafbeftimmungen, durch welche nicht blos Die auch in 
den deutichen Gejepbüchern mit Recht bedrohte Verhöhnung 
der Religion (Gottedläfterung) und die Störung oder Bew 
Kinderung von gotteddienftlichen Handlungen, 83) jondern 
auch Die Handlungen, welche darauf zielen, irreligioͤſe 
Grundfaͤtze zu verbreiten oder eine Perſon zum Abfall von 
der Eatholiichen Religion zu verleiten, 3%) mit firenger 
Strafe bedroht werden, und ſelbſt die ZTodesitrafe im 
Art. 134 gedroht ift. 85) Anfichten Dieter Art find freilich 
von den Borftellungen, Die den die Religion in ihrer. 
Würde wahrhaft ehrenden, aber die Gefahren der Ausdeh—⸗ 
nung der Religionsverbrechen beachtenden deutſchen Gejeh- 
gebungen zum runde Legen, fehr verichieden und werden fehr 
bedenklich, wenn man Die Gefahren der Unbeftimmtheit ſolcher 


der Ehrfurcht (ohne weitere Angabe des Thatbeftandes) fprechen, 
während bier (gewiß N) be ıt ausgedrüdt if, 
dag die Verlegung entweder in Schmähjchrift oder Berläum- 
dung oder —32 beſtehen muß. — Auch im Art. 123, wo 
von Verletzung der Ehrfurcht gegen fremde Staaten oder Sou⸗ 
veraine die Rede ift, wird nur biejenige mit Sirafe bedroht, 
die Durch eines der oben bezeichneten Mittel verübt wird. 

32) Die Todesſtrafe ift in 114—116 in vier Fällen gedroht; indeß 
fommt doch aud) vor, dag in minder fhweren Fällen Ile 
benslängliches Zuchthaus erfannt werben fann. 

33) Rah Art. 131 Zuchthaus von 5 — 15 Jahren. Ueberall for: 
dert das Geſetz Verübung con empio fine. _ 

34) Rab Art. 137 mit Zuchthaus von 3—7 Jahren, wenn «6 
durch das Mittel der Verführung oder Privatunterricht ge- 
ſchieht; mit Gefängniß bis zu 5 Jahren, wenn es nur mit der . 
Abficht gefchieht, die Meligion herabzumwürbigen. 

35) Nämlid für den Fall, wenn Jemand eine Volfserhebung er: 
vegt oder einen, zu einem andern Zweck entflandenen Tu⸗ 
aus benugt, um bie Staatsreligion zu zerilören oder zu ver- 

ern. 
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Strafdrohungen und bie Leichtigfeit erwägt, mit welcher 
auch Die von mwohlgefinnten, nur ihre UÜeberzeugung ohne 
unreine Abfichten ausiprechende Männer beftraft werben 


: fönnen, weil man in ihren Handlungen nur verbredyeriiche 


Abſicht finden kann. 2) — Im Kapitel über Widerfegung 
gegen Beamte finden fi) viele Abftufungen (155—160). 
Die Selbfibefreiung wird (162) mit Strafe bedroht, wenn 
fie mittelft Erbrechung oder Gewaltthätigkelten gegen das 
Auffichtsperfonal geihieht; auch Selbfibefreiung aus dem 
Schuldarreft ift mit Strafe bedroht (162). 

Im Titel: vom Berbrechen gegen öffentliche Ord⸗ 
nung, finden ſich ausgedehnte ftrenge Strafvorfchriften über 
Vereinigungen (201—216) einer Beftimmung über ma- 
trimonio tumultuario 89 und ein eigenes Kapitel über 


Berlegungen menſchlicher Zeichen und ber. Beerdigungen; 


auch über die Wegnahme einer Sache, Die einer Leiche 
mitgegeben und mit ihr beerdigt werben ſoll (218); ebenfo 
über Wegnahme eines Theil der Leiche und eine entwes 
der aus Kränfung, oder aus Aberglauben, ober zu irgend 
einem andern Zwede einer Leiche zugefügte Verlegung 
(219. 88) — Der Entwurf enthält ein Kapitel von Ver- 
legung gewifler Pflichten der öffentlichen Moral und rech⸗ 
nete dahin auch (249 — 252) die Handlung besjenigen, 
welcher, während er die nöthigen Mittel befigt, den Aſcen⸗ 
denten, Deicendenten oder Ehegatten im Elend ſchmachten 


36) Der Beriht der Gefehgebungscommiffion p. 102 enthält für 
folde Beitimmungen Gründe, weldhe von dem Schuß der Würbe 
der anerfannten Religion gegen die Gefahr der DBerbreitung 
des Unglaubens und der Keperei hergenemmen find. 

37) Darunter verfteht der Art. 217 eine, wie das Geſetz fagt, per 
sorpresa gefchlofjene Ehe; ver Fall, der im Concil Triden- 
tinum sess. XXIV. de reform. matr. cap. 1 erwähnt wirb, wo 
heimlich ohne Gegenwart des zuftändigen Pfarrers eine Ehe 
gefertoffen wird, fam in Toskana nicht felten vor. 

38) Die Strafe ift im alle tes Art. 218 Gefängniß bis 1 Jahr 
und bei 219 Gefängniß von 2 Monaten bis zu 2 Jahren. 
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laßt, ebenio Die Handlung von Eltern ober Vormuͤndern, 
weiche, während fie ohne periönliche Gefahr und ohne An⸗ 
zeige bei der Obrigkeit ein Berbrechen eines von ihnen 
abhaͤngigen Minderjährigen hindern konnten, dieſe Hindes 
rung abfichtlich unterlafien. Das neue Geſetzbuch hat (mit 
Recht) dieſe Beſtimmungen nicht aufgenommen. 

Unter den Verbrechen wider den Sffentlichen Glauben 
iſt geftellt Die Münzfälfhung (222), die Urkundenfäl⸗ 
fung (243), Faͤlſchung von Päflen (251), andere Faͤl⸗ 
ſchungen, 3.3. am Familienftande (259), ferner die falſche 
Beſchuldigung bei Gericht (Calunnia) (266), das faliche 
Zeugnig und Meineid (270). In viele Einzelnheiten 
geht das Geſetz bei Münsfälfchung ein (die Strafe war, 
wie in Franfreiih, 89%) davon abhängig gemacht, ob Gelb 
in Silbermünzen oder Münzen von geringerm Metal ge 
fälfcht worden). Die Strafen find unverhältnigmäßig hart 
(4. B. für Fäͤlſchung der Gold» und Silbermuͤnzen 3 bis 
10 Jahre Zuchthaus); fehr gut hat aber überall Das Ges 
feb beigefügt: in milderen Fällen, wo nur Gefängniß 
von 6 — 18 Monaten gedroht it. Auch bei Urkunden⸗ 
fälihung find viele Abftufungen, insbefondere ob ein 
Beamter bei Ausuͤbung des Amts oder ein Anderer Die 
Sahchung verübt (im erften Falle Zuchthaus von 5 bi 
15 Jahren); auch Hier ift weile Ermaͤchtigung zu gerin- 
geren Strafen für mildere Fälle gegeben (245); auch 
ift eine befondere geringere Steafe für Fälle gebroht, wo 
fi) Iemand für den Beweis wahrer Thatfaden 
eine faliche Urkunde verichafftl. Der Meineid einer Partei 
wird mit 2 bis 18 Monaten Gefängnig befttaft (270); 
ebenio das faliche Zeugniß in Eivitfachen, firenger in 


89) Hier lehrten die Erfahrungen ber Länder, in welchen beutfche 
Geſetzbuͤcher gelten, die die franzoͤſiſche Unterſcheidung nicht 
aufnahmen, daß bie gerechte Ekeafanmmendimg befier ohne dieſe 
Unterſcheidung gefichert if. 


Archiv d. Er. R. 1853. IV. St. 55 
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Strafiadhen; ſtraflos ift Der faliche Zeuge, welcher durch 
Angabe der Wahrheit fich oder einen feiner naͤchſten Bere 
wandten einer ftrafrechtlichen Unterfuchung ausgelegt bar | 
ben würde, oder welcher eine faliche Ausſage machte, 
während ex nach den Geſetzen als Zeuge nicht hätte bes 
fragt werden dürfen. — Unter Berbrechen gegen bie 
Schamhaftigkeit und die Ordnung der Familien find ge 
flellt: Nothzucht an Mann oder Weib (auch ausgedehnt 
auf die Fälle, wo der Thäter eine Perſon in einen Zus 
ftand verfehte, in dem fie ihm nicht widerſtehen konnte, 
ober wer eine des vernünftigen Willend oder Bewußtſeins 
beraubte Perſon ſchaͤndet (281—83); die Strafe fteigt, 
wenn Die genoihzüchtigte Perſon verheirathet oder eine 
Komme ift (10—15 Jahre). Bei Entführung wird Die 
Strafe nad) dem Alter der Perſon und darnach abgeftuft, 
ob die Perfon mißbraucht wurde. Entführt Jemand eine 
einmwilligende, über 16 Jahre alte, aber noch in väterlicher 
oder vormundfchaftlicher Gewalt ftehende Frauensperſon, 
fo leidet er 3 bis 18 Monate Gefängniß; wenn aber Die 
Entführung zum Zwede der Ehe geichah und in dem Bes 
nehmen desjenigen, der Gewalt über die Berjon hatte, bes 
jondere Entichuldigung findet, fo kann die Strafe bis auf 
1 Monat herabfteigen (287). Ehebruch der Frau wird 
mit Gefängniß von 2—5 Jahren, am Ehemann ebenio, 
jedoch nur beftraft, wenn er die Beilchläferin im ehelichen 
Haufe hält (291). Bigamie zieht Gefängnis von 2 bis 
5 Jahren auch für Die ledige Perfon nach fi, wenn fie 
wußte, daß der Andere noch verheirathet war. Unzucht 
wird mit Gefängniß von 3 Monaten bis zu 2 Jahren in 
mehreren Faͤllen beftraft (298). 40) a 
40) Und zwar wenn Jemand feierlich verlobt war, Unzucht mit der 

Berlobten treibt und fie ohne gerechte Urſache verläßt, ober 

mit einem Mädchen, das noch nicht 16 Jahre alt iſt, oder mit- 


telft außerordentlidher Verführung du enußung ber Uners 
fahrenheit Unzucht treibt. es 


in Deuiſchlan Frantreich, Belgien ı.  : ABY 


Im Titel von der Toͤdtung find die Beſtimmungen 
über Toͤdtlichkeit der Verletzung wie im babifcyen Geſetz⸗ 
buche Art. 204 aufgenommen (308). Die mit Borbe 
dacht veruͤbte Tödtung *1) zieht Todesftrafe nach fichz 
allen wenn außerordentlihe Umftände dieſe 
Strafe als unverhältnißmäßig darftellen, fo kam 
das Gericht Zuchthaus auf Lebenszeit erfennen (Art. 310); 
jedoch findet Dies nie bei Verwandtenmorb Statt. Die 
Zödtung ohne Vorbedacht wird mit Zuchthaus von 7 bis 
12 Jahren beftraft, und wenn der Getödtete 42) den 
Todtſchlaͤger ohne deſſen Berichulden reizte, kann die Strafe 
auf 3 Jahre berabgejeht werden; aber nie, wenn Die 
Tödtung an einem Wicendenten verübt ward (311). Yür 
den Fall, wo Tödiung ohne Abficht zu tödten, aber durch 
eine abfichtliche Körperverlegung hervorgebracht wird, nimmt 
Art. 3T2 Die Anſicht der deutſchen Gefegbücher an, Die 
Strafe darnach abzuftufen, je nachdem er den Tod als 
wahrjcheinliche oder mögliche Folge feiner Handlung vor 
heriehen Tomte. 3) — Die Beihülfe zum Selbftmord 
wird mit Zuchthaus von 3—7 Jahren, 1%) Die Tödtung 
aus Yahrläffigkeit mit Eril von 1—3 Jahren beftraft. — 


41) Rah 310 $. 3 wird die Tödtung immer als mit Vorbedacht 
gelegen betrachtet, wenn fie aus dem Antriebe roher Bos⸗ 
willigfeit oder als Mittel zur Verübung ter Nothzucht ober 
des Diebftahls, oder um Straflofigfeit wegen eines diefer Vers 
brechen zu erlangen, begangen wird. 

42) Es ift dies zu enge gefaßt, da oft, wenn ſich verſchiedene Par⸗ 
telen gegenüber ftehen, tie Provocation von einem ee 
—— kann, und der Gereizte doch auf mildere Strafe An⸗ 
ſpruch hat, wenn er einen Andern aus der gegenüberſtehenden 
Partei tödtet. 

43) Im legten Falle, wenn die Körperverlebung ohne Vorbedacht 
geibch, {ft die Strafe Gefängniß von 1 bis 3 Jahren. 

44) Der Entwurf hat ein befonderes Strafgefeg (315) für Tötung 
eines Rinwilligenden. Das Geſetzbuch hat dies weggelafien. 
Der Grund der Weglaflung war, 4 nad den Erfahrungen 
in Toskana bei dem Gerichte Fein Ball einer folden Toͤdtung 
nit Einwilligung vorfam. 
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Die Sheafe des Kindesmords (316) ift 10 — 15 Jahre, 
wenn der Entichluß zu töbten vor der Entbindung gefaßt 
wurde, fonft 5—10 Jahre 15) und kann in zwei Fällen 
genildert werden. +) — Bei Kindesabtreibung kann Die 
Steafe (3-7 Jahre) der Schwangern gemildert werben, 
wenn die außerehelich Geichwängerte Die That verübte, um 
drohenden Graufanıfeiten zu entgehen. — Bei der 
Körperverlegung macht Das Geſetz (32538) Abftufungen 
ber Strafe, je nachdem die Verlegung eine jehr ichwere, +7) 
ober ſchwere, oder leichte, mit Vorbedacht oder ohne dieſen 
perübte if. — Die Herausforderung oder Annahme des 
Zweißampfes wirb mit bejonderm Exil von 2—8 Monaten 
beftraft (340), 9) und mit 3— 10 Jahren Zuchthaus, 
wenn Toͤdtung erfolgt, und bei erfolgter Körperverlegung 
mit Gefaͤngniß von 3 Monaten bis zu 5 Jahren, in an 
deren Fällen mit Eril bis zu 3 Jahren beftraf Hat 
durch eine vor dem Kampfe veranftaltete Ueberliftung einer 
der Kämpfenden einen unehrenhaften Vortheil erlangt, fo 
wisd er nach den allgemeinen Grundſaͤtzen von Töbtung 
beurtheilt. — Als eigenes Verbrechen iR (33637) die 
Vergiftung wit gemeiner Gefahr hervorgehoben; unter den 
Verbrechen wider perfönliche Freiheit und Ruhe der Pri⸗ 


45) Das Gefetz drüdt das Merkmal der Neugeborenkeit mit den 
Morten aus: nel tempo del parto o poco dopo di esso. 


46) Nach 318, wenn der Kindesmord verübt wird, um fonft dro⸗ 
henden Graufanfeiten zu entgehen, und nad 319, wenn das 
Kind noch nicht lebensfühig war (mo die Strafe Gefängniß 
von 6 Monaten bie zu 2 Jahren iſt). 

47) Nach Art. 326 gehört hierher auch der Fall, wo der Verletzte 
30 Tage oder mehre gehindert wird, feine Förperlichen und 

eiftigen Kräfte in der Art, wie er es fonft gekonnt 
halte, zu gebrauchen. 

48) Aus dem badifchen Geſetzbuche Art. 327 ift aufgenommen, da 
ver Zweikampf als vollendet gilt, fobald einer der beiden Theile 
von ben zum Kampfe befimmten Waffen gegen den Andern 
Gebrauch gemacht hat. 


in Deutſchland, Frankreich, Beiglen x. 158 


satperfonen ift außer der Freiheitsberaubung 49) die Nö: 
thigung, Die Drohung und die Brieferbrechung (363), bes 
droht; bei Dem Berbrechen wider den guten Namen Anderer 
unterſcheidet Das Geſetz diffamatione (366), wenn Ies 
mand vor mehreren Perfonen böslid einen Andern einer 
beftimmten verbrecheriichen oder unmoraliichen, ihn Dem 
allgemeinen Haß oder der Verachumng ausiegenden Hand: 
king beichuldigt. 5%) Won der Injuria ( Ehrenkraͤnkung), 
wo Das Geſetz Feine nähere Bezeichnung angiebt, ſondern 
nur jagt: wer auf einer andern, als Die im vorigen $. 
(von der diffamatione) bezeichnete Weiſe eine Beleidk 
gung verübt (368), — von der Zuläffigfeit des Beweiſes 
der Wahrheit Iömmt leider nichts vor; nach 8. 371 wird 
euch eine gegen einen Berftorberren verübte diffamatione 
und libello famoso auf Antrag der Afcendenten, Söhne, 
Enfel, Ehegatten, Brüder oder Teftamentserben beftcaft. 
Bei dem Diebftahl 51) wird Die Strafe des einfachen 
Diebſtahls nad) Dem Betrage des Geſtohlenen zugemeffen ;%) 
als erichwerter gilt der Diebftahl, wenn er mit einem der 
im Geſetze bezeichneten 14 Erfchwerungsgründe verübt iſt 
(größtentheild dem $. 383 des badifchen Geſetzbuchs nach⸗ 
gebildet). Qualificirter Diebftahl ift der mit falfchen 
Schluͤſſeln, oder Einbruch, oder Einfleigen, der in Zeit 
einer Gefahr, der mit Hausdiebftahl, Kirchendiebſtahl und 


49) Nach Art. 359 wird mit Strafe bedroht der, welcher einen Mins 
berjährigen unter 14 Jahren, wenn aud mit feiner Ginwilli- 
gumg, ber — Gewalt entzieht, um Ihn in einer andern 

eligion zu erziehen. (Strafe 3—7 Jahre, in leichteren Yällen 
Gefängnig bis zu 3 Jahren, wenn ber Minderjährige in ber 
Staatsreligion geboren war). 

50) In 367 if das libello famoso befonders hervorgehoben. 

51) Rah g. 374 begeht Diebftahl, wer ohne Ginwilligung des 
14 enthümers fi einer fremden beweglichen Sache in gemwinn- 

ger Abſicht bemaͤchtigt. 

53) Wenn der Betrag 20 Lire nicht überſteigt, if die Strafe Ge⸗ 
fängnig bis 1 Monat (ohne Minimum). 





NOQ uUeber der gegenw, Standpunkt der Strafgeſeggebung 


der mit Gewaltihat verübte. 65) Der Raub iſt wicht bes 
fonder6 hervorgehoben. — Das Geſet ermächtigt, die or⸗ 
dentliche Strafe des gewaltthätigen Diebftahle 5, in mils 
deren Fällen (383) bis auf 18 Monate Gefängniß ber 
abzufegen. $°) 

In einem befondern Kapitel find zufammengeftellt: 
die Unterſchlagung (trufla), 5%) Die auf dem Meere vers 
übte baratteria, die betrügliche Verwaltung, 3. B. Der 
Bormiünder, und Die ungebüßrlicye Aneignung einer gefuns 
denen Sache $7) oder eined gefundenen Schatzes (auch hier 
ift 8. 408 des badiſchen Geſetzbuchs aufgenommen). 

In Bezug auf den Betrug (frode) ftellt das Geleh- 
buch (404) ſechs Handlungsweiien auf, durch welche Das 
Verbrechen verübt wird, 59) fügt aber noch eine allgemeine 


53) Gewaltthätiger Diebftahl ift (389), wenn der Dieb mit phyfi⸗ 
ſcher Gewalt gegen die Perſon oder mit Drohungen, die gel ⸗ 
net find, Furt vor bevorſtehendem ſchweren verſoͤnlichen 
theil ———— verübt wird, um den Inhaber oder andere an 
dem Orte des Verbrechens befindliche Perſonen zur Angabe 
der Sachen oder zur Duldung, daß der Dieb — ergreife, 
nöthigt, oder wenn der auf der That ergriffene Thäter von 
ben oben bezeichneten Mitteln Gebrauch mat, um ben Dieb- 
ſtahl zu vollenden oder bie geftohlene Sache fortzutragen. 

64) Sie beträgt 8—15 Jahre Zuchthaus und fteigt, wenn ſchwere 
oder fehr ſchwere Verlegung verübt if. 

55) Nämlid wenn die angewendete Gewalt nit auf Verlehung 
oder Drohung damit, fondern nur darauf gerichtet war, die 
Sache aus der Hand oder vom Rücken zu entziehen, und wenn 
die weggenommene Summe nit 20 Lire überfteigt. 

66) Der Begriff (396) tft der im Art. 400 des badiſchen Geſetz⸗ 
buchs aufgeftellte. 

57) Nah 402 iſt das Vergehen verübt, wenn ber Finder mit Ders 
letzung der im Civilgeſetzbuch für den Full des Fundes enthal- 
tenen Vorſchriften die gefundene Sache ſich aneignet. (Strafe 
ift das Drittel der Strafe der Unterfchlagung.) 

58) Dahin gehören die Fälle, welche der Code penal im Mrt. 405 
als escroquerie bezeichnet, ferner wenn Jemand faͤlſchlich 
fremde Sachen als feine eigenen verfauft, taufht oder verplin- 
det, oder werthlofe Sachen von — Werth mit Vor⸗ 
fpiegelung des hoͤhern Werths auf die obige Art veräußert, oder. 
eine Liegenfchaft zwei verfchtevener Berjonen, oder eine mit 


in Deutſchland, Frankreich, Belgien ıc. : MA 


Beftimmung bei, wonach Jeder wegen Betrugs beftraft 
'wird, Der auf eine andere, als die im Geſetze bezeichnete 
Weiſe den guten Glauben der Andern täufchend, mit Liſt, 
Vorſpiegelungen oder Beranftaltimgen ſich zum Schaden 
eines Andern einen widerrechtlichen Gewinn verſchafft. — 
Entwendungen zwifchen Ehegatten, Afcendenten, Defcens 
denten, Adoptivväter und Find, Oheim und Neffe oder 
zwiichen Brüdern, wenn fie in der nämfichen Kiuslichen 
Gemeinichaft leben, koͤnnen ſtrafrechtlich nicht verfolgt wer- 
den (412), und nur auf Klage des verlegten Theils duͤr⸗ 
fen verfolgt werden Entwendungen zwiſchen Brüdern oder 
Oheim und Neffen, Die nicht in der häuslichen Gemein- 
ſchaft leben, und zwiſchen Seitenverwandten bis zum vier 
ten Grade (413). Die Vorichriften der beiden Para⸗ 
graphen finden aber Feine Anwendung auf den Fall Des 
gewaltthätigen Diebftahld oder der Erprefiung und nicht 
auf fremde Berfonen, welche als Miturheber, Gehülfen 
oder Begünftiger bei Diebftählen unter Verwandten find. 

Bei der Brandftiftung giebt das Geſetzbuch Teine 
Allgemeine Begriffshefiimmung, fondern ftuft die Fälle in 
der Art ab, daß die Strafe von 10-20 Jahren (fo daß 
in den fchwerften Fällen der Richter Tebenslängliche Strafe 
ausiprechen Tann) gedroht wird (429), wenn Das Feuer 
an ein bemohntes Gebäude, oder an ein zur zeitlichen 
Berfammlung oder zum Aufenthaltsort von Perfonen ber 
flimmtes Gebäude, zur Zeit, als Menichen ſich Darin bes 
fanden, oder an ein öffentliche, wiffenichaftliche oder Kunſt⸗ 
fammlungen oder öffentliche Bücher enthaltendes Gebäude, 
oder an ein Pulvermagazin, oder an ein Zubehör eines 


Laſten belegte Sache als freie verfauft, oder, nachdem er bes 
zahlt ift, fih doch noch als Släubiger ausgiebt und noch eins 
mal bezahlen läßt, oder böslich feine eigene Sache dem Inha⸗ 
ber entzieht, dann doch wieder zurüdfordert und fi den Preis 
dafür bezahlen läßt. 
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der vocherbezeichneten Gebäude gelegt wird. — Nach der 
Beſchaffenheit Der angezündeten Gegenftände find die Straf- 
Drohungen abgeftuft, eine Milderung (Gefängnig von 6 Mo» 
naten bis zu 3 Jahren) ift möglid, gemacht. 59) Als 
vollendet gilt die Brandftiftung (434), wenn das Feuer 
den Gegenftand, gegen welchen die Brandftiftung gerichtet 
war, ergriffen hatte. Wenn das Feuer von dem angezün- 
deten Gegenftanbe fich einem andern, deſſen Anzuͤndung 
ſchwerer beitraft ift, mittheilte und ber Thaͤter Die Gefahr 
dieſer Mittheilung leicht vorheriehen konnte, jo tritt Die 
Strafe ein, weldye auf Anzündung des Gegenftandes ge 
jet ift, Dem Das Yeuer mitgeteilt wurde. Nach 436 
teitt Todesſtrafe ein, wenn ein Menſch Durch Die 
Brandſtiftung getödtet wurde und Dies der Thäter leicht 
vorherjeben fonnte. 

Unfere Leſer werden fidy überzeugen, daß Das toska⸗ 
nifche Geſetzbuch durch zweckmaͤßige Beſtimmungen im Als 
gemeinen und in einzelnen Iheilen, durch genaue Abſtu⸗ 
fungen, durch Anichliegen an die Wiflenichaft vielfach vor 
anderen Gefehbüchern fich auszeichnet und einer allgemeinen 
Beachtung würdig iſt; Daß feine Schattenfeiten in der 
Härte der Drohungen in Bezug auf Staats» und Relis 
gionsverbrechen, in dem häufig zu hoch geſetzten Minimum 
der Strafe und Darin liegen, daß Das richterliche Mildes 
rungsrecht in einem zu beichränkten Maaße möglich ge⸗ 
macht if. Die neuefte Stimme aus Toskana ſelbſt 6% 
hebt wohl mit Recht hervor, Daß Alles darauf ankommen 
wird, ob Die bisher durch Milde und Wiffenichaftlichfeit 
ausgezeichneten tosfaniichen Richter audy dies neue Geiep- 


59) Wenn kein Schaden erzeugt wurde oder der entflandene nicht 
über 100 Lire betrug. (Der unfelige Zufall fpielt hier 
wieder feine Rolle.) 

) S. in de chrift: La 'Teme. Giornale ber legislatione 
fasc. 36. (herausgegeben von PBanattoni.) p. 749 etc. 


in Deutſchland, Frankreich Belgien sr. 493 


Buch im gleichen Geifte amwenden, eine würbige Juris⸗ 
prudenz fortbilden und bei Ausmeflung der Strafgeſetze 
von den Rüdfichten geleitet werden, Daß die Etrafe der 
Berihuldung in jedem Falle gemäß jein muß, und daß 
m Toslana Die Freiheitäftrafen in abfoluter Iſolirung zu 
verbüßen find, wo offenbar die Strafzeit fürzer fein muß, 
ald wenn Die Strafe ohne Itolirung zu verbüßen wäre. 
Eine andere merkwürdige Ericheinung auf dem Ge 
biete Der Strafgeſetzgebung ift das Strafgeſetzbuch von 
Malta. 51) Es enthält das Geſetzbuch über Verbrechen 
und Strafen (88. 1314) und eine Strafproceßordnung 
(von $. 315538). 62) Die Infel Malta ſteht bekannt⸗ 
lich unter engiticher Herrichaft; es galt in Malta eine 
Art Strafgeſetzbuch (eine Maffe unzuſammenhaͤngender, 
oft fehr harter Gefehe enthaltend). Im Jahre 1837 
wurde von einer Commiſſion ein Strafgeſetzbuch bearbei« 
tet; zugleich wurde im Jahre 1839 eine Strafproceßord- 
nımg eingeführt, in welcher eine Art von Geſchwornen⸗ 
gericht angeordnet war. 68) Das Bedürfniß eines zeitgemäs 
Ben voliftändigen Strafgeſetzbuchs wurde immer meht an⸗ 
erfannt, und 1850 wurde ein Entwurf bearbeitet, der Das 
durch eigenthümlich iſt, Daß engliiche Commiſſaire Bors 
ſchriften des englifchen Rechts Bineinzuziehen juchten, waͤh⸗ 
rend bie italleniichen Mitglieder der Commiſſton an die 
Anfichten italieniſcher Eriminaliften fich anfchlofien. In 
der gejebgebenden Berlammlung Malta's wurde 1852 der 
Entwurf berathen und mit geringen Beränderungen ange 
nommen. Die nothwendige Tönigliche Sanktion iſt noch 


61) Leggi criminali per l’Isola di Malta. Malta 1850. 1852. 


62) Wir werben diefe Strafproceßorbnung im 1. Hefte des XXVI 
Bandes ber Zeitfährift für ausländifche Geſetzgebung anzeigen. 


63) ©. darüber meine Darftellung in ber Zeitſchrift für auslän- 
difche Geſetzgebung. VIIL . 181. 
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richt erfolgt. Diejer Code wurte am 15. Auguft 1853 
im Haufe der Gemeinen in England ein Gegenftand leb⸗ 
hafter Angriffe, indem Hr. Kinnaird den Antrag flellte, 
Die Krone zu bitten, Dem Code die Zuftimmung zu vers 
jagen, weil das Geſetzbuch im Kapitel von den Verbrechen 
gegen die der Religion fchuldige Verehrung (Die unten ans 
zuführenden) Beitimmungen enthtelte, weldye mit Der Yreis 
beit der Religionsübung und mit der Achtung im Wider⸗ 
fpruche wären, Die Der proteftantifchen Religion, als der Res 
ligion Englands, gebühre. Es ergab fich jedoch in den 
Verhandlungen, daB manche Vorwürfe, 3. B. wegen ber 
größeren Härte der Strafdrohungen übertrieben find, 6°) 
und Daß in den Berathungen zu Malta jelbft mancher im 
Code vorkommende Ausdrud 65) geftrichen wurde, weil 
man fühlte, Daß er unpaflend in einem Lande wäre, in 
weldyem die proteftantiiche Religion Die Staatsreligion iſt. 
Das vorliegende Geſetzbuch tft aus den Anfichten Der ita⸗ 
lieniſchen Iuriften hervorgegangen; Daher auch Die neuern 
Gefegbücher Italiens vorfchwebten, häufig aber auch Der 
franzöftiye Code. (Daher auch tm dritten Buche, wie 
im Code penal, die Uebertretungen zujammengeftellt find.) 
Englifhe Anſichten hatten auf das Strafgefegbuch über 
Verbrechen (die Strafproceßordnung ift ganz auf engliiche 
Grundlagen gebaut) Einfluß, iniofern die Beitimmungen 
einfacher find und weniger Abftufungen enthalten, und 
vorzüglich der allgemeine Theil die allgemeinen der Wiſ⸗ 
ſenſchaft angehörigen Beflimmungen verläßt. Der ganze 
allgemeine Theil befteht aus 42 Paragraphen. 


64) Der Code von 1837, welchen einige Redner empfahlen, ent= 
Hält namentlih firengere Strafen, als der neue Code. 


65) Im Art. 43 des Code wird von der katholiſch-apoſtoliſch⸗ roͤ⸗ 
mifhen Religion als der herrfhenden Religion der Ins 
fel gefprohen. Diefe Worte: dominante etc. wurben in Folge 
der Verhandlungen im Code weggelafien. 


in Deutſchland, Fraukteich Belgien x. 498 


Das Geſetzbuch begimmt mit Aufzählung der zulaͤſſi⸗ 
aen Strafarten; dahin gehören: 1) Tobesftrafe (mit oͤf⸗ 
fentliher Vollziehung); 2) Zwangsarbeit in einer Strafs 
anftalt; 3) Einfperrung; 4) reclusione, darin beflehend, 
Daß der zu Zwangsarbeit oder Einiperrung Verurtheilte, 
während er in einer gewiſſen Zeit (die nicht über 10 Tage 
ununterbrochen dauern darf) in abſoluter Iſolirung gehal 
ten wird; 5) Imterbietion (allgemeine oder befonbere) ; 
6) detenzione bis 1 Monat (Einfperrung wegen Leber; 
tretungen) ; 7) Geldftrafe von 5—20 Pfund. In Bezug 
auf Concurrenz der Berbrechen beftimmt Art. 12, Daß, 
wenn verichiedene Berbrechen, . welche zuſammen nicht ein 
qualificirtes Verbrechen enthalten, auf Ausführung eines 
andern Berbrechend gerichtet find, die Ichwerfte Strafe zur 
Anwendung koͤmmt, und nad) 21, wenn verichledene Stras 
fen zugleidy gegen eine Perfon ausgeiprochen werden, wenn 
Die Strafen der nämlichen Beichaffenheit, find fle nad) 
einander, und wenn die Strafen verfchieden find, fo zu 
vollftreden, daß mit der Vollſtreckung der fchwerften ber 
Anfang gemacht wird. Bei Zwangsarbeit bezeichnet 
Art. 24 die Abftufungen, 3. B. D auf 12 Jahre, 2) auf 
5—9, 3) 4-6, 4) 3-5, 5) auf 2—A Jahre, 6) auf 
18 Monate bid 3 Jahre. Darnach ift das Ermefien Der 
Richter geregelt. Eine Handlung Tann nicht zugerechnet 
werben, wenn fleim Zuftande Der demenza oder der furore 
verübt iſt (25). Kinder unter 9 Jahren find nicht ftraf- 
bar; ebenfo junge Leute .unter 14 Jahren, wenn fie ohne 
Unterſcheidungskraft gehandelt haben; handelt Der junge 
Menid bis 14 Jahren mit Unterfcheidungsfraft, fo tritt 
bei Unterlafiungen Verweis oder Detention, und bei Bers 
brechen, Die in Handlungen beftehen, Milderung ein, 5.2. 
ftatt Todesftrafe oder Zwangsarbeit von mehr als 5 Jah: 
ren Gefängniß nicht über 2 Jahre (28). Hat der Vers 
brecher Das 18. Jahr noch nicht vollendet, fo mildert Daß 
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Gericht Die Strafe um 1 oder 2 Grade. Nach Art. 30 
iR der Verſuch bezeichnet, wie im franzöfiichen Art. 2 
des Code und die Strafe des Verſuchs wird um 1 oder 
2 Grade herabgeſeßt. Im At. 31 werden als Com- 
pliei, wie im franzoͤſiſchen Code, ebenfo Diefenigen bes 
teachtet, welche wir in Deutichland Anftifter und Gehuͤlfen 
nennen; Die Strafe der compliei iſt die der Urheber. 
Wenn mehrere Perſonen bei einem Verbrechen zuſannnen⸗ 
treffen, ſo iſt die Handlung, durch welche Dad veruͤbte 
Verbrechen ſchwerer wird, nur demjenigen zuzurechnen, 
welcher dieſe Handlung verübte, ober mit deſſen vorgän- 
gigem Wiſſen Die Handlung verübt wurde, oder welche 
bei Verübung bed Verbrechens dieſe Eigenichaft Tannten 
und. Die Handlung nicht hinderten, während fie ed gekonnt 
hätten (34). — Rüdfall wird angenommen (37), wenn 
der son einem engliichen Gerichte Berurtheilte wieder ein 
Berbrechen verübt; dad Geriht fann wegen Rüdfalls 
eine um einen Grad erhöhte Strafe erkennen (nie aber 
Tobesftrafe). Die erlangte Begnadigung tilgt nicht Die 
Wirfungen der. Verurtheilung in Bezug auf Rüdfall; Die 
Rückfallsſtrafen finden nicht Statt, wenn zwiſchen Dem 
vorher verübten und Dem neuen Verbrechen eine Verjäh- 
rungszeit abgelaufen ift, oder wenn in Der Zwiſchenzeit bie 
Handlung, wegen welcher Iemand beftraft wurde, nach 
dem tpätern Geſetze nicht mehr ſtrafbar if. 

Im befondeen Theile flehen an der Spite die Ber 
brechen, welche Berlegung der .der Religion fchuldigen 
Berehrung enthalten; ſie beziehen fich auf Die Störung 
des Gottesdienftes (linterfchied ob mit oder ohne Gewalt, 
und ob mit oder ohne Zwed der Herabwürbigung der fa- 
tholiichen Religion) (43).0% ine geringere Strafe iſt ges 


66) Die Strafe bei Gewaltthätigkeit mit dem Zwecke der Herab- 
würdigung beträgt 9 Monate bis 3 Jahre. 
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droht, wenn Die Störung in der Kirche eines andern Res 
ligionsbekenntniſſes geichieht. Strafe iſt gedroht (46) ber 
Sottesläfterung, und zwar gegen Gott oder eine Perſon 
der Dreieinigfeit, oder die heilige Jungfrau, oder die Hels 
ligen, ober mit Angriff eines weientlichen Satzes, wie er 
von der Mehrheit der Chriſtenheit angenommen tft, ©”) ber 
Kirchendiebſtahl aus einer katholiſchen oder auch aus einer 
zum Gottesdienfte irgend einer biffenttrenden Religionsge- 
tellfehaft gehörenden Kirche 69) ift mit Strafe (18 Monate 
bis 3 Fahre) bedroht. 69% 

Unter den Berbrechen wider Sicherheit des Staats If 
Beranbung bes Lebens oder Der Freiheit der Königin oder 
Des Thronerben, und Umſtuͤrzung Der Regierung Englands 
m 5 Fällen mit Todesſtrafe bedroht (50. 31). Theil 
nahme an Berichwörung zu folchen Handlungen zieht Ger 
fangniß von 4—6 Jahren, und wenn außer der Berfchmö- 
rung ſchon Vorbereitimgshandlungen zur Ausführung ver- 
übt worden, Zwangsarbeit von 5 — 9 Jahren nad fidy 
(&2). Wer von einem der bezeichneten Verbrechen fichere 
Kunde hat und nicht der Obrigfelt anzeigt, leidet Ges 
fangniß von I—18 Monaten. Unter den Gefidhtöpunft 
des Verbrechens gegen öffentliche Ruhe find geftellt: 
1) öffentliche Gewaltthätigkeit, werm 3 ober mehrere Per- 
tonen fi) zum Zwede, ein Verbrechen zu verüben, ver- 
binden und wenigſtens zwei von ihnen Waffen tragen 
(58); 2) wmberechtigted Tragen von verbotenen Waffen; 
3) Beranftaltung einer Vereinigung von wenigftens 10 Per- 


67) Strafe ift Gefängnig von 4—6 Monaten und in leiten 
Yällen farm nur Strafe der Uebertretung erfannt werden. 


63) Auch die Verhöhnung der Gegenftände des Eultus irgend einer 
nicht fatholifchen religiöfen Geſellſchaft ift mit Strafe bebroht. 

69) Diebftahl an der geweihten Hoftie zieht Smangsarbeit von 4 
bis 6 Jahren nach ſich ımd kann durch einfame Binfperrung 
gefhärft werben. 
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fonen, um Berbrechen zu verüben; Verſuch, durch geſetz⸗ 
widrige Mittel, Die nicht eines der im Art. 51 genannten Ver 
brechen begründen, Die Königin oder die von ihr in Malta 
niedergeiehte Regierung zur Aenderung von Maßregeln 
. oder Anordnungen zu nöthigen (65); 5) Majeſtaͤtsbelei⸗ 
Digung (66), wenn Jemand durch ehrenverlegende oder 
verächtliche Worte oder Zeichen gegen die Königin fle herab⸗ 
würdigt ober fie verächtlich tabelt oder Darftellt (Gefäng- 
niß von 1-5 Monaten und Geldftrafe) ; 6) Bereinigung 
Mehrerer, um durch Reden, Infchriften, bei den Un 
terthanen Haß oder Verachtung der Königin oder ihrer 
Regierung zu erwecken (67); 7) Abnahme eines Eides, 
um dadurch Andere zu Aufruhr oder Meuterei oder Stö- 
rung Des öffentlichen Friedens zu verpflichten (70); 8) Stö- 
rung Des öffentlichen Friedens. 
Unter der Aufichrift: Verbrechen wider die Verwal⸗ 
tung der Juftiz und wider andere Vermaltungszweige, find 
geftellt: Kap. D Anmaßung oͤffentlicher Gewalt und Der 
Mittel, deren fie ſich bedient, und zwar 1) unberedhtigte 
Anmaßung öffentlicher Aemter (76), 2) geſetzwidriger Pri- 
vatgebraud der Mittel öffentlicher Gemalt, a) Selbfthülfe 
(77), b) widerrechtliche Gefangennehmung einer Perſon 
(78), 9%) c) Menſchenraub (82), Strafe 13 Monate bie 
3 Iahre Zwangsarbeit, d) Verbrechen eines Schiffskapi⸗ 
tains, Der eine zu feiner Schiffsmannichaft gehörige oder 
mitreifende Berion widerrechtlich und boͤslich am Ufer oder 
an fonft einem Orte im Meere (Inſel) zunüdläßt (83); 


70) Es ift fehwerlich geeignet, dies Verbrechen, das nur in ber 
Richtung auf Berlegung der Freiheit einer Perfon zu betradh: 
ten ift, a Zufammenhang mit den Staatsverbredhen zu ftellen. 
In der re der Kalle, in denen Jemand aus Muthwillen 
oder un den Andern von einer Reife abzuhalten, oder ihn zu 
etwas zu zwingen, einen Menjchen einfperrt, liegt auch nicht 
en die A ficht des Thäters vor, in bie Zufiggewalt eins 
zugreifen. - 
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Kap. IL Mißhandlungen oder Gewaltthaͤtigkeiten gegen 
öffentliche Beamte, Daher Widerfegung (87) 7; Kap. IL 
&alunnia, faliches Zeugniß und Meineid, dahin 1) faliche 
Beichuldigung (calunnia), 2) 2) faliches Zeugniß (94), 
3) Meineiv.(99), mit Untericheidung, ob Der abgelegte 
Ei von dem Geſetze oder durch gerichtliche Urtheil aufs 
gelegt ift (4 Monate bis 1 Jahr Strafe), oder vb Dies 
nicht der Fall ift (Strafe 13 Monate (99), 4 falſche 
Beranftaltungen, um den Verdacht eines Verbrechens auf 
eine Perſon zu werfen (102), 5) Hinderung einer Per⸗ 
fon, der Obrigkeit die erforderlichen Beweile oder Auffläs 
zung zu geben; Kap. IV. Mißbrauch der öffentlichen Ge⸗ 
walt (hier von Verbrechen der Staatöbeamten oder Advor 
caten (1M— 129); Kap. V. von der Berlebung öffent 
ficher Archive oder der zur öffentlichen Verwahrung ber 
flimmten Orte (bier audy von Brieferbrechung (135), von 
Selbftbefreiung, wo ſchon Die einfache mit Gefängniß von 
1—8 Monaten bedroht ift (140), von Beihülfe zur Flucht 
von Gefangenen (145). 

Unter dem Gefidhtspunfte der Verbrechen wider of 
fentlichen Glauben handelt das (man bemerkt dabei den 
Einfluß des franzöftichen Code) Geſetzbuch 1) von der 
Münzfälihung; wird fie an den auf der Iniel geiehlichen 
Cours habenden Gold⸗ oder Silbermünzen verübt, jo tritt 
Zwangsarbeit von 2—A Jahren ein mit oder ohne ein- 
fame Einfperrung, Faͤlſchung von Kupfermünzen wird mit 
13 Monaten bis 2 Jahren bedroht (151), Faͤlſchung von 


71) Hier ift vieles zufammengeworfen, und das Verbrechen ausge: 
dehnt auf die Helefbigung eines öffentlihen Beamten (auch Ges 
Kg in der Ausübung des Amts oder in Bezug darauf 
mit dem Zwede, den Andern einzufhüchtern oder ungebührlich 
auf die Amtsausübung Einfluß zu üben. (Strafe 2—5 Jahre.) 

72) Art. 93 hebt den Fall befonders hervor, wie die Calunnia ges 
— um von dem Andern Geld oder ſonſt Sachen zu er⸗ 
preſſen. 


300 Ueber den gegeaw. Stundvunkt ver Gtrafgefehgebung 


Münzen, die nicht geſetzlichen Cours haben, zieht Strafe 
von 7 Monaten bi6 2 Jahren nach fih; 2) Fälfchung 
von Staats- und Ereditpapieren, oͤffentlicher Urkunden 
and Siegel. Die fehwerfte Strafe ift (ſelbſt bei Faͤlſchung 
von Staatspapieren oder bes großen Stuatöftegeld) Zwangs⸗ 
arbeit von 3—5 Jahren (160-166). Die Faͤlſchung 
un öffentlichen Urkunden oder an Handelspapieren durch 
‚einen Privatmann zieht Strafe von 13 Monaten bis 
2 Jahren und Faͤlſchung an Privaturfunden Strafe von 
7 Monaten bis 3 Jahren nach fi (171. 174). 

Im Titel VI. vom Verbrechen gegen Das Nffentliche 
Intereſſe iſt Der Bankerott beftraft (182). Im Tisel VIL 
von Verbrechen, welche Die Ordnung der Familien ans 
greifen, find aufgeführt: Kap. I. Verbrechen, die fich auf 
die wechfelfeitigen Pflichten der Familienglieder beziehen: 
1) Bigamie (186), Strafe 13 Monate bis 4 Jahre Ges 
fängniß oder Zwangsarbeit; 2) Eingehung einer Ehe ohne 
die von der Kirche vorgeichriebenen Erfordernifie; 3) die 
von Eltern oder mit Aufficht beauftragten Perſonen ver 
übte Begünftigung der Ausfchweifung Minderjähriger (188). 
Kap. II. von Berbredyen, weldye den Frieden und bie, 
Ehre der Familien angreifen: 1) Nothzucht, mit 5—9 Jahren 
mit oder ohne einfame Einfperrung bedroht (189); 2) ges 
waltthätige Entführung zum Zweck der Ehe, Strafe 
18 Monate bis 3 Jahre, wenn fonft zur Unzucht, 9 bis 
18 Monate; nad) 193 wird in 7 Fällen ?®) die Unzucht 
als Rothzucht vermuthet; 3) Unzucht gegen Die Ratur, 
4-6 Jahre Zwangsarbeit (196); 4) gewaltthätige Ver: 
legung der Schamhaftigfeit (198); 5) Ehebrudy an Dex 
Ehefrau mit 6 Monaten bis 2 Jahren, am Ehemann, 


73) Dahin wenn der Thäter fein Amt mißbraudt, oder Lohndiener 
war, oder der Lehrer hr mit einer ihm anvertrauten Per 
fon unter 18 Jahren trieb, oder mit einer Berfon unter 9 Jah: 
ren Unzucht getrieben wurbe. 
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wenn er die Beiſchlaͤferin im ehelichen Haufe hat, mit 4 
bis 18 Monaten bedroht (203). 

Im Titel von den Verbrechen wider die Perion bes 
droht Art. 206 Die freiwillige Toͤdtung mit dem Tode, 
und zwar wenn Jemand vorfäslich, mit Abficht zu töbten 
. oder dad Leben in augenicheinliche Gefahr zu jegen, einen 
Andern tödtet, jelbft wenn der Tihäter nicht die beftimmte 
Perſon tödten wollte, oder aus Irrthum oder Zufall eine 
andere Perſon traf, als. die er treffen wollte (206). 
Schwere Lörperverlegung 7%) zieht Strafe von 13 Mona- 
ten bi8 3 Fahren nad) ſich; Erhöhung in einzelnen Fällen. 
Wenn die Beichädigung nur durd) zufällige Umftände ers 
folgt, wird die Strafe um 2 Grabe herabgeſetzt. Als 
Toͤdtung wird angefehen, wenn Jemand eine ſchwere Körs 


pernerlegung verübt und Daraus blos Durch Die Beihafe . 


fenheit der Verletzung oder ihre natürlichen Kolgen, und 
nicht durch hinzukommende zufällige Urfachen, innerhalb 
MM Tagen 5) (zu rechnen von Mitternacht, die unmit⸗ 
welbar dem Verbrechen vorhergeht) der Tod des Verletzten 
erfolgt. Tritt in ſolchem Falle vor einem Jahre der Tod 
ein, ſo kann bie Strafe um einen Grad, und wenn ber 
Tod durch Hinzugefommene zufällige Umftände erfolgt, um 
2 Grade herabgeießt werben (211). 

Eine befondere Strafbrohung enthält S. 213, wenn 
Jemand Körperverlegung an einem in einem Procefle ver- 
nommenen Zeugen oder Sachverftändigen aus Rache wer 
gen jener Ausfage verübt. 


74) Dahin gehört jede Verwundung, Berlekung ober koͤrperliche 
Beſchaͤdigung, durch welche Jemand in Lebensgefahr gefickt, 
ober dauernde Schwächung der Geſundheit oder bes Körper: 
gebrauch, oder Befhädigung eines Körpertheils oder eine Ver⸗ 
unftaltung erfolgt. 

75) Es if unbegreiflic, wie im Widerfpruche mit allen — en 

der gerichtlichen Medicin die alte irrige Theorie der en 
Tage noch in ein Geſetzbuch aufgenommen werden kann. 


Archiv d. Cr. R 1889. IV. Et. Si 
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Als Nachbildung des franzöftichen Code penal wird 
in 215. 216 von Tödtungen und Verletzungen gehandelt, 
weldye nicht zugeredynet werden. Dahin gehören Die im 
Art. 327 — 29 des Code penal genannten Fälle der 
Nothwehr, und beigefügt iſt der Fall, wenn zur nothwen⸗ 
Digen Abwehr des Angriffs auf Keufchheit des Thäters 
oder einer andern Perſon eine Verletzung erfolg. — 
Während der franzöftiche Code Art. 321 unter meurtre 
ou blessures excusables die Fälle aufführt, wo der 
Thäter durch coups ou violences graves gereizt wurde, 
oder ein Ehegatte den Andern töbtet, den er im Ehe 
bruche trifft, hat das Geſetzbuch von Malta diefe Yälle 
erweitert (219) und rechnet dahin auch den Ball, wo der 
Thäter durch irgend ein wider jeine Perfon verübtes, mit 
mehr ald 1 Fahr Strafe bebrohtes Verbrechen 79%) gereizt 
wurde, oder wenn der Thäter unter Dem unmittelbaren 
Einfluß einer plöglich entftandenen Leidenſchaft oder Ges 
müthsaufregung handelte, welche im Momente der That 
zur Üeberlegung unfähig machte. 7) Die Strafe ift im 
erften Falle Gefängniß von 4 Monaten bis zu einem 
Jahre, und im legten Falle von 13 Monaten bis zu 6 Jahren; 
allein die Strafe fteigt auf 5— 12 Jahre in Fällen, in 
denen wegen der Leichtigfeit der Urſache der Provocation 
die Verlegung jo im Mißverhältniß mit der Urſache fteht, 
daß Die That nicht der reinen Aufwallung des Bluts zus 
geichrieben werden kann, oder wenn die Leidenichaft mur 


76) Gewiß ift diefe Degichung, welche die größte Unbeſtimmtheit her⸗ 
beiführt, nicht zu billigen. 

17) Das Geſetz fügt bei: „Um bies anzunehmen, muß nachgewieſen 
werden, daß die Todtung auf Rechnung der Aufwallung des 
Bluts, und nit einer vorbedachten Abfiht, zu töbten, zu feßen 
it, und daß die Urfache eine ſolche war, welche bei Menſchen 
von gewöhnlichen Temperament gemeinigli die Wirkung bat, 
fie Pet zur Abwägung der Yolgen des Berbreihens zu 
machen. 
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durch verächtliche oder lächerlich machende Worte oder 
Zeichen bewirkt wurde.) Nach 221 fol in einigen Fällen 
die in $. 719 angegebenen Entichuldigungen nicht beach⸗ 
tet werben. ine befondere Beftimmung über Kindes 
töbtung fommt nicht vor; aber nad) $. 231 fol das Weib, 
welches ein Find gebar und Die Leiche heimlich beerdigt 
ober fonft Damit eine Beranftaltung macht, um die Geburt 
zu verheimlichen, mit Gefängniß von 4 Monaten bis zu 
1 Jahre beitraft werden, und Die Geichworenen können, 
wenn fie eine des Kindesmords angeflagte Perſon freis 
iprechen, in ihrem Wahripruch fie des in $. 231 bezeich- 
neten Vergehens ſchuldig finden. — Abtreibung der Leibes⸗ 
frucht wird mit Zwangsarbeit oder Gefängniß von 18 Mo» 
naten bi8 3 Jahren beftraft (232). Erfolgt der Tob 
oder ſchwere Verlegung des Weibes, jo tritt Strafe der 
Tötung oder Verlegung, jedoch um 1 bis 3 Grade ges 
mindert, ein. 

Als der Injurie jchuldig erklärt 5. 242 eben, 
welcher einen Andern mit Worten, Geberden, Schriften, 
Darftellungen oder fonft beleidigt, ſelbſt wenn er bie 
Wahrheit fagt, werm nur die Beleidigung zum Zweite 
bat, den Verluſt oder die Verminderung der Achtung des 
Beleidigten zu: bewirken. (Strafe von L— 3 Monaten 
oder Gelditrafe.) Liegt Die Beleidigung mr in allge 
meinen Ausdrüden, unbeftimmten Vorwürfen oder nur in 
unanftändigen Worten oder Handlungen, fo kann Strafe 
der Uebertretung erkannt werden. Die Schmähichrift zieht 
Gefängniß von 4 Monaten bis zu 1 Jahre nad, fich. 
Wenn Milderungsgründe vorhanden find, fo kann irgend 
eine geringere Strafe erfannt werden (246). 


78) 3.3. wenn bie Leidenfchaft die Folge gefeßlicher Züchtigung einer 
Berfon oder der geſetzlichen Gerne einer Amtspfliht war, 
oder wenn ber Thäter die Provoration herbeiführt, um einen 
Borwand zu haben, ſich auf die PBrovoration zu berufen. 
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In dem Titel von dem Diebſtahle ſtellt das Ges 
ſetzbuch feinen Begriff deſſelben auf, ſondern enthält die 
Strafprohungen nad) den Abftufungen, wenn der Diebs 
ſtahl qualifict if. Dies iſt der Hall, 1) wenn ber Dieb: 
ftahl mit Gewalt verübt if. Strafe 13 Mmate bis 
2 Jahre (249. 260. 263), wenn aber Töbtung Dabei 
verübt wird, Tobeöftrafe, und bei Verſuch der Toͤdtung 
ober bei ſchwerer Verlegung Zwangsarbeit von 12 Jah⸗ 
ren; 720) 2) Diebftahl ift qualificirt durch die Mittel (mit 
Einbruch, Einfteigen), 3) oder durch den Betrag, wenn 
3 oder mehre Pfund geftohlen werben (254), oder 4) durch 
die Berfon, wenn ein Dienftbote oder ein Gaſtwirth ſtiehlt; 
5) durch den Ort, bei Diebftählen in Kirchen oder Sitzungs⸗ 
fülen während der Sigung oder auf öffentlichen Straßen; 
6) durch Die Zeit (Nachizeit, von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang); 7) durch Beſchaffenheit der geftoßfenen 
Sache (z. B. an Sachen, die in Gefahr find, z. 2. 
in Feuerdgefahr). — Der einfache Diebftahl wird beftraft 
(270) mit Zwangsarbeit von 1—6 Monaten. Unter 
dem Titel frode bedroht Art. 278 die Unterichlagung 
wit Strafe (A—6 Monate). Der Art. 284 bedroht Die 
Fälle, welche der franzöfifcye Code penal im Art. 405 - 
als escroquerie bezeichnet, und fügt eine allgemeine Des 
fimmung hinzu, Daß Der, welcher betrüglich, aus gewinn⸗ 
füchtiger Abficht auf eine in den vorherigen Paragraphen 
nicht bezeichnete Weile einen Andern beichädigt, mit Ges 
fangniß oder Zwangsarbeit von 1—3 Monaten oder 
mit Geldftrafe beftraft werben fol; wenn der Schaben 
nicht 10 Pfund überfteigt, fällt Die That in Die Klaſſe 
der Mebertretungen. 

Bei dem Berbrechen der Brandftiftung vermeidet 


79) Hier füllt ver Geſetzgeber aus der Rolle, indem er (ohne allen 
Grund) eine abfolute Strafe droht. 
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das Geſetzbuch ebenſo jede allgemeine Begriffsbeſtimmung 
und ſtellt an die Spitze die am ſchwerſten beſtraften Faͤlle, 
bedroht daher mit dem Tode denjenigen, welcher boͤslich 
ein Arfenal, ein Kriegsſchiff, Pulvermagazin, Schiffs: 
werfte oder Artilerieparf anzündet (287), ober an ein 
Haus, Magazin, Gewölbe, Wohnung, Schiff oder fonft 
ein Gebäude oder Aufenthaltsort zur Zeit, wenn ein 
Menſch darin ift, Feuer legt; jedoch tritt Zwangsarbeit 
von 12 Jahren ein, wenn Niemand um das Leben kam, 
aber der Thäter vorherſehen konnte, daB ein Menich darm 
ſei; außer dieſem Ball ift die Strafe 5—10 Jahre (288). 
Zündet Jemand ein Gebäude der in Art. 288 bezeich- 
neten Art an, wenn fein Menſch fidy Darin befand, oder 
wenn er ein brennbares Material oder ein Gebäude unter 


den Umftänden anzünbet, Daß davon das Feuer fidy einem 


andern Gebäude, in weldyem ein Menſch war, mitihellen 
konnte, fo teitt Todesftrafe ein, wenn wirklich Das euer 
ſich mittheilt, im andern Falle Strafe von 5—9 oder von 
3—6 Jahren, je nachdem der Thäter das Dafein eines 
Menfchen vorheriehen komte (289. In allen anderen 
Fallen zieht Die Brandftiftung an den in $. 288 bezeich 
neten Gegenftänden 2—4 Jahre Zwangsarbeit nach fidh. 
Eine befondere Strafdrohung enthält Art. 293 gegen den 
jenigen, welcher Ketten, Stride ober Gegenftände, an wel 
hen ein Schiff zur Sicherheit befeftigt if, durchhaut oder 
abſchneidet. 


— (Bortfegung im naͤchſten Hefte.) 


AXV. 


ueber 
Betrug bei Eingehung eines zweiſeitigen Vertrags. 
ee 
Dr. Arnold. 


Die Frage, inwiefern der Betrug, welcher bei Ein- 
gehung eined zweiſeitigen Vertrags gefpielt wurde, ftrafs. 
rechtlich zu verfolgen ſei, ift theoretiich ebenfo, wie auf 
dem Felde der Geſetzgebung ſchwierig, eben beshalb in den 
Geſetzbuͤchern verfchieden behandelt, in der Praris aber 
oft ſchwer zu beantworten. Ia es ift eben fo ſchwierig, 
die Graͤnze zwiſchen Der betrüglichen und jener Leber: 
vortheilung, welche in Rechtöverlegung nicht übergeht, fo 
ſcharf zu ziehen, Daß in der Anwendung fein Zweifel ent 
ftehe, und mir müflen ums ſehr hüten, Das, was unferm 
moraliihen Gefühl widerftrebt, fogleic, in das Rechtsge⸗ 
biet übertragen und von Unrecht und Strafbarfeit fprechen 
zu wollen. 

Ein Rechtsfall, welcher in Dem Wochenblatt für merk; 
würbige Rechtsfaͤlle, zunächft für Das Königreich Sachſen, 
Sahrgang VI. (vom 3. 1848), Nr. 9 dargeſtellt ift, 
bietet in oben erwähnter Beziehung Stoff au allgemeinen 
Betrachtungen in theoretijcher, wie in Tegislativer Hinficht 
und verdient Daher eine nicht blos auf eine einzelne Geſetz⸗ 
gebung befchränfte Erörterung. 
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Zu einem Lotto-Collecteur in Dresden kam ein Hand» 
arbeiter, gab vor, daß ihm mehrere Nummern geträumt 
hätten, und verlangte die mit dieſen Rummern bezeichnes 
ten Looſe zu kaufen. Er befam auch von jenen Nummern 
Y, ded Loojed Nr. 20,603. Eine Stunde nach dieſem 
Geſchaͤft erhielt der Collecteur die Nachricht von der am 
naͤmlichen Tage zu Leipzig flattgefundenen Ziehung und 
entdeckte, Daß nicht nur alle Nummern, welche der Hands 
arbeiter als ihm geträumt angegeben hatte, in jener Zies 
hung Gewinnſte erhalten hatten, fondern daß auch na 
mentli) auf das gegebene Ya-Lood 400 Thle. Gewinn 
gefallen waren. Es wurde auch fo ziemlich ermittelt, Daß 
der Handarbeiter am Vormittage jened Ziehungstags ſich 
zu Leipzig befunden und der Ziehung beigewohnt Hatte, 
und dann mit dem PBadwagen nad) Dresden abgefahren 
war, wo er Nachmittags gegen 5 Uhr das Loos Faufte. 

Das Stabtgericht fand Bedenken, eine Unterfucdhung 
einzuleiten: Das Appellationsgericht aber ordnete Unterfu- 
dung an und verurtheilte nach deren Schluß den Arbeiter 
wegen verfuchten!) Betrugs zu einjährigem Arbeitshaus. 
Das Appellationsgericht fehte zwar die Strafe auf vier 
Monate herab, weil ed eine andere Abftufung der Strafe 
bed Verſuchs machte; allein ed nahm ebenfalld an, daß 
ed ſich Hier von einem unter Dies Strafgeſetz 2) fallenden 


1) Berfud) lag vor, weil der bezweckte Vortheil nicht erreicht 
wurde. — Die Frage, ob Verſuch oder Vollendung, iſt für ge- 
enwärtigen Aufſatz unerheblich ; ebenfo die Frage über den 

ab des Verſuchs. 
2) Die — — Stellen des Kran ſaͤchſ. Strafgeſetzbuchs find: 
245. Wer wiſſentlich falſche Thatſachen für wahre 
— oder wahre Thatſachen unter Verhaͤltniſſen, wo er 
die Wahrheit — ſagen rechtlich verpflichtet war, verſchweigt 
ak unterbrü — — wird (als Betrüger) mit den Stra 

en — u 

„Art. 246. Der Betrug — bei Verträgen ift ftrafbar: 
1) wenn bei einem zweifeitigen, auf gegenfeitigen Vortheil ge- 
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Betrug Handle. Eine Bitte um Begnadigung oder um 
Geftattung abermaliger Bertheidigung wurde in der leßs 
tern Art gewährt, und nun erkannte Das Oberappellations- 
gericht auf Freiſprechung. 

Die Gründe dieſer verichiedenen Ausſpruͤche werden 
bier nicht eingefchaltet, weil fie in der oben erwähnten 
Zeitſchrift nachgeleien werden Fönnen, und weil e8 ber 
Zwed gegenwärtiger Abhandlung nicht ift, eine Kritik je⸗ 
ner Gründe zu liefen; übrigens find die Gründe und 
Gegengründe, welche jene Ausſprüche dargelegt haben, 
hier um jo mehr berüdfichtigt, als fie alle ein tiefes Ein⸗ 
gehen in die Frage darlegen. 

Betrachtet man nun ben Lotterieloosverfauf, fo liegt 
in jeiner Natur, daß Käufer und Verkäufer darin über: 
einftimmen, daß der Käufer die Hoffnung Taufe, einen 
Gewinn zu machen. Während nun im vorliegenden Falle 
der Käufer zur Zeit des Kaufvertrags fchon mußte, Daß 
Das 2008, welches er kaufte, einen Gewinn gemacht habe, 
wußte der Verkäufer foldyes noch nicht, war aber ſehr be 
reit, Dem Käufer einen ſolchen Gewinn zu gönnen; ja es 
legt in dem Intereſſe und in dem Wuniche der Collecteuro, 
dag in ihren Bureaur Gewinnfte gemacht werden, Damit 
Die Spieler fih angelodt fühlen, bei ihnen Einſaͤtze zu 
machen und ihnen dadurch Die Procente oder fonflige Res 
munerationen für den Abſatz der Looſe zu verichaffen. 

Die Frage, ob ein ftrafbarer Betrug darin liege, Daß 
bei einem gegenjeitigen Vertrag der eine Eontrahent weiß, 
daß er aus diefem Vertrag Bortheil habe, während der 
andere Eontrahent diefen Bortheil als problematifch 
anfieht, läßt fi) nur grünblicdy beantworten, wenn man 


richteten Vertrage die Täufhung oder Benugung bes Irrthume 
bes Andern a wefentliche Gegenflände des Vertrags ſich be- 
zieht und in Folge deſſelben rechtswibriger Bortheil gezogen 
oder Schaden geftiftet worben if.“ 
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vorerſt Die Frage erörtert, ob in ſolchem Bertrage über 
haupt ein Betrug enthalten fei, und ob er insbeſondere 
wegen ſolcher Vebervortheilung 2) ciotlrechtlich angefochten 
werden kann. Es flieht ein Fall, wie der vorliegende mit 
dem Lotterieloos nicht ifolirt; im Leben kommen dergleichen 
und ähnliche Fälle häufig vor. Denken wir und den 
kaufmaͤnniſchen Verkehr. Ein Kaufmann erfährt ganz bes 
fimmt, daß biefer oder jener Handelsartikel in Diefem oder 
jenem Lande mißrathen fei oder um hohen Preis aufge 
fauft werde, oder Daß da ober dort eine Kriegserflärung 
erfolgt, alfe eine bedeutende Steigerung der Preiſe gewiß 
zu erwarten iſt: er Fauft ichnell von den betreffenden Acta 
fein, ohne den Berkäufern, welche von der neuen Nach⸗ 
richt noch Feine Kenntnis haben, feine Wiſſenſchaft mitzu- 
thellen. Oder ein Banquier erhält durch Den Telegraphen 
Nachricht von bedeutender Coursaͤnderung gewifjer Staates 
papiere und benuͤtzt die Zwiſchenzeit, bis dieſe Nachricht 
auch Anderen befannt wird, zum Einfauf oder Berfauf 
foldyer Papiere, je nachdem nämlich der Cours gefliegen 
oder gefallen if. Sollen dergleichen Geichäftsmanipulas 
tionen als Betrug civilrechtlich anfechtbar oder ſoll Bier 
wenigſtens analog anwendbar fein, was Pomponius *) 
jagt: In pretio emtionis et venditionis naturaliter 
licere contrahentibus, se circumvenire. 

Die Geiege ſehen im Civilrecht Die Rothwendigkeit 
ein, den Verkehr möglichft aufrecht zu erhalten, und nicht 
jeden Vertrag für nichtig zu erklären, bei welchem ein 
Irrthum von Einflus auf Die Willensbefimmung mar.®) 
Bei dem Betrug find zwar die Geſetze firenger, weil 
‘bier die Arglift des einen Contrahenten mitwirkt; allein 


3) Eine — liegt ans in folder Handlung. 
4) Fr. 16 $&. 4. D. de minor. (4. 4 
5) Bangerow, Pandeften Bd. II. ©. 259. 


% 
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auch wegen Betrugs kann ein Bertrag nur Dann ange 
fochten werden, wenn die Willensbeſtimmung des 
einen Gontraßenten Durch Täuſchung erzeugt mwurbe, 
amd nur unter dieſer Borausiegung ift ed gleichgültig, ob 
die Täufchung in pofitiver Handlung oder in Berfchweis 
gung der Wahrheit beftanden habe. Deshalb fagt fr. 1 


- pr. D. de dolo malo (4. 3): Hoc edicto praetor 


adversus varios et dolosos, qui aläs offuerunt calli- 
ditate quadam, subvenit. ferner $. 1 ibid.: Quae 
dolo malo facta esse dicentur. Ebenſo billigt Ulpian 
$. 2 ibid. die Definition Labeo's, dolum malum esse 
omnem calliditatem — ad circumveniendum, fallen- 
dum, decipiendum alterum adhibitam. Es muß nad 
bieten Geſetzſtellen durch die umreblihe Handlung — 
calliditate quadam — gefchabet; es muß Durch Den 
dolus etwas bewirkt — dolo malo facta —; ed muß 
der dolus zum Zweck des Hintergehend — ad circum- 
veniendum — angewendet worden fein. Ganz in Ueber- 
einftimmung mit diefen Geſetzen fagt Seuffert, 9 daß 
der Betrug durch Erzeugung oder rechtswidrige 
Denupung des Irrthums wirfe. Ebenſo verorbnet 
das Preuß. Landredht Th. I. Tit. 5 8. 349, daß jeder 
Betrug, wodurd Jemand zur Errichtung eines Eon- 
tracts verleitet worden, den Betrogenen berechtigt, Das 
von wieder abzugehen, 7) und im $. 359 verlangt es auch 
dann, wenn der Irrthum des Betrogenen nicht fo bes 
ſchaffen iſt, daß dadurch Die Willenserklärung des Haupts 
geſchaͤfts entkräftet, fondern nur Schadloshaltung geforbert 
werben kann, daß der Betrogene zu dem Irrthum ver- 
leitet worden. Auch das öfterreichifche bürgerliche Ge⸗ 


6) Pandekten $. 261. 
7) Bergl. noch Preuß. Landr. Th. I. Tit 4. 65. 75. 76. 84. 86. 
87. 
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fehbuc, $. 871-874 macht die Anfechtbarkeit eined Ber 
tragd wegen Betrugs davon abhängig, daß der Vertrag 
ohne den Irrthum des Andern gar nicht oder doch nicht 
auf ſolche Art errichtet worden wäre. Endlich will auch 
der jächfifhe Entwinf eines bürgerlichen Geſetzbuchs 
88. 687. 693 einen Vertrag wegen Irrthums oder Be 
trugs nur dann anfechten laffen, wenn ein Theil von dem 
Andern durch falihe Angaben irre geführt werten — 
zum Bertrag vermocht worden if. 

Keines diefee Erforderniſſe Der verſchiedenen bürger- 
lichen Geieggebungen zur Anfechtung wegen Betrugs if 
bei Verträgen, wie Die oben erwähnten, vorhanden. Der 
Lottocollecteur verkauft die Looſe nicht, weil der Käufer 
ihm die Wahrheit verichwiegen oder einen Traum vorges 
fpiegelt Bat; der Kaufmann verkauft die Waare nicht, 
weil ihm Die eingetretene Preiserhöhung verichwiegen 
wurde; der Beſitzer oder der Läufer von Staatspapieren 
ſchließt nicht deshalb den Handel über dieſe ab, weil ihm 
die Courdveränderung nicht befannt wurde; fte alle faufen 
und verkaufen, weil e8 ihr Geſchaͤft oder audy ihre Eon- 
venienz fo veranlaßt. Gern wollen wir glauben, daß fte 
die Gefchäfte gar nicht oder doch nicht in biefer Art ab» 
geichloffen hätten, wenn fie gewußt hätten, was der an- 
dere Theil ihnen verfchwieg; allein der andere Theil war 
ihnen zur Eröffnung deſſen, was er mußte, nicht verbun⸗ 
ben. Eine Geſetzgebung, welche jolche Verbindlichkeit auf- 
legen wollte, würde nicht nur nad) allgemeinen Rechts⸗ 
grundſaͤtzen feinen Grund hierzu haben, jondern fie würde 
auch allen Verkehr beinahe vernichten, denn es Fönnte 
dann Niemand mehr kaufen oder verfaufen, wenn er eines 
Gewinns dabei ficher ift, fondern nur wenn der Gewinn 
zweifelhaft ift, und eine Beſchraͤnkung des Verkehrs auf 
ſolche Fälle des Zweifels würde alle Luft zum Verkehr 
nehmen. 
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So wenig ein zweileitiger Vertrag deshalb angefoch⸗ 
ten werden kann, weil ihn der eine Contrahent durch Ver⸗ 
ſchweigung der Wahrheit nicht verhinderte (und nur 
hiervon, nicht von Verleitung zum Vertrag durch 
Verſchweigung der Wahrheit iſt hier bie Rebe), 8) ebenſo 
wenig kann audy der Kauf eines Lotterieloofed mit einer 
Wette verglichen und behauptet werden, daß die Kenm⸗ 
niß des Kaͤufers von dem bereit auf Dad Loos gefallenen 
Gewinn den Vertrag ungültig oder amfechtbar mache. 
Allerdings ‚Tann eine Wette wegen Betrugs angefochten 
werden, wenn der eine Thetl weiß, wie es ficy mit der 
Sache verhalte, und wenn er diefes dem andern verhehlt, 
um bdenjelben zur Wette zu verleiten. ) Allein bei einer 
Wette ift es nothwendig, daß der eine Theil Da8 Gegen: 
theil von Dem behauptet, was die Behauptung des 
andern enthält: im Yalle eines Lotterieloosfaufes zielen 
beide Contrahenten auf einen Gewinn des Käu—⸗ 
fers, und Die Frage, ob das 2008 bereits gemons 
nen babe, kommt dabei gar nicht zur Sprache. Ein Lot 
terieloosfauf ift demnach gar feine Wette, ſondern ein 
Spiel, 19) und überdie® hatte ja der Arbeiter fein Wiſſen 
vom Gewinn nicht deshalb verfchwiegen und das Vorge⸗ 
ben eines Traumes nicht Deshalb gemacht, um den Col 
lerteur zur Abgabe Des Looſes zu verleiten, fon» 
dern fein Borgeben eines Traumes gefchah offenbar nur, 
um Das Vorzeigen beftimmter aufgeichrieberter Nummern 
zu erflären; ber Collecteur aber wurde nur durch feinen 
Beruf und durch den Bortheil, den ihm ber Abſatz der 


8) Berfehweigen der Wahrheit if nur dann betrüglich, weun ber 
le auf Mittheilung der — ein — hat. Sa⸗ 
vigny, Syſtem Bd. IH. ©. 119. 
9) Bangeron, Pandekten Br. ar. ©. 500. Seuffert, Baus 
dekten $. 3 
10) Seuffert’8 Ardiv Bd. I. Rr. 291. 
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Looſe gewährt, nicht aber durch das Verſchweigen des Ars 
. beiterd und eben fo wenig Durch deſſen Vorgeben eines 
Traumes zur Abgabe des Looſes bewogen. Es ergiebt 
ſich aud) Hieraus, Daß Die zum Weſen eines jeden Ver⸗ 
trage erforderliche Uebereinſtimmung des Willens 
der Eontraßenten in Bällen der vorerwähnten Art nicht 
fehle. Dem jene Hebereinftimmung iſt nur in fo weit 
erforderlich, als fie zur Begründung eines Rechtöverhält- 
niſſes gehört; 11) fie fehlt, wenn jeder Contrahent eine 
andere, weſentlich verichiedene Qualität des Gegenftandes 
im Sinne hat, und ſonach wenigftens ber eime Contrahent 
im einflußreichen Irrthum ift; es fehlt aber jene Webers 
einftimmung dann gewiß nicht, wenn der eine Eontrahent 
den Bortheil, welchen der andere aus dem Bertrag fucht 
und als gewiß eintretend oder gar fchon eingetreten weiß, 
nur als möglich eintretend fich denkt, für den Fall des 
Eintretend aber nidht nur dem andern goͤnnt, fondern Ihm 
ſolchen auch für folchen Fall mit verfauft. “Der Lottor 
colleeteur und der Käufer Des Looſes waren bei dem Lauf 
darin übereinftimmender Tendenz, daß, wenn in der Zie⸗ 
bung — deren Vollzug am nämlichen Tage gewiß auch 
dem Collecteur ſchon voraus befannt war — auf das 
2008 ein Gewinn gefallen fei, der Käufer ſolchen erhalten 
folle; unwelentlidy für den Bertrag ſelbſt und nach deſſen 
Ratır war e8, daß nicht der Gollecteur, fondern nur der 
Käufer bereitd das Reſultat der Ziehung wußte, und fos 
nach der Collecteur eine Urkunde Über einen möglichen 
Gewinn zu verfaufen glaubte, während ber Läufer wußte, 
daß das Roos eine Urkunde über einen wirflihen Ge 
wine fel. 

Iſt nun nad) der bisherigen Ausführung nicht ein- 
mal in civilxechtlicher Beziehung ein Betrug, welcher Die 


11) Savigny, Syftem Bd. II. ©. 309. 
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Anfechtung des Bertrags rechtfertigte, darin zu finden, 
wenn der eine Eonteahent den Bortheil, den er durch ben 
Vertrag erftrebt, bei Abichluß des Vertrags ſchon als ges 
wiß eintretend oder bereitd begründet fennt, während bex 
andere Contrahent non dieſer Gewißheit nicht unterrichtet 
ift, 10 kann um jo weniger ein ftrafgeiegficy verbotener 
Betrug in foldher Handlung gefunden werden. 

Die Stenfgeiebgebung belegt nicht jeden Betrug, 
welcher ciollrechtlich eine Klage oder Einrede begründet, 
mit Strafe, noch weniger eine bloße Uebervortheilung. 3?) - 
Sie hütet fi) und muß ſich hüten, den Berfehr zu beläs 
fligen und den Sporm des Verfehrd, Das Trachten nach 
Gewinn, weiter zu hemmen, als der Rechtsichug erfordert. 
Alte Strafgefehgebungen, weldye den Betrug bet Berträ> 
gen einer Strafe unterwerfen, thun dieſes nur ausnahms⸗ 
weile und unter befonderen Bedingungen und Boraus- 
fegungen, fo daß hieraus die Pflicht der Richter hervor: 
gebt, nur in den geieblichen Faͤllen und unter den geſetz⸗ 
lichen Bedingungen einen Schuldausſpruch zu erlaflen. 

Wenn das Strafgeleh, wie Art. 245 des Fönigl. 
fachlichen, 309 des hannöverichen und 450 des badiichen 
Strafgeſetzbuchs, den Betrug durch Berfchweigung der 
Wahrheit nur dann der Strafe unterwirft, wenn eine 
rechtliche Verbindlichkeit vorhanden war, Die 
Wahrheit zu fagen, fo darf der Richter nur dann Das 
Schuldig ausfprecdyen, wenn jene Vorausjegung gegeben 
if. Nun mag zwar im gegebenen Falle für den Arbeiter 
eine moralifche Pflicht vorhanden geweien jein, Das Reſul⸗ 
tat der Ziehung zu Leipzig dem Eollecteur befannt zu 
machen, wenn er ein 2008 mit gezogener Nummer faufen 


12) Bergl. Mittermaier zu Feuerbach's peinl. Recht $. 411. 
Note IV.V. Blätter für Rechtsanwendung, zunächft in Baiern, 
Br. XU. ©. 306. 
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weilte, 1%) aber eine rechtliche Berbindlichkeit hierzu war 
auch nicht Im Geringften vorhanden. Es ift Sache der 
Lotterie» Anftalt, Dafür zu forgen, daß, jobald die Ziehung 
geicheben, Feine Looſe mehr verfauft werden; läßt fie den⸗ 
noch ſpaͤter Looſe verkaufen, namentlich zu einer Zeit, wo 
das Refultat der Ziehung ichon befannt fein kann, fo trägt 
fie die Folgen ihrer Unvorfichtigkeit, und fie hat fein Recht, 
daß, das Publikum oder Einzelne aus demſelben ihre Col 
lecteurd benachrichtigen, was das Refultat der Ziehung 
ſei. 3a fie ſelbſt würde betruͤglich handeln, wenn fie zu 
der Zeit, wo ein Eollecteur noch Loofe verkaufen darf, 


bemjelben den Berfauf ſolcher Looſe nicht mehr geftab 


ten wollte, von welchen der Collecteur (durch Zufall er⸗ 
fahren Bat, daß auf diefelben Gewinnfte gefallen find. 
Auf ſolche Tendenz aber müßte geithlofien werden, wenn 
die Anftalt eine vechtlihe Verbindlichkeit gegen einen Kaͤu⸗ 
fer der Looje aniprechen wollte, dem Collecteur zu eroͤff⸗ 
nen, daß auf dieſe und jene Nummern Gewinnfte gefallen 

Abgeſehen von dem bisher Gejagten wird aber auch 
zu einem Betrug im ftrafrechtlichen Sinne erfordert, daß 
dadurch rehtswidriger Vortheil erlangt oder Doch 
exftrebt, oder daß ein Schade geftiftet worden fei, und na⸗ 
mentlich hat das Eönigl. jächfiiche Strafgeſetzbuch Art. 256 
dieſes Erforderniß zum Begriffe des Betrugs bei zweiſei⸗ 
tigen Verträgen nothwendig erklärt. Daß dem Collecteur 
oder der Anftalt durch den Verkauf des Looſes ein Schade 
zugefügt wurde, Fönnte man nur dann behaupten, wenn 


man annehmen fönnte, daß der Collecteur Das Loos nicht 


13) Wer fih zu folder Belanntgebung feiner Wiſſenſchaft mora- 
lifch verbunden glaubt, dem wird eine innere Stimme fagen, 
daß er das Loos gar nidht verlangen foll; denn indem er feine 


Wiſſenſchaft mittheilt, erfcheint fein Verlangen, ihm das Loos 
laͤcherlich. 


zu verkaufen, 
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Doch roch andenwärts verfauft hätte; allein der Verkauf 
der Looſe war ja das Geihäft des Collerteurs, und wenn 
in der nächften Minute ein anderer Abnehmer gefommen 
wäre, weldyer ohne Kunde von Dem Reiultat der Ziehung 
das 2008 genommen hätte, io wuͤrde dieſer nebft dem 
8008 auch den Gewinn erhalten haben. — Ebenfo wenig 
fann bier von einem rechtswidrigen Vortheil des 
Arbeiters die Rede jein. Ein Vortheil iſt nicht deshalb 
allein rechtswidrig, weil man auf Deflen Erwerb kein Recht 
hat; man kann ja Rechte erwerben, Die man bisher nicht 
hatte. Der Arbeiter hatte zwar fein Recht, Das ihm das 
.  beftimmte 2008 verfauft werden müffe, allein er hatte das 
Recht, Looſe zufaufen, und auch Das Recht, feinen Wunſch 
nach beflimmten Nummern auszudrüden. , So wenig er 
rehtädy verbunden war, fein Wiſſen von dem Refultat 
der bereit geichehenen Ziehung dem Collecteur mitzuthels 
fen, fo wenig er rechtswidrig handelte, wem er dieſes 
Wiſſen verſchwieg, eben jo wenig erwarb ex einen rechts⸗ 
widrigen Vortheil, wenn er fein Willen benuste, ein Loos 
zu erhalten, auf welches ein Gewinn gefallen war. Die 
Anftalt bereitete durch Die Unvolllommenheit ihrer Einrich- 
tung den Loosabnehmern Die Möglichkeit, Looſe zu einer 
Zeit zu faufen, wo man ichon wiſſen fonnte, auf welche 
Rummern Gewinnfte gefallen waren; Diefe Möglichkeit zu 
benußen, war nicht im Geringften rechtswidrig. 

Zu einem Betrug im ftrafrechtlidhen Sinne gehoͤrt 
aber auch das Merkmal der abfihtliden Erregung 
oder Benupung des Irrthums des Andern, um Dies 
fen zu einer ihm nachtheiligen Handlımg zu verleiten. 
Diefe abfichtlihe und auf einen rechtswidrigen Zweck ges 
richtete Erregung oder Benugung verlangt zum Begriff 
bes Betrugs das baieriſche Strafgeſetzbuch Art. 256, das 
preußiiche Art. 241, das Sachfen-Weimarifche Art. 236, 
Das badiſche Art. 450, das mwürtembergiiche Art. 351, 
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das koͤnigl. ſaͤchſtſche Art. 245 und das hannoverſche 
Art. 308. Insbeſondere ift nach Art. 257 des baieriſchen 
Strafgeſetzbuchs bloße Vorenthaltung der Wahrheit dann 
Betrug, wenn der Irrthum eines Andern dazu mißbraucht 
wird, Denielben zu einer ihm nachtheiligen Handlung zu 
verleiten, 19 und Das würtembergiiche Steafgejehbuch 
Art. 252 verlangt zur Strafbarkeit des Betrugs, daß ein 
Theil den .andern durch befondere Arglifi zu Eingehung 
des Bertrags verleitet hat. Nun ift e8 aber offenbar 
und bereits oben ichon bemerft, daß ein Lottocollecteur 
durch das Vorgeben eined Looskaͤufers, es hätten ihm 
Nummern geträumt, zum Loosverkauf eben fo wenig ver- 
leitet wird, al8 durch das Verſchweigen des Käufers, Daß 
die verlangten Nummern bereit gewonnen haben. 

E83 ift oben bemerkt worden, daß bie Lotterieanftalt 
betrüglich handeln würde, wenn fie ihre Collecteurs in- 
ſtruiren würde, zwar nod einige Zeit nad) der Ziehung 
Looſe zu verfaufen, nur nicht ſolche, von welchen ihnen 
— fei ed au) durch Zufall oder durch Diejenigen, welche 
faufen wollen — befannt iſt, Daß darauf Gewinnfte ger 
fallen. Man fönnte vielleicht fragen, warım ed dem Kaͤu⸗ 
fer der Looſe erlaubt jein fol, in dem Bewußtſein zu kau— 
fen, Daß auf die Loofe Gewinnfte gefallen, und warum 
nicht Die Anftalt in dem Bewußtſein ſoll verfaufen lafien 
dürfen, daB auf die Looſe Feine Gewinnſte gefallen. 
Gerade der hier zwilchen der Anftalt und ihren Collecteurs 
und zwilchen den Loosfäufern vorwaltende Unterſchied ift 
geeignet, die Erforderniffe des Begriffs eines firafbaren 
Betrugs näher aufzuhellen, und noch mehr dürfte dieſes 
gelingen, wenn man auch den Fall betrachtet, wo der Kaͤu⸗ 
fer nicht von der Anftalt, jondern von einem PBrivatbefiter, 
welcher nicht Davon Kenntniß hat, daß jein Loos gewon- 


14) Vergl. Blätter für Rechtsanwendung a. a. O. ©. 230—234. 
Arhiv d. Er. R. 1853. IV. St. Rt 
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nen, in dem Bemußtiein kauft, daß das Loos wirklich ge 
wonnen bat. 

Ein Käufer, weldyer von dem Gollectenr in dem Bes 
wußtſein Kauft, Daß das Loos gewonnen hat, täufcht we⸗ 
der die Anftalt, noch den Collecteur, verfchweigt auch 
nicht rechtswidrig und verleitet nicht zum Verkauf. Er 
will gewinnen, er erklärt Died auf concludente Weile durch 
den Kauf des Loojed; er Bat Feine rechtliche Verbinblich- 
feit, den Grund zu offenbaren, warum er zu gewinnen 
hofft, ed mag dieſer Grund im Vertrauen auf einen glück⸗ 
lichen Zufall, oder im Aberglauben, oder in Kenntniß des 
Refultatd der bereitd ftattgefundenen Ziehung befteben; 
er verleitet nicht zum Verkauf, denn der ECollecteur Hat 
den Beruf und fogar ein Intereffe, möglichft viele Looſe 
abzuſetzen. Die Anftalt aber, welche nach bereit flattge- 
fundener Ziehung noch ſolche oder gar mur noch ſolche 
Looſe verkaufen laffen wollte, weldye nicht gewonnen Bas 
ben, würde eines Betrugs ſich ichuldig machen. Denn . 
‚ indem fie Looſe verkaufen lAßt, veripricht fie Die Möglich 
feit eined Gewinns; fie taͤuſcht aber und fie verichweigt 
rechtöwidrig, wenn fie Looſe verkauft, für weiche, wie fie 
wohl weiß, jene Möglichkeit nicht mehr befteht; fie ver 
keitet Durch ihre Taͤuſchung zum Kauf, weil Niemand ein 
8008 kaufen wird, welches in Der Ziehung leer ausgegan⸗ 
gen iſt. | 
Kauft Iemand von einem Privatbefiger ein Looß, 
von welchem er weiß, daß ein Gewinn darauf gefallen, 
während der Befiter hiervon feine Kenntmiß bat, fo fommt 
ed darauf an, ob der Beflger ohne Verlangen des Käur 
fers Das Loos verfaufen will, oder ob der Käufer den 
Berkäufer zum Berfauf Des Loofes veranlaßt. Will der 
Befiger ohne Beranlafiung des Käufers das Loos verlaus 
fen, jo gebieten zwar Mortalität und Ehrgefühl dem Käus 
fer, den Befißer von dem Gewinnft in Kenntniß zu feßen; 
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unterläßt aber der Käufer dieſes und Fauft Das Loos, fo 
ift er dadurch dem Strafrichter nicht verfallen, dem er 
bat Feine rechtliche Verbindlichkeit, dem Beſttzer jeine 
Kenntniß mitzuthellen; er verleitet Durch feine Taͤuſchung 


‚ ben Beſitzer zum Verkauf, denn dieſer Verkauf gefchieht 


unabhängig von dem Verſchweigen des Käuferd. Wenn 
aber der Käufer in dem Berwußtiein des auf Das 2008 
gefallenen Gewinns unter Berfchweigung feiner Wiflen- 
ſchaft den Beſitzer zum Verkauf veranlaßt, fo ift Dies Be: 
trug, denn er täufeht, indem er ben Beliyer in dem 
Glauben läßt, der Gewinn jei nody ungewiß; er täuicht 
rechtswidrig, weil er, indem er den Willen des Beſitzers 
zum Verkauf zu leiten fucht, Die Unfenntniß des Befitzers 
son dem gemachten Gewinn nicht zum eigenen Vortheil 
benupen Darf; er verleitet durch Taͤuſchung und rechtswi⸗ 
drige Berichweigung zum Berfauf, weil er den Beſitzer 
in die Meinung bringt, der fichere Kaufpreis fei einem 
unfihern Gewinn vorzuziehen. 

In legiölativer Beziehung dürfte der oben erwähnte 
Rechtsfall und gegenwärtige Abhandlung einen Beitrag 
Dazu liefern, daß die Geſetzredactoren ben Begriff des 
ſtrafbaren Betrugs, weldyer bei Eingehung eines zweiſei⸗ 
tigen Vertrags veribt wird, fehärfer zu bezeichnen, und 
insbejondere mehr hervorzuheben haben, daß das Verkhmeir 
gen der Wahrheit nur dann den Begriff des Betrugs ber 
gründen fann, wenn dadurch der andere Theil zum Ber 
trag verleitet wurbe, keineswegs aber dann, wenn jenes 
Verſchweigen nur den andern Theil nicht verhindert Bat, 
ben Bertrag einzugehen. 
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XXVI. 
Beitrag 
zur Lehre der Fahrläſſigkeit. 
Von 
Dr. E. Bezold in München. 


Es ſoll in Folgendem die Erörterung eines prak⸗ 
tfchen, am Stadtgerichte Muͤnchen abgeurtheilten Falles 
verſucht werden, welcher von hohem Intereſſe zu ſein und 
zu einer genaueren Betrachtung, ja geradezu zu einer 
rechtsphiloſophiſchen Beleuchtung aufzufordern ſcheint. 

Das Faktum iſt in gedrängter Kürze Folgendes: 

‚Der Schreinergefele Franz Amtmann hatte am 
18. DOftober 1850 in einem Wirthshaufe in MWolfratss 
haufen einen betäubenden Schlag auf den Kopf erhalten. 
Er konnte zwar noch nad) dem ein Paar Stunden ent 
fernten Dorfe Eurasburg gehen, wo er bei Dem Schreiner: 
meifter Benno Hammer! als Geſelle wohnte; mußte aber 
fodann zwei Tage zu Bett Tiegen bleiben. Am dritten Tage 
fing er, obwohl „etwas taumlich,“ Die Arbeit wieder an 
und feste fie Drei Wochen lang fort, in Der vierten aber 
erkrankte er völlig und Tonnte dad Bett nicht mehr ver 
lafien. Das Bett befand fidy in einer finftern, fehr Falten 
und unheizbaren Sammer. Der von Benno Hammer! 
eft am 22. Dezember gerufene Arzt, Dr. Sensburg, 
fand den Amtmann bier in größter Unreinlichfeit und ganz 
durchnäßt, ohne Bewußtſein Tiegend. Er machte deßhalb 
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dem Hammer! und feiner Ehefrau Creſcenz zur. Haupt 
aufgabe, den Patienten in eine andere Sammer zu bringen 
und die nötbige Reinlichfeit zu beobachten. Allein trotz 
wiederholter, mit Anzeige bei Gericht Drohender Auffors 
derungen am 24. und 26. Dezember, und obwohl bereits 
eine bläuliche, brandbanzeigende ‚Färbung der Zehen eines 
Fußes des Patienten ald Folge des eiöfalten Aufenthalts 
ortes und der Näffe eingetreten war, gelang ed dem Arzte 
erft am 28. Dezember, die gefchilderte Lage des Patienten 
zu ändern und defien Einichaffung in ein anderes, Heiz 
bares Lofal durch Die Hammerl’ichen Eheleute zu bewirken 
— Der Patient wurde mun zwar am Leben erhalten, 
allein Lähmung der linfen Körperfeite, unheilbare Unfhs 
bigfeit zu den Berufsarbeiten und der Verluft von den 
Ragelgliedern der erfrorenen Zehen des linfen Fußes, von 
welchen vier, bereitd abgenommen werden mußten, find Die 
bleibenden Folgen der mangelnden Pflege. 

Es war bereit in der Unterjuchung wegen der ur 
fprünglichen Körperverlegung durch oberrichterlich beftäs 
tigted Erfenntniß anerkannt, daß die erwähnten fchiwereren 
Folgen nicht nothwendig und unmittelbar mit jener Koͤr⸗ 
perverlegung in Verbindung ftänden, welche vielmehr eine 
zwar mehr als Stägige, aber auch nicht Die Dauer von 
30 Tagen überfchreitende Krankheit zur Folge gehabt Baben 
würde. 

Der Gerichtsarzt Dr. Höfler hatte ausdrüdlich erklärt, 
Daß das Entflehen des Brandes an dem linken Borderfuß 
und das brandige Abfterben von Gliedern von vier Zehen 
auf jeden Fall damit zufammenhange, daß Amtmann 
lange mitten im Winter in einer eidfalten Kammer jeiner 
Dienftherrfchaft ganz durchnäßt und verunreinigt lag, und 
daß diefe inhumane Behandlung die Schuld an den er 
waͤhnten Folgen trug. 

Der behandelnde Arzt Dr. Sensburg gab in der 


> 
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ſtadtgerichtlichen Sitzung ſein Gutachten dahin ab, es 
konne im gegebenen Yale nicht angenommen werden, Daß 
Das Entftehen des Brandes an ben Zehen des Amtınann 
eine Folge der erlittenen Koͤrperverletzung geweſen, vreimehr 
f& es durch Die Kälte und Naͤſſe, in welcher er mehrere 
Tage im Hammerl'ſchen Haufe ſich befunden, herbeigefuͤhrt 
worden. 

Die Hammerl'ſchen Eheleute gaben zu ihrer Entſchul⸗ 
digung an, fle Hätten außer ihrer eigenen Kammer feine 
andere heisbare gehabt, und Hätten jene um fo weniger 
abtreten können, als Die Ereftenz Hammer! guter Hoff 
nung geweien fei. In @urasburg jet übrigens fein Frans 
fendaus, ſondern es jet in der Gemeinde dafelbft Durch 
Gemeindebeſchluß beftimmt, daß alle Hamilien der Gemeinde 
Euradburg, welche keine Beiträge zu dem Krankenhauſe in 
Wolfratshaufen bezahlten, ihre Dienftboten felbft zu vers 
pflegen haben, und das Letztere fei bei ihnen der Fall 
geweſen. 

Das Gericht nahm auf Grund dieſer Sachlage an, 
„daß ſich Die Hammerl'ſchen Eheleute dadurch, daß fie den 
Amtmann längere Zeit ohne Arztlihe Hüffe heßen, und 
fodann Die ärztlichen Anordnungen nicht Befolgten, bes 
Vergehens der fahrläffigen körperlichen Berhäbigung ar 
Amtmann fehuldig machten, jedoch ihre Fahrlaͤſſigkeit eine 
geringe jei, weil fie nur eine weitere heizbare Kammer 
Batten, wort fie felbft wohnten, und diefe, da die Hammel 
ſchwanger war, um fo ſchwerer verließen, dann weil von 
den Angefchuldigten nad) ihrer Bildungsſtufe nicht ange 
nommen werden koͤnne, daß fle Die aus der Vernachläffs 
gung der Pflege entftehenden Folgen in ihrem ganzen 
Umfange einlähen.“ 

Auf Grund der Dienfibotenorbnung vom 2. Mal 
1781 Art. 40 (worin die Krankenpflege der Dienftdoten 
ben Dienfiherrichaften zur fpeziellen Pflicht gemacht iſt), 
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ferner des. Str.⸗G.⸗B. Th. 1, insbeſondere Art. 180 
(zweiter Grad Der Koͤrperverletzung: Verſtümmelung) Art. 
68, Ziff. I und II und 70 Ziff. TE (Begriff und Strafe 
der geringen Fahrlaͤffigkeit) wurde deßhalb Benno Hammert 
zu 12tägigem, Creſcenz Hammer! zu Gtägigem Gefängniffe 
vernrtheitt. 


Es jet erlaubt, hieran vorerft einige allgemeine Bes 
merfungen zu knüpfen. Es ſcheint nämlich dieſer Fall vor 
allem auf das innerſte Weſen der Culpa hinzuweiſen. 

Wahrend Die Verbrechen lediglich die Exiſtenz Des 
Rechtes vorausfegen, nur eine Negation Des Rechtes find, 
fegen Die ſog. culpoſen Vergehen immer eine poſitive 
aufgelegte Pflicht voraus und ericheinen ald ein Nidht- 
beobachten dieſer Pflicht.) Der Staat halt nämlich nicht 
nur das Recht gegen jene Angriffe auf das Recht (Ver: 
brechen) aufrecht, er ſucht Die Güter, welche die Grund: 
lage und den materiellen Kern won Rechten bilden, aud) 
Dadurch zu Ichügen, daß er den Bürgern die Pflicht auf: 
exlegt, gegenleitig eine ſolche Handlungsweile zu beob- 
achten, damit dieſe Güter erhalten werden. 

Snöbefondere ftellt er 3. B. als allgemeine Pflicht 
auf, eine joldhe Borficht im Handeln zu beobachten, daß 
Alles unterlaffen wird, was das Leben und die Gefundheit 
der Mitbürger geführbet. Er kann aber noch weiter gehen 
und die Pflicht auferlegen, jogar zur Rettung des Leben 
und der Gefundheit von Mitbürgern handelnd mitzuwirken, . 


1) Aus einem etwas anderen Gefichtspunfte ſcheint mir allerdings 
die von Feuerbach fog: culpa dolo determinata zu betradhten 
zu fein, aber nur deßhalb, weil hier wirklich ein verbreche⸗ 

Kae "Entfclup von vorneherein gegeben ift, in Concurrenz 
mit welchem eine ſchnode Gleichgültigteit über bie Yolge der 
verbreherifchen Handlung im Grade höher Al dürfte, 
als eine culpofe Handlung lediglich aus Leichtfinn. ; 
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and zwar kann er eine folche Pflicht zu einer allgemeinen 
machen, 3. B. vorfchreiben: wer das Leben eined Andern 
in Gefahr fieht, Habe zu jeiner Rettung beizutragen inſo⸗ 
weit Dieß ohne eigene Gefahr geſchehen könne. Oder er 
ftellt ſolche fpezielle Verpflichtungen auf, wie Die, daß 
die Dienftherrichaften ihre Franken Dienftboten zu pflegen 
haben. — 

Um ferner die Güter zu ſchuͤtzen, welche Die Grund; 
lage des Eigentfums bilden, legt der Staat, injofen er 
einen foldyen Schub nicht bereits in dem Civilrecht und 
der materiellen Wiederherftellung des Vermoͤgensentgangs 
auf dem Weg des Eivilprozeffed liegend erachtet, gleich- 
falls wieder die Pflicht der vorfichtigen Handlungsweife 
auf. Beſonders wird dieß nöthig fein bezuͤglich gemein: 
gefährlicher Handlungen, 3. B. Beuervermahrlofung und 
Handlungen, welche Ueberſchwemmungen zur Folge haben 
fönnen. Auch hier kann der Staat fogar die pofltive 
Pflicht auflegen, zur Rettung von Gütern thätig mitzu- 
wirken, 3. B. in Fällen Allgemeiner Noth. 

Die Lage des Geſetzgebers ift bei Statuirung Der 
Verbrechend-Begriffe und Strafen einerfeits, und bei Aufs 
ftellung der erwähnten Pflichtverlegungen und deren Strafen 
andererfeits, eine verichiedene, denn offenbar ſchwieriger iſt 
Die letztere legislatoriſche Aufgabe.) Die Gefepgebungen 
gingen und gehen daher in diejer Beziehung bekanntlich 
auf die merfwürdigfte Weile auseinander. 

Vergl. überhaupt Lehrbuch von Feuerbach - Mitter- 
maier $. 55 und befonders die Noten des Herausgebers. 


2) Die erfte Aufgabe Hat eine ficherere Baſis. Der Gefeßgeber 
thut — jetzt unbezweifelt — ſogar am Beten, er folgt den 
vorhandenen, im Volke lebenden Anfichten von der Widhtigfeit 
gewifler Rechte und Nechtsbegriffe, und hütet ſich insbefondere 
vor einer neuen Nomenclatur und zu fünftlicher Syftematifirung 
der Verbrechen. — Die legtere legislatorifhe Thätigfeit aber 
ift mehr nur pofltiver Ratur. 
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Das bayerifche Strafgeſetzbuch von 1813 feste feine 
degfallfigen Beflimmungen als allgemeine Pflicht jedes 
Untertbanen an die Spibe: 


gefährliche Handlungen zu unterlaffen und in jedem Un- 
ternehmen mit gehöriger Aufmerkiamfeit zu verfahren. 


Nah den Anmerkungen liegt hierin aud die Ber: 
pflihtung, 
Beikhädigungen mit derjenigen Aufmerkiamfeit, wozu 
der Handelnde geſetzlich verbunden ift, abzuwenden. 


Inſoweit ftimmt das Str.⸗“G.⸗B. mit obigen Andeu- 
tungen volftändig überein. Bei der Aufftellung der Des 
finition und der Strafbeftimmungen der „Fahrlaͤſſigkeit“ 
felbft aber Iegt e8 ein Moment zu Grund, deſſen Unhalt- 
barfeit im Allgemeinen jest wohl nicht mehr bezweifelt 
wird. 1. c. Note 6 des Herausgebers. 

Es legt nämlich die — dolofen — Berbrechen zu 
- Grund, und beflimmt, daß wenn Die „äußere” Er⸗ 
fheinung (2) irgend eines Verbrechens durch Entgegen- 
handeln gegen die eben bezeichnete Verbindlichkeit entitanden 
ift, das Vergehen der Fahrläfligfeit vorhanden und je 
nach verihiedenen Graden mit Strafen zu belegen fei, 
welche nach der Strafe des — doloſen — Verbrechens 
auszurechnen find.®) 


3) Feuerbach, der gemeinrechtlihen Doftrin über die allgemein 
ftrafbare Culpa folgend, ſtellt dolofe und culpofe Verbrechen 
vollftändig neben einander und befinict die erfteren als gemollte 
Rechtsverletzungen, letztere als die durch eine gefeßwibrige 
Willensbeſtimmung hervorgebrachte unbeabſichtigte Rechtsver⸗ 
letzung. — Waͤhrend gerade der Wille bei den doloſen Ver⸗ 
brechen als das entſcheidende Moment angeſehen wird und ge: 
rade die Abfichtlichfeit der weſentlichſte Beſtandtheil des Begriffs 
der Verbrechen iſt, wird dennoch, indem man felbft der Spradhe 
Gewalt anthut, aud eine culpofe DEANCE NG u. |. w., 
ja fogar eine culpofe Anftiftung (Straf: Gel.» Buh Thl. I, 
A. 46, Abb. 2) angenommen. 


“ 
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Die Novelle vom Jahre 1848 hat an der princi⸗ 
piellen Auffaſſung der Culpa im Str. G. V. nichts ändern 
fönnen, ſondern hat ſich Darauf beichränfen müſſen, bie 
in ein Gefegbuch für Geſchworene nicht paffende Definition 
von @ulpa zu befeitigen und es der Beurtheilung aus den 
Umftänden zu überlaffen, ob bei einer dem Strafgeſetze 
„Außerlich“ zumwiderlaufenden (?) Handlung dem Thäter 
Fahrlaͤſſigkeit zur Laft falle.) 


4) Der bayerifhe Entwurf vom vorigen Jahre enthält in 
Art. 36 folgende Beſtimmung: „Wer ohne Abfiht, duch Un⸗ 
„terlaffung derjenigen Ueberlegung, Vorſicht und Aufmerffamfeit, 
„bie billig von ihm hätte georden werben fönnen, eine Rechts⸗ 
„verlekung verurjacht, foll in denjenigen Fällen, des 
„melde die zweite ln des Geſetzbuches 
„dieſes ausprudlih vorschreibt, wegen Kahrläffigkeit 
„beftraft werben.‘ Die Motive hiezu tadeln das Str.-©.:2. 
von 1813 wegen des dort aufgeftellten allgemeinen Grundſatzes 
der Strafbarfeit der Culpa und motiviren die neue Beitimmung 
dadurch, daß es den Gerichten unmöglid) gemacht werben follte, 
Handlungen in den Kreis der firafbaren Culpa zu ziehen, 
weldhe ihrer Natur nad) nicht anders ale vorfäglich begangen 
werben fönnen und daher, fobald das Dlerfmal des Dolus fehlt, 
jeden firafrechtlichen Charakter verlieren. — Das neue preus 
ßiſche Strafgefegbud vom Jahre 1851, auch hierin ganz 
dem Code penal folgend, giebt weder von Dolus no von 
Culpa eine Definitton , ferner ftellt es weder Grade der Eulpa 
noch eine Graͤnzbeſtimmung gegen den Caſus feſt. — Endlich 
enthält das Seht einen allgemeinen Sap über Strafbarfeit 
der Culpa überhaupt nicht, und dieß ift auch nach unferer Anficht 
das allein richtige. — Der Commiffionsberiht der II. Kammer 
fagt deßfalle: Nach anerkannten Principien des Strafrechts 

ehört der Borfaß überhaupt zum Thatbefland eines Ber: 

rechens; in Anwendung biefer Brincipfen wird der Richter, 
ohne daß es erft einer befonderen Beſtimmung bedarf, Hand⸗ 
lungen aus $ahrläffigfeit nur dann ale ftrafbar erachten, wenn 
dieß entweder geradezu ausprüdlich beftimmt ift, wie bei ber 
fahrläffigen Tödtung und —— cder wenn dieß bie 
Faflung des Geſetzes unzweifelhaft ergiebt, wie bei unterlafjener 
Anzeige bevorftehender Verbrechen, den meiſten Polizeiüber⸗ 
tretungen u. f. w. — Das unter dem 27. Mai 1852 erneute 
öfterreichifche Strafgefegbucd, trägt an feiner Spibe den 
Sag: Zu einem Verbrechen wird bifer Vorſatz erfordert. 
In dem zweiten Theile: „Von den Bergehen und Ueber: 
tretungen‘ findet fi fodann unter andern folgende allge: 
meine Beſtimmung: „Jede Handlung oder Unterlaffung, von 
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Was mun den vorliegenden Fall betrifft, fo liegt 
zwar nicht eine Verſtuͤmmelung vor, welche durch eine 
direkte Einwirkung der Hammerl’schen Eheleute auf 
culpoſe Weife herbeigeführt wäre, fondern diefelben ließen 
e8 bier an einer pofttiven Unterflügung des hülflos 
liegenden Amtmann fehlen; allein zu Diefer Aufmerkiamfeit 
waren fie gejeglich, und zwar nicht nur Durch die Ehe⸗ 


haltenordnung, Sondern auch durch jenen Gemeindebeſchluß 


verpflichtet, es iſt daher eine Fahrläfligfeit im Sinne des 
Geſehes vorhanden. Die Annahme einer geringen Fahr: 
läffigkeit (mas ohnehin feit der Novelle von 1848 nur 
mehr auf die Strafausmefjung Einfluß hat) rechtfertigt 
fihh wohl ebenfalls aus den vom Gerichte beigefügten 
Gründen. 


welcher der Handelnde ſchon nach ihren natürlichen, für Jeder⸗ 
mann leicht erfennbaren Folgen ıc. einzufehen — daß ſte 
eine Gefahr für das Leben, die Sefundheit oder koͤrperliche 
Sicherheit von Menfchen herbeizuführen, oder 2 vergrö- 
ßern geeignet fei, foll — mit Arreft von 1—6 Monaten, bei 
Tod ac. von 6 Monat bis 1 Jahr geahndet werden. ($. 335.) 
$. 360 enthält dann insbeſondere folgende fpecielle Vorſchrift: 
Wenn dargethan wird, daß Diejenigen, denen aus natürlicher 
oder übernommener Pflicht die Pflege eines Kranken ob- 
liegt, es demfelben an dem nothwendigen, mediciniſchen Bei⸗ 
flande, wo foldher zu verfchaffen war, gänzlih haben mangeln 
laffen, find fie einer Webertretung fehuldig und mit Arreſt von 
1—6 Monaten zu beftrafen. 





ZXVIL 


Ueber den 


Zuſtand der Strafproceßorbnung in Deutfchland 
und Prüfung 


der neueften Gefeßgebungsarbeiten, insbeſondere der döfterreis 
chiſchen Strafproceßordnung, der Entwürfe von Strafproceß- 
ordnungen für Preußen, Baiern, Heſſen⸗Darmſtadt, für Die thü= 
ringifchen Staaten, für das Königreich Sachfen, für Frankfurt 
und die Strafproceßordnungen für Sreiburg, Bern, Thurgau 
und Zürtch 


von 


Mittermaier. 


Bei der Betrachtung des Entwidelungsgangs der 
Gefehgebung über das Strafverfahren in Deutichland feit 
1848 laſſen fidy leicht gewifle Abichnitte erfennen, welche 
den Stand Der Anftchten über die Beduͤrfniſſe dieſes Zweigs 
der Geſetzgebung und den Geift der Strafproceßordnungen 
bezeichnen, welche aus den in dem Zeitabichnitte herrichen- 
den Anfichten und Zuftänden hervorgehen. Der erfte Ab- 
fehnitt begreift die Zeit feit etwa 30 Jahren, in welchen 
durch die Männer der Wiffenichaft und Durch Die auf den 
deutichen Landtagen geftellten Anträge Die Ueberzeugung 
fi) immer allgemeiner ausſprach, daß das in Deutichland 
beftehende geheime, fhriftliche, inquifttoriiche Verfahren den 
Bebürfniffen nicht entipreche und eine Verbeſſerung der 
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Gefeggebung nothwendig fei. Wie immer bei dem Siege 
neuer Ideen nur allmälig die befferen Geftaltungen ſich 
Bahn brechen und Anfangs in einer Art von Trans: 
actionsſyſtem Altes und Neues fi) vermiichen, fo war es 
auch Hier. 1) Nach einem Syſtem glaubte man von dem 
alten Berfahren möglichft Vieles retten zu fönnen, und 
glaubte ſchon etwas gewonnen zu haben, wenn ein foge- 
nanntes öffentliches Schlußverhör dem geichloffenen ichrift- 
lichen Verfahren beigefügt ward. ) 2) Das am meiften 
bis 1848 herrſchend gewordene Syflem war Das eines 
auf Oeffentlichkeit, Muͤndlichkeit, Anklageproceß mit Staate- 
anwalt, jedoch ohne Geſchworne gebauten Strafverfahrens. 
Die Gründe, aus welchen die Vertheidiger des oben be- 
zeichneten Syſtems gegen die Schwurgerichte ſich erklärten, 
waren fehr verfchieden, indem Einige nur Die Gegner der 
franzöftichen Schwurgerichte waren und fühlten, Daß die 
Bertheidiger der Jury eigentlid nur Die franzöftiche Jury 
einführen wollten, während Andere gegen die Jury ſich 
erklärten, weil ſte hofften, daß durch ein münbliches, oͤf⸗ 
fentliches Anklageverfahren jeder Forderung Genüge gelei⸗ 
ftet, Dabei aber die Gründlichfeit deutſcher Urtheilsfällung 
durch juriſtiſch gebildete Richter gerettet werden koͤnnte, 
wogegen bei Anderen der Grund der Abneigung gegen 
die Jury in Der Unfenntniß des Inftituts, in der grund- 
Iofen Auffaffung deflelben als eines politifchen, und zwar 
demokratiſchen Inftituts Tag. 2) Die Wege, auf welchen 
man Died Syſtem durchzuführen fuchte, waren wieder ſehr 
verichieden, indem A) Einige das mündliche öffentliche 


1) Auf diefer Örunblage berubte die würtembergifche Strafproreß- 
ordnung von 1842; f. Ba aut Schrift: Die Muͤndlich⸗ 
keit, das Ankla tageveincp ꝛc. ©. : 

2) Nichti weiſ't Walther in — Thrift: Die Rechtsmittel in 
Strafſachen. Münden 1853. ©. 140 ı. die Grundlofigkeit 
diefer Auffaflung nad. ' 
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Verfahren mit Urtkeilsfällung durch rechtsgelehrte Richter, 
jedoch mit Beibehaltung geſetzlicher Berweistheorie, Ent- 
fheidungsgründe und Recht der Berufung einführen woll⸗ 
sen, B) Andere Die geiegliche Beweistheorie aufheben, aber 
Enticheidungsgründe und Appellation beibehalten,) C) An- 
dere Die geſetzliche Beweiſstheorie und Enticheidungsgrünbe 
erhielten, aber das Recht ber Appellation befeitigten *).oder 
doch dies Rechtömittel nur auf gewifle Faͤlle beichränf- 
ten, iniofern die Berufung nur in Fällen eintreten jollte, 
in welchen der erſte Richter ein Geſetz verlegte, ) D) ein 
Syſtem bejeitigte Die geſetzliche Berweistheorie und die Apr 
pellation, forderte aber von den Richtern Angabe der Ent⸗ 
fheidungsgründe. s) — Einen neuen Abichnitt bildet das 
Jahr 1848. Die allgemeine Erhebung in Deutichland, 
die Macht der öffentlichen Stimme, welche Umgeftaltungen 
forderte, verlieh den Forderungen, welche auch in Bezug 
auf das Strafverfahren Verbefferungen verlangten, ſchnell 
einen unerwarteten Sieg. Daß öffentliches muͤndliches 
Anklageverfahren eingeführt werben follte, war unter ver 
fländigen Männern ſchon feit längerer Zeit fein Zweifel 
mehr; Das preußiiche Gefe vom 17. Juli 1846 verwirk- 
lichte in einem großen Staate diefe Forderungen; ber 
Umſchwung, daß aber aud die öffentlihe Meinung fo 
mächtig Schwurgerichte verlangte, war Die. Folge des Zus - 
jammenwirfens mehrerer Umftände. Ein Theil der Mäns 
ner, welche bisher nur mündliches öffentliches Anklagever⸗ 
fahren gefordert Hatten, überzeugte fi) immer mehr, Daß 
bei der Beibehaltung der Urtheilsfällung durch angeftellte 


3) Darauf ift das koͤnigl. preußifche Geſetz vom 17. Juli 1846 


ebaut. 

4) Darauf ift die niederländifche Strafproceßorbnung gebaut. 

5) Dies war die Anficht des von der badifchen Geſetzgebungs com⸗ 
miffion bearbeiteten Entwurfs von 1835. 

6) Darauf find die italienifchen Geſetzgebungen gebaut von Reapel, 
Zosfana und Piemont. 
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Nichter, bei dem Drängen, dann auch Die geiehliche Beweis⸗ 
theorie und ſelbſt die Berufung aufzuheben, Garantien, 
welche man bisher für nothiwendig hielt, wegfallen und 
dasın der nächfte Schritt Der fein müßte, durch Einführung 
der Jury andere Garantien zu gewähren, um jo mehr, 
als Durch Diele Gerichte am beften die Idee verwirklicht 
werden könnte, daß im Geifte der Korderung, nad) wel 
her das Strafgejeg der Ausdrud des Volksrechtsbewußt⸗ 
ſeins fein joll, audy das Urtheil in Strafiachen dieſer Aus: 
drud jein müfle. — Durd) die Verhandlungen auf dem 
Congreſſe zu Lübeck 1847 Hatte ohnehin die Frage über 
ben Werth der Schwurgerichte eine höhere, nicht bios Die 
politifche Bedeutung und das Inftitut mehr Verehrer gewon- 
nen, 7) und in der Wiſſenſchaft Hatten immer mehr Stim⸗ 
men ernft prüfender Männer die Wichtigkeit nachgewieien, 
das volfsthümliche Clement durch die Schwurgeridhte in 
das Strafverfahren zu bringen. Die meiften der Stims 
men, welche 1848 dringend die Schwurgerichte forderten, 
waren freilich ohne rechte Klarheit der Gründe, mehr durch 
das Gefühl der Wichtigkeit des volfsthämlichen Elementes, 
oder Durch politiiche Rüdfichten, insbelondere wegen Abur⸗ 
theilung politischer Verbrechen, oder durch die immer all- 
gemeiner verbreitete Anſicht geleitet, daß nur durch Eins 
führung dieſer Gerichte Heil zu erwarten ji. So ent 
&anden in allen deutichen Staaten durch das Drängen 
der Zeitereignifle, duch Das Gefühl, daß das Widerſtre⸗ 
ben noch nadhtheiligere Folgen haben fönnte, und durch 
die Beichlüffe und Anträge der Kammern Zufagen Der 
Regenten in Erflärungen derſelben oder in fürmlichen Ge- 


7) Der Berfafler dieſes Auffabes erinmert fih wohl, daß in Lübed 
1847 viele ausgezeichnete Praktiker, die noch einige Tage vor- 
ber gegen die Jury fich erflärten, nach den geſchloſſenen Berar 
thungen über den Werth der Schwurgerichte entichieden für 
diefe Berichte ſich erklärten. 
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feßen in Bezug auf Die Einführung der Schwurgerichte 
und des münblichen Anklageproceſſes. Der aufmerfs 
fame Beobachter konnte bei dem Lefen dieſer Zulagen 
oft nidyt das Gefühl unterdrüden, Daß man dabei weder 
die Tragweite der Zufage, noch die wahre Bedeutung 
mandyes Ausdruds, 3. DB. daß Das Verfahren auf dem 
Anklageproceß beruben follte, fi Flar gemacht Hatte. 
Man mußte num von Seiten der Regierungen zur Erfüls 
fung der gegebenen Zujagen ſchreiten. Manche Zuftände 
in den Jahren 1848 und 49 wirkten nicht günflig. Die 
politiſche Aufregung im Widerftreite mit den Gefühlen 
derjenigen, welche mit Beforgniffen auf die wachſenden 
Gefahren blidten, erzeugten leicht einen fchlimmen Einfluß 
politifcher Meinungen auf Die Geießgehungsarbeiten, wo⸗ 
bei eine Partei, an die Anwendung der Geſetze auf poli- 
tiiche Verbrechen denkend, möglichft viel Schuß gegen 
folche Anklage wünfchte, während Die andere Partei mög- 
lichft viel von dem alten Verfahren retten und vor ge 
faͤhrlichen Losſprechungen fidhern wollte. Noch fchlimmer 
wirkte der Umftand, Daß bei Dem Drängen der Forbes 
rungen, nicht Die nöthige Zeit zu reifen Gefebesarbeiten 
übrig blieb, und daß mandye Männer, welchen Die Arbeit 
anvertraut war, das einzuführende Verfahren nicht aus 
eigner längerer Beobachtung Fannten, felbft eine geheime 
Abneigung vorzüglich gegen Die Schmurgerichte hatten 
und in der beengten Rage ihre Blicke vorzugsweiie auf 
den frangöfifchen Proceß richteten und nun ſchnell durch 
das Studium franzöftfcher Werke oder durch flüchtige Rei⸗ 
fen in Die Rheingegenben fich vorzubereiten juchten. Die Art, 
wie Die Deutichen Gefehgebungen das neue Verfahren einführs 
ten, war felbft jehr verfchieden. A) In den meijten Laͤndern be» 
zwedte man nur, vorläufig Gejege zu geben, woburd) 
das mündliche öffentliche Verfahren und das Geſchwornen⸗ 
gericht geregelt werben ſollte. Es übrigte Feine Zeit, aud) 
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Die Gerichtsverfaffimg umzugeſtalten. Die Staatsanwalt 
ichaft wurde zur Roth eingeführt, indem man richterlichen 
Beamten Die Stellen der Staatsbehörde neben den übrigen 
Geichäften übertrug. Die alten Geiebe über die Bors 
untertuchung blieben vorläufig ftehen und nur einige drin 
gend nothiwendige Abänderungen wurden eingeführt. Die 
meiften der neuen Arbeiten waren im Weientlichen Nach⸗ 
bildungen 8) des frangöftichen Geſetzbuchs. In dieje Klaſſe 
gehören die Gelege von Baiern (neben welchen viele Be 
fiimmungen des Geſetzbuchs von 1813 in Kraft blieben), 
von Preußen (mo gleichfalld Die Criminalorbnung theils 
weile fortgalt), von Kurheſſen, Heflen-Darmftadt, Rafiau, 
Sannever, Würtemberg. B) In anderen Staaten jollten 
die Schwurgerichte und Das muͤndliche Berfahren nur 
vorläufig in Bezug auf Abımtbeilung von Preßvergehen 
und einigen politiichen Verbrechen angewendet werden. 
Darauf beziehen ſich die Gefetze des Koͤnigreichs Sachſen 
und von Sachſen⸗Weimar, Altenburg. Es war Died ein 
Bertuch, Der nur unglücklich ausfallen fonnte. Man gab 
dadurch der Jury nur einen politiihen Charakter, brachte 
die Bürger, welche Geſchworne fein jollten, in die Lage, 
den Bearbeitungen durch Die politiichen Parteien Preis 
gegeben zu fein, reiste Die politiichen Leidenichaften und 
veranlaßte unter den damaligen Umftänden viele Freiſpre⸗ 
dungen, welche leicht dazu Dienten, Die Schwurgerichte in 
-einem ungimftigen Lichte Darzuftellen und Gründe gegen 
das Inftitut zu liefern. C) Im anderen Staaten kam es 
darauf an, die neue auf Mündlichkeit und Deffentlichkeit 
gebaute, aber auf Anwendung durch vechtögelehrte Richter 


8) Man darf nicht ungerecht fein und nicht verfennen, daß in die 
fen deutſchen Geſetzen, 3. B. in Baiern, große Berbefferungen 
franzöfliher ECinrichtungen vorfamen, vorzüglih wenn bie Ber: 
K diefer Geſetze aus Erfahrung den franzöfifchen Strafpro- 
ceß Tannten. 


Archiv dv. Er. R. 1859. IV. St. el 
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berechnete Strafproceßordnung mit dem einzuführenben 
Schwurgerichte in Einklang zu bringen. Ein Geſetzbuch 
der zuvor bezeichneten Art war in Baden 1845 verfün- 
det; der Tag feiner Wirkiamfeit mußte hinausgeichoben 
werben, bis die nothivendige neue Gerichtöverfaffung ein- 
geführt fein würde. Dieje war 1849 noch nicht geordnet, 
da aber das Schwurgericht nicht länger verichoben werden 
fonnte, fo erging nad) den Berathungen der Kammer im 
Jahre 1849 ein Geſetz über Schwurgeridjte, worin zus 
gleich einige mit Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Rich⸗ 
ter zufammenhängende Beftimmungen des Geſetzbuchs abs 
geändert wurden, aber vorausgefegt war, Daß durch ein 
anderes Geſetz (deſſen Entwurf auch vorliegt) nody an- 
dere Vorfchriften der Strafproceßorbnung von 1845 ab: 
geändert werden jollten. D) In einigen Staaten, 3. B. 
in Oeſterreich und Braunfchweig, ergingen vollftändige, 
zwar auch im Weientlichen dem franzöfifchen Code nad 
gebildete, aber große Verbeſſerungen deſſelben enthaltende 
Strafproceßorbnungen, gebaut auf Urtheilsfällung durch 
Geſchworne über ſchwere Verbrechen und Preß⸗ und po- 
Iitiiche Vergehen. Das neue. Verfahren und damit bie 
Schwurgerichte traten von 1849 an in deutichen Staaten 
in das Xeben. Weber die Art, wie Die Schwurgerichte bes 
fegt werben follten, und den Umfang ihrer Zuftändigfeit 
war in den Geſetzen große Verſchiedenheit. Unglüdliche 
Ereigniffe, Die nur ungünftig auf die Wirkfamfeit der Ges 
ſchwornen wirkten und leicht Die öffentliche Meinung irres 
leiten fonnten, waren in Deutfchland eingetreten. ine 
unjelige Revolution in einigen Staaten hatte, wie überall 
auf eine große Aufregung eine Abfpannung eintritt, audy 
bier die Wirkung erzeugt, daß neue politifche und fociale 
Zuftände eintraten. Der Verſtimmung von oben entſprach 
eine Verſtimmung von unten. in wmechielfeitigeg Miß- 
trauen war Die Hauptfolge. Man glaubte, von oben durch 
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größere Strenge herrſchen und Die freie Bewegung be 
ichränfen zu müflen; Die Bejorgniß vor neuen ®efahren 
- wirkte auf Anftellungen, auf den Geiſt der Verwaltung 
und Gejebgebung. Die aus dem Bolfe hervorgegangenen 
Geſchwornen hatten in ſich Die Elemente des Mißtrauend 
und politiicher Verſtimmung, fte konnten aber aud) die Er- 
innerung an Die kurz vorhergegangenen Ereignifle bei 
ihrem Wahrfpruche über Die Schuldfrage nicht austilgen. 
Die mehr oder minder gluͤckliche Wirkſamkeit der Schwur⸗ 
gerichte in den einzelnen Staaten hing Davon ab, pb we: 
niger oder mehr politifche Proceffe zu beurtheilen maren, 
und in einem Staate mehr oder minder Das Streben fidy 
äußerte, neuen Gefahren des Mißbrauchs der Freiheit 
Durch viele flrenge Gelege entgegenzumirfen, durch welche 
aus vorbeugenden Rüdfichten Handlungen verpönt wur⸗ 
den, deren Strafmürdigfeit nicht einzuiehen war und mo 
über Die Graͤnze des Rechte und Unrecht nothwendig 
eine große Verſchiedenheit der Anſichten herrſchen mußte. 
Dennoch muß bemerkt werden, daß im Allgemeinen ſelbſt 
wider Erwarten die Schwurgerichte ſich gut bewährten, 9%) 
daß deutſcher Rechtsſinn nicht die gefährlichen Theorien 
über die Allmacht der Geſchwornen billigte, daß das In⸗ 
ſtitut in das Volksleben uͤberging, und unparteiiſche Beamte 
des Richterſtandes und der Staatsanwaltſchaft den Aus⸗ 
fprüchen der Gefchwornen ein guted Zeugniß geben muß- 
ten. Einzelne losfprechende Urtheile der Geichwornen in 
politifchen Anklagen und ungefchidte Wahrfprüche, welche 
oft Die Zurüdiendung der Gefchwornen zur neuen Bera: 
thung nöthig machten, erzeugten freilid immer mehr eine 
Berftimmung von oben gegen die Jury um jo mehr, als 


9) Der Berfaffer diefes Auffapes hat in dem Gerichtsfaal von 
Jagemann ausführlih die Wirkſamkeit der Schwurgerichte in 
Deiterreid), Preußen, Balern und Braunſchweig dargeftellt. 
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man das Inſtitut ald ein nur von Der zu weit gehenden 
‚politifchen Partei gefordertes und dem Richterfiande Mip- 
teauen beweiſendes betrachtete, und oft nicht gerecht genug 
war, zu erkennen, Daß Die Schuld von Wahriprüchen, Die 
man nicht billigen wollte, in Der Geſetzgebung felbft, ind- 
bejondere darin lag, Daß es unpaffend war, Strafgelep- 
bücher mit ihrer Maffe juriftiiher Feinheit, unglüdklicher 
Rechtsbegriffe und allgemeiner Vorichriften, wie fie auf 
die Anwendung durch rechtsgelehrte Richter berechnet was 
ren, und zugleidy Die früheren jehr harten Strafdrohungen 
auch bei Geſchwornen fortbeftehen zu laffen. Wir werben 
unten darüber mehr zu fprechen Gelegenheit Baben. 


II. Ein neuer Abichnitt in Bezug auf den Cha 
rafter der Strafproceßorbnungen tritt mit dem Jahre 1852 
ein, infofern ſich Die Richtung in einzelnen Staaten geb 
tend machte, Die Geſchwornengerichte ganz oder theilwelfe 
aufzuheben und die Strafproceßerdnung auf Deffentlichkeit, 
Mündlichfet und Staatsanwaltichaft, jedoch in Der Art 
zu bauen, Daß angeftellte vechtögelehrte Richter urtheilen 
follten. A) Dies gefchah entweder Durch völlige Aufhe 
bung der Schwurgerichte, und zwar, wie zunädft in 
Defterreich Durch das Gele vom 11. Sänner 1852, aus 
dem Grunde, weil Die Gefepgebung die Herftellung der 
Rechtseinheit in Der ganzen Monarchie bezweckte, in einigen 
Theilen des Staats aber Schtwurgerichte entweder wegen 
des Mangeld der nöthigen Bildung der Bewohner oder 
wegen politifcyer Verhältniffe nicht einführen zu können 
glaubte, und jo auch Die Schwurgerichte in den Theilen, 
in denen fie bisher beftanden, aufgehoben werben mußten, 
oder B) durch Beichränfung der Zuftändigfeit der Schwurs 
gerichte, a) entweder indem Die Gefeßgebung manche ges 
meine Verbrechen, 3. B. Diebftähle, die bisher von ben 
Geſchwornen abgeurtheilt wurden, Den Gerichten über: 
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wies, 19) weil man den häufigen Klagen ber Bürger uͤber 
die große Laft, Geſchworne zu jein und große Opfer brin- 
gen zu müflen, befeltigen wollte, 1!) oder b) indem bie 
Aburtheilung politiicher Verbrechen oder der Preßvergehen 
den Geſchwornen entzogen wurde, weil man Durch vief- 
fache Lusfprechungen von Seiten der Geſchwornen empoͤrt 
war und Daraus ableiten wollte, daß die Geſchwornen 
nicht Die nöthigen Eigenichaften befäßen, um auch über 
politiiche Verbrechen aburtheilen zu können. Dies iſt die 
Richtung der Geiehgebung in Heſſen⸗Darmſtadt, 12) in 
Naſſau, 13) in Preußen. 19) Darauf iſt au em m 
Baiern den Kammern vorgelegter aber nicht angenomme> 
ner Geſetzesentwurf gerichtet. 15) Nicht verfannt darf 
noch eime andere Richtung Der neueſten Zeit werben, näm> 
fich Die immer mehr verbreitete Aufmerkfamfeit auf Ein: 
richtungen des englifhen Strafverfahrend und Die Ueber- 
zeugung, daß manche Beflimmungen, vorzüglich des ſchot⸗ 


10) Darauf bezieht fi das preußiſche —— sgeſetz des Straf⸗ 
— vom 14. April 1851 $. : üller, die preuß. 
= —— in ihrer jetzigen Geſtalt. Berlin 1862. 


11) Die Fragen liegen hier nahe, warum man nicht den Kreis der 
* Geſchwornendienſt Berufenen erweitere und dadurch bewir⸗ 
en wollte, daß die Laſt ſich mehr vertheilt, und warum man 
nicht durch Beachtung engliſcher Einrichtungen das Strafver- 
fahren vereinfachen und die Verhandlungen abkürzen wollte. 

12) Durch Geſetz vom 22. März 1852 und Geſetz yom 27. März 
1851 


13) Das Befek vom 23. Der. 1851 entzieht die Aburtheilung der 
polisifchen und Preßvergehen ven Schwurgericdhten. Weber Er⸗ 
fahrungen in Naffau Reihmann im Gerichtsſaal 1853, ©. 301, 

14) Schon bei Berathung des Geſetzes von 1852 waren in ben 
Kammern ſolche Anträge geftelt. Im Jahre 1853 wurde das 
Gefe verkündet, durch welches die SS. 74. 76. 78 des Straf: 
gefeßbuch6 bedrohten Verbrechen zur Entfcheildung an das Kam 
mergericht ohne Geſchworne gewieſen wurden. 

15) Nach dem Gefekentwurf (vom April 1852) follten die mit 
Zuchthaus oder fehwerer Strafe bedrohten Staatsverbredher an 
ein befonderes Gericht aus 9 Richtern gewiefen werben. 
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tifchen Berfahrens 1% zum großen Vertheile für Die Juſtiz 
auch in Deutichland angewendet werden fönnen. Ein be 
trübendes Gefühl entfleht, wenn man bemerft, daß noch 
fo wiele Männer, die mit Geſetzgebungsarbeiten praktiſch 
oder wiflenichaftlich ſich befchäftigen, dies Studium vers 
nachlälfigen, aus dem Zufammenhange ein paar in früs 
heren Buͤchern angegebene engliiche Einrichtungen heraus» 
reißen, nothiwendige Selbſtanſchauung engliicher Strafper⸗ 
handlungen unterlaflen und doch ein grundlojes Urtheil 
über den Werth des engliichen Verfahrens fällen. Be⸗ 
‚ teadhtet man Die neueften Arbeiten im Fache Des Straf 
proceſſes, fo liegt darin wenigſtens eine Gleichförmigfeit, 
Daß das mündliche, (in der Regel) öffentliche, mit Anwens 
dung der Staatsanwaltichaft durchgefuͤhrte Anklageverfah- 
ten in Der Hauptverhandlung angenommen iſt. Ueber Die 
Art der Durdführung dieſer Grundfäge, daruͤber, ob Ge⸗ 
ſchworne oder redytögelehrte Richter, und mit welchen Bes 
fchränfungen, urtheilen follen, findet fich feine Gleichfoͤr⸗ 
migfeit. Wir wollen vorerft die in den Jahren 1852 und 
1853 erichienenen Gefehesarbeiten nad ihren Hauptrich⸗ 
“tungen bezeichnen. I. Eine Klaſſe bilden diejenigen Geſetz⸗ 
gebungen, wo unter Anerfennung des öffentlidyen münds 
lichen Verfahrens die Urtheilsfällung Den angeftellten 
rechtögelehrten Richtern ohne Gefchiworne übertragen ift. 
Dahin gehören die E. X. öfterreichliche Strafproceßord- 
nung In und der Entwurf einer Strafproceßorbnung für 
das Königreich Sachfen. 3) II. Die zweite Klaſſe bilden 
jene Gefeßgebungen, weldhe das Strafverfahren mit Ur; 
theilsfälung Durch Gefchworne zum Grunde legen. Das 


16) Eine treue Darftelung des ſchottiſchen Strafverfahrene und 
feiner —— habe ich geliefert a ber Zeitſchrift für aus⸗ 

laändiſ eſetzgebung XXV. S. 46 

17) vom 29. Juli 1853. 

18) vom März 1853. 
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hin gehören 1) der preußiiche Entwurf von 1851,19) 2) Das 
preußiiche Geleb vom 3. Mai 1852, 3) der 1851 und 1852 
den Sammern in Baiern vorgelegte Entwurf der Strafs 
proceßordnung, 4) das badiſche Geſetz vom 5. Februar 
18651, 5) die Strafproceßordnung für Hannover vor 
1850, 6) die Strafproceßorbnung für den Kanton Bern, 
7) für Freiburg, 8) für Thurgau, 9) für das Großher- 
zogthum Heflen, 10) der revidirte Entwurf der Strafpros 
ceßorbnung für Die thüringifchen Staaten. I. In Die 
Klaſſe der Gejehesarbeiten, welche Das Strafverfahren 
durch Aufnahme mehrerer Einrichtungen des engliihen 
Rechts zu verbefiern fuchen, gehören 1) das Geſetz für 
Zuͤrich, 2) der Entwurf einer Strafproceßorbnung für 
Frankfurt 1808. 

Die aus 436 Paragraphen beftehende öfterreichifche 
Strafproceßorbnung überträgt die Entſcheidung der Straf. 
fachen in erfter Inftanz tbeild den Bezirfsämtern, welche 
über Webertretungen zu urtheilen haben, theild den Ge⸗ 
richtshoͤfen, welche über Verbrechen und Vergehen in einem 
aus einem Vorfigenden und 2 Richtern beftehenden Colle⸗ 
gium, und mit 4 Richtern und einem Vorfigenden über 
Verbrechen urtheilen, welche mit Todesſtrafe oder mehr 
al8 Sjähriger Kerkerftrafe bedroht find (17). Das Gefek 
erkennt, Daß für Die Urtheilsfällung durch angeftellte Rich⸗ 
ter beiondere Garantien gegeben werden müffen, und fin 
det Diefe in den Vorfchriften einer geſetzlichen Beweis⸗ 
theorie (88. 258— 282), In der Korderung, Daß genau 
abgefaßte Enticheidungsgründe beigefügt werden muͤſſen 
($. 293), und in dem Rechte der Berufung ($. 295). 
Um das Mißverhältniß der gefeplich zu erfennenden Strafe 
mit der Größe der Verichuldung auszugleichen, ift ben 


19) Abgedruckt in Juftizminifterialblatte 1851, ©. 87 ıc. 
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Richtern ein Milderungsrecht 2%) und, wenn Todesſtrafe 
erfannt wird, die Pflicht übertragen, welche Strafe fie auf 
dem Gnadenwege als entiprechenb erfennen ($. 2383). 
Das Unterſuchungsgericht fchreitet von Amtswegen 
ein (61), Der bei jedem Landed- und Kreidgericht ange⸗ 
ftellte Staatsanwalt (29) hat auch in der Vorunterſuchung 
die Stellung, daß das Unteriuchungsgericht ſein wichtiges 
Geſchäͤft (das Geſetz bezeichnet fie), wo nicht Sefahr auf 
dem PVerzuge haftet, ohne vorläufige Verſtaͤndigung wit 
dem Staatsanwalt vornehmen darf (63). Genaue Ber 
ſtimmungen (häufig mit ben im Geſetßze son 1850 gege- 
benen übereinflimmend) über bie Befugniſſe ber Unterfus 
chungsrichter enthalten Die SS. 66—185. Ueber die ber - 
endigte Vorunterſuchung (192) wird von dem Gerichtshofe 
berathen und nad Umftänden ein Einfteßungsbeichluß 
(mern die Unteriudyung noch nicht gegen eine befiimmte 
Perſon eingeleitet war 21), ober ein Ablaſſungsbeſchluß 
(daß Iemand nicht in Anflagekand zu ſetzen), ober ein 
Anklagebeſchluß gefaßt werden (196). Gegen ſolche Bes 
hlüffe find Berufungen zuläffig (202). Wird Iemand 
In Anflaaefand veriegt, fo wird die mündliche Schluß⸗ 
verhandlung eingeleitet (213) 22) und eine Anklageſchrift 
(217) bearbeitet; die Schlußverhandlung iſt in beichränf- 
ter Weile 28) öffentlich, in einer Art, daß die entſchieden 


20) Rab $. 286 follen bei wichtigen Milderungsgründen bie Ge⸗ 
richte ae die lebenslängliche Freiheitsſtrafe bie auf 
10 Jahre, die zwiſchen 10—20 gedrohte Strafe bis auf 5, die 
zwifchen 5—10 Jahre gebrohte Strafe bis auf 2 Jahre herab⸗ 


en 

21) * 145 muß darüber, ob eine beſtimmte Perſon rechtlich 
beſchuldigt erſcheint und die Unterſuchung gegen ſie einzuleiten 
iſt, ein gerichtlicher Beſchluß gefaßt werden. 

22) Dieſer Ausdruck iſt wohl nicht gut gewaͤhlt, da dadurch der 

Glaube unterſtützt wird, daß die Vor⸗ und Hauptunterſuchung ein 

Ganzes bilden, und die letzte, welche das eigentliche Verfahren 
ein Tote, nur der Schlußftein des — wäre. 

23) Nach Art. 223 können (wenn nit das Bericht geheime Sitzung 


in Deutfchland ıc. 541 


nachweisbaren Bortheile der Oeffentlichkeit ſchwerlich er- 
reicht werden. In dem Gange ber muͤndlichen Verhand⸗ 
Bing kommen viele (unten einzeln näher zu prüfende) Abs 
weichungen von den Borichriften des Gelee von 1850 
vor (mandye erflärbar daraus, Daß 1850 Geſchworne, jetzt 
angeftellte Richter das Urtheil fällen). 

Der Entwurf für das Königreih Sachen (407 Pa- 
ragraphen) =) kennt gleichfalle Feine Urtheilsfaͤllung durch 
Geſchworne, 25) er unterſcheidet ſich weſentlich von Der 
öfterreihtichen Strafproceßordnung, da in $. 10 keine Be⸗ 
weistheorie aufgeſtellt, iondern (mie ſchon durch Das Geſetz 
von 1838) ausgeſprochen iſt, Daß die Richter in Bezug 
auf thariächlicye Verbältniffe nur an ihre Durch die vortie- 
genden Beweiſe geiwonnene Meberzeugung gebunden find; 
der $. 12 fordert aber, daß Entſcheidungsgründe ‚gegeben 
werben. 2%) Der Entwurf läßt feine Berufung gegen 
Urtheile zu (aus den unten näher zu prüfenden Gründen), 
fucht ‘aber für Dielen Wegfall den Angeſchuldigten Erſatz 


anordnet) (224) als Zuhörer zugelafien werden: SJufllzs 
beamte, als — aufgenommene Advokaten, gewiſſe 
Beamte, Lehrer des Rechts und der Staatswiſſenſchaften, 
ee Ha und Bertrauensperfonen (nich über 5), um 
deren Zulaflung der Angeflagte over Verletzte bejonders er- 
u 


fucht. 

24) Eine Klare und beichrende Darftellung f. in der Schrift von 
Schwar 3: Grundzüge des Entwurfs der Strafproceßorbnung 
für das Königreih Sachfen. Dresden 1853. Hr. Schwarze 
war Meferent über den Entwurf und von ihm flammen die mit 
großer Klarheit und Scharffinn abgefußten Motive, welche ven 
wifienfchaftlihen Geiſt und das Bertrautfein des Verfaſſers mit 
allen Yortfchritten der ne beweifen. 

35) Man muß e6 bedauern, daß man durch die Motive die eigents 

lichen Gründe nicht erfährt, aus welchen Schwurgeridhte in 
Sachen befeitigt find; die Erfahrungen über die füchflfchen 
Schwurgerichte von 18:9 mit ihrer einfeitigen Richtung 
dürfen nicht geltend gemacht werben. 

26) Rach $. 12 foll aber auf die Behauptung, daß Entfcheldunge- 
gründe mangelhaft find, feine Nichtigkeitsbefchmerde gegründet 
werben. 
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zu geben durch Die Borfehrift, DaB gegen Das im Anklage⸗ 
verfahren ertheilte Verweiſungserkenntniß Der Angeſchul⸗ 
Digte Dad Recht der Berufung haben joll (8. 233), Durch 
die Begünftigung der Bertheidigung, durch den $. 288, 
dag, wenn während der Verhandlung neue Thatumftände 
hervortreten, durch welche die That eine andere ſtrafrecht⸗ 
liche Natus erhält, als im Bermeifungserfenntniß, der An⸗ 
geflagte (aber audy der Staatsanwalt) Die Ausſetzung Der 
Aburtheilung fordern kann, endlich Durch Die Erweiterung 
des Rechts, wegen neuer Umftände Wiederaͤufnahme Der 
Unterfuchhung zu fordern (364). Der Entwurf nimmt als 
eine jchwerlich zu billigende Nachbildung des franzöflichen 
Rechts 27) (88.55. 62) Die gerichtliche Polizei auf. Das 
Inſtitut der Staatsanwaltichaft (17) ift zum Grunde ge 
legt, fo daß der Staatsanwalt bei den zu feiner Kenntniß 
gelangenden, von Amtswegen zu verfolgenden Berbrerhen 
die nöthigen Erörterungen vornehmen, Anträge auf Eins 
leitung der Unterjuhung bei den Gerichten ftellen und 
über den gefeglichen Gang der Borunterfuhung wachen 
fol. Der Richter foll die Vorunterfuchung nicht eher er: 
öffnen, als bis der Staatsanwalt Die Einleitung derfelben 
beantragt hat, und Diefer ſoll den Antrag nicht eher ftellen, 
als bis er ihn gegen eine beftimmte Perſon richten kann 
(106). Bon der öfterreichiichen Strafproceßordnung un- 
terſcheidet fich Der fächftiche Entwurf durch Diefe weniger 
in Das Einzelne gehende Morichriften über Die LUnterfu- 
Hungshandlungen. 3) Auf den Antrag des Staats: 


27) In den Motiven S. 155 wird gejagt, daß man dem franzd- 
fiihen und dem englifchen (man bemerkt davon wenig) Verfah- 
ren Aufmerffamfeit gewidmet, zumal das erfte faft allen neuen 
Geſetzgebungswerken zum Grunde gelegt if. 

28) Wir wollen vorläufig bemerken, dag vorausfihtlich es an man⸗ 
nigfaltigen Gonflicten zmifhen Staatsanwalt und Unterfus 
chungsrichter in Bezug auf einzelne Unterfuhungshandlungen 
nicht fehlen wird. 
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anwalts (233) werden nad) beendigter Borunteriuchung 
von dem Bezirkögerichte (alio nicht, wie in Frankreich, von 
der Anklagekammer des Appellationsgerichts) Beichlüfle 
gefaßt über Einftelung des Verfahrens oder Beriegung 
in Ainfiageftand. Nach 6. 258 iſt (fehr zwedimäßig) be- 
ſtimmt, 29) daß der Borfigende mit dem Angeklagten vor 
Eröffnung der Hauptverhandlung ein Berhör abhalten 
fan. 8) In Bezug auf den Gang dieler Verhandlung 
ſchließt ſich der Entwurf dem franzöftichen Proceſſe an, 
inobeſondere infofern nach $. 267 der Vorfigende auch be⸗ 
lkebig Zeugen ex officio vorladen fann und nad) 9.270 
den Angeklagten 21) vernimmt. Wir bedauern Died, weil 
auf diefe Art Die Ruhe und Die Unparteilichkeit des Vor⸗ 
figenden ſehr leiden wird. Wir bitten Die Leier, fi an 
die frangöftichen Verhandlungen gegen Leotade und Bo, 
carme zu erinnern, wo zwei ſehr ehrenmerthe Richter prä- 
ſidirten und dennoch von dem Amtseifer auf eine gefähr- 
liche Weiſe fortgerifien wurden. Der Entwurf enthält 
aber andere Borfchriften, Die, wie mir unten zeigen wer⸗ 
den, der Beachtung jehr würdig find. 82) 

Bon den oben genannten, in Die zweite Klafle gehö- 
tigen ©efchesarbeiten haben der den Kammern nicht vor- 
gelegte preußiiche Entwurf (aus 515 Paragraphen) und 
der baierifche (er war den Kammern vorgelegt, ohne Daß 
aber darüber ein Bericht erflattet wurde) Entwurf den 
nämlichen Zwed, eine vollftändige Strafproceßorbnung, ges 


29) In der Vorausfegung, dag man dem Präfldenten die Stellung 
0 will, wie in Frankreich. 

30) Diefer Ausdrud ift befler, ale der der Schlußverhandlung. 

31) Nah $. 277 Tann auch jeder Richter und der Staatsanwalt 
Fragen an den Angellagten ſtellen. Daburd wird er einer 
maaßlofen Inquifition Preis gegeben. 

33) Die Motive fprechen von dem Borzuge bes —— * Ver⸗ 
fahrens vor dem engliſchen, berufen ſich auf Schlink und Höch⸗ 
ſter, die aber beide das engliſche Verfahren nicht kennen. 
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baut auf Schwurgerichte, zu bearbeiten; fie idhließen ſich 
dem franzökfchen Code (der preußifche mehr, ald der 
baterifche) an, aber fie enthalten wichtige Verbeſſerungen 
des franzöftfhen Verfahrens, - füllen vielfache Luͤcken 
des franzöftichen Code aus und verdienen eine allgemeine 
Aufmerkiamfeit, da fie die unter der Herrichaft Der 1848 
und 1849 ergangenen Gelege gemachten Erfahrungen ber 
nugen und entflandene Steeitfragen befeitigen konnten; ba 
her vorzüglich Die dem baieriichen Entwurfe beigefügten 
umfänglichen, die Ergebniffe beuticher und franzoͤſtſcher 
Wiſſenſchaft prüfenden Motive (Die des Preßentwurfs And 
nicht öffentlich bekannt gemacht) bedeutend find, da ſte Die 
Gründe für und wider bei einzelnen Borichlägen angeben. 
In dem bateriichen Entwurfe if Die Richtung nicht zu 
verfermen; mandye im Gelege von 1848 enthaltene Bor 
ichriften, von denen man bejorgte, Daß fie den Wirkungs⸗ 
freiß der Geſchwornen zu ſehr erweiterten, abzuänbern.88) 

Befonders wichtig ift das koͤnigl. preußiiche Geieg 
vom 3. Mai 1852. Es ift veranlaßt durch Die von der 
Staatsregierung gemachte Vorlage der Berorbnung vom 
3. Januar 1849 und durch Die bei Der Berathung in den 
Kammern geltend gemachte Anficht, daß bie Borlage einer 
volftändigen Steafproeeßordnung notwendig ſei, und 
durch den Beihluß, auf jeden Fall dem Geſetze, das auf 
Die Verordnung von 1849 gebaut würde, Zufäge beizufü- 
gen. Bei der Berathung des Geſetzes machten fich Drei 
Grundrichtungen geltend. Während ein Theil der Ab- 
geordneten die Schwurgerichte ganz entfernen ober doc) 


33) Während nach dem Geſetze von 1848 8. 173 die Geſchwornen 
efragt werben follen, ob der Angeflagte des Verbrechens ar. 
— fei, ſollen ſie nach Art. 972 des Entwurfs nur gefragt 
werden, ob er der That, die den Gegenſtand der Anflage 
bildet, ſchuldig ſei. Auch wollte Art. 470 des Entwurfs das 
(im Geſebe von 1848 nicht vorkommende) Reſumé bes Praͤſi⸗ 
denten einführen. 
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tee beichränfen wollte, ſuchte eine andere Fraction ber 
Lammer die Anträge Keller ?*) zu unterſtützen, daß in dem 
Berfahren mehrere engliiche Einrichtungen aufgenommen 
wurben, um dem Präfidenten eine wohlthätige Einwirkung 
auf den Wahrſpruch der Geſchwornen zu geben, 35) Dann aber 
auch ihm eine mehr unparteiliche Stellung zu jichern. 8% 
Auch die Forderung der Einftimmigfeit der Geſchwornen 
war vorgeihlagen. Die Mehrheit war der Beibehaltung 
der Schwurgerichte und des franzöftichen Syſtems, jedoch 
mit manchen Berbefierungen, treu geblieben. — Die Ber 
richte der beiden Kammern und die Berbandlungen ent 
halten ſchaääßzbares Material über die einzelnen Anträge. 
Die Anficht der Mehrheit ftegte, jedoch wurde von dem 
Antraͤgen Kellers in das Geſetz (Zuinkartifel zu 8. 77) 
jo viel hineingebradyt, Daß der Borfibende dem Staats⸗ 
anwalt und Dem Vertheidiger auf Abereinftimmenden An- 
trag das Verhoͤr der Zeugen überlafſen fann. Leberall 
finden ſich im Gelege bebentende Die durch Die Verordnung 
von 1849 entflandenn Zweifel befeitigende Zuſatzar⸗ 
Kiel. 27) 

Einen andern Charakter trägt das badifche Geſetz 
vom 5. Februar 1851 (aus 147 Baragraphen) an fidh; 
ed bezieht fi anf die Einführung der Strafproceßorbnung 
son 1845, auf Die Anerbnung der für gewifle (der 


34) Achnliche — hatte H. Keller in ſeiner Schrift: Ueber 
die preußiſchen Schwurgerichte und deren Reform. Votum von 
Sr mit Zufäßen von Keller. Berlin 1851. 

35) Nah Antrag zu $. 1088 follten die Gefhwornen bereditigt 
fein, fih die Belehrung des Präfldenten in ihrem Berathunge- 

| 


immer zu erbitten. 

36) Darauf bezug fi der Antrag, die Seugen von dem Stanks- 
anwalt und dem Bertheidiger auch mit einem Rreugverhör ver: 
nehmen zu laffen. 

37) 3. B. über Zuftändigfeit, über die Behandlung bes alles, 

wenn der Angeklagte fih ſchuldig exflärt, über Yrageftellung, 
über Nichtigfeiten. 
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Art. AL bezeichnet 43) Fälle zuftändigen Schwurgerichte, 
auf die Beieitigung der über Diefe Gerichte und über Ber: 
Haftung 1849 verfündeten Geſetze. Da eine neue Gerichte: 
verfaffung noch nicht eingeführt werden Fonnte, jo mußte 
Alles der beftehenden Einrichtung angepaßt werben. 88) 
Die Aemter jollten wie bisher Die Unterfuchungen führen; 
die in der StrafproceBordnung enthaltenen, auf Mitwirs 
fung des Staatsanwalts oder des Bezirköftrafgerichts fich 
beziehenden Borichriften follten außer Wirkiamfeit einft- 
weilen bleiben. In der Anordnung des Verfahrens vor 
den Schwurgerichten, bei deren Bejegung die Rüdficht 
leitete, der Regierung ein ſtaͤrkeres Einwirkungsrecht auf 
die Wahl der Gefchwornen, ald nach der Verordnung 
von 1849 zu geben, zeigt fi) das Anichließen an Die 
franzöftichen Beftimmungen. 

Eine der merfwürdigften deutſchen Strafproceßord- 
nungen ift die Hannoveriche vom 8. Norbr. 1850 (in 
Kraft getreten ſeit 1. Dct. 1852). Sie ift auf eine neue, 
den Bedürfniffen entiprechende, im Weſentlichen der fran- 
zöftfchen nachgebildeten Gerichtöverfaffung gebaut, bezweckt 
Bolftändigkeit (fie befteht aus 249 Paragraphen) der 
Vorſchriften und genaue Bezeichnung der Befugnifie des 
Unterfuchungsrichters und Staatsanwalts, giebt dem Ans 
geichuldigten weit mehr Schusmittel, als ber franzöftiche 
Code, jucht die jeit 1849 durch Die prov. Verordnung 
hervorgerufenen Streitfragen zu befeitigen, folgt jedoch im 
MWefentlihen dem franzöfifchen Verfahren. 

Die drei oben genannten Steafproceßordnungen ber 
Schweiz, die Bernifche, 29) Freiburg 4%) und Thurgau 41) 


38) Pr entfcheiden die Aemter als den bie 8 Wochen 
Gefaͤngniß und die Hofgerichte in allen Sachen, die nicht vor 
die Aemter und die Schwurgerichte gehören ($. 40). 

39) vom 2. März 1850. 

40) vom Februar 1850. 

41) vom 24. März 1852. 
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haben den gemeinichaftlichen Charakter, daß fie auf Schwur⸗ 
gerichte gebaut find und im Weſentlichen das franzöfiiche Ber- 
fahren nachbilden, jedody manche Berbefferungen enthalten, 
den Angefchuldigten mehr Schupmittel gewähren und die 
BVorunteriuhung genauer regeln. Während die Geſetz⸗ 
bücher von Bern und Freiburg vollftändige Strafproceß- 
ordnungen enthalten, ift das Thurgauifche Geſetz nur bes 
fimmt, das neu einzuführende Geichwornengericht zu re⸗ 
geln, und enthält nur einige Beftimmungen über Boruns 
teriuchung. igenthümlid, ift, daß Die Bernikkhe Proceß⸗ 
ordnung für Die Aburtheilung correctioneller Faͤlle (ohne 
Geſchworne) eine ausführlidye (86. 344362) gelehliche 
Beweistheorie vorjchreibt. Auch ift (8. 449) gegen Ur- 
theile in correctionellen Ballen Appellation zugelaffen. Die 
Freiburger Proceßordnung zeichnet fi) Durch große Ein 
fachheit aus und enthält ebenfalls eine, obgleich, jehr kurze 
gefegliche Beweistheorie ($$. 24345. 367—376) for- 
dert aber nur, daß der Richter nad Bergleichung aller 
Beweiſe ſich frage, ob er überzeugt ſei von der Schuld 
des Angeflagien, d. h. ob er nad) dem natürlichen Laufe 
der Dinge die Thatiachen für gewiß hält, oder ob ihm 
gegen die Schuld erhebliche Zweifel (man fieht die Ein- 
wirfung engliicher Anftchten) übrigen. 9) ine befondere 
Bedeutung hat das fehmeizeriiche Bundesgeſetz über bie 
Strafrechtspflege, +8) injofern in das Gefe einige Beftim- 
mungen aufgenommen find, welche mehr dem englifchen 
Rechte angehören, und. zwar indem Die Anflagefchrift we⸗ 
ſentlich vereinfacht +) und ausgeſprochen ift, daß ftill- 


42) Nah Art. 244 foll in Fallen, die vor die Jury gehören, der 
Beweis einer Thatjache ne aus der befahenden Antwort der 
Mehrheit der Su x erge 

43) vom 27. Auguft 18 

44) Nach $. 35 follen nz der Anflogefärift w weder die Verdachts⸗ 

gar angeführt, noch Ausführungen oder Geſchichtserzaäh⸗ 
ungen eingeflocdhten werben dürfen. 
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ſchweigend in der Anklage, daß Jemand in böier Abficht 
Urheber eines vollendeten Verbrechens ift, auch Die Anklage 
auf Verſuch, Beihülfe, Yahrläffigkeit enthalten ift. Ins: 
beiondere werden nad) $. 70 Die Zeugen und der Ange 
Bagte von dem Staatsamwalt, die Zeugen des Ange 
klagten von dem Vertheidiger befragt und dem gegenteitis 
gen Kreuzverhoͤr untermorfen. Der Entwurf der Straf 
proceßordnung für Heſſen⸗Darmſtadt (aus 501 Para⸗ 
graphen) ift dadurch eigenthümlich, Daß er auf ein ver- 
ſchiedenes Verfahren in fofern berechnet jein mußte, als 
durch Die Gelege vom 21. Febr. und 27. März die Zus 
ſtaͤndigkeit der Schwurgerichte beichränft und an die Pros 
vinzialgerichshoͤfe, wo nur angeftellte rechtsgelehrte Rich: 
ter uriheilen, Die Aburtheilung von polittichen und vielen 
anderen, auch mit jchweren Strafen bedrohten gemeinen 
Verbrechen gewicien war. Der Entwurf erkennt hier 
richtig, Daß bei Diefer Urtheilsfällung durch angeftellte Rich⸗ 
ter Die Garantien der Entfcheidungsgründe und des Rechts 
der Appellation nicht fehlen Dürfen; eine gefehliche Bes 
weistheorie fchreibt Der Entwurf nicht vor; allein, wie Die 
Motive +5) S. 39 ausiprechen, jebt er voraus, Daß Die 
Richter für Die Bildung ihrer Ueberzeugung Diejenigen 
Regeln befolgen werden, welche Bermunft und lange Er 
fahrung darbieten, und $. 318 enthält felbft eine Art von 
Beweisregel, welche aus der Bereinigung ded Principe 
der Mündlichkeit mit der Nothwendigkeit gewiſſer Aus: 
nahmen hervorgeht. +9) Der Geiebgeber hofft Dadurch zu 


45) Motive S. 37. Die Motive verdienen überhaupt befondere 
Beachtung, da fie eine klare und gute Begründung gemachter 
Borfchläge und feiner legislativen Bemerkungen und Erfah—⸗ 
rungen enthalten. 

46) Nach $. 318 follen die in der Borunterfuhung aufgenommenen 
Actenftüde, 3. B. über Zeugenausfagen, wenn fie in ter öffents 
lien Sikung vorgelefen werden, blos zur Unterftüßung ſchon 
vorhandener Beweismittel, nicht aber zur Begründung eines 
felbitändigen Beweiſes benugt werben. ? 
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bewirken, daß die Geſchwornen auf gewiffe wichtige Ruͤck⸗ 
fihten aufmerfiam gemadyt werden. *D Die Borunter: 
ſuchung ift nod) mehr, als in Branfreich, inquifitorifch, in⸗ 
dem nad) dem Entwurfe Die Gerichte von Amtswegen 
eine Worunterjuchung einleiten und fortführen fönnen (Mos 
tive ©. 19), jo Daß der Staatsanwalt eine andere Stef- 
lung (Art. 45), ald in Sranfreich hat. Wir werden auf 
alle Diefe Punkte und manche wichtige neuere Borichläge 
des Entwurfs unten zurüdfommen. Noch verdient Der 
von einer Commiſſion bearbeitete revidirte Entwurf Der 
thüringiihen Strafproceßordnung Beachtung. 9) Auch 
darauf haben gemachte Erfahrungen eingewirft. Die Zus . 
ſtaͤndigkeit der Jury ift eingeichränft ($. D. Die Stel 
lung des Staatsanwaltd ift Dagegen erweitert (16. 22), 
da er jelb Rechtsmittel im Intereffe des Angeklagten 
einlegen, der Vornahme jeder Unteriuchungshandlung vor 
dem Unterfuchungsrichter beimohnen darf. *) Das An- 
flageverfahren, wie es Das Geſetz vorichreibt, ift im Ent 
wurfe geändert (153). Der Angeklagte hat dabei nidyt 
gewonnen; in Der Hauptunterſuchung follen nad) dem 
Entwurfe Die vermöge der Gewalt des Präfldenten vor- 
geladenen Zeugen nicht beeidigt werden. 59) 

In Die Dritte Klaſſe jener Strafproceßordnungen, die 
durch Aufnahme engliſcher Rechtseinrichtungen eigenthlüms 


47) Diefe Vorſchrift mag bei ber Auffaffung der englifchen Jury 
anz am Platze fein, und in England handelt auch der Vor⸗ 
Abende fo; allein bei ber franzoͤſiſchen Auffaffung der Jury 
wird die Borfchrift wenig Werth haben. 

48) Er ift abgebrudt in dem Wochenblatt für Strafrehtspflege in 
Thüringen 1853 Nr. 17. 

49) Wir beflagen dieſe Vorſchrift. Wenn man fi bei verfländigen 
franzöfifhen Unterfuchungsrichtern erfundigen wollte, würde 
man leicht erfahren, daß die Maafregel nicht gut iſt. 

50) Die einzelnen vorgefchlagenen Abänderungen follen unten näher 
geprüft werden. ©. vorläufig Schwarze, Bemerfungen zu dem 
Sefegentwurf, Abänderungen der thuüringifhen Strafproceß, 
ordnung. Dresden 1853. 


Archiv dv. Gr. R. 1853. IV. St. Mm 
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lich find, gehört das Geſetz über Juſtizorganiſation und 
über Strafverfahren vom 2. des Weinmonat 1852 für den 
Kanton Züridy. 51) Der Verfaſſer deſſelben, Hr. Rütli 
mann, Fannte genau den englifchen Strafproceß und fühlte 
wohl, daß dies Verfahren weit mehr Bürgichaften einer 
Bertrauen erweckenden Strafrechtöpflege gewähren und ben 
Geſchwornen die Erfüllung ihrer Pflicht beffer erleichtern 
würde, als das franzöftiche Geſetz. Nach feinen Vor⸗ 
ſchlaͤgen würde Das Verfahren noch mehr, als es jeht der 
Fall ift, engliſche Einrichtungen aufgenommen haben; 5%) 
allein bei den Berathungen in der Commiſſion ftegte häus 
fig die franzöftiche Anſicht. Auch mancher Vorfchlag in 
der Großrathscommiſſton, der Beachtung verdient hätte, 
fand keinen Beifall. Dem Staatsanwalt ift ein großer 
Einfluß in der Vorunterfuchung eingeräumt (4—8). 58) 
Ein Hauptftreben war, Die VBorunterfuchung 5% zu verein 
fachen, abzufürzen und von dem inquifitoriichen Charakter 
zu reinigen, jedoch ein Verhör mit dem Angeichuldigten 
anzuerkennen (128), aber felbft in Der Vorunterſuchung 
ſchon dem Angefchuldigten das Recht zu geben, ſich einen 


51) Einen Commentar A dem Geſetze verdankt man Hrn. Rütti- 
mann unter dem Titel: die Züricherifchen DE betreffend 
den Organismus der Nechtspflege und bes Strafverfahrens. 
Bürih 1853 (mit wichtigen legislativen Erläuterungen). Fer⸗ 
ner iſt rühmlih zu erwähnen die Schrift: Leitfaden für Ge: 
fhworne, von Ho g (Staatsanwalt), 1853 (mit guten Croͤr⸗ 
terungen). Eine Darftellung des Befehes von Orelli, dem 
Verfaſſer einer bendtungstoßrdigen Schrift über bie englifche 
an in SEN für ausländifche Geſetzgebung XXV. 

20 u. 


52) 3. B. wegen Ausdehnung des ER bei — 
geren Vergehen ſ. Orelli in der Zeitſchrift XXV. 

53) Nach dem Entwurſe $.6 ſollte es dem en freiftehen, 
die Borunterfuhung felbit durchzuführen. 

54) Ueber die Gründe, aus welchen der Antrag auf Deffentlichfeit 


der Borunterfußung —— wurde, ſ. Orelli in der Zeits 
fhrift XXV. 
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Bertheidiger zu wählen (64) 59) Als Ausflüffe der An- 
erfenming Des englifchen Principe finden wir in dem 
Züricher Geſetz die Vorfchrift (205), Daß Die Anklagefchrift 
vor dem Erfenntniß über Anflage abgefaßt und einfady 
(206) mit Weglaffung der Verbadhtögründe und einer Ger 
ſchichtserzaͤhlung gearbeitet jein muß, und (207) ſtillſchwei⸗ 
gend Die eventuell mindere Anklage enthält; Die Vorfchrift, 
daß die Zeugenvernehmung durch den Staatsanwalt und 
den Bertheidiger (wie in England) mit dem Kreuzverhoͤr 
geichieht (232— 34), 56%) daB das Verhör mit dem Anger 
Hagten kurz und ohne Zudringlichkeit gefchehen fol 
(238), 8) daß ber Präfident in feinem Rejume die Merk 
male des in Frage flehenden Verbrechens zergliedern fol 
(244), daß die Geſchwornen, auch wenn feine Frage ges 
ftellt war, 59) ihrer Antwort einen Zuſatz beifügen Eönnen, 
durch welchen fie Die That von einem mildern Geſichts⸗ 
punfte auffaflen (252). Wir werben die einzelnen Bes 
fiimmungen unten näher prüfen. Rod mehr, als das 
Züricher Gere, fucht der neuefte Frankfurter Entmurf den 
engliihen Einrichtungen ſich anzufchließen. In Frankfurt 
waren bereits jeit 4 Jahren verichiedene Entwürfe einer 
Strafproceßordnung vorgelegt, und zwar ein bei Der ge 
feßgebenden Berfammlung eingebrachter Entwurf vom 
17. October 1848, dann der von einem Ausichuß jener 
Verfammlung bearbeitete Entwurf vom 7. April 1849, 
welchem ein Senatsentwurf vom 20. Mär; 1850, ein von 


yſtem. 

58) Mit Recht Hatte der Staatsanwalt Dubs bei den Berathungen 
das englifhe Syſtem vorgefehlagen und jebe —— be⸗ 
ſeitigen wollen ; die Anhaͤnglichkeit an das franzoͤſiſche Syſtem 
fiegte. Orelli in der Zeitfhrift XXVI. ©. 14. 


Mm? 
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einem Ausſchuß bearbeiteter Entwurf von 1851 folgte. 59) 
Zur Vervollftändigung der Ueberficht gehört em von dem 
Oberſtaatsanwalt Heder gelieferter Entwurf. 60) Alle 
dDiefe Entwürfe enthalten im Welentlichen nur Nachbildun⸗ 
gen des franzöfiichen Geſetzbuchs. Im Jahre 1853 legte 
nun der Senat einen Entwurf, der völlig von dem vorigen 
abweicht, vor. Zu feinem Verftändniß gehört ein dem 
Entwurf beigefügter Bericht, welcher Die Grundlagen des 
neu n Entwurfs ausführlich entwidelt, ©) und auch für 
den Juriften eines jeden Landes in jofern Werth hat, als 
ber Verfaſſer des Berichts die Borzüge des engliichen 
Strafverfahrend vor dem franzöftichen nachweiſ't und zeigt, 
wie ohne blinde Nachahmung engliiche Einrichtungen auf 
Deutichland angewendet werden können. Der Berfaffer 
erklärt fich gegen die einjeltige, in Deutfchland üblich ges 
worbene Auffaffung der Jury als eines politischen Inſti⸗ 
tuts (S. 109; er tadelt, Daß man die franzgöfiihe Eins 
richtung eines dreifachen Verfahrens und einer Gerichts- 
organiſation nachahmte, je nachdem ein crime, oder delit, 
oder contravention vorliegt (S. 117); er Bält nur eine 
zweifache Abtheilung für nöthig, will daher dem Polizei 
gericht eine erweiterte Competenz geben und ihm fo bie 
Zuchtpolizeifälle zuweilen, und nur die mit ſchweren Stra- 


59) Merfwürbig ift Hier ein Gutachten, welches von dem Beneral- 
Advofaten Dernburg und dem Oberappellationsrath Merkel über 
den Entwurf bearbeitet wurde. Es kommen darin mehrere fehr 
wichtige Bemerfungen und Erfahrungen über den franzöftfchen 
Proceß vor. ö 

60) Sein Entwurf ift am meiften auf den franzöfifhen Code ges 
baut, aber einfacher und Flarer, befonders, durch die Anorbnung 
bes Ganzen. 

61) Dem DVernehmen nad) ift Dr. Gärth (Advokat in cn) 
der Berfafier dieſes Berichts und des dazu gehörigen Entwurfs. 
Gärth Hat mehrere Jahre in England gelebt, dort gut beob⸗ 
achtet und 1849 eine Schrift herausgegeben: Mißgriffe bei ven 
deutfchen hen über Schwurgerihte ı. S. darüber dies 
Archiv 1849 ©. 206. 
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fen bedrohten Verbrechen (nicht nothwendig auch alle po⸗ 
litiſchen Vergehen) (Beriht S. 121) zur Entfcheidung 
überlaffen; er will, Daß Die biöherige Stellung des Bür- 
germeifterd als Chef des ganzen Polizeimeiens, daher auch 
mit gerichtlicher Strafgewalt der Polizei, bleibe. Der Vers 
fafler ift Gegner der franzöftfchen Rathskammer (S. 123) 
und Der franzöftichen gerichtlichen Polizei (S. 133); er 
erkennt in der Borunterfuchung als thätig den Staatsan⸗ 
walt (mit ziemlicd großen Befugniflen) 62) und das Ber: 
hoͤramt; er verlangt, daß am Schluffe der Borunterfuchung 
nur Die Anklagekammer (ohne daß vorher eine Rathskam⸗ 
mer thätig war) über Die vorgelegte Anflagefchrift in Be⸗ 
zug auf Verſetzung in Anflageftand enticheide (S. 146) ©). 
Vorzüglich iſt das Streben darauf gerichtet, daß Das 
Hauptverfahren, abweichend von dem frangöfifchen (bie 
Schilderung ift im Ganzen eine gelungene) (S. 159), 
jo einfach wie in England ſei; er fordert Daher Verein 
fachung der Vorträge, erflärt ſich gegen das in Frankreich 
vorfommende Inquiriven (S. 166 u. ©. 176) und will, 
daß der Staatsanwalt jeine Zeugen, der Vertheidiger Die 
Entlaftungszeugen (mit dem Kreuzverhör) vernehme; das 
Reſumé des Präfidenten ſoll mehr im englifchen Sinne 
aufgefaßt (S. 179), ebenfo die Frageftellung an die Ge: 
fchwornen vereinfadhyt (S. 179—187) werden. %%) 


62) Nach Art. 16 des Entwurfs foll die Staatsanwaltfchaft unter 
dem Senat ftehn; wir halten dies für unzwedmäßig, weil dann 
das Inftitut zu fehr von einer Verwaltungsftelle abhängig ge⸗ 
Be en der Senat ungeeigneten Einfluß auf die Rechte: 
pflege erhält. 

63) Nach S. 126 findet der Verfaſſer es nicht bebenflih, wenn ber 
Richter, welcher bei der Anflagefammer urtheilte, auch Mitglied 
bes Aftifenhofs ift. — Geſchieht dies, fo Tann eine Unbefangen- 
heit des Afftfenrichters nicht erwartet werben. 

64) Nah dem Entwurf $. 207 haben die Geſchwornen zu entfdei- 
den, ob der Angeklagte des Verbrechens, wie es im Schlufle 
der Anklagefhrift formulirt ift, ſchuldig fei ober nit. Die 
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Bei der Vergleihung des Berichts mit Dem vorge 
legten Entwurfe muß man annehmen, daß in der Com⸗ 
miſſtion manche Abweichungen von den durch den Verfaſſer 
des Berichts vorgeichlagenen Artikeln beichloffen wurben; 
es find wenigftens manche Vorichriften des Entwurfs nicht 
in Einklang mit den Anfichten Des Berichts zu bringen, 
z. B. über das Recht des Präfidenten, Zeugen zu befras 
gen, 65) über die Befragung des Angeklagten. 6%) Große 
Bedenklichkeiten entflehen gegen die Vorichläge in Bezug 
auf die Gerichtöverfaffung. Es wird zwar dem Ausläns 
der ſchwierig, mit Sachkenntniß über den Werth gericht 
licher Einrichtungen eined andern Landes zu urtheilen; 
allein man wird ſich nicht leicht mit der Anficht befreum- 
den, Daß bei der Belegung des Bolizeigerichts, deflen Com⸗ 
petenz ungebührlich erweitert ift, Die Verwaltung und Sur 
ſtiz vereinigt jein foll; die Berufung auf England ift uns 
pafiend. 6°) Auch wird es und leicht gelingen, durch 
ftatiftifche Nachweilungen zu zeigen, daß der Verfaſſer Die 
Bedeutung ber franzöfifhen Rathskammer in der Vorun⸗ 
terfuchung zu gering anſchlaͤgt. Das Studium des Ent 
wurfs von 1853 madıt oft den peinlichen Eindrud, daß 
man darin von engliichen Einrichtungen einen Fleinen Theil 


Geſchwornen find indefien bereditigt, vor oder nach ihrer Zurüd- 
lehung in das Berathungszimmer eine Zerlegung der Frage 
n Ginzelnfragen zu verlangen. 

65) Nah Art. 192 u. 193 kann der Präflvent nicht blos beliebige 
Kragen ftellen, fondern aud) das Verhoͤr felbft übernehmen. 

66) Nach Art. 196 Tann der taatsanwalt, wenn der —— 

durch Ausſagen eines Zeugen belaftet wird, den Erſten zur Er⸗ 
Härung auffordern. Dies wird zu Berhören führen. 

67) Der Berfafer des Berihts (S. 120) führt an, daß ja auf 
bee Lord: Mayor in London Berwaltungs- und Strafpolizei 
ausübt; allein ee wird Jemand den englifhen Lord⸗ 
Mayor und ben deutſchen Bürgermeifter gleichftellen, und in 
England felbft bewundert man bie Ginrihtung nit, die man 
Dr beftehen läßt, weil man alte Stabtprivilegien nicht antaften 
will. 
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einfuͤhrt, ohne daß das Weſen derſelben gegeben iſt, 
und doch nicht Die franzoͤſiſchen ſchützenden Formen, welche 
die früheren Entwürfe gaben, angeführt werben.) Nicht 
leicht wird man fich mit den Vorſchriften über Wahl der 
Geſchwornen (Entwurf Art. 153), wodurch vorausſichtlich 
Die Beſorgniß entfteht, daß politifche Parteinnfichten bie 
Wahl leiten, mit der Beichränfung Der Deffentlichfeit 69) 
und mit Der unbeftimmten und bedenklichen Ausdehnung 
der Unterfuchungsbefugniß der Polizei (Entw. $$. 78..79) 
befreunden fönnen. 

Richt gut fieht man die Gründe ein, aus welchen 
der Berfaffer, welcher Englands Einrichtungen achtet, Doch 
nur mit einfadher Stimmenmehrheit der Geichwornen fi} - 
begnügt (Entw. 217). Auf jeden Fall bedürfen Die Bors 
fchläge des Entwurfs über Vorunterſuchung und die Der 
fugnifie des BVerhörrichterd einer Reviſion, 7%) von der 
unten näher geiprochen werden foll. 

Vergleicht man die bisher angeführten Leiftungen auf 
dem Gebiete der Geſetzgebung über das Strafverfahren, 
jo überzeugt man fi) bald davon, daß eine Gleichförmig- 
feit der Anfichten der Gelebgeber weder in Bezug auf die 
Orundlagen, nod auf die Mittel der Erreichung des 
Zwecks zu finden if. z 


68) Wir begreifen nicht, wie der Berfafler des Berichts S. 125 
fagen kann: „Ienes Hafchen nad Garantien ift dem deutfchen 
Mechte fremd; es findet fihb aud nit im englifchen Rechte.“ 
Es ift leicht zu beweifen, daß im deutſchen Strafverfahren Ga- 
rantien waren, die der neue Frankfurter Entwurf nicht Fennt; 
und England hat Garantien, die der Entwurf auch nicht geben 
fann, 3. B. Oeffentlichfeit der SL OERUEFIUNUNG, die ftrenge 
mente durch Preßfreiheit und die wahre Unabhaͤngigkeit der 

icht 


er. 

69) Nach Art. 45 des Entwurfs ſoll das Gericht die Oeffentlichkeit 
auch ausjchliegen können aus Rüdfihten des öffent— 
lihen Wohle und der Aufrehthaltung der Würde 
des Berichts. (Welche Unbeftimmtheit!) 

70) Man fieht nicht Far, welche Rechte in Bezug auf Bernehmungen 
des Angefchuldigten man dem Richter geben will. 


⸗ 
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AS der wichtigfte Ausgangspunkt für eine gründliche 
Forſchung, auf welche Weile ein allen Intereſſen entipres 
chendes Strafverfahren erlangt werden kann, muß die 
Thatſache angeiehen werden, daß in den Gejebgebungen 
Deutichlands zwei Grundrichtungen bemerkbar find, naͤm⸗ 
lich 1) daß Geſchworne (in mehr oder minder beſchraͤnktem 
Umfang) über Die Schuldfrage in den Anflagen wegen 
Verbrechen urtheilen; 2) daß angeftellte rechtögelehrte Rich» 
ter entweder über alle Steaffälle 'oder über beftimmte Ars 
ten von Verbrechen als Richter über die That- und die 
Rechtsfragen enticheiden. Alles fommt Darauf an, Diefe 
legte, in neuefter Zeit jo wichtig gewordene Einrichtung 
mit den Grundlagen eines auf Deffentlichfeit und Muͤnd⸗ 
lichkeit gebauten Anklageverfahrens in Einklang zu brin 
gen. Alle Ergebniffe forgfältiger Erfundigungen bei Rich⸗ 
tern, Staatsanwälten und Advocaten verfchiedener Stans 
ten lehren, daß ebenio, wie der Werth der Urtheilsfällung 
durch Geſchworne von gewiſſen Garantien abhängt, auch 
gute Wirkſamkeit der Einrichtung, nach welcher angeſtellte 
Richter urtheilen, durch andere Garantien bedingt iſt, ohne 
welche nicht erwartet werden darf, daß die Urtheile der 
Richter in Strafſachen das nöthige Vertrauen genießen. 
Kein Unparteiiicher kann laͤugnen, Daß auf eine gerechte 
Rechtſprechung ebenfo von Geſchwornen, wie von anges 
ftellten Richtern nur gerechnet werden darf, wenn gewiſſe 
Borausfegungen Bürgichaften liefern. Alles kommt dar⸗ 
auf an, eine Form zu finden, bei welcher ebenjo der An- 
geflagte und alle Bürger die Ueberzeugung erhalten, daß 
Niemand ungerechter Weife verurtheilt wird, als die bür- 


"gerfihe Gefellichaft gefichert fein muß, daß fein Schul: 


Diger Der gerechten Strafe entgehe. Won demjenigen, was 
einft in Zeiten des Autoritätsglaubend und eined Zuftandes 
vorfam, in welchem wegen des Mangels der Ausbreitung 
der Bildung und der Theilnahme an öffentlichen Angeles 
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genheiten Das Volf Alles, was von der öffentlichen Gewalt 
und ihren Behörden ausging, mit den Gefühlen betrachtete, 
- mit welchen es ſich Naturereigniffen unterwarf, Darf fein 
Schluß auf Zeiten gezogen werben, in welchen durch bie 
Fortſchritte der Bildung und des Sinnes für oͤffentliche 
Angelegenheiten überall ein Geift der Prüfung fich ent 
widelt, wo das erwachte Rechtsbewußtiein die Ausſprüche 
Der Staatögewalt mit den Forderungen der Gerechtigkeit 
vergleicht und dann leicht zu Zweifeln an der Rechtmäßig- 
feit einer Anordnung und zum Mißtrauen angeregt mwer- 
den kann. Bei der Urtheilsfällung durch Geſchworne lies 
gen die Bürgjchaften gerechter Wahrſpruͤche I) in der Un- 
abhängigfeit der Geſchwornen, die nicht unter dem Eins 
fluffe einer gewifjen, Die Verurtheilung in einer beftimmten 
Richtung fördernden Macht gewählt werden, nichts zu 
fürchten, nichts zu Hoffen haben, wegen ihrer Stellung zu 
ihren Mitbürgern eine im bürgerlichen Leben oft inhalts- 
ſchwere moraliiche Berantwortlichfeit übernehmen; 2) in 
dem Umftande, daß die Geſchwornen mur über einzelre 
Falle richten und nicht durch die bei einem geichloffenen 
Stande leicht einflußreichen Gewohnheiten und gewiffen in 
Eollegien fi bildenden Präjudicien geleitet werden; 3) in 
der ausgedehnten Zuläfftgfeit der Recujationen; 4) in 
der großen Zahl der Stinnmenden; 5) in dem glüdlichen 
Zufammenwirfen der Richter und Gefchwornen ; 71) 6) in 
der Freiheit, nach welcher ihr Ausſpruch über die Schuld 
der Ausdruf des Volksrechtsbewußtſeins fein Fann. 

Das Vertrauen dagegen, welches die Rechtiprehung 


71) Hier liegt das große Uebel ver franzöftfchen ee der 
Jury im Gegenfaße der englifhen Ginrihtung, nach welcher 
Geſchworne die größten Vortheile aus dem weife organifirten 
Einwirfen der Michter fchöpfen. Wir werden unten in Bei- 
fpielen nachweiſen, wie verderblich die franzoͤſiſche Einrichtung 


858 Ueber den Zuſtand der Strafproceßorbnung 


Durch rechtsgelehrte angeftellte Richter für ſich in Anipruch 
nimmt, gründet fi) 1) darauf, daß Männer urtheilen, 

welche das Rechtöftubium zu ihrem Lebensberufe gemacht 
haben; 2) daß fie die Hebung befigen, verwidelte Thatfachen 
zu entwirren, durch Erfahrung belehrt, leicht zu Zweifeln 
an der Schuld kommen fönnen und fo für den Angeflag- 
ten eine größere Schugwehr gewähren, zugleich am beften 
geeignet find, Da zu enticheiden, wo Die Thatfragen mit 
Rechtsfägen und richtiger Auslegung von Geſetzen zujams 
menhängen; 3) in der juriftiichen Berantwortlichkeit, welche 
die Staatsrichter übernehmen, in der Verpflichtung, Rechen⸗ 
fchaft über ihre Ausfprüche zu geben und in den Einrich⸗ 
tungen, wodurch ihre Enticheibungen einer Controle unter 
morfen werben. 

Jede menschliche Einrichtung Hat aber ihre eigenthüms - 
lichen Gefahren, Glücksklippen, an welchen ihre Wirkſam⸗ 
feit fcheitern Tann. 

Die Gefahren bei den Schwurgerichten liegen Darin, 
1) daß ſchon bei der Belegung diefer Gerichte Der Zufall 
ober ein fremdartiger Einfluß von oben oder von unten 
auf eine gefährliche Weile der Jury eine einjeitige Rich⸗ 
tung giebt; 2) daß die Geſchwornen ald weniger geübte 
und in juriftifchen Verhältnifien unerfahrene Männer leicht 
duch Die Darftellungen des Anklägers, ?2) durch Die 
Uebermadht des Staatsanwalts oder durch die Gewandit⸗ 
heit des Vertheidigers, durch die Berwidelungen des Ver 
fahrens 78) ober durch die Uebermacht oder Barteilichkeit 
des Präfidenten, durch die Art der Srageftellung zu uns 
wahren Ausfprüchen verleitet werden; 3) daß, weil Die 


72) — auch durch die Art der Abfaffung der Anklage⸗ 


73) Dahin gehört, wenn viele nicht zur Sache gehörige Punkte 
hereingezogen, trügliche Beweismittel zugelaflen, zu viele Ans 
klagepunkte gehäuft werben. 
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Geſchwornen Feine Rechenfchaft zu geben haben, eine uns 
gründliche Berathung, eine irrige Auffaffung des Weſens 
innerer Ueberzeugung oder Einfluß von Borurtheilen, oder 
Angft, oder die Ueberredungskunft einzelner Geſchwornen 
unwahre Wahrfprüdye erzeugt; 4) Daß Die Unfenntniß der 
Geſetze von Seiten der Geſchwornen fie in Fällen, in de 
nen That und Rechtsfragen zujammentreffen, zu irrigen 
Ausfprüchen verleitet, und 5) daß häufig die Stimmen- 
einhelligfeit oder Mehrheit der Stimmen nur die Folge 
einer Selbfttäufchung der Geſchwornen ift. 7% 

Die Rechtſprechung durch angeftellte Richter Hat das 
gegen die Gefahr, daß 1) Diejenigen, von weldyen die Er; 
nennung der Richter abhängt, oft unbewußt vorzugsweiie 
auf gewiffe Gefinnungen Rüdficht nehmen und nur Mäns 
ner, von welchen fie erwarten dürfen, daß fie bei gewiflen 
Verbrechen ficher verurtheilen werden, zu Richtern anftellen, 
und leicht Mittel haben, durch Beförderungen oder Zurüdr 
fegungen eine einfeitige Richtung der Richter zu erzeugen; 
2) daß in Richtercollegien felbft bei gewiflenhaften Rich- 
tern leicht eine Einfeitigfeit dadurch entfteht, Daß Die Rich⸗ 
ter gewiſſen Verhältnifien einen abioluten Werth beilegen 
und trügliche Erſcheinungen als Indicien annehmen; 
3) daß telbft Durch die Stellung der Richter, die nun an 
den Ausipruch der Gefege ſich firenger Halten müflen, 
wegen der beichränfenden Yaffung der Geſetze materiell 
ungerechte Enticheidungen erzeugt werben, 3. B. in Bezug 
auf Zurechnung; 4) daß Durch den Geſchaͤftsdrang, durch 
das Einftürmen Des eilfertigen Borfigenden, durch eine 


74) Dies ift vorzüglich ber Ball, wenn die Anklage auf fehr ver- 
fchiedene Bdebungsarken bes Verbrechens gerichtet iſt und die 
Geſchwornen uneinig find, auf welche Art das Verbrechen ver: 
übt iſt, oder wenn eventuelle Kragen geftellt find, oder wenn 
die Geſetzgebung bei Stimmenmehrheit von 7 zu 5 bie Richter 
anweiſ't, zu entſcheiden. 
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unrichtige Art der Abftimmung 75) ungrümdliche Berathuns 
gen und 5) jelbft täufchende Wahrfprüche entftehen wegen 
der unziwedmäßigen Art, wie man oft zur Annahme einer 
Mehrheit koͤmmt. Auf Diefe Art hängt der Werth der 
gerichtlichen Einrichtungen von gewiſſen Vorausfegungen, 
von der ganzen Orgartifation des Verfahrens, von der 
Gerichtöverfaffung und von politiichen Zuftänden ab. 
Daraus erklärt fih aud), warum das Urtheil über den 
Borzug, welche Die Redhtiprehung durch Geichworne oder 
Staatsrichter hat, Durch Die Zuftänder bedingt wird, welche 
in einer gewiffen Zeit in dem Staate beftehen, in welchem 
die Einridhtung in das Leben treten fol. Je georbneter 
die Zuftände find, je mehr Rechtsſinn im Wolfe verbreitet, 
je mehr bürgerliher Muth und Wahrheitöliebe entfaltet 
ift, je weniger Parteizwiſte Die bürgerliche Gefellichaft 
durchwühlen, je glüdlicher das Verhaͤltniß zwifchen Regie⸗ 
rung und Volk ift, deſto gebeihlicher werben gerichtliche 
Einrichtungen wirken. Die öffentlidye Stimmung in einem 
Staate hat dabei den größten Einfluß. Es giebt aber 
eine zweifache verderbliche öffentliche Stimmung, und zwar 
entweder diejenige, welche Die Folge großer politifcher und 
jocialer Aufregung ift, und Diejenige, welche in %olge 
eines niedergedrüdten, insbefondere in Folge einer voraus- 
gegangenen großen verderblichen Aufregung entftandenen - 
Zuftandes eintritt. Wenn bei dem erften Zuftande Die 
Gefahr des Einfluffes der Einjchüchterung ängftlicher Ges 
müther (jeien es Geſchworne oder Staatsrichter) durch auf 
geregte, leidenichaftlihe Menfchen, durch eine zuͤgelloſe 
Preffe u. U. zu beforgen ift, fo tritt bei dem Zuftande 
ber zweiten Art, vorzüglidy wenn eine Revolution, welche 


75) Wir werden unten nachweifen, daß dies vorzüglich bei der Häus 
fig vorkommenden Art der Abftimmung in Bezug auf Entſchei⸗ 
dungsgründe der Fall if. 
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niedergedrüdt wurde, vorherging, nicht weniger Gefahr 
ein für eine unabhängige Rechtfprechung durch Die Aengſt⸗ 
lichkeit, mit welcher Die Bürger und Richter leicht vor ben. 
Gefahren neuer Aufregung zittern, dann nidyt den nöthigen 
Muth haben, ihre Meberzeugung auszujprechen, oft glau⸗ 
ben, daß man nicht firenge genug jein fünne, um neue 
Aufregung zu verhindern, und unwillkuͤrlich zugänglicyer 
allen Einwirkungen find, welche leicht von oben ausgeübt 
werden fönnen, wo felbft durch Ausnahmsgeſetze leicht der 
Rechtsſinn im Wolfe und die Achtung vor dem Richter: 
ftande geichwächt werden kann. Die Politif ift Die große 
Klippe, an welcher die in guten Zeiten trefflich ſich be- 
währenden Einrichtungen oft scheitern. Diefe Politik 
wirft auf die Anftellung der Richter, wie auf die Wahl 
der Geſchwornen, fie wirft auf Die Mittel, welche oft felbft 
in guter Abſicht, Die bürgerliche Gefellfchaft vor Nachthei- 
len zu bewahren, folen gegen Richter angewendet werben 
können; 7%) fie wirft auf die Rechtiprechung, indem fie 
Richter und Geſchworne ungerecht gegen Angeflagte machen 
fann, welche einer andern Partei angehören, vorzuͤglich 
da, wo bei dem Strafurtheil Alles darauf anfömmt, ob 
man dem Angeklagten eine gewiffe verbrecheriiche Abſicht 
zutrauen will, und dabei durch gewagte Schlüffe geleitet 
wird, am meiften da, wo bei Anflagen wegen politifcher 
Verbrechen die Anwendung von Geiegen in Frage ſteht, 
Die mehr oder minder immer unbeftimmt find, und wo 
die Gränze zwiſchen dem Erlaubten und Streafbaren fo 
fein ift, daß leicht nur Die willfürliche jubjective Anſicht 
der Richtenden Das Echidjal der Angeklagten beftimmt. 
Es ift begreiflidh, dag in jchlimmen, politiſch aufge 


76) Gewichtige Worte hat darüber Heffter in dieſem Archive 1852 
Nr. 1 (8.3) gefagt. Vorzüglich werden hier die neuen Discl- 
plinargefeße febr bedenklich. 
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geregten Zeiten oder in Zuſtaͤnden, in denen eine 
ſton ſichtbar auf den Gemuͤthern laſtet, leicht de 
trauen gegen angeſtellte Richter ſich geltend macht 
koͤmmt Alles darauf an, dies Mißtrauen am ſi 
durch gewiſſe Garantien zu beſeitigen. Solche & 
aber, abgefehen von den Einrichtungen, welche fi 
Anftelung, Verſetzung und Entlaffung der Richter 
ben, lagen bei der bisherigen Rechtiprechung durch 
ftellte Richter 1) in der geſetzlichen Beweistheorie, 
der Pflicht der Richter, Entiheidungsgründe zu 
3) in dem Rechte, Die Berufung zu ergreifen. “Die 
Prüfung muß nun darauf gerichtet jein, immiefer: 
©arantien auch bei dem neu eingeführten öffe 
mündlidyen Strafverfahren nothivendig und mit zırıran 
Verfahren verträglich find. 





(Fortſetzung im naͤchſten Hefte.) 


XXVIII. 
Die 


Straf-Proceß-Ordnung Oeſterreichs 


vom 29. Juli 1853. 
Nom 
Heren Appellationg - Rath Dr. Schwarze 
zu Dredven. 


Die 8. 8. Defterreichifche Regierung hat mittelft 
Patents vom 29. Juli 1853 für Den ganzen Umfang ber 
Defterreihifchen Staaten, mit Ausnahme der Militair⸗ 
grenzen, eine neue Straf» Proceß- Ordnung erlafien. Der 
Tag, an weldyem fie in den einzelnen Kronländern in 
Wirkſamkeit treten foll, wird noch beflimmt werben. 

Die Wichtigkeit und Bedeutung dieſes Geſetzes recht: 
fertigt Das allgemeine Interefie, welches man Demielben 
zugewandt bat. Die K. K. Oeſter. Regierung hat daſ—⸗ 
jelbe mehreren Juriften in den übrigen deutfchen Staaten 
und unter ihnen auch Dem DBerfafler des gegemvärtigen 
Aufſatzes zugefendet. Der Lebtere glaubte daher, feine uns 
willfommene Gabe den Leiern des Archivs zu bringen, 
wenn er Ihnen in dem Folgenden zunächſt eine Darftellung 
des Verfahrens, wie es fi nach dem neuen Geſetze ger 
falten wird, liefert. In einem zweiten Beitrage wird er 
todann einige Fritiiche Bemerkungen über das Syftem bes 
Geſetzes nachfolgen laſſen. 
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Das Geſetz Eennt feine (ſchon früher in Wegfall ge 
brachten) Geichworenen mehr und überträgt Die Entſchei⸗ 
dung lediglich rechtsgelehrten, an eine negative Beweis: 
theorie gebundenen Richtercollegien. Der Grundſatz Der 
Mündlikeit ift für die Hauptverhandlung beibehalten 
worden, — auch findet eine beichränfte Deffentlichfeit _ 
ftatt. Die Staatsamwaltichaft ift in allen Stadien der 
Unterſuchung thätig; jedoch ift ihre Thätigfeit in Bezug 
auf die Einleitung derſelben und Die vorherige Sammlung 
der Verdachtsgründe und Beweismittel eine bejchränfte. 
Der Schwerpunkt des Verfahrens liegt weniger in ber 
Hauptverhandlung, als in der Vorunterſuchung, Die 
im zwei Theile zerfällt, in die Vorunterſuchung (im en- 
gern Sinne des Worts) und in die Spedialunterfuchung. — 
Die Rechtsmittel find begünftigt; jedoch findet Feine bes 
fondere Nichtigkeitsbeſchwerde flat. Das (allein zuläffige) 
Rechtömittel der Berufung bezieht ſich auf die That, 
Rechts- und Form - Frage. Es ift eine zweimalige Bes 
rufung gegen die Erkenntniſſe zuläffig, ohne daß jedoch 
in zweiter oder Dritter Inftanz eine Reproduction ber Bes 
weisaufnahme ftattfindet. — Die Wiederaufnahme des 
Verfahrens ift zu Gunften und zu Ungunften des Anger 
klagten jeher ausgedehnt. — Bei den BEN findet 
ein fürzeres Verfahren ftatt. 

Nach Diefen allgemeinen Bemerkungen — wir 
nun zu einer ſpecielleren Darlegung des Syſtems des 
Geſetzes über: 

Das Geſetz erſtreckt ſich auf die Unterſuchung und 
Aburtheilung ſaͤmmtlicher, zur Competenz der Juſtizbehoͤr⸗ 
den verwieſenen ſtrafbaren Handlungen. (8. 1 ff.) 

Als Gerichtöbehörden erfter Inftanz in Strafiachen 
find die Bezirksämter als Bezirksgerichte und Die für fidh 
beftehenden Bezirfögerichte, -fo wie die Gerichtshöfe erfter 
Inftanz (Landes-, Kreis: und Comitats - Gerihte), — 


vom 239. li 188... 383 


als die Gerichtsbehörden zweiter Inſtanz Die Oberlandes: 
gerichte, — und als das Gericht dritter Iuftang ber 
hoͤchfte Gerichtshof zu Wien aufgeftellt worden. ($. 7 ff.) 
Die Bezirfögerichte üben ihre Amtöhandlungen duch Ein⸗ 
zeleichter, die Gerichtshoͤfe Die ihrigen (in der Regel) als 
Eollegin aus. Die Unterfuchung, Entſcheidung und 
Volftredung bei Uebertretungen gebührt den Bezirks» 
gerichten. Bei Verbrechen und Vergehen wird Die 
Unterfuhhung von dem Landes- (Kreis⸗) Gerichte Durch 
einzelne Mitglieder deflelben, ſowie auftragsweiſe und 
unter Der Aufſicht des Landesgerichts durch einzelne, hier; 
zu beflimmte Bezirfögerichte und bei politischen Verbrechen 
durch Das Landesgericht des Orts, wo Die politische Lan⸗ 
desbehörde ihren Sig hat, geführt. Der Gerichtshof har 
über die Anzeigen von Verbrechen und Bergehen, weldye 
der Unterjuchungsrichter zu feinem Strafverfahren geeignet 
findet, io wie in erfter Inftanz über alle zwiſchen dem 
Unterfuchungsrichter und dem Staatsanwalt vorfommenden 
Meinungsverichiedenheiten und Beſchwerden gegen den er: 
fteren, über das abgeichloffene Unteriuchungsverfahren in 
Betreff der Verweilung zur Hauptverhandlung und in ber 
legtern jelbft über die Schuldfrage und die Strafbeſtim⸗ 
mung zu enticheiden. (8. 15 ff.) Die Gerihhtshöfe (er: 
ſter Inftanz) verhandeln und enticheiden in Strafiachen 'in 
der Regel in Verſammlungen von einem Vorſitzenden, 
zwei Richtern und einem Protocollführer, während bei dem 
mit Tobdesftrafe oder höherer als fünfjähriger Kerkeritrafe 
bedrohten Verbrechen ftatt zwei Richter vier Richter bei 
gezogen werben. 

Die Gerichtshöfe zweiter Inflanz enticheiden in Ber: 
jammlungen von einem Vorſitzenden, vier, resp. bei Hoch⸗ 
verratb und Gapitalverbredyen acht Richtern, und einem, 
Protocollführer; — der hoͤchſte Gerichtshof in Verſamm⸗ 
lungen von einem Vorſitzenden, ſechs, resp, zehn Richtern 
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und einem Protocollführer. Die Zahl der Stimmführer 
darf weder größer noch geringer fein. (8. 18 ff.) 

Der Unterfuchungsrichter Tann weder an der Schluß: 
verhandlung noch überhaupt in zweiter Inftanz an eis 
ner Berathung in der von ihm geführten Unterfuchung 
Theil nehmen, wogegen inöbefondere ein Richter deshalb 
allein, weil er im Anflageverfahren mit erkannt hat, von 
der Enticheidumg bei der Hauptverhandlung nicht ausge: 
Ichloffen ift. ($. 52 ff.) 

Im MUebrigen gelten über die Ausichließung von 
Richtern und Protocollführern wegen PVerwandtfchaft, 
wegen bejonderer früherer Betheiligung als Vertheidiger 
an der Sache u. ſ. w., fo wie über die Ablehnung der- 
ſelben im Hauptwerfe die auch in anderen Geießgebungen 
aufgeftellten Grundfäge. 

Der Staatsanwaltidhaft, weldye bei jedem Landes - 
und reis » Gerichte durch einen Staatsanwalt und bei 
jedem SOberlandesgerichte durch einen Oberftantsanwalt 
vertreten wird und ihre Spite in dem Suftizminifter 
findet, find die Geſchaͤfte zugemiefen, welche in den mei⸗ 
ften Gefeßgebungen ihr zugetheilt find, (8. 29 ff.) jedoch 
mit der wichtigen Ausnahme, Daß fie zwar das Unterfu- 
hungs » Verfahren bei dem Unterfuchungsgerichte verans 
» lafien kann, daneben jedoch das lebtere berechtigt und ver: 
pflichtet ift, bei erlangter Kenntniß von einem Berbrechen, 
und zwar nicht bloß in Eilfällen, amtöwegen mit der 
Unterjuchung zu verfahren. Dagegen hat man der Staate- 
anmaltichaft Die Befugniß eingeräumt, in der eriten In⸗ 
ftanz, mit Ausnahme der Schlußverhandlung, bei der 
Berathichlagung und Abftimmung des Gerichts, jedoch 
nicht mit enticheidender Stimme, gegenwärtig zu fein. 
Bei den auf Antrag zu unterfuchenden Verbrechen über: 
nimmt ter Staatsanwalt auf Anzeige des BVerlegten für 
bieien Die Strafverfolgung, wogegen legterer bei einer 
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Weigerung der Staatsanwaltſchaft als Privatfläger das 
Strafverfahren anhängig zu machen befugt ift. (8. 37.) 
Wegen Berwandtichaft ic. jind Die Staatsanwälte unfähig 
bezüglich einzelner —— koͤnnen aber nicht ab⸗ 
gelehnt werden. 


Das Unterſuchungsverfahren bei Verbrechen und 
Vergehen zerfällt in Die Vorunterfuhung und in Die 
Unterjuchung wider eine beflimmte Perſon; Die leßtere 
wird im Gelege ſelbſt ald Specialunterjuchung bezeichnet. 
Als Zweck Des Unteriuchungsverfahreng wird in 8. 60 
angegeben: den Ihatbeftand zu erheben, den Thäter, die 
Mitfchuldigen und Theilnehmer zu erforichen, Die Ver: 
dachtsgründe und Beweiſe über die Schuld einerjeitd und 
die Mittel zur Rechtfertigung des Beichuldigten anderſeits 
zu fammeln und überhaupt Alles in das Klare zu jeßen, 
was zur Erſchöpfung eines Einſtellungs-, Ablaffungs - 
oder Anklage » Beihhluffes erforderlich if. Die Unterju- 
hung ſoll Dagegen ($. 186) geichloffen werden, wenn 
aus den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, daß Fin 
Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung vorhanden ſei, -- 
oder wenn alle Verdachtsgründe gegen den Beihuldigten 
behoben find, — oder wenn ſich von weiteren Erhebungen 
eine beſſere Aufflärung weder in Beziehung auf den That: 
beitand, noch in Anſehung des Thäters erwarten läßt. 


Sobald das Untertuchungsgericht Kunde von einem 
Verbrechen erlangt, joll es, wie in 8. 61 beftimmt if, 
das Unterſuchungsverfahren fogleich einleiten und auch 
alle weiteren Schritte in demſelben vomehmen, ohne Die 
Anträge des Staatsanwalts abzmvarten. Die Mitwirfung 
deffelben, welche ohnehin, der Regel nach, nur bei ben 
Vergehen und Verbrechen eintritt, äußert fich erft während 
der Unterjuchung, wo der Richter thunlichft im Einvernehmen 
mit dem Staatsanwalte vorgehen und ohne vorläufige Ver: 

Mn? 
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nehmung mit ihm, außer in @ufällen, feinen wichtiger 
Act vornehmen ſoll. (8. 30. 63.) 

In der Vorunterfuchung wird der Thatbeftund vol: 
fkändig erhoben, — es find Beichlagnahmen, Ausiuchun- 
gen io wie Zeugenabhörmgen in vollfter Ausdehnung zus 
läflig, — wogegen bie Special » Ünteriuchung nur bei 
dem VBorhandeniein rechtlicher Verdachtsgründe, welche 
aus der Vorunteriuhung fid) herausgeftellt haben, einge: 
leitet wird. Die Diesfalliige Entichließung faßt nad) $. 145 
der Unterjuchimgsrichter, wogegen nad) $. 197 anzuneh⸗ 
men ft, daß die Einftelung der Vorunterſuchung nur 
durch Enticheidung des Gerichtshofs verfügt werden kann. 
Gegen die Entfchließung des Unterſuchungs⸗-Richters kann 
nad) $. 64 Beichwerde und gegen die hierauf ertheilte 
Entfcheidung des Gerichtshofs Beichwerde an das Ober: 
landeögeriht und gegen deſſen abändernde Enticheibung 
wieder Beichwerde an den hoͤchſten Gerichtshof eingewen- 
det werben. 

Auch Hier macht ſich Die formelle Beweistheorie gel- 
tend. Das Geſetz zählt in $. 138 ff. allgemeine und bes 
jondere Berdachtögründe, jedoch ausdrüdlich nur beijpiels- 
weile, auf und erflärt, $. 142, Daß von den angeführten 
und anderen ihnen gleihfommenden Verdachts— 
gründen aud) nur einer für ſich allein zur Einleitung der 
Special » Unterfuhung („zur rechtlichen Berchuldigung“ ) 
ausreiche; ja auch entferntere Verdachtsgründe, von 
denen Belfpiele gegeben werden, können zur Einleitung 
zureichen, wenn jie auf den Bezüchtigten uͤbereinſtimmend 
to zufammentreffen, daß einer den andern unterftügt und 
ihr Zuſammenhang durch feinen entgegenftreitenden lim: 
Hand geſchwäͤcht wird. ($. 142.) Dieie Verdachtsgründe 
müflen nad) $. 144 genau erhoben und bewielen, wenig- 
end durch Die fonft. glaubwürdige Ausfage auch nur 
eines Zeugen beftätigt fein, „inſofern jich Die leßtere auf 
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die Ausübung der That ſelbſt bezieht oder nothwendig 
damit verbundene Handlıngen oder Umſtaͤnde des Beſchul⸗ 
Digten betrifft.“ _ 

Erſt in der Specialunterſuchung erfolgt das Verhoͤr 
des Beichuldigten. ($. 172.) Bor dem Schluffe derfelben 
ift er nochmals und unter Cinräumung einer breitägigen 
Bedenkzeit zu vernehmen, was er etwa noch zu feiner 
Vertheidigung anzubringen habe. Hierauf erfolgt bie 
Berlegung der Acten an den Gerichtshof. (8. 190 ff.) 

Terielbe erfermt auf Grund des Vortrags eines Re 
ferenten — wozu au Der Unterfuchungs » Richter bes 
ftellt werden kann — und unter Zuziehung des Staats; 
anmwalts und zwar, da nöthig, nad) vorgängiger Vervoll⸗ 
ftändigung der Unterſuchung auf @inftellimg ober Ab: 
lafjung oder auf Anklage ($. 192 ff.) ) In dem Aw 
flagebeichluffe find neben der Angabe der ftrafbaren That 
unb des anzınvendenden Strafgeieged die Verdachtsgruͤnde 
zu bezeichnen, worauf Die Veriegung in den Anflageftand 
berubt ($. 200). Auch joll er Die Namen der Perſonen 
enthalten, welche zu der mündlichen Schlußverhandlung 
vorzuladen find. (Bon den andern Beweismitteln” ober 
von Beitimmung der Zeugenausdfagen, welche mur vorge- 
leien werden jollen, iſt hier nicht bie Rebe.) 


1) Ein Einſtellungs-Beſchluß iſt zu faflen, wenn fi ſchon 
im Laufe der Borunterfuhung und ehe alfo die Unter» 
fuhung wider eine beſtimmte Perfon eingeleitet ift, ergiebt, 
dag a) feine frafrechtlidh verbotene Handlung vorliegt ober b) 
daß die Strafbarkeit getilgt ift oder c) der erforderliche Antrag 
des ———— fehlt, oder wenn endlich d) gegen Niemanden 
rechtliche Verdachtsgründe der Schuld eines wirklich vorhande⸗ 
nen Verbrechens vorliegen. Ein Ablaſſungsbeſchluß wird 
ertheilt, wenn nad eingeleit eter Specialunterſuchung 
tm Verlaufe derſelben die gegen den Beſchuldigten vorgekomme⸗ 
nen Verdachtsgründe vollkommen oder ſoweit entkraͤftet werden, 
daß er nicht mehr als rechtlich beſchuldigt erſcheint oder einer 
der a unter a. b. c. angegebenen Aufhebungsgründe fich 
herausſtellt. | 
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Der Angeklagte — der ſich eined Wertheidigers bes 
dienen fann — und der Staatsanwalt fönnen, lebterer 
auch zu Gunſten des Angeflagten, binnen 24 Stunden 
die Entſcheidung (und wie man nah 8. 202. Abf. 1. 
8. 207 ff. fo wie dem ganzen Rechtömittel - Eyfteme des 
Entwurfs annehmen muß) fowohl wegen der Rechts⸗ als 
wegen der Thatfrage mit der Berufung anfechten, über 
welche 2) Das Oberlandes » Gericht erkennt. ($. 202 ff.) 
Doftelbe kann auf Die Berufung des Aingeflagten die Ent⸗ 
fheidung nicht zu deſſen Rachtheile, dagegen auf Die Be: 
rufung des Staatsanwalts und des Privatanflägers bie 
erfeinftanzliche Entfcheidung auch zu Gunſten Des Ange 
Hagten abändern, wie denn überhaupt Das Oberlandesge⸗ 
richt bei jeder Berufung zu Gunften des Angeflagten prüfen 
fol, ob der Vorgang und die Entfcheidung Des unteren 
Richters in allen Beziehungen gefegmäßig war.“ ®) 
Gegen abändernte Entfcheidungen ift Berufung an den 
höchften Gerichtshof Seiten deſſen, zu deſſen Nachtheil ab- 
geändert worden ift, zulaͤſſig. © 

Mit Eröffnung des Anklagebeichluffes ift bei ſchweren 
Berbrechen, d. h. denen, die mit Todes⸗ oder mindeſtens 
fünfjähriger Kerkerſtrafe bedroht find, die Vertheidigung 
eine nothwendige. Als Bertheidiger find Advokaten (ohne 
Beſchraͤnkung auf einen Sprengel), Rechtöpraftifanten 

und PBrofefforen (mit Genehmigung des Oberlandesgerichts) 
und Staatödiener (mit Bewilligung der Dienftbehörbe) 


2) Der Gerichtshof fann aus Anlaß der Berufung nody neue Er⸗ 
ebungen vornehmen und in Folge derfelben, vorbehältlid der 
erufung, feine frühere Entſcheidung wieder abändern ($. 205). 

3) $. 210. Bezieht fi) diefe Vorfchrift auch auf die Entſcheidung, 

über den Grad bes vorhandenen Verdachts, oder nur auf bie 
ormen und Gefepmäßigfeit des früheren Berfahrene und ber 
tſcheidung. 

4) Man kann vorausfeßen, daß die St.⸗A. zus Berufung nicht 

berechtigt iſt, wenn auf ihren Antrag zu Bunften des Ange: 
Hagten reformirt worden ift. 
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zulälig. Der Angeklagte kann fich ohne Beiſein einer Ge⸗ 
richtsperſon mit dem Vertheidiger befprechen und unter 
Aufficht einer folchen die Acten einjeben. (8 213 ff.) Die 
Bernehmung bes Angeklagten (auch wenn er nicht verhafs 
tet if) durch den Gerichtöfigenden iſt unbedingt vorge 
fehrieben. ($. 216). 

Bei den ſchweren Verbrechen ift von dem Staatsans 
walt eine Anklagefchrift (jedoch ohne beſtimmten Antrag und 
mit Angabe der vorzulabenden Zeugen 1.) ®), einzureichen, 
bei den übrigen Verbrechen der Antrag mündlich zu Stellen 
und dem Angeklagten mitzutheilen. Der Angeklagte kann 
Anträge auf Borladung von Zeugen x. ftellen, über welche 
der Gerichtshof enticheidet. Diefer kann auch Erhebun⸗ 
gen auf Antrag vornehmen und bei wichtigen Ergebnifſen 
derjelben unter Aufhebung Des Anklagebeſchluſſes, anders 
weit über bie Veweiſung enticheiden. (Vgl. $. 213 ff.) 
Ebenſo können Vertagungen verfügt werben. 

Die Deffentlichfeit der Verhandlung ift inſoweit be- 
ſchraͤnkt, als außer Juſtiz,⸗ Bolizels Beamten u. j. w. 
forsie außer einigen- von dem Angeklagten ſowie von Dem 
Verletzten mitgebrachten Perſonen (Bertrauensperjonen) 
anderen „erwachfenen und anftändigen Perſonen des maͤnn⸗ 
lichen Geſchlechts“ der Zuteitt nur nach „dem Ermeſſen 
des Gerichtövorfigenden bewilligt” wird. Außerbem Tann 
die Deffentlichfeit zu jeder Zeit durch einen Beichluß Des 
Gerichts ausgeichloffen werden, Dergeftalt, daß als Unbethei⸗ 
ligte nur die Bertrauensperfonen zugelaflen werden, wenn 
Ruͤckſichten für Die Sittlichfeit, oder für die Schamhaftigkeit 
des Beichädigten ober der Zeugen, oder Rüdjichten für Die 
öffentliche Sicherheit oder Schicklichkeit es angemefien er 
fheinen laſſen oder wenn es bei Ehrverlegungen der An- 


5) — fh dieſe Beſtimmung zu der Vorſchrift dee 8. 
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geflagte und Der Verletzte übereinſtimmend begehren. 
(6. 222 ff. 

Die Vorſchriften üͤber die Haupwerhandlung ent: 
ſprechen im Haupwwerke denen der übrigen Geſetzgebungen. 
Die bereits in der Vorunterſuchung vereideten Zeugen und 
Sacverftändigen werden nicht wieder vereidet, inſoweit 
nicht eine Vereidung wegen neuer und erheblidyer Zu- 
tage zu den früßeren Ausfagen zweckmaͤßig ericheint. (8. 229. 
239.) Der ®erichtövorfigende Tann von Amtswegen und 
der Gerichtöhef auf Anrufen einer Partei die Vorleſung 
einzelner Acte des Unterſuchungsverfahrens verfügen ($. 285. 
227. 241), fo wie geither nicht abgehörte Zeugen, wegen 
Deren Vereidung der Gerichtshof entfeheldet, In Die Sitzung 
$ofort vorladen laſſen. (8. 242.) — Zeigt ſich bei der Schluß⸗ 
Verhandlung, daß die dem Angeklagten zur Laſt fallende 
That eine andre firafbare Handlung iſt, ald worauf der 
Anflagebeichluß Tautet, ohne Unterſchied der Schwere des 
Verbrechens, fo hat der Gerichtövorfigenne Hierauf Die 
Parteien aufmerkſam zu machen, und die Berhandlung 
hlerauf mit zu richten, es wäre dem, daß das Verbre⸗ 
chen nunmehr als ein pofttifches anzuichen und daher an 
das -competente Gericht abzugeben jei oder noch neue Er: 
Habungen nöthig felen. ) Die Schlußvorträge können 
Bergeftalt getrennt werden, daß zunaͤchſt die Schuldfrage 





.6) Das Bethaltniß diefer Vorſchrift des $. 250 zu der des fol: 
genden $. ift nicht ganz Far. $. 251 beflimmt: Kommt bei 
. der Scählußverhandlung wider den Angeflagten bie rechtliche 
Beſchuldigung einer anderen, der Gerichtsbarkeit des naͤmlichen 
Strafgerihts unterliegennen ftrafbaren Handlung hervor, fo 
foll die Schlußverhandlung, wenn die neu hervorfommende 
- Rrafbare Handlung gleich (üiver oder minder ſtrafbar iR, als 
nasjenige Verbrechen oder Vergehen, worauf der Auklagebe⸗ 
ſchluß lautet, ohne neuen Anklagebeſchluß, auch auf die neu 
bervorgefommene ftrafbare Handlung ausgebehnt werben. 
„Barum ift bier das Ermeſſen des Gerichtshofs befchränft 
—— Gerade bier werben oft neue Erhebungen ſich noͤthig 
machen. 
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ud dann erſt Die Strafbemeflung von beiden Theilen ab- 
gehandelt wird, dergeftalt, Daß die Enticheidung über Die 
Schuldfrage iogleich nad) den Schtußworträgen über Diele 
erhellt und nur im Kalle einer Schuldigerflärung der 
Schlußvortrag über Die Strafbeflimmung vorgenommen und 
aber lehtere abgeurtbeilt wird. ($. 254 ff.) Berlefung 
Des Protocolls iſt nicht noͤthig. ($. 257.) 

Für Die Aburtheilung find beftimemte Beweisregeln 
aufgetellt. Der Schwerpunkt der hierher gehörigen 
Borichriften liegt in $. 260, wo gejagt iſt: „bie rechtliche 
Kraft der Beweiſe tft nach den in ben folgenden 88. 261 — 
382 vorlommenden Beſtimmungen zu beurtheilen; jedoch 
iſt fein Bervelömittel für fid allein, fondern jedes in Bes 
bindung mit Der ganzen Unterſuchung und Berhandlung 
in Betracht zu ziehen. Sobald daher entweder die Um 
parteitichfeit Der Zeugniffe Durch perlönliche Verhaͤltniffe 
oder die Glaubwürdigkeit was immer: für eines Beweiſes 
durch entgegenftehende Erfahrungen, oder wegen deſſen 
Unwahrſcheinlichkeit nach dem natürfichen und gewoͤhnlichen 
Gange der Ereigniſſe in ihrem Zuſammenhange — 
gemacht wird, verliert der Beweis an feiner Kraft, und 
ein auf ſolche Art geſchwaͤchter Beweis kann nicht mehr 
ats rechtlich betrachtet werden. Der Richter ift folglich 
auch bei dem Dajein der in gegenmwärtigem Geſete bei 
den einzelnen Beweisarten aufgeführten Berveiserforder- 
niſſe wicht verpflichtet, Den Angeklagten als ichulbig zu ver⸗ 
urtheilen, wenn er aus ber aufmerfiamen Erwaͤgung aller 

1 Be — 
and ae ee — 


lung Gebrauch gemacht worden iſt und un‘ diefelbe deren 
— weder zerſtoͤrt, noch geſchwaͤcht erſcheint. Unter den 
ten Beweismitte 


ee verhandlung vorgefommiene” anzufehen find. 
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Umſtaͤnde die Ueberzeugung von der Schuld deſſelben nicht 
erlangt hat, ſondern ihm Darüber aus entgegenſtehenden, 
aber deutlich zu bezeichnenden Gränden noch Zweifel übrig 
bleiben. Dabei darf jedoch der Richter nicht Vorausſetzun⸗ 
gen oder Bahrnehmungen ald Begründung annehmen, des 
ren Berüdfichtigung eine ausbrüdiihe Beitimmung Des 
Geſetzes unterfagt, ober welche in der gepflogenen Ber- 
handlung nicht enthalten find.” 

Auch Todesftrafe kann nur dann erkannt werben, 
wenn das von dem Geſete mit Strafe bedrohte Berbre- 
hen wider den Beſchuldigten durch fein Geſtaͤndniß ober 
durch beſchworne Zeugniffe rechtlich beweiſen, und zugleich 
der Thatbeſtand vollkommen in Gewißheit geſetzt iſt; außer⸗ 
dem iſt 8) auf zehnjaͤhrige bis lebenswierige Kerkerſtrafe 
zu erkennen. Bei dem Vorhandenſein ſehr wichtiger und 
‚ Übenwiegender Milderungs-⸗Umſtäͤnde kann der Gerichts⸗ 
hof Die geſetzliche Strafe bedeutend unter den Minimalſah, 
jedoch ohne Abänderung des Grades. der Strafe, herab- 
fepen. Der Angeſchuldigte fol „von der ihm angelchuls 
beten firafbaren Handlung Iosgeiprochen und jchulblos 
erfannt werden," wenn alle Verdachtsgruͤnde vollfoms 
men entkräftet worden ober Die Handlung als nicht firafs 
bar oder der Thäter für unzurechnungsfaͤhig erach⸗ 
tet wird, — bei uwollkommner Entfräftung wird ber 
Angellagte „wegen Unzulänglihfet Der Beweismittel 
von der Anflage freigefprodyen,” — wird Dagegen wes 
gen Berjährung, wegen Mangels des Antrags Seiten 
des Berlegten, wegen Verzichts auf Derfelben Straflos 
figfeit angenommen, fo wird ohne Urtheilsfällung durch 
-Ablaffungdbeihlu die Schlußverhandlung beendigt. 


8) Das Längnen bes bifen Per foll jedoch, wenn der > 
irn be 9 — * Ber nicht —— — * 
desſtra ern e Controverſe 

ge Rechte, Crim. Archiv 1853. S 36 ER 
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($. 283 ff.). Die Yallung und Berfündung des Erfennt- 
nifies fann ausgelegt werten. ($. 291.) 
Gegen jedes von dem Gerichtshofe erfter Inftanz auf 
Grund der Schlußverhandlung ertheilte Erkenntniß iſt eine 
Berufung mit aufichiebender Wirkung an das Oberlandes- 
gericht und eine gleiche gegen deſſen Enticheivung, wenn 
fie reformatoriſch ausfällt, von dem, zu deſſen Ungunften 
reformirt worden ift, an den oberften Gerichtshof zuläl- 
fig. (8.295, 301, 309.) Die Berufung (welche an eine 
Aſſtündige Frift gebunden ift und binmen acht Tagen wei⸗ 
ter ausgeführt werben kann) Tann von ber St.⸗A., fo 
wie von dem Angeklagten ergriffen werben und zwar eben« 
fowohl zur Geltendmachung von Formgebrechen, daher ‚fie 
auf die Schöpfung des Erkenntniſſes felbft Bezug haben 
oder das Erkenntniß felbft unmittelbar betreffen, und zur 
Geltendmachung von Befchwerden gegen die Subjumtion Der 
That unter Das Geſetz, ald auch weil bei der Entſcheidung 
eine Thatjache, obichon darüber der geießliche Beweis nicht 
sorliegt, als gewiß oder umgefehrt eine Thatiache, obſchon 
Die geieglichen Erforderniſſe vorhanden find, nicht als recht⸗ 
lich erwiejen angenommen wurde. ($. 296 ff.) 9) 

Das Oberlandsgericht und der oberfte Gerichtshof 
baben wegen Sormgebrechen, die das Erfenntniß jelbft bes 
treffen, dieſes aufzuheben und das vorige Gericht zur am 
berweiten Entſcheidung aufzufordern, außerdem aber in 
der Hauptfache felbft zu enticheiden. (8. 303 ff. 310 ff.) 
Die milden Beflimmungen über die Richtung der Ent 


9) Nach $. 260, Abf. 2. kann das erftinftanzlihe Gericht au 
bei den rechtlich nachgewiefenen zur Verurtheilung gefeplich ers 
forderlihen Indicien den Angeflagten losſprechen. Kann das 
Berufungs-Gericht eine foldhe Losfprehungauf-: 
——— $. 282 läßt dem Gerichte erſter Inſtanz ein weiteres 

eſſen nah, ob es eine Thatfache für wahr halten will. 

. Kann das Berufungsgericht eine auf Grund dieſes $. 282 für 
wahr erachtete — haffa e für nicht bewiefen erflären und eine 
Berurtheilung aus dieſem Grunde aufheben? 
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icheidung zu Gunften des Angeklagten, Deren wir ichen 
oben bei dem Anflageverfahren gedachten, gelten auch bier. 

Die Verhandlungen beider Berufungs = Inftanzen jind 
nicht öffentlich, — eine Reproduction der Beweisaufnahme 
ift ausgeſchloſſen. 

Gegen die Erfenntniffe des oberften Gerichtshofs findet 
ein weitered Rechtsmittel nicht ftatt. 

Die Strafvollſtreckung erfolgt durch das Gericht 
erfter Inftanz ohne Betheiligung der Staatsanwaltichaft. 
($. 318.) Die Vollſtreckung der Todeöftrafe geſchieht 
öffentlich ($. 323). Preiheitsftrafen unter Einem Jahre 
können bei dem Strafgerichte verbüßt werden. ($. 324.) 

Die Berurtheilung in der Hauptſache zieht Die Pflicht 
uur Koſtenabſtattung nach ſich, welche zwar auch auf" 
den Nachlaß des Verurtheilten (bei eingetretener Rechte 
kraft), — nicht aber auch auf Die zur Alimentation Dee 
Berurtheilten civilrechtlich Berpflichteten übergeht. Die 
Koften find jedoch nur fo weit beizutreiben, als Der Schul: 
dige weder un jeinem Nahrungsitand gefährdet, noch an 
jeiner Verpflichtung zum Schabenserfag und zur Alimen⸗ 
tation jeiner Familie gehindert wird. Bei Freiiprechungen, 
einschließlich der Ablaffungs » Beichlüfle, Hat der Angeſchul⸗ 
digte unbedingt Feine Koften zu tragen, ($. 341 ff.) da⸗ 
gegen fallen ihm, wie überhaupt jedem, Die Koften für 
den Vertreter, deſſen er fich bedient bat, jelb wenn er 
ihm amtlich beigegeben war, mit Ausnahme des dem An⸗ 
geflagten beigegebnen Armen⸗Vertreters, zur Laft. ($. 345.) 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahreng 
iſt gegen Einftellungs » Beichlüffe unbedingt geftattet, 
gegen Ablaſſungs-Beſchluͤſſe und Freiſprechungen, ein- 
ichlieglich der ſchuldloſen Erfenntniffe, dann, wenn neue 
Beweismittel fich ergeben, welche entweder für fich allein 
oder in Verbindung mit den früher vorgelegenen Beweis⸗ 
momenten („Behelfen”) Die Wiederaufnahme rechtfertigen 
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und beziehendlich die Verurtheilung erwarten lafien. Auch 
bei verurtheilenden Erfenntnifien fann zum Nachtheile des 
Angeklagten die Wiederaufnahme wegen neuer Beweis— 
mittel nachgejucht werden, wenn Diele die Annahme eines 
ichwereren Verbrechens begründen. Ebenfo iſt andrerfeite 
die Wiederaufnahme zu Gunſten ded Angeklagten wegen 
neuer Beweismittel 1%) ſowohl behufs der Herbeiführung 
jeiner, beziehendlich völligen Freiſprechung, als audy be: 
hufs der Annahme einer geringen ftrafbaren Handlung zu: 
läſſig. Auch fol, wenn ſich Ipäterhin Thatiachen ergeben, 
welche eine mildere Beurtheilung innerhalb des Straf: 
maßes herbeigeführt haben würden, zwar feine Wieder- 
aufnahme ftattfinden, wohl aber das Dberlandesgericht, 
beziehenblich Der oberfle Gerichtshof zu einer angemeflenen 
Milderung (wohl auch Erlaß?) der noch übrigen Strafe 
befugt ſein. (K. 365 ff. 370.) Die Wiederaufnahme zu 
Gunſten des Angeflagten kann von Jedermam und nad 
Strafoollftredung und dem Tod des Angeflagten auch von 
jeinen Verwandten beantragt werben. ($. 372.) Ueber 
die Wiederaufnahme enticheidet in Der Regel das Gericht, 
welches in Der vorigen Unteriuchung in erfter Inftanz 
entichieden hatte, und Die Unterſuchung tritt mit Derielben 
in der Regel in den Stand des Unteriuchungs - Verfahrens 
surüd. Insbeſondre ift beftimmt, Daß Die neuen Erfennt: 
niffe in Der Art zu jchöpfen find, wie fie dem Geſetze 
nach hätten gefällt werden müflen, wenn Die neu her: 
vorgetretenen Verdachtsgruͤnde oder Beweiſe Ichon zur Zeit 
der früheren Unterfuhung oder Verhandlung befannt ge- 
weien wären Jedoch ioll, wenn der Angeklagte bereits 
eine früher erfannte Strafe ganz oder theilmeiie verbüßt 
bat, ſtatt derſelben nunmehr nicht auf Todes⸗, jondern nur 


10) Man Kat hierunter offenbar auch neue Verbadhtsgründe ver: 
fanden. Un andern Stellen fagt das Sees: Werdachtegrande 
oder Beweiſe.“ 
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‚ auf lebenslängliche ſchwere Kerferftrafe erkannt werden. 
($. 375.) 

In Betreff des Verfahrens wider Abweiende 
und Fluͤchtige (8.377 ff.) it zu bemerfen, daß die Unter: 
fuhung aud gegen den Abweſenden eingeleitet und bie 
mit Erlaffung eines Anklagebeſchluſſes gegen ihn fortge- 
ftellt werden kann, Dagegen aber das weitere Verfahren 
gegen ihn in Der Regel bis zur Betretung deſſelben auf 
ſich beruhen ſoll. Als Ausnahme beſtimmt aber $. 385 
hierbei Folgendes: „Wenn jedoch ein Verbrechen großes 
Aufſehen erregt hat oder die gänzliche Straflojigfeit wei- 
tere nachtheilige Folgen bejorgen laßt, und wenn weder 
ber Thatbeitand, noch die Perſon des Thäterd einem 
Zweifel unterliegt, fo fann auch wider den Abweienden und 
Flüchtigen verfahren und bis zu einer ſolchen Berurtheis 
lung vorgegangen werden, die In der öffentlichen Meinung 
wenigftend einige Wirfung gegen die Perjon Des Thaͤters 
hervorzubringen fähig if.“ In Diefem alle wird unter 
Öffentlicher Vorladung des Angeichuldigten ein Contuma- 
cial = Berfahren eingeleitet, bei welchem jedoch der letztere 
Durch einen Vertheidiger vertreten wird und in Bezug auf 
welches die allgemeinen Borjchriften über die Schlußver- 
handlung, das hierbei zu ertheilende Erfenntniß und Die 
Berufung gegen letzteres gleichfalls zu beobachten find. 
Das Straf » Urtheil wird am Schandpfahl ange chlagen ꝛc., 
verliert aber bei der jpäteren Beftellung des Verurtheilten 
alle Wirkſamkeit. (8. 386 ff.) 

Dom ftandrechtlichen Berfahren handeln die $$. 396 ıc. 
und der $. 352 ıc. von dem Anichluß des Beſchä— 
dDigten an das Strafverfuhren. 

Das Berfahren bei Uebertretungen ($. 416 ff.) ſoll 
ſich — ohne Mitwirkung der Staatsanwaltihaft — in 
möglichft jummarijcher Weile auch die Erhebung der we: 
tentlichen Umftände, von welchen die Enticheidung abhängt, 
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beihränfen. Es ſoll daher weder ein förmliches ‚Unter: 
fuchungsverfahren noch ein Anflagebeihluß ftattfinden. 
Der Richter joll, wenn es thunlidy ift, ohne befondere 
Vorerhebungen eine mündliche Verhandlung einleiten, bei 
welcher ber Angeichuldigte, wenn er nicht verhaftet ift und 
ein perſoͤnliches Erſcheinen nicht nöthig ericheint, Durch 
einen Bevollmächtigten: fich vertreten laſſen fann, und bei 
welcher eine beichränfte Deffentlichfeit ftattfindet. Es joll 
wo möglih, das Verfahren mit einer einzigen, ohne Un: 
terbrechung fortzuführenden Verhandlung beendigt werden. 
Die Abwejenheit des vorgeladenen Bezücdhtigten im Tex: 
mine hindert den Richter weder an der Beweisaumahme, 
noch an der Enticheivung. Ein weiteres Contumacial- 
verfahren findet hier nicht ftatt. (8. 435.) In Aniehung 
der rechtlichen Kraft der Beweiſe gelten Die allgemeinen 
Regeln, jedoch mit mehreren, nicht unerheblichen Ausnah⸗ 
men, welche fämmtlich ein geringeree Maß des Beweijes 
für genügend erflären. ($. 426.) Gegen die Entidyeldung 
kann an das Oberlandesgericht und, unter obigen Beichrän- 
fungen, gegen deſſen Entiheidung an Den oberften Ges 
tichtöhof Berufung eingewendet werden. Mit berjelben 
And auch Beichwerben über das zeitherige Verfahren des 
Richters zu verbinden. ($. 427.) Die Wieteraufnahme 
ift im Allgemeinen jowohl zu Gunſten ald zu Ungunften 
des Angeichuldigten geitattet. ($. 432.) 


— —— — —— — — —— 


Neu erschien im Verlage der Unterzeichneten and ist derch alle 
Buchhandlungen des In- und Auslandes zu beziehen: 
Wolffeldt, M. von, Mittheilungen aus dem 

Strafrecht und dem Strafprozess in Liv- 

land, Esthland und Kurland durch acten- 

mässige Darstellung merkwürdiger Verbrechen und 

geführter Untersuchungen , mit Voraussendung 

einer Abhandlung über die Strafrechts - Verfassung 

des Gouvernements Esthland. 3. Band in 2 
Theilen. Gr. 8. Geh. 2 Thir. 

Der erste und zweite Band desselben Werkes, welchen Ab- 

handlungen über die Strafrechtsverfassungen der Gouvernements 


Liv- und Kurland vorausgehen, sind zu gleichen Preisen durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen. 


Mitau, 1853. 
G. A. Reyer'sche Verlagsbuchhandlung. 


Im Verlage der Hinſtorff'ſchen Hofbuhhandlung in Wismar ift 
erfchienen: 


Neue vollitändige Geſetzſammlung für die medienburg: 
ichwerinichen Lande vom Anbeginn der Ihätigfeit Der 


Gefepgebung bis 1800. 5 Bänke. 0 Thlr. 
Die Fortſetzung Derfelben vom Av. W. Naabe 
von 1800 bis 1852. A Bände. 191, Thlr. 


Materialien zu einem Handbuche des medlenhurg = ichme- 
rinſchen PBarticular » Eivilprocefied vom Oberappella- 
tions-Rathe Trotiche. 2 Bände. 4 Thlr. 261, Ngr. 


So eben erſchien und iſt durch alle Buchhandlungen zu bezichen: 


j erausgegeben von 

Der neue Pitaval. FF & Bis 

und W. Häring (W. Aleris). Zwanzigiter Theil. 

Neue Folge. Achter Theil. 12. Geh. 2 Thlr. 

Um die Anjchaffung diefer befannten Sammlung ter intereflan- 

teften Griminalgefchichten aller Länder aus älterer und neuerer Zeit 

zu erleichtern, {ft der Preis der Eriten Folge (12 Theile, 1842 
— 47, 23 Thle. 24 Nor.) auf 12 Thlr. ermäßigt worden. 

Leipzig, im October 1853. 


3. U. Brodhaus. 


Trud von M. Brubn in Braumſchweig 


Arhiv 


des 


Griminalrechts. 





Neue Folge. 


Deraußgegeben 


von 


+ + ‘ Abe v Arnold 
3 3 N ei an in München, 


F. M. B. Birunbaum A. W. Heffter E. Herrmann 
in Gießen, in Berlin, in Goͤttingen, 


C. J. A. Mittermaier H. A. Zachariä 
in Heidelberg, in Goͤttingen. 


Ergänzungsheft zu 1863. 





Braunſchweig, 


C. A. Schwetſchke und Sohn. 
(M. Bruhn.) 
1853. 
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XVII. 
Ueber den 
gegenwärtigen Standpunkt der Strafgeſetzgebung 
| mit Prüfung 


der Fortſchritte derfelben in Bezug auf die Geſetzgebungsarbei⸗ 
ten in Oefterreich, Preußen, Sachen, Belgien, das Bundesgeſetz 
der fchmeizerifchen Eidgenofjenfchaft, Die Gefeßbücher für Bern, 
‚Graubünden, Breiburg, Portugal, Malta und Niederlande, 


von 


Mittermaier. 


Ein Rüdblid ) auf die Ergebniffe der Strafgefehge- 
bung und der auf Gejeggebungsfunft und Rechtsanwen⸗ 
dung fich beziehenden Xeiftungen feit zwei Jahren ift ge 
eignet, Die Weberzeugung zu begründen, daß bedeutende 
Hortichritte auf dem Gebiete der Strafgeießgebung gemadht 
und Materialien gehäuft wurden, welche die Hoffnung ge- 
währen, daß noch tiefer eingreifende Fortſchritte bevorſte⸗ 
hen, während auf der andern Seite ein jehmerzliches Ge⸗ 
fühl fi aufdringt, wie mangelhaft nody die Grundlagen 
find, auf welche die Arbeiten über Strafgefebgebung ge 
baut werden, wie häufig in den Verhandlungen über Strat- 
geiege Die wahre MWiffenichaft ebenfo wie Die Beachtung 
ber Erfahrungen vernachlaͤſſigt ift, und Worurtheile ber 

Vorzeit, ungenügende Zuftände und Einrichtungen Die 


1) Unfer Auffag knüpft fih an die in diefem Archive im Jahrgang 
1851 (zulegt unter Nro. XXIV,) gelieferten Aufſatz an. 


Archiv d. Er. R. (Grgänzungs-Heft zu 1853.) 1 





2 Ueber den gegen. Standpunkt ber Strafgefeßgebung. 


Zortichritte der Strafgeieggebung Kindern, und Die neuern 
Erfindungen von Bergehen, deren Unbeftimmtheit jegliche 
Willkuͤr rechtfertigt, verderblich auf den Charakter ber 
Strafgefeßgebung und auf Das Redhtsgefühl des Volkes 
wirft. 


Zu den erfreulichen Fortichritten gehört die Erichel- 
nung neuer bedeutender Gejeßesarbeiten, theils Geſegzbuͤ⸗ 
her, theils Entwürfe. Vorerſt verdient das öfterreichliche 
Strafgeſetzbuch vom 27. Mat 18522 Aufmerkſamkeit. 
Es beruht auf dem Streben, zunaͤchſt nur an das feit 1803 
geltende Strafgeſetzbuch fich anzuichließen, Lücken deſſelben 
auszufüllen, Härten zu verbannen, in der Rechtsanwen- 
dung bemerkte Zweifel und Steeitfragen zu befeitigen 
und Forderungen der Wiffenfchaft Rechnung zu tragen; 
fein Unpartetijcher konnte verfennen, daß neben vielen 
Schattenfeiten und Härten?) das Geſetzbuch von 1803 
Durch die Klarheit und Einfachhheit, durch die den Rich⸗ 
ten gewährte Möglichkeit, mehr als manche andere fpä- 
tere Gefegbücher die Verſchuldung des einzelnen Yal- 
1e6 zu beachten und ihr durch Anwendung des Milde- 
rungsrechts Die Strafe anzupaffen, große Vorzüge Hatte, 
fo daß bei einer Vergleichung der in Defterreich ausge: 
fprochenen Strafurtheile mit den in andern deutlichen Staa- 
ten gefällten Erkenntniſſen fi) ergab, daß die oͤſterreichi⸗ 
chen Gerichte weit mildere Strafen erkannten.) Durch 


2) Darüber hat in diefem Archive 1853 Nro. VI. Zachariäͤ prü⸗ 
fende Bemerfungen gemacht. Die Kortfegung findet ih in dem 
dritten Hefte Nro. XIH. 


3) Meine Schrift: Die Strafgefebgebung in ihrer Fortbildung I, 
S. 11u. U, ©. 81. 


4) Mein Aufſatz in v. Jagemanns Gerichtsſaal 1852 ©. 338. — 
ine Bergleihung der nach dem baier. Gefehbuche erfannten 
Strafen mit den öfterreichifchen Strafurtheilen in den Blättern 
für Rehtsanwendung in Baiern 1851 ©. 93 lehrt die größere 
Milde der leptern. 


ia Oeſterreich, Breußen, Sachſen, Belgien ve. 3 


viele Hofdeerete waren feit 1803 manche Arditige Fragen 
entſchieden, und durch die Rechtsuͤbung war ber richtige 
Sinn einzelner Geſetzesſtellen feſtgeſetzt. An dieſe Fortbil- 
dung des Geſetzbuchs ſchließt ſich Das neue Geſetz an. 
Erfreulich ift es, daß das Geſetzbuch von 1852 treu der 
Grundidee des Geſetzes von 1803 geblieben tft, flatt einer 
Maſſe von allgemeinen der Doktrin angehörigen Rechts⸗ 
begriffen und Sägen den Gerichten zu überlaffen, bie 
Fortichritte der Wiſſenſchaft gehörig zu beachten. “Der ſchein⸗ 
bare Radyiheil, daß dadurch viele Streitfragen und un 
gleichförmige Urtheile entftehen werden, Tömmt nicht in 
Betrachtung gegen die enticheidende Rüdficht, daß durch 
"Aufnahme jolcher doktrineller Säge der Geſetzgeber genoͤ⸗ 
thigt if, immer mur an eine der eben herrichenden Theo⸗ 
rien fi) anzuſchließen und indem er fie zum Geſetze er: 
hebt, einer vielleicht ſchon in naͤchſter Zeit von der Wil- 
ſenſchaft als irrig erkannten Anſicht den Charakter des ge: 
feglihen Zwangs aufzudrüden. Nichts ift fchlimmer, als 
wenn der Gejeßgeber es verſucht, Durch einen allgemeinen 
Sa eine Streitfrage zu enticheiden, bei deren richtiger 
Entſcheidung es auf die kleinſten Nebenumſtaͤnde ankoͤmmt, 
von denen die richtige Beurtheilung der verſchiedenen Fälle 
abhängt, welche das Geſetz in eine Regel zwaͤngen will. 
Das neue Geſetzbuch liefert ein Beiſpiel, wie gefährlich 
dies ift, im $.134, intem es Mord annimmt, wenn Se 
mand mit Abficht zu tödten gegen einen Menichen io han- 
delt, daß daraus deſſen ober eines andern Menſchen 
Tod erfolgt. Dieje Worte wurden wahrfcheinlich beigefügt, 
um die Streitfrage zu enticheiden, ob audy da, wenn Je 
mand aus Irrthum einen anderen Menicyen trifft, als er 
beabfichtigte, der Thäter Deärvorf tzlichen Tödtung ſchuldig 
jei; Died mag recht gut paflen, wenn Jemand den A ıöb- 
ten will, aber den B trifft, denn er irrigerweiſe für A 
hält, allein nie läßt es fich rechtfertigen (und doch müßte 


J 
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nach der Faffung des $. 134 eine ſolche Härte angenom- 
men werden), wenn auch da, wo A den B tödten will, 
‚und O in den Schuß läuft und getzoffen wird, ober wo 
der Thäter den D vergiftet, Diefer gerettet wird, aber Die 
vergiftete Speife dem E anbot und E, der davon aß, ftarb. 5) 
Jemehr das Öfterreich. Geſetzbuch allgemeine Sätze und 
der Wiffenichaft viel Überläßt, befto wichtiger wird bie 
gründliche Beachtung der Wiffenſchaft und ihrer Fort⸗ 
fehritte durch Die Richter; wir ſetzen Dabei voraus, Daß 
der Wiſſenſchaft überhaupt, insbefondere der Deutichen bei 
der Anwendung des Öfterreichiichen Geſetzbuchs Rechnung 
getragen werde. Die Wiſſenſchaft ift an feine Landes» 
gränzen gebunden. Deſto bedeutender wird auch die Auf- 
gabe der öfterreichifchen Gelehrten, das Geſetzbuch zum 
Gegenftande wiftenichaftlicher Korichungen zu machen, und 
mit Freude begrüßen wir Die Arbeit von Hye, ©) welcherüberall 
durch Die Bemutzungder Forſchungen Der Wiffenichaft den Sinn 
der . einzelnen geieglichen Beftimmungen entmwidelt, Die 
Gruͤnde des Geſetzes angiebt, mögliche (befonders auch 
durch einzelne Faͤlle veranlaßte) Streitfragen im Sinne 
der Wiſſenſchaft entſcheidet, Beiſpiele zur Verdeutlichung 
angiebt und ſelbſt bei jeder Lehre ſeine Anſicht, wie das 
Geſetzbuch die Lehre behandeln ſollte, z. B. über Verſuch, 
Beihülfe ıc. aufſtellt und begründet, häufig auch z.B. in 


56) Auch H. Hye in feinem Werke: Das öfterreihifche Strafgefek 
&. 319 macht gegründete Einwendungen. &benfo wird in der 
öfterreichifchen Gerichtszeitung 1852 S. 306 mit Recht bemerkt, 
daß die neue Faſſung Feine glüdliche iſt. 


Das öfterreichifche Strafgeleb über Verbrechen und ergehen, 
erläutert von Hye. Wien, 1852—53, bis jegt 7 Hefte. er 
der Schrift von Hye iſt zur Erläuterung des öfterr. Geſetzbu⸗ 
des erihienen: Fruhwald, Handbuch ‘des öfterreih. Strafges 
feßes über Verbrechen. Wien 1852. Auch in der Gerichtszeitung 
1852 — 1853 finden fi viele bemerfenswerthe Abhandlungen 
(3. B. von Wefer, Harum) über einzelne Lehren. 


6 


un) 


in Oefterreich, Preußen, Soden, Belgien x. 5 


der Lehre vom Zuſammenfluſſe der Verbrechen eine wiſſen⸗ 
ſchaftlich praftifche Exörterung liefert, die für Den Geleh- 
geber und Richter eines jeden Landes werthvoll ii. Wir 
wünjchen nur im Interefie, Daß bie Recktsübung in: 
Oefierreich ſich an die deutſche Wiftenichaft anfchließe, Daß - 
Herr Hye in jeinem Werfe die Benutzung der wiffenfchafts 
lichen Forichungen der Juriſten Oeſterreichs dadurch ers 
leichtere, daß er die wiffenichaftlichen Leiftungen Anderer 
anführe. Es ift begreiflich, daß ba, wo ein Geſetzbuch 
Bieles der Wiffenichaft überläßt, über Die Auslegung und 
Anwendung des Geſetzbuchs unter den Schriftftellern große 
Berichiebenheit der Anfichten vorkommt. Dies findet fi 
auch bereits z. B. in Bezug auf Die Auslegung derim $. 2, 
lit. 9 vorfommenden Worte: Dur, unwiderftehlichen 
Zwang, wo Hye?) die Worte audy auf Seelenftörungen 
anmendet, in Denen ein innerer Zwang liegt, z. B. Mono⸗ 
manie, mania sine delirio, während andere Schriftfieß 
ler) Seelenförungen ald aufhebend nur annehmen wol: 
len, wenn fie mit Zerrüttumg oder Einnedverwirrung vers 
bunden find. So ift bereit in Oeſterreich über den Ans 
fongspunft . der Strafbarfeit des Verſuchs zwiſchen Herrn 
Hye und Harum ein wiflenihaftliher Streit 9) ent 
ftanden. Solche Verſchiedenheiten der Anftchten ſchaden 
jedoch nicht; fie vegen Forſchungen an, und Die Gerichte: 
werden fie prüfen, das Richtige anwenden, fo Daß fidy 
eine Rechtsubung bilden wird, Die aber nicht gehindert iſt, 
beffexen wiſſenſchaftlichen Anfichten geeignete Rechnung zu 
ttagen. 


Wenn wir oben bemerften, Daß das neue öfterr. Ge: 


7) Das öfterr. Strafgefe ©. 193. 
8) 3. B. in der Gerichtszeitung 1852 ©. 488. 


9) Hye, ©. 310. Harum, in der öflterreich. Gerichtszeitung 1858: 
Nro. 149. 150. R isn 
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jeßbuch die Aufnahme von Definitionen und boftrinellen 
Sägen vermeidet, fo finden wir doch im neuern Geſetz⸗ 
buch im $. 1. einen Sap beibehalten, der befier aus dem 
Geſetbuche weggeblieben wäre. Es ift das Die Erklaͤ⸗ 
rung, böfer Borfag fällt nit nur dann zur Lafl, wenn 
vor ober bei der Unternehmung oder Unterlaffung das 
Uebel, weldye8 mit dein Verbrechen verbunden ift, geradezu 
bedacht und befchloffen, ſondern auch wenn aus einer ans 
deren boͤſen Abficht etwas unternommen wird, woraus Das 
Uebel, welches dadurch entflanden ift, gemeiniglidy erfolgt 
oder doch leicht erfolgen kamm. Uns fcheint, Daß nachdem 
die gefegliche Beweistheorte aufgehoben ift, der in 8. 1 
aufgeftellte zweite Sag nicht mehr als gefegliche Vermuthung, 
ſondern nur als eine Inftruftion betrachten werden kann und als 
folche nicht in das Geſetzbuch gehört. Auch das Wort: 
Uebel, ift fein glüdfic, gewähltes, paßt auf jeden Hall, 
zu vielen Berbredyen, Die keinen materiellen Nachtheil ers 
zeugen, nicht 3. B. bei Blutichande, Unzucht wider die 
Natur. Bei andern Verbrechen kann man höchftend von 
einem moralifchen Uebel fprechen, welches durch das Bers 
brechen geftraftwird, bei den wenigſten Verbrechen aber bedenkt 
oder beichließt der Thäter ein Uebel hervorzubringen, ſon⸗ 
dern fein Wille ift auf Die Handlung gerichtet, Die zur 
Erreichung feiner Abfichten dient. Aber auch abgefehen 
davon, iſt Die Gleichftellung des Kalles, wo Jemand aus einer 
anderen boͤſen Abficht 10) etwas unternommen hat, moraus Das 
entftandene Uebel gemeiniglich erfolgt oder leiht!!) 
erfolgen kann, mit dem alle, in weldyem der Dolus auf 


10) Wie bei allen Geſetzbüchern ift der Wechfel mit den Ausdrücken, 
um Dolus zu bezeichnen, alfo Vorſatz ober Abficht, Bosheitsc. 
für die Redtsanpenpung nicht förderlih und erzeugt nad ber 
Erfahrung leicht Mißverſtaͤndniſſe. 

11) Aud die gewählten Ausbrüde: gemeiniglih und leicht find fehr 
unbeftimmt und vieldeutig. i ü ’ 


in Deferreid} , Preußen, Sacſen, Belgien u 7 


das verübte Verbrechen gerichtet war, nicht zu billigen, 
weil dadurch leicht Säle, in welchen Fahrlaͤſſigkeit vor: 
liegt, 12) wie ein vorfägliches Verbrechen beurtheilt werben, 
weil vorzüglich bei Körperverlegungen, wenn Tod erfolgt, 
mit großer Härte Strafe des Dolus angenommen werben 
müßte, und insbefondere da, wo Jemand im Zweifampf . 
mit gefährlichen Waffen den Anderen tödtet, der Nichter 
zur harten Strafe Der doloſen Tödtung fommen müßte, 19) 
weil das Uebel (der Tod) leicht erfolgen konnte. Am 
nachtheiligften ift es, Daß bei dieſer Faſſung des $. 1 der 
fogenannte unbeftimmte Vorſatz Dem bejtimmten gleichgeftellt 
werden, was zur Ungerechtigkeit führen kann, vorzüglich in 
Bezug auf Todesftrafe bei Mord, Brandftiftung u. a. 
nachtheilig werden und wiflenichaftlich nie gebilligt werden 
fann, weil derjenige, der in fein Berwußtiein Die Möglich- 
feit des fchlimmften Erfolges aufnimmt, aber hoffend, daß 
es nicht dazu kommen werde, feinen Willen nicht darauf 
richtet, und nicht Die aroße Verſchuldung, wie derjenige 
hat, 14) welcher geradezu den fchlimmften Erfolg beabfidy- 
tigt und nur um Diefen Zwed zu erreiihen handelte. Wir 
werben bei den einzelnen wichtigen Beftimmungen des 
neuen Geſetzbuchs im Laufe Diefes Aufſatzes näher ver- 
weilen, 15) wir wollen nur einige wefentliche Verbeflerungen 
porerft hervorheben. Dahin gehören ein im $. 2 gemady- 
ter Zufaß, über Die gerechte Nothwehr, 1% die Beftimmung 


12) 3. 3. in den Fällen, in denen die Römer von luxuria ſpra⸗ 
hen, wo Muthwille vorliegt. 

13) Hye ©. 155 fümmt daher auch zur firengern Anficht, während 
die Praris (f. auch öfterreih. Gerichtszeitung 1852 ©. 487) 
feine Concurrenz der Strafe der Töbtung und des Zmweifampfes 


annimmt. 
14) Hye S. 145 in ber Note hat felbft mit richtigem Tafte gegen 
diefe Gleichſtellung fi erflürt. 
15) Wir ſchließen uns völlig den Einwendungen an, weldhe Za⸗ 
ariä in den oben Rote 2 angeführten Aufjäßen getan madi. 
16) Die Nothwehr, in welcher Jemand der nöthigen Vertheidigung 


# 
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($. 52), daß wenn Der Verbrecher zur Zeit der begange- 
nen Verbrechen das Alter von 20 Jahren nody nicht zurüd: 
gelegt hat, ftatt Der Todes- oder lebenslangen Kerkerſtrafe 
auf ſchweren Kerfer zwifchen 10—20 Jahren erkannt wer: 
den foll; die dem Gerichte gegebene Befugniß ($. 54), 
im Falle von Milderungsgründen bei Berbrechen, für 
welche die Strafzeit nicht über 5 Jahre beftimmt ift, die 
Dauer felbft unter 6 Monate zu verfürzen. Bei Hoch⸗ 
verrath ift (8.58 vgl. Not. 53 des vorigen Geſetzes) ftatt 
der früheren unbeftimmten Faſſung menigftend das Unter: 
nehmen als ſolches charafterifirt, wodurd) Die Perſon Des 
Kaiſers an Körper, Gefundheit, Freiheit verlegt oder ges 
faͤhrdet, oder eine Verhinderung der Ausübung feiner Res 
gierungsrechte bewirkt werden joll; die Todesftrafe, welche 
im vorigen Gelege auf jedes hochverrätherifche Unterneh: 
men und jede Art der Mitfchuld gedroht war, iſt nad) 
8.59 nur dem Unternehmen gegen die Perfon des Kai: 
ſers und bei den anderen Fällen des Hochverraths Denjes 
nigen gedroht, die unmittelbar mitwirften. Statt der 
(in 8.54 altes Gefeb) Drohung des lebenslänglichen Ker⸗ 
kers wegen Nichtverhinderung 17) des Hochverraths iſt jegt 
Kerker von 5—10 Jahren. Die Strafe der Richtanzeige 19) 
eines hochverräthertichen Unternehmens oder einer bethei- 
ligten PBerfon ift (ftatt Tebenslänglichem) Kerfer von 5— 
10 Jahren. Statt des $. 57 (Störung der innerlichen 


fih bedient, um einen rechtswidrigen Angriff auf Leben, Preis 
heit oder Vermögen abzuwehren, ift der Fall gleichgeftellt, wenn 
er nur aus Beflürzung, Furcht oder Schreden die Gränzen ber 
Vertheidigung überfchritt. 

17) Auch ift in $. 60 die Strafe abhängig Davon, daß er ohne Ge- 
fahr für fib oder feine Angehörigen oder Perfonen, 
die unter feinem geſetzlichen Schuße ftehen, die Un⸗ 
ternehmung verhindern Fonnte. 

18) Das Geſetz von 1803 ftrafte die bevähtlidye, das neue Ge⸗ 
feß die vorfäglidhe Unterlaffung. 


in Oeſterreich, Preußen, Sachfen, Belgien ıc. 9 


Ruhe, welcher Geſichtspunkt zu irrigen Folgerungen führte, 
ift jedt in $. 63 die Mafeftätsbeleidigung (mit näherer 

Bezeichnung) aufgenommen und mit Kerfer von 1 bis 5 
Fahren bedroht. Bei der Verfälichung der oͤffentlichen 
Ereditpapiere (8. 106) ift nicht mehr wie bisher (86. 94. 96) 
Todesſtrafe, fondern (freilich noch hart genug) Tebensläng- 
fänglicher Kerker (wenn mit Werkzeugen, welche die Ber: 
vielfältigung Diefer Papiere erleichtern, Das Verbrechen‘ 
verübt ift) gedroht. Bei der Nothzucht (8. 126), wern das 
Berbrechen den Tod der Beleidigten verurjacht hat, ift le 
benslänglicher Kerfer gedroht. Bei Mord ($. 134) ift nicht 
mehr das Merkmal, daß Die Verlegung den Tod noths 
wendig verurfacht haben muß, gefordert. Bel Branble- 
gung (8. 167) ift Die Todesftrafe auf wenige Fälle ein- 
geichränkt. — Die Schattenfeiten des neuen Geſetzbuchs 
liegen darin, daß für alle Verbrechen mir eine Freiheitd- 
ftrafe (die des Kerkers) gedroht, mit derielben ($. 26) 
fchiwere, Die bürgerliche Ehre des Beftraften vernichtende 
Folgen bei jeder Verurtheilung wegen eines Verbrechens 
verbimden find, 19) und (8. 19) das Geſetz noch viele 
Schärfungen?%) des Kerkers (Kaften, dunkle Zelle, Ein- 


19) Es ift durch die Zeugniffe der tüchtigften Gefängnißpirektoren 
nach ewiefene Erfahrung, daß da, wo der Sträfling weiß, daß 
das Brandmal der Schande auf Lebenszeit efeplich ihm aufge- 
drückt ift, und in jedem Augenblide, wenn er ein Recht ausüben 
will, hervortritt, auf eine Beflerung nicht zu rechnen if. Will 
man im Ernſte behaupten, daß alle im Geſetzbuche als Verbre⸗ 
hen aufgeführten Handlungen, alfo auch alle politifhen Ber: 
brechen, das Duell u. a. entehrende find, und die ſchweren Fol- 
gen des 6. 26 verdienen ? 

20) Die Vorherfagungen des Braunfchw. Minifters in feinen Motis 
ven zum Braunſchw. Geſetzbuch über die Unzmwecmäßigfeit der 
Schärfungen zeigen fi als wohl gegründet in einzelnen Ge⸗ 
fängniffen au in Baden. Nichts empört mehr den nicht ganz 
verdorbenen Sträfling, der ſich wirklich beffert, als wenn bie 
Schärfung z. B. des Faltens (ohnehin der Gefundheit ſehr nachthei⸗ 

lig) oder des Dunfelarreftes, oft in einer Zeit, in der ‘fein Gemüth 

ruhig und von guten Eindrücken erfüllt ift gegen ihn vollzogen 
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zelhaft) angeordnet hat. Durdy beide Beftimmungen wid 
leicht die Wirfiamfeit eined die Befferung werigftens als. 

" eines wichtigen Nebenzweds berüdjichtigenden Gefängniß⸗ 
foftems ummöglid) gemacht. 

Es würde ein großer Fortichritt geweſen fein, wenn 
(dem Geifte des german. Rechts und den Forderungen 
der Wiſſenſchaft gemäß) der Verſuch ($. 47) nicht blos 
als Milderungsgrund (ſehr beichränkt wirfjam nad) $. 52) 
aufgefaßt worden wäre. In der Lehre vom Hochverrath 
ift Die Todesſtrafe zu häufig, und die Minima find in zu 
hohem Maße gedroht, — bei dem Unterichiede von Mord 

. und Todtichlag entfernt ſich Das Geſetz von der feit Jahr: 
hunderten begründeten und in allen deutſchen Geſetzgebun⸗ 
gen anerkannten Anficht, Daß auch bei dem Todtſchlag Ab- 
ficht zu töbten (freilich mit getrühtem Berwußtjein, wie bei 
dem impetus) vorhanden fein-fann. 21) 

Wir werden auf die Prüfung der einzelnen Beftim- 
mungen zurüdfommen. 

. Eine andere wichtige Erfcheinung auf dem Gebiete 
der Strafgefeggebungsfunft ift Der Entwurf eines 
Strafgefegbuhs für das Königreih Sachſen, 
um fo bedeutender, als er eine Revifion des jeit 1838 in 
Wirkſamkeit befindlichen Strafgefepbuchs iſt, und die reich⸗ 
haltigen Erfahrungen ??) wiffenichaftlicher Erörterungen und 


werden foll, während das Mittel als Disciplinarmittel nur den⸗ 
jenigen treffen fol, der fih in der Strafanftalt fehlecht beträ 
Es fann bewiefen werden, daß Wahnfinn, Selbftmord häufg 
die Folgen diefer Schärfungen find. 


21) Der Ehemann, weldher den Berführer feiner Ehefrau auf der 
That ertappt und ihn erftiht, um ihn zu tötten, muß au ale 
Mörder nad $. 134 zum Tode verurtheilt werden. Auch $. 141, 
der ausnahmslos in einem Kalle des Todtſchlags (wo alfo 
feine Abficht zu töbten vorlag) verdammt, ift zu hart. 


22) Hr. Schwarze: hat in dieſem Archive 1853 Nro. VI. diefe Er⸗ 
fahrungen gefammelt. Ich habe in meiner Schrift über bie 
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‚Die auf Dies Geſetzbuch gebauten Geſetzbuͤcher einzelner 
Saͤchſ. Staaten, insbefondere für die Thüring. Staaten?) 
benügt werben fonnten. Ueberall zeigt fi, dag Die Com⸗ 
miffion dieſe Erfahrungen mit den Fortichritten der Wiſſen⸗ 
ichaft in Einklang brachte, und die zu dem Entwurfe ge- 
hörigen Motive 20) enthalten einen Schag wichtiger legis⸗ 
lativer Bemerkungen, eine gewiflenhafte Angabe der ge- 
. machten Erfahrungen und eine für jeden Juriften wichtige 
Begründung der Vorfchläge. Der Saͤchſ. Entwurf geht 
zwar aud) Davon aus, daß der Gefebgeber den Richtern 
die Beachtung und geeignetfte Prüfung der wiſſenſchaftli⸗ 
hen Forfchungen überlaffen muß, und Definitionen und 
allgemeine doctrinelle Säge nicht in ein Geſetzbuch aufge- 
nommen werben follen, allein der Entwurf untericheidet ſich 
in dieſer Beziehung weſentlich von dem preußijchen und 
öfterreihifchen Gefegbuche; er ftellt fehr häufig eigentliche 
Begriffe auf, 3. B. $. 37 Begriff Des Verſuchs; 8. 36 
Begriff des Erfolgs; in anderen Faͤllen find allgemeine 
Saͤtze aufgeftellt, in welchen eine juriftiiche Vermuthung 
über den Umfang ausgeiprochen ift, in welchem ein Rechts» 
begriff genommen werben ioll (4. B. $. 47 bei unbe 
ſtimmter Abficht) ober eine bisher obwaltende Steeitfrage 
entichleden wird (3. B. $. 48 Abficht bei Verſuch, $. 50 
Nachſatz, 8. 54 dritter Sa, 88. 55. 65 wegen Einfluffes 
bejonderer Umftände bei Theilnahme). Wir find überzeugt, 
daß diefe Säte beffer aus dem Geſetzbuche entfernt wür- 
den. Zwar muß bei Verſuch das Geſetz bezeichnen, in 
welchem Umfange es auch den Verſuch ftrafbar erklären 
wi. Dies kann aber befjer nicht als Begriffsbeftimmung, 


Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung I. ©. 32 TI. ©. 102 
—— die bis 1843 gemachten Erfahrungen mitgetheilt. 
23) S. über Bergleihung beider Gefeßbicher Groß In dieſem Ar- 
chive 1850 Nro. VI. u. X. 
24) Dem DBernehmen nad) bearbeitet von H. ©. R. Krug. 
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ſondern aͤhnlich wie in andern Geſetzbuͤchern (um den An⸗ 
fangspunkt ſtrafbaren Verſuchs zu bezeichnen) geſchehen. 
So wuͤrde, (wenn man nicht lieber das Ganze dem ver⸗ 
nünftigen Ermeſſen Des Richters überlaſſen wollte) bei der 
Toͤdtung (und durch kurze Beziehung darauf bei Körpers 
verlegung) eine Beſtimmung zu geben, und die in den Mo: 
tiven S. 134 bezeichneten Streitfragen zu beieltigen. Bes 
denklich icheint und der Art. 47.25) Es liegt darin ei- 
gentlich eine juriſtiſche Vermuthung, wie fie das baieriſche 
Geſetzbuch und das Württembergifche einft aufftellten. In 
beiden Ländern wurden aber 1848 u. 1849 die betreffen- 
den Artikel aufgehoben, weil in der Rechtsanwendung ſich 
die Nachthelle folcher generalifirender, verfchiedenartige Fälle 
zujammenmerfender Säbe ergeben haben. Der Richter 
wird dadurch zu fehr harten Strafurtheilen geführt. Der 
Begriff von unbeftimmtem Vorſatze jollte aus der Wiffens 
Ihaft verbannt werben; Denn der Dolus ift immer auf 
einen oder mehrere Erfolge gerichtet; man faßt unter dem 
Ausdrude unbeftimmter Roria 20) hoͤchſt verichiebenartige 
Fälle zuiammen, 3. B. den, wo zwar in das Bewußtſein 
des Handelnden ale Möglichkeit der jchlimmfte Erfolg tritt, 
3. B. bei Anzündung der eigenen Sache, aber wieder ver- 
fchieden, je nachdem der Handelnde abfichtlich- Alles fo 
einrichtet, Daß nach feiner Anficht ein fremdes Haus nicht 


25) Iſt jedoch bei einer mit rechtswidrigem Vorſatze begangenen 


Handlung eine ſolche beftimmte Gränge der Abſicht nit an- 
zunehmen, ſondern die Abficht des Thäters unbeftimmt auf eine 
oder die andere von mehreren Redhtsverlegungen gerichtet gemer 
fen, fo ift ihm, foweit nicht für befondere Fälle etwas Anderes 
feſtgeſetzt ift, diejenige von den ra weldhe als 
Erfolg feiner Handlung wirfli eingetreten ift, als vorſaͤtzliche 
anzurechnen, gefeßt auch, daß feine Abſicht zunächſt auf die ge⸗ 
tingere gerichtet geweſen fei. 
Möller in feiner Kritif des Strafmaßes. Göttingen 1862 


©. 118 macht auch gegründete Benserfungen über die Berfchies 
denartigfeit der Berfchuldung. 


28 


— 
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ergriffen wird, oder unbeionnen nicht über mögfidie Folgen 
nachdenkt, oder audy mit Ergebung in den ichlimmften Er⸗ 
folg handelt. Aehnliche Fälle mit ſehr verichiedener Ver⸗ 
ſchuldung kommen vor bei der Befreiung von Gefangenen, 
‚wenn daraus Anzündung des Gefaͤngniſſes (durd, unvors 
ſichtiges Stehenlafien einer Lampe) entfteht und jebe ger 
jegliche Beſtimmung über den Begriff des Dolus, ſowie 
jede Bermuthung über jeinen Umfang kann in der Rechte: 
anwendung gefährlich werben. 27) 

In Bezug auf das Strafenigftem nimmt der Ent: 
wurf Todesftrafe (8.9) als zuläfiige Strafe an; beichränft 
die Drohung auf die Fälle des vollendeten Hochverraths 
und des vollendeten Mordes. Hier findet fi) eine wid 
tige Beflimmung, indem $.152 bei Mord die Tobdesftrafe 
nur gedroht ift, wenn Der Thäter die That mit der be⸗ 
ſtimmten Abſicht zu tödten, beichloffen und mit Ueber: 
legung ausgeführt hat. 2) Dagegen ift Tobesftrafe ger 
droht bei dem Raube ($. 180), Brandftiftung (9.212), 


27) Das öfterr. Geſetzb. Art. 1 nimmt böfen Vorſatz auch an, wenn 
Jemand aus anderer böfer Abſicht etwas unterninmnt, woraus 
das Uebel, das entitanden, gemeiniglich erfolgt oder leicht er- 
folgen fann. Der aflat.=&0) in Wien hat darnadı am 19. Mai 
1853 — S. 312) ausgeſprochen, daß da Laͤſterungen 
der Art, naͤmlich Beilegung von Cigenſchaften, welche, wenn ber 
Regent fie befäße, ihm die Verehrung feiner Unterthanen ent: 
ieben, daher die Folge haben fönnten, die das Geſetz bei Ma- 
— fordert, die Wirkung leicht ja gewoͤhnlich bei 
denen hervorbringen, welche derſelben Glauben ſchenken, ang e⸗ 
nommen werden müſſe, daß der Läfternde dieſe Wirkung 
beabfihtigt, mit böfem Vorſatz gehandelt habe. 

Es ift auffallend, daß in einer Ständeverfammlung fo heftig ber 
Antrag bekämpft wurde, nur bei Mord mit beftimmtem Borfaß 
Tobesfirafe zu drohen. Man fcheint vergeffen zu haben, daß in 
ber befieren Praris (f. Haufer, Entjcheidungen des Oberappell., 
Caſſel IV. S. 672) immer die Töbtung mit beftimmten Borfaß 
als ftrafbarer erfannt, und in den Niniferien (ſ. a Schwarze 
in diefem Archive 1853 ©. 268) der Antrag auf Beftätigun 
Ir Todesurtheil® nur in Wällen des dolus directus gefle 

d. 


28 


— 
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wenn An Menſch um das Leben gekommen und diefer Er⸗ 
folg dem Thäter nach Art. 47 zum Vorſatz zuzurechnen 
iſt. Hier tritt Die Gefahr der jurift. Vermuthung hervor, 
welche der Art. 47 enthält und gegen welchen wir uns 
oben erklärt haben. Eben bei der Brandftiftung wird 
Dieje Drohung der Todesftrafe auch für Fälle des joge- 
nannten unbeftimmten Vorſatzes oft fehr hart und es 
wird regelmäßig Begnadigung eintreten. Die Motive 
rechtfertigen zwar Die Todeöftrafe dadurch, Daß eigentlich 
dieſe Fälle nach der dermaligen Geſetzgebung unter den 
Begriff des Mordes fallen würden: allein, wenn der Ges 
feßgeber erfennt, daß bei dem Mord die Toͤdtung mit 
beftimmtem Vorſatze 29) gerechtermeiie einer anderen Tob- 
tung nicht gleichgeftellt werben kann, weil Die Verfchuls 
dung verſchieden ift, jo follte er Died auch ‚bei anderen 
Verbrechen anerkennen. In einer Reihe von Fällen, Die 
dem Verfaſſer dieſes Aufſatzes befannt wurden, beruht die 
Annahme des fogenannten unbeftimmten Dolus nur auf 
wilffürlichen Vermuthungen. Bei der Nothzucht ($. 188) 
hat der Entwurf, wenn auch Die Genothzüdhtigte um Das 
Leben kommt, feine Todesftrafe gedroht. — In Bezug 
auf Die Freiheitöftrafe tft im $. 10 Die jchon bei der Prüs 
fung des Geſetzbuchs in Diefem Archive gerügte Unter: 
iheidung von 2 Graden aufgehoben; die Arbeitsitrafe ale 
nicht entehrend, ift beibehalten ($. 14). Das Marimum 
der Zuchthausftrafe (8.29) iſt auf 30 Jahre 20) und das 
Minimum der Arbeitshausftrafe von 2 auf 4 Monate er: 
höht.3) Wir bedauern, daß der Entwurf nichts über 


29) Befler fo: unmittelbar auf die Tödtung gerichtete Abficht. 

30) Nach ven Motiven S. 130 als nöthig befunden, weil es einer 
Strafe bedarf (3. B bei Tödtung, da der Begriff des Mordes 
befhränfter if), die möglichft nahe der lebenslänglichen Freihetts⸗ 
ſtrafe ſteht. 

21) Nach den Motiven wurde dies nothwendig, weil nach den Kla⸗ 
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Das Syſtem der Strafanftalten und beionderd über bie 
Anwendung der Einzelhaft enthält. Offenbar hängt Die 
Dauer der Strafe von der größeren oder geringern Stärfe 
der Gefaͤngnißzucht ab; bei Freiheitsſtrafen mit Einzel: 
haft wird die Dauer Fürzer fein müflen. Dies muß aber 
Durch ein Geſetz, wie in Baden geregelt werden; wenn 
man ſich darauf beruft, daß noch viel Streit darüber 
herricht, ob die Einzelhaft zweckmaͤßig if, jo erlauben 
wir uns zu bemerfen, daß über den tiefen und beflernden 
Eindrud dieſer Strafart unter denen, Die wirklich unpar- 
teiiich beobachten und Erfundigungen einziehen wollen, 
fein Streit herrſcht, und der Widerftreit ſich nur darauf 
bezieht, ob über 12 Monate, und auf wie lange und mit 
welden Beſchränkungen, um jede Gefahr zu befeitis 
gen, die Iſolirung durchgeführt werden fol. Wir bedauern 
e8, daß Die Deutichen Regierungen nicht die Erfahrungen 
von England, die foftbaren, neuerlich veröffentlichten Be⸗ 
richte, insbeiondere audy Die neueften wichtigen Berichte 
von Philadelphia und Newyork zu Rathe ziehen, und Die 
im Ganzen gut wirkende Einrichtung in Bruchialnäher prüfen. 
Im Kapitel von dem Berjuche fommen bedeutende neue 
Vorichläge vor; 1) der Entwurf nimmt ($. 40) die Un- 
tericheidung von beendigtem und nicht beendigtem Verſuche 
an. Daburd wird allerdings der Vortheil erreicht, daß 
in Bezug auf Die Strafanwendung der Richter einen An- 
haltspunft erhält, indem das Geſetz Die Strafe des been- 
digten Verſuchs nur durd ein Minimum von Y,, und die 
des nicht beendigten Verſuchs Durch em Marimum von Y/, 
begrängt ift; allein die Weglaſſung dieſer Unterjcheidung, 
die ohnehin nie bei allen Verbrechen durchführbar ift, wird 





gen der Direktoren der Strafanftalten die ireftion fich bei den 

isherigen Eurzen Zeiten mit der Individualität der Sträflinge 
nicht gehörig befannt machen, nicht auf ihr Gemüth wirfen, 
nit ihn zu einem Gefchäft ordentlich anlernen kann. 
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wünfchenäwerth, wenn man erfährt, wie in ben Ländern, 
‚in denen bisher die Untericheidung im Geſetze vorfümmt, 
fie ſich nicht gut bewährt,3?) in der Rechtsanwendung 
höchft 32) ſchwankend wird, 84) Die Richter nöthigt, oft ſchwere 
Bälle doch mit der niedrigeren Strafe des nicht beendigten 
Verſuchs zu belegen (die Faſſung des Sächſ. Entwurfs ift 
zwar viel befler, ald in den anderen deutſchen Geſetzbüͤchern) 
und große Streitigfeiten überdies herbeiführt. 55) Statt der in 
$. 26 (Geſetz von 1838) zulammengemworfenen Fälle ber 
verjchiedenartigften Verichuldung find die Fälle des Ber: 
ſuchs mit untauglihen?®H Mitteln oder unmoͤglichem Er- 
folg mit einer milderen Strafe (des nicht beendigten Ber: 
ſuchs) bedroht. 27) Das freiwillige Abftehen ift ($. 42). 
nur bei dem nicht beendigten Verſuche ftraflos erklärt, 
was nicht zu billigen ift, da der Grund der Vorjchrift, Die 
Straflofigfeit, ebenfo bei Berjudy paßt, in weldyem der 


32) Die Faſſung des Art. 39 ift undeutlich. 

33) Nachmeifungen von Baden in den Annalen der Babifchen Ge⸗ 
ridhte 1852 ©. 199 u. 1853 Nro. 9 u. 10. In Würtemberg 
ift duch Geſetz von 1849 Art. 9 der Unterfchied aufgehoben 
worden. 

Bon Hannover f. Magazin für Hannov. Recht I. S. 445. In 
Preußen hatte man die Unterfcheidung weggelaffen (Goltvams 
mer, Mater. aus der Erfahrung, I. ©. 271 (der Fall in 
Goltdammer's Arhiv für P. Strafrebt J. ©. 91 zeigt, daß 
man welfe handelte). 

35) 3. B. wenn dur die Ungefchidlichfeit des Thäters oder durch 
Einwirkung von Zufall oder anderer Perſonen der Erfolg nie 
herbeigeführt werben Eonnte. 

—— iſt es im Schlußſatz v. Art. 40 etwas auszuſprechen, 
was als Gegentheil der vorhergehenden Beſtimmung von 
ſelbſt verſteht. 

Es verdient Erwaͤguͤng, ob nicht die Anfichten des franzöſiſchen 
englifchen, oͤſterreich., PreuN: Geſetzbuchs, nach welchem Verfuch 
mit abſolut untauglichen Mitteln ſtraflos iſt, den Vorzug vers 
dient. Auf jeden Fall wurden dadurch viele grundloſe Unter⸗ 
ſuchungen vermieden werden. S. auch Schwarze in dieſem 
Archive 1853 S. 283. 


34 


— 


36 


— 


37 


— 





! 


in Oeſterreich, Vreußen, Sachſen, Belgien U. 17 


Verbrecher ſchon Alles gethan hat, wodurch das beabſich⸗ 
tigte Verbrechen herbeigeführt werden jollte. 85) Ueber Bes 
flummungen ded Entw. in Bezug auf Dolus iſt ſchon oben 
geiprochen. Statt Der nicht gut gefaßten 88. 44,45 würde 
einfach, der Sag genügen: Uebertretungen aus Unbedacht⸗ 
ſamkeit werden nur in den Fällen beftraft, in welchen das 
Geſetz Die Unbedachtſamkeit mit Strafe bedroht. In der 
Lehre von den Theilnehmern entfernt fidh der Entwurf we⸗ 
ientlich vom Geſetzbuch von 1838. Wir hatten ſchon frit- 
her in dieſem Archive Die vorlebtere zum Grunde gelegte 
Untericheidung gleicher und ungleicher Theilnahme 
getadelt; Diefe Uintericheidung ift and dem neuen Entwurfe 
verichiwunden, weil fie, wie die fehr gut abgefaßten Motive 
S. 140 zeigen, die Richter irre leitete und die Strafe von 
zufälligen (nicht nothwendig die Verſchuldung beftimmenden) 
Momenten abhängig machte, fo daß z. B. Jedem, welcher bei der 
Ausführung eines von dem Thäter ausgeführten, vom Theil: 
nehmer mit befchlofienen Berbrechend gegenwärtig war, Die 
That zur’vollen Strafe zugerechnet wurde. Der Entwinf 
ipriht $. A9 von Miturbebern, wenn Mehrere an de 
nem Berbrechen Theil nahmen, Die That mit einander bes 
ſchloſſen und in Folge dieſes Beichluffes zur Ausführung 
derfelben, ſei e8 auch nur durch ihre Gegenwart, mitge⸗ 
wirkt haben.?°) — Haben Mehrere zur Ausführung mit- 
gewirkt, Die am Berchluffe nicht Theil genommen haben, 


38) Auch anerfannt von dem preuß. Dbertribunal (Goltdanımer, 
Archiv I. S. 72); befonders bei Brandftiftung wird es fehr wich: 
tig, Reue umfaffender zuzulaflen. 


39) Ein eigenthümliches Berhältniß tritt ein in einem Falle (neuer: 
li in Baiern vorgefommen), wo vermögliche Pe junge 
Bauern, blos um zu Iehen, wie es bei einer ſolchen Sache zu- 

eht, fich einigen Verbrechern, welche durch Einbrud und Ein- 
Beinen fiehlen wollten, anfchloßen, mit ignen einftiegen, Schränfe 
erbrachen, aber durchaus nichts von den geftohlenen Sachen an 
fih nahmen. 
Archiv d. Gr. di. (Grgänzungs:geit zu 1883.) \ 2 





' 
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fo ift nach den Umftänden zu erwägen, ob Deren Wille mur 
anf Unterftügung einer fremden That gerichtet gemefen, 
oder ob ſte Durch ihre Handlungsweiſe den Entichluß zur 
That ftillfchweigend zu dem ihrigen gemadyt haben, wo fie 
im leßten Falle den Urhebern beiguzählen find. Nach 
8. 52 ift Gehülfe der, wer zu einem von ihm nicht, fondern 
von einem Andern befchloffenen vorjäglichen Verbrechen 
por ober bei Ausführung mitgewirkt oder Rath und An- 
fhlag gegeben Hat, ohne jedoch den Entichluß zur 
That zu dem feinigen zu machen. Dieje Anfichten find 
ſehr fcharffinnig; wir erlauben uns aber einige Bedenklich⸗ 
feiten Dagegen zu bemerken. Auf jeden Fall ift das neue 
Syſtem ein jehr verwideltes und wird in Der Rechtsan⸗ 
wendung zu vielen Streitigkeiten führen. Schon die Rüd: 
ficht, ob der Wille nur auf Unterftüßung einer fremden 
That gerichtet war, tft bedenklich, weil hier Alles nur von 
Bermutbungen abhängt, durch Die der Richter auf Die 
Beichaffenheit des Willens (deſſen fi) häufig Der Theil⸗ 
nehmer ſelbſt nicht Far bewußt war) ſchließt. Es ift oft 
ſchwierig zu beftimmen, ob Jemand nur ein fremdes Ver⸗ 
brechen unterftügen will.*0) Noch bedenflicher ift Die Auf 
fellung der Rüdficht, ob der Theilnehmer den Ent 
ſchluß zur That zu dem feinigen gemadt 
hat, und die Bedenken wachien noch mehr, wenn man 
hört, Daß es genügen fol, wenn er Dies ftillfchwei- 
gend gethan hat. Vergeben fucht man hier einen feften 
Anhaltspunkt für die Strafanwendung und noch weniger 


40) Wir erinnern an vorgekommene Fälle, in welchen der Theilnch- 
mer am Diebftahl mitgeht, um bei diefer Gelegenheit eine ihm 
von dem Beitohlenen vorenthaltene Urfunde wegzunehmen, ober 
ein Schloffer, um 5 Gulden zu gewinnen, ſich beftimmen 
läßt, einen Schranf aufzufchliegen. — Bor Allem wird bei 
Hochverrath, bei Aufruhr die Frage oft fehwierig fein, ob durch 
die Handlung der Theilnehmer fein eigenes Intereſſe beforgen 
oder fremdes Verbrechen unterftüßen will. 
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eine gefegliche Vorſchrift, wodurch Die Bürger erfahren; 
was Das Geſetz als volle Theilnahme (wir bitten an bie 
mit Tod beftraften Verbrechen zu denken) ftxafen will. Man 
darf dann nicht Die Strafe bloß durch eine gewiſſe Ridy 
tung der Öefinmung des Thellnehmers beftimmen lafien, 
weil dann Alles nur von den oft jehr willkuͤrlich angenom⸗ 
menen Schlußfolgerungen, welche den Richter ableiten wer- 
den, abhängig gemacht würde. Nach unſeren Beobachtun⸗ 
gen der Rechtsuͤbung fäft aller Länder Europa’s ift ed am 
zweckmäßigſten?), wenn dasGeſetz in der Lehre von der 
Theilnahme die Strafabftufungen an beftimmte äußere Kenns 
zeichen knuͤpft, Die jedem Bürger Far und befannt ſein 
fönnen, daher den Thäter (reus principalis) als den 
Mittelpunkt und denjenigen auffaßt, auf welchen fi) das 
Strafgefeg zunächft bezieht, und Diejenigen, welche andere 
Handlungen begehen, als die, durch welche die Thäter 
haft begründet wird, als Iheilnehmer bezeichnet, bei de⸗ 
nen Die Regel gilt, daß fie mit einer geringeren Strafe 
als Die des Thäterd beftraft werden. Es bedarf dann 
noch beionderer 8$., durch welche 1) der Richter ermädh- 
tigt wird (Ahnlih wie im 8. 134 des bad. Geſetzb.) in 
gewiſſen Bällen (mit Bezeichnung der Handlungen im Ge: 
jege) die Strafe des Thäterd anzuwenden; 2) das 
in der Rechtsanwendung nachtheilige 2) Complott 
(das nach der Faſſung im allgemeinen Theil bei allen 
Verbrechen vorkommen kann) ſollte nur bei einzelnen Ver⸗ 
brechen z. B. Hochverrath, als auf die Strafe wirkend 


41) Viele für den Geſetzgeber wichtige, praktiſche Geſichtspunkte 
(mit gegründetem Tadel der franz. Geſetzgebung) enthält über 
die Lehre von der Theilnahme bie Schrift von Moorbede (vorm. 
belgiſchen Minifter) traite de la complicite en mat, penale. 
Bruxell. 1846. ‚ f 
42) Die Erfahrung in Baiern (f. daher Motive zum bater. Entw. 
1851 Art. 43), in Würtemberg (f- daher Würtemb. Geſetz von 
1849 Art. 13—15); in Hannover lehrt die Rachtheile. 
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im Geſetzbuch aufgeftellt werden. 3) Darnach follte auch 
Die Beftimmung, daß das bloße Complott ohne Ausführung 
ſchon ſtrafbar ift (Entw. 57) nicht generalifirt werben. 
3) Das Geſetzbuch muß beiondere Vorichriften **) über 
Anftifter geben*5) wobei dam wegen der Strafe eine 
(dem badiſchen 8. 120 ähnliche) Ermächtigung für 
den Richter nöthig iſt. Es bedarf einer klaren Bes 
ſtimmung, ob das Geſetz auch die bloße Anftiftung, wenn 
der Andere nicht angenommen hat, mit Strafe bedrohen 
will, e) und welche Wirfung Die Reue des Anftifters ha⸗ 
ben foll.*7) In der Lehre von der Zumeflung der Strafe 
M im $. 74 eine bedeutende Verbefierung in Bezug auf 
das Zufammentreffen mehrerer Verbredyen Durch verichies 
dene Handlungen vorgeikhlagen. In den ausführlichen 
Motiven [S. 150] 49) wird gezeigt, Daß man zu der Theo: 
rie von fortgejehten Verbrechen durch den Wunſch gekom⸗ 
men ft, Died aufgeftellte Cumulationsprinzip zu beſchraͤn⸗ 


43) @s if wihtig, daß (f. auch meine Bemerf. über den Bernifchen 
Entwurf S. 24) dap die gewöhnlich angegebenen Gruͤnde Bermu⸗ 
thungen aufftellen, . DB. daß jeder Complotteur gleichſam An- 
Kinn des Andern ei, welche wiſſenſchaftliche Prüfung nicht aus⸗ 


Diefe enthält der Entwurf Art. 60-63; nur iſt es zu doctrinelle 
Auffaffung, wenn unter der Aufichrift: "gleihftehender Fall 
eine Art der Anftiftung dem als Ülegel in $. 60 angegebenen 
zen Ei nur gleichgeftellt wird. 
otive S. 145. 146. enthalten treffliche Bemerkungen über 
ve "erfählenenen Syſteme, die bei der Anfliftung aufgeftellt 
werden koͤnnen. 
Der Wille des ſächſ. Geſetzgebers ift hier aus dem Entwurfe 
nicht Mar. In $.60 wird zur Anfliftung gefordert, daß er den 
Anderen veranlaßt (bedeutet dies die Annahme tes Antra= 
ges?) und im $. 62 ift Strafe auch gedroht, wenn die Anftifs 
tung die That nicht zur Folge hatte. 
Zu a ift $. 62 am Schlußfage. Auf einen ne Punkt 
u Hye, Comment. zum öfterreih. Geſetzb. S. 265 auf- 
merkſam. 
48) Hr. Krug hat in den neuen Jahrbüchern für fähf. Strafrecht 
VD. Bd. Nro. 1 eine ausgezeichnete Abhandlung über Concur⸗ 
her der Berbredhen geliefert. 


4 


— 


45 


u, 


46 


— 


47 


—R 


in Oeſterreich, Preußen, Sachen, Belgien ır. 2 


ten, daß es aber unmöglich if, Den an ſich richtigen Ger 
danfen, welcher der Theorie vom fortgefegten Nerbrechen 
zu Grunde liegt, in eine für alle Yälle ausreichende Yor- 
mel zu faffen; die Motive erklären, daß nad der Erfah⸗ 
rung die im Art. 49 des alten Geſetzes vorgeſchriebene 
Zuiammenrechnung der Strafen bei Eigenthumsverbrechen 
zu großen Härten geführt haben. Der neue Entwurf koͤmmt 
nun zu einem Bermittelungsigkkem , indem ($. 74) vorge⸗ 
fchrieben wird, Daß bei dem Zujammentreffen eine Ge 
ſammtſtrafe erfannt werden joll, welche durch Erhöhung 
derjenigen Strafe, die für Das ichwerfte Verbrechen, wenn 
es allein zur Beftrafung käme, zu erfennen wäre, gebildet 
wird, und nach richterlichem Ermefien bis auf Das Dop- 
pelte der Strafe des fchwerften Verbrechens anfteigen kann 
(ohne das Marimum des 8.29 zu überfteigen). ‘Der Ent- 
wurf beftimmt nichts Darüber, was fortgejegtes Verbrechen 
ift, und überläßt e8 der Wiffenichaft und Praxis. Wir 
glauben in Erwägung der Erfahrungen der Länder, in de: 
nen die oft gefünftelten Syfteme zu Verwickelungen oder 
zu großen Härten führen, daß der Entwinf das Richtige 
gewählt hat. — In der Lehre von der Zurechmmg find 
bedeutende Berbefferungen, 4% indem als das leitende 
Prineip Die Fähigkeit der Selbftbeftimmung aufgeftellt 
(8. 82), die Borausjegung der Zurechnungsfähigfeit ange 
nommen wird, infofern nicht nachgemwiejen werden kann, Daß 
a) bei Perjonen, die das 12. Jahr zurüdgelegt, die Gei- 
ftesfräfte gänzlich fehlen, welche Dazu gehören, um das 
Rechte vom Unrechten unterfcheiden zu fönnen, ober b) 
Daß fie der dazu erforderlichen Anlage entbehrten, oder c) 
die That in einem bewußtloien Zuſtande oder während 
einer Seelenfranfheit verübt haben, welche den Vernunft: 





49) Der $. 82 fann ale bloße doctrinelle Einleitung wegfallen und 
ber $. 83 bedarf dann nur einer anderen Faſſung. 
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gebrauch im Allgemeinen oder in beionderer Richtumg den 
bei der That in Betrachtung kommenden gänzlih aufs 
hebt. 3) Statt Des zu eng gefaßten alten Art. 64 ift Der 
Milderungsgrund der verminderten Zurechnung ($. 84) 
in einer umfaffenden Weiſe (hiezu dienen als ergänzend 
$. 93, 94) anerkannt. a) Die Jugend ift bis zu voll 
endetem 18. Jahre (86) ald Milderungsgrund erflärt. 
(Todesftrafe und lebenslaͤngliche Zuchthausftrafe Fönnen 
dann nie erfannt werben.) Durch die Faſſung wegen Seelen- 
flörungen tft der Beachtung der Fortſchritte der Wiſſen⸗ 
ichaft Fein Hinderniß geſetzt, und richtig verflanden, wird 
Die Manie ebenio dahin gerechnet werden können. Einen 
Sieg richtiger Anfichten gegen den Ausſpruch mancher 
Geſetze, die die franzöftiiche Vorfchrift wegen des 16. Jahres 
zum Grunde legen, finden wir darin, Daß das 12. Jahr 
als Dasjenige angenommen wird, bid zu welchem feine 
Zurechnungsfaͤhigkeit vorausgejegt, und die Enticheibung 
über Dajein derjelben auf den Grund einer ftrafgerichtlichen 
Unterfuhung erfolgt 59) und vom 12. bie 18. Jahr die 
Sugend als Milderungsgrund gilt. Dieſes Syſtem ift 
weit milder ald das franzöftiche. 51) Sehr anzuerkennen 
iſt die Vorichrift in $. 92 über Rechtsirrthum; allein Die 
Abſicht der Motive S. 161, einen Unterichied aufzuftellen, 


50) Es Hat die größten Nachtheile, wenn wie in England und 
Frankreich gegen Yjährige Angeflagte in öffentlicher Sitzung 
umfländlih verhandelt wird. 


51) Bedenklich ift nur, daß im $. 83 es darauf anfommen foll, ob 
bie Geifiesfräfte fehlen, die zur Unterfheidung des Red: 
ten vom Unrechten gehören. Es koͤmmt doch nidyt allein darauf 
an, ob der Junge weiß, daß er ein Unrecht thut (dies weiß das 
Kind von 5 Sabre auch, und fürchtet Die Schlüge des Vaters), 
fondern daß er ein Bewußtfein der Strafgeſetzwidrigkeit haben 
fann. Auch kommt es bei der Zurechnungsfähigfeit der Jugend 
nicht bloß auf die Entwickelung des Geiſtes, andern auch auf 
ben der Jugend regelmäßig inwohnenden Mangel der Selbftän- 
digfeit des Willens an. 
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ob der Irrthum nur in Unfemmtiß des Strafgeſetzes, 
oder in der Unbekanntſchaft mit anderen bei Beurtheilung 
fteafbarer Handlungen in Betracht kommenden Rechtögrund- 
fägen eintritt (Darauf bezieht ſich $. 94), fordert eine noch 
Harere Faflung. 5) Wir werden auf die einzelnen Ver⸗ 
beflerungen in Bezug auf die einzelnen Berbrechen im 
Berfolge dieſes Auffates zurüdfommen. 52) Ein vielfady be- 
lehrendes Gefeb ift Das neue preußiiche vom 9. Mürz 
1853. Der Berf. dieſes Aufſatzes hat in dem Archive 
von jeher in Bezug auf das Zufammentreffen mehrerer 
Merbrechen das Zujammenrehnungsiyftem angegriffen und 
gezeigt, daß die in den Geſetzgebungen angewendeten Be: 
ichränfungen die in der Durchführung eintretenden Härten 
nicht hinreichend mildern koͤnnen. Wir freuen und, daß 
der Hr. Juftizminifter in den Motiven zu dem Entwurfe 
von 1853 das Gejtändnig ablegt, daß das in 8. 56 des 
preuß. Geſetzb. aufgeftellte Princip zu unverhältnigmäßiger 
Härte geführt, und die Begnadigung zu oft in Anſpruch 
genommen hat. Das neue Gejeg hilft durch Die Ermäd)- 
tigung ab, Daß Die Dauer der Freiheitöftrafen bis auf 
das Maaß der für das fchwerfte Verbrechen oder Ber: 
gehen beftimmten Freiheitöftrafe herabgejegt werben kann. 

Das preuß. Strafgefehbudy hat das Syſtem gewählt, 
nur bei einzelnen Verbrechen die Ermächtigung beizufügen, 
daß wegen mildernder Umftände eine geringere Strafe 


52) Gute Bemerkungen auch in Hye, Comm. zum öfterreih. Straf: 
geſetzb. S. 213. Merfwürbige Entfcheldungen über Rechtsirr⸗ 
thum in d. öfterreich. Gerichtszeitung 1852 Nro. 11. 


53) Die Motive S. 161 nehmen an, daß es feiner Bermuthung 
bevarf, taß Jeder das Geſetz kenne, wie das Strafgefeh nur 
foldye Handlungen bedroht, über deren Strafbarkeit Jeden on 
fein natürliches Nechtsbewußtfein oder die gewöhnlichite Welt- 
erfahrung belehrt. Wir fragen, ob man dies von allen Straf 
gefeben, auch von allen im ſaͤchſ. Gefebe vom 4. April 1851 

edrobten Handlungen annehmen barf. 
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erkannt werben Bürfe.6% Mir haben in dieſem Archive ver- 
fucht nachzumelien, Daß dies Syſtem eine fchäbliche Halb⸗ 
beit ift, weil fi; faum ein Verbrechen denten läßt, bei 
welchem nicht eben fo wohl eine Combinatien von Um⸗ 
ftänden vorkommen kam, 59) In welcher auch das Mi- 
nimum der geieglichen Strafe im Mißverhältnifte mit 
der Berichuldung ftehen würde. Das Geſetz vom 9. 
März 1853 beweilt, daß der preuß. Geſetzgeber ſich 
durch Erfahrung belehrt, von ber Wahrheit Diefer Be 
hauptung überzeugt, und nun auch bei Dem, welcher 
fhon zwei oder mehrere Mal wegen Diebftahls oder 
Raubs vermriheilt wurde, auch bei einfacher Hehlerei 
wegen milbernder Limftände 56) He Strafe herabzufeßen 
geftattet. 57) 

Die Berathung In der 2. Kammer veranlaßte auch 
den Antrag, daß auch bei Urfundenfälichung wegen Mil 
derungsgrimden Die Strafe gemildert werden barf. 59) 

Wir haben in dieſem Archive ichon öfter auf Die 
Wichtigkeit des Entwurfs des Geſetzes zur Derbefferung 
des Code penal in Belgien aufmerkffam gemadht. 
Diefer Entwurf (bisher nur auf den allgemeinen Theil 


54) Archiv 1852 ©. 176. 

55) Das Obertribunal hat dur ein Urtheil (Archiv für Preuß. 
Strafr. I. ©. 87) ausaefprodhen, daß niht an eine einzelne 
Thatfache oder einen Zuftand Milderungsgründe gefnüpft feien, 
fondern auch aus einer Gefammtanfhauung des Falles entnom⸗ 
men werben Fünnen. 

66) 3. B. wenn Noth umd Bedraͤngniß die Thäter öfter zum Ber: 
brechen treiben, oder der Diebftahl an geringfügigen Gegenftän- 
den verübt wird. 

57) In der erfien Kammer wurde in dem Berichte ausgefprochen, 
daß jedes Mißverhältniß zwifhen Verfhuldung 

und Strafe dag Reiptsgerüßl im Volke verleße. 

Wir werden weiter unten von den übrigen @rfahrungen über 

* — Geſetzbuch bei Prüfung der ergangenen Nechtoſprüſche 

prechen. 
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ſich bezlehend) IE nım von beiden Kammern angenommen 
worden, und wird bald von dem Könige ald Geſetz vers 
fündigt werben. Der Entwurf iſt bedeutend, Da er Die 
Richtung zeigt, in welcher eine lange Erfahrung in Bel 
gien die Nachtheile des franzdi. Geſetzbuchs lehrte umd Die 
Berbefferung als dringend nothwendig nachwies. Man 
bemerft zwar oft, daß ımgeachtet unfer deutſcher Landes 
mann Hr. Haus, der vorzüglichfie Bearbeiter des 
Entmwurfes, in feinen Motiven zum Entwurfe mit Meifter- 
baftigfeit Die Ergebniffe deutfcher wifienfchaftlicher For⸗ 
ſchungen entwidelte und der mit Der deutichen Willen: 
fhaft vertraute Nypels jeine Landsleute überall mit dem 
Etandpunfte der Deutfchen Geſetzgebung bekannt machte, 
der belgiſche Entwurf häufig weit härter als bie Deut- 
ſchen Gefeßbücher ift und In den Berathungen zu oft bie - 
Anhänglichkeit an franzöftiches Necht und oft unwill⸗ 
fürlih der Einfluß der alten Abichredungstheorie den 
Sieg mancher Fortichritte hinderte. Dennoch ift im 
Ganzen der Entwurf ein jehr bedeutendes Wear. Wir 
wollen Die wichtigften Punkte, Die der Entwurf enthält, 
hervorheben. 1) Die Todesftrafe ift beibehalten (13). 
Aus dem Entwurfe über die einzelnen Verbrechen wird 
fid) ergeben, daß fie nur auf wenige Verbrechen beichränft 
wird. In den Berathungen der Kammern war durch eine 
überwiegende Mehrheit Die Nothwendigkeit der Beibehaltung 
Diejer Strafe anerkannt. Unter den vorgebrachten Gründen 
find manche fehr ungemügend. 59) 2) Aus den Motiven und 


58) Man Hatte in den Berathungen und befonders im Berichte des 
Senats S. 8 einen Hauptgrund für die Todesftrafe darin ge- 
funden, daß, oft zum Tode Berurtheilte erflären, daß, wenn fie 

ewußt hätten, daß die Tobesftrafe oljoden würde, fie das 
nn nicht verübt Haben würden. Diejenigen, welche bar: 
auf fich berufen, laſſen unbeadhtet, daß folche Berficherungen (oft 
‘auf den Rath anderer Perfonen gemacht) Mittel ind, durch 


\ 
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Berichten erfährt man, daß bei politiichen Nerbrechen Die 
Todesftrafe nicht mehr angewendet, fondern an ihrer Stelle 
die im Entwurf (Art. 23) aufgenommene Detention (zu 
verbüßen in einer Feſtung) treten fol. Man gründet bie 
Abſchaffung der Todesftrafe für politifche Verbrechen auf 
die Gefahr des Mißbrauchs der Waffe in fchlimmen 
Zeiten der PBarteiungen, und darauf daß die Aufbebung 
feine Gefahr für den Staat haben würde; man erklärt 
aber, daß die Aufhebung nur auf die ausichließend mit 
feinem gemeinen Verbrechen verbundenen politiihen Ver⸗ 
brechen fich beziehe, nicht aber den Mord oder Königemord 
von der Todesftrafe befreie. 3) Während der Regierung: 
entwurf die Deffentlichfeit bei der Vollziehung der Todes⸗ 
fteafe ausichließen wollte, ſpricht Art. 14 des angenommenen 
Entwurfed die öffentliche Hinrichtung aus. Der Apellas 
tonshof von Brüffel erklärt fich in feinem Berichte 6%) 
gegen dieſen Vorſchlag, weil nur die Deffentlichfeit Der 
Bollziehung (wenn nicht durch die Häufigfeit der Hinrich: 
tung eine Demoralijirung des Volkes eintritt) geeignet ift, 
einen mächtigen, ervichütternden und jv vom Verbrechen 
abhaltenden Eindrud auf das Volf hervorzubringen, zus 
gleih am beften die nachtheiligen Folgen des Argwohns, 
Mißtrauend und Der Vorwände, die leicht an geheime 
Hinrichtungen ſich knuͤpfen, bejeitigen fanı. Es wurde 
angeführt, Daß Die Einführung geheimer Hinrichtungen 
die Regierung einer wohlthätigen Garantie, daß alle Vors 
. fhriften genau beobachtet wurden, berauben und das 
Bolfsbewußtjein verlegen würde. 61) 4) Aufgehoben im 


welche der Berurtgeilte hofft, Gnade ficher zu erhalten. Wir 
fennen einen all, wo felbft der Angeflagte während der Ber: 
handlung (um den Richter zur milderen Strafe zu bewegen) 
eine foldye Berficherung machte. 

60) Abgedrudt in dem Rapport de la Commission de la chambre 
des Representants p. 16. 

61) Die in dem trefflichen Berichte des Appellhofes und in den Bes 
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Entwurfe find Die im fransöfiichen Code vorkommenden 
Strafen der Deportation, der Brandmarfung, Pranger, 
“ Berbanmung, Degradation civique und der bei der Hin- 
richtung des Vatermoͤrders gedrohten VBerftümmlung. 5) Die 
im franzöfiihen Code vorfommende, völlig unpaflende 
und irrige Anfichten veranlaffende Charafterifirung der 
Gtrafen der Crimes ald peines afflictives et infa- 
mantes ift aus dem Entwurfe verichwunden. 6) Die im 
Entwurfe gedrohten Sreiheitäftrafen find: a) Zmangsar- 
beit, lebenslänglich 62) oder zeitlid (von 10 bis 15 
oder 15 bis 20 Jahren) $. 18. b) Zuchthaus (v. 5 bis 
10 Fahren), c) Detention (von der wir ſchon oben 
Iprachen), 68) die als lebenslängliche oder zeitliche vorkömmt 
(23) und wo das Gefeß die außerordentlihe (von 15 bie 
20) und ordentlihe (von 5 bis 10 oder 10 bis 15 J.) 
unterſcheidet. 64) 7) bei den zu Zwangsarbeit oder Zuchthaus 
Verurtheilten ift das Syſtem der abjoluten Iſolirung zum 
Grunde gelegt (21). Beide Kammern billigten dies Syftem, 
in der Vorausfegung, daß es jo durchgeführt würde, daß 
bie Gejundheit des Sträflings nicht leiden fann. Man 
bemerkt, daß der belgiiche Entwurf der Erfte ift, welcher 
die Iſolirung auf fo lange Strafzeiten anwendet. 65) 


richten der beiden Kammern (In denen alle Stimmen, ebenfo 
wie bie des Minifters ſich für öffentliche Vollziehung erflärten) 
angegebenen Gründe follten von den beutfchen Freunden der 
amerif. geheimen Hinrichtung (mir felbit befigen von amerifar. 
Praktikern im ähnlihen Sinne gefchriebene Briefe) beachtet 
werben. 

62) Die erſte Commilfion Hatte in ihrem Entwurfe feine lebensläng- 
liche Freigeitsftrafe, die Regierung aber bielt fie für nothwen= 
dig und beite Kammern flimmten zu. 

63) Die Strafe ift beftimmt für rein politifche Berbrechen, für Ver⸗ 
brechen, die von Staatsbeamten und Geiftlihen bei Ausübung 

rer VBerrichtungen verübt werben. 

64) Die außerordentliche Detention iſt beſtimmt für die Fälle, 
wo wegen Rüdfalls die Erhöhung des bei der ordentlichen Strafe 
beftimmten Marimums nothwendig wird. 

65) Befanntlih wird die Ginzelhaft in Bruchſal nur bis 6 Jahre 
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- 8) Statt der harten lebenslaͤnglich als Folge jeder Berur⸗ 
theilung wegen Verbrechen nach dem franzöfifchen Code 
eintretenden ſchweren &hrenftrafen flellt der belgiſche Ent- 
wurf folgendes Syſtem auf: a) Die Verurthellung zur 
Todes, Zwangs⸗, Arheitöftrafe, Zuchthaus und Detention 
(außerordentlichen oder lebenslänglichen) hat Die Entziehung 
der Titel, Grade, Staatsdienft-Aemter zur Folge (2D). 
b) Jede Terurtheilung zur Todesſtrafe zieht Die geſetz⸗ 
fiche Interdiction nach ſich (28). c) Der zu Zwangs⸗ 
arbeit, Zuchthaus, lebenslänglicher oder außerorbentlicher 
Detention, jo wie Der zur ordentlichen Detention wegen 
Rüuͤckfalls oder Zulammentreffens mehrerer Verbrechen Ver: 
urtheilte ift während der Dauer feiner Strafzeit 
im Zuftand der Interdiction. d) Die Wirkung derſelben 
ift, Daß der Berurtheilte die Fähigkeit über jein Vermögen 
verliert, ausgenommen durch letzten Willen, Daß ihm ein 
Eurator für die Verwaltung aufgeftellt wird (31 bis 32). 
9 Die correctionele Strafe ift Gefüngniß von 8 Tagen 
bis 5 Jahren — gleichfall8 nad) dem Cellenſyſtem ver 
büßt (34). Die Verurtheilten werden zu Arbeiten, die 
im Hauie angeordnet find, angehalten, wenn fie nicht Durch 
das Urtheil befreit find (36). Die Strafe der Polizel- 
übertretungen ift Gefängnig von 1 bis 7 Tagen (89 
mit feiner Verpflichtung zur Arbeit. 10) Alle Berurthei- 
lungen zum Tode und Zwangsarbeit ziehen lebenslänglich 
die Interdiction von Öffentlichen Aemtern, vom Wahlrecht, 
vom Recht eine Decoration oder Adelstitel zu führen, von 
der Befugniß Geſchworener, Sacverftändiger, Zeuge in 
Urfunden zu fein, zugleich jo, daß der Verurtheilte vom 
Gericht nur vernommen werden fann, um renseigne- 
mens zu geben (alio nicht eidlih), vom Rechte Vormund, 


angewendet und in Philadelphia find die Strafzeiten weit fürzer, 
als fie wahrſcheinlich in Belgien erfannt werden. 
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Mitglied des Familienrathes zu ſein, von dem Rechte, 
Waffen zu tragen, oder als Soldat zu dienen und von der 
Befugniß, eine Schule zu halten oder in einer Unterrichts⸗ 
anſtalt angeſtellt zu werden. 11) Die Aſſiſenhoͤfe können 
alle oder einige darin zuvor genannten Befugnifie auf 
Lebenszeit oder auf 10 bis 20 Jahre gegen Die zum Zucht 
hauſe oder Detention Berurtheilten Die Interdiction ause 
ſprechen (43), ebenlo können Die Gerichte in den Im 
Geſetze bezeichneten Faͤllen gegen Die correctionell Verur⸗ 
theitten auf 5 bis 10 Jahre diefe Interdichion ganz oder 
theilweiſe exfennen ($. 44). 12) Die Stellung unter Pos 
lizeiaufſicht iſt größtentheild dem in Belgien 1836 ers 
gangenen, das franzdi. Geſetz verbefiernden Geſetze gemäß 
geregelt (46). Jeder zu einer criminellen Strafe Verur⸗ 
theilte Eann vom Gerichte auf 5 bis 20 Jahre und der 
eorrectionell Berurtheilte nur in den vom Geſetze ange: 
gebenen Fällen unter Poligeiaufficht geftellt werben. 13) In 
der Lehre vom Verſuche ift Die Nedaction des Art. 2 
des Code penal geändert, indem es jet deutlicher heißt: 
manifestes par des actes exterieures qui forment 
un commencement d’ex&cution (Art. 64). 9%) Nach 
dem erſten Entwurfe war ein Unterichied zwiichen Dem 
eigentlichen Verfuche und dem alle, Das ſogenannte delit 
manque (entiprechend dem in Deutichland oft angenom- 
menen beendigten Verſuche) aufgeftellt, und darnach Die 
Strafdrohung vollführt, bei dem delit manqué jollte die 
Strafe Die des vollendeten Verbrechens fein (nur ftatt 
Todeöftrafe und lebenslänglicher Freiheitsftrafe follte eine 
geringere eintreten). Der fpätere Juſtizminiſter flimmte 
dieſer Anficht nicht bei, indem die Unterſcheidung von ein- 





66) Nach den Motiven der Regierung wie nah den Berathungen 
der Kammern war man darüber einig, daß bie Borbereitunge- 
— ebenſo wie die mit —8 untauglichen Mitteln 
egangenen Verſuche nicht ſtrafbar ſein ſollten. 
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zelnen Fällen oft kaum wahrnehmbar wäre, auf feiner 
richtigen Grundlage beruhte und in der Redytsamvendung 
Schwierigkeiten haben würde, fo daß jest alle Unterichei- 
dungen aufgegeben wurden und der Art. 63 nur aus⸗ 
ipricht, Daß die Strafe des Verſuchs mit der unmittelbar 
geringeren Strafe des vollendeten Verbrechens in Ge 
mäßhelt des Art. 91, 92 beftraft werben follte. 6% 
14) In der Lehre vom Rüdfall ift die Härte des franzof. 
Code vermieden, die immer wegen Rüdfalls zur nächft 
höheren Etrafart und Jahre, zulegt bis zur Todesftrafe, 
auch wegen nicht todeswürdiger Verbrechen aufzufteigen 
gebot, indem der Entwurf (67) nur Den Richter ermächs 
tigt, aufzufteigen (e8 heißt: pourra), aber nie zur Todes⸗ 
firafe; das Gefeg fluft nun mit bielen Unterſcheidungen 
"(67 bis 70) ab. &) Die Strafmarlma find hoͤher als 
Die in den neueften deutichen Gefepbüchern. Aus den 
Berathungen zeigt fi, daß manche Abgeordnete (unbe- 
wußt durch Das Abfchredungsprincip geleitet) entſchieden 
gegen jede bloße Ermächtigung ſich erklärten. 6%) - 15) Bei 


67) Man bemerkt leicht, daß diefe Vorfchrift noch zu harten Stra- 
fen führen wird. Der Verſuch Fann darnach bei Verbrechen, 
die mit Tod beftraft werben, nur mit lebenslänglicdyer Zwangs⸗ 
arbeit beftraft werden, (mas fehr hart ift, wenn man erwägt, 
wie oft die Vorbereitshandlung nahe an den Anfang der Aus 
führung gränzt und in Deutſchland man oft ſich veranlaßt fin- 
bet, auch bei Mordverfuhen nur 6 oder 8 Jahre zu erfennen. 
Die Berufung auf Art. 91, 92 deutet darauf, daß da, wo Mil 
derungsgründe angenommen werden, die Strafe gemilvert wer: 
den kann; allein die Ermächtigung des Art. 91 iſt fehr ber 
fhränft. Denn ftatt Iebenslänglicher Zmangsarbeit, die ſtatt 
Tod bei Morbverfud eintreten muß, fann wegen Milderungs⸗ 
gründen nur Zwangsarbeit von 15 bis 20 oder 10 bis 15 Jahren 
eintreten. 

3. B. wer zu einer eriminellen Strafe verurtheilt war und 
wieder ein Verbrechen verübt, welches Zuchthaus nach fich zieht, 
fann zur Swangsarbeit von 10—15 Jahren und wenn er 
Zwangsarbeit von 5—10 Jahren erlitten zu biefer Strafe auf 
10—15 Jahre verurtheilt werden. 

69) Weber die Gründe diefer Männer f. Rapport de la cpmmission 


68 


— 
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dem Zuſammentreffen mehrerer Verbrechen und Vergehen 
lieferten Die belgiſchen Verhandlungen eine hoͤchſt ins 
tereſſante Berathung. — Daß der franzoͤſ. Art. 365 nicht 
beizubehalten ſei, ſchien allgemein anerkannt zu werben. 
Während Haus in feinem Expose hoͤchſt ſcharfſinnig das 
Prineip der Cumulation vertheidigte und es nur durch 
Beichränfungen mildern wollte, widerlegte der Bericht Der 
Kammer der Repräientanten geiftreich 7%) dieſe Anficht und 
betrachtete alle Verbrechen als ein Ganzes und die Ber 
übung mehrerer ald Schärfungsgrund; aus den Verhand⸗ 
lungen (der Bericht der erften Kammer neigt fih mehr 
auf die Seite von Haus) ging folgendes Transactions⸗ 
foftem hervor. Bei Uebertretungen werden alle Strafen 
zufammengerechnet (71), bei zufammentreffenden delits 
ebenfo; allein die Strafe darf nicht Das Doppelte Des 
Maximums der ſchwerſten Strafe überfteigen (73). Wenn 
ein crime mit delits ober Webertretungen zuiammenträfft, 
fo wird nur Die Strafe des crime und wenn mehrere 
erimes zufammentreffen, nur die jchwerfte Strafe erfannt; 
fie fann aber um 5 Jahre über das Marimum Ddiefer 
Strafe erhöht werden (74, 75). 29 16) In der Lehre 
von der Theilnahme wollte Der belgiſche Geſetzgeber die 
Sehler des code penal vermeiden, nad) welchen unter 
complices zu viele Mitihuldige zuiammengemorfen find 
und Die Strafe des auteur auch) die des complice fein 


de la chaınbre des Representants, p. 39. Man ftellte bie 
Nichtigkeit der Anficht des Entwurfs, die den Rüdfall nur ale 
Vermuthung anfieht, die durch die Umſtände des alles geftört . 
Werben fann, in Abrede, und fah ein Gefeß, das hier nur Er: 
mächtigung geben will, als Widerſpruch mit dem Bönitentiarfyfteme 
an. 


70) Rapport, p. 44—49. 

71) Nah Art. 76 gilt als fchwerfte Strafe diejenige, welche bie 
längfte Dauer hat. Bet Strafen von gleicher Dauer gilt Zwangs⸗ 
arbeit und Zuchthaus ſchwerer als Detention. 


* 
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toll. Rach Art. 75 werden. nun ald auteurs aufgeführt 
Alle, die bei der Ausführung mitwirkten ?2) oder zum Zweck 
derielben eine Hülfe leifteten, 7°) ohne welche Dies Ver 
brechen nicht hätte verübt werden können, Alle, welche Durch 
Geſchenke, Drofimgen, Mißbrauch der Gewalt einen Ans 
deren zur Begehung Des Verbrechens unmittelbar auffors 
derten ıc. Als complices (79) werben die übrigen Theils 
negmer aufgeführt und Diele ſoll Die unmittelbar. nächft 
geringere Strafe treffen, Die dem Urheber gebroht it. Daß 
Died zu großen Härten in ber Rechtsanwendung führt, 
ergiebt fich leicht. *) 17) In Bezug auf die Zurechnung 
hat der Entwurf (83) Die allgemeine bisherige Faſſung, 
daß bei demence fein Verbrechen ober Vergehen vorliege, 
‚ beibehalten, 75) ebenjo die Vorjchrift, Daß bei jungen Leuten 
bis 16 Jahren die Borfrage geftellt werben fol, ob der 
Angeklagte mit discernement gehandelt habe.) Rad 
$. 86 ſollen Taubftumme eben fo betrachtet werden wie 


— — 


72) Darnach iſt auch derjenige, welcher, auf der Straße aufgerafft 
mit dem Verbrecher geht, um Spaͤhe ſtehen, und dafür 5% 
befömmt , auteur aller Verbrechen, bei denen er gegenwärtig 


war. 
73) Dadurch wird die in der baier. Praris fo nachtheilig wirfende 
- und unbeftimmte Lehre vom Miturheber fanctionirt. 

Mir bitten an die Fälle zu denken, wo das Verbrechen mit To- 
desitrafe bedroht iſt und alle als auteurs im Art. 78 Genannte 
Todesftrafe und alle complices die lebenslängliche Zwangsar⸗ 
beit leiden follen. Solche generalifirenden Beftimmungen be⸗ 
währen fih nicht gut. 

In den Berichten berief man fih darauf, daß der Ausbrud durch 
die jurisprudence den richtigen Sinn erhalten habe. Man ver: 
fennt dabei, daß die Wiffenfchaft der Pinchiatrie in Ir Fort⸗ 
ſchritte den Ausdruck demence doch nicht auch zur Bezeichnung 
von Manie braucht. — 

Der Bericht der I. Kammer ſagt, daß man gewünſcht hätte, 
einen Zeitpunkt zu beflimmen, von weldyem an erft die Zurech⸗ 
nungsfäbigfeit vermuthet würde, allein dies fei fait unmöglich. 
Wir fragen, warum es den in der deutſchen Rechtsanwendung 
gut fich bewährt, daß das Geſetz 3.28. bis 12 Jahr Feine ſtraf⸗ 
— Verhandlung gegen den jugendlichen Verbrecher 
zulaͤßt. 





74 


— 


75 


— 


76 


— 
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junge Leute unter 16 Jahren Calfo Die Borfrage geflelld. 
Nach 8. 88 joll die Todesftrafe gegen einen jugendlichen 
Verbrecher, der zur Zeit der That nicht 18 Jahre akt 
war, nicht erkannt und Durch lebenslängliche Zwangsarbeit 
erſezt werden. “Der von der zweiten Sammer angenoms 
mene Entwurf hatte Dies bis zum 2Often Jahre eintreten 
laſſen.) 17) Der belg. Entwurf (90 bis 94) erkennt 
an, daß wegen des Dafeind von Milderungsgründen bie 
ordentlicdye Strafe herabgeſetzt werden joll. 78) Statt Tor 
desftrafe wird Zwangsarbeit auf Lebenszeit oder von 15 
bis 20 Jahren ; ftatt Zwangsarbeit von 10 bis 15 Jahren 
Zuchthaus und felbft Gefängniß nicht unter 3 Jahren erfannt. 
Bemerft muß werden, daß Das belgifche Geſetz feinen 
Milderungsgrund der verminderten Zurechnung fennt und 
Daher oft, auch in Fällen, in denen Tobesftrafe, 5.8. bei 
vorjäglicher Toͤdtung, eintreten jollte, wegen Milderungs- 
gründe Die Strafe weiter herabgefeßt werben foll, als 
der Entwurf es geftattet. 79%) 

Eine große Zahl von Gejeßgebungsarbeiten auf dem 
Gebiete des Strafrechts ift neuerlih in der Schweiz 
erſchienen. An der Spike fteht das Bundesgeſetz 
vom 9. Hornung 1853 über das Bundesftrafrecht der 


77) Erſt im Berichte des Senats wurde hervorgehoben, daß bie 
Vorſchrift unbeachtet laſſe, daß instinctes pr&coces de perversite 
audy früher vorfommen fönnten, daß die defnung, einen folchen 
jungen Menſchen noch beflern zu Fönnen, bloße Bermuthungen 
fein. Bei der weitern Berathung in der Repräf.sKammer 
erklärte fih auch der Minifter gegen den urfrrünglidhen Arti- 
fel und man vereinigte fih, das 18. Jahr anzunehmen. 
Darüber, wer über das Dafein der Milverungsgründe entfcheiden 
fol (ob Richter oder Geſchworne) waren die Stimmen getheilt. 
Das Minifterium ſprach fih dafür aus, die Entſcheidung den 
Richtern (mie ſchon jest in San) zu überlaffen. 

In diefer Beziehung ift die durch die neuen deutſchen Gefeßbü- 
her wegen verminderter Zurechnung geftattete Herabfebung der _ 
Strafe weit freier, und die Rechtsübung milder, als es in Bel: 
gien gefchehen kann. 


Archiv d. Gr. X. (Grgänzungs-Heft zu 1853.) 3 


— 
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ſchweizer. Eidgenoſſenſchaft. Da nad) der Bundesverfaflung 
dao Bundesgericht gewiſſe, das gemeinkme Interefie der 
Schweiz veriogende Verbrechen absuurtheilen hatte, ſo mußte 
ein Geſetz das Berfahren über jene Verbrechen, für welche 
das Bundesgericht zuftändig war, regeln, um jo mehr, als 
Die Strafgelebgebung Deu einzelnen Kantone hoͤchſt ver- 
ſchieden M, 2%) z. D. in einigen Geſetzen mehr franzoͤ⸗ 
fiſche, in anderen Die Anfichten deutſcher Geſegtbuͤcher 
Einfluß Batten. Die Commiffion mußte auch darauf Rüd- 
ſicht nehmen, Daß die Bundesaſſiſen nad) dem Bundesgeſetz 
m Die Rage kommen koͤnnen, gemeine VBerbredyen nad) 
dem Strafrechte der Kantone zu beurtheilen. Der Ent 
wurf (vorgelegt am 1. Juli 1852) fand in den Bera- 
thungen manchen Widerſpruch, und in dem Berichte der 
Commiſſion des Nationalraths (erftattet vom Hrn. Staats⸗ 
anwald Dubs in Zuͤrich) find manche wichtige Verbeſſe⸗ 
rungen vorgeſchlagen. Das am 4. Hornung 1853 ver⸗ 
kuͤndigte Bundesſtrafgeſetz (aus 78 $.) zerfällt in allgemeine 
Beflimmungen und in Borjchriften über beiondere Verbrechen. 
Wir wollen zunaͤchſt aus den Erften einige der bedeutendften 
Beſtimmungen bervorheben. Nach $. 2 find die anwend⸗ 
basen Strafen I) Zuchthaus von 1 bis 30 Jahren (aus⸗ 
nahmsweife auf Lebenszeit), verbunden mit dem Verluſt 
des Activbürgerrechts für eine vom Richter zu beftimmende 
Zeit. 8) 2) Gefängniß (nicht über 6 Jahre). 3) Landes- 
verweiſung (nus in Verbindung mit einer Freiheitöfttafe 


80) ©. darüber Zeitfchrift für fchweizer. Recht. Bafel, 1862. I: Heft 
&.10 und die Schrift: De la legislation penale federale dans 
ses rapports avec la legislation de Geneve par Ch. Friederich. 
Genève 1852. \ 

81) Nach $. 7 bezicht ſich der Verluft auf die Entziehung des Stimm- ' 
und Wahlrechts und des Rechts, ein öffentliches Amt zu beklei⸗ 
den; bei Zuchthaus kann ſich die Dauer bis Lebenszeit, bei Ge⸗ 
— nicht über 10 Jahre (über die Strafzeit hinaus) er⸗ 

en. 
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oder Amtsentſetamg zu erkennen, gegenhber non Schweizer⸗ 
buͤrgern use länger ala auf 10 Jahre und nicht gegenüber 
yon rüdfälligen oder gefährlichen Verhrechern. 4) Amts⸗ 
entiegung (ed foll damit die Unfähigkeit zur Bekleidung 
eines Amts oder Anftellung für eine durch Das Urtheil zu 
beſtimmende Zeit von 2 bi8 18 Jahren verbunden fein). 8%) 
5) Verluſt dead activen Birgemahte. 6) Gelbbuße bis 
10:000 Franken. 83) Mach 96. Il, 12 iſt vom böfen Doriay 
nur gejagt, daß er zum Beftrafung einer Handlung gehoͤrt 
und wegen Fahrläffigken mw Steaje eimrüt, wenn bas 
Geſetz Died ausprüdlich vorſchreibt. In 8. 14 iſt Verſuch 
nur vorhanden, wenn eine Perſon in der Abſicht, das 
/Berbrechen zu werüben, eine äußere Handlung begeht, welche 
wenigſtens ſchon als ein Anfang Der Ausführung der bes 





abfichtigten Uebertsetung anzuſehen iR. Die Strafe befteht 


höchitens in der Hälfte Der auf Das vellendete Verbrechen 
geſetzten Strafe (audy mit dem Rechte des Richters zu 
einen gelinderen Strafart, mit verhälmißmäßiger Verläns 
gerung der Dauer überzugehen). Urheber heißt ($. 19) Der, 
welcher durch eigenes Handeln oder Anfliften anderer Ber 
jonen bie Haupturſache einer Uebertretung if. Wenn ein 
Verbrechen von ziveiober mehreren Theilnehmern auf vorher 
gegangene Berabredung bin begangen worden (Komplott), 
jo find Alle ald Urheber zu betrachten. 

Die Strafe der Gehülfen (zu Denen Alle gehören, 
welche voriäglich Die Vollbringung eines Verbrechens [das 


82) Die Commiſſion Hält cs für zweckmaͤßig, biefe % Einftellung im 
Anıte für gewiſſe Zeit, für geringere Fälle von Dienftverlegungen 
als Strafat aufzunehmen. 

83) Das Gefeh macht von der Geldbuße neben anderen Strafen 
häufig Gebrauch. Die Conmiffion beruft fih auf das Beifpiel 
der norbamerifanifchen Geſetze. Es verdiente wohl eine Prü⸗ 
fung, ob bie — eines fremden Volkes in einem 
Lande, wo auf Geld fo viel Werth gelegt wird, überall Nach⸗ 
ahmung verdienen. 
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Geſetz zählt neun Beifpiele auf] befördern) iſt da, wo Dem Ur⸗ 
heber lebenslängliches Zuchthaus gedroht ift, Zuchthaus bis zu 
15 Jahren, fonft hoͤchſtens %/,, nicht weniger ald Y, der Strafe 
des Urhebers (88. 21, 22). Nicht geftraft können werden 
(8.27) Diejenigen, weldye in einem Zuftande, in Dem fie ohne 
ihr Verichulden der Urtheilskraft oder der Willensfreiheit 
beraubt waren, gehandelt Haben ; dahin gehören insbeſon⸗ 
dere Raferei, Wahnſinn und dergleichen. 8) Nach $. 30 
findet gegen Kinder, welche das 12. Jahr noch nicht 
zurüdgelegt haben, Feine ftrafrechtlihe Zurechnung ftatt, 
eben io bei Kindern, die das 16. Jahr nody nicht zurüds 
gelegt, fo fern ſich nicht in einzelnen Faͤllen ergiebt, Daß 
Die zur Unterfcheidung der Strafbarfeit der Handlung 
erforderliche Urtheilskraft vorhanden if. Im lebteren Halle 
gilt das jugendliche Alter als Strafmilderungsgrund. 8. 31 
zählt 5 Schärfungsgründe und 3 Milderungsgründe auf. 
Alles, was in neuerer Zeit gegen die Aufftellung toldyer 
Gründe angeführt wurde, paßt auch hieher, denn dieje 
Rückſichten jolen nur innerhalb Der geſetzlichen 
Gränzen wirken. 85) In Bezug auf Das Zufammens 
treffen mehrerer Verbrechen foll nad) $. 33 Die Strafe Des 
ſchwerſten Verbrechens angewendet und follen die übrigen 
als Echärfungsgründe. berüdfichtigt werden, jo daß der 
Richter die Strafe um die Hälfte des durch das Geſetz 


84) Diefe Beftimmung iſt in zweifacher Hinfiht nicht gut rebigirt. 
Denn die Worte: ohne Ihr Berfehulden, veranlaffen die Anficht 
dag ein Zuſtand die Zuredhnung nur dann ausfchließt, wenn er 
ohne Verſchulden entitand; die Redactoren dachte dabei an 
die verfchuldete Trunfenheit, während ver Ausdruck allgemein 
lautet, und folgerichtig auch der Wahnfinn oder der Schlaf, nur 
wenn er nicht verfchuldet, entftand, die Zurechnung auszuſchließen 
ſcheint. Aud das Wort dergleichen iſt unvaflend, nachdem 
aus der großen Zahl von Seelenftörungen zwei beiſpielsweiſe 
hervorgehoben find. 
Nah $. 325 ift die Befchränfung der Willensfreiheit dur er— 
heblihe Gründe nur ein Strafminderungsgrund. Das Geſetz ift 
dadurch weit härter, als die deutſchen Geſetzbuͤcher, welche den 
Milderungsgrund wegen verminderter Zuredhnung anerfennen. 


85 
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gedrohten Marimums erhöhen kann. Im Entwurfe 8. 33 
war der Richter ermächtigt, wegen Ruͤckfalls die geſetzlich 
gedrohte Strafe um die Hälfte des Marimums zu erhöhen. 
Diefer $. findet fi) im Geſetze nicht, 8%) weil in einem 
den fein beobachtenden Praftifer bewährenden Berichte Der 
Berichterftatter der Commiſſion des Rationalraths nachwies, - 
daß bei dem großen Raume, ber dem richterlichen Er- 
meſſen gegeben ift, die Strafmarima zureiihten, aber auch 
die Rüdfallstheorie mit ihren generalifirenden Säten ſich 
nicht rechtfertigen läßt, indem auch die Motive ganz gleidh- 
namiger Verbrechen in concreten Fällen völlig. verfehleden 
fein fönnen, und man deswegen durch Praͤſumtionen zu 
Ungunften des Angeflagten dem Recht und der Natur 
Gewalt anthut. 87) 

In $. 35 ift außer der Verjährung der Strafflage 
auch die Verjährung der Strafen aufgenommen. “Der 
Borfchlag, einige Verbrechen als unverjährbar zu erklären, 
wurde nicht angenommen. Die befonderen Beltimmungen 
beziehen fi 1) auf die Verbrechen gegen die äußere 
Sicherheit und Ruhe der Eidgenoflenichaft. 2) Verbrechen 
gegen fremde Staaten. 3) Verbrechen gegen Die ver: 
faflungsmäßige Ordnung und Die innere Sicherheit. 4) Ber: 
brechen, weldye von den Bundesbeamten in ihren amt- 
lichen Eigenfchaften verübt werden. 5) Verbrechen gegen 
Bundesbeamte. 6) Im Titel: Vermiſchte Beftimmungen, 
fommen Strafdrohungen vor wegen Fälfchungen gewiljer 
Urkunden, wegen falſchen Zeugniffes, Webertretung der 
Landesverweiſung, Beichädigungen der Telegraphen und 


86) Das Geſetz führt in F. 31 Note d als Schärfungsgrund, der 
innerhalb der gefeglihen Gränzen wirken foll, auf; je öfter 
der — wegen aus gleicher rechtswidriger Neigung ent⸗ 
ſprungenen Verbrechen beſtraft worden iſt. 


87) Trefflich iſt die Nachweiſung, daß dies namentlich auch bei den 
Rüdfallsfirafen wegen Eigenthumsverbrechen ſich zeige. 
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Eiſenbahnen. 7) Verbrechen wittelft ber Druckerprefſe. — 
Mir werben auf die einzelnen Borichriften wieder zurüd- 
fommen. 

Bon den neneiten Arbeiten einzelner Kantone ber 
Schweiz auf Dem Gebiete ber Strafgeſetzgebung find zu 
bemerfen 1) der Entwurf eined Strafgeſetzbuches für ten 
Kanton Uri. 2) Strafgetegbuch von Freiburg. 3) Straf: 
gefeg von Graubünden 4A) Entwurf des Geſetz⸗ 
buchs für den Kanten Bern.3%) Wir erwähnen des Ent- 
wurfs von Ust, nicht als eines bedeutenden Geſetzgebungs⸗ 
werks, jendern um zu zeigen, was aus einem Geſetzbuche 
wird, deſſen Berfafler gleihgitltig oder unbefümmert um 
Die Fortſchritte der Meflenichaft, deren Beachtung mur 
felten in dem Entwurfe erkennbar ift, dem Abſchreckungs⸗ 
vxincipe huldigen und nur an Die alten Ausdrüde und 
Anſichten eh anſchließen, ohne den Geift, der in der Bor: 
zeit dieſen Ausdrüden eine Bedeutung gab, in das Leben 
rufen zu fönnen. Der Entwurf handelt unter der Auf: 
ichrift: von dem Friedbruch, von Mord, Todtichlag, Fin 
desausſetzen, Verwundung; unter der Aufichrift: Land⸗ 
feiedensbruch, von Hochverrath, Aufeuhren, Freiſchaaren⸗ 
zägen, Störung von Behörden, Widerfpenftigkeit, Miß⸗ 
brauch der Amtsgewalt; unter Aufichrift: Schädigung 
und Diebftahl, ift außer Diebftahl und Unterfchlagung 
von Brandftiftung und Raub gehandelt; ‚unter Rubrik: 
Betrug, find verſchiedene Vergehen, 3. B. auch Beſtechung 
zuiammengeftellt und im Artifel: von Sittenverberbniß, 
iſt Blutſchande, Nothzucht, Ehebruch und Hurerei zuſam⸗ 
mengefaßt. Die Strafvorſchriften ſind eben ſo unbe⸗ 
ſtimmt als hart. 78) 


88) Er wurde am 22. März in revidirter Form befannt gemacht, 
aber von der Kantonsgemeinde, welcher vorgelegt wurde, ver⸗ 


worfen. 
89) In $. 1 wird ber Mord (abſichtliche Toͤdtung) Kindesmord 


En 2 
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Vergleicht man die neueflen Gefehgebungsarbekten 
einzelner Kantone, jo überzeugt man fich leicht, daß 
Darauf die Deutichen Strafgeſetzbuͤcher den größten Gin⸗ 
ſtuß Hatten. Wie auf das züricher Geſetzbuch einſt 
das baieriſche, auf das thurgauiiche Das badiſche Ge- 
ſetzbuch, vorzüglich wirkten, jo Haben auf Die neueften 
ſchweizer Etraf-Gejeg- Bücher auch die deutſchen Geſetz⸗ 
bücher neuerer Zeit mitgewirkt. Wir finden Die Vorzüge 
wie Die Fehler der deutichen Arbeiten mehr ober minder 
auch in denen der Schweiz. 9) Man hätte erwarten 
jollen, DaB das neue preußifche Geſetzbuch, Das von einem 
Deutichen Fehler, dem der Aufnahme ſo vieler rein doctri⸗ 
neller Säbe, unpraftiicher Abſtufungen fich frei gemacht 
hatte, auf den nenen Entwurf für Bern mehr gewirkt 
hätte: allein Dies iſt nicht der Fall, obwohl man gerecht 
fein muß, daß darin doch manche rein Doctrinelle Säge, 
welche das badiiche Geſeßzbuch noch enthält (3. B. 88. 99, 


miteinbegriffen, mit den Schwerte, der Todtfchlag (oder unab- 
ſichtliche Tödtung) mit Ausftiupung durch den Scharfrichter 
und Zuchthaus von 5 bie 25 Jahren) in $.9 der Hochverrath (oder 
— Umſturz der Landesverfaſſung oder Landesober⸗ 
eit mit Ausſtaͤupung durch Scharfrichter und Zuchthaus von 
5—25 Jahren oder Landesverweiſung, im $. 19 Brandſtiftung 
und Raub mit Ausftäupung und Ausftellung am Pranger und 
Buchthaus auf 2—15 Jahren beftraft ; falls die Brandftiftung 
von fehr bedeutenden Folgen ift, To ift der Richter befugt, eine 
fhärfere Strafe und felbft Tobesftrafe zu erfennen. Im 6. 32 
find Nothzucht, Entführung, Fruchtabtreibung, Verheimlichung 
der Schwangerfchaft, Blutſchande, Ehebruch im zweiten Rückfalle 
mit öffentliher Ausftellung und Ruthenftreichen bis 50 oder mit 
Zuchthaus von 6 Monaten bis 5 Jahren beftraft. 


Manche der een Beachtung würdige, zunähft über den 
Entwurf für Bern, aber auch für die deutfchen Geſetzbücher 
wichtige Bemerfungen madıt Tener in feiner Schrift und be- 
dauert nur, daß diejenigen, weldhe mit der Abfafjung ver 
Schweizer Gefesbücher fih befchäftigten , nicht beffer die Er— 
fahrun gen, weiche man in Deutjchland machte, gefammelt und 
benugt habe. 


90 


un, 
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100), weggelaflen find. 91) Einfacher als das bernifche 
iſt das für Graubünden; es enthält 208 88., Das berniiche 
353 88.; Die SHaupteigenthümlichkeit des graubündner 
Geſetzbuches ift aber Die große Freiheit, Die es dem rich- 

terlidyen Ermeſſen giebt. Während der bernifhe Entwurf 
$ 3% nur wegen verminderter Zurechnung (jedoch in 
einer zu engen Faſſung) Die Herabiegung der Strafe unter 
das Minimum geftattet, führt Das graubündner Gejegbuch 
$. 50, 9 Milderungsgründe auf (darunter auch jugend- 
liches Alter 9%) und erklärt dann, daß ed dem rixhterlichen 
Ermeffen überlaffen bleibe, zu beurtheilen, ob durch einen 
oder andern oder dad Jujammentreffen mehrerer dieſer 
Umftände eine größere oder geringere Strafmilderung oder 
fogar aud) Strafloftgkeit bewirkt werden fann. Die Straf- 
Drohungen im graubündner Gelehe gewähren Dem Richter 
große Freiheit, 3. B. $. 62 ift der Hochverrath nach 
Maaßgabe des Erfolgs, der größeren oder geringeren Ges 
fährlichkeit des Unternehmens, jo wie der Mittel ober 
Vorbereitungen, mit Gefängniß oder Zuchthaus bis 20 Jahr 
zu trafen. In Bern (8.102 —104) ift einigen Arten Des 
Hochverraths Settenftrafe nicht unter 12 — bei andern 
Zuchthaus von 10 bis 16 Jahren gedroht, jedoch mit 
Ermächtigung des Herabgehend wegen mildernder Um: 
ftände. Für Mord (widerrechtliche Tödtung eined Andern 
mit Vorbedacht) drohte graub. Geſetz S. 88 Todesftrafe Dem 
Thäter, dem Anftiftee und Gehülfen, Die an der Aus- 


91) Der Art. 100 des bad. Geſetzbuchs ift jedoch in der Haupt⸗ 
fache in den Schluß des Art. 48. des bern. Geſetzbuchs aufges 
nommen. 


92) Der bernifche Entw. $. 97 läßt nur bis zum 16. Jahr die Ju⸗ 
ach mildernd wirfen und nur die Todesftrafe und lebenslängs 
ihes Zuchthaus follen nah $. 99 nicht auf junge Leute unter 
18 Jahren angewendet werden. Das Graubundner Gefeß $. 45 
erflärt das 14. Jahr als das, bis zu weldem ver Mangel der 
Zurehnungsfähigfeit anzunehmen 


in Defterreih, Preußen, Sachen, Belgien ıc. 41 


führung wmmittelbar Theil nahmen, allein geftattet mildere 
Strafe (nicht unter 15 Jahren Zuchthaus), wenn ganz 
befondere Milderungsgründe vorhanden find. Der berner 
Entwurf 8. 19 droht dem Morde (der vorfäglich und 
mit Ueberlegung ausgeführten Toͤdtung eines Menichen) 
Todesftrafe. 

Das graubündner wie das berner Geſetz hat ſich 
durch die unfeligen in deutſchen @efegbüchern vorkom⸗ 
menden Bermuthungen (Nachbildungen des baier. Geſetz⸗ 
buches, wo aber felbft 1848 die baier. Geſetzgebung 
Diefe Artifel wegftrih) in der Lehre vom Vorſatz irre 
führen laffen, 3. B. wenn in dem berner Entwurf $. 49 
faft wörtlidd der badiſche Art. 98 über unbeftlimmten 
Vorſatz aufgenommen ift, oder das Geſetz in Graubünden 
(88. 19, 20) beftimmt, daß zum Vorſatz auch jeder Erfolg 
zugerechnet werden toll, welcher als wahrſcheinliche Folge Der 
beabfichtigten Handlung vorausgefehen werden mußte, 98) 
oder wenn in Bezug auf einbeabfichtigtes Verbrechen 
mehrere Handlungen verübt find, ohne daß es Darauf an- 
fommt, durch welche der Erfolg herbeigeführt worden. In der 
Lehre vom Verſuche haben die Gefeßbücher von Bern ($. 54) 
und Graubünden ($. 25) den in der Rechtsübung Deutich- 
lands als irreleitend nachgewieienen Unterichied von been- 
dDigtem und nicht beendigtem Verſuch aufgenommen. 9%) 


93) Nah $. 148 geftattet das graubündner Geſetz auch Todesftraf- 
bei Raub, wenn der Tod auch nicht beabfichtigt, aber es möge 
lich vorbergejehen werden Fonnte, bei Brandftiftung ift $. 19: 
Todesftrafe gedroht, wenn der Thäter den Tod als Erfolg vorge 
en mußte. Warum find diefe (nah den Erfahrungen in 

eutfchland Streit erwedenden und irreleitenden) verfchiedenen 
Ausdrüde gewählt! Der bern. Entw. ($. 157) droht Todes⸗ 
firafe bei Branditiftung, wenn der Tod eingetreten und als wahr: 
fheinlidhe Folge vorherzufehen war. 


94) Eies fann nur unter Umftänden richtig fein, wenn jede diefer 
Handlungen bei fortdauerndem Borfag um das eingetretene Ber: 
brechen auszuführen, verübt wurde. Das graubündener Geſetz 


In 6. 60 des berniſchen, $. 33 des graubiindner 
Geſetzes tft das Komplott nach dem Vorbilde ber deutſchen 
Getebe aufgenommen 95) und Die auf einer Halbheit beru- 
henden deutichen Voriehriften über Verſuch mit untaug- 
lichen Miktteln find nachgeahmt. °% Wir werden im nächften 
Aufſatz eine nähere Darftelung der neueften auslämdifthen 
Strafgefegbicher, wämlich des (ſehr milden) freiburger 
Geſetzbuches von 1849, des Geſetzbuches für Portugal, 97 
des Geſeybuches für Die Intel Malta 8) liefern und die 
Aufmerkſamkeit unferer Leſer auf das neue, für das Studium 
der ntederl. Steafgefeggebung wichtige, wiſſenſchaftlich prak⸗ 
tiiche Werk von Deinfe 99) aufmerkſam machen. 


— von einen entfernten, näheren, nächſten oder beendigten 
erſuch; nach $. 26 iſt aber feine — Straſdrohung 
an die — — eknuͤpft — noch $ 

95) Das graubündner Geſetzb. $. 33 Sekt oh wenigſtens dem 
Ermeſſen Raume, indem es beithmt , daß jeder &omplotteur 

mit der vollen, auf das Verbrechen "gefeßten oder mit einer 
milderen Strafe belegt werben fol. 

96) Bern. Entw. $. 55 (die Wahl der untauglichen Mittel ans 

Ginfalt, foll milder ehren werden), das graubündner Gef. 

8. 27 erflärt bie Anwendung untauglicher Mittel firaflos, als 

nit ein Berfuch im Sinne des $. 25 darin enthalten ift. Dieje 

Saflıng iſt Höchft undeutlich. 

Codigo penal appruvado por Decreto de 10. Decembre de 

1852. Lisboa 1853 (aus $$. 489). 

Leggi ceriminali per l'Isola di Malta. Jm Jahre 1852 im April 

genehmigt, aus F8F. 578 (es enthält Strafgeſetzbuch und Straf: 

progeßordnung mit Gefchwornen. 

99) De allgemeenen Beginselen van Strafregt ontwikkeld en in 
Verband beschowd met de allgemeenen Bepalingen der ne- 
derlandsche Strafwetgering door M. H. van Deinse. Mid- 
delb. 1852. 
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Dos Militärftrafrecht der Römer. 
Bon Herrn Geheimrathe und Seneralaubitor 
@. Brauer 


zu 
Karlsruhe. z 


Als Die Trümmer des serichütteten Pompeji aus der 
Afche, die fie feit einem Jahrtauſend bededit, ausgegraben 
wurden, fand man an den Thoren der Römerftadt Die 
Leichen der Sthildwachen, Den Speer in der Faufl. Wen 
ergreift micht Bewunderung für Die Disciplin eines Heers, 
deſſen Glieder in emer Zeit, wo nicht mehr der Patriotis⸗ 
mus der aufftrebenden Republif dad Gemuͤth der Sol: 
daten hob, nicht von dem angewieſenen Poſten wichen, 
während allgemeine Flucht die Bevoͤlkerung fortreißt, und, 
ein todbeingender Wichenregen fie langſam in jeine Maſſen 
begrabt. 

AUnter den Mitteln, eine ſolche Disciplin zu erhalten, 
wer Die Militärferafgefeggebumg keines der lebten; es 
ſcheint Daher umjerer Beadytung werth, in einer Zeit, wo 
die Militaͤrſtrafgeſetze unſerer Staaten einer zeitgemäßen 
Umbildung untenvorfen werben, bie vömifdyen Geſetze 
einer kurzen Erörterung und Vergleichung mit unfern me- 
bernen Anfihten zu unterwerfen. Ihre Beflimmungen 
werden Da, wo fie mit unjern Geſetzen überftimmen, das 
heutige Recht unterflügen, da, wo fie abweichen, uns viel- 
fach belehren. 

Gleich unfern heutigen Geſetzbuͤchern unterfcheidet auch 
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Das roͤmiſche Redyt gemeine, von Soldaten verübte Ber- 
brechen (delieta communia) und eigentlihe Militaͤrver⸗ 
brechen (delicta militaria propria), und verftand unter 
Letztere jolche, Die nur der Soldat, als folcher (uti mi- 
les), begeben fann (fr. 2 pr. D. de re mil.). 

Mit der Leiftung des Fahneneides (militare sacra- 
mentum) beginnen für den Soldaten die bejondern mili⸗ 
täriichen Pflichten; erſt von dieſem Zeitpunfte an verbin- 
den ihn daher auch die Kriegsartifel. Aber obwohl der 
auf Die Fahne beeidigte Soldat, der feine militäriichen 
Pflichten übertritt, nunmehr, ftreng genommen, unbedingt 
der Schärfe der Kriegsgeſetze unterworfen iſt, jo macht 
ſich doch auch hier die national-römiiche Billigkeit (aequi- 
tas) geltend, indem der neu zugegangene Soldat (tiro), 
fo lange man bei ihm hinreichende Bertrautheit mit Den 
Borfchriften der Disciplin nicht vorausfeßen kann, für 
Militärverbredyen gar nicht oder nur leicht beftraft wird 
(fr. 38.9. fr.4$.15. fr.14 8. 1.D. dere mil.). In ähnlicher 
Weiſe Ichreibt der $. 15 des hannoͤvriſchen Mil.-Str.- 
G.⸗B. des %. 1841 vor, Daß bei Vergehen wider foldye 
‚Dienftpflihtigen, deren vollftändige Erfüllung ſchon eine 
größere Ausbildung durch Hebung und Erfahrung erfor- 
dert, eine kurze Dauer der Dienftzeit als mildernder Ums 
ftand berüdjichtigt werden fol. Die übrigen neuen "Mi- 
Itärgejegbücher enthalten dieſen Grumdiag nicht und Doch 
liegt er fehr in der Natur der Verhältniffe, da der Res 
frut, troß der Beeidigung auf die Kriegsartifel, fobald 
nidyt im Stande ift, den Umfang und die Bedeutung der 
Dischplin zu würdigen. 

Die Milirärverbrechen werden mit militäriidhen 
‘Strafen geahndet. Dabei herricht, wie bei uns, Die Ans 
ficht vor, daß Strafen, welche den Soldaten auf lange 
dem Dienft entziehen, 3. B. Gefängniß (carcer und cu- 
stodia) oder Verbannung (deportatio und relegatio) 
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eben fo unzweckmaͤßig find, als folche, welche die Ehre er⸗ 
töbten, 3. B. Zuchthaus (poena metalli) oder Folter 
(tortura). Die militärischen Strafen, weldye vom Geſetze 
gedroht werden (fr. 3 $. 1 D. de mil.), find: 

1) Körperliche Zühtigung (castigatio). Sie 
befteßt in Streichen, welche mit einer Rebgerte (vitis) 
gegeben werben (fr. 13 $. 4 D. eod.). 

2) Geldftrafe (pecuniaria multa), eine Strafe, 
bie im römifchen Heer, deſſen Angehörige fih durch Beute 
faft zu allen Zeiten bereichern konnten, praftiicher jein 
mußte, als in unfern Zeiten. 

3) Strafdtenft (munerum indictio), wobei, wie 
im heutigen Recht, der Soldat außer der Reihe zu be= 
schwerlichen Dienften und Arbeiten commandirt wird. Es 
"waren derartige Strafen auf dem Marſch und im Felde 
befonders praftiih. Die roͤmiſche Legion errichtete auf 
dem Mariche allabendlich ein mit Wal und Graben vers 
ſchanztes Nachtlager, ed mochte Daher die Verwendung zu 
derartigen Schanzarbeiten für ſolche Zeiten die zweckmaͤ⸗ 
figfte Strafart fein. Auch im Frieden war der Heerdienft 
beſchwerlich, und konnte diefe Strafe mit Erfolg angewen- 
det werben. 

4) Berfegung vom Regiment (militiae muta- 
tio), wo der Beſtrafte zu einer geringen Waffe (3. B. 
von der Eavallerie zur Infanterie) 1) oder zu einem an- 
dern Truppentheil verlegt wird. Um zu begreifen, warum . 
dieſe Strafe in der römischen Strafſcale befonders hoch 
ftand, muß man ſich vergegenwärtigen, daß die römifchen 
Soldaten Capitulationen von 20 — 28 Jahren, und Die 


1) Da jede Legion ihre beftimmte Anzahl Reiterei zugetheilt Hatte, 
fo war mit der Berfeßung zlır Snfanterle nicht nothwentig eine 
— vom Regiment verbunden, aber die Strafe war 
gleichwohl empfindlich, weil der Verurtheilte die Vorrechte des 
eques verlor. 
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Legionen beftimmte Standquartiere baten, jo bag der 
Soldat ſich an feinem Standorte ſo zu. jagen einbürgerie. 
Da mode es freilich als harte Strafe erſcheinen, ven 
einer legio Gemmaniea zu einer lege Syriaca, alio 
vom Rhein an den Euphrat verſetzt zu werben, abgeiehen . 
davon, Daß bei dem fteten Kämpfen nit den Das Reich bes 
drohenden Barbaren bie Lage der Legionen je nad) ihrem 
Standorte eine ſehr verſchiedene fein mußte. 

5) Degradatien (gradus dejectio) für Offiziere 
und LUnteroffägtere. 

6) Ausftoßung aus dem Militär (ignomi- 
niosa missio) Dee vorftoßene Eoldat (sacramento so- 
lutus) wird unwuͤrdig zum Kriegsdienſt, und darf füch 
weder zu Rom much in der Relidenz des Kaiſers aufhal⸗ 
tet (fr. 13 $. 3 D. de re mil). Wer einfach, ohne 
Abſchied, entlaffen wird, gilt als ſchimpflich entlaflen (fr. 
13:8. 3 D. end.). 

7) Die Todesftrafe. Sie wurde gegen Soldaten 
ſtets darch Enthauptung (mit dem Beil oder Schwert). 
vollzogen. 

Die körperliche Züchttgung und die Strafdienſte konn» 
ten von den Offizieren im Dieciplinanwege (secundum 
suse auctorisatis modum) erfannt werden (fr. 12 $. 
2 D. de mil). Die übrigen Strafen wurden von den Mir 
litaͤrgerichten verfügt. 

Der roͤmiſche Mikitärftrafcoder enthält folgende Ber- 
brechen: 


l. Indisciplin. 
Das römiſche Heer hatte — jedenfalls feit Auguftus 
Zeit — genaue Dienftvorfchriften (disciplinia Augusti), 
welche die Pflichten des Kriegerftandes aufählten (fr. 12 
$.1D. de re mil.). | ; 
Als Indisciplin wird jede Uebertretung der Discipli- 
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naxvorſchriften (guod aliter quam disciplina commu- 
nis exigit eommittitur) befivaft (ir. 6 pr: DL de re 
mil.), alfo namentlid Dienſtnachläſſigkeit (segnitiae cri- 
men), einfadye Unfolgiamfeit (contumacia) wand Toigheit 
(desidia). Einfache Indisciplin wird mit PBrügeln und 
Strafdienften geahndet, ſchwere Yälle werden — je nad» 
dem die That fldrender auf die Disciplin einwirkt, ober 
Geſahe ober Schaden bringt — härter, felbft mit ben 
haͤrteſten Strafen belegt. So wird 3. B. Verwundung 
eines Kameraden mit Verſerag von Regiment, wenn fie 
aber mit der Dienſtwaffe geſchieht, mit: dem Tode beftsaft 
(#. 69.6 BD. de re mil.). 

Solgende Fälle erichmwerter Inbisciplin werden mit 
den härteften Strafen belegt: 

1) Wer die Wache verläßt (qui stationis mar 
nus relinguie), wird, wenn feine Gefahr Daraus entftand, 
mit PBrügeln oder Verſetzung vom Regiment, wird aber 
der Boten vor der Wohnung eines Vorgefetzten von der 
Schildwache verlafien (si praesidis vel cujusvis prae- 
positi ab excubatione quis desistit), jo wird der Thaͤ⸗ 
ter als Dejerteur (1. unter Nr. III) beftraft (ir. 35.3. 
6. D. de re. mil... Die Gefaͤngnibwache, welche ih- 
ven Poſten verläßt, wird mis dem Tode beftraft (fr. 38 
$.11 D. de poenis). Es ift auffallend, wie gering das 
Verlafien des Poſtens beftraft wird, während im Allge- 
meinen die vömifchen Kriegsgeſetze fo ftrenge find. Da 
aber in Kriegszeiten jede Uebertretung eines Dienftbefehle 
mit dem Tode beftraft wird (ſ. u. Nr. Il, 2), fo hatte in 
folyen Zeiten der Befehlshaber Die Macht, das Vergehen 
- zum Gapitalverbrechen zu machen. 

2) Die Recognoscirungs-⸗Patrouille, melde 
in der Nähe des Yeindes über Gebühr ausbleibt (qui 
in exploratione emanet), wird mit dem Tode beftraft _ 
(fr. 3$. 4 D. de re mil.). 
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3) Ber vom Lagergraben zurüdweidht, (qui a fos- 
sato recedit), alſo in Bewachung oder Bertheidigung des 
Lagers nachlaͤſſig ift, wird mit dem Tode — (fr. 3 
$. 4 D. eod.). 

4) Wer im Kriege Armaturfiüde verliert oder 
veräußert (qui in bello arma amisit, vel alienavit), 
wird mit dem Tode, in leichten Fällen mit Verfegung vom 
Regimente beftraft (fr. 3 $. 13 D. eod.). Aneignung 
der Waffen eined Kameraden wird mit lebterer Strafe 
geahndet (fr. 3 8.14 D. eod.). Bei der Strafausmeſ⸗ 
fung fommt es namentlidy darauf an, ob.alle, oder welche 
Armaturftüde veräußert vder entivenbet wurden (fr. 14 $. 
ı D. eod.). 

5) Wer auf dem Marfche eigenmädtig aus 
Reih und Glied tritt (qui agmen excessit), wird 
mit Brügeln oder Verfegung vom Regimente beftxaft (fr. 
3 $. 16 D. eod.). 

6) Wer den Lagerwall oder die Feftungsmauer, 
um heimlich ein- oder auszupafſſiren, überfteigt, wird 
mit Verfegung vom Regimente beftraft. (fr. 3 $. 17. 18 
D. eod.). 

7) Gewaltfamer Ausbruh aud dem Ges 
fängniß wird mit dem Tode beftraft (fr. 38 $. 11 D. 
de poenis — fr. 13 $. 5 D. de re mil.). 


I. Infubordination. 


Die Subordination verpflichtet der roͤmiſchen Sol⸗ 
Daten: 

1) Dem Obern unter allen Umftänden äußere 
Ehrerbietung (reverentia) zu beweiien (fr. 13 8. 4 
D. de re mil.) Wer gegen einen Obern, ber ihn 
züuchtigen will, ſich ftellt, wird mit Verweis (nota), wenn 
er den Stod fefthält, mit Verſetzung vom Regiment, werm 
er den Stock zerbricht, oder ſich am Vorgeſetzten vergreift, 
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wit dem Tode beftraft (fr. 13 $. 4 D. eod.). Veber 
haupt ſteht die Todesſtrafe auf jeder Thätlicdykeit gegen: 
einen Vorgefehten, doch wird bei Der Strafausmeffung auf 
den Unterfchled des Grades zwiſchen beiden Theilen ges 
feben (fr. 6 8. 1 D. de re mil.). 

2) Den Dienftbefeblen Des Borgefepten zu 
gehorchen. Beharrliher Ungehorfam gegen Dienſtbe⸗ 
fehle (contumacia) wird mit Dem Tode beftraft (ir. 6 $. 
2 D. de re mil). In Kriegszeiten wird foger jede 
Nichtachtung eined vom bern ergangenen Verbot ober 
Befehls ohne Gnade felbft dann mit dem Tode beftraft, 
wenn die Eigenmacht des Angeichuldigten Bortheil brachte, 
si res bene gesserit (fr. 3 $. 15 D. eod.). 

3) Dem Oben in jeder Gefahr beizuftehen. 
Wer den Obern gegen Angriffe nicht ſchuͤtzt, wird fo be 
firaft, wie wenn er den Obern ſelbſt angriffe, im pari 
causa factori habendas (fr. 6 86. 89 D. de re mil.) 
und wenn der Obere getödtet wurde, jedenfalls mit dem 
Tode beftraft (fr. 3 $. 22 D. eod.). 
| In dieſem Dritten Gebot der Suborbinatioen, ben 

Dbern gegen jeden Angriff zu fchügen, liegt eine fehr 
nachahmungswerthe Beftimmung der roͤmiſchen Krieger 
bienftvorichriften. Dadurch wird der foldatiiche Geiſt ges 
hoben und der Obere in Ausübung feines Dienftes ficherer 
geftellt. Unſere beutigen Geſetze heben dieſen Punkt nir⸗ 
gends beſonders hervor. Zwar mag in der Nichtumnter⸗ 
Rüsung des Borgefeßten, je nach den Umftänden, eine 
Berlebung der Chrerbietung, ein Ungehorfam oder eine 
ftrafbare Feigheit vorliegen, aber damit wird nicht Daffelbe 
erreicht, wie mit dem roͤmiſchen Schußgebot. Wie jchön 
und Acht milttärifch ift der Grundſatz, Daß jeder dem 
Obern drohende Angriff gegen die ganze Armee gerichtet 
ft, und Mann für Mann bereit fein muß, den Oben 
mit feinem eigenen Xeibe zu deden. 

Archiv d. Er. R. (Grgänzungs:Heft zu 1859.) 4 
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II. Dejertion. 

Wer ohne Erlaubniß Die Garniſon ober das Lager 
verläßt, oder bei erlaubter Entfernung über Gebühr aus⸗ 
bleibt (emansor), wird noch nicht als Deferteur, fondern 
nur bischplinariich beftraft (fr. 3 9. 2 D. de re mil.), 
eine Defertion liegt nur Dann vor, wenn der Angeſchul⸗ 
Digte entwichen ift, um fich dem Kriegsdienſte zu entziehen 
(fr. 3 $. 3 D. eod.). Wenn zweifelhaft ift, ob emansio 
oder desertio vorliegt, ſoll unterfucht werden, warım 
fish der Angefchuldigte entfernte, wo er war, was er trieb, 
ob er krank war, feine Angehörigen bejuchte, einem ent 
wichenen Sflaven nachfeste u. Dergl., und dann nach ben 
Umftänden ermeflen werden, ob Defertion anzunehmen jei 
(fr. 4 $. 15 D. eod.). Bleibt ein Beurlaubter über Die 
feftgefeßte Zeit aus, fo wird er als Dejerteur behandelt, 
wenn er nicht nachweift, daß er ohne fein Verichulden u 
rückgehalten war (fr. 3 $. 7 D. eod.). 

Die Steafbarkeit der Defertion fteigt je nad) der 
bisherigen guten oder fchlechten Aufführung des Ange 
fhuldigten, feiner Dienftzeit, Charge, dem Ort, von wo er 
enwwich, und Die Zahl der Theilnehmer (fr. 5 pr. D. 
eod.). Hiernach wird 

1) einfadhe erfte Defertion im Frieden, beim 
Meiter mit Berfegung zur Infanterie, bei dem Infans 
teriften mit Berfegung vom Regimente, im Kriege aber 
mit dem Tode beftraft (fr. 5 $. 1 D. eod.). Hatte der 
Deierteur die Frechheit, fi in Rom betreten zu laſſen, 
fo wurde er auch in Friedenszeiten mit dem Tode beftraft 
(fr. 5 $. 3 D. eod.). 

2) Die zweite Defertion wird ſtets mit dem Tode 
beſtraft (fr. 5 8.3 D. eod.). 

3) Die erfte Dejertion im Complott wird mit 
Berjegung vom Regiment in der Weife beftraft, daß bie 
Gompflottenten zu verichiebenen Truppentheilen verſetzt, ſo⸗ 
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mit vom aller weitern Gemeinſchaft ausgefchloflen werben 
(fr. 3 $. 9 D. eod.). 

4) Defertion mit Uebergang zum Feinde wird 
als Treuloſigkeit mit nichtmilitärticyen gefchächten Todes⸗ 
firafen, mit dem Galgen (furco), dem Kampf mit wil⸗ 
den Tieren (damnatio ad bestias), oder dem Feuertob 
beftraft (fr. 8 $. 2. fr. 38 $. 1 D. de poenis — fr. 
3 $. 10 D. de re mil.).. Schon der Berfud der treu⸗ 
loſen Defertion wird mit dem Tode beftraft dr. 3 8. 11 
D. de re mil.). 


IV. Treulofigfeit. 


Für Die Treulofigfeit, welche ein Soldat Durch allge 
meine hoch⸗ oder Ianbeöverrätheriiche Handlungen begeht, 
bedurfte es im Militärftrafgefehbuche Feiner beiondern Vor⸗ 
fehriften, weil die gemeine Strafe bereitd das hoͤchſte Mag 
der Strenge erreichte, und der milttairiiche Grundſatz galt, 
Daß der Berräther (proditor) nicht die Rechtswohlthat 
der Militärftrafen genießen, ſondern den fchimpflicyen Stras 
fen des allgemeinen Geſetzes unterliege (fr. 3 $. 10 D 
de re mil.). Als befondere militärische Verbrechen, welche 
unter den allgemeinen Begriff der Treulofigfeit fallen, find 
aufgezählt: 

1) Uebergang zum Feinde, wovon oben unter 
Kr. II, 4 geredet wurde, 

2) Berrätherei der Spione, Kundſchaftspa— 
trouillen ıc. (exploratores, qui secreta nunciave- 
runt hostibus) wird mit Dem Tode beftraft (fr. 6 $. 4 
D. de re mil.). 


V. Feigheit. 

Die Feigherzigkeit, fo weit fie für den Soldaten zum 
Berbrechen wird, ift in den römifchen Quellen nicht in 
ihrem ganzen Umfange abgehandelt. Nur einzelne Säle, 

4°? 
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die beim gemeinen Soldaten am häufigften vorzukommen 
pflegen, find beſonders hervorgehoben: 

4) Wer in der Schladyt (in acie) unter den Augen 
feiner Kameraden (spectantibus militibus) den Anfang 
zur Yacht macht, wird mit dem Tode beftraft (fr. 6 $. 
8. D. de re mil.). 

2) Marodeurs, d. h. Soldaten, weldhe aus Feig- 
heit (metu hostium) unter dem Borwand der Erjchöpfung 
jurüdbleiben (languorem simulent), werden gleichfalls 
mit dem Tode beftraft (fr. 6 $. 5. D. eod.). 

3) Verſuchter Selbfimord und Selbfiver 
wundung, um dem Kriegsdienft zu entgehen, wird ale 
Feigheit mit dem Tode beftraft (fr. 38 9. 12, D. de 
poenis — fr. 6 $. 7. D. de remil.). Lag als Mor 
tto Lebensüberdruß, Schaam oder Uinerträglichkeit von Koͤr⸗ 
perichmerzen u. dergl. vor, fo tritt an die Stelle der To: 
desftrafe Ausftoßung aus dem Militär, und wenn Die 
That in der Weinlaune oder aus Uebermuth geichaf, 
fann die Strafe bis zur Verſetzung in ein anderes Regi⸗ 
ment herabfinfen (fr. 6 8. 7. D. eod.). 


V. en! Meuterei und Militär 
aufruhr. 

Wahrend man nach unſeren heutigen Militaͤrgeſetzen 
unter Aufwiegelung und Meuterei eine Aufreizung durch 
Worte, Handlungen oder Zuſammenrottungen verſteht, 
welche Die Gefahr eines Militaäͤraufruhrs in ſich ſchließt,?) 
und der wirkliche Ausbruch des Aufruhre fo wenig zum 
Begriffe dieſes Verbrechens gehört, Daß das Eidgenof 
ſiſche Militärftrafgefeubudy vom I. 1851 daffelbe ums 





2) —** meine Abhandlung über das Militairverbrechen 
euterei im Gerichtsſaal v. J. 1852. Bd. IT. p. 84 
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gelehrt nur dann für vorhanden annimmt (6. 58), werm 
der Aufruhr nicht wirklich ausgebrochen iſt, verlangt das 
wömiiche Recht zu deſſen Vollendung, daß ber Aufrufe 
außgebrochen fei und verſteht alio unter Auſwiegelung und 
Menterei die Anftiftung eines Militäraufruhrs. 
Dabei wird unterſchieden: 


1) Aufiviegelung, d. 5. Hervorrufung eines Mis 
litaͤraufruhrs durch öffentliche Kundgebungen von Unzu⸗ 
friedenheit und ungeftüme Beſchwerden (si intra vorife- 
rationem aut leveın querelam seditio mota est) 
wird mit Verfegung zu einem andern Regimente beftraft 
(fr. 3 $. 20. D. de re mil.). 


2) Die Meuterei, d. 5. Die Hervorrufung eines 
Militaͤraufruhrs durch beftimmte Aufforderung dazu (qui 
seditionem atrocem militum coneitavit) wird mit dem 
Tode beftraft (fr. 3 $. 19. D. eod.). 

3) Der Militäraufruhr (seditio) felbft wird an 
allen denen, welche Durch ihre Theilnahme Die öffentliche 
Ruhe : flörten (turbatores pacis), gleichfalls mit dem 
Tode beftraft (fr. 16 $. 1. D. eod.). Hat eine Legion 
oder ein anderer ZTruppentheil fich dieſes Verbrechens 
fhuldig gemacht, fo wird derfelbe aufgelöft (avocari mi- 
kitia solet) und werben die Angehörigen deſſelben in ans 
dere Truppentheile eingereiht (fr. 3 $.21. D. eod.). 

Auffallend iſt ift die verhältnigmäßig gelinde Beftras 
fung der Meuterei und des Aufruhrs, gleichwohl aber 
aus den Berhältniffen des roͤmiſchen Staats erflärbar. 
Zur Zeit der Republif war das Heer, fo zu fagen, Die 
in Waffen ausgerüdte Volksverſammlung, es fonnten Das 

her freie, wenn auch aufregende Reden, nicht unbedingt 
als Verbrechen behandelt werben; zur Kaiferzeit aber war 
das Heer die Macht, welche Kailer ein- und abfegte, es 
iM Daher erklärlih, daß man mit ben öffentlichen Kund⸗ 
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gebimgen der Soldaten — freilich zum großen Nachtheil 
für die Disciplin — nicht allzu firenge verfuhr. 

Das römifche Milttärfirafrecht — wie wir hier aus 
den Quellen bargeftellt baben — hat in feinen meiften 
Borfchriften eine auffallende Uebereinftimmung mit unjerm 
heutigen Kriegsrechte, und doch läßt fich nicht behaupten, 
daß Erfteres auf Lebteres einen erheblichen Einfluß ges 
habt habe. Als man nad) dem Untergang des Ritter- 
thums in Deutichland begann für die „Kriegsvoͤlker“ 
Kriegsgeſetze (Kriegsartikel, Artikelsbriefe, Beftallungen) 
zu fchreiben, da war bei den Gerichten der Sieg des rö- 
miichen Rechts zwar vollftändig entichieden, aber auf Die 
Militärgeiehe Eonnte das fremde Recht feinen Einfluß Aus 
Bern. Dort, bei den militäriichen Pärdgerichten konnte 
das Fünftlihe Syſtem des fremden Rechts die einfachen 
Vorſchriften des einheimiichen Gebrauchs nicht verbräns 
gen. Zwar bildeten die Regimentsichultheiien oder Au⸗ 
Ditore bei den Kriegsgerichten ein rechtsgelehrtes Element, 
aber dieſe Schultheiien wurden nicht gerade aus den ges 
lehrten Doctoren beider Rechte gewählt, hätten aud) mit 
ben Pandecten vor den Standgerichten wenig Gluͤck ges 
macht. So zeigen und Die erften Deutichen Kriegsartifel, 
Martmiltan des Erften Artikelsbrief vom I. 1508 und 
Marimiltan des Zweiten Reichs -Reiter-Beftallung vom 
Sahr 1570 ein von dem Einfluffe des römiichen Rechte 
ganz rein gehaltenes, aus dem Bedarf des Kriegslebens 
entiprofiened Militaͤrrecht. Und bei dieſer Selbftändigfeit 
bes Deutichen Kriegsrechts blieb e8 auch bis in Die neuefte 
Zeit. Zwar verfuchten einzelne Civil-Juriften z. B. Voet 
de jure militari (1670) ihr vaterländiiches Militaͤrrecht 
mit den römiichen Kriegsgeſetzen zu verichmelzen, und 
Daraus einen usus modernus des römtichen Militärredyts 
zu conftruixen, aber ohne Erfolg. Militärrichter und Mis 
Iitärgefehgeber nahmen darauf Feine erhebliche Ruͤckſicht. 


Das Miltärftrafrecht der Römer. 55 


Nur in einem Geſetze, oder vielmehr einer Geſetzescom⸗ 
pilation, dem Sachſen⸗Gothaſchen Kriegsrechte v. J. 1715, 
finden wir im Tit. VI. art. TI zweimal Stellen aus den 
Bandecten Titel de re militari angeführt. Aber jelbft 
In den neueften Ericheinungen auf dem Gebiete der Mi⸗ 
litaͤrgeſetzgebung zeigt fich durchaus feine Rüdfichtsnahme 
auf Das roͤmiſche Recht. Wir wollen darin feinen Nach⸗ 
teil für die Entwidelung dieſes Zweigs der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft erbliden, glauben aber doc, daß eine Wiederauf- 
friſchung der römiichen Lehre für den Gefeßgeber, ber 
Bergleihung wegen, von praftiichem Vortheile fei. 


XL. 
Ueber die Beſtrafung 
der 
im Auslande begangenen Verbrechen, 
von 
Herrn Dr. Groß, Geheimer Juſtizrath in Dresden. 


Wenn bei einem Gericht ein im Auslande begangenes 
Verbrechen zur Anzeige kommt, jo find jedesmal folgende 
Sragen zu berüdjichtigen und zu erörtern: 

I. ob das inlaͤndiſche Gericht nach den beftehenden 
Geſetzen zur Unterfuhung und Beſtrafung competent jei; 

N. im Fall -der Bejahung der erften Frage, nad 
welchen Geſetzen das gedachte Verbrechen zu beurtheilen 
und zu beftrafen jel. 

Zuvörderft ift aber dabei vorauszuſetzen, daß das 
feaglidye Verbrechen nicht bereitd von einem competenten 
Bericht des Auslandes zur LUnterfuhung gezogen und 
Darüber erfannt worden ift, da folchenfalls die weitere 
gerichtliche Verfolgung dieſes Verbrechens wegfällt. Diefes 
ft nicht nur den allgemeinen Grundiägen des Criminal⸗ 
rechts gemäß, wie denn auch in mehreren Gefebgebungen 
ausdruͤcklich ausgeiprochen ift, daß Niemand wegen eines 
und Deflelben Verbrechens mehrmals beftraft werden darf 
(Saͤchſtſches Criminalgeſetzbuch, Art. 73, Hamoverſches 
Criminalgeſetzbuch, Art. 86, Braunſchweigiſches Crimi⸗ 
nalgeſetzbuch, 8. 68, Badiſches Straſgeſetzbuch, 8. 8), 
ſondern es iſt auch dieſe Beſtimmung namentlich in Be⸗ 
ziehung auf die im Ausland begangenen Verbrechen in 
mehreren Strafgeſetzbuͤchern enthalten, z. B. in dem Fran⸗ 





zöfiichen Code d’Instruction erimizelle, Art. 7, Dem 
Württembergifchen Strafgeſetzbuch, Art. 3 unter 3, dem 
Großherzogl. Heſſiſchen, Art. 4 unter 2, und wenn im 
anderen, wie in den Säͤchſiſchen und Braunſchweigiſchen 
wegen der im Auslande begangenen Verbrechen eine bes 
fondere Vorſchrift dieshalb nicht gegeben wurde, ſo unter 
blieb dieſes in Hinfiht auf Die vorhandene allgemeine 
Beſtimmung (Motive zu dem Braunichweigifchen Crimi⸗ 
nalgefeßbuche, S. 227, Meine Ausgabe des Saͤchſiſchen 
Eriminalgefeßbuches, Thl. 1, S. 129). Eine Ausnahme 
von dieſer faft allgemein anerkannten Regel findet fidy je 
doch in dem Preußiſchen Strafgeleßbuche, indem zufolge 
$. 4 die Unteriuchung gegen einen Inländer oder Aus—⸗ 
länder, weldyer im Auslande gegen Preußen eine body 
verrätheriiche oder Iandesverrätheriihe Handlung, eine 
Majeftätöbeleidigung ober ein Muͤnzverbrechen fich hat zu 
Schulden kommen lafien, auch dann in Preußen zu. vers 
hängen ift, wenn gleich von den Gerichten des Auslandes 
über die Handlung redhtsfräftig erfannt und Die etwa 
ausgeiprochene Strafe vollzogen, oder Durch Begnadigung 
erlaſſen if, und es ift Deshalb in den Motiven zu den 
im Jahre 1851 erichienenen, bei Diejem Artifel mit Dem 
Geſetzbuch ganz gleichlautenden Entwurfe angeführt: „Die 
„Anwendung des Grunbiages, non bis in idem, ift nicht 
„zuläflig bei den gegen den Preußiichen Staat verübten 
„Verbrechen, da Berbredyen dieſer Art in den ausläns 
„diichen Gefehgebungen entweder gar nicht oder mit einer 
„relativ ungenügenden Strafe bebroft find. Das Au 
„Eunftömittel gegen etwaige zu große Härten muß bier 
„entweder in ber unterbleibenden Verfolgung ober in einer 
„Milderung der fpäter zu erfennenden Strafe im Gnaden⸗ 
„wege gefunden werden." Diefer Gründe ungeachtet 
dürfte Die erwähnte Beftimmung doch manches Bedenken 
gegen fi haben. Aus den Motiven if erſichtlich, daß 
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der Geſetzgeber ſelbdſt erkannt hat, wie durch dieſelbe (cr 
auffällige Härten gegen ben Angeſchuldigten herbeigeführt 
werden können. Auch wird fie ſchwerlich Durch die Bes 
siehung darauf gerechtfertigt, Daß Diegenannten Verbrechen 
tm Auslande mit einer ungenügenden oder auch gar Feiner 
Strafe bedroht find. Im erftern Falle hat der Verbrecher 
die nad) den Gefeben des Ors, mo er Definquirte, vers 
wirkte Strafe verbüßt, und Die Anftellung einer Berech⸗ 
rung Über das Mehr oder Weniger dieſer Strafe im 
Verhaͤltniß zu der Etrafe des Inlandes fcheint ber 
Würde des Staated nicht angemeflen, noch. abgefehen 
davon, daß die Geltung der im Auslande ftattfindens 
den Strafarten gegen die in Preußen gefehlichen öfter® 
ſchwierig zu beftimmen fein wird; fodann find zumwellen 
Die Strafen im Auslande felbft Härter als in Preußen, 
namentlich ruͤckſichtlich der bei der fraglichen Vorfchrift wohl 
vorzüglih tm Auge gehabten Müngverbrechen, wo 3. D. 
In Frankreich nach Art. 134 des Code penal das Rady 
machen ausländiicher Münzen mit leberslänglicher Gas 
leerenftrafe bedroht iſt, während das Breußifche Straf 
geſetzbuch Die Fertigung in⸗ oder ausländifchen Geldes mit 
fünf- bis fünfzehnjähriger Zucthausftrafe belegt. Im 
zweiten Halle, wo im Auslande das begangene Verbrechen 
mit gar Feiner Steafe bedroht ift, wirb aber auch feine 
Unterfuhung dort ftattfinden, und ſonach der obgedachte 
allgemeine Grundſatz einer in Preußen anzuftellenden Un- 
terfuchung nicht im Wege ftehen. Noch weiter als das 
Preußiſche Strafgeſetzbuch iſt in dieſer Beziehung das 
Defterreichiiche Strafgeſetzbuch vom 27. Mat 1862 ge 
gangen, weldhes der Anſicht von Tittmann (Handbuch 
ber Strafrechtswiflenichaft, Thl. 1 9. 132, Note k.) ſich 
zugeneigt, und Die im Geſetzbuch über Verbrechen und 
ſchwere Bolizeiübertretungen vom 3. September 1803 nicht 
enthaltene Beftimmung aufgenommen hat, Daß bei einem 
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Defterreichtfchen Unterthan, welcher im Auslande ein Ber 
brechen begangen hat, unbedingt, fo wie bei einem Aus; 
länder, falls er im Auslande des Verbrechens des Hoch⸗ 
verraths gegen den Defterreichifchen Staat oder den 
deutichen Bund, oder des Berbrecyens der Berfälfchung 
Defterreichifcher öffentlicher Ereditpapiere oder Münzen ſich 
ſchuldig gemacht hat, die für Diefe Handlung etwa bereits 
im Auslande erlittene Strafe in die nady dem Defters 
reichiſchen Strafgeſetze zu verhängende einzurechnen; eine 
Beftimmung, welcher Die bereits gegen die Vorfchrift des 
Preußiſchen Strafgeſetzbuches angeführten Bedenken noch 
in vergrößertem Maaße entgegenftehen. Zweifelhafter dürfte 
es ſcheinen, ob nicht Die Anftellung einer anderweiten Um - 
terfuchung dann zu rechtfertigen jet, wenn der Verbrecher 
bei der Unterſuchung Im Auslande entweder vor dem Er⸗ 
kenntnifſe Abolition, oder gegen Die erkannte Strafe 
völlige Begnabigung erlangt, mithin wegen bed begans 
genen Verbrechens gar Feine Strafe erlitten hat. Allein 
wird einmal der Grundfap anerfannt, Daß eine bereits 
geführte Unterfuchung wegen deſſelben Berbrechens gegen 
denſelben Berbrecher in der Regel nicht zu wiederholen tft, 
ſo wird er auch in dem gedadıten Falle in Anwendung 
zu bringen fein, und es würde die Anftellımg der zweiten 
Untertuchung eine Nichtachtung der der ausländifchen 
höchften Staatsgewalt zuftehenden Eompetenz zur Unter 
ſuchung eines innerhalb ihres Gebietes begangenen Ber: 
brechens involviren, in deren Folge fie auch) das Begna⸗ 
digungsrecht auszmüben befugt iſt; auch ift der Wegfall 
einer weiteren Unterfuchung, wenn in dem auslänbifchen 
Staate das Verfahren niedergefchlagen worden ift, wenig- 
ſtens in dem MWürttembergiichen Strafgeſetzbuche, Art. 3 
unter 3 und in dem Preußifchen $. 4 unter 3 ausdruͤcklich 
erwähnt. Es wird aber dadurch keineswegs ausge 
fhlofien, daß dann, wenn auch eine im Inlande geführte 


Pr 
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vnd buch Freiſprechung bes Angeſchuldigten erledigte 
Unterſuchung wegen neuhinzutretender Indicien wieder auf⸗ 
genommen werden kann, daſſelbe Verfahren in Beziehung 
auf auslaͤndiſche Unterſuchungen Anwendung leidet, wie 
ſolches auch im Hannoverſchen Geſetzbuche Art. 3, und 
im Badiſchen, 8. 8, beſonders vorgeſchrieben iſt. 
In Beziehung auf die oben unter 
I 


gedachte Frage über die Competenz inländiicher Gerichte 
wegen der im Auslande begangenen Verbrechen hat keine 
der mir befannten Gefeßgebungen das von Abegg in 
feiner Schrift über Die Beftrafung der im Auslande be 
gangenen Verbrechen vertheidigte Princip angenommen, 
daß ein außerhalb der Graͤnzen des Staates jelbft von 
einem Staatsangehörigen verübtes Verbrechen niemals 
emen Rechtögrund für dieſen Staat zur Anftellung einer 
Unterfuhung und Anmendung einer Strafe geben fünne, 
vielmehr haben fie alle wenigſtens ein eventuelle Straf⸗ 
recht des Stanted auch wegen dergleichen Verbrechen ans 
erfannt, wobei jedoch meiftentheild ein Unterſchied zwiſchen 
Inländern und Ausländern gemacht worden iſt. Soviel 

A. die Inländer anlangt, fo find faft alle Geſetz⸗ 
gebungen darin übereinftimmend, Daß fie auch wegen der 
im Auslande begangenen Verbrechen von den Gerichten 
des Inlandes zur Verantwortung zu ziehen find, jedoch 
unter verſchiedenen Modificationen. 

1) Ein unbedingted Strafrecht wegen aller im Aus⸗ 
lande begangenen Berbrechen unter Der vorangegebenen 
Borausiegung wird flatuirt von dem Strafgefegbuce für 
Baiern vom Jahre 1813, Thl. II, Art. 30, dem gleiche 
Inutenden Strafgelegbuche für Didenburg vom Jahre 1814, 
dem Saͤchſiſchen Eriniinalgefehbuh Art. 2, dem Brauns 
ſchweigiſchen Landesgrundgeſetz, 8.205, dem Defterreichtichen 
Strafgefeg, 8. 36, wobei im Braunfchweigifchen Landes⸗ 
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grundgeſetz noch befonders erwähnt if, daß die im Aus⸗ 
ande verübten firafbaren Handlungen nad) gemeine 
Deutſchen Criminalrechte mit Strafen bedroht fein müflen. 
Es bedarf aber dieſer befondern Erwähnung keineswegs, 
fobald man ben ſich von felbft verfiehenden Grundfatz 
fefthält, Daß die im Auslande verübte Handlung nah 
den Griminalgefegen des Inlandes als ein Merbrechen 
oder (nach dem jest von mehreren Geießgebungen ange 
nommenen Sprachgebrauch) als ein Bergehen betradhtet 
wird, und nicht bloß die Hebertretung beionderer finan- 
zieller oder polizetlicher Vorſchriften des  ausländiichen 
Staates involoirt, in welchem Kalle auch bei abgeichloffenen 
Gonventionen über die Leiftung gegenfeitiger Rechtöhülfe 
von Seiten des auswärtigen Staates eine Rechtöverfol- 
gung gegen ben Inländer nicht verlangt werben kann, 
wie 3. B. in Sachſen nady den Eonventionen mit Preußen 
wom 21. December 1839, Altenburg vom 20. Juni 1840, 
den Fürftlich Reußiichen Regierungen vom 21. Juli und 
27. October 1845 und Anhalt Deflau und Köthen vom 
7. Suni 1852. 

2) Das Preußifche Strafgeiegbuch, $. 4 unter 2, 
erfennt ebenfalls Das unbedingte Strafrecht des Inlandes 
an, jedoch nur in Hinſicht auf Die gegen das Inland 
verübten Merbrechen des Hochverraths, Landesverraths, 
der Majeftätöbeleidigung oder eines Muͤnzverbrechens. 

. 3) Das Strafredht des Inlandes tritt unter ber 
Bedingung ein, Daß die fragliche Handlung ſowohl nad) 
den Geſetzen des Inlandes als nad) denen Des Ortes, 
wo fie begangen worden ift, als ein Verbrechen oder 
Bergehen beftraft wird; MWürttembergiiches Strafgeſetz⸗ 
buch, Art. 3. unter 1, Preußiſches Strafgeſetzbuch, 9. 4 
unter 3. 

4) Als beiondere Bedingung ber Rechtöverfolgung 
in Beziehung auf Inländer, welche ein Verbrechen an 
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einem auswärtigen Staate ober befien Behörden begangen 
Haben, fügt das Württembergiiche Strafgeſetzbuch, Art. 3 
unter 2, noch hinzu, Daß der Angehörige des betreffenden 
Staates, wenn er dieſes Verbrechen an dem Wuͤrttem⸗ 
bergiichen Staate oder deſſen Behörden verübt Hatte, nicht 
ſtraflos bleiben wuͤrde. 

5) Bon mehreren Geſetzgebungen wird zum Eintritt 
des Strafrechts erfordert, daß ein im Auslande ftraflofes 
Verbrechen gegen das Inland, deſſen Behörden oder 
Staatsangehörigen gerichtet war; Hanuoveriches Crimi⸗ 
nalgeſetzbuch, Art. 2, Großherzogl. Heſſiſches Strafgeſetz⸗ 
buch, Art. 3 unter 1, Badiſches Strafgeſetzbuch, 8. 4, 
Strafgeſetzbuch für die Thüringifchen Staaten, Art. 2. 

Unter diefen verfchlenenen Beitimmungen dürfte Die 
allgemeine Borfchrift unter 1 am meiften gerechtfertigt 
ericheinen. Der Inländer, weldyer nur zeitweilig aus dem 
Staate fich entfernt, welchem er angehört, hört darum 
nicht auf, Unterthan defjelben und deſſen Geſetzen unters 
worfen zu fein. Auch iſt e8 eine Forderung Der Gere» 
tigfeitöpflege, die im völferrechtlichen Interefle der ein⸗ 
zelnen Staaten gegen einander liegt, daß die in einem 
Staate verübten Verbrechen, deren Urheber der Beſtrafung 
durch die Flucht fich entzogen hat, um beswillen nicht 
unbeitraft bleiben, weil der Schuldige fich in fein Heimath⸗ 
land zurüdbegeben hat. Der Grundfag, Daß Die von 
einem Inländer im Auslande verübten Verbrechen eintres 
tenden Falls im Inlande zu beftrafen find, ift in allen 
oben erwähnten Stantsverträgen zu Leiftung gegenieitiger 
Rechtshuͤlfe anerkannt, und Die Uebereinfunft bezieht ſich 
nur Darauf, Daß der Inländer dem auswärtigen Staate 
nicht zur Beſtrafung auszuliefern ift, vielmehr der bes 
treffende Staat die Verpflichtung übernimmt, entweder ein 
in dem auswärtigen Staate gegen ben Inländer bereits 
geiprochenes Erkenntniß zur Vollziehung zu bringen, ober, 
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m Fall noch Fein Erkenntniß ergangen ift, ſelbſt gegen 
den Inlaͤnder mit. der Unterfuchung und Beſtrafung zu 
verfahren. Es fann mithin daraus, daß in Den gedachten 
Gonventionen nur Die Nichtauslieferung des verbrecheriichen 
Anländers an den auswärtigen Staat ftipulirt, Dagegen 
die Vollziehung des auswärtigen Erkenniniſſes zugefichert 
worden, keineswegs gefolgert werben, Daß Das Princip, 
die im Auslande von einem Inländer begangenen Ber 
brechen im Inlande zu beftrafen, erft Bolge einer fperiellen 
Bereinbarung fei, und bei Staaten, zwiichen welchen Feine 
befondre MWebereinfunft über die Leiflung gegenieiäger 
Rechtshülfe befteht, Feine Ammwenbung finde. Dagegen 
treten den unter 2—5 veorgedachten, von mehreren Geſetz⸗ 
gebungen für die Annahme der Competenz aufgeftellten 
Bedingungen und Beichränfungen mehrfache Bedenken ent 
gegen. Bei der Beitimmung unter 3, Daß bie in Frage 
fommende Handlung ſowohl nad, den Gejegen, am Orte 
der That, als nach Denen des Inlandes als ein Verbrechen 
oder Bergehen beftraft werde, Hat offenbar Die Voraus⸗ 
ſetzung flatigefunden, Daß Die im Auslande delinquirenden 
Inlaͤnder in chriftlichen, civiliſirten, vorzuͤglich Europäiichen 
Staaten ſich befinden, Deren Gelege im Allgemeinen mit 
denen anderer civilifirter Laͤnder übereinftimmen; man hat 
aber nicht Die gegenwärtige ungemeine Ausbehmung Des 
Weltverkehrs vor Augen gehabt, welcher häufig die Bes 
wohner des Inlandes auch nach überjeeiichen, zum Theil 
barbariihen Staaten führt, welche vielleicht ganz geſetzlos 
find, oder deren Gejege Doch auf ganz andern Principien 
als die der Europäifchen Staaten beruhen. Man jege 
zum Beiſpiel den Fall, daß ein verheiratheter Preuße ſich 
nach dem jebt nicht felten bereiften China begiebt, und 
dort unter Verſchweigung jeiner Ehe eine anderweite che 
liche Berbindung mit einer fich daſelbſt aufhaltenden fremden 
Chriſtin eingeht, wobei ein bortiger Miffionär die Trauung 
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vollzieht. Sollte Diefer in Preußen nad freier Ruͤckehr 
ber Bigamie angeflagt werden, fo ſcheint mir nad) den 
Morten des Breußlicken Strafgeſetzes Unterſuchimg und 
Beſtrafung gegen ihn nicht eintreten zu koͤnnen, da be⸗ 
kanntlich in China Die Verheirathung mit mehreren Frauen 
geſetzlich geftattet if. Aehnliche Beiipiele würden fich wohl 
nicht Selten auffinden laſſen. Die unter 2 gedachte Bes 
fimmumg des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs wegen der 
Gompetenz über die im Auslande begangenen beionders 
benannten Berbrechen gegen den Preußiichen Staat er⸗ 
fheint um deswillen überflüffig, weil dieſe Berbrechen 
insgefammt auch unter die im Strafgefeßbudhe Art. 4 
ımter 3 erwähnte Kategorie fallen, und nur beionbers 
aufgeführt -fiw, um rüdfichrlich ihrer die Wirkungen der 
bereite im Auslande erfolgten Unterſuchung, Beftrafung 
ober Begnadigung auszwichließen, was jeboch, wie bereits 
oben angefühet, nicht zu rechtfertigen fein möchte. Ebenſo 
wenig bedarf es der im Württembergiſchen Strafgeſetzbuche 
erwähnten Bedingung unter 4, welche unftreitig auf bie 
Uebertretung fpecieller, polizeilichen oder finanzieller Bors 
ſchriften Des Auslandes ſich bezieht, Da Die Uebertretung 
foiher Borfchriften ſchon nad) Dem unter 1 gedachten all 
gemeinen Grundſatze nicht Die Unterſuchung und Beftrafung 
des im Austande delinguirenden Inlaͤnders vor inländiichen 
Gerichten zur Folge bat. Auch die von mehreren Deutichen 
Geſetzgebungen angenommene Beichränfung der Compe⸗ 
ten; zur Unterſuchung wegen eines im Auslande ftraflofen 
Verbrechens nur für den Ball, daß daflelbe gegen Das 
Inland, defien Behörden oder Staatsangehörige begangen 
worden, fcheint nicht gehörig begründet zu fein. “Der bes 
zeichnete Umftand kann dem betreffenden Stante kein 
größeres Recht zur Ausübung der Strafgewalt, ſondern 
nur ein größeres Interefle gewähren, und wenn der Staat 
gegen eine in feinen Bejeßen als firafbar erfannte Rechts⸗ 
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Berlegung nur den dadurch betroffenen Inlaͤnder, nicht 
aber auch den Ausländer ſchützen will, fo erſcheint bie 
Strafe nicht ſowohl als ein Act der Gerechtigkeitspflege, 
als vielmehr als der Act einer Privatrache für eine in 
feinen Angehörigen erlittene perjönliche Beleidigung. Es 
kommt hinzu, daß möglicher Weile Das am Orte der bes 
gangenen That firaflofe Verbrechen gegen einen Dort ſich 
zeitweilig aufhaltenden Ausländer verübt worden ift, in 
deſſen Heimathsland das fragliche Verbrechen ebenfo wie 
im inländiichen Staate beftraft wird, in welchem Falle 
bie Beſchwerde der: Regierung, welcher der Ausländer ans 
gehört, über verweigerte Rechtshuͤlfe nicht unbegründet 
fein würde. Ebenſo würde Die Frage aufgewmorfen werben 
können, ob nicht der Inländer, der einer Unterfuchung und 
Beftrafung unterworfen werden toll, gewußt haben müffe, 
daß derjenige, gegen weldyen er im Auslande ein Dort 
ftrafliofes Verbrechen begangen, ein Angehöriger bed Staates 
fei, dem er ſelbſt angehört, und ob ihm nicht Der gute 
Glaube, daß der Berlegte ein Auslaͤnder fei, zur Ent 
ſchuldigung gereiche. 

B. In Hinficht auf die Competenz zur Unterfuchung 
wegen der von Ausländern im Auslande begangenen 
Verbrechen ftimmen faft alle Gefebgebungen darin überein, 
daß ein Unterſchied flatt findet, je nachdem das verübte 
Verbrechen in Beziehung zu dem Inlande fteht oder nicht. 
Im erftern Falle erkennen Ä 

1) mehrere ein unbebingtes Strafredyt des Inlandes 
an, wenn dad Berbrechen gegen das Inland, deſſen Be⸗ 
börden oder Staatsangehörige gerichtet iſt; Strafgeſetzbuch 
für das Königreich Baiern vom Jahre 1813, Th. U, 
Art. 31, das gleichlautende Strafgeſetzbuch für Oldenburg 
vom Jahre 1814, Saͤchſiſches Criminalgeſetzbuch, Art. 4, 
Württembergiiches Strafgeießbuch, Art. 4, Hannoveriches 
Eriminalgefegbud), Art. 3, a Landes⸗ 
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grundgefed, $- 205, Thacingiſches Stunfgefopbuch, Me. 3, 
Badiſches Steafgeiegbuch, $. 5 und 6. 

3) Einige andere Geſetzgebungen lafien die Compe⸗ 
ten; der inlaͤndiſchen Gerichte nur in Beziehung auf ge 
wiſſe Verbrechen gegen den Staat eintreten, fo bei dem 
Verbrechen der WMajeftätsbeladigung, des Hochverrathé, 
des Landesverraths, Des Aufruhrs, der Ueberſchwenmung 
der Faͤlſchung von inlänbiichen Stempeln. oder Siegeln, 
von Stempelpapier oder von Cours habenden Münzen 
oder Stantspapleren, Großherzogl. Heſſiſches Steafgeieg- 
buch, Art. 5; bei hochveraͤtheriſchen Handlungen, Maje 
ſtaͤts⸗ ober Muͤnzverbrechen, Preußiſches Strafgeſetzbuch, 
$. 4 unter 1; bei Dem Verbrechen des Hochverraths in 
Beziehung auf den Oeſterreichiſchen Staat ober den Deut⸗ 
fen Bund, und der Verfaͤlſchung Oeſterreichiſcher öffent- 
lcher Erebitöpapiere oder Dlüngen, Defterreichiiches Straf 
gefet, 8. 3 | 

IR Dagegen ein Verbrechen von einem Ausländer nur 
in Beziehung auf einen auslänbiichen Staat ober deſſen 
Angehörige begangen worden, oder gehört es ruͤckichtlich 
derjenigen Staaten, wo die vorſtehend ımter 2 angegebenen 
Vorſchriften in Gültigkeit beſtehen, nicht zu ben dort bes 

nannten Berbrechen, fo ift 
a) in mehreren Strafgeſetzbuͤchern gar feine Be- 
fimmung darüber enthalten, was auf erfolgte Anzeige 
eined ſolchen vielleicht jehr groben Berhrechens bei einem 
inlaͤndiſchen Gericht geſchehen fol; Württembergiiches 
Strafgeſebbuch, Babiihes, Thüringiiches, Preußiſches 
und es ift mithin zweifelhaft, ob in dieſem alle die Ge: 
richte gar Feine Notiz von dem zu ihrer Kenntniß ges 
fommenen Verbrechen zu nehmen haben, oder ob, wie 
mehrere Rechtsichrer behaupten, nad) Grundfägen Des 
allgemeinen Voͤlkerrechts bei dem Interefie, welches jeder 
Staat dabei bat, auch Die im Auslande begangenen Ver⸗ 
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Srechen nicht unbeftraft zu laffen, dem comptenten Stack 
die Auslieferung des Berbrecherd angeboten werben müffe, 
welche Diefer nicht ausſchlagen dürfe; Tittmann, 
Handbuch der Strafrechtswifſenſchaft, F. 650, Henke, 
Handbuch, TH. J., S. 003), wobei freilich die Mittel nicht 
angegeben find, Den competenten Staat zur Annahme des 
Berbrechers zu nöthigen, wenn er dieſe verweigert oder bie 
Aufforderung ganz unbeantwortet läßt. Die Moͤglichkelt 
der verweigerten Annahme haben 

b) Die Strafgefegbücher von Baiern, Oldenburg, 
und Oeſterreich ausdruͤcklich erwähnt, und es verorbnen 
Die beiden erfteren für diefen Kal, daß der Verbrecher mr 


ter Androhung der im I. Thelle Des Strafgefegbudhe, Art. 3, . 


beftimmten Strafen (2andesverweifung nebft körperlicher 
Zuͤchtigung) über die Gränze geichafft und feiner Obrig- 
keit Nachricht Davon gegeben werde, was felbft bei com 
eurrirenden Verbrechen ftattfindet, wo Die Unterſuchung 
nur auf Die im Inlande begangenen zu richten If, woge- 
gen in Oeſterreich ſodann die Unterfuhung gegen den 
Verbrecher im Inlande fortzufegen if. Endlich ftellen 

c. die Geſetzgebungen von Sachſen, Braunſchweig 
und dem Großherzogthume Heften die Entfcheidung Das 
Aber, ob gegen einen Ausländer wegen eines im Auslande 
verübten und lediglich Ausländer betreffenden Verbrechens 
eine Unterſuchung im Inlande anzuftellen it, der höhern 
Suftizbehörde anheim, indem nad) dem Sächfiichen Cri⸗ 
minalgejegbuche in einem folchen Falle Bericht an das 
Sufttzminifterium zu erftatten ift, zufolge des Braunfchmei- 
gifhen Landesgrundgeſetzes aber die inlaͤndiſchen Gerichte 
nur vermöge einer von der Landesregierung erhaltenen 
Ermächtigung mit der Unterfuchung verfahren fönnen. 

Bei näherer Erwägung dieſer differenten Anfichten 
koͤnnte wohl ebenfalls die Frage aufgemworfen werden, ob 
nicht bei dem freilich von den meiften Geſetzgebungen ge 
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machten Unterſchiede zwiſchen Verbrechen der Ausländer 
gegen das Inland oder deſſen Staatsangehoͤrige und den 
gegen andre Ausländer mehr ein größeres Intereſſe Des 
inlaͤndiſchen Staates als ein eigentlicdher Rechtsgrund be- 
ruͤckſichtigt worden ſei, und es duͤrften in dieſer Hinſicht 
manche der vorſtehend unter A erwähnten Bedenken ſich 
in gleicher Maaße geltend machen. Uber auch Hiervon 
abgeſehen, fcheint Doc) Dann, wenn eine Beſtimmung ruͤckſichtlich 
der von Ausländern an Ausländern verübten Verbrechen gar 
nicht gegebenift, oder wenn Die Anordnung fidy Darauf be- 
fhränft, bei erfolgter DBerweigerung der Annahme des 
Berbrechers von Seiten der Behörde am Orte der begans 
genen That denjelben Des Landes zu verweilen, eine Ber- 
fegung der im Intereſſe des allgemeinen Wohl jebem 
Staate obliegenden Gerechtigkeitöpflege vorzuliegen, welche 
die Beftrafung jedes wirklichen Verbrechens erfordert, und 
es würbe biefes noch mehr der Fall fein, wenn ein Aus- 
länder . wegen einer aud) von einem Ausländer erlittenen 
Rechtsverlegung den Schus bes Staates in Anſpruch neh- 
men follte, welchen er am Orte der begangenen That nicht 
erlangen könnte. Es können aber bei der Frage, ob wegen 
eines von einem Ausländer im Auslande begangenen Berbre- 
hend eine Unterfuchung vor inlänbiichen Gerichten zu ver: 
hängen, Die hierbei zu berückſichtigenden Verhältniffe ſowohl des 
Verbrechens felbft, unter denen es verübt worden, als Des 
Drted der begangenen That und der Perſoͤnlichkeit des 
Verbrecher ſowie des Verletzten ſich fo verfihledenartig 
geftalten, daß es immer bedenklich fein wird, Die Entſchei⸗ 
bung hierüber lediglich den Untergerichten zu uͤberlaſſen, 
um nicht eine Differenz der hierbei beobachteten Princi- 
pien herbeizuführen; vielmehr fcheint e8 am zmedimäßigften, 
Die Anordnung hierüber nad) den vorangeführten Beſtimmun⸗ 
gen des Saͤchſiſchen Criminalgeſetzbuchs und ded Braum- 
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ſchweigiſchen Landesgrundgeſetzes der hoͤhern Juſuzbehoͤrde 
anheim zu geben. 

Beruͤchſichtigt man nun weiter bie eingangsgedachte 
Frage unter 


I. 


nach welchen Geſetzen ein im Auslande begangenes Ver⸗ 
brechen von den inlaͤndiſchen Gerichten zu beurtheilen und 
zu beſtrafen ſei, ſo zeigen ſich auch hieruͤber verſchiedenar⸗ 
tige Anfichten der neueren Geſetzgebungen. Vorzüglich wich 
Dabei öfters ein Unterfchied zwiſchen Inländern und Aus⸗ 
ländern gemadt. So viel nım 

A. die Inländer anlangt, fo if im Allgemeinen 
als Pegel angenommen, daß gegen dieſelben die inlän« 
diſchen Geſetze in Anwendung zu bringen find, und zwar 

a. unbedingt und ohne Ausnahme nad, den Straf 
geiegbüchern von Sachen, Art. 2, Württemberg, Art. 3, 
Braunfchmeig, $. 2, Hannover, $. 2, Thüringen, Art. 2, 
Preußen, $. 4, Oeſterreich, $. 36, Großherzog! Hefftiches 
Geſetz vom 23. Februar 1849, jomwie nad) dem Entwurfe 
eines Strafgefegbudy8 für das Königreich Belgien, Art. 4. 

b. mit der Ausnahme, daß dann, wenn Die verbre- 
cheriſche Handlung gegen einen auswärtigen Staat, deſſen 
Behörden oder Angehörige gerichtet und dort mit gelindes 
ver Strafe bedroht ift, Diefe gelindere Strafe erfannt wer⸗ 
den fol, Badiſches Stenfgeleseun), $. 4A. 

Werden Dagegen 

B. Ausländer vor inländijchen Gerichten zur Uns 
terfuchung gezogen, fo find. fte 

a. nur nad) den inländiichen Geſetzen zu beurtheilen, 
zufolge der Strafgefeßbücher von Sachſen, Art.3, Braun 
fhweig, $. 2, und dem Belgiicyen Entwurfe, Art. 4, wos 
bei jedoch in Hinficht auf den lebteren zu bemerfen ift, 
daß in dem von der Commiſſion der Kammern der Ab⸗ 
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geochneien über den Eutwunf erſtatteten Bericht in Bor- 
fhlag gebracht ift, Die Belgiichen Strafbefimmungen ge 
gen Ausländer nur bei Verbrechen gegen ben Belgiichen 
Staat oder deflen Angehörige eintreten zu laffen. 

b. Einer andern Anficht folgen die Strafgefegbücher 
von Württemberg, Art. 4, und für die Thüringiichen Stans 
ten, Art. 3, welche die inlaͤndiſchen Strafbeſtimmungen 
gegen Ausländer nur Dam eintreten lafien, wenn Die vom 
ihnen verübten Verbrechen gegen das Inland, deſſen Staats⸗ 
cherhaupt, Behörden ober Staatsangehörige gerichtet 
waren. 

c. Noch mehr beichräntt ift Die Anwendung Der ins 
laͤndiſchen Strafbeflimmungen nadı dem Badiſchen Gtrafs 
geſetzbuche, 8. 5, Indem Diefen zwar ebenfalls nachzugehen 
M bei Verbrechen ver Ausländer gegen das Inland oder 
defien Behörden, bei Verbrechen gegen einen andern Ins 
länder aber nur dann, wenn derſelbe im Inlande fidh 
befand. 

d. Lediglich bei Verbrechen gegen den Staat finden 
die inlaͤndiſchen Strafgefege Anwendung, und zwar 

a. unbedingt, Hannoverſches Eriminalgeiepbuch, Art. 3; 

ß. bei den Verbredyen der Majeftätsbeleivigung, des 
Hochverraths, des Landesverraths, Des Aufruhrs, Der Ue⸗ 
berſchwemmung, der Faͤlſchung von Großherzoglichen Stem⸗ 
pein oder Siegeln, Großherzoglichem Stenipelpaptere, von 
den im Großherzogthume courſirenden Münzen oder Staates 
papieren, Großherzogl. Heſſiſches Strafgeſetzbuch, Art. 55 

y. bei hochverraͤtheriſchen Handlungen, Majeſtaͤtsbe⸗ 
leidigungen und Münzverbrechen, Preußiſches Strafgeſetz⸗ 
buch, 8. 4 unter 1; 

d. bei dem Berbredhen des Hochverrathes gegen den 
Defterreichifchen Staat oder ben Deutfihen Bund, und ber 
Berfälfihung Deſterreichiſcher öffentlicher Creditspapiere 

' „der Münzen, Defterreichiiches Steafgefeh, $. 38. 


Aucdlande begaugenen Qerboochen. at 


©. Endlich jell die jebeömalige aildere Strafbrſue⸗ 
mung entweder der Geſetzgebung Des Inlandes oder bey 
am Drte der begangenen That geltenden eintreten 

a. bei Verbrechen der Ausländer gegen inlänbifche 
Staatsangehörige, Hannoverfches Criminalgeſetzbuch, Art. 9. 


ß. bei den von Ausländern gegen einen im Aus» 
lande fih aufhaltenden Inländer verübten Verbrechen, 
Badiſches Strafgeſetzbuch, $. 6; 


y. bei allen Berbvechen der Auskinder mit Ausnahme 
der unter d d erwähnten, Oefterreichiiches Strafgeſetz, 
$. 48; 

d. bei der gegen einen fremden Staat ober beflen Be⸗ 
hoͤrden gerichteten frafbaren Handlung, wenn beigebrady 
wird, Daß die Geſetze des fremden Staates eine ſolche 
Handlung überhaupt oder doch für den Fall, daß fie ges 
gen den Württembergiiden Staat oder jeine Behörden 
gerichtet. wäre, mit einer gelindern Strafe bedrohen, Würt- 
tembergiſches Strafgeſetzbuch, Art. D. 

Die Differenz der vorangeführten legislatorifchen Ans 
fihten beruht hauptiächlih darin, Daß in den Fällen, m 
welchen überhaupt die Competenz der infändifchen Gerichte 
anerlannt wird, einige Gefepgebungen die erkennenden Ger 
richte lediglich auf Anwendung der inländifchen Strafbes 
ſtimmungen hinwelien, andere Dagegen, unter verichiebenem, 
theils auf Die Eubjectivität des Verbrechers, theild auf 
die Objectivität des Verbrechens ſich beziebenden Modifi⸗ 
eationen Die jedesmal gelindere, entweder am Orte ber 
begangenen That oder nad) den inländiichen Geſetzen an⸗ 
gedrohte Strafe eintreten laflen. In fo vielen Geſetzge⸗ 
bungen nun aber auch die letztere Anſicht Eingang gefun⸗ 
den Bat, fo fcheint Doch Die erflere in allen Faͤllen den 
Borzug zu verdienen, fobald zufolge ber beftehenben ge 
feplichen Beſtimmungen die Competenz für das inländiiche 
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Gericht eintritt. Der hbauptfächlichfte Grund, welcher für 
Diefelbe anzuziehen iR, liegt 

1) darin, Daß der Richter nur nach den von der Ge 
ſetgebung feines Staates für ihn gefchriebenen und für 
ihn verbindlichen Geſetzen Recht zu fprechen verpflichtet 
und berechtigt iſt. Diefer Grundſatz ift in allen Geſetz⸗ 
gebungen ausdrüdlid) anerfannt, und wenn in den vor= 
ftehend benannten als einzige Ausnahme‘ von dieſer allge- 
meinen Regel der Ball des Erfenntnifies über ein im 
Auslande begangenes Verbrechen aufgeftellt ift, fo beruht 
dieſe Ausnahme auf einem ichwächlichen Humanitätsprin- 
eipe, "welches in diefem einzigen Falle Die fperielle Kennt⸗ 
niß des verlegten Strafgeießed von dem Verbrecher zu 
verlangen ſcheint, und wodurd der Staat, wenn er bie 
mildere Strafbeflimmung des Auslanded In Anwendung 
bringt, feine eigene Geſetzgebung als ungerecht bezeichnet. 
Beſonders muß 

2) Die in mehreren Gefehgebungen angenommene 
Beftimmung, daß bei einem im Auslande gegen einen 
Ausländer verübten Verbrechen der Inländer nad) den in- 
ländifhen, der Ausländer nad) den am Orte der That 
geltenden milderen Strafgelegen zu beftrafen, zu den größs 
ten Ungleichheiten in der Beftrafung führen, wenn die im 
Yuslande angebrohte Strafe beträchtlich gegen Die der ins 
laͤndiſchen Geſetzgebung zurüdfteht. Sodann liegen aber 
aud) 

3) bei der vorgefchriebenen Anwendung ausländiicher 
Strafgelege oft ſehr bedeutende, zumellen unbeflegbare 
Schwierigfeiten vor. Einmal hat, wie bereits früher er: 
wähnt, der Weltverfehr jetzt gegen fonft einen fo bebeutens 
den Umſchwung genommen, daß häufig ſowohl Inlänber 
einen temporären Aufenthalt in überfeeiichen, vielleicht halb 
oder auch ganz barbariichen oder Doch in Der Einiliiatton 
weit zurüdgebliebenen Staaten nehmen, oder Bewohner 





Auslande begangenen Berbrechen. 73 


jener Staaten Das Enropälide Yeitland beitreten. Iſt es 
nun fehon oͤfters ungemein ſchwierig, fich eine genaue 
Hennmiß der in andern Eurspälfchen Staaten geltenden 
eriminalgefeglichen Borfcheiften" zu verichaffen, fo wird nicht 
felten die völlige Unmöglichkeit vorhanden fein, eine gleiche 
Kenntniß von den Geſetzen jener Länder zu erlangen, wo 
„vielleicht geichriebene Gelee gar nicht exiftiren, fondern 
Alles von der Willführ der Machthaber abhängt. Allen 
auch in dem Falle, wenn fein Zweifel über die Eriftenz 
und die Beftimmumgen des im Auslande gültigen Geſetzes 
vorliegt, wird zweitens oft fehr ſchwer das Berhältmiß 
der dort beftehenden im Inlande nicht üblichen Strafarten 
ſich auffinden laffen. Man darf mur an die in Großbri⸗ 
tannien gejebliche Strafe der Deportation denken und ſich 
fragen, in welchem Berhältniffe 3. B. eine fiebenjährige 
Deportation zu einer Saͤchſiſchen Zuchthausftrafe ftehen 
würde. Und felbft da, wo die Strafarten gleich find, je⸗ 
Doc bei deren Anwendung verſchiedene Mopdificationen 
ftatt finden, wird Die Ausgleihung des Berhältnifies 
der Strafen zu einander manche Schwierigfeit darbie⸗ 
ten. So bat der Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für 
das Königreich Belgien diefelben Freiheitsftrafen wie Das 
Sächftiche Criminalgeſetzbuch angenommen, allein da jede 
Freiheitoſtrafe mit ftrenger Iſolirung verbunden ift, ſo iſt 
bie Zeitdauer der Strafen unverhälmigmäßig kuͤrzer, ale 
in Sachſen, und es: würde mithin eintretenden Falls Die 
Frage entftehen, ob eine nach dem Belgifchen Geſetz zu 
erkennende zweilährige Recluſion härter oder milder wäre, 
als eine Saͤchſiſche vierjährige Zuchthausftrafe. Sehr zu 
beachten ift unftreitig hierbei der Vorgang des Im Groß⸗ 
herzogthume Hefien unter dem 23. Februar 1849 erlaf- 
jenen Geſetzes. Das Heffifche Strafgeſetzbuch v. 17. Sept. 
1841 enthielt Art. 4 folgende Beftimmungen: 

Inländer, welche ſich einer durd, das Geſetz mit 
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Strafe bedrohten Handlung ſchuldig gemacht haben, 
werben nach ben Beſtimmungen vbeffelben gerichtet, 
Die Handlung mag tm Großherzogthume ober ha 
Auslande, an einem Inlaͤnder oder an einem Auds 
länder, wider den Großherzoglichen Staat, wider den 
Deutichen Bund oder wider einen beutfchen Bundesſtaat 
begangen worden jein. 

Doch findet feine, beziehungsweiſe gelindere, Strafe 


tt, 

1) wenn Die gegen einen Bundes⸗ ober auswertigen 
Staat, defien Behörden oder Angehörige gerichtete, 
im Auslande verübte Handlung in den Geſetzen die 
ſes Staated mit Feiner oder mit gelinderer Strafe 
bedroht ift. 

Im Laufe der Zeit boten ſich gegen Die vorgefchries 
bene Anwendung der auslaͤndiſchen Strafen mehrfache 
Bedenken dar, und es ftellte Indbeiondere das Großher⸗ 
zoglich Heſſtſche Hofgericht in einem Bortrage an Das Ju⸗ 
ſtizminiſterium in Frage, ob es bei dieſer Vorichrift auf 
Die Bedrohung der Handlung im Allgemeinen in dem aus⸗ 
laͤndiſchen Gefeße ankomme, oder darauf, in welcher Weiſe 
fie ausgelegt werde, ob der Richter ſich Gewißheit ver⸗ 
ſchaffen müffe, welche Strafe im Auslande den Schuldigen 
getroffen haben würde, und ob er zu dieſem Zwecke Die 
Acten dem fremden Richter mittheilen folle. Die Großs 
Gerzogliche Staatsregierung fand ſich Dadurch bewogen, 
das vorerwähnte Geſetz zu erlaflen, welches folgende 
Beſtimmung enthält: 

Die im Strafgeſetzbuche Art. 4, ©. 3 enthal⸗ 
tenen Worte, beziehbungsweife gelindere, jo wie 
die ganze Beftimmung im Sage 3 unter 1 fallen 
weg. i 

Bei Borlegung dieſes Geſetzes an Die Ständer 

verfammlung wurde aber in den Motiven gelagt: Die Vers 
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anlaffung zu dieſer Abaͤnderung des Sirafgeſetzbuches 
habe die Schwierigkeit gegeben, dieſer exceptionellen rich⸗ 
terlichen Verpflichtung Genuͤge zu leiſten, da man oft nur 
ſehr unbeſtimmte Auskunft über die fremden Geſetze er 
halten koͤnne, und dort Die Enticheidung oft ‚mehr vom 
richterlichen Ermeſſen ald von beftimmten gejeglichen Vor⸗ 
fchriften abhänge; eine richtige Anwendung fremder Ge 
epgebungen fei nicht zu erwarten, und in Den Laͤndern, 
wo noch das gemeine Recht gültig, beruhe Die Feſtſetzung 
der zu erfennenden Strafen lediglich auf der Gerichtsprario. 
Wenn fonady im Großherzogthume Heften die Schwierig- 
feit der Anwendung auslaͤndiſcher Geſetze fi, Ear zu Tage 
gelegt Bat, fo ift mir Dagegen niemals befannt worden, 
daß aus der Befolgung der Vorſchrift des Sächftichen Cri⸗ 
minalgeſezbuchs, auch bei den im Auslande begangenen 
Verbrechen flets nad, den Beflimmungen deſſelben zu ers 
kennen irgend einige Unzuträglichfeiten entflanden wären, 
und ich befemme, daß ich es für einen bedenklichen Rüds 
fehritt Halten würde, wenn man bei der bevorſtehenden 
Herausgabe eines neuen Strafgeſetzbuchs für Sachſen 
das bisher befolgte und bewährt gefundene Princip vers 
laffen wollte. 


XX. 


Zum Kapitel: Der Vertheidiger in Deutſchland und 
die Arcteneinficht. 


Bon 
Advocat Bopp in Darmftadt. 


Die Klage der Vertheidiger in Deutichland, daß die 
Wichtigfeit ihres Amtes nicht genug gewürdigt, Die Vers 
waltung defjelben vielfady erichwert werde, zieht ſich Durch 
Sahrhunderte.e Auch die eingreifenden Reformen der 
neueften Zeit im Gebiete des Strafverfahrens waren nicht 
Durchgreifend genug, um Diefe Klagen verftummen zu 
machen. Ich behalte mir vor, Darauf zurüdzufommen. 

Zu den lauteften Beſchwerden gehört die Beſchraͤn⸗ 
fung der Mittel, namentlich die Beichränfung in der Ges 
währung Der Acteneinficht. Ich erlaube mir die Borfühs 
rung einer der neueften Ericheinungen. „Mutato nomine 
de te narratur fabula« fann ich über die engen Grän- 


zen meiner Heimath hinweg. rufen. 


Unterm 27. April 1849 richtete Gr. Hofgericht der 
Provinz Starfenburg, „die Acteneinficht in Unterſuchungs⸗ 
acten, jo wie die darin eintretende Beftelung von Offi⸗ 
cialanwälten und deren Thaͤtigkeit betreffend," ein Aus⸗ 
fhreiben an Die Untergerichte feined Sprengeld, Das 
Griminalgericht - und die Anwälte in Darmftadt, das 
mit folgender Anorbnung beginnt: „In neuerer Zeit 
fommt ed bäufig vor, Daß die Anwälte darum bitten, 
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ihnen die Einficht von Unterfuchungsarten in ihrer Woh⸗ 
sung zu geflatten." Da fi) bei Gewährung foldyer Ge⸗ 
fuche manche Ineonventenzen ergeben haben, 1) fo werben 
wir Die Einficht von Unterfuchungsacten Tänftig nur in 
unferer Regiftratur geftatten und Hiervon allein in befon- 
deren Fällen die durch Diefelben erforderte Ausnahme ein- 
teeten laflen, 3. B. wenn Die Meitläufigfeit der Acten 
eine ſolche rechtfertigt.” Beigefügt wurde die Einfchärfung 
der „Beobachtung eines gleichmäßigen Verfahrens.“ 
Durch einen Antrag eines Mitgliedes des Ammalt- 
vereind in Darmfladt wurde die Erörterung der Frage 
herbeigeführt, ob dahin gewirkt werden folle, daß dieſe 
Berfügung außer Wirkſamkeit gefeßt werde. Diele 
Frage wurbe bejaht, und in Folge hiervon wurde nad 
ſtehende Bittſchrift an das Juſtizminiſterium gerichtet: 
„Großh. Hofgericht der Provinz Starfenburg bat in 
feinem Ausichreiben vom 27. April 1849 verorbnet, Daß 
den Anwälten die Einficht Der Unterſuchungsacten Künftig 
hin nur in der Hofgerichtöregiftratur geftattet werde und 
biervon allein in befonderen Fällen Ausnahmen eintreten 
follen, wenn 3. B. die Weitläufigfeit der Acten eine ſolche 
rechtfertigt. Bis zum Erſcheinen dieſes Ausichreibens mar 
«8, conform mit den Vorſchriften unjerer Criminalprozeß- 
ordnung, Regel, Daß dieſe Acten den Anwälten in ihren 
Wohnungen zur Einficht mitgetheilt wurden. Die Aufhe- 
bung dieſer feft begründeten Regel und der Erlaß jenes 
abändernden Ausfchreibens wird dadurch motivirt, daß fich 


— 


1) Worin beftanden diefe? Da es fih von einer fo widhtigen Bes 
fhränfung handelte, fo hätte die Befchaffenheit derfelben anges 
eben werden müflen. an war in Deutfchland immer nur zu 
Fehr bereit, zu befchränfen und zu verbieten. Wie oft war bie 
Arznei fhlimmer, ale die Krankheit! Mebrigens muß ih rüh⸗ 
men, daß mir Acten in Straffachen, die deponirt find, zu wifs- 
ſenſchaftlichem Zweck ad aedes mitgetheilt worden. 
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bei Gewaͤhrumng ſolcher Geſuche manche Inconvenienzen 
etgeben Hätten. Worin dieſe mm beſtehen, iſt hier nicht 
näher ausgeſprochen und Tann von und nicht näher dar⸗ 
gelegt werben. 

Es find nun zwei Jahre abgelaufen, ſeitdem jenes 
Ausſchreiben in Uebung gekommen iſt und fireng gehand⸗ 
habt wird. Wir Haben, durch unzählige Fälle belehrt, 
die Erfahrung gemadıt, daß jene Beftimmung für bie an- 
waltliche Thaͤtigkeit in Unterfuchungsiachen von augen- 
ſcheinlichem Nachtheil it, DaB das Amt des Vertheidigers 
hierdurch beichränft und unnoͤthigerweiſe erſchwert wird 
und eine Bermehrung der Koften zur Folge hat. Wir 
fehen uns deshalb genoͤthigt, gegen dieſe Beſtimmung 
Beſchwerde zu erheben und um Mbhülfe zu bitten. 

„Wir glauben beredhtigt zu fein, ald Regel die Mit⸗ 
thellung der Unterſuchungsacten zur Einfichtenahme in un⸗ 
jexen Wohnungen beanipruchen zu koͤnnen. Unfere noch 
m Geſetzeskraft beftehende Criminalprozeßordnung v. J. 
1726 enthaͤlt hierüber in mehreren Paragraphen maßge- 
bende Beftimmungen; fo jchreibt der $. 13 Tit. 9 vor, 
daß dem Defenfor die Inquiſttionsacten communicirt wer⸗ 
ben ſollen, und der $. 16 beftimmt, daß „ſodann Die acta 
Demjenigen, welcher in der Sadye auf vorher erfheilte® 
Derret zu handeln hat, remotis removendis, mit Anno» 
tirung Des Tages, warn jolches geichehen, communicirt 
werden sollen.” 2% Es unterliegt Diefen Beftimmungen 


2) Mittermaier pen im $. 52 feiner Anleitung zur Ber: 
eidigungskunſt deutſchen —— (S. 133—135 der 

n Auflage) der Vorſchrift, daß die Mcteneinfiht im Ge⸗ 
rihtszimmer und in Gegenwart einer vereideten Gertichteperfon 
eſchehen müffe, und fügt hinzu: „Wenn jedoch eine ſolche Ber 

—e in den Landesgeſetzen nicht vorkömmt, fo muß ber 
Vertheibiger, wenn er ein bei ven Gerichten beftellter Anwalt 
iR, auch die Befugniß haben, zu verlangen, daß ihm die Acten 
zur Einſicht in feiner eigenen Wohnung miig werben, 
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ſicher ein ſehr weiles und gerechte Motiv; Der Geſeh⸗ 
geber, Der die Nothwendigkeit Der Vertheidigumg durch 


einen rechiögelehrten Beiftand für den Angeklagten anew 


kannte, weilte bieiem auch Die Gelegenheit geben, ſich volle 
kaͤndig aus den Acten gu inſtruiren, wie diejes im Ti. 
14 $. 6 vergekhrieben iR, wo es ihm unter Anderem 
zur Pfliht gemacht wird, „Der Zeugen eigene Werte” 
anzuführen Diejer Pflicht fan er aber in den wenige 
ſten Hallen vollftändig Gemüge leiften, wenn ihm die Ein⸗ 
fiht der Acten nur in der Hofgerichtö-Regiftratur geſtat⸗ 
tet iſt. In Diefem Locale ift, der Natur des Geſchaͤfts 
nach, ein fändig reges und bewegtes Leben, Das für dem, 
der darin Acten ſtudiren und excerpiren Toll, vielfache 
Störungen erzeugt. Abgeſehen davon, daß ber Anwalt 
nur in den fpärlich zugemeflenen Canzleiſtunden in ber 
Regiſtratur fi, einfinden kann, zu einer Zeit, wo jeine 
Amvetenheit auf feinem Bureau in der Regel durchaus 
nothwendig if, lommt es gar nicht felten vor, baß bie 
Acten nicht bereit liegen, in Cirkel geiest find, bei dem 
Referenten fich befinden, und daß der Anwalt vergeblich 
erſchienen und mehrmals vergeblich ericheinen muß, bis er 
endlich die Acten erhält, wodurch unnöthigerweife Zeit und 
often verloren gehen. 

„Die Wichtigkeit der anwaltlichen Thaͤtigkeit gerade 


— 





wenn erhebliche Gründe dieſes Geſuch rechtfertigen.” Solche 
erhebliche Gründe machen fi in ag el geltend. Nur aus- 
nahmewelfe haben die Acten eine fo ſchlanke Taille, daß die 
extrahirende Hand fie umfpannen kann. ©. rigorös if Ar- 


nold: Praktifche Eroͤrterungen aus dem Rechtsgebiete. Erſtes 


Heft. —— 1844. I. Ueber das Recht der Acten— 
einfiht. Bierter Abfhnitt. Art und Weife der Ge: 
ffattung der Acteneinfidt. Er meint a priori, nur 
einem „öffentlihden Beamten“ bürften „zur Ausübung feines 
öffentlichen Amtes die Acten zugeftellt werden, wenn er fe nicht 
bei der Behörde einfehen wolle. Daher würden au in Preu- 
Ben dem Bertheidiger, wenn er zu den ae Beam: 
ten gehöre, die Acten in feine Behaufung verabfo 
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im Unterſuchungsſachen erheiicht aber ein ungeftörtes ern⸗ 
fied Studium der Acten, macht nicht felten nothiwendig, 
dag der Anwalt über fpecielle Punkte mit dem Ange 
Hagten conferiren, das in den Acten oft zerfireut liegende 
Material mühlam zufammenftellen, einzelne Actenftüde 
ganz abfchreiben muß, was Alles nicht möglid, oder mit 
einem ungleich größeren Zeit- und Koftenaufwand verbun⸗ 
den it, wenn ihm Die Acten nicht anhaltend und bei Aus⸗ 
arheitung der Schriftiäße zur Hand find. So lange das 
öffentliche und mündliche Verfahren noch nicht in allen 
Theilen der Strafrechtöpflege eingeführt, Die Anklage und 
Bertheidigung nur in den Acten niebergelegt it und nur 
auf fchriftliche Verhandlungen die Urtheile baſirt werden, 
erfordert es Die NRechtögleichheit, Daß bie Unterfuchunge- 
acten, gleichwie fie dem Referenten und Gorreferenten zur 
. Einfiht zugeftellt werden, fo auch dem ernannten ober 
gewählten Vertheidiger. 9) Bet Dielen, aß in Eid und 
Pflicht ſtehenden Männern, muß diefelbe Sorgfalt für die 
Integrität und pünftliche Ablieferung der Acten unterftellt 
werden, wie bei dem Richterperfonal, und fommen etwa 
in einzelnen Faͤllen Irregularitäten vor, jo haben die Ges 


3) Bergl. Freudentheil: Die Reform bes Abvocatenftandes. 
Ein Vortrag ꝛc. (AnwaltsZeitung, Jahrg. 1847, Nr. 19—33) 
$. 20. Die Erfhwerung der Acteneinfiht. (Nr. 27, 
©. 417, 418.) Auch er fagt: Der Grund zu der geſetzlichen 
Beftimmung ift nur in dem leidigen Mißtrauen gegen die Sach⸗ 
walter zu fuchen, das —— nur ein Nachtſtück unſerer Ge⸗ 
ſetzgebung iſt. Laͤßt es vorausſetzen, daß der Sachwalter 
einen Theil der Acten verwahrlofen oder entfremden und fich 
dadurch den größten Unannehmlichfeiten blosftellen würde ? Die 
Möglichkeit Tann kein Grund fein, dem Bertheiviger die Acten 
im Haufe vorzuenthalten, da fie audy dem Richter anvertraut 
werben und bei diefen eine gleiche Beſorgniß eintritt. Vergl. 
noch: Annalen des Advocatens Vereins in Hannover. Biertes 
Heft. Hann. 1834, S. 37—66: Ueber die Stellung ber Ber: 
theidiger in peinlihen Sachen, be. S. 48—56, und Anwalt: 
Seitung, Jahrg. 1847, Ar. 15 und 16: Der Stand der Ber: 
theidiger im Königreich Hannover, bef. Nr. 16, S. 242— 246. 
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üdyte Die Mittel in der Hand, ben einzelnen pflichtver⸗ 
gefienen Anwalt zur Verantwortung oder Strafe zu zie⸗ 
hen; man kann aber nicht ben ganzen Amwaltitand für 
Die Fehler und Mißbraͤuche Einzelner büßen laſſen. Ber 
einzekt ſtehende Inconvenienzen redytfertigen noch nicht eine 
den ganzen Anwaltfiand beeinträchtigende generelle Maß» 
regel. In der Regel gelangen die Acten erſt nach dem 
Schluſſe der Unterfuhung zur Einſicht des Vertheidigerg, 
und ſollte ein eiliger Zwiſchenfall eine frühere Abgabe er- 
fordern, je koͤmen dieſelben durch den Gerichtötiener Fur: 
zer Hand abgeholt werden, wodurch möglichen Geichäfte- 
verzögerungen oder fonfligen Inconvenienzen begegnet wer⸗ 
den 

Das Aifiiengejeb vom 28. October 1848 geftattet 
zwar im Art. 106 dem Bertheidiger die Einſicht der Acten 
nur im Secretariate des Griminalfenats; allein ed ver: 
ordnet auch, daß jedem Bertheidiger unentgeltlich eine Ab- 
fehrift der über den Thatbeftand und Die Ausfagen der in 
dem Nachtrage zum PVerweifungsurtheile genannten Zeus 
gen aufgenommene Protokoll ertheilt werde. Hiermit ift 
dem Bertheidiger Das bebeutendfte Material in die Hand 
gegeben, um für die mimdliche und öffentliche Verhand⸗ 
lung gerüftet zu fein, und da hier erft vor jeinen Augen 
und Ohren und unter feiner Mitwirfung Die 'entfprechende 
Procedur vorgenommen wird, fo ift ein fo gruͤndliches 
Studium der Acten der Vorunterſuchung nicht in Dem 
gleichen Grade nöthig, wie bei Criminalfaͤllen, in denen 
bie Gerichte nur auf jchriftlich geführte Unterfuchung Ur⸗ 
tbeil erlafien; Deshalb kann es nicht als eine Inconfequenz 
angeiehen werden, wenn wir und der Beftimmung des 
Aſſiſengeſetzes willig fügen, bei den nicht vor die Aſſiſen 
zur Aburtheilung kommenden Unterfuchungsiachen aber Die 
Herftellung der Einrichtung wünidyen, wie fie vor Erlaß 
fened Ausichreibens befanden hat. Wir — hier⸗ 

Archiv d. SE R. DT zu 1853.) 
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nah: Großh. Minifterium der Juſtiz wolle Großh. Hof 
gericht aufgeben, Die angefochtene Beſtimmung des Aus: 
ſchreibens vom 27. April 1849 außer Wirkſamkeit zu fes 
ben und den Anwälten die Einficht der Unterſuchungs⸗ 
acten künftighin in Der Regel in ihren Wohnungen zu ges 
ftatten. 


Darmftadt, den 8. Mai 1851. 


Unterm 16. Juli 1851 reſcribirte das Minifterium 
der Juſtiz Großherzoglichem Hofgeriht in Darmſtadt: 
„Einverftanden mit dem Inhalte Ihres Berichts vom 
20. v. M., wie auch mit dem daſelbſt allegirten, Ihrer 
Seitd an Großh. Oberappellationd- und Caffationsgericht 
unterm 15. Juni 1849 erftatteten Berichte % und, was 
insbeſondere die Affiienfachen betrifft, in Berüdfichtigung 
des Art. 106 des Geſetzes vom 28. October 1848 vers 
mögen wir dem Gejuche der hiefigen Anwälte vom 8. Mat 
1851 feine Folge zu geben, wovon fie diefelben in Kennt⸗ 
niß feßen werben. 

So dauert die Erſchwerung der Verwaltung des 
Amts des Bertheidigers fort, und nur felten gelingt es 
ihm, zu bewirken, daß ihm die Acten in feine Wohnung 
gegeben werden. Es bedarf dazu gewaltiger Anläufe. 

Im November 1852 ward ich zum Vertheidiger 
eines Angeſchuldigten beftellt, welcher in erfter Inftanz, 
durch Urtheil Großherzuglichen Hofgerihts, zugleich mit 
mehreren Genoſſen, denen andere Vertheidiger beftellt 
wurden, wegen Betrügereien (in Form der Schabgräberet 
mit Geiſterbeſchwoͤrung) in eine Freiheitäftrafe (mehrjäh- 
riges Zuchthaus) verurtheilt worden war. Die vorläufige 
Acteneinficht belehrte mic, über Die Nothwendigkeit, Die 


4) Der Inhalt diefer Berichte blieb Geheimniß. 
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Acten bei Abfaffung des Appellationslibells zur Hand has 
ben zu müflen. Bon berjelben getrieben, trug id) Dem 


Gerichtshofe vor: „Hochverehrlicher Gerichtshof hat Den 
Unterzeichneten zum Official-Anwalt des Eoinculpaten ©. 


M. in H. beftellt und ihm zum Zweck feiner Wirkſamkeit 


als ſolcher geftattet, Die Acten auf Der Regiftratur einzus 
fehen. Er hat angefangen, die Acten einzufehen, zu ſtu⸗ 
biven und zu ertrahiren, fich aber überzeugt, Daß er zur 
Ausarbeitung des Libelld zur Rechtfertigung des Rechtes 
mittel8 der Appellation, welches fich ald das zu ergreis 
fende darftellt, der Gegenwart ſaͤmmtlicher Acten bedarf, 
die fo voluminds find, daß fie fi duch Ertracte nicht 
überwinden laſſen. Inäbefondere bedarf er der Gegen 
wart des ausführlichen umfichtigen Gutachtens Des Herrn 
Referenten, defien Erſatz durch Abfchrift zu Foftipielig fein 

würde. 

„Es ift unverkennbar, daß der DVertheidiger in Dies 
selbe Lage verfegt fein muß, wie der Referent, Der Die 
fämmtlichen Acten zur Hand hat. Beide follen der Auf- 
findung der Wahrheit, alio der Gerechtigkeit dienen, und 
nichts würde den Zweck mehr verfümmern, ald eine dem 
Vertheidiger auferlegte Beichränfung, die ihn nöthigt, nach 
Umftänden mitten in feiner Arbeit Die Acten wieder auf- 
zufuchen, um über ein Moment nadyyufehen oder dad Li- 
bell auf der Regiftratur auszuarbeiten, um den Vortheil 
der Gegenwart der Acten zu genießen, Hingegeben allen 
Störungen.“ 

Der hieran gereihten Bitte um Mittheilung der Acten 
ad aedes ſchloſſen fich die beiden anderen Anwälte an; 
fie wurde erhört; id) bearbeitete die Schrift zur Rechtfer- 
tigung des Nechtsmitteld und reichte fie mit Dem befrie- 
Digenden Gefühle sein, daß mir das alte Mittel zur Er: 
reihung des Zwecks zu Gebote geftanden habe. 

Möge id, anregend zur gründlicdyen Erörterung der 

| 6* 
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ſo hoͤchſt prakttſchen Frage beitragen, welcher Geſichtspunkt 
der entſcheidende iſt, ob es z. B. darauf ankommt, „In⸗ 
oonvenienzen” zu begegnen, ober Darauf, Dem Zweck das 
Mittel hinzugeben. Meint ja fchon der alte ehrliche 
Meifter: Abhandlung des peinlichen Prozeſſes, Th. 1. 
Goͤtt. 1758, S. 350, indem er bezeugt, „Daß e8 in el 
nigen Gerichten wicht ungewöhnlich fei, Dem “Defenior Die 
Drigmmalacten bergeftalt anzuvertrauen, Daß er fie zum 
nöthigen Gebrauche auf eine gewiſſe Zeit in feiner eigenen 
Berwahrung behalte," daß dieſes „Mittel einen vorzüg- 
lichen Beifall verdient,“ weil dadurch der Zweck am ehr 
fachften erreicht werde. 


XXI. 
Beitrag zu der Lehre von der Anftiftung, 


erläutert 
duch einen Rechtsfall. 
Bon 
Herrn Obergerichts » Advocaten Bremer 
in Braunfchweig. * 


Der nachſtehende Rechtsfall gab dem Verfaſſer Ver⸗ 
anlaſſung, die Frage von der Strafbarkeit der Anſtiftung 
bei gaͤnzlich unterbliebener Ausführung einer umſtaͤndlicheren 
Eroͤrterung zu unterziehen. Inzwiſchen iſt dieſelbe Anſicht, 
für welche wir uns entſcheiden mußten, von Roßhirt 1) 
auf eine ſolche Weile vertheidigt worden, daß eine fernere 
Vertheidigung überflüffig ericheinen köͤnnte. Es möchte 
jedoch der Rechtsfall, fo einfach er an fi ift, der Mit 
theilung nicht unwerth, und eine nochmalige Hervorhebung 
der Rechtöfrage um jo weniger unerheblich fein, da um 
diefelbe Zeit, wo in dieſem Archive miederhoft die Straf 
lofigfeit der Anftiftung an fich geltend gemacht worden, 2) 
zwei höhere Deutiche Gerichte Die entgegengefegte Theorie 
angewandt, und den erfolglojen Verſuch einer Ans 


1) Beiträge zur Lehre von ve Anftiftung zum Berbredjen im Ar⸗ 
div 1852. ©. 378-412 


2) Hepp, Archiv 1848. &. 279 u. f. Zachariäͤ, Archiv 1850. 
©. 280 u. |. 
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fliftung unter den Begriff de conatus delinquendi 
gezogen haben. Auch bleibt ja Die Rechtsftage nicht nur 
für die wenigen Territorien wichtig, in weldyen noch (wie 
in Holftein) das gemeine Griminalrecht gilt, fondern auch 
-für diejenigen, welche neue Strafgeſetzbuͤcher erhalten has 
ben, weil durch Die neuen Geſetzbuͤcher dieſe Frage theils 
gar nicht, theils unvollftändig entichieden werden Wenn 
3. B. das Eriminalgefegbud für das Königreih Hannes 
ver die Handlungen des Thäterd dem Anftifter anrechnet, . 
aber (Art. 55) zugleich beftimmt, daß bei unterbliebener 
Ausführung der Anftifter „nach dem Gefege wider den 
Verſuch des von ihm beabfichtigten, aber nicht ausgeführs 
ten Verbrechens zu beftrafen,“ fo bleibt doch noch Die 
Frage offen, ob auch ſchon Die verfuchte Anftiftung, ein 
von dem Anzuftiftenden zurüdgerwiefener oder zum Scheine 
angenommener Antrag: die Strafe des conatus delin- 
quendi nad) fid) ziehe; und wenn das Strafgeſetzbuch für 
Baden $. 122, „ſobald der Angeftiftete den Auftrag 
angenommen,” für Beide, Anftifter und Angeftif- 
teten, die Strafe des Verſuchs eintreten läßt, fo ift es 
zum Mindeften zweifelhaft, ob bei Zurüdweilung des An- 
trages oder fcheinbarem Eingehen auf denielben, der An- 
tragende allein einer Strafe verfalle. 

In dem holfteiniichen Flecken Wandsbeck zeigten am 
23. Nov. 1848 zwei Polizeidiener der PBolizeibehörde an, 
daß fie in dem Haufe des Arbeitsmannes Saß einen 
Landmann, Namens Riemann, belaufcht hätten, welcher 
Saß zu einem Morde habe Dingen wollen, und daß des⸗ 
halb Riedmann von ihnen verhaftet worden fi. Gegen 
den Denunciaten Riedmann und defien bald darauf gleich» 
falls zu gefänglicdyer Haft gebrachte Ehefrau wurde nun 
eine Griminalunterjuchung eingeleitet, welche Folgendes 
ergab. 

Carl Friedrich Riedmann, 58 Jahre alt, if in 
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Mecklenburg geboren, Sohn eined Webers, hat fich, nach⸗ 
dem er Soldat gewefen und bei Waterloo mitgefochten, 
nad) Holftein begeben, vor etwa 25 Jahren feine jebige 
Ehefcau geheirathet, und mit feinen und feiner Frau Ers 
fparnifien eine etwa 11 Tonnen Landes umfaflende Ka⸗ 
thenftele zu Ojendorf, in dem holfteiniichen Amte Reins 
bed, gefauft. Bis Pfingften 1848 haben die beiden Eher 
leute durch den Betrieb der Kathenftelle ſich mit Mühe 
ernährt. Beide flehen auf einer niedrigen Stufe geifliger 
und fittliher Bildung; fie find von den übrigen Bewoh⸗ 
nern des Dorfes gemieden worden; man hat ihnen nicht 
viel Gutes zugetraut; auch hat fi der Mann zweimal 
einer fehr geringfügigen Entwendung fchuldig gemacht und - 
iR deshalb polizeilicdy beftraft worden. Bon vier Kindern 
tft den beiden Eheleuten nur eine einzige Tochter am Le⸗ 
ben geblieben, und dieſe ift um Pfingften 1848 an einen 
Scymiedegefellen Namens Schmidt verheirathet worben. 
Zugleih hat Riedmann die Kathenftelle an feinen Schwie- 
geriohn Schmidt abgetreten, und ſich und feiner Ehefrau 
einen Altentheil ausbedungen. Seitdem hat Riedmann 
theils feinem Schwiegerjohne bei der Bewirthichaftung der 
Heinen Landſtelle geholfen, theils bei anderen Landwirthen 
um Tagelohn gearbeitet. Zwiſchen den Schwiegerältern 
und dem Schwiegerfohne find bald Mißhelligkeiten er- 
wachſen. Wie Riedmann behauptet, ift es jeine Abſicht 
geweien, die Landftelle feiner Tochter, nicht feinem Schwies 
gerfohne zu übertragen; er will ſich erft ipäter von dem 
Inhalt Des von ihm unterzeichneten Ueberlaffungscontracts 
überzeugt haben, und er mißt in dieſer Hinficht feinem 
Schwiegerfohne einen Betrug bei; auch will ex von dem 
Letzteren über beflen Bermögensverhältniffe getäufcht wor⸗ 
den fein. Berner hat Riedmann Papiere entvedt, aus 
welchen hervorgeht, Daß Der Schwiegeriohn wegen früherer 
Schwängerung eines Mädchens noch Geld zu zahlen habe. 


&8 Beitrag zu ber Lehre won ver Mufiftang- 


Des Schwiegerfohn iſt der Landwirthſchaft weniger kundig 
geweien; Riedmam hat die wirthichaftlichen Arbeiten ans 
ordnen wollen; Schmidt Hat fich dem wiberiegt, ſich auf 
fein Eigenthum berufen Auch wegen ber Alientheilolei⸗ 
ſtungen ift es zum Streite und wiederholt zu gerichtlicher 
Klage gelommen. Riemann und feine Frau haben es 
bereut, ihre Tochter an Schmidt verheirathet zu haben; 
fie haben daran gedacht und Davon geiprochen, wo mög» 
lich eine Scheidung ihrer Tochter von Schmidt zu Stande 
zu bringen, obgleich nicht mur fein Eheſcheidungsgrund 
vorlag, jondern auch Das Vernehmen zwilchen den beiden 
jungen Eheleuten ganz gut war. Der Scywiegeriohn, des 
Haders mit den Schwiegerälteen müde, hat den Entichluß 
gefaßt und ausgeiprochen, die Kathe zu verfaufen und 
mit jeiner Frau anderswohin zu ziehen. Dieſes Vorhaben 
Schmidts hat die Schwiegerältern in große Unruhe ver: 
jet, und fie Haben auf Mittel gefonnen, wie fich die Tren⸗ 
mmg ihrer Tochter von ihnen verhindern laſſe. Um ſolche 
Mittel zu ſuchen, Haben fich Die Eheleute Riemann am 
21. Nov. 1848 nach dem reichlich eine halbe Melle von 
ihrem Wohnorte entfernten Flecken Wandsbeck begeben. 
Der in Wandsbeck wohnende Tagelöhner Nicolaus Saß 
hatte etwa 17 Jahre früher, ala Knabe, einen Sommer 
bindurdy bei Riedmann als Kuhhirte gedient; seitdem 
hatten er und Riedmann fi nur zwei oder drei Mat 
wieder geiehen. Saß ift mehrmald wegen Prügelei und 
Betrumfenheit, zulegt auch wegen Mißhandlung eines Holz: 
aufiehers, mit Gefängniß beftvaft worden; jonft liegt über 
in und jeine Frau nichts Nachtheiliged vor. In feine 
Wohnung kehrten am vorbenannten Tage Die Eheleute 
Rieckmann ein, fanden ihn aber nicht zu Hauſe, weil er 
gerade wegen feines lebten Vergehens fich im Gefaͤmgniſſe 
befand. Ste unterhielten ftch längere Zeit mit der Ehe 
frau Saß, einer verichlagenen, zu Raͤnken geſchickten Frau. 
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Bei dieſer Unterhaltung kam auch das Gefpräckh darauf, 
wio der Schwiegeriohn Schmidt aus der Welt gebracht 
werben möge. Auf welche Weiſe und von welcher Seite 
zuerft eine Ermordung Schmidi's in Anrege gebracht wor⸗ 
‚ den, darüber ſtehen Die Ausſagen fidh enigegen. Die Ehe: 
leute Riedmann behaupten, Daß fie lediglich zu dem 
Zwede nad) Wandsbeck gegangen, einen Advocaten um 
Kath zu fragen, und daß, nachdem fie ſolches der Ehe⸗ 
frau Saß erzählt, Diele ihnen eine Beſeitigung ihres 
Schwiegeriohnes duch Gift, welches fie zu verfchaffen 
wiſſe, oder auf andere Weile angerathen, und fich zur 
Mitwirkung bereit erflärt Babe. Nach der Ausfage der 
Ehefrau Saß haben die Eheleute Riedmann ihr fogleich 
geradezu gejagt, Daß fie gefommen wären, um Saß Ans 
twäge wegen Schmidt’d Ermordung zu machen. So viel 
if jebenfall& gewiß, Daß, nachdem zwiſchen Den genannten 
drei Perſonen das Geſpraͤch auf Schmidt's Ermordung 
gelommen, Rierfmann zulegt und in Gegenwart feiner 
Frau gegen die Ehefrau Sag ausgeſprochen hat, er wolle 
ihrem Manne, wenn diefer Schmidt aus der Welt fchaffe, 
200 Mat (O0 Thlr. Preuß.) und einen Scheffel Roden 
geben, und daß die Ehefrau Saß veriprochen, den Vor⸗ 
flag ihrem Manne mitzutheifen und Riedmann Nach⸗ 
richt zu geben, ob ihr Mann auf den Antrag einzugehen 
bereit fei. — Als am folgenden Tage Saß, der Haft ent- 
laſſen, duch jeine Frau von Rieckmann's Antrag in 
Kenntniß gelegt worden war, zeigte er am nädhfifolgenden 
Tage (23. Nov.) den Vorfall einem Bolizeidiener an, 
welcher ihm den Rath ertheilte, Icheinbar auf den Antrag 
einzugehen, und Riedmann nad Wandsbeck zu Ioden. 
Nach näherer Verabredung zwiſchen dem Polizeidiener und 
ben Eheleuten Saß begab ſich nun an demſelben Tage 
Me Ehefrau Saß nach Djendorf, traf aber Riemann 
nicht zu Haufe, fagte der zu Haufe anweſenden Frau, 
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dag Saß erſt Rieckmann felbft ſprechen wolle, und ging, 
von der Ehefrau Rieckmann begleitet, nad) einem benadh- 
barten Dorfe, wofelbft Riedmann mit Dreichen beichäftigt 
war. Auf Berlangen der Ehefrau Saß, weldye erklärte, 
daß ihr Mann zur Ausführung des Mords bereit fei, aber 
erſt felbft mit Riedmann fprechen wolle, ging Rieckmann 
mit ihr nad) Wandsbeck; feine Frau Fehrte nad) Ojendorf 
zurüd. (Riedmann bat ausgefagt: er habe fchon bei 
der Rüdfehr von Wandsbeck am 21. Nov. Das gegen Die 
Ehefrau Sag ausgeſprochene Exbieten bereut; jetzt aber, 
al8 er von der Saß nad) Wandsbeck geholt worden, habe 
er nicht mehr zurüdtreten mögen; unterwegs auf dem 
Gange nad) Wandsbeck, als die Ehefrau Saß von der 
Ausführung des Mordes mit ihm gefprochen, fe er in 
große Unruhe gerathen, und das Herz im Leibe habe ihm 
gepodht.) So wie Riedmann in Wandsbed in die Woh- 
nung der Eheleute Saß eingetreten war, wurden von einer 
Schwefter des Mannes zwei Polizeidiener herbeigeholt und 
durch eine Hinterthür nad) der Hausflur geführt. Bis 
zur Anfunft derjelben Ienfte Saß das Gefpräh auf ans 
dere Gegenftände; durch feine Frau von der Poftirung 
der Polizeidiener vor der Stubenthür in Kenntniß geſetzt, 
brachte er den Ermordungsplan zur Sprache. Die Ehes 
frau Saß ging, Icheinbar In häuslichen Geichäften, aus 
und ein, miſchte fi) nach den ihr von den Polizeidienern 
mittlerweile ertheilten Weilungen mitunter in Das Gefprädh, 
um demſelben die erforderliche Wendung zu geben, bradhte 
aud) Feder und Dinte herbei, als Riedmann dahin ges 
bracht war, eine Verſchreibung auszuftellen. Saß machte 
den Vorſchlag des Ertränfens, Riedmann verwarf den⸗ 
felben, und fprady ſich für Todtſchlagen und Einicharren 
aus. Er erbot fi, für die Toͤdtung 200 Marf und 
einen Schyeffel Roden zu geben; weigerte ſich aber, noch 
einen Sad Kartoffeln zuzulegen. Auf Verlangen fchrieb 
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ec auf einen Zettel „200 Mark“ und feinen Ramen. 
Darauf traten Die Polizeiviener hervor und verhafteten 
isn. — Die Ehefrau Riedmann, beforgt wegen bed Aus 
bleibens ihres Mannes, brachte Die Nacht wachend zu, bes 
gab fid) am Morgen nach Wandsbek zu den Eheleuten - 
Sag, wurde von Diefen durch umwahre Angaben beruhigt 
und durch eine Einladung zum Kaffeetrinfen aufgehalten, 
bis fie Durch einen heimlich herbeigerufenen Polizeidiener 
verhaftet wurde. °) 

Merkwuͤrdig if bei dieſem Unternehmen der Eheleute 
Riedmann das paſſive Verhalten ihrer Tochter, Der Ehe 
frau Schmidt, weiche mit ihrem Manne in gutem Ber 
nehmen fland, und von ihm jchwanger war. Sie hat 
weder das Vorhaben ihrer eltern, eine Ehefcheldung zu 
bewirken, noch den Ermordungsplan gebilligt, ift aber von 
den Abfichten ihrer Aeltern unterrichtet geweſen, und hat 
Keinen Schritt gethan, die Ausführung zu hindern. Ihre 
Mutter ftellte ihr die Ehefrau Saß, als dieſe nach Ojen⸗ 


3) Aus den Acten fcheint ajervorgugehen, daß Saß und feine rau 
alfo gehandelt in der Vorausfeßung, daß ihnen von dem Be: 
rihte eine Belohnung werde gegeben werden. Die große Ims 
moralität des Spieles, welches die beiden Cheleute im Einver⸗ 
ftändniffe mit einem Bolizeidiener fi) erlaubten, liegt p Tage, 
ſo wie die Illegalitaͤt des Rathes, welchen der Rolizeid ener 
nen ertheilte, da es wohl die Aufgabe der Polizei iſt, Verbre⸗ 
hen zu verhindern, nicht aber Jemanden, welcher eine Neigung 
zum Berbredhen an den Tag gelegt Hat, durch falſche Vorſpie⸗ 
gelungen zu beftärfen und weiter zu fördern. Leider mag Aehn⸗ 
iches oft vorgefonmen fein. — Zur Zeit des franzöftfchen Con⸗ 
ſi aͤußerten in Paris Mehrere gegen einen gewiſſen Harrel 
den a den erſten Gonful ermordet zu ſehen. Harrel 
zeigte diefes der Polizei an. Der erfte Gontul lieg ibm Geld 
und den Befehl geben, jenem Wunfche fcheinbar Borfhub zu 
leiten. Harrel und geheime Bolizeiagenten ſchloſſen fih den 
Unzufriedenen an, erboten fi), den Mord iu vollziehen. Un⸗ 
ter Mitwirkung der Polizei wurden die Getäufchten zum Ent⸗ 

bay etrieben , verfchafften den angeblichen Mörbern Dolche 

und flarben darauf fämmtlih auf dem Blutgerüſte. — Thiers, 

Geſchichte des Conſulats. 
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dorf gefommen war, mit den Worten vor: „Das iſt 
Die Frau ded Mannes, der beiten Mann aus ver Welt 
ſchaffen foll;" worauf Die Tochter erwieberte: „ach Gott, 
Mutter!” 
; Die Vertheidiger der Ehelgite Rieckmann in beiden 
Inſtanzen haben es hauptſaͤchlich Darauf angelegt, den er⸗ 
fien Borichlag der Ermordung der Ehefrau Sag beizu⸗ 
mefien, und dieſe als die eigentliche Anftifterin Darzuftellen ; 
fle haben aber die Streitfrage von der Strafbarkeit des 
Anfiifters bei umterbliebener Ausführung unberührt ge- 
Laffen. 
Bon dem holfteintichen Obereriminalgericht zu Gluͤck⸗ 
ſtadt (welches nad) der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Gerichte 
verfaffung in erſter Inſtanz zu erkennen hat, wenn nach 
der Anſicht Des unteriuchenden Untergerichts eine haͤrtere 
Strafe, als einjährige Zuchthausftrafe, zur Anwendung 
zu bringen iſt) wurde am 21. Sept. 1850 erfannt, Daß 
die beiden Eheleute Riedmann wegen verſuchten Bers 
wandtenmordes eine zehnjährige Zuchthaus— 
firafe zu erleiden ſchuldig. In den Entidyeidungsgrüns 
den heißt ed: „In Erwägung, — daß das nahe Affınis 
tätöverhältniß das Verbrechen rechtlich als Verſuch des 
Bermwandtenmordes charakterifirt, und bei ber Be 
fimmung der wegen dieſes Verbrechens zu erkennenden 
Strafe in Betracht zu ziehen, daß die Inculpaten ih rer⸗ 
feits Alles gethban, was in ihren Kräften ge— 
ffanden, um ihten verbrecheriichen Entichluß zur Aus; 
führung zu bringen; während andererſeits ſtrafmindernd 
auf die lange Dauer der Detentionshaft wird Rüdficht 
genommen werden müſſen.“ 

Auf Die von beiden Inculpaten ergriffene Berufung 
it von dem SchleswigsHelfteinstauenburgiichen Oberappel- 
lationsgerichte zu Kiel am 7. Juni 1851 abändernd er- 
fannt worden: 
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„In Erwägung: 

1) daß ber Inculpat Riedmann — — für gemig- 
ſam überfühet zu erachten, den Arbeitsmann Saß in 
Wandsbeck zur Ermordung feines Schwiegeriohnd gedun⸗ 
gen zu haben; Daß ‚hierin, obgleich der Arbeitsmann Saß 
ſich nar zum Scheine auf die zu Stande gefommene Ber- 
einbarung eingelaflen bat, allerdings ein Verſuch des 
Mordes *) Liegt, jedoch den Umftänden nad) nur dreijaͤh⸗ 
tige Zuchthausſtrafe angemeſſen ericheint; 

2) daß aber die Ehefrau bes Inculpaten Rieckmann, 
wiewohl fie deſſen Wunich, jeinen Schwiegeriohn umbrin⸗ 
gen zu laffen, gekannt und getheilt, auch durch ihr Ber 
nehmen hinreichende Beranlaffung zur Einleitung emer 
Unterfucyung wider fie gegeben hat, rechtlich nicht als 
Mitichuldige ihres Ehemannes angefehen werben kann, 
da fie bei der vorgedachte Vereinbarung, welde 
allein den Mordverſuch begründet, nicht gegen 
waͤrtig geweſen ift;“ 

daß Die wider Rieckmann erkannte Zuchthausſtrafe 
anf eine dreijährige herabzuſetzen, feine Ehefrau aber 
mit Strafe zu verichonen. 

Es wird feinem gegründeten Zweifel unterliegen koͤn⸗ 
nen, daß, felbft wenn die Ehefrau Saß durch Zureden 
den erften Gedanken an eine Ermordung Schmidt's in 
Riemann hervorgerufen und ihn zur Gelobung einer 
Belohnung fir Die Tödtung bewogen hätte, Rieckmanm's 
Thätigfeit doch als eine Anftiftung aufzufafien ſei, und 
Daß er, wenn Saß zur Ausführung des beredeten Ber: 
brechens gefchritten wäre, als Anftifter hätte beftraft wer- 
den muͤſſen. Das Holfteiniicye Obercriminalgericht feheint 


4) Das Obercriminalgericht hat angenommen, daß die Ermordung 
eines Schwiegerfohns unter den Dear des Berwandten: 
mordes falle; das Oberappellationsgeriht hat ſich über dieſe 
Streitfrage nicht ausgefprochen. 
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im den Handlungen beider Inculpaten einen beendigten 


Verſuch des Mordes gefunden zu haben. Es dürfte aber 
ſelbſt da, wo nad geſetzlicher Borjchrift Die Anftiftung 
ohne Ausführung als Verſuch des Berbrechens beftcaft 
werben fol, eine ſolche Anftiftung immer tur Die Strafe 
bed nicht beendigten Verſuches nach fich ziehen koͤmen; 5) 
es fieht offenbar Die verjuchte und felbft Die gelungene Ans 
ſtiftung in ihrem Berhältniffe zu dem vollendeten Bers 
brechen weit hinter dem beendigten Berfuche der That zus 
rüd. Die große Entfernung zwiſchen dem Verſuche einer 
Anftiftung und dem beendigten Verſuche der That ift von 
dem UOberappellationsgerichte Durch Herabiegung der 
Strafe auf dreijährige Zuchthausftrafe anerfannt worden. 
Vorausgeſetzt, daß es richtig fei, eine verjuchte Anftiftung 
al8 conatus delinquendi zu beftrafen; fo ließen ſich als 
lerdings die Fragen aufwerfen, ob nicht auch Die Ehefrau 
Rieckmann als Theilnehmerin an dem Verſuche ftrafbar 
eriheine; ob erft Durch Abichluß einer Vereinbarung mit 
Sag, und nicht fchon durch das gegen die Ehefrau Saß 
ausgeſprochene Erbieten ein ftrafbarer Verſuch ind Daſein 
getreten fei. Hier ſoll jedoch bloß Die Frage erörtert wer⸗ 
den, ob eine ohne allen Erfolg verjudte Anftif- 
tung als ftrafbarer conatus delinquendi ans 
zuſehen, und nicht vielmehr völlig ftraflog jel. 

Auf dem Gebiete der Eriminalpolitif Eönnte Die Frage 
aufgeworfen werden, ob die Anftiftung zu Berbrechen als 
ein jelbftändiges, etwa nach der Beichaffenheit des 
beabfichtigten Erfolges arbitraie zu beftrafendes Verbrechen 
Binzuftellen jei; alio daB man, ganz abgejehen von der 
Ausführung, von einer verfuchten und vollendeten Anftifs 
tung reden, ferner zwiichen Vorbereitungshandlungen und 


5) Vergl. Leonhardt, Commentar aber das a u 
für das Königreich Hannover. Br. 1. S. 
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eigentlichem Verſuche, fo wie zwiſchen verichiedenen Stufen 
des Verſuchs unterfcheiden koͤnnte.) Dem pofitiven 
Rechte iſt aber ein felbfländiges Verbrechen ver Anftif- 
tung unbelfannt ; das roͤmiſche Redyt namentlich bezeichnet 
den Anftifter als des in Folge feiner Anftiftung begange 
nen Verbrechens ſchuldig, flellt ihn dem reus principalis 
zur Seite; nad) gemeinem Recht verfällt der Anftifter dem 
Strafgejege, welches die auszuführende That bedroht. 

IM die Anftiftung kein jelbfländiges Verbrechen, iſt 
fie firafrechtlich nur von dem Standpunkte der That aus 
zu betrachten, verfällt der Anftifter zugleich mit dem 
Thäter demfelben Strafgeiege: jo dürfte fchon daraus 
zu folgern jein, daß die Strafbarkeit des Anftifters von 
der Strafbarfeit des Thäterd abhange, alſo nicht eher eins 
trete, bis der Angeftiftete fich einer unter das Strafgeſetz 
fallenden Thätigfeit ſchuldig gemacht. In dem vorliegens 
den Falle nun haben beide Gerichte eine Strafbarfeit des 
Anftifterd angenommen, wo fein Thäter vorhanden war; 
ſie haben den Verſuch der Anftiftung unter den Begriff 
des conatus delinquendi gebradit; fie find Darin 
einer Anficht beigetreten, welche nicht nur in neuerer Zeit 
ſich mehrfach theoretifch geltend gemacht, ) fondern auch 
felbft in die Geſetzgebung einzelner Länder Eingang ge 
funden hat.s) Dieje Anficht ift ed, welche unjeres Er- 
achtens namentlid) von Roßhirt gründlich widerlegt wors 


6) zei namentlib Sepp, zweiter Beitrag zur Lehre von ber 
Theilnahme an erbrechen, im Archiv 1848, S. 262 u. ff. 

7) S. insbeſondere Luden, vom Verſuche S. 293—298. 

8) Nachdem dieſe Anficht in die Strafgeſetzbücher für Braunſchweig, 
Hannover, Baden u, a. — gefunden, hat das Strafge⸗ 
jenen fir Preußen diefelbe nicht aufgenommen, fondern Art. 35 

beftimmt, daß auf den Anftifter daſſelbe Strafgefeß anzumwens 
den, nes auf den Thäter anzuwenden, und Art. 34, daß 
in. Bafsca Berfuhe Anfang der Ausführung erforberz 
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den it; und wir möchten feiner Ausfährung nur nedh 
folgende Bemerkungen beifügen. 

Für die Strafbarkeit eimer erfolglofen Anftiftung Tie- 
fen fi etwa folgende Gründe aufftellen. Zu welcher 
Strafrechtstheorie man fid, immer befermen mag: fo tft 
es doch jedenfalls Zweck des Strafgefeges, dem verbreches 
riſchen Willen entgegenzinvirfen; und nur, wo die äußere 
That auf den Willen zurüdgeführt werden kann, teitt 
Strafe ein. Das pofitive Geſetz beftraft nicht bloß das 
vollendete Verbrechen, ſondern auch den durch die äußere 
That ſich offenbarenden Entſchluß, wenn gleich ber beab- 
fichtigte Erfolg nicht erreicht worden; beftraft, wie die P. 
®. Ordnung fi) ausdrückt, den böfen Willen, wel 
er ſich durch die Anwendung dienlicher Mittel als ent: 
ſchiedene Abficht gerrügend beurkundet hat. Jedes aͤußer⸗ 
li) Hervorgetretene, aber mißlungene Beftre- 
ben, ein Berbrechen hervorzubringen, bildet 
den ſtrafbaren Verſuch. Ob fi der Unternehmer 
zur Erreichung jeined Zwecks Teblofer Gegenftände, oder 
lebender unzurechnungsfähiger Wefen, oder zurechnungsfäs 
Biger Menichen, als Werkzeuge und Mittel, bedient hat, 
iſt für das Verhältniß jenes Unternehmens zum Strafs 
geſetze gleichgültig, ändert nichts an dem Begriffe des 
Verſuchs, werm nur überhaupt Mittel gewählt ſind, durch 
welche Das Verbrechen hätte hervorgebracht werden koͤmen. 
Wer einen anderen zuredhnungsfähigen Menſchen anges 
ftiftet oder anzuftiften gefucht, wer namentlid) einen An- 
dern, den er der Ausführung fähig hielt, durch ein Geld⸗ 
verfprechen zur Begehung des Verbrechens zu Dingen ver 
fucht hat, der hat in verbrecherifiher Abficht eine aͤußere 
Handlung vorgenommen, weldye an ji) nicht ungeeignet 
war, ein Verbrechen hervorzubringen, und iſt Daher wegen 
Verſuchs zu beftrafen. 

Eine ſolche Definition des Verſuches würde zunächft 
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ſchon ſprachlich nicht rightig fein; Anſtiftung eines An 
dern zum Verbrechen und Berfuc des Verbrechens find 
verfchiedene Begriffe. Wenn Jemand einem Andern Gelb 
Dafür bietet oder giebt, Daß er einen Dritten durchpruͤgele, 
fo fann man Dody wohl nicht fagen, Daß der Erſte den 
Dritten durchzuprügeln verjucht habe. In dem vorliegen 
den Kalle wird man nicht lagen, Rieckmann habe vers 
ſucht, feinen Schwiegerfohn zu ermorden, wohl aber, ex 
habe verfucht, Saß als Mörder zu Dingen. Darauf würde 
freilich nichts ankommen, wenn die Anftiftung fidy unter 
diejenige Thätigfeit jublumiren ließe, welche die P. G. O. 
Art. 178 mit arbitrairer Strafe bedroht. Der Begriff 
des ftrafbaren conatus delinquendi, wie ihn hier das 
Geſetz ſeſtſtellt, ift aber nicht weiter, als ber Begriff 
des Verſuchs nad) dem täglichen Sprachgebrauche, ſon⸗ 
dern enger. Jedenfalls geht aus den Worten, Deren 
fih die P. G. O. bedient: „mit Werfen, Die zur Bolls 
bringung dienſtlich ſein möchten — an Bollbrin- 
gung derfelben Mijjethat durch andere Mittel wi⸗ 
.der feinen Willen gehindert — foldyer bier WIN, daraus 
etliche Werf, als obftehet, folgen,” aufs Klarfte her⸗ 
vor, daß der Gefeßgeber hier Lediglich den in der Aus 
führung des Verbrechens bereits begriffenen Thäter vor 
Augen gehabt, an den Anftifter nicht gedacht hat; Daß es 
nicht feine Abficht geweien, auch den Anftifter unter Diefe 
Vorſchrift mit zu befaflen. 

Läßt fi auf dem Wege der Interpretation die Bes 
ftimmung über bie Strafbarfeit des Verfuches nidht uns 
mittelbar auf Die erfolglofe Anftiftung zur Anwendung - 
bringen, io bliebe nur die Frage übrig, ob eine analoge 
Anwendung zuläffig ſei. Dieſes müffen wir ſchon aus 
dem Grunde verneinen, weil uns eine analoge Ausbehs 
- nung, durch welche eine fonft ſtrafloſe Handlung ber 
Strafe unterworfen würde, fowohl aus ne Grün 

Archiv d. Gr. R. (Erganzungs⸗Heft zu 1853.) 
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den ungerechtfertigt, ald namentlich Den Vorſchriſten der 
B. G. D. im Art. 104 und des römifchen Rechts (CL. 
131. D. de verb. sign.) widerftreitend ericheint. Aber 
auch Davon abgefehen, möchte es doch an Den nothwen⸗ 
digen Borausjegungen der Analogie gänzlid) fehlen. 

_ Die erfolgloje Anftiftung und der nad der P. ©. 
D. Art. 178 frafbare Verſuch haben Das mit einander 
‚gemein, daß bei beiden der Entihluß, ein Verbrechen 
hervorzubringen, vorhanden ift, und ſich bereits Außerlich 
fund gethan bat; und eine Analogie wäre alfo gegeben, 
wenn der Grund der geießlichen Strafbarfeit des Ber 
fuches lediglich der wäre, Daß fich bei dem Verſuche 
ein verbredyerifcher Wille genügend fund ges 
geben babe. Eine ſolche einjeitige Präventionstheorie, 
nad) welcher in der Kundgebung des rechtswidrigen 
Willens der Grund der Strafe zu finden ift, wenigftens 
dem pofitiven deutichen Criminalrechte fremd. Allerdings 
jagt der Geſetzgeber: „foldher böjer Will — iſt peinlich 
zu flrafen;“ er fügt aber dem Ausdrucke „böfer Will“ Die 
Worte Hinzu: „daraus etliche Werk, als obftehet, fols 
gen;" es iſt die Beſtimmung gegen ein bereit in ber 
Ausführung begriffenes Verbrechen gerichtet, deſſen Vollen- 
dung nur durch entgegentretende äußere Hindernifle vers 
eitelt worden. Wer den entichiedenen Entichluß gefaßt 
hat, ein Verbrechen zu begehen, mag fittlich ebenſo ſtraf⸗ 
bar ericheinen, als derjenige, welcher ſolchen Entichluß 
zur Ausführung gebracht; derjenige aber, welcher ſchon 
den Dolch gezüdt bat, einen Andern niederzuftoßen, aber 
die That nicht vollbringen Eonnte, weil fein Arm ergriffen 
wurde, Bat bereit8 das Geſetz gegen die Toͤdtung Durch 
Außerlihe Handlung übertreten. Wenn eine folde 
Uebertretung Strafe nad) fich zieht, fo gewährt dieſes 
feine Analogie für die Strafbarfeit der rein inneren That 
bes Entichluffes, mag diefer Entſchluß ſich auch auf eine 
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andere Weife Fund gegeben haben und erweisbar gewor⸗ 
den fein. Wir find nicht berechtigt, anzunehmen, es läßt 
ſich durchaus nicht nachweiſen, Daß der Geſetzgeber, wel 
her die „unterftandene Miffethat,” deren Bollbrins 
gung nad) bereitd begonnenem Werke durch andere Mit 
tel verhindert worden, mit Strafe bedroht, auch ſchon ben 
‚verbrecheriichen Entichluß, welcher fich nicht durch Werke, 
fondern nur durch Worte offenbart hat, unter Das Straf 
gefeß gezogen haben würde; es kann Der anderweitig zur 
Genuͤge kund gewordene Entichluß unmoͤglich nad) dem 
Art. 178 einer Strafe unterliegen, weil dieſer Artifel ge- 
rade die Straflofigfeit des Entichluffes vorausjeht, Indem 
er bis zur Vollbeingung die Reue und den freiwilligen 
Rüdtritt offen läßt; e8 würde mit dem Inhalt der Be 
fiimmung, welche für den ftrafbaren Verſuch das Erfor⸗ 
derniß der Hinde rung „wider feinen Willen“ auf 
ftellt, in Widerſpruch flehen, wern man den Entfchluß, 
der al8 folcher Doc immer nody vor oder bei der Aus- 
führung aufgegeben werden Eönnte, für firafbar erflären 
wollte. Daß das römifche Recht, wo daflelbe den Ber- 
fuch berührt, in demielben lediglich eine Uebertretung des 
Das einzelne Verbrechen betreffenden Strafgeſetzes ſieht, 
und uns feinen Grund giebt, in der Strafe des Verſuchs 
eine Strafe der manifeftieten verbrecherifchen Gefinnung 
zu finden, wird Feiner Ausführung bedürfen. Wollte man 
mit Rüdficht auf Die genügende Kundgebung eines 
verbrederiihen Willens die Strafe des Verſuchs 
auf Die erfolgloje Anftiftung ausdehnen: fo würde man 
auch in anderer Beziehung eine folche Ausdehnung vors 
nehmen, man würbe den einem Freunde eröffneten, in das 
Tagebud) eingetragenen oder fonft gemügend erfennbaren 
Entihluß, man würde eine ernftlic, gemeinte Drohung . 
und Berühmung mittelft der Analogie unter Die Strafs 
beflimmung des Artikels 178 ziehen müflen. 
79 
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Es iſt indefien nicht zu verfennen, Daß Die erfolgfoie 
Anftiftung dem conatus delinguendi doch näher ſteht, 
als die ernftlich gemeinte Drohung oder fonftige Kundge⸗ 
bung eines verbrecheriichen Willens; ein zweiter Grund 
der Achnlichkeit zwiſchen Anftiftung und Verſuch liegt 
nämlich darin, Daß der Anftifter für die Erreichung feiner 
auf Hervorbringung eined Berbrechend gerichteten Abficht 
bereits ein Mittel geſucht hat. Aber auch Dieie Achn- 
lichkeit kann feine Analogie begründen. Schon die innere 
Handlung des Anfifters, jein Entichluß, einen Andern 
zur Ausübung eines Verbrechens zu bewegen, ift von dem 
Entſchluſſe Defien, welcher bereitö zur Ausführung eines“ 
Verbrechens fchreitet, wejentlich verichieden, weniger ge- 
fährlich, eben weil der Entichluß des Erfteren nicht un⸗ 
mittelbar auf Berlegung der Rechtsordnung gerichtet if. 
Noch mehr ift feine aͤuß erlich hervortretende IThätigkeit 
von derjenigen verfchieden, Durch welche Der volle recht 
‚ widrige Erfolg ſogleich und unmittelbar würde erreicht 
worben fein, wenn nicht ein Äußeres Hinderniß dazwiſchen 
getreten wäre. Die Thätigfelt des Anftifterd wird nur 
dann gefährlich, wenn es ihm gelingt, in einem Andern 
den Entichluß der That wirklich bervorzurufen, und zwar 
einen ſolchen Entichluß, welcher auch bis zur Vollbrin⸗ 
gung unmwandelbar bleibt. Erſt von Dem Augenblide an, 
wo der Thäter zur Ausführung jchreitet, alfo mit derjeni⸗ 
gen Handlung des Thaͤters, welche wenigſtens einen ei⸗ 
gentlichen conatus delinquendi enthält, wird durch die 
Anftiftung Die Rechtsordnung verlest. Bis dahin, auch 
wenn der Anzuftiftende eingemwilligt, oder, was dem glei 
ftehen muß, durch den Antrag des Anftifters beivogen, 
den jeften Entſchluß gefaßt hat, Das Verbrechen zu bege 
ben, ift in Beziehung auf Die Rechtsordnung nichts weiter 
geichehen, als wenn in einem einzelnen Indivi— 
duum der böje Gedanke zum feften Entfchluiie 
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gereift iſt; ber Umftand, daß ber Entfchluß durch einen 

in Dem Anderen erregt worden, kamn feine Analogie von 
der begonnenen Ausführung auf den nur in Worten fund 
gegebenen Entſchluß rechtfertigen; vielmehr wird Bier nody 
ber Grundia des romiſchen Rechts Anwendung finden 
müflen, daß Die cogitatio, das consilium, mag aud) der 
Entfchluß Anderen mitgetheilt jein, und nur der Gelegen- 
heit bebürfen, um zur That überzugehen, noch fein Bers 
brechen bifve. (L. 225. D. de verb. sign.) Wollte 
man von dem Geſichtspunkte aus, daß In der verfuchten 
ober erfolglofen Anftiftung doch ein Suchen und Auswäh- 
len von Mitteln für die geſetzwidrige Abficht enthalten _ 
jet, die Strafe des Verſuches auf felbige anwenden: fo 
müßte man jedenfalld auch Die entfernteften f. g. Bor» 
bereitungshbandlungen als firafbaren Verſuch ans 
fehen; eine Anflcht, welche ſchwerlich mit dem Art. 178 
der P. ©. ©. in Einklang zu bringen fein möchte, und 
nur wenige Anhänger zählen wird. — Es iſt aber über: 
Died noch ein bereutender Unterſchied, ob Jemand Mittel 
bereitet, mit welchen er felbft ein Verbrechen ausführen 
will, oder ob er einen anderen zurechnungsfähigen Men: 
ſchen anzuftiften ſucht. ) In dem erften Falle hängt die 
Anwendung der gewählten Mittel bis zur vollendeten That 
lediglich von dem Willen des Thäters ab; der Anftifter 
kann aber mit weit geringerer Sicherheit auf die Errei⸗ 
hung feiner Abficht rechnen; er kann ſchon Durch Ichein- 


9) Es wird bier eine Anftiftung im eigentlichen Sinne vorausge⸗ 
feßt, wie fle in dem vorgetragenen Falle enthalten ift, daß 
nämlich derjenige, deffen Willen zur Ausführung beftimmt wird, 
fich erft zu entföließen bat, ob er der —— Folge lei⸗ 
ſten will oder nicht. In dem von einem Beamten dem t6= 
diener, von einem Offizier dem Soldaten ertheilten Befehle 
wird allerdings unter Umftänden ‚fhon der ſtrafbare Verſuch 
eines Berbrediens liegen Fönnen. Vergl. Zacharliaͤ Im Archiv 
1850, S. 263—286. 
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bare Annahme des Auftrags getäufcht, und es kann bei 
ernftlicher Annahme der Entichluß des Angeltifteten bie 
zur Vollendung der That noch durch Reue, Furcht oder 
andere Beweggründe wanfend werden; e8 gilt daher in 
einem ganz anderen Sinne, als vom Gonat, wenn mar 


von der Anftiftung fagt: „in der Handlung des Anftiftere ' 


liege Alles, was feinerfeitd zur Hervorbringung des Ver⸗ 
brechens habe geichehen können.” 19) 

Es fehlt alfo an ber zur Analogie erforderlichen 
Gleichheit des Grundes; aber ed fehlt noch weit mehr, es 
fehlt an dem Bedürfniffe einer Analogie, an der Zu- 
laͤſſigkeit der Analogie überhaupt. Bon der Analogie 
darf nur Gebrauch) gemacht werden, wenn nit Die 
Handlung unter ein anderes Gejeg fällt, und 
diefes ift gerade hinſichtlich der Anftiftung zu einem Vers 
brechen der Kal. Das römifche Hecht jet Anftifter und 
Thäter völlig glei), vechnet das von dem Lebteren aus⸗ 
geführte Verbrechen in gleichem Maaße dem Erfteren zu; 
die PB. ©. DO. Bat diefen Grundfah des römischen Rechts 
nicht aufgehoben, Feine allgemeine Beftimmung über Das 
Berhältniß des Anftifters zum Thaͤter (wie hinſichtlich der 
Gehülfen im Art. 177) getroffen, hat in einem alle 
Art. 107) den Grundſatz des römischen Rechts aufge 
nommen. Bei beflimmten Strafgefegen muß, wenn das 

& 


10) Diefen Grund führt Marezoll, Criminalreht S. 124, für bie 
Behauptung an, daß die Anttiftung als Verſuch zu beftrafen 
fei. Auf diefe Weife ließe fih auch darthun, daß Ubl in der 
urũckgewieſenen Aufforderung ein 0 Verſuch enthalten 
* aſſelbe koͤnnte man mit gleichem Rechte von denjenigen 
ſagen, welcher eine Beihülfe oder Begünſtigung zugeſagt 
Dieſer Geſichtspunkt koͤnnte für die Frage erheblich Fin, ob es 
legislativ richtig fei, die Anftiftung, die Beflimmung eines 
fremden Willens zu verbrecherifcher Thätigkeit ale ein —⁊8* 
dig ſtrafbares Verbrechen hinzuſtellen; für die Anwendung der 


Strafe des Conats auf die Anſtiftung iſt er offenbar nicht zu⸗ 


treffend. 
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Berbrechen vollendet worden, gegen den Anftifter, wie ges 
‚gen den Thäter, Die volle beftimmte Strafe erkannt, Die 
That Beiden gleichmäßig angerechnet werden. Bei unbe 
flimmten Steafgefegen ift freilich eine verſchiedene Beftra- 
fung möglich; daß aber Doch in der Regel gegen Ans 
ftifter und Thäter, als Miturheber der That, eine gleich. 
mäßige Beftrafung eintrete, Darüber find wenigftens Die 
meiften Rechtslehrer einverftanden; wie fich Diefe Regel 
auch durchgängig in den neueften Gejeßbüchern findet. In 
dem vorliegenden alle hätte, wenn Saß ben Auftrag an- 
genommen und den Mord vollbracht haben würde, fowohl 
gegen Riedmann, als gegen Saß Die volle Strafe des 
Mordes erfannt werden müflen, und es hätte fih nur 
noch fragen koͤnnen, ob wegen bes Verhältniffes zu feinem 
Schwiegerfohn die That dem Erfteren als Verwandten⸗ 
mord anzurechnen, und Deshalb eine Schärfung zu erfen- 
nen ſei. 

Die Handlung des Anftifters ift mit der gelun⸗ 
genen Anftiftung beendigt, fein rechtöwidriger Wille, feine 
That bleiben Diefelben, ob der Angeftiftete das beab- 
fichtigte Verbrechen zur Ausführung bringt und vollendet, 
oder nicht. Democh ift feine Strafbarkeit eine nad) der 
Thätigkeit des Angeſtifteten verichiedene, von dieſer 
durchaus abhängige. Selbft wenn er nach befchaffter 
Anftiftung vor der Vollbringung der That die ftärffte 
Reue empfänbe, aber die Ausführung nicht mehr hindern 
fönnte, würde er der Strafe der That verfallen; fo gut 
wie denjenigen die Strafe des Mordes trifft, welcher, um 
Jemand zu töbten, Gift in deſſen Speife gemiicht hat, 
darauf Reue empfindet, den Genuß der Speife zu hindern 
ſucht, aber zu fpät kommt. Der Anftifter hat den Aus- 
gang, bat feine ganze Verantwortlichfeit in die Hand des 
Angefifteten gelegt; er befindet ſich in einer welt jchlims 
meren Lage, ald derjenige, der felbft ein Verbrechen aus⸗ 
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führen will; denn dieſer kam bis zur Vollendung ber 
That zuruͤcktreten; ihn kann, noch in demfelden Augenblid, 
wenn er Die Hand zum Tobeöftreiche erheben will, Ges 
wiſſensregung, Mitleid oder Furcht vor Strafe zum Ruck⸗ 
tritte bewegen und vor Strafbarfeit bewahren. Die Feftig- 
fett des Angeftifteten im Entichluffe, jeine größere ober 
geringere Gefchidlichfeit in der Ausführung werden dem 
Anftifter mit angerechnet. Wie die Strafbarfeit des Letz⸗ 
teren durch Vollendung des Verbrechens das höchfte Maaß 
erreicht, fo finft fie mit der des Thaͤters gleichmäßig her⸗ 
ab, wenn Die Ausführung mißlang und nur die Strafe 
des Berfuch8 zur Anwendung kommt. Iſt die Strafbars 
keit des Anftifterd iofchergeftalt eine acceflorifche, von 
der Thätigkeit des Angeſtifteten abhängige, durch dieſe 
bedingte, finft fie um fo mehr herab, je weiter Die miß- 
Iungene Ausführung binter dem beabjichtigten Erfolge zus 
rüdblieb: fo muß fie auch, von der Vollendung des Vers 
brechens ruͤckwaͤrts gerechnet, Da aufhören, wo die Straf 
barkeit des zur Ausführung entichloffenen Angeftifteten 
aufhört; fie kann aljo erft eintreten, wenn auch der Ans 
geftiftete Durch Uebertretung Des Strafgeietes, Dadurch Daß 
er zur Ausführung ſchritt, Der Strafe verfallen if. Es 
ift demnach der Anfang der Strafbarfeit durch 
dir acceiforiihe Natur Derjelben beftimmt, und 
nicht nach einer ohnehin unzutreffenden Analogie vom Ber: 
ſuche zu finden. — Daß die größere oder geringere Straf 
barfeit der Anftiftung von der Thätigfeit des Angeftifteten 
abhängt, ſobald Diefer zur Ausführung gefchritten; Daß 
der ftrafbare Verſuch, welchen der Thäter unternommen, 
nach feiner größeren oder geringeren Strafbarfeit dem Ans 
fifter in Anrechnung zu bringen; daß ferner der Anftifter 
nicht Härter beftraft werden kann, als wenn er felbft Die 
Ausführung unternommen hätte (weil er ja lebiglih dem 
die That bedrohenden Strafgefege verfällt), wird zugeges 
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ben werden müflen. Wie wäre e8 nun zu halten, wenn 
auch schon die Anftiftung an ſich nach Analogie des 
Berfuches zu beftrafen; follte Dann, wenn der Angefliftete 
durch einen entfernteren Verſuch der möglich geringften 
Strafe verfallen wäre, Die Strafbarkeit Des Anftifters 
durch Anwendung der Analogie vom Verfuche auf die 
Anſtiftung an ſich, oder follte fie nach der Tätigkeit und - 
Strafbarfeit des Angeftifteten, ober zugleich von beiden 
Geſichtspunkten aus ermeflen werben? Sollte ber erfte 
Geſichtspunkt ploͤtzlich verſchwinden (und warum), jobald 
der Angeftiftete zur Ausführung fchritte? oder wie lange, 
bis zu welchem Grabe des Berjuches der Ausführung 
ſollte das Moment der an ſich firafbaren Anftiftung auf 
Die wider den Anflifter zu erfennende Strafe einwirken? 
Es würde alio der Anflifter aus zwei ganz verſchiedenen 
Geſichtspunkten, zwiefach, und zwar aus jeden Geflchte- 
punkte wegen Verſuchs zu beftrafen jein? und in wel 
chem Verhäftniffe würden dieſe zwei verſchiedenen Momente 
der Strafbarkeit zu einander ſtehen? Der Braftifer koͤnnte 
freilich Die Schwierigkeit dieſer Fragen mit dem Schwerte 
des richterlichen Ermeſſens zerhauen; aber den Logifer 
kann ein folder Dualismus nicht befriedigen. Iſt bie 
Anſtiftung an fih, ohne Rüdfiht auf eine Thaͤtigkeit des 
Anzufiftenden, fchon fteafbar, fo muß der Grund dieſer 
Strafbarfeit auch noch bei dem hoͤchſten Grade der Straf 
barkeit feine Wirkſamkeit äußern; ftellt das pofitive Recht 
den Anftifter mit dem IThäter unter Das die That bedro⸗ 
bende Strafgeſetz, alfo daß die Strafbarfeit des Anſtif⸗ 
ters von der Thätigkeit des Angeflifteten und dem Er⸗ 
folge derſelben abhängt: fo iſt damit zugleich der Stande 
punft gegeben, von welchem der Anfang der Strafbar⸗ 
feit des Anftifter6 zu beurtheilen. 

Daß die Frage von der Strafbarkeit der bien As 
fiftung nicht nach den Grundſaͤtzen vom Eomplott beur⸗ 
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theilt werben fan, bedarf feiner Ausführung, da, abge 
ſehen von der Steeitfrage, ob das Complott nad) gemei⸗ 
nem Rechte ftrafbar ſei, bei der bloßen Anftiftung das 
weientlicdye Merkmal des Complotts, Die zugefagte gegen- 
feitige Beihülfe, fehlt. 

Ebenfo wenig möchte es einer weiteren Ausführung 
bedürfen, daß in dem roͤmiſchen Rechte, welches wenig- 
ftens in Beziehung auf Privatdelicte das Gegentheil Klar 
ausfpricht, Die Strafbarfeit Der bloßen Anftiftung wicht zu 
finden, und daß Die rein Ficchliche Beftimmung in cap. 1. 
de homicidio in VIto eine Beftrafung der erfolglofen 
Anftiftumg nicht redhtfertige. Wir dürfen bier auf Roß⸗ 
hit a. a. DO. ©. 382385, 390—392 verweilen. Die 
Anficht der italleniichen Praktiker des Mittelalters (dafelbft 
&. 387390), welche die Straflofigfeit der bloßen An⸗ 
ftiftung anerfannten, aber doch dafür hielten, Daß die auf 
ein ſchweres Verbrechen, namentlid auf Mord, gerich⸗ 
tete Anftiftung, extra ordinem zu ftrafen, wird bei 
dem jehigen Stande der Strafrechtöpflege Feine Anerfen- 
nung finden. 

Wenn nach gemeinem Rechte die Anftiftung ftraflos 
bleibt, fo lange nicht der Angeftiftete zur Ausführung ges 
fchritten und ſich wenigftens eines ftrafbaren Conats 
fchuldig gemacht: jo dürfte Die Frage ſchwieriger erſchei⸗ 
nen, wie es zu halten ſei, wo durch neuere Strafgefeb- 
bücher die Anftiftung unter Hinweifung auf die über den 
Verſuch geltenden Grundſaͤtze für ſtrafbar erklärt ift; wie 
weit eine foldye Beflimmung anzuwenden, und ob dann 
auch der entferntere Verfuch einer Anftiftung als ftrafbar 
anzufehen ſel. Im Allgemeinen wird man den Grundſatz 
aufftellen dürfen: Daß man bei der ausprüdlichen Vorſchrift 
der Geſetze ftehen bleiben müfle, und Diefelben nicht über 
ihren Wortinhalt hinaus ausdehnend erklären dürfe, weil 
naͤmlich die Gejegbücher ſich im Webrigen Hinfichtlid der 
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Steafbarkeit des Anftifters und des Verſuches dem ge- 
meinen Rechte anfchließen; die Beftimmungen von Der. 
Strafbarfeit der bloßen Anftiftung mithin eine Abweichung 
von anderweitig anerfannten allgemeinen Grundjägen, eine 
feiner Ausdehnung fähige Singularität enthalten.!) So 
würde nad) dem Geſetzbuche für Baden, welches (Art. 108) 
‚Borbereitungsbandlungen für ftraflos erflärt, Die Strafe 
des Verſuchs (Art. 106) erft nad) begonnener Ausfüh- 
rung eintreten läßt, und gleichwohl bei der Anftiftung, fo- 
bald der Auftrag angenommen oder die Begehung bes 
Berbrechens zugelagt ift, beide Theile wegen nicht been- 
digten Verſuchs beftraft, unfered Erachtens Feine Strafe 
erkannt werben förmen, wenn, wie in dem oben erörterten 
Falle, der Auftrag zum Verbrechen nur zum Scheine an- 
genommen worden; Denn das Geſetz untenwirft ausdrüd> 
lich beide Theile der Strafe des Verſuchs, ſetzt alfo 
einen Entichluß zum Verbrechen auf Selten des Angeftifs 
teten voraus. Wollte man weiter gehen, auch Die vers 
fuchte Anftiftung unter die Strafbeftimmung ziehen, fo 
würde man den Berjuch eines Verſuches für ftrafbar 
erklären. 12) 


Indem wir und folchergeftalt der Ausführung Roß⸗ 
hirt's im Wefentlichen anfchließen, koͤnnen wir nicht um⸗ 
hin, in einem Punkte abweichender Anficht zu jein; 
naͤmlich in Betreff der Frage: ob der Anftifter auch dann 
ftraflo8 fei, wenn der Thäter zwar zur Ausführung ge 
fehritten, aber freiwillig von dem Verfuche zurüdgetre- 


11) en a. a. D. ©. 251 erfennt an, daß die im Strafge- 
feßbuch enthaltene Beſtinmung über bie Strafbarfelt der ge⸗ 
lungenen Anftiftung an ſich aus allgemeinen Principien pi 
nicht entwideln lafje, und eine Abweichung von dem Grund⸗ 
faße enthalte, daß der Anflifter nur nad) dem, was der Thäter 
thue ober — beurtheilt werden koͤnne. 

13) SBadhariä a. a. D. ©. 284. 285. 
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ten if. In dieſem Punkte fönnen wir nur der Anſicht 
derjenigen beitreten, weldye bie Frage bejahen. 123) Die 
Straflofigfeit des’ Anftifters in folchem Falle moͤchte aus 
jeiner accefforiichen, von der des Thaͤters abhängigen 
Strafbarfeit mit Nothwendigkeit folgen. Es ift nicht wohl 
einziehen, warum die Willensänderung des Thäters nicht 
auch in Diefem Balle auf Die Perſon des Anftifters zuruͤck⸗ 
wirken müfle; da ja überhaupt die Handlung des Ans 
ſtifters mit der Hervorbringung des Entichlufles in der 
Perion des Angeflifteten vollendet und abgeſchloſſen da⸗ 
fteht; der Eintritt der Strafbarfeit für ihn oft ganz von 
dem Willen des Angeftifteten abhängt; es ihn vor der 
Strafbarkeit bewahrt, wenn der Angeftiftete, ehe er zur 
Ausführung ichreitet, feinen Willen ändert, es feine Straf- 
barfett vermindert, wenn der Thäter bei der Ausführung 
durch Ungeihid ober durch, entgegentretende Außere Hin- 
derniffe von der Erreichung des verbrecheriichen Erfolges 
abgehalten wird; da überhaupt alle Ipäteren Ereigniffe, 
durd) weldhe die Strafbarfeit für den Anftifter begründet, 
herabgeſetzt oder erhöht wird, gänzlich außer dem Bereich 
feines Willend und feiner Thätigfeit liegen, lediglich von 
dem Willen und der Thätigkeit des Angeflifteten abhän- 
gig find. If die Anftiftung geichehen, fo handelt ed ſich 
Darum, ob der Angeftiftete fich einer ftrafbaren That 
Khultig gemacht; und nur wo eine ftrafbare That Des 
Letzteren vorliegt, fann von einer Anrechnung derjelben 
überhaupt, fir Ihäter und Anflifter, die Rede fein; iſt 
die Thätigfeit des Angeftifteten ftraflos, fo fehlt es über 
al an einem Grunde der Strafbarkeit. Zu dem ftrafs 
baren Conat gehört aber nad der B. G. O. als poſi⸗ 
tives Erforderniß, Daß der, welcher zur Ausführung 


13) Mittermaier zu Feuerbach $. 46. Hepp im Archiv 1846, 
©. 127 u. 128. 
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einer Miſſethat geichritten, „an der Bollbringung buch 
andere Mittel wider jeinen Willen gehindert worden;“ das 
Geſetz zieht unter Die Strafbeftimmung nur das vollendete 
und Das zwar angefangene, nicht aufgegebene, aber 
durch entgegentretende, außerhalb des Willens des Tha 
terö liegende Umftände vereitelte Verbrechen. Daß der 
NRüdtritt nicht in dem Willen des Anftifters lag, kann 
bier fo wenig, wie bei einem früheren Ruͤcktritte des Ihä- 
ters in Betracht fommen, da es überhaupt auf Die Wil- 
Iensbeichaffenheit in der PBerfon des Anftifters, wie ſich 
felbige nad) geichehener Anftiftung geftaltet hat (wenn er 
nicht etwa zeitig feinen Auftrag zurüdgenommen), gar 
nicht ankommt. Wenn der Angeftiftete bei der Ausführ 
rung wider feinen Willen an der Vollbringung gehindert 
worden und der Strafe des Berfuch verfallen wäre; Der 
Anftifter erweislich vor der Ausführung feinen Willen 
geändert, Reue empfunden, gemwünicht hätte, daB Das Ver⸗ 
brecyen nicht ausgeführt werden möge (ohne jedoch, Daß 
er zur Hinderung der Ausführung etwas hätte thum koͤn⸗ 
nen)‘, fo müßte ihn gleichwohl mit dem Thäter die Strafe 
Des Verſuchs treffen; umgekehrt muß die Willensänderung 
in der Perion des Thäters ihm zu Gute fommen, ob er 
mittlerweile felbft jeinen Willen geändert, oder nieht. Der 
Anftifter wird lediglich deshalb beftraft, weil ex Urheber 
der von dem Thaͤter begangenen ftrafbaren Handlung ger 
worden; die Strafbarfeit der Anftiftung wird durch Die 
ber geichehenen That vermittelt. 

Laßt fi Die analoge Ausdehnung der Strafe des 
Verſuches auf die Anftiftung nicht rechtfertigen: 

1) weil hier die Analogie nicht zumifft, es zum Wes 
nigften nicht ermweislich ift, Daß der Strafbarfeit des Ber; 
ſuchs eine für die Anftiftung zutreffende ratio legis zu 
Grunde liege; 

2) weil dadurch, Daß Das Geſetz Die den Thäter ber 


110 Beitrag zu der Lehre von der Anfiftung. 


drohende Strafbeflimmung auch auf die Anfliftung bes 
zieht, eine accefloriiche Strafbarkfeit der Anftiftung feftießt, 
zugleich der Anfangspunft und die Bedingung Diefer Straf 
barfeit gegeben iſt; es mithin Dafür feiner Analogie ans 
derer befonderer Strafbeflimmungen bedarf; 

3) weil bei der acceflortichen Steafbarfeit der An- 
ftiftung die Annahme einer felbftändigen Strafbarfeit zur 
Verwirrung und zu einem logifchen Widerſpruch führen 
würde: 
jo muß Die Anftiftung ſo lange ftraflos bleiben, bis der 
Angeftiftete zur Ausführung ſchreitet. Um jo weniger 
fann von einer Strafbarkeit die Rede fein, wenn, wie in 
dem obigen Rechtsfall, es gar nicht zu einer Anftiftung 
gefommen; Jemand durch falfche Borjpiegelungen von 
Seiten desjenigen, welcher ſich zum Berbrechen bereit er 
flärte, zum Anbleten einer Belohnung für Die Ausführung 
verlodt worden if. Wenn Jemand etwa einwenden würde: 
ein ſolches verbrecheriiches Unternehmen, der Verſuch, 
einen Mörder zu Dingen, fei doch gar zu gefährlich, müffe, 
wenn die Sache an das Tageslicht gefommen, des Bei 
ſpiels, Der öffentlichen Meinung wegen nothwendig beftraft 
werden; fo ift es freilich fchwer, einem Einwande foldher 
Art auf wiffenfchaftlihem Wege zu begegnen. Es wäre 
diefes eine Beltrafung extra ordinem, wie die italie 
niſchen Praktiker fie vertheidigt haben. Karl V. Bat 
einem Sal der Art vorgeſehen, daß nämlidy ein Richter 
‚wohl fidy verfucht fühlen fönne, unter Umftänden wegen 
Handlungen, welche das Gejeg nicht mit Strafe bedrohet, 
eine Strafe zu verhängen; er hat Daher im Art. 104 
jolche außerordentliche Strafe ausdruͤcklich umterfagt. Könnte 
übrigens die Anftiftung an ſich ftrafbar fein, jo müßte ſie 
es jein ohne Unterichied, ob es fich um Die Hervorbrin⸗ 
gung eines fchwereren oder eines leichteren Verbrechens 
handelt, denn Das Geſet giebt Feine Veranlaffung zu fols 
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chem Unterſchiede. Eben fo wenig, als mittelft der Ge⸗ 
feganalogie vom Verſuche, wird man mittelft ber 
Rechtsanalogie (nach bekannter Terminologie), welchen 
Umfang man ihr immer einräumen will, zu dem Rejultat 
einer felbftändigen Strafbarfeit der Anftiftung gelangen; 
denn das pofitive gemeine Recht geht im Allgemeinen von 
dem Standpunkte der äußeren That aus; leiftet der Ans 
ficht feinen Vorſchub, daß es lediglich der offenbar gewor⸗ 
dene böfe Wille jei, welcher Strafe nad) fich ziehe; und 
fo lange die Anftiftung im Verhältniffe accefforticher Straf 
barkeit zur Thäterihaft fteht, welches Doc, unläugbar Der 
Hall ift, wird Die Annahme felbfländiger Strafbarfeit ber 
Anftiftung zu einem logifch nicht zu vechtfertigenden Dua⸗ 
lismus führen. Und felbft, wenn man Das pofitive Recht 
gänzlich verlafien und fidy lediglich auf das Geblet der 
Criminalpolitik begeben wollte, würde wenigftens fehr bes 
zweifelt werben Dürfen, ob es richtig jet, Die Anftiftung an 
ſich mit Strafe zu bedrohen. 1%) Es mögen zureichende 
Gründe vorhanden fein, Die Anftiftung zu gewiſſen einzel- 
nen Berbrechen als ftrafbar hinzuftellen; es Tann dieſes 
namentlid) der Fall fein, wenn ſonſt nach allgemeinen 
Grundſaͤtzen der Anftifter ſelbſt nach vollführter That ftrafs 
106 bleiben würde; wie 3. B. nach Particularrecht Verlei⸗ 
tung eined Soldaten zur Defertion meiftend als ein ſelb⸗ 
ftändiged Verbrechen beftraft wird. Was aber Die Frage 
betrifft, ob allgemein die erfolglofe Anftiftung unter Das 
Strafgeieg zu ziehen: fo find denn doch zum Minbeften 
die Anfichten getheilt, und es möchte an ber Zeit fein, 
vor übermäßiger Ausdehnung des Strafbaren zu warnen. 
Neuere Geſetzbuͤcher haben in dieſer Beziehung das Mögs 
liche geleiftet, das Reich der Berbrechen ſehr erweitert. 
Dennoch hat fich Feine Geſetzgebung daran gemacht, das 


14) Bergl. Hepp im Archiv 1848, ©. 276 u. ff. 
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Cogitationis poenam nemo patitur aufjuheben und 
etwa erweisliche böje Gedanken und Entſchluͤfſe dem 
menfchlidyen Strafgefeg zu unterwerfen. So weit bie 
Aufforderung an Andere zur Begehung eines Verbrechens 
nicht durch ausdrüdliche Beſtimmung des Geſetzes für 
firafbar erklärt ift oder ein beſonderes Berbrechen auss 
macht, gehört dieſelbe dem ftxaflofen Gedankenwerkehre an, 
und eine Beftrafung berfelben würde ein Hinausgehen 
über das Geſetz, eine Verwechſelung des ſittlich Verwerf⸗ 
lichen mit Dem Strafbaren enthalten. 


XXI. 


Inwiefern Tann an Gas ein Diebſtahl verübt 
werden? 
Geprüft von Herrn Dr. Krauß, 
Hofgerichts = Apvolat in Darmitadt. 
mit einem Nachtrage von Mittermaier, über die neuefte 
Entſcheidung des englifchen Gerichts über Gasdiebſtahl. 


Die Ausfprüche ber oberften Gerichtshöfe Des Aus⸗ 
landes über merkwürdige Rechtsfragen, deren Mittheilung 
in dem Archiv wir Mittermaier verdanfen und als ein 
einzelner Beftandtheil der intereffanten Mittheilungen, 
welche und dieſer Gelehrte für Die vergleichende Juris⸗ 
prubenz überhaupt aus der Praris und für Die Praris 
liefert, erregen uniere Aufmerkſamkeit namentlidy Durch Die 
dem Recht allgemeine von Zeit und Ort unabhängige 
Grundlage. Aus den Erörterungen der ausländiichen 
Jurisprudenz erfehen wir, wie fi Das Recht nad) Der 
Denfungsart, Sitte, Sprache und Einrichtungen eines 
Volks aus jeinem Begriff entwidelt und fortbildet und in 
der Anwendung demielben immer näher und näher zu 
führen geſucht wird. Es beftätigt fi) und die Bebeu- 
tung und die Macht des Rechts, ald eines nothmwendigen 
Perhältniffes auf Erden, welches fo wenig geboten ale 
verboten !) werben fann. 


1) Cicero pro Caecina cap. 33 — „hoc tibi respondeo: adseri- 
psisse eundem Sullam in esndem legem: „,„si quid jusnon es- 
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Für die Behandlung des Strafrechts insbeſondere ge 
ben uns Dieje Erörterungen Zeugniß Darüber, daß ein in 
einer beflimmten Zeit ausgeprägter bis zu einem gewiſſen 
Grad die Zeit ſelbſt beherrichender Fehler durch Die Macht 
des Gedankens fortgetragen und verbreitet wird, und Daß 
fein Mittel, auch nicht Die Staatsgränge?) geeignet ift, den 
gemeinfchaftlichen Antheil an dem Gedanfen zu verhindern. 
Diefer Geſichtspunkt giebt und indbejondere Beranlaffung, 
auf den Wunfd) 3) Mittermaierd den von ihm mitgetheil- 
ten Rechtsſpruch näher zu prüfen, hier einzugehen. 

Wir erfennen ed für einen, namentlid) in unjerm 
Sahrhundert conjequent ausgeprägten und in der Praris 
der Geſetzgebung und Strafgerichte mit Beifall aufgenom- 
menen Fehler an, in weldiem das Straftedht von einem 
Strafgefeg ausgehen fol, indem dieſes die Strafe androhe, 
und dadurch Die Handlung zum Verbrechen ftemple. Es 
fnüpft fi) Daran Die Folge, Daß das Strafgefeg ald das 
Princip aufgeftelt wird, dem wir Die fremde Handlung 
anzupaffen uns bemühen. Wir find überzeugt, daß Diele 
Behandlung des Strafrehts mit der Natur deſſelben un⸗ 
vereinbar ift und daß die Beftrebungen nach Gerechtigkeit 
ihr Ziel unmöglidy erreichen können, jo lange man durch 
die Beftimmtheit gefelicher Strafoorjchriften dieſes Ziel zu 
erreichen glaubt und wähnt. Nur ein täufchendes Blend» 
werf ift es, wodurch man die fürchterlichfte aller Sklave 


set, rogaries ejus ea lege nihilum rogatum. “ Quidest, quod 
jus non sit, quod populus jubere aut vetare non possit.‘ 
Ut ne longius abeam declarat ista adscriptio, esse aliquid. 
Nanı nisi esset, hoc in omnibus legibus non adscriberetur“ 
etc. Wir müflen deshalb gleihwohl, wie fih aud Cie. pro 
Cluent. cap. 53 ausbrüdt, der Sklave des — ſein. 

Mit dem Standpunkte Wächters, das gemeine Recht Deutſch⸗ 
lands, fönnen wir uns nicht vereinigen. Was foll auch hier⸗ 
nad) gegen einen Ausländer gefchehen, der im Ausland gewiſſe 
Staatsverbredhen verübt? 

3) Archiv 1852. ©. 550. 


! 


2 


Sr 





Inwiefern fann an Gas ein Diebftahl veräbt werden? 115 


reien, die Knechtſchaft der Geifter, zu verhüllen jucht. #) 
Die Handlung ift das Princip, von weldyem das Straß 
recht gefunden werden fann und muß. Denn wenn auch 
der Rechtsgrund, an welchem dad Strafrecht ruht, an und 
für fich ein abioluter ift, io fann doch die Eriftenz des 
Strafrechts nur relativ durch Die Bezugnahme auf eine 
uns fremde Handlung gedacht werden. Es iſt aber auch 
der Begriff der Handlung nody nicht befriedigend erör- 
tert 3) worden, weil namentlih im Strafrecht ihr Erfolg 
als an und für fich einen Beſtandtheil der Handlung 
bildend betrachtet und behandelt wird, was fih als 
ald Folge eines inneren Bebürfniffes der aus dem er 
wähnten Fehler Hervorgegangenen Godififation des Straf- 
rechts nachzeigen läßt. Es ijt unverfenndbar, Daß unfere 
Anficht zu einer ungzertrennlichen Verbindung des Straf 
rechts und des Strafverfahrens 6) führt, in welch Ießterem 
gerade Das Strafrecht feine Eriften; hat, indem das Un⸗ 
reht im Gericht 7) geiühnt werden muß. Der Verfaſſer 
ift Damit befchäftigt, in einem Beitrag zu der Geichichte 
der C.C.C. nachzugeigen, daß Diele den richtigen Stanbpunft 
gewonnen Hatte, welcher am Schluß in der jalvatoriichen 
Elaufel verdunfelt wurde und in den Territorien unterge- 
gangen®) iſt. Wir hoffen von diefem Princip aus, das 


4) Henfe, im neuen Ardiv I. ©. 258. 

5) Abegg, im Lehrbuch $. 69. vergl. 88. 78, 79, Berner Grund: 
linien der srim. Imputationslehre ©. 40 ff. und in den einzel 
nen Anwendungen bei Aufhebung der Zurechnung. Die Frage, 
ob wirklich eine Handlung vorliege, kann nicht Aufgabe der Zus 
rehnung fein, denn wir fönnen nur zurechnen, wenn die Frage 
bejaht ift. 

6) Puchta, das Gewohnheitsreht, II. S. 258 (19), vgl. darüber 
Abegg im Archiv 1839 ©. 418 ff. S. 507 ff. 

T) Cie. pro Caec. cap. 12. 

8) Wir Hoffen überzeugend nadhzumelfen, daß die Gefdhichte ver 
C. — ſelbſt von der heutigen Lehre in weſentlichen Punkten ab⸗ 
weicht. 


8* 
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Eyftem der C.C.C. nachzuzeigen und den gefammten In- 
balt derjelben von ihrem Standpunft zu rechtfertigen, auch 
die Theorie des Rechte, auf weldyer fie ruht, zu begründen. 

Durch dieſe Veranlaffung glauben wir es zu recht: 
fertigen, wenn wir die Aufmerfiamfeit des Leiers auf uns 
fere Deurtheilung des im Archiv mitgetheilten Falles über 
Diebftahl an Gas?) lenken. 

Wir beginnen hiernach mit dem von Mittermaier unter 
2 mitgetheilten Fall, 19) defien Bedeutung in der Frage 
ausgedrüdt ift: „in wiefern fann ein Diebftahl an Gas 
veruͤbt werden?” Den concreten Thatbeftand feßen wir ale . 
befannt voraus und Enüpfen Daran unfere rechtliche Prüfung. 

Die rechtlichen Bedenken in der Antwort auf Die ges 
ftellte Frage laſſen fid) auf zwei Punkte zunüdführen: 

1) ift Gas ein ©egenftand, an weldyem ein Dieb: 
ſtahl Statt finden fann? 

2) ift nad) dem obligatoriichen Verhaͤltniß zwiſchen 
dem Beichädigten und dem Angeklagten Die Handlung bes 
lesteren auf einen Diebftahl gerichtet ? 

Die erfte Frage müflen wir aus der rechtlichen Natur 
des Gegenftands beantworten, wir brauchen Dabei Die 
Srage nicht fo zu ftelen: ift Gas ein Förperlicher 
Gegenftand? jondern: iſt es ein Gegenftand des Ver: 
fehrs? Die Luft, das fließende Waffer, das Meer und 
fein Ufer haben die Roͤmer ald Dinge betrachtet, Die 
Allen gemeinſchaftlich find. 11) Daß Die Luft, von 
welcher wir hier handeln, zu dieſen Gegenftänden nicht 
gehört, ergiebt fi zur Genüge jchon aus dem ganzen 
Verkehr, in welchem der Angeklagte felbft zu dem Beſchä— 
Digten fteht. Durch Die Bereitung des Gaſes, durch eis 


9) Archiv 1852. ©. 539 — 552. 
10) 9. a. D. ©. 546ff. vgl. 539. 
11) Fr. 1. $. 2. Dig. 1, 8. 
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nen Berichluß erhält und empfängt es Die Eigenichaft 
einer zum Berfehr beftlimmten mit feinem Zweck verjehenen 
Sache, über die der Eigenthümer zu verfügen die Befug- 
niß bat, wodurch er jeden Dritten ausichließt. Wenn es 
auf eine chemifche Unterſuchung anfäme, ob der bereitete 
Stoff ein förperlicher wäre, jo wiſſen wir nicht — ich ge 
fiehe das zu — ob und in wie weit darüber ein chemi- 
fher Streit möglich wäre. Ein rechtliches Interefle kann 
die Frage unmöglich haben; denn eine Sache, die im 
Verkehr ift und vermöge ihrer Zubereitung einen Eis 
genthümer hat, iſt ihrer rechtlichen Natur nad) genüs 
gend beftimmt, und ed kann unmöglid) behauptet werden, 
daß dieſe Natur von der Förperlichen Eigenichaft ber 
Sache abhänge. 

Der erfte Enticheidungsgrund Des Bezirfögerichts ; 17) 
daß Die Sache eine greifbare und ein Gegenftand von 
Eigentfum und von einem Ort zum andern zu verbrin- 
gen, aljo eine bewegliche fein müfle, um Gegenftand ber 
soustraction fein zu fönnen, berührt nur die Außere 
Ericheinung. In der That ift.e8 denfbar, Daß Jemand 
einen Gasvorrath ſich angelegt hat, der nur zu dem eignen 
unmittelbaren Gebrauch beftimmt an ſich unbeweglich iſt; 
daß aber ein dritter eine Vorrichtung trifft, wodurch er 
ben unbeweglichen Gegenftand beweglich macht, wie joldye® 
bei jeder unbeweglichen Sache denkbar ift. 

So wie die Strafgeleßgebung das Aeußere Der Hand⸗ 
lung und ihren Erfolg beichreibt, fo Bat auch das Ber 
ziefögericht den concreten Thatbeftand von diefer äußern 
lichen Seite betrachtet und dem Geſetz angefügt; wogegen 
nicht ohne allen Grund erinnert wird, Daß feiner unlerer 
Geſetzgebungen der gegebene Fall vorgeſchwebt habe." 19) 


15 A. a. 0. ©. 549. 
13) Mütermaier, a. a. O. ©. 550. 
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Bom Standbpunft der Verteidigung ift dieſer Ger 
fihtspuntt weiter ausgeführt worden. „Wenn au — 
beißt e8 — Durch. Die fortichreitende ivilifation neue 
Handlungen vorfommen, durch welche Menfchen einander 
zu überrortyeilen ſuchen, fo kann ed doch nicht geftattet 
fein, Handlungen, weldye Durd; daß beftehende Geſetz mit 
Strafe nicht bedroht find, wegen ihrer Immoralität ober 
wegen ihrer Gefahr für Die bürgerliche Gejellichaft mit 
Strafe zu belegen, ein Strafgeieß willkührlich zu ſchaffen.“ 

Es geichieht mit gutem Grund, wenn wir den Be 
‚griff der Handlung, von welchem dieſe Stelle ausgeht, 
und wie er aus Der Strafgeleßgebung entlehnt ift, Bier 
angreifen, indem wir nicht glauben, einen bloßen Wort 
ftreit zu führen. Die fortichreitende Eivilifation wird 
„neue Handlungen“ nicht erzeugen, wiewohl die Fort 
ſchritte der Naturwiſſenſchaft eine weientliche Veränderung 
in unjeren bürgerlichen Berhältniflen herporzurufen geeignet 
find, weil die Richtungen unjerer Handlungen, z.B. durch 
die Neuheit eines Gegenftandes, verändert wird. Um bie 
Sache ganz concret zu behandeln, jo fann es dahin foms 
men, daß die Kaufleute, welche vorher mit Del und Kich- 
tern gehandelt haben, fpäter mit Gas Handel treiben. 
Das Heußere der Handlung und ihr Erfolg iſt offenbar 
verichieden, ob 3. B. Iemand einem Kaufmann Del oder 
ob er ihm Lichter wegnimmt, aber der innere Grund des 
Strafgeſetzes, der Wille in der Handlung, läßt ſich zwi⸗ 
ſchen dem Del und den Lichtern nicht unterfcheiden. Wie 
folte nun die Handlung, in deren Erfolg Das Gas wegr 
genommen wird, ald eine neue betrachtet werden fönnen? 

Nach diefer Betrachtung finden wir jeden Zweifel 
über Die Frage, ob Gas eine Sache fei, die geftohlen 
werben fönne, völlig unbegründet. Sobald wir einmal 
die rechtliche Natur dieſes Gegenftanbes wiffen, können wir 
nur nad) der Begründung des Zweifel fragen, der 


r 
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teine andere Berechtigung bat, als Das fehlerhafte Peincip 
des Strafrechts uͤberhaupt. 

Wir wenden uns jebt zur Beantwortung der zweiten 
von und oben aufgeftellten Frage, und betrachten Die 
Handlung, welche den Grund der Anklage bildet, durch 
ihre Außere Ericheinung und ihren Erfolg. 

Rad) der Mittheilung wurde das beftellte Gas von 
dem Lieferanten dem Empfänger durch eine Röhre in den 
Gasmeſſer zugeleitet. Won Da ging eine zweite Röhre, 
durch weldye das Gas für den Gebrauch des Empfäns 
gers firömte. Nur dasjenige Gas, welches durch Die 
erfte Röhre in den Gasmeſſer einftrömte, wurde gemeften. 
Der Empfänger oder wer jonft hat eine Verrichtung zwi⸗ 
chen den beiden Röhren angebradht, indem er Dielelben 
durch eine dritte Röhre verbunden hat, mas zur Folge 
hatte, daß dasjenige Gas, weldhes durch Die Verbindungs⸗ 
roͤhre einftrömte, nicht gemefjen und nur verbraucht wurde. 4) 

Mas hier namentlich in Betrachtung kommt, das ift 
die Anlegung der Berbindungsröhre. 

Nach dem, was Die Vertheidigimg hierüber vorge⸗ 
bracht hat, und was bei jedem Strafurtheil beruͤckſichtigt 
werben muß, bevor die Handlung zugerechnet und Die 
Frage des Verbrechens beantwortet werben kann, müjlen 
wir den Willen in der Handlung erkennen, das Gas, 
welches der Lieferant in dem Gasmeſſer zumefien wollte, 
ſtch anzueignen, wobei Die ganze. Borrihtung nur Dazu 
benußt wurde, die Handlung ſelbſt dem Lieferanten zu 
verbergen. Der Lieferant jollte glauben, es fei das Gas 
nicht weggenommen, jondern gemeilen worden. 

Es jcheint und nicht, Daß die Handlung, welche wir 
bier im Recht zuzurechnen haben, fo an der Gränze liege, 
daß die Frage der Schuld zweifelhaft fein. könnte; daß 


14) Vgl. Mittermaier, a. a. O. ©. 547. 
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vielmehr der Zweifel audſchließlich in Dem neuen Gegen⸗ 
Rand des Verkehrs Tiegt. 

Wir wollen uns einmal denken, daß ein Transport 
Wein in äbnlicer Welle in einen Keller geliefert und 
zugemeflen würde. Der Empfänger könnte in den in den 
Keller geleiteten Schlauch, aus welchem der Wein in das 
rechte Maaß fließt, einen zweiten Schlau; anbringen, 
wodurch ein Theil des durch den erften laufenden Weins 
in Die Fäfler des Empfängers geleitet würde. Das 
Brindp ift allerdings ganz daffelbe, wir glauben aber 
faum, daß ein Zweifel über Die Frage des Verbrechens ent 
ftanden wäre. Geſedt auch, ein Dritter, nicht der Ems 
länger, machte die Vorrichtung zu feinem Gebrauch, 
wer förmte zweifeln? und wodurch fol fid) Hier Die Natım 
der Handlung verändern, wen Inneres und Aeuße⸗ 
res in Eins zufammentreffen? Es fragt fich hauptſäch⸗ 
Bd, worin liegt der Grund der Strafe? Die Richtung 
bes Willens, welcher die rechtliche Exiſtenz der buͤrger⸗ 
lichen Gefellichaft angreift und in der Handlung fich fund 
giebt, bedingt die Rothwendigfeit der Strafe. Daß ber: 
jenige, weldyer den Beſttz des Eigenthümers heimlich ſich 
relbft als Eigenthum aneignet, in das Verbrechen fällt, 
M niemals und auch hier nicht bezweifelt worden. “Die 
Gruͤnde, welche Das Verbrechen widerſprechen, wiberipres 
hen auch diefe Schuld. Diefer Theil unferes Streits 
punkte Farm für jede Unterfuchung nicht gemügend em⸗ 
Wohlen werden, denn es fcheint, Daß Die derbe Zurechts 
welfung Schwarzenbergs 15) in der heutigen ftrafrechtlichen 
Praris nur ausnahmsweiſe beachtet wird, Die Unterſchiede 
jeder Sadje zu hören und zu erwägen. Mit den Grün 
den, welche in Dem gegebenen Fall geltend gemacht wor⸗ 
den find, um das Verbrechen im concreto zu läugnen, 


156) C. C. C. Akt. 150. 
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ſtehen wir in directem Widerſpruch. „Die Fabrik wollte 
dem Angeſchuldigten — heißt es 19) — das Gas liefern 
und lieferte es wirklich; die Lieferung war geſchehen von 
der Zeit an, als die Fabrik aus der Hauptroͤhre ihr Gas 
in die Roͤhren ſtroͤmen ließ, durch welche das Gas dem 
Hauſe des Angeſchuldigten zugeführt werden ſollte.“ 

Wir koönnen dies unmöglich begründet finden. Die 
Fabrik wollte ihr Gas liefern und wollte e8 In den Gas 
mefier leiten. Sobald es und fo weit ed gemefien worden 
ift, Hat Die Fabrif Gas geliefert, fonft hat fie Fein Gas 
geliefert. ıD Wohl aber hat Der Empfänger noch weitere® 
Gas verbraucht, welches er der Fabrik Durch Die ans 
gebrachte Röhre heimlich entwendet hat. 

Obwohl das Bezirfögericht richtig erkannt hat, daß 
das Gas wider den Willen feines Eigenthümers wegges 
nommen worden iſt, jo hat es doch den enticheidenden 
Grund umgangen, 19) Daß das Gas vermöge feiner Natur 
und vermöge ber Obligation gerade erft durch den Gas» 
mefier geliefert wurde. ; 

Wir wollen diefen letzten Punkt nicht weiter begrüns 
den, fondern nur hervorheben, wie gewöhnlich alles Heil 
für Das Strafrecht in dem Strafgeſetz gefucht, wie telten 
der innere Zufammenhang mit dem Recht überhaupt, von 
dem es doch nur einen einzelnen Beſtandtheil bildet, an⸗ 
erfannt wird. 

Mir müffen fchließlich zugeben, Daß im Handel jeder 
Contrahent gewoͤhnlich möglichft viel zu gewinnen jucht, 


16) Mittermaier, a. a. DO. ©. 551. 

17) Bei Begrimdung der Eivilflage und namentlih wenn es fi 
um die Duantität des ungemefienen Gaſes handelte, wenn 
insbefondere die VBorrihtung ohne Wiffen und Willen des Ans 
geflagten gemacht worben wäre, und es zu einer Eondiction we⸗ 

des verbrauchten Bafes käme, würbe ſich dies Alles näher 
eftätigen 

18) 9. .D. ©. 550. 
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und, daß hierbei Hanblungen häufig vorfommen, deren 
Rrafrechtliche Eigenichaft_verichiedenen Zweifeln. und Ber 
benflichkeiten unterworfen werden koͤnnen. Dagegen müffen 
wir die Erwägung des Bezirksgerichts, Daß das öffent 
liche Interefle feine Rüdficht darauf nimmt, ob durch Die 
Handlung aud eine Klage auf Entichädigung für dem 
verlorenen Gegenftand begründet ſei, vollkommen billigen. 
Wir befinden uns hier an dem Gegenfag von Eivil- und 
Strafrecht. Diefer Gegenjag ift nicht ohne Schwierigkeit 
zu erfennen und Die neuerdings gangbar gewordene Ans 
fiht, daß das Civilunrecht ein unbefangenes fei, während 
das ftrafbare Unredht in dem Wiflen und Willen Der 
Handlung liege, halten wir weder für das Givil-, noch 
für das Strafreht begründet. Der gegebene Fall giebt 
und Darüber theilweife einen Beleg. “Der Unterſchied 
fann nur in dem Gegenftand des Rechts gefunden wer- 
den, der bei dem Strafrecht in dem Willen liegt. Wenn 
der Wille der Handlung an dem Willen ded Rechts ſich 
gebrochen hat, was allerdings nur vom Standpunkt ihres 
Urhebers und deſſen Erfahrung beurtheilt werden Tann, 
dann ift das Subject der Handlung in das Verbrechen, 
d. h. in Die Strafe gefallen, Die beide ihrem inneren 
Weſen nad) eins find. Das Unrecht, welches Diefelbe 
Handlung einem jonftigen Gegenftand des Rechts zur 
fügt, muß ebenfo gejühnt werden, wie in der Strafe Das 
Verbrechen. Hiernady glauben wir auch das Verhältniß 
vom Diebftahl zum civilrechtlichen Betrug genügend be 


- flimmt zu haben, ohne die Schwierigkeiten zu verläugnen, 


welche im einzelnen Fall die Frage darbietet, ob ein civil 
rechtlicher Betrug auch ein Verbrechen ifl. Daß Diele 
Schwierigkeiten aber weit leichter überwunden werden, wenn 
Die Frage nad) den concreten Verhältnifien aus 
Der Sitte Des Volfes beantwortet wird, und Daß hierdurch 
die Möglichfeit gerecht zu fein näher liegt, als wenn Die 
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Unmöglichkeit verfucht wird, in einem Strafgefe Die Graͤnze 
aufzuftelen und zu finden, davon find wir jo fehr über 
zeugt, Daß. wir jeden Zweifel widerlegt fehen möchten. 





Nachwort 
von 
Mittermater, 
mit Mittheilung einer englifhen Entfcheidung. 


Es mag unjeren Lefern nicht unintereffant fein, mit 
den deutſchen Anfichten über Gasentziehung die Enticheidung 
des engliichen oberften Gerichtes zu vergleichen, die durch 
eine Berhandlung gegen David White veranlaßt wurde, 
der des Diebftahld angeklagt war, weil er Gas durch feine 
Röhre, um Gas zu gewinnen und es nicht bezahlen zu 
zu müffen, abgeleitet hatte. Er wurde von der Jury 
des Diebftahls ſchuldig befunden; allein der vorfißende 
Richter ſprach Das Urtheil nicht aus, weil er Die Frage: 
ob Hier Diebftahl im Sinne der Geſetze vorliege, für fo 
ſchwierig hielt, daß er nicht felbit Die Rechtsfrage entichei- 
den, jondern Die Frage zur Enticheidung des court of 
appeal bringen wollte. (Case reserve). Die Berhand- 
lung fand vor dieſem (feit 1848 gebildeten aus den aue- 
gezeichnetften Oberrichtern beftehenden) Gerichtshof am 
4. Juni 1853 Statt. In der Verhandlung jucdhte der 
Verteidiger nachzumweilen, daß zu dem Diebftahle wir; 
liche Befigergreifung der Sachen gegen den Willen des 
Eigenthümerd gehören, daß der Gasmeſſer im Befige 
des White (des Angeichuldigten) fi) befunden und zwar 
mit Erlaubniß ber Direktion. Die Richter Dagegen ent 
fhieden, daß Diebftahl vorhanden fei, weil Die Röhre 
zwar im igenthume des Angeflagten, das Gas aber 
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im Beflge und Eigenthume der Direction fei, und ber 
Angeklagte ſich Gas betrüglid, (framdulently) angeeignet, 
und in den Befip beffelben ſich geieht Habe. Der Ange 
klagte wurde darnach wegen Diebftahl beftraft. 


xxM. | 
Bemerkungen 
über Ausführung Des Anktlageprincips 


im Strafverfahren. 
Von 


Hofgerichtsrath Gerau in Darmftabt. 


Die Form des Anflageprocefied fteht mit dem oͤffentli⸗ 
hen mündlichen Gerichtöverfahren in natürlicher Verbindung, 
wird von dem Geiſte Diejer Proceßform gefordert. Die 
neuere ©efeggebung der Deuticdyen Staaten hat Deshalb 
mit der Mündlichfeit und Deffentlichfeit des Gerichtsver⸗ 
fahrens zugleich die Aufnahme des Anklageprincips in 
Das Strafverfahren verheißen, und es find ſchon mehrere 
auf dieſes Princip geftüßte Procedurgeiege theild in wirf- 
licher Anwendung, theil8 im Entwurfe vorgelegt. 

Daß die Verfolgung der ftrafbaren Handlungen und 
deren Urheber der Regel nach nicht der Privatwillkühr 
und der Privatanflage der Verletzten überlaffen, vielmehr 
das Syſtem der Amtspflichtigen, Verfolgung durch ber 
fondre im Intereſſe der Gefammtheit der Staatsangehör 
rigen auftretende Beamte in die Gejeßgebung aufgenommen 
wird, das entipricht Dem Strafgeieße nach feinem Grunde 
und Zwede, bildet ein weſentliches PBrincip eines zweck⸗ 
entipreihenden Strafverfahrene. Der engliiche Strafproceß 
befolgt von Anfang bie zu Ende das Princip der Privat: 
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Anklage. In England ift außer dem beleidigten Theile, 
bei Staatöverbrechen dem König und jeinen Anwälten, 
bei Privat » Verbrechen der verlehten Privatperfon und 
ihrem Anwalte, Niemand, welcher fi um Entdedung, 
Verfolgung und Ueberführung eines Verbrecherd befümmert. 
Blos bei gemwaltiamen Todesfällen befteht in foweit eine 
Ausnahme, daß öffentliche Beamte — Coroners — unter 
Zuziehung einer Jury unterſuchungsweiſe den Ihatbeftand 
der gewaltiamen Toͤdtung ermitteln, feitftellen, und zu 
Protocol aufnehmen, Anordnung zur Sicherung der etwaigen 
Täter treffen, ſowie tchriftliche Anzeige bei den nächften 
Afftien erftatten und in Ermangelung eines Anflägerd den 
Verdächtigen dort verfolgen. 1) 

Die Gejebgebung Frankreichs Hat Dagegen nad) übers 
wiegenden Gründen das Princip der Werfolgung Der 
ftrafbaren Handlungen und deren Urheber durd hierzu 
verpflichtete öffentliche Beamte, die Staatsprocuratoren 
aufgenommen, und Diefen einen weitausgedehnten Wir: 
kungskreis angewieſen. Dieſes Syftem der amtöpflichtigen 
Verfolgung durch beiondere Beamte, die Staatsprocuras 
toren, haben auch die neueren deutſchen Strafproceßord: 
nungen fid) angeeignet. 

Wenn gleich in dem Berufe der Staatsprocuratur 
als öffentlichen Organs der Berfolgung der dem Straf 
gefehe verfallenen Handlungen und gleichzeitigen Organs 
der hoͤchſten Staatsaufitht auch die Anhaltspunfte für 
eine zwedentiprechende Stellung und Wirfiamfeit derfelben 
beruhen, ſo legt ſich doch in dieſem Betreffe jehr verichie: 
dene Auffaffung und Entfaltung in den verichiedenen 
Geſetzgebungswerken dar, welche Stoff zu fchwierigen 


1) Ua, Beratungen über Mündlichkeit ꝛ)c. Band U, 
8. — v. Hornthal, die peinlihe Rechtspflege Englands 
= 3 80. 
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Erwägungen darbieten. Frankreichs Geſetzgebung Hat Der 
Staatöprocuratur eine zu weit ausgebehnte, tief in Das 
Gebiet richterlichen Wirkens übergreifende Wirkſamkeit ans 
gewiefen. 2) Die neueren deutichen Strafproceßordnungen 
haben dieſe Uebertreibungen der franzöftichen Geſetzgebung 
meiftend vermieden und aus dem Thätigfeitöfreiie ber 
Staatöprocuratur die eigentlich richterlichen Functionen aus⸗ 
geichieden. Eben dieſe theilweiſe verichiedene Auffafſung 
und Ausführungsweile des Anflageprincipe in den vers 
ſchiedenen Gejeßgebungswerfen in wichtigen Bunften drängt 
zu einigen bedeutenden Fragen, Deren furze Erörterung 
‘den Gegenftand dieſer Abhandlung bildet. 
Ich zähle dahin 
- 1) Den Einfluß des Anklageprincips auf Die Stellung 
und Wirkfamfeit der Gerichte in Vorunterſuchung und 
Hauptverhandlung gegenüber dem Anfläger und Ange 
fchuldigten ; 

2) die Farm der Verjegung in den Anflageftand und 
deren Einflug auf Ausdehnung der Verfolgung in der 
Haupt-Berhandblung und des Endurtheils ; 

3) die Stellung des Staats⸗Anwalts gegemüber dem 
Berlesten in den Fällen, wo das Verfahren von dem Ans 
trage des Verletzten abhängig gemacht ift, jo wie Die 
Grundzüge des in ſolchen Fällen einzuhaltenden Vers 
fahrens. 

Zu 1: 

Der engliſche Proceß befolgt, wie bemerkt, von An⸗ 
fang bis zu Ende, mit Ausnahme des Verbrechens des 
Mords, Das Princip der Privat-Anklage. Der Antrag 


2) Selbſt in Franfreih wird dies anerfannt. Mittermaier, vie 
SLOT se — — ꝛc. Stuttgart 1845. ©. 9, 
95, 168, olttor in der Zeitfchrift für Deutfches 
Stafserfhten, 2 II, ©. 27. Braun, Hauptſtücke ac. 


— 
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auf Berfolgung wird vor dem Friedensrichter zum Zwecke 
eines einleitenden Vorverfahrens, fo wie vor Der über bie 
Verſetzung in den Anklageftand erfenmenden Grand Jury 
yon dem Berlebten, reſp. Defien Angehörigen und Anwalte 
geftellt, Die Beweile werben von Diejen vorgeführt, unb 
ebenio wird nad erkannter Verſetzung in den Anklage 
fland die Anklage von dem Verlehten und feinem Anwalte 


‚ vor den unter Zugiehung von Geſchworenen zur Entſchei⸗ 


Dung über die in den Anflageftand verjegten Befchuldigten 
vierteljährig zuſammentretenden Friedensrichter⸗ Verſamm⸗ 
lungen, jo wie wor den halbjaͤhrig Durch Die in den Graf 
fchaften herumreiſenden Lord's Oberrichter aus London 
unter Zuziehung von Geſchwornen gehalten werdenden 
eigentlichen Affiien geftellt und durchgeführt. Vermoͤge bes 
in der franzöfiichen Geſetzgebung aufgenommenen Grund- 
fates der Verfolgung und Anflage von Amtswegen durch Die 
Staatsprocuratoren, als öffentliche Beamten haben Diele ſowohl 
in der wefentlich inquifttorifchen Vorunterſuchung ale in der öfs 
fentlichen mündlichen Haupt-Berhandlung in der $orm des An- 
Elageprocefies in der Rolle des öffentlichen Anklaͤgers die Ins 
terefien Der Verfolgung zu vertreten, Die Beweiſe zu 
fammeln und vorzuführen, die Sad» Anträge und Anflage 
zu ftellen. Bei dem Spfteme der Privat-Anklage hat Die 
richtige Bezeichnung der Stellung und Wirkiamfeit Des 
Richters Feine erheblichen Schwierigfeiten. Wohl aber 
unterliegt bei dem Syſteme der amtöpflichtigen Verfolgung 
und Anklage durch öffentliche im Interefle des Staats 
auftretende Beamte Die richtige Abgränzung der Berech⸗ 
tigung und Verpflichtung des Richteramts gegenüber biejen 
Beamten mannichfachen erheblihen Bedenken. 

Daß da, wo die Geſetzgebung den mit Dem Weien 
des Straf-VBerfahrens im Widerfpruch ftehenden Grundiag 
und Die Form der Privat-Anklage aufgenommen hat, auch 
das gefammte Verfahren in allen Richtungen von den 
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Antraͤgen des Privat⸗Anklaͤgers beherrſcht wird, iſt eine 
conſequente Folge dieſes Grundſatzes, eben ſo wie daß 
dieſer Privat - Anfläger von Niemand Im Inneren und 
Heußeren feiner Thätigfeit: und feines Handelns überwacht 
werden, eben jo auch das Richteramt durch ihn in nichts 
beichränft werden Tann, was in die Sphäre des Richter 
amts gehört. Bei dem Syſteme der Brivat » Anklage 
müflen ſonach, fo wie die Anklage jelbft, fo auch Richtung, 
Umfang derfelben und Beweisführung und alle Sad 


Anträge dem Willen des Anklägers üßerlaffen bleiben, - 


und die Wirkſamkeit des Richters ſich überall in ben 
Graͤnzen defien Anträge halten, mit Ausnahme der Beur⸗ 
theilung der Dargelegten Beweiſe, fo wie der Unterftellung 
der That - Umftände unter das Gele und der Geſetzes⸗ 
Anwendung in der provocirten Enticheidung. Sobald das 
Geſetz Die Berfolgung einer Handlung im öffentlicher 
Intereffe vorgefchrieben hat, muß Das Verfahren unb 
Wirken der handelnden Beamten felbft bei Einführung der 
Form Des Anflageproceffes mit contradictorifcher Berhand- 
lung in dem Hauptverfahren in allen Richtungen den 
Eharakter des Handelns von Amtöwegen mit der Ber 
antwortlichkeit gegen höhere Aufjichts: Gewalt annehmen, 
Insbefondere aber dem Richteramte in feiner erforichenden 
Thätigfeit in Vorunterfuchung wie in Hauptverhandlung 
nady dem Princip der Erforihung von Amtöwegen: freie 
Bewegung und Selbftändigfeit anerkannt werden. Wenn 
die Geſetzgebung die Verfolgung und Anklage einem 
im Namen des Staats handelnden befonderen Beamten 
uͤberwieſen hat, dann kann und fol fie dieſes Princip 
auch conſequent durchführen, eben weil diefer für Die 
- Bunction der Verfolgung und Anklage beftellte Beamte 


dem öffentlichen Intereffe und dem Staate ebenſo verant- 


wortlih if, wie der Richter, Das Geſetz ſonach auch 
einer jeden dieſer beiden Behörden Dasjenige ae 
Archiv d. Er. WR. (Ergänzungs:Heft zu 1853.) 
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fell, was in ben naturlichen Attributen ihtes Amtes Liegt, 
und jeder Das verfagen muß, was ihr hiernach nicht 
gehört. Diefer Sat führte zu Dem bedeutenden Folge⸗ 
ie: Aus dem Wirfungsfreife des Staatsamvalts als 
oͤffentlicher Partei muß ausgeſchieden bleiben, was Der 
Wirkiamfeit Des Richteramtes, namentlich des Unterfuchungss 
richters angehört, Das Eintreten der richterlichen Thätigkert 
Dagegen muß bedingt bleiben durch die Anträge des oͤffent⸗ 
lichen Anklaͤgers und hat fi) regelmäßig in den Grängzen 
deſſen Anklage zu halten. Worladungen, Borführungen, 
Verhaftungen, Hausiuchungen, Befihtigungen, Bernehs 
mungen der Verlegten, Zeugen und Berbächtigen, ſoweit 
jolche Beſichtigungen und Bemehmungen der fünftigen 
Entiheidung zu Grunde gelegt werben follen, ferner Die 
Vollziehung der vichterlichen Beichlüffe müflen darum aus 
dem Thaͤltigkeltskreiſe des Staatsprocuratord ausgeſchieden 
bleiben; eben weil es richterliche und keine Parteihand⸗ 
lungen find, als Organ der Staats » Aufficht aber der 
Staats: Anmalt nur die Thätigfeit Anderer zu überwachen, 
richt aber felbft Die Geichäfte zu beiorgen bat. Insbe⸗ 
fondere vwiderftrebt Die Aufnahme der Brotocolle durch den 
Staaisprocurator völlig den Anforderungen der Gerech⸗ 
tigkeit, indem dieſe weientlich nur Dem für die Intereffen 
ber Berfolgung eben jo wie der Vertheidigung in gleicher 
Weiſe verantwortlichen Richter angehört. 

Zu ben Functionen des Staats » Amwaltes gehört 
Dagegen weientlic, der Antrag auf Einleitung der Unter: 
fahung und Die Stellung der Anklage mit Bezeichnung 
der PBerionen und Handlungen, jo wie deren objectiven 
Umfangs, wegen welcher Merfolgung einzuleiten ift, und 
hieraus folgt, daß Die ©erichte feine Perſonen ohne Ans 
trag des Staats-Amvalts verfolgen, und feine ftrafbare 
Handlung uhne Antrag zum Gegenftande ihrer Verfolgung 
Machen, eben jo wie Die angeflagte Handlung in feinem 
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hrafbaren objectiven Umfang zum Gegenftaube der 
Berfolgung machen follen, als beantragt: iſt; verbehatilich 
des Rechts und der Pflicht der Berichte, namentlich des 
Unterfuchungsrichterd und der @inzelrichter, Da, wo Gefahr 
auf Dem Verzuge Haftet, überhaupt bei allen eilenden Ge⸗ 
vichtshandlungen, ohne Antrag einzufchreiten, das weitere _ 
Borihreiten aber In joldyen Fällen von Dem Antrage des 
Staats⸗Anwaltes abhängig zu machen. Bon felbft verfteht 
es ji) überdies, Daß namentlich in dem alle wenn dem 
Staats » Anwalte Die Bornahme von Bernehmlaflungen 
nicht geftattet ift, das Geile den Polizeibeamten und 
Einzelrihtern das Recht und die Pflicht überweilen muß, 
die erften Anzeigen und Spuren verübter Verbrechen, io 
wie Die zur Beurtheilung der Zwläffigkeit ftrafrechtlicher 
Berfolgung- nöthigen Aufflärungen und Sammlung von 
Beweisgründen felbft unaufgefordert aufzunehmen, fo weit 
dies zur Vorbereitung und Begründung eined Antrags 
des Staats⸗Anwalts nöthig iſt. Was vom Ganzen gilt, 
muß aud vom Theile gelten. Die Geſetzgebung kann 
diefe Sätze conlequent durchführen, ohne das öffentliche 
Intereffe zu gefährden, ſobald der Staatsprocurator in 
dieſer Beziehung unter Die Befehle des Generalprocurators 
geftellt, und leßterer unter Die Befehle des Generalſtaatsprocu⸗ 
rators und beiAnfichtsverichiedenheit zwiichen dem Staatsans 
walt und dem Gerichte erfter Inftanz der Recurs an den Gene- 
ralprocurator und Generalftaatsprocurator offen gelaffen wird. 

In der franzoͤſiſchen Geſetzgebung ift die IThätigfeit 
der Staatöprocuratur in der Frage der Einleitung oder 
Nichteinleitung von Verfolgungen einer Durchgreifenden 
Controle unterworfen. Die Staatsprocuratoren find ges 
halten, fobald ein Vergehen zu ihrer Kenntniß gelangt, 
Davon dem Generalprocurator beim Appellations - Gerichte 
Nachricht zu geben, und defien Befehle in Beziehung auf 
alle Handlungen der gerichtlichen Polizei zu. vollziehen. 

9° 
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Die Appellationsgerichte Fünnen in allen vor Die Affifen 
gehörenden Sachen von Amtswegen Berfolgungen anorbnen. 
Der kaiſerliche Generalprorurator muß gegen jeden weiter 
verfahren, welcher in Anflageftand veriegt if. Der Ge 
neralprocurator kann von Amtswegen oder auf Befehl Des 
Zuftizminifters dem Staatsprocurator befehlen, die zu jeiner 
Kenntniß gelangten Vergehen zu verfolgen. 

In der Rechtfprehung Frankreichs iſt es indeſſen 
anerkannt, daß der Juſtizminiſter die vom Statasprocu⸗ 
rator eingeleitete Unterſuchung nicht verbieten und deren 
Einſtellung nicht befehlen kann, auch der Staatsprocurator, 
unerachtet er dem Befehle des Generalprocurators auf 
Einleitung einer Unterſuchung gehorchen muß, dennoch in 
Umfang und Inhalt der Anklage nad) feinen Anfichten 
handeln, auch (was nicht zu billigen ift) in der Sitzung 
feine Anſicht von der Schulblofigfeit ausfprechen darf. 3) 


So zwedmäßig und nothwendig auch, Die bezüglich 
des Staatöprocuratord angeordnete Eontrole Durch Unter: 
ordnung Defjelben unter Die Anfichten und Befehle der 
höheren Beamten der Staatsprocuratur ift, fo fcheint mir 
doch Die in der franzöftihen und in der badiſchen 

Strafproceßordnung den Gerichten verliehene allge- 
meine Befugnig gegen Die Anfichten Der Staats; 
procuratur Verfolgung und deren Kortfegung anzuordnen, 
einen ungerechtfertigten Eingriff in den Geichäftsfreis Der 
Staatöprocuratur zu enthalten, auch in vielen Fällen nicht 
"der Stellung Der Gerichte zu entiprechen. Das Preußifche 
Gejeg vom 3. Januar 1849 legt dem Staats - Anwalte 

“allgemein die Befugniß bei, Die gerichtliche Verfolgung zu 
verweigern, geftattet desfalliige Beichwerden nur an den 
Oberſtaats⸗Anwalt, welcher hierüber zu entjcheiden hat. 


3) Mittermaier a. a. O. ©. 321. 
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Meines Erachtens müffen hier Unterflgeidungen ein; 
treten. 

Sobald die Geſetzgebung der Staatsprocuratur die 
amtspflichtige Verfolgung ſtrafbarer Handlungen uͤberweiſt, 
fo ſoll fte derſelben auch für dieſen Zweck das Recht und 
die ſelbſtaͤndige Pflicht der Prüfung uͤberweiſen, ob eine 
Handlung nad Dem Geſetze ftrafbar und in Folge deflen 
und in weldyem Umfange zu verfolgen if. Den Gerichten 
Dagegen gehört eben jo jelbftändig die Wahrung und Ans 
wendung des Geſetzes in der Aufhellung und in ber Ent 
ſcheidung der von dem verfafiungsmäßigen Ankläger anhängig 
gemachten Straffälle, und über Die Ergebniffe der in F 
defien bereit geführten Unterfuchungen, fo weit aljo Der 
Anfläger eine Perſon und Handlung verfolgt hat. Dieſen 
Grundfag hat auch Das allegirte fönigl. preuß. Geſetz 
in Uebereinftimmung mit der franzöftihen Geſetzgebung 
dahin angenommen, daß das Gericht nach) geſchloſſener 
Vorunterſuchung auch gegen die Anficht Des Staats⸗An⸗ 
walts Die förmliche Anklage erkennen kam. An Diefe 
Dargelegten Grundſaͤtze kmüpfe ich die Folge: als Regel 
muß der Sag gelten: die Gerichte ſollen nicht für 


befugt erklärt werben, eine Perſon ohne vorgängigen oder _ 


nachfolgenden Antrag des Staats-Ammalts zu verfolgen, 
fie jollen die Handlung nur in denjenigen Thatumftänden 
und in demjenigen objectiven Umfange zum Gegenftande 
ihrer Verfolgung machen dürfen, welche und fo weit ſolche 
von dem Staats-Anwalte zum Gegenftand Teiner Anträge 
gemacht find, alfo auch nicht den Staats - Anwalt zur 
Verfolgung gegen deſſen Anficht befehligen Dürfen, ebenio 
wenig demfelben den Befehl geben Dürfen, eine ftrafbare 
Handlung in ſchwereren außer jeinem Antrage liegenden 
objectiven Thatumfange im Widerfpruche mit feinen An- 
fichten zu verfolgen, vorbehaltlich der nachbemerften Mobi- 
ficationen. Der Recurd gegen irrige Anſichten oder Ber 
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faumungen des Staats» Amwaltes gehört vor die höheren 
Beamten der Staatsprocuratur, und in hoͤchſter Inſtanz 
vor den Imftizminifter, nicht vor die Gerichte. 

Da jedoch der Beweis dem Richter geführt wird, 
dem Richter die Beurtheilunyg der Stärke Des 
Verdachts und der Gewißheit der angeihuls 
Digten Thatfachen auf den Grund Der Dargelegten 
Beweiſe und Erforichungen nad feiner jubjectiven 
Ueberzeugung gebührt, da fermer dem Richter, 
jobald er einmal zur Berfolgung und Aufbellung einer 
angellagten That angerufen und jeine Thätigfeit einge 

ift, vermöge feiner Stellung und des Zwecks der 
afgeiege Die Pflicht moͤglichſt vollftändiger Er» 
forihung der Wahrheit überwiefen iſt, Der Richter 
auch In feinem Streben nad) Aufhellung der TIhatverhälts 
riffe und der die Strafzumeflung bedingenden Umftände, 
alio in der Feſtſtellung einer vollfommenen Grundlage für 
‚ feine begehrte Enticheidung, nicht von den Anträgen der 
Staatöprocuratur abhängig gemacht werden kann und darf, 
aus dem Sage endlich, daß der Richter, jobald er 
zur Entſcheidung berufen ift, in dieſer Enticheidung 
unbefiimmert um Die Antcäge und Anfichten Der Parteien 
die jeiner Entfheidung unterftellten Thatums 
Kände jelbftändig zu beurtheilen, und das Ge; 
fe nach deffen wahren Sinn anzumwenden und 
hierbei nur feinen eigenen Anjichten zu folgen 
hat, ergeben ſich in der praftiichen Anwendung für Die 
Geſetzgebung meines Erachtens weiter die folgenden Säße. 
Sobald nad beendigter Vorunterfudjung in der Arage: 
ob nach der Stärfe der in der Vorunterſuchung ermittelten 
Berdachts-Beweis-Orümde der Verdächtige In den Anklage 
ftand zu verfegen ft, die Anfichten des Staats -Anmaltes 
und Des Gerichts verichieden find, muß die Anficht des 
Gerichts vorherrſchende Geltung behaupten, und es muß 
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ber Staats⸗Anwalt verhflichtet fein, ſolcher Folge zu geben 
Er muß deshalb, wie Die franzoͤſiſche Strafproceßordnung 
auch richtig in Art. 271 ausgeſprochen hat, gegen Jeden 
Berfolgung eintreten Iaffen, welchen das Gericht, wenn 
auch im Wideripruch mit feinen Anfichten, in a 
verſetzt hat. 


Mährend der auf Antrag eingefeiteten Por: Unter» 
fuchung, ſowie während der Hauptverhandlung, Tann Der 
unterfuchende Richter in feinem Streben nach Nufhellung 
der angeflagten That, deren Eigenfchaften, Umiang, Merk: 
male und Folgen, fowie In der Erforſchung Der Verdachts⸗ 
Gründe gegen den Beiihuldigten, der Strafzurechnune- 
fähigkeit und Strafgumeflungs - Gründe, fo wie in der 
Ergreifung der nöthigen Sicherungs-Manfregeln, namentlich 
in Erfennung der Unterſuchungshaft, nicht von den jedes: 
maligen fpeciellen Anträgen des Staats-Anwalts abhängig 
gemacht werden. Hier muß dem Richter vielmehr das 
Recht und die Pflicht des Erforichens und Handelns von 
Amtswegen, wenn glei mit Berüdlichtigung Der fort: 
während zuläffigen Anträge Des Staats. Anwalts und 
deffen nad) geichloffener Unterſuchungsverhandlung noth- 
wendigen Hauptantrags überwiejen werben. 


Um der Zwedmäßigfeit und dem praftiichen Bedürk 
niffe zu genügen, muß das Geſetz den zur Fuͤhrung Der 
Porunterfuchung beftimmten Perſonen das Recht und Die 
Pfllicht beilegen, in eiligen Källen ohne vorgängigen Antrag 
des Staats⸗Anwalts oder deſſen Gehülfen, ihre Thätigfeit 
eintreten zu lafien; e8 muß ferner den unteriuchenben 
Beamten Das Recht und die Pflicht überweilen, im ber 
Vorunterſuchung ihre Thätigfeit auch auf andere That: 
Umftände und bei der That betheiligte Perjonen außer 
denen von dem Staatö-Anmwalte bezeichneten — Des nach⸗ 
träglicdyen Antrags des Staats⸗Procurators, vorbehältlid, 


auozudehnen.) In der Amwendung der Geſehe auf bie 
angeflagte That, ſowohl bei Verſetzung in den Anklageſtand 
«is in dem Enburtheile, namentlich in Bezeichnung ber 
Gattung des Verbrechens nach Anleitung Des Strafges 
ſezbuches, deſſen fubjectiven Thatbeſtands und rechtlichen 
Charakters, ſo weit ſolches aus den dargelegten Thatum⸗ 
ſtaͤnden zu entnehmen und feſtzuſetzen iſt, in dem Erkennt⸗ 
niſſe über Zurechnungsfaͤhigkeit und Strafzumeſſung können 
die Gerichte nicht an die Anſichten und Anträge des 
Staats » AnwaltS gebunden werben, fie muͤſſen vielmehr 
hierin ganz felbftändig fein, vorbehaltlich jedoch der Modis 
figationen, welche fich für Die richterliche Entiheidung etwa 
im’ fpeciellen Falle bei dem Endurtheile aus dem in 
der Mitte liegenden Verweifungs-Beichluffe oder aus dem 
Rechte Des Angeklagten auf volle Bertheidigung ergeben, 
worüber fpäter das Weitere. In allen denen hier ers 
wähnten Faͤllen richierlicher Enticheidung legt ſich nur ein 
Act richterlicher Beurtheilung der einzelnen Umftände und 
Merkmale der verfolgten That, eine Unterftellung derſelben 
unter das Geſetz dar, und hier muß der Richter, tobald 
er zur Enticheidung provorist ift, das Recht haben, Die 
angeflagte That nad) den fid) ergebenden Umftänden und 
Merkmalen nad) Geſetz und Wiſſenſchaft nad) eigner Anficht 
felbftändig zu beurtheilen. Es müßte 3. B. zur Unge⸗ 
teimtheit führen, wenn in dem Halle, wo nach geichloffener 
Borunterfuhung der Staats - Anwalt in der angellagten 
That nad) den ermittelten näheren Umftänden nur einen 

Diebftahl, oder das Verbrechen des Todtſchlags erblidt 
und darauf feinen Antrag ftellt, das zur Entfcheidung über 
Das Ergebniß der Vorunterſuchung berufene Gericht aber 


4) Die Königl. hannöverfche Strafproceßordn., Entw. von 1850, 
enthält in biefer Beziehung den Unterfuhungs- Richter zu viel 
beengende Borfähriften in $. 41, 44. 
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das Verbrechen Des Maubs, refp. Morde, indicirt findet, 
das Gericht nicht das Recht Haben ſollte, im Widerſpruch 
mit. den Anfichten des Staats⸗Anwalts den Beichuldigten 
wegen Raubs, refp. Morde, vor Gericht zu ftellen. 
Diefer bier berührte Fall unterfcheidet fidy von Dem 
zuvor erörterten, wo der Staats Anwalt eine Handlung, 
‚eine Perſon gar: nicht verfolgen, oder Die eingeleitete Untere 
fuchung nicht fortgefebt haben will, weil er in der Hand⸗ 
fung den Thatbeftand eined Verbrechens nicht finden zu 
dürfen glaubt, oder weil er den Thäter für zurechnungs⸗ 
unfähig, oder Die Verdachts⸗Gründe unzureichend zurweiteren 
Verfolgung findet, weſenilich. In legteren Fällen mangelt 
es an der Zuftändigfeit des Gerichts zur Enticheidung 
wegen nichtgeſtellter oder zurüdgenommener Anklage, im 
erfteren Falle dagegen ift die That durch den Antrag des 
Staats-Anwalts und Vorlage der geichloffenen Vorunter- 
fuhung dem Richter zur Enticheidung unterftellt, Der 
Richter darum zur Enticheidung competent, in jeiner be- 
gehrten Beurtheiling und Entfcheidung über Die ange- 
flagten Thatſachen muß aber der Richter volle Selbftän- 
Digfeit haben, indem der civilrechtliche Grundſatz, Daß der 
Richter in feiner Entſcheidung nicht über Die Anträge der 
Parteien hinausgehen darf, im Gebiete des Strafrechts 
feine Geltung haben und nicht plabgreiflich jein kann, 
weil hier ein Verzicht des zur Handhabung der Geſetze 
in der Rolle der Verfolgung verpflichteten Staats » An- 
Hägerd auf geiebmäßige Behandlung und Beurtheilung 
der angeklagten That⸗Umſtaͤnde und richtige Unterftellung 
derſelben unter das Geſetz rechtlich unwirkſam und für Die 
Gerichte, jobald einmal die Sache ihnen zur Entfcheidung 
vorgelegt ift, unverbindlich If. Warum die Gerichte in 
der hier angeregten Beziehung nur zu Gunften des Be 
ihuldigten von den Anträgen des Staats⸗Anwaltes follen 
abweichen Dürfen, nicht aber zum Nachtheile deſſelben, 
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dafuͤr läßt ſich Fein Grund erfinden, voraußgeisgt, Daß 
burch ſolche Abweichung weder formales Recht, noch das 
Recht der vollen Vertheidigung verlegt wird. 

Die in Frankreich beftehende Gerichtäpraris, nad 
weicher der Staats⸗Anwalt Die einmal auf feinen Antrag 
eingefeitete Unteriuchung im Widerfpruch mit ben Anſichten 
des Gerichts nicht hemmen kann, 5) iſt meines Erachtens 
in voller Allgemeinheit nicht gerechtfertigt und kann nur 
für den Kal als gerechtfertigt erkannt werben, wenn nach 
geicyloffener Borunteriuchung die Enticheidung des Gerichts 
provoeirt if. Wenn Die Einleitung einer Unterfuchung 
nicht ohne Antrag des Staats⸗Anwalts erfolgen kann, fo 
muß wohl aud Die Fortſetzung — regelmäßig — nicht 
gegen defien Antrag erfolgen dürfen, weil ed im letzteren 
Falle eben jo an der Jufländigfeit des Gerichts mangelt, 
wie im erfieren. Wenn aber die richterliche Enticheidung 
provocirt ift, alsdann muß Die richterliche Beurtheilung 
der Dargelegten That » Umftände und Beweiſe, ſowie Die 
Entiheibung nad) dem Geſetze von den Anſichten des 
Staatd-Anwalts in jeder Richtung unabhängig jein. Wenn 
hier der Staats-Amwalt auf den Grund jeiner Beurthei- 
lung der geichloflenen Vorunterfuhung und Der darin 
Dargelegten Beweiſe und IThatumftände jeinen Antrag auf 
Verfolgung aurüdnimmt, ſo liegt hierin ein Uebergreifen 
in die Sphäre des Richteramts, ein Verzicht des öffent 
lichen Anklaͤgers Darf nun feinen enticheidenden Einfluß 
mehr Außen. Wenn jedoch — wie nach ber franzöftichen 
Geſetzgebung — die Gerichte von vornherein den Staats 
Anwalt zur Verfolgung gegen jeme Anfidyt nöthigen können, 
dann muß den Gerichten auch das Recht zuftehen, bie 
Kortiegung einer begonnenen Unteriuchung gegen befien 
Anficht zu verordnen. Nur Gründe der Bolitif fünnen 


5) Mittermaier a. a. D. ©. 328. 
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den Grundſatz ber franzoͤſtſchen Geſetzgebung rechtfertigen, 
wiewohl ich da, wo dem Staatsoberhaupte das Recht ter 
Abolidon und Begnadigung zufteht, dieſem Grundſatze 
eine polttifche Bedeutung nicht zuerfennen kann. 

Daß jpäter, nachdem der Angefchuldigte in den Am 
llageſtand verlegt iſt, ein einſeitiges Fallenlaſſen der Anklage 
von Seiten des Staats -Amwalts gegen die Anfichten des 
Gerichts nicht zuläffig ift, folgt aus dem Verweifungs⸗ 
Erfennmifle und ber dadurch begründeten Zuftändigfeit 
Des Gerichte. 

Das baieriihe Geſetz vom Jahre 1848 enthält be 
zuͤglich der Hier angeregten bedeutenden Fragen feine aus⸗ 
drückliche Beftimmungen und eben fo wenig das heſſi che 
Geichwornen » Gerichts = Gejeß des Jahres 1848. Diefe 
Belege enthalten jedoch auch feine Beſtimmung, daß das 
Gericht bei Dem Beichluffe über Verjegung in den An- 
Mageftand in irgend einer Beziehung an den Antrag des 
Staats - Anwalts gebunden fel. 

Die badifche Strafproceßorbnung hat Den Gerichten 
die Befugniß beigelegt — 86. 52, 62 — jelbft im Wider 
fpruche mit den Anträgen des Staats - Anwalts die Eins 
leitung, io wie Die Fortiegung einer eingeleiteten Unter: 
fuhung zu verordnen und hieraus folgt, Daß Die Gerichte 
auch in dem Beichluffe über Veriegung in den Anflage 
ſtand völlig unabhängig von den Anträgen ded Staatd 
Anwalts jein müflen. Dagegen hat Dieje Proceßordrrung 
in $. 246 bezüglid) des Endurtheild auf Die geführte 
Hauptverhandlung das Anflageprincip in einer jehr firengen, 
meined Erachtens ungerechtfertigten, die Gerichte zu vid 
beengenden Eonfequenz feftgehalten. 

Die noch zu erörternde wichtige Frage: ob und in 
wie weit das Bericht in dem auf Die Hauptverhandlung 
zu erlafienden Endurtheile bei dem Syfteme der Anflage 
durch Den Staats-Amwalt von den Anträgen der Anflager 


AO . Beneckugen über Musfähmug 


ſchrift abweichen darf, iſt angemeflener su behandeln bei 
der oben aufgeftellten zweiten Frage. 

2. Sorm der Verfegung in den Anklageſtand und 
Einfluß des Verweiſungs⸗Erkenntniſſes, reſp. der gefellten 
Anklage des Staats-Amwalted auf fpätere Ausdehnung 
Der en in der Hauptverhandlung und des Ends 


* den Vorſchriften der franzoͤſiſchen Strafproceß⸗ 
ordnung iſt zur Stellung eines Beſchuldigten vor die 
Affiin ein jedesmaliges Verweiſungs⸗Erkenntniß des 
Appellations » ®erichted auf den Grund einer von Dem 
Unterfuchungsridyter geführten Borunteriuchung erforderlich. 
Bezüglich der von ben Zuchtpolizeis Gerichten abzuurthei⸗ 
lenden Vergehen enthält Art. 182 die Beſtimmung: das 
Gericht wird in Zuchtpoligeifachen mit Der Entſcheidung 
über die zu feiner Competenz gehörigen Vergehen ent 
weder durch Die. in Gemäßheit der Art. 130, 160 ges 
fehehene Verweifung, oder dur die VBorladung Des 
Beihhuldigten, welde unmittelbar geichieht 
von der Civilpartei oder ıc. und in allen Fällen von 
dem kaiſerlichen Brocurator. Nach dieſer geſetz⸗ 
licher Beſtimmung werden auch in Rheinheſſen in den 
meiſten zuchtpolizeilichen Straffällen die Verhandlungen 
vor den Zuchtpolizei⸗Gerichten gepflogen, nicht in Folge 
eines vorgängigen fürmlichen gerichtlichen Verweiſungs⸗ 
Erkenntniſſes, fondern in Folge ummittelbarer Vorladung 
ber Beichuldigten und Zeugen von Seiten des Staats⸗ 
procuratord auf den Grund der vorangegangenen einlei- 
tenden Unteriuhung des Friedensrichters oder Staats 
procuratore. 

Nach der englifchen Geſetzgebung und Rechtsfprechung 
geht mit Ausnahme Der von den einzelnen Friebensrichtern 
als Einzelrichtern — hochſt zwedmäßiger Weiſe — im Un- 
terfuchungsproceffe abgeurtheilt werdenden geringeren Straf⸗ 
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fülle der oͤffentlichen mündlichen Hauptverhanblung vor 
den Quartalſitzungen der verfammelten Friedensrichter der 
Graffchaft, mit Zuztehung von Geſchwornen, eben fo mie 
vor den von den herumreifenden Lord's Derrbichtern aus 
London halbjaͤhrig in den Grafſchaften abgehalten wer- 
denden eigentlichen Aſſiſen, in welchen die ichwerften Ber- 
brechen abgeurtheilt werden, eine jededmalige Verfegung 
in den Anflageftand durch die Grand Jury voraus. Diefe 
Grand Jury unter Vorſttz eines aus Ihrer Mitte erwählten 
Foremand entfcheidet über Die Verfegung in den Anklage 
Rand nach hoͤchſt fummarifchem geheimen Verfahren, im 
welchem nur der Anfläger mit feiten Belaftungszeugen, 
nicht aber ein Staats Anwalt, nicht der Angeſchuldigte, 
fein Abvocat, feine Entlaftungszeugen vernommen werden. ©) 

Der franzoͤſiſch rechtlichen Beflimmung nachgebildet, 
hat das baterifche Geſez Des Jahres 1848 über Einführung 
des mündlichen öffentlichen Verfahrens in Straffachen in 
Art. 74 die Vorichrift, Daß bei Vergehen — im Gegen- 
tab von Verbrechen — und bei PBreßvergehen Die gericht: 
liche Vorunterſuchung unterbleiben und der Berbächtige 
auf Antrag des Staats Anwalts fogleich zur öffentlichen 
Berhbandlung geladen werden kann, wenn der Staate- 
Anwalt dem Gerichte eine Anzeige vorlegt, welche zum 
Begründung eines erheblichen Verdachts geeignet ift, und 
eine hinreichende Bezeichnung der Beweismittel enthält. 
Anfcheinend findet alfo Hier keinerlei Vorunterfuchung ftatt. 
Das vorallegirte preußiiche Geſetz verordnet, daß zur 
Berfolgung im öffentlichen mündlichen Hauptverfahren vor 
den Gefchwornen, jo wie vor den Zuchtpofizeigerichten ein 
jedesmaliger, Die förmliche Unterfuchung anoronender Bes 
ſchluß des @ollegials Gerichts erfter Inftanz vorangehen 
fol. Eine gerichtliche Vorunterfuchung und Vernehmung 


6) v. Hornthal a. a. DO. ©. 138. 
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des Beſchuldigten in folder vor der Sffentlichen Haupt 
verhandlung ift mur bei der Berweilung vor Das Ge 
ſchwornengericht nöthig, bei Denen vor Die Zuchtpoligeigerichte 
gehörenden Vergeben tritt gerichtliche Vorunterſuchung 
mur dann ein, wenn der Staats⸗Anwalt ſolche zur Begrün⸗ 
bung feiner Anklage für noͤthig Hält, Die vorgängige Ber 
uehmung des Beichuldigten ift geftattet, aber nicht geboten. 

Die Frage: ob Die Geſetzgebung den Grundſatz auf 
nehmen joll, daß Der öffentlichen mündlichen Haupwer⸗ 
handlung ein jedeömaliges Verweiſungs⸗Erkenntniß vorher 
zugehen habe, durch welches der Berbächtige zur öffentlichen 
mündlichen Verhandlung wegen beſtimmt zu bezeichnenden 
Vergehens foͤrmlich vor Gericht geftellt wird, oder ob und 
unter welchen Borausiegungen und Formen zur Abkürzung 
der Sadje die Eröffwung diefer Hauptverhandlung ohne 
ein foldhed Verweiſungs⸗Erkenntniß durch einfache Bors 
ladung des Beichulbigten foll geichehen dürfen, ift eine 
Frage hoher praktiiher Bedeutung, weldye eine höhere 
Aujmerfiamkeit verdient, als ihr in den verjchiebenen Ge⸗ 
feßgebungen zugewendet worden if. 

Daß das öffentliche mündliche Gerichisverfahren einen 
“ vermehrten Zeit- und Koſtenaufwand erheiſcht, Das ift Dem 
bejonnenen Beobachter durch die Erfahrungen in Deutſch⸗ 
land bereits klar geworben, das zeigt ſich in allen Deutichen 
Stasten. Nur in Folge ber Einführung des Geſchwornen⸗ 
Gerichts mußten im Großherzogthum Heflen die Eollegials 
Gerichte erfter Inftanz, unerachtet ihnen durch Aufhebung 
des privilegirten Gerichtöftandes und duch Die darau 
gefnüpfte Entziehung aller Erſt⸗Inſtanz⸗Geſchaͤfte erheblidye 
Geichäfts-Erleichterung zu Theil wurde, bedeutend vermehrt 
werden. Dieje Wahrnehmung gebietet Die Befeitigung 
aller nicht durch den Zwed gebotenen Weiterungen und 
Sormen, wenn überhaupt Die Durchführung der Oeffent⸗ 
lichkeit und Mündlichfeit des Gerichtöverfahrend ermöglicht 
werben jol. Die Gerechtigkeit und Humanität erfordert, 
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daß Riemand als Berüber einer ftrafbaren That oͤffentlich 
vor Gericht angeflagt, dem Schimpfe und ber Dual einer 
Öffentlichen Procedur unterworfen wird. Das Interefie 
des Staats und ber Rechtsverwalnng erheifcht nach gleich 
ftarten Gründen, Daß die Gerichte mit einer zeitraubenden 
foftfpieligen oͤffentlichen Procedur nicht in Anſpruch ges 
nommen werden, fo lange nicht zuvor mit hoher Wahr 
ſcheinlichkeit ermittelt ift, daß ein Verbrechen oder Vergehen 
verübt worden, und der Beichuldigte der Ihäter iſt. Geiſt 
und Zwed des öffentlichen münblichen Berfahrend, Die noth⸗ 
wendigen Rüdfichten auf Abkürzung der Verhandlung ver 
dem verfammelten Gerichte zur möglichften Befchränfung 
bes Zelt- und Koften - Aufvands erfordern enblich Die 
möglichft raſche, insbeiondere aber Die ununterbrochene 
Beendigung einer einmal begonnenen Procedur. Dieſe 
Ruͤckſichten erheiichen nothwendig und ohne Ausnahme 
eine jedesmalige, ) werm auch in vielen Fällen ganz 
furze, der öffentiihen mündlidyen Hauptverhandlung vor» 
berzugehende einleitende Unterſuchung zur Feſt⸗ 
ftellung des Thatbeſtands Der zu verfolgenden ftrafbaren 
Handlung, zur Ermittlung der Belaftungsbeweife, jo wie 
— das Contumactalverfahren ausgenommen — ald Bor 
ſtulat der Gerechtigkeit und des individuellen Rechte des 
Angeichultigten eine jedesmalige vorgängige Ber» 
nehmung des Beihufldigten zur Kenntnißnahme 
feiner Entſchuldigungs⸗Gruͤnde und Entlaftungs s Beweite, 
und damit das Gericht im Stande ift, Die gleichzeitige 
Borladung aller erheblichen Zeugen in die Audienz zu 
verfügen. Selbſt bei den einfachften klarſten Vergehen, 
namentlidy Preßvergehen, darf dieſe vorgängige kurze Er- 


7) Nach der Ffönigl. hHannöverfchen Strafproreßordnung von 1850 
muß mit Ausnahme derjenigen geringen leichten Straffälle, in 
welden eine Verhaftung nicht erforderlich wird, ftets eine Vor⸗ 
ünterfuchung ftuttfinden. 


‘ 
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mittelung unter Bernehmung des Beſchulbigten nicht mans 
gen. Rur dadurch Tann unbegründeten Berfolgungen, 
woedtoien Berhanblungen und nachtheiligen Zeriplittenungen 
des Berfahrensd vorgebeugt werden. Anders aber verhält 
es fich mit ber Form der Verſetzung in den Anklageftand. 
Sowie überhaupt im Gebiete des fehaffenden Wirkens, 
namentlich in der Staates. und Rechts » Verwaltung der 
Umfang der anzumendenden Mittel und Formen dem Um⸗ 
fange Des zu erzielenden Zweckes und dem Bebürfniffe fich 
anpaflen muß, jo muß auch hier das Borverfahren nad 
Maaßgabe der größeren oder minderen Wichtigfelt der 
Anſchuldigung und der bevorftchenden Hauptverbanblung 
nad) Zeit- und Koften - Aufwand und der Rachtheile für 
den Angeichuldigten, ſowie nad; Maaßgabe Der mehreren 
oder minderen Klarheit oder Verwidelung und Zweifel: 
haftigkeit des Falles fich verſchieden geſtalten. Ein förm- 
liches Berweifungs » Erkenntniß erfordert Bortrag und 
Derathung im Colleg und ausgedehntere formale Behand» 
lung, felbft werm das entſcheidende Gericht in feiner Sipung 
weder Zeugen noch den Angeichufdigten ober defien Ber 
theidiger hört, was auch aus Gründen nothwendiger 
Defonomie im Zeit: und Koſten⸗Aufwande ımterbleiben fol. 

Raͤthlich ſcheint es mir deshalb, zur Verminderung 
des Zeit: und Koften-Aufwandes, daß in allen Fällen die 
Erlaffung des Beichluffes, wodurd der Angeichuldigte im 
den Anklageftand verſetzt wird, in Form eines fürmlichen 
Erkenntniffes nicht vorgeichrieben, üͤberdies den Ge⸗ 
richten überlaffen wird, in den unbedeutenderen, dabei in 
Beurtheilung der Competenz, ſowie des Thatbeftandes 
und nad) dem Maafe der gelieferten Beweiſe bezüglich 
der Thäterichaft einfachen und Haren Strafiachen kurzer 
Hand ohne collegialiiche Berathung und ohne förmli- 
hen Beſchluß und Verfegung in den Anklageftand 
dur einfache Borladung des Beichuldigten Die oͤf⸗ 
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öffentlich muͤndlichen Hauptverhandkung einzuleiten. Wenn 
Das Geſet meiter beſtimmt, Daß ſolche Vorladung Furzer 
Hand zur Öffentlichen mündlichen Hauptverhandlung nur 
alsdann foll geichehen können, werm der Staats Anwalt 
blerauf anträgt, und ber Referent des Gerichte damit 
übereinftimmt, auch Die Belaftungs und Untlaftunge 
Beweiſe, ſoweit fie in der oͤffentlich mündlichen Hauptvers 
handlung gebraucht werben jollen, zuvor ermittelt find, fo 
wird ſolche Anordrumg den Anforderungen der Gerechtigkeit, 
Staatsklugheit und Zweckmaͤßigkeit entiprehen. 

Eine foldhe Behandlung wiberftrebt audy der Naar 
und dem Zwede des Befchluffes, wodurch der Beichuldigte 
in den Anklageſtand verfebt wird, keineswmegs, mar Mag 
diefen Beichluß aus dem Geſichtopunkte eines Zwiſchen⸗ 
Beſcheids oder eines proceßleitenden Decrets auffaflen- 
Als Erkenntniß kann dieſer Beſchluß aufgefaßt werben, 
inſoweit er auf Die Ergebniſſe Der geführten Vorunterfuchung 
nach Vernehmung beider Theile beftimmt, daß der Be⸗ 
ſchuldigte und wegen welchen Bergehens in ben Auflage 
fland verfegt werden fol. Die Eigenichaft eines proceß- 
regelnden Decrets aber kann ihm nad) überwiegenden 
Gründen in fo weit beigelegt werben, als darin nur auf 
unvollkändige Verhandlung, nach ungenügenber Berneh- 
mung des nur im Allgemeinen Berchuldigten, nicht in ber 
Sache ſelbſt, und in feiner Beziehung, felbit nicht mit 
einfiwellen bleibendem Erfolge entſchieden, vielmehr nur 
Der eigentliche Proceß erkannt wird. Eine praftiche Bes 
deutung kann ſich aber an eine ober die andere Auffafiung 
nicht knuͤpfen, indem durch Diefen Beſchluß der Entichei- 
dung in der Hauptſache in feiner Beziehung präjudicirt 
werden kann, auch dem Angefchuldigten in jedem Halle außer 
der aus Verlegung weientlicher Formen und der Gompetenz 
abgeleiteten Nichtigfeitöbefchwerde ein weiteres Rechtsmittel 
gegen jenen Verweiſungsbeſchluß nicht geftattet — ſoll. 

Archiv d. Er. R. (Ergänzungs⸗Heft zu 1859.) 
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Da wo ans dem Wirkungskreiſe des Staatsprock⸗ 
vators alle Handlungen ausgeſchieden ſind, welche zu den 


övuuctionen des Gerichts gehören, kann ſolche Vorladung 


nur durch den Referenten des Gerichts beſchloſſen werben 
web im Namen des Gerichts ergehen. Nach dem Dan 
gelegten verdient es gewiß Feine Billigung, wenn namentlid) 
bei Preßvergehen, wo der Thatbeftand und die Thäterfchaft 
m der Regel klar vorliegt, in einem Königl. Würtem- 
bergichen Gefege vom 25. Juli 1848 jedesmalige Ber: 
fegung in den Anflageftand durch kreisgerichtlichen Beichluß 
vorgeſchrieben I.) ) 

Den Einfluß des Beſchluſſes, wodurch die Verſetzung 
n den Anklageſtand ausgeſprochen wird, auf die Aus- 
dehnung der Berfolgung in der Hauptverhandlung ber 
treffend, jo enthält die franzoͤſiſche Strafproceßorbnung 
in Diefer Beziehung bezüglich der vor den Zuchtpoligeis 
gerichten zu verfolgenden Vergehen eine beſtimmte Vorſchrift 
richt. Hinſichtlich der vor den Gefchwornen - Gerichten 
verfolgt werdenden Verbrechen Dagegen beftimmt Art. 
271: Der Generalprorurator darf feine andere Anklage 
vor den Serichtähof bringen, bei Strafe der Nichtigkeit; 
und in Art. 361 und, 379 wird der Angeklagte im Laufe 
dee mündlichen Berhanblung entweder durch fchriftliche 
Beweiſe ober durch Die Ausfagen der Zeugen einer ans 
deren That, eines anderen Verbrechens beſchul⸗ 
Digt, als wegen welcher er angeflagt war, und würben 
diefe nun entdedten Verbrechen eine jchwerere 
Strafe nah fich ziehen als die früheren, fo verorbnet 
der Praͤſident, wenn der Staats⸗Anwalt Deshalb einen 


8) en. ven Koͤnigl. —— Strafproceßordnungs⸗ Entw. 
$. 13 bat der Staats: Anwalt bei leichten Straffüllen 
die Befugnig. die Befähulbiäten ohne gerichtlichen Berweifungss 
> chluß und anne ee unmittelbar felbt vor das 


—— u laſſen. 
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Antrag vor Dem Urtheile ſtellt, nachdem er ben Ange 
Hagten von der Anklage loögeiprochen Bat, Daß derſelbe 
wegen dieſer neuen That — Berbredhens — verfolgt 
werde. Ergiebt (Art. 388) fi aus der mündlichen Vers 
handlung ein in der Anklage-Acte nicht erwähnten erſchwe⸗ 
render Umftand, jo Tann der Präfident deshalb eine Frage 
an die Geſchwornen ftellen. Gleiche Beſtimmungen enthaͤlt 
Das Heſſiſche Geſchwornen Gerichts⸗Geſetz vom Jahre 
1848, mit dem Beifügen, daß der AnflageNc die Natur 
des Verbrechens, welches Der Anklage zu Grunde liegt, 
die That und alle Umftände, welche auf die Strafe vom 
Einfluß fein können, nach Anleitung des Verweiſungs⸗ 
Urtheils auseinanderzufegen hat. Die an die Geſchwornen 
zu vichtenden Fragen müflen ſich auf die in dem Auflage 
Urtheile enthaltenen weientlidyen thatlächlichen Merkmale 
und Umftände bei Vermeidung der Richtigkeit beichränfen. 
Wenn jedoch aus der mündlichen Verhandlung That 
Umflände fich ergeben haben, aus weldyen, ihre Wahrhei 
vorausgefeht, die völlige Straflofigkeit ſich ergiebt, ober 
daß der Angefchuldigte ſich nur eines Verſuchs, ober einer 
Sahrläfligfeit, oder einer Beihülfe fich fchuldig gemacht, 
to Bat der Bräfident eben jo wie wegen ſich ergeben ba- 
bender That-Umftände, wegen welcher Die Strafe über den 
regelmäßigen hoͤchſten Brad hinaus erhöht werben muß 
oder kann, oder unter den niebrigften Grad herabgefeht 
werden kann, eine desfallfige Frage an die Geſchwornen 
zu flellen. 

Das vorerwähnte Koͤnigl. Baieriſche Geſetz enthält 
im Weientlichen dieſelben Beftimmungen, ſodann in Art. 
177 die befondere Borfchrift, daß über Diejenigen That⸗ 
Umftände, welche eine ſchwerere Dualification des 
Verbrechens begründen, foweit Dies thunlich ift, abgejon- 
derte Fragen zu ftellen find. Es verordnet fodann in 
Art. 213 weiter, daß wenn ſich im Laufe ber öffentlichen 

10° 


208 Bewertungen über Musführung 


Berhanblmg neue in der Anklageſchrift nicht ents 
baltene Thats Umftände ergeben, welche den Bearbadıt 
eined anderen ®Berbrehens oder Vergehens gegen 
den Angellagten begründen, gegen Denfelben in anderweitem 
beionderen Verfahren procedirt werden folle. Auch das 
mehrerwähnte Koͤnigl. Preußitche Geſetz enthält etwa dies 
feiben Beftimmungen, namentlich Daß wegen der in Der 
Hauptverhandlung bervorgetretenen erfchwerenden Um 
käude eine Frage an die Geſchwornen zu richten jet. 

Der wahre Sinn der allegirten Beſtimmungen ber 
benannten Geſetze ift nicht Elar, indeß iſt die Abficht Des 
den weiteften Spielraum veritattenden Koͤnigl. Baieriſchen 
Geſehes wohl die, daß die in der mündlichen Hauptver 
handlung befamnt gewordenen, in dem Anklage⸗Acte nicht 
enthaltenen Thatumftände in dem Enburtheile in fo weit 
berüdfichtigt werden dürfen und follen, als fie nur als 
erſchwerende Dualificationen, Merkmale deſſelben zur An- 
Hage geftellten Verbrechens ericheinen, ohne Daß bie Iden⸗ 
tität des angellagten Berbredyens nach feinem objectiven und 
fubjectiven Thatbeftande — rechtlichen Begriffe — zum Nach⸗ 
teile bes Angeichuldigten verrüdtwird. Doch auch Diefer Sinn 
it zweifelhaft. Was ift eine andere That? ein anderes 
Verbrechen als das angeflagte? Ein anderes als das 
angeflagte Verbrechen ift nicht allein alsdann vor- 
Banden, wenn in Folge der mündliden Hauptverhandlung 
der objective oder jubjective Thatbeftand ſich Dergeftalt 
ändert, DaB das angeflagte Verbrechen einen anderen recht⸗ 
lichen Charakter, einen anderen Rechtsbegriff — annimmt; ſon⸗ 
dern auch wenn fid) nur andere erſchwerende ober ftrafmindernde, 
den Thatbeftand weſentlich nicht verändernde Ihatumftände 
beffelben ergeben. Die Berüdfihtigung der erichiwerenden 
Umftände letzterer Art verftößt gerade fo gegen das Ver⸗ 
weilung&Erfenntniß, und. fann das volle Vertheidigungs⸗ 
recht des Angeklagten eben io beeinträchtigen,. wie Die 
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Berüdfichtigung der neu hervorgetretenen, den Thatbeftand 
ändernden That⸗Umſtaͤnde. Der Ausdruck „That“ iM 
jedenfalls noch bezeichnender ald „Verbrechen,“ weil die 
felbe That den Charakter verſchiedener Verbrechen nach den 
verichiedenen Hervortretenden und aufgeklärt werdenden 
Umftänden und Modificationen annehmen Tann, eine That 
aber als ein zu einer beftimmten Zeit und an beſtimmtem 
Orte, mit beſtimmtem Erfolge hervorgetretene Handlung 
unter denjelben Perfonen immer diejelbe That bleibt, es 
mögen die folche begleitet Habenden Nebenumftände, objec- 
tiven und fubjectiven Qualitäten, in ihrem wahren Dafein 


‘“ früher oder ipäter ſich offenbaren. In den bemerkten Be 


flimmungen der allegirten Geſetze beruht, liegt anders der 
unterftellte Sinn wirklich in deren Abficht, meines Erach⸗ 
tend Mangel an Einheit und Inconjequenz. Jedenfalls 
aber bedürfen fie Flarere Abfafjung. 

Im Strafverfahren kann von Verzicht bezüglich. der 
Aufhellung und ftrafrechtlichen Verfolgung der Verbrechen 
und Vergehen, ſonach von peremtoriichem Erfolge Der ver- 
fhiedenen Abichnitte des Verfahrens nicht Die Rede fein. 
Das Intereffe der Verfolgung muß von der Geſetzgebung 
gleihe Beachtung finden, wie das Intereſſe der Verthei- 
digung. Aufhellung der Wahrheit und reine, den ermit- 
telnden Ihatumftänden entiprechende Anwendung des Ge 
ſetzes zu Gunſten wie zum Nachtheile des Angeklagten 
muß das Ziel der richterlichen Thätigfeit und des Verfahrens 
von Anfang bis zum Schluffe jein. Dem Berweifungs- 
Erfennmifie, fowie dem darauf geſtützten Anklage Acte 
fann Deshalb eine peremptoriiche Wirkung dahin nicht 
beigelegt werben, daß nur die in der mündlidden Haupt 
verhandlung fi neu offenbarenden, von benen in 
dem Berweilungss Erfenntnifje und Anklage-Acte angege- 
benen Thatmerfmalen abweichenden Eigenichaften und Uns 
fände der angellagten That nicht zum Gegenſtande ber 
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Aufhellung, Verfolgung und Beſtrafung gemacht werden 
‚ Könnten und dürften. Die Vorunterfuchung hat nur einen 
vorbereitenben Charakter, der Zwed des Verweifungs⸗Er⸗ 
kenntniſſes ift darum auch nicht definitive Feftftellung der 
zu verfolgenden That und deren Merkmale und rechtlichen 
Charakters, vielmehr nur die Verweifung dieſer vorläufig 
ermittelten That und deren muthmaaßlichen Verübers 
vor Gericht zur definitiven volltändigen Feftftellung und 
Enticheidung in der dafür beftimmten, enticheidenden Haupt: 
Berhandlung. Letztere iſt der eigentliche Proceß, deſſen 
Reſultate Darum bei jedem Syſteme hauptfſäaͤchlich entſchei⸗ 
dend fein müffen. Auf das, was in dieſer Hauptverhandlung 
erſt neu offenbart wird, kann das frühere Verweifungs⸗ 
Erkenntniß jowie der vorangegangene Anflage-Act natürlich 
feinen Erfolg äußern. Steht der Beichulbigte einmal vor 
Gericht wegen einer beftimmten That, warum foll nun 
dieſe That nicht mit allen denen Eigenichaften, Merkmalen, 
Umftänden und Folgen zum Gegenftande der Verfolgung 
und Entfcheldung gemacht werden, welche und wie fie ſich 
in dieſer Hauptverhandlung heraußftellen, vorausgefekt, daß 
dasvolle Vertheidigungsrecht des Angeflagten nicht beeinträchs 
figt wird? Die Rechte des Staats- Anwalts find in dieſer 
Beziehung ganz gleich den Rechten Des Angeflagten. Aufs 
hellung und Beftrafung der That wie fie geichehen, nicht 
wie fie angeflagt ift, fordert Die Gerechtigfeit und das 
Strafrecht nach Grund und Zwed. Ob durch die in der 
Hauptverhandlung hervorgetretenen neuen Beweije, Mert- 
male und Eigenichaften die angeichuldigte That ohne 
Veraͤnderung ihres ftrafrechtlichen Thatbeftands- ımd Ber 
griffs nur innerhalb der Gränzen diefed Begriffs eine 
fehwerere oder mildere Qualification, eine höhere oder 
nieberere Strafbarkelt annimmt, ober ob fie viefmehr da⸗ 
durch einen verichiedenen objectiven oder fubiectiven That⸗ 
beftand, ober einen verſchiedenen Rechtsbegriff erlangt, 
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Das iſt nad) denen Hier zu beachtenden Gründen und 
Rüdfichten ganz gleich. Ich weiß Feinen Grund zu finden, 
welcher es rechtfertigen könnte, daß wenn Geftändnifle, 
neue Beweiſe e8 in der Hauptverhandlung darlegen, Daß 
der angeflagte Diebftahl in Wirklichkeit ein Raub war, 
der angeflagte Tobtichlag In Wirklichkeit ein Mord iſt, Die 
geftohlne Summe nicht 100 Gulden, fondern 300 Gulden 
beträgt, daß alsdann der Staats - Anwalt in berielben 
Berhandlung feiner Anklage nicht auf Dielen jchwereren 
Thatbeftand eine veränderte Richtung follte, geben, und 
das Gericht feine Verhandlung und Entiheidung nicht 
Darauf bin ſollte erftreden dürfen? Insbeſondere aber muß 
Die Geſetzgebung diejen Say alsdann annehmen, wenn fie 
verftattet, daß in Folge neu hervorgetretener That-Umftände 
und Beweiſe der Antrag des Staato⸗Anwalts, fowie Die 
Verfolgung und Entfcheidung in der Hauptverhandlung eine 
veränderte Richtung auf eine ſchwerere Dualification, ober 
einen die Strafe erfchwerenden That-Umftand des Ver⸗ 
brechens über die Gränze bed Anklage -Urtheild und An⸗ 
klage⸗Acts hinaus nehmen darf. In einem wie in Dem 
anderen Falle wird Die Identität der angeflagten That, - 
fowie des Vermeiiungs - Erfenntniffes und Anklage» Actes 
zum Rachtheile des Angeklagten verändert. Die civil 
rechtlichen Grundſaͤtze von Verzicht peremtorifcher Wirkung 
der einzelnen Abfchnitte des Verfahrens, Klagen: Acm- 
derung koͤnnen bier nicht Platz greifen. 

Meiner Anficht nad, kamn eine Gefeßgebung, wenn 
fie Unzuträglichkeiten vermeiden, wenn fe nicht in Incon⸗ 
fequenzen verfallen will, in der angeregten Beziehung feine 
anderen Grundfäge aufnehmen, als daß fe die Ausdeh⸗ 
ming der Hauptverhandlung wegen in derſelben neu her⸗ 
porgetretener ThatsUimftände und Beweife auf eine andere 
als die angeflagte That und eine andere ald die ange 
klagte Perſon zwar verbietet, aber den Begriff der ange 
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Ungten That nicht bemißt nach dem ihr in Dem Berweis 
fungs⸗Erkenntniſſe und Anklage⸗Acte beigelegten rechtlichen 
Begriff, und nicht nach denen Darin erwähnten Thatbeftande, 
Eigenichaften und Merkmalen, ſondern ihn aufgefaßt als 
Die beflimmte von dem Angeichuldigten gegen den be 
ſtimmten Verleßten zu einer beftimmten Zeit und an einem 
beſtimmten Orte verübte Handlung in dem ganzen Inbegriffe 
aller fie in Wirklichkeit begleitet habenden objectiven und 
fubjectiven Eigenichaften, Merkmale und Bolgen ohne Uns 
terichied, ob folche fich in der Borunteriuchung ober erſt in bex 
Hauptverhandlung offenbaren, und ohne Rüdficht darauf, 
ob die fämmtlichen, wirflicden Merkmale und Eigenichaften 
der That, fo wie der Darin beruhende rechtliche Charakter 
und Thatbeftanb derſelben ſchon vollftändig in dem Bers 
weilungs » Erfenntniffe und Anklage⸗Acte angeführt, präs 
cifiet und bezeichnet find, ober Durch die erft in der 
Hauptserhandlung neu Hervortretenden Beweiſe, That⸗ 
Umfände und darauf geftügte Anträge Des Staats An» 
walts erft ‚ihre vollftändige, wahrbaftige Ausprägung 
erhalten. Innerhalb dieſer Gränze ſoll Die Geſetzgebung 
Die Ausdehnung der Verfolgung in der Hauptverhandfung 
geftatten, indem gerade Die größere Elaflicttät Der Ber 
handlung zu den Borzügen des mündlichen Verfahrens 
gehört und jeinem Geifte entipricht, Dem rihterlichen Er⸗ 
meflen es überlafiend, ob je nad) dem Umfange ber 
veränderten Beweiſe und That⸗Umſtaͤnde die Verhandlung 
fortgeießt oder verlaflen und ein ganz neues Verfahren 
eingeleitet werben fol. 

Als natürliche Folge diejes Principe muß jedoch Die 
Geſetzgebung damit Die Vorſchrift verbinden, daß durch 
die veränderte Richtung der Anklage und Berfolgung in 
der Hauptverhandlung das Recht des Staats⸗Anwalts auf 
volle Beweisfuͤhrung, ſowie insbeiondere dad Redit des 
Angeklagten auf volle Vertheidigung und vollſtaͤndigen 
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Gulaſtungs ⸗Beweis nicht beeinträchtigt werben Darf, Sie 
muß deshalb vorſchreiben, daß in foldhem Halle von Dem 
Staats» Anmwalte ein veränderter Antrag — ſoweit foldyer 
nötig ift — muͤndlich geftellt, jedenfalls Dem Angeklagten 
Gelegenheit zur Bertheidigung gegen Die veränderte Rich⸗ 
tung. der Anichuldigung und Auffaffung der Ihat gegeben 
und foferne ber Angeklagte noch in Folge Der Ausdehnung 
der Anflage auch eine Ausdehnung feiner Entlakunge 
Beweisführung begehrt, das Gericht, wenn es ſolche nach 
MWahrfcheinlichkeit erheblich findet, unter Auslegung des 
Schluſſes der Verhandlung diefe Verollſtaͤndigung Der 
Verhandlung nad) dem Antrage des Ungeflagten anzu⸗ 
ordnen bat. Es kann unmöglid, den Anforderungen der 
Gerechtigkeit und Staatsklugheit entiprechen, Daß in ſolchen 
Fällen die Wahrheit nicht zur Geltung gelangt, allo der 
bervorgetretene jchwere Thatbeſtand des angellagten Ber 
brechen ignoriert wird, ober wenn man fie zur Geltung 
gelangen laſſen will, dag man alddann Den weiten Limmeg 
wählt, Die ganze bisherige Procebur über den Haufen zu 
werfen und eine ganz neue won vorneherein eintreten zu 
laften. Im Gegentheil, es entipricht den Anforderungen 
der Gerechtigkeit und der Vernunft, daß man in folchem 
Falle Das bisherige Berfahren nach verändertem Antrage 
in veränderter Richtung unter Wahrung des vollen 
Bertheidigungsrechtes Des Angeſchuldigten fortiegt und 
vollendet. 

Die frangöfiiche Geſetzgebung hat Die von mir ver 
theidigten Grundſaͤtze im Eivilprocefie aufgenommen, wor 
ſelbſt fe indeß meines Erachtens nicht zu biffigen find, 
gewiß aber entiprechen fie den Grundprincipien des Strafr 
rechts und dem Geiſte und Zwecke eined Steafverfahrens, 
welches nach den Prineipien der Anklage und Verfolgung 
von Staats: und Amtöwegen aufgebaut if. Daß Das 
Gericht bei Abfaffung bed Endurtheils in der freien recht⸗ 
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lihen Beurtheilung ber in der mändlichen Haupt 
Berhandlung neu hervorgetretenen und angeflag- 
ten Thatumftände, in deren Unterſtellung unter das 
Geſetz, alfo in der Gefegesanwendung auf Die angellag- 
ten Thatumftänbe, felbft in ber Begrifföbeftimmung ber 
angeflagten That, unter der Borausfegung, Daß dem Au⸗ 
geklagten &elegenheit gegen bie etwa veränderte ſchwerere 
Auffaffung gegeben wird, von den Anfichten des Staats 
anwalts unabhängig bleiben muß: geradeſo wie bei Dem 
Berweiſungs⸗Erkenntniſſe, folgt aus der Stellung und Un 
abhaͤngigkeit Des Richters in jeiner rechtlichen Beurthetlung 
und Gejeßesamvendung bei feiner Entſcheidung. 

Zu 3) Alle Geſetzgebungen haben die ftrafrechtliche 
Berfolgung gewiffer leichterer Vergehen von dem Antrage 
des Berlegten abhängig gemacht; Es entftcht in Folge 
Defien die Frage, weldhe Stellung in dem Proceffe bie 
Geſetzgebung in ſolchen nur auf Antrag erhobenen 
Brocefien dem Verletzten anweiſen ſoll. Diele Frage 
erlangt namentlich bei Preß⸗Vergehen eine practiiche Wich⸗ 
tigkeit. Die Badiſche und Würtembergiche Gefehgebung 
legen hier verichtedene Auffaflung Dar; in dem Baieriſchen 
Geſetze ift diefe Frage nicht berührt. Nach der dermaligen 
Gerichtspraris im Großherzogthum Heffen, wo außer dem 
Verfahren vor den Geichwornengerichten und in wenigen 
vor die Provincialſtrafgerichtshoͤſe verwiefenen, aus Dem 
früheren Wirkungskreiſe der Schwurgerichte ausgeſchiede⸗ 
nen Fällen noch zur Zeit das geheime, fehriftliche Unter⸗ 
fuhungsverfahren befteht, ift in den berührten Fällen nach 
geftelitem Antrage auf Unterfuchung das Berfahren Daffelbe, 
wie in benen von Amtswegen umnterfucht werbenben 
Strafſachen. Die Badiſche Proceßordnung überweift Dem 
Berlepten in folhen Fällen die Rolle ber Hauptpartei. 
Dear Privatankläger bat Dem unteriuchenden Richter Die 
erforderlichen Beweiſe zu bezeichnen, wegen Berwerfung 
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feiner in Bezug auf bie Unterfuchung geftellten Anträge 
fieht Demfelben die Beichwerdeführung an das höhere Ge 
richt zu, der Privatankläger hat die fchriftliche Anklage zu 
überreichen oder zu Protocol zu erklären und in der Aus 
dien; mimblich zu entwideln ober durch einen Anwalt ent⸗ 
wideln zu laffen. Die VBerfäumniß gilt allenthalben als 
Verzicht auf die Anflage. Ihm, dem Privatankläger, fteht 
enblid, der Recurs gegen das Endedurtheil über den Straf 
punkt, jowie Die Befchwerbeführung gegen die Erkenninifie 
zu, wodurch der Antrag auf Unterſuchung als ungegruͤn⸗ 
Det verworfen, Das Verfahren wieder eingeftellt ober, aus⸗ 
geſprochen wird, daß fein Grund zur gerichtlichen Verfolgung 
vorhanden jei. Hiervon völlig verichieden iſt die Auf 
faffung des, Königl. Wuͤrtembergiſchen Geſetzes v. 25. Juli 
1848 über das miümbliche öffentliche Anflageverfahren m 
Preßproceßfachen. Dem Privatanklaͤger iſt hier Feine Ein- 
wirkung auf Die Vorunterſuchung geftattet, der Staatsan- 
walt Dagegen hat das Recht jolcher Einwirkung, den Antrag 
auf Ergänzung, Beruhenbleiben oder Verlegung in den Ankla⸗ 
geftand. Der Elagende Beleidigte hat Das Recht Der Beſchwer⸗ 
deführung an das höhere Gericht, wenn die Einftellung Des 
Borverfahrens von dem Preisgerichte befchloffen wird. Der 
Staatsanwalt Hat die Anflageichrift zu fertigen und bie 
Beweismittel für Die oͤffentlich mündliche Verhandlung zu 
bezeichnen. Die Anklagefchrift wird. dem Tlagenden Bes 
leidigten in Abfchrift mitgetheilt und die Bezeichnung der 
auf ſeine Koften abzuhörenden Zeugen und Sachverſtaͤn⸗ 
digen verftattet, derielbe wird mit feinem etwaigen Anwalte 
zur mündlichen Hauptverhandlung vorgeladen, bleibt der 
jelbe oder fein Bevollmächtigter aus, jo gilt Die Klage für 
verzichtet... Der Staatsanwalt und klagende Beleidigte - 
werden in der Hauptverhanblung mit ihren Anträgen ges 
hört, den Schlußantrag nimmt der Staatsanwalt. “Der 
Privatankläger haftet für die Proceßkoſten, ſoweit jolche 
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nicht dem Angeklagten überwiefen werden. Dem Staats 
amvalt fteht Das Rechtsmittel des Recurſes an das Obers 
teibunal zu gegen ein freilprechendes Enburtheil, ſowie 
gegen das Strafmaas eined verurtheilenden, dem Flagen- . 
den Beleidigten blos rüdfichtlich des Anſpruchs auf Schar 
denerſatz. 

Offenbar mangelt dieſem Geſetze ein einheitliches lei⸗ 
tendes Grundprincip. Sobald das Geſetz die ſtrafrecht⸗ 
liche Verfolgung eines im Strafgeſetzbuche aufgezaͤhlten 
Vergehens von dem Antrage des Verletzten abhängig macht, 
fo ift damit ausgefprochen, daß ein unmittelbares, abſolu⸗ 
tes Interefie des Staats bei Der jedesmaligen ftrafrechtli- 
hen Verfolgung und Beftrafung diefer That nicht befteht. 
Damit iſt aber der Charakter der That als einer Straf 
ſache nicht verwilcht, fo gewiß als in ſolchen Fällen bie 
erkannt werdende Stvafe eine öffentliche if, die Sache 
im Strafverfahren verhandelt wird, fonach audy Die allge- 
meinen Grundjäge über Beweis, Bertheilung und Be 
firafung der That Diefelben find und bleiben wie bei allen 
übrigen von Amtswegen verfolgt werdenden Vergehen. Der 
Grund, warum Das Geſetz Die Verfolgung von dem Ar 
trage des Verlegten abhängig macht, beruft theils in ber 
geringeren Strafbarfeit und Gemeingefährlichkeit der That, 
theild in den Beziehungen Des Verletzers zu dem Verletz⸗ 
ten. Sobald aber einmal durch den Antrag des Verlehtz⸗ 
ten auf Unterfuchung und Beftrafung die Borausfegung 
zur gerichtlichen Einjchreitung eingetreten ift, fo ſteht dieſe 
Sache alsdann in jeder Beziehung denen von Amtöwegen 
verfolgt werdenden gleich, ed können dann Formen und 
Conſequenzen des Privatanflageprocefies in das einzulei⸗ 
tende Berfahren nicht übertragen werden, wenn das Ger 
fe Diefes Verfahren bei ben übrigen Vergehen nicht auf 
genommen bat, eben weil durch das Abhängigmacdyen Des 
Verfahrens von dem Antrage bes Verletzten Die Handlung 
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Ihen Rrafreihtlichen Charakter nicht verliert, auch damit das 
Grundprincp und Syſtem des Strafverfahrens im Allge: 
meinen. nicht geändert ift, jomit die Einmiſchung von For 
wen und Folgen des PBrivatanklageprozefled nur zu In: 
confequenzen und Unzuträglichfeiten führen kann und muß. 

Hiernach fol das Geſetz bei Vergehen Der bezeichne- 
ten Art nur allein den erften Antrag auf Verfolgung dem 
Berlebten überweiien, demfelben aber im weiteren Verfah⸗ 
ren in allen Richtungen und Folgen, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme jeines bis zum Schluffe der Verhandlung zuläfftgen 
Berzichts auf Feſtſetzung der flrafrechtlichen Verfolgung, 
ſowie vworbehältlich Teined Recurſes an den Oberflaatdans 
walt bei von Seiten des Staatsdanwalts. verweigerter Ein- 
leitung einer Verfolgung Feinerlei weitere Einwirfungen 
oder PVarteiftellung anerkennen, vielmehr den Staatsanwalt 
wie bei allen anderen Straffachen als die allein betreibende 
Partei bezeichnen. Wenn aber umgefehrt das Geſetz ein- 
mal dem Derlegten außer dem erften Antrage auf Einlei- 
tung der Verfolgung in einer Richtung eine Barteiftellung 
oder Pflicht überwiefen hat, dann foll das Geſetz Diele 
Stellung confequent fefthalten und denſelben als Privatan⸗ 
fläger, ald Die Hauptpartet, als das im thatjächlichen allein 
betreibende Organ der Verfolgung anjehen und behandeln. 

Das erftere ift meined Erachtens das richtigere mit 
dem Charakter der That und Dem allgemeinen Syftem des 
Strafverfahrens übereinftimmende. Uebereinftimmend mit 
dieſer Auffaffung beftimmt Das vorallegirte Königl. 
Preußische Geſetz: Verbrechen, deren Beftrafung die Ges 
fege von dem Antrage einer Privatperion abhängig ma- 
chen, darf der Staatsanwalt nur dann vor Gericht ver- 
folgen, wenn hierauf von jener Perſon angetragen worben 
iſt. Doch iſt er ſowohl in diefen Fällen, als auch dann, 
wenn bei Verbrechen anderer Art die Bethelligten ſich an 
ihn wenden, befugt, die gerichtliche Verfolgung zu ver: 
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weigern, fofern ex biefelbe für gefeplich begruͤndet nicht 
erachtet. Ueber Beſchweredn wegen foldher Weigerungen hat der 
Oberſtaatsanwalt zu entſcheiden. Gleiche Beſtimmung bat 
die vorallegirte Koͤnigl. Hannöveriche Strafproceßordnung 
im $. 39. Auch dem Intereſſe des Berlepten entſpricht 
dieſe Auffaffung und Behandlung in der Gefeßgebung am 
meiften; weil bierbei Die Beweisführung zu deſſen Gunften 
erleichtert wird. Sobald der Verlepte in der Rolle als 
klagende Partei auftritt, Tann er nicht gleichzeitig als Zeuge 
behandelt und nicht beeibigt werben, wohl aber in dem 
alle, wenn die Rolle der öffentlichen .. dem Staat» 
anwalt uͤberwieſen if. 


b.. Sl 


Juristische Compendien für Studirende 
- aus dem Verlage 


von 


©. A. Schwetschke & Sohn (M. Bruhn) 
in Braunschweig: 


Heffter, 4. W., Lehrbuch des gemeinen deutjchen Eriminal- 
rechts, mit Rückſicht auf die nicht exclufltven Randesrechte. 
Vierte verbefjerte Auflage, mit einer vergleichenden Ueber⸗ 
ficht der neueren Strafgefehgebungen. gr. 8. 

2 Thlr. 20 Ser. 


Krahmer, L., Handbuch der gerichtlichen Mediein. Mit 
Benutzung eigner Untersuchungen nach dem heuti- 
gen Standpunkt der Naturwissenschaften für Aerzte 
und Juristen bearbeitet. gr. 8. geh. 

2 Thr. 71, Sgr. 


Lange, C. F. W., Examinatorium über die römische 
Rechtsgeschichte. In Fragen und Antworten zur 
Vorbereitung auf academische und Staats-Prüfungen 
gr. 8. geh. 1 Thir. 


Mühlenbruch, C. Fr., doctrins Pandectarum. 3 Vol 
Ed. IV. multo auctior et emendatior. 8.maj. 4 Thir. 


— Lehrbuch des Pandekten- Rechts. Nach. der do- 
ctrina Pandectarum deutſch bearbeitet. 3 Thle. 4te 
—— Auflage, herausgegeben von O. C. v. Madai. 
gr. 4 Thlr. 


— — Lehrhud der Inſtitutionen des ae Rechts. 
2te verb. und verm. Auflage, herausgegeben von E. 
Wippermann. gr. 8. geh. 1 Xhle. 20 Ser. 


Tittmann, ©. A., Handbuch für angehende Juristen, zum 
Gebrauch während der Universitätszeit und bei dem 
Eintritte in das Geschäftsleben. 2te berichtigte und 
mit Zusätzen versehene Auflage, herausgegeben von 
C. Ed. Pfotenhaner. gr. 8. 3 Thlr. 
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Georg Arnold Heiſt. 


(Präfldent des Oberappellationsgerichts in Lübeck) 
Mitthbeilnngen 
aus Deiien Keben, 
gefammelt von 
Dr. W. v. Bippen. 
2124 Bogen. gr. 8. geh. 1 Thle. 15 Ser. 


Bie katholische Hierarchie 


in den grossen deutschen Staaten seit 1848 


und der gegenwärtige Conflict zwischen den Fürsten und den 
Bischöfen der oberrheinischen Kirchenprovinz. 


Von 
Dr. C. Knies. 
Schm. 4. geh. a 6 Sgr. (21 Xr.) 


Die Lehre | 
von der Mora 


Dargefellt 
nad) den Grundiägen Des Roͤmiſchen Rechts. 
Bon 
C. D. von Madai. 
gr. 83. Preis: 2 Thlr. 


C. A. Schwetschke & Sohn, 
(M. Bruhn.) 











Bei Ankündigung des dritten Jahrgangs der Zeitfchrift 


Aagazin für hannsverfches Hecht 


unter Mitwirkung der Herren: 


O.⸗A.⸗G.⸗Vice⸗Praſidenten von Düring zu Gele, 
Oberjuſtizrath Lichtenberg zu Hannover, 
Obergerichtsanmalt und Privatdocenten Dr. Grefe zu —— 
bei der Redaction, 


| herausgegeben vom 
Oberappelitionsrathe son: Klende zu Selle; 


erlauben wir uns das zur Erleichterung der überſicht aufgeſtellte 
ſyſtematiſche Inhaltsverzeichniß der beiden erften Bünde, uebſt 
vorangeſchickter Aufführung. der Mitarbeiter, zur Öffentlichen 
Kunde zu bringen, indem wir daſſelbe, obgleid die Dlaterien 
darin nur möglichft Furze Andeutimg finden konnten, doch 
ſchon für geeignet halten,“ von der Vielſeitigkeit der Zeitfchrift 
zu Überzeugen und bderfelben nody immer mehr die Theilnahme 
des juriftifchen Publikums zuzuwenden, die ihr bereits in hohem 
Grade und in einem den Bortgang des Unternehmens fidhern- 
den Maße zu Theil geworden iſt. 

Die unterzeichnete Buchhandlung hat den Verlag der mweitern 
Bolge dee Magazins für hannoverſches Recht übernom⸗ 
men und wird fih die Förderung ber Zertfchrift, die mit unvere 
änderter Richtung wie bisher beftweife in Bänden von etwa 
30 Bogen erfceint, vor Allem angelegen fein Taffen. Beiträge 
für da8 Magazin vermittelt fie gern an die Redaction, die 
für Originalauffäße ein Honorar von 10 4 pr. Drudbogen, 
für fonftige Mittheilungen ein verhältnigmäßiges Honorar, 
nad Aufnahme in die Zeitfchrift zahlbar, feftgefeßt bat. — 

Der Preis des Bandes non circa 30 Bogen iſt 2 4 Con⸗ 
rant, wofür alle li bed In= und Auslandes 
denfelben liefern. 


Hannover, 20. April 1853. 
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Regierungsrath im 8. Cuitusminiſterium Fachtmann zu Hannover, 

Obergerichto Bicedirector Dr. Zyande gu. &tabe. 

Obergerichts⸗ Anwalt, Jagbſecretair Dr. Friederici zu Hannover. 

ODbergerichts⸗Anwalt Dr. Grefe zu Göttingen. 

Obergerichts⸗Afſefſot von Sruben zu Lehe. 

Profſeſſot Dr. &. C. Herrmann zu Giltingen. 

Obergerichta Aſſeſſor Kern si Bameln. 

DOUS:Seeretait Dr, Sirhner au Celle. 

Oberappellationsrath von Klencke zu Gele. 

Dbergerichts- Anwalt Dr. König zu Oſterode. 

OAG.-BVicepräfident Dr. Leif, Excelienz zu ‚Sehe. 

Landfyndifus von Lenthe zu Celle. 

Obergerichtsrath Dr. Leo nhardt im K. Juſtiz Miniſterto zu Hannovder. 
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Srundbefißes.) IT. 338. 

NA Bücheranzeigen. 1.213. 459-474. 1.233 — 340. 
489 - 500. 


II. Staatsrecht, 
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